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Borivort. 


Die mehn chlige Unlerbrechling, ibelche bie Heraudgabe bes Werkes uͤber Die 
ee besreußiſchen Staates erlitlen, hat 
ihten Grund ih ben Etclgniffen Ber neileſten Zeit, welche eine Umgeftaltung 
bit Staate⸗Verfaſſang Henkel berbetführfen. Die eingeltetene dieder⸗ 
kehr feffetef Suftärtbe; laͤßt elwatten, dah dem publik in die Korlfegung, 
jener rbet nicht unmitföhinhen fein werde, deren früher erfpienene Ablhel⸗ 
lungen fi} wohlwollender white Sal vVeſſetben zu eiftelien hallen 

Obwohl det Untergelchnete zu feinen! Vhaueln bei der Fortführung. 
DER ARE ſtchenden Unietnehinens alf ae a ind einfihtänolle 
ei" Dee bier RENERD verlichten mußte; ſo 
glauhle &t delnoch ſich hielduch it Aholen et bürfen, die geſtellle 
aufgabe ihtein glele naher zu fuhten 

DR geht Thel des Werkes aihärt vie Darftellung der dad 
 YHTA ala‘) TerMN Städtes’ betreffenden Befeßgebung, und es 
fofeh ſich vleſck Atdelt demnichſt fernere aothalungen bed Unternehmens 
artreihjen.’ 
Annzwelfelhaft nehmen auf dem Gebiele der Geſetzgebung und Verwal⸗ 
tunt die gewerblichen Kerhältniffe eineder erſten Stellen ein, und 
es haͤt ſich dlefem wichtigen Gegenſtaube die Aufmerkſamkeit der Iegiöfaiben 
 Spällgeäit vr aate gtegleltung vdn jeher vorzugewriſe zugeldanbt. Nach⸗ 
dende — der &ttin- Hurbeibtt fern weilbbe den Grunde | 
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licher Zuftände zur Gil gebraͤcht "war eh das Beſleben der 
SUR EA Back, elne aeg Drdnung des Ge 
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werbebetriebed zu ſchaffen. Diefe Aufgabe fand ihre Löfung in ber 
allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. Das 
ereignißreiche Jahr 1848 hat, wie überall, fo aud) in Betreff der Reformen 
auf dem bier in Rede ſtehenden Gebiete, die verfdhiebenartigften Anfichten 
und Wünſche hervorgerufen. Während von einigen Seiten die Wiederein- « 
führung größerer Beſchränkungen ber Gewerbefreiheit ald nothwendig 
bargeftellt wurde, gab ſich anderer Seits dad Verlangen nad) völlig unbe- 
gränzter&ewerbefreiheitkund. DiePreupifheNtational-Verfamms 
Iung hatte fid) zwar der Aufgabe unterzogen, den Gegenftand einer genauen. 
und umfaffenden Prüfung zu unterwerfen, und es war zu biefem Zweckt 
eine befondere Fach-Kommiſſion von derfelben ernannt worden; ‚allein 
die erfolgte Auflöf ung jener Berfammlung verhinderte den Abſchluß der 
Arbeiten und deren Berathung. Das Königl. Minifterium für Handel, 
Gewerbe und Öffentliche Arbeiten glaubte indeß die Vorarbeiten ber Fach⸗ 
Kommilfion der NationalsBerfammlung nicht unberüdfichtiget loffen zu bür- 
fen, und ſuchte, nach Anhoͤrung von einberufenen Sachverſtaͤndigen bed Ge, 
terbes, Handwerker: und Handeld- Standes, durch vorlaͤufige Verord⸗ 
nungen den bringenbften Bedürfniffen und Wünfcpen. der Gewerbekreibenden 
zu eniſprechen, imsbeſondere den Mißſtänden, welche in dem Gewerbeweſen, 
tie ed ſich nach der allgemeinen Gewerbe⸗ Ordnung vom 17. Januar 1845 
geſtaltet hatte, hervorgetreten waren, aibhůlſe zu gewähren, und die Ber 
hältniffe bed Handwerker⸗Standes auf zwedmäßige Weife zu.teguliren. 

Die oftropirten Verordnungen vom 9, Februar. 1849 über bie 
Errihtung bon GewerberRäthen und verſchiedene Abänderun - 
gen ber allgemeinen Gewerbe-Orbnung, fowie über Die Erridhe . 
tung von Gewerbe⸗Gerichten haben demnächſt die Genchmigung 
beider Kammern erhalten, indem letztere ber Anſicht waren, daß dadurch 
die Bahn eröffnet werde, auf welcher dad forporalive Element, bie Ordnung, 
die Ehrenhaftigkeit und fittliche Kraft im Gewerbeweſen ſich erheben und ent- 
wigeln fönne, ohne bad Prinzip der Gewerbefreiheit, welches ſtaatowirth⸗ 
ſchaftlich im Intereſſe der ganzen Nation durch die frei eröffnete Konlurrenz 
ber wahre Hebel aller Induſtrie ſei, erheblich zu verlcezhzen. 

Die. älteren Gewerbe⸗Geſetze aus den Jahren 1810 und 1811 und Die 
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allgemeine Gewerbe Orbnung vom Jahre 1845, in Verbindung mit den 
neueren Verordnungen vom 9. Februar 1849, bilden nunmehr die Grund» 
lage ber gegenwärtig geltenden Gewerbe, Gefehgebung Preußens, 
einander mehrfach modificirend, und durch zahlreiche einzelne geſetziche Be⸗ 
ſtimmungen ergänzt und erläutert. 

Das Koͤnigl. Staatsa⸗Miniſterium hat e8 in feinem Immediat⸗Berichte 
vom 7. Februar 1849 2) auddrücklich ausgeſprochen, daß mit einer wei⸗ 
teren Reform der Gewerbe⸗Geſetzgebung erft dann vorzuſchreiten fein werde, 
‚ wenn die Erfahrung gelehrt habe, welchen Einfluß die durch die Verords 


nungen vom Jahre 1849 getroffenen Anordnungen auf die Berbefferung 


der gewerblichen Zuſtaͤnde äußern dürften. 

Ehen deshalb erſchien ed zeitgemäß, nunmehr mit einer ſy ſt em a⸗ 
tifh geordneten Bearbeitung der erwähnten, vorläufig für abgef hlofs 
fen zu eradhtenden Geſetzgebung herborzutreten. 

Diefe Arbeit wirb beitragen, den zur praftifhen Anwendung und Durch⸗ 


führung der begüglichen Gefege berufenen Behörden und Beamten eine Ueber⸗ 


fiht des zur Zeit beftehenben Mechted zu gewähren, und ihnen die richtige 
Anwendung und Muffaffung der betreffenden Gefege und Bermaltungd-Bor- 


ſchriſten zu erleichtern. Sie wird außerdem von Intereffe und gleihmäßte 


gem Nutzen für die betheiligten Geiverbetreibenden fein. 

Abgeſehen hiervon dürfte ſich die gewährte vollftändige und geordnete 
Ueberſicht des gefammten vorhandenen Materials als eine nuͤtzliche Vor⸗ 
bereitung ber vorausſichtlich in nicht zu langer Friſt erforderlich werdenden 
Neviſion der geſammten Gewerbe⸗Geſetzgebung empfehlen, und zu deren 
Erleichterung beitragen. 

Die gegenwärtige Schrift ſchließt ſich in Zweck und Plan den früher 
erſchienenen Theilen des größeren Werkes über die Berfaffung und Vers 
waltung bed Preußiſchen Staates überall an. Es darf daher in diefer 
Beziehung auf dasjenige hingewieſen werben, was darüber in dem Vor⸗ 
worte zum „Polizei⸗Weſen des Preuß. Staates" bemerkt worden Äft. 

ud) für den vorliegenden Theil der Verfaffung und Verwaltung des 
Preußiſchen Staated, welcher ein in ſich abgeſchloſſenes Ganzes bildet, wurde 


1) Pergl. in der allgemeinen Einleit. ©. 12. 
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ber Zweck ind Yuge geſaßt, bie betreffende Geſetzgebung nollftänbig und | 

| fyſtematiſch darzuſtellen, und aus der geſchichtlichen Grundlaͤge | 

| zu entwideln. . | 

— Die vorangeſtelſte allgemeine Einleitung erörtert den Begriff 

und Zwerd der Gewerbe-⸗Polizei, und giebt eine hiſtoriſche Ueberſicht der 

gewerbepolizeilichen Gefeßgebung Preußens im Ypgemeinen, ſowie ber 

| Quellen und Literatur dieſer Materie. Dad Werk felbft zerfaͤllt in zwei 
Theile Der erfte enthält die Daritellung ber Organifation. Der be 

| treffenden Behörden; der zweite die der Gefeggebung und. Ber 

| waltung ber Gewerbe-Polizei. Dem letzteren Theile ſind aus praf 

tiſchen Gründen) die organifhen Geſetze vorangeſtellt, welche bir 

Einrichtung des Gewerbeweſens und die Gewerbe⸗Polizei betreffen. Hieran 

reihet ſich die ſyſtematif he Bearbeitung jener Geſetze und der darauf ber | 

zůglichen Ergänzungen und Erläuterungen, inöbefondere auch der bonn 

audführenden Eentral- und Provinzial-Behörben erlaffenen Berwa Itungs 

Torf chriften. 

Der praktiſche Gebrauch des Werkes wird, wefentlid erleichtert merden 
durch die den beiden Bänden vorangeftellten Inhalts⸗Ueherſichten und, duch 
die audführlichen chronologiſchen und ſohuchen Kegiſter. 

Berlin im Juni 1851. 


von Rönne, 


1) Vergl. hierüber Die Rote 1, S. 8 der Eintelt. 
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Einleitung. 


a 7] 


Ä Erſte Abtheilung. | in 
Begriff und Zwed der Gewerbe-Polizel, 


Die Polizei, — in der weiteren Bedeutung bed Wortes 1) —, befteht in 
der Befammtheit aller jener verichiedenartigen Anftalten und Einrichtungen, welche 
beziveden, durch Verwendung der Staatögewalt diejenigen Hinderniſſe der allſeiti⸗ 
gen Entwidelung der menſchlichen Kräfte zu entfernen, welde durch die Kraft der 
Einzelnen gar nicht, oder nur unvolftändig, wohl aber durch Die Anwendung det 
Geſammttraft der Bürger befeltiget werden können 2). 

Aus diefem allgemeinften Begriffe der Polizei entwidelt fi ald ober: 
ſter Brundfaß ihrer gefammten Thätigleit, daß der Staat In allen ben- 
jenigen Fällen Hülfe zu leiten hat, in welchen ber einzelne Bürger einen erlaubs 
ten, allgemein nuͤtzlichen Zweck nicht feldft erreichen Könnte. E8 wird aber die Thäs 
tigkeit der Polizeigewwalt, wenn man die einzelnen Begenftände berjelben näher 
betrachtet, in dreif acher Richtung in _Anfprucd genommen, in welcher e8 der Uns 
0 ded Staates zur Hinmwegräumung übermächtiger äußerer Hinderniffe 
bedarf. ' 

Der erfte Haupttheil der polizellichen Thätigkeit umfaßt Die Sorge für bie 
phyſiſche Perſoͤnlichkeit der Etaatöbürger. In biefer Beziehung ift ihre 
Aufgabe indbeſondere die Erhaltung oder Wieberherfiellung der Sicherheit und 
Ordnung im Staate, und man begreift diefe Richtung derfelben Unter der Ber 
zeichnung der Boligei im engeren Sinne (Zwangd>Polizei)?). 


2) Rergl. über den weiteren und engeren Begriff der Polizei die Einleit. zum 
Poſizeiweſen (Thl. Vi. des Wertes), Bd. 1.©. 1 u. 2. 

2) Der Zwed ded Rechtsſtaates ift bie Befeitigung ber Hinderniffe, melde einer 
alifeitigen Ausbildung der Naturfräfte des Menſchen entgegenftchen. Die Hin- 
berniffe, welche ih jedem Einzelnen bei Verfolgung dieſes Zweckes entgegenftellen, 
beftehen erftiich in dem wiberrechtlihen Eingreifen anderer Menſchen in ben 
Htechtötreiö der Bürger, und zweitens in ber Uebermacht äußerer Um- 
fände, weiche eine für bie Kräfte.ded Einzelnen unüberwindliche Hemmung be- 
wirtt. Den erfleren wird burch bie Rechtopflege (Juſtiz), ben letzteren 
mittelft der Polizei begegnet. 

2) Die Darftellung der Boligei im engeren Sinne ober der Sicherheits⸗ und 
Ordnungé⸗Polizei (Zwangs⸗Polizei) ift im Thl. VL dieſes Wertes (unter dem 
Titel: »dad Bollzeimeien: bes Preuß. Staated«) enthalten, und zwar wird in Bd. 1 
u. 2 jened This. (nebft einem Suppl Bde. dazu) die eigentlihe Zmangd- 
oder Sicherheits-Polizet, in Bb. 3 (in 2 Abth.) Die Medizinal-Polizei 
und in Bd. 4 (in 2 Abthl.) die Bau- und Wege-Polizei abgehandelt. — In 
befonderen Bänden wird demnächſt aud) bie Waſſer⸗Polizei, bie Armen⸗ 
Polizei ꝛc. dargeftellt werben. 


Adi. VI, 80.1. | 1 
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Der zweite Haupttheil ber polizeilichen Thätigkeit hat die geiftige Per» 
jönlichfeit der Bürger zum Gegenſtande und beſchäftiget fi mit der Begrün⸗ 
dung, Erhalsung und Beförderung der geiftigen Bildung. Man bezeichnet dieſen 
Iheil der polizeilichen Ihätigkeit (die Volksbildungsſorge oder Bildungs⸗Polizei) 
ald Kultur-Polizei (Kirchen⸗ und Erziehungs Volizel) !). 

Endlid) die drftte und dem Umfange nad) bedeutendfte Aufgabe her Poli: 
zei⸗Gewalt betrifft ihr Verhältnig zur Güterwelt, — bie Sorge für dad Ver- 
mögen der Staatöbürger. | 

Der einzelne Menſch und die Geſellſchaft haben vielfache Bedürfniffe, welche 
durch den Gebrauch äußerer Güter befriediget werden. Die Natur bringt Diefe 
Güter hervor; die Arbeit fammelt, bereitet fie, und macht fie tauglich zum Ge⸗ 
braude; ber Verkehr, der Handel vertheilt fle durth Taufd oder Vermit⸗ 
telung ded Belded, Kauf und Verkauf, und auf diefe Art gelangen fie zum Ver⸗ 
brauche für menfchlihe Zwede. Die Wiſſenſchaft der Volkswirthſchaftölehre 
(National-Dekonomie) befchäftiget fid) mit der. Auffindung der Geſetze und Re; 
geln, nad) welchen die mannigfaltigen auf Behandlung der Güterwelt gerichteten 
Kräfte zuſammenwirken, um dad Leben der Menfchen zu erhalten und feine Zwecke 
au befördern. ‚Die Aufgabe der Staatsregierung aber iſt ed, die auf diefem 
wichtigen Gebiete gewonnenen Mefullate der Theorie für dad Wohl der Staaid» 
bürger praftifch zu benußen, und bie @rundfäße, nach welden hierbei zu 
verfahren if, flellt die Lehre von der Volkswirthſchaftöspflege oder die Ge; 
werbe⸗Polizei-Wiſſenſchaft dar, welde alfo von den Maafregeln.und An; 
falten zur Förderung der Volköbelriebfamkeit und ded Völkerverkehrd hanbelt. 

Dad Gebiet der Volkowirthſchaftspflege, in feinem vollen Um: 
fange, begreift bie ſämm tlichen Zweigeder wirthſchaftlichen Thätig- 
keit in ſich und zerfällt daher, feinem Begenflande nad, In drei Hauptabthei: 
lungen, nämlid bie Pflege bed Urgemwerböbetriebed (Landwirthſchaft, 
Forſt⸗ und Ingdwirtbihaft und Bergbau), die Pflege ded Kunftgewerböbes 
triebed (Habrifation, Gewerbebetrieb im engeren Sinne) und die Pflege bed 
Umfasgewerbebetriebed (Handel). . . | 

In ber weiteren Bedeutung ded Auddruckes umfaßt daher die Bewerber 
Polizei jene dreif ache Richtung der gefammten Voltkowirthſchafto— 
pflege, und In Diefem umfaffenderen Sinne muß deshalb aud) die Darflellung in 
brei Hauptabtheilungen zerfallen?) nämlich in Die Darftellung der Verhälte 
niffe des Zandbaued?), der Fabrikat ion und ded Handeld. Ä 


1) Im weiteren Sinne wird von einigen Staatöredhtd-L2ehrern unter bem Begriffe 
der »Kultur-Volizei« auch die Sorge für gewerbliche und inbuftrielle 
: Rultur der Nation mit verfianden, während Andere der Begriff auf die 
— für ge int J Bildung befchränfen. Vergl. hierüber Thl. VI, Bb. 1. (Polizei- 
welen), ©. 2 Rote 1. . 
Das Kirchen» u.Schulmefen wird in ThL VIII. des Werkes dargeſtellt. 

2) Der gegenwärtige Thl. VII. bed Werked, welcher das ganze Bebietber Voilfs- 

wirthfchaftspflege (Gewerbe⸗Polizei im weiteren Einne) umfaflen foll, wird 
hiernad) drei verſchiedene Abtheilungen enthalten, von melden bie vorliegende 
fi mit der Sewerbe- Polizei im engern Sinne, nämlich ber Darftellung 
der Berhältniffe des KRunftgewerböbetriebes, beſchäftiget, während «ben bei» 
ben anderen Thellen, melde den Landbau und ben IUmfahgewerböbetrich 
(Handel) betreffen, befondere Abtheilungen gewidmet werden follen. 

»). Der Landbauift nur einer ber verfhiebenen gZweige der Lehre vom Urge⸗ 
werböbetriebe; e8 gehören bahin außerdem noch bie Yorft- u. Iagbmwirths 
[haft and der Bergbau. Legterer gehört indeß toefentlich zu ben Negalien 
und wird daher, beö praftifchen Beduͤrfniſſes wegen, bei dieſen, die Yorft- u. 
Jagdwirthſchaft aber, gleichfalls aus praktiſchem Beduͤrfniß, Wegen ihres 
engen Zuſammenhanges mit dem Domainenmwefen.bei legterem (in Thl. 
bed Wertes) abgehandelt, J 
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In der engeren Bedeutung ded Wortes bagegen wird unter »Bewerbes 
Polizei« nur diejenige Richtung der polizeilichen Thätigkeit der Staatöregierung 
verſtanden, welche Die vollöwirthichaftlide Pflege des Kunftgemerböbetriebed 
betrifft, und in diefem engeren Sinne wird der Begriff hier zunächſt feſtgehal⸗ 
ten, indem die vorliegende Übtheilung ded Wertes ſich auf die Darflellung 
der Gewerbe⸗Polizei in dieſem letzteren Umfange befhränfen wird. 

Hierbei iſt zunächft audzugehen von der näheren Feſtſtellung ded Begriffed 
von »Bemwerbe.« 

Die Naturkraft, ihrer eigenen Entwidelung überlaffen, bringt nur 
wenige derjenigen @egenftände herbor, welche zur Befriedigung der phyſiſchen und 
geiftigen Bebürfniffe des Menfchen erforberlic find; felbft die durch die Urpro- 
duktion (Mderbau, Viehzucht und Bergbau) erzeugten Rohfteffe find, mit ge- 
ringen Audnahmen, nicht unmittelbar hierzu geeignet, Indbefondere aber bei geſtei⸗ 
gerter Kultur und Bildung, Feineöweged dazu ausreichend. Es bedarf vielmehr 
in der Wegel einer teiteren Einwirkung menſchlicher Kräfte und Thätigleit, um bie 
gewonnenen Urftoffe vielfeltiger brauchbar und nüglih zu machen. Ihre Verfei⸗ 
nerung, Beränderung, Trennung oder Zuſammenſetzung ftellt fie in ganz neuen 
Formen und mit völlig veränderten Eigenfhaften dar, und. macht fie tauglich zur 
genufreicheren Verwendung für ein zu höherer Gefittung und Kultur herangereifs 
ted Volt. Die hierfür anzumwendende menſchliche Thätigkeit ift ven der auf bie Ers 
zeugung von Rohſtoffen verwendeten dadurch weſentlich verſchieden, daß fie — ohne 
Unterftägung der rohen Naturfraft — Alles durch eigene Kraft, indbefondere aber 
dur Intelligenz, hervorgubringen fidy genöthiget ficht. 

Man begreift befanntlidy Diefe Verfeinerung und Bearbeitung der Rohftoffe 
burd Einwirkung menfchliher Kraft und Einfiht, fowie Durdy Anwendung Son 
Kapital, unter der Bezeichnung der BewerbesThätigkeit?). | 

Die Wichtigkeit der letzter en für die bürgerliche Geſellſchaft, —Indbefondere 


auch in Beziehung auf den Wohlftand ded Volles, — ift einleuchtend, und e8 _ 


ergeben fit) darand von felbft die mannichfachſten Wechſelbeziehungen ded Staats 
zuden Bewerben. Unzweifelhaft liegt Daher einer jeden Staatöreglerung die Ber; 
pflihtung ob, für dad Bedeihen der Gewerbe zu forgen, ſoweit Died die polizeiliche 
Aufgabe des Staated geftattet und erfordert, und ed gereicht einer Regierung mit 
Net zum Vorwurfe, wenn fie nicht mit größter Sorgfalt und Umficht diefem wich⸗ 
tigen Theile der Verhältniffe der Staatöbürger ihre Beachtung und Förderung zu 


_ Theil werden läßt, wobei freilidy der individuelle Zuſtand bed betreffenden Volled 


und Landes weſentliche Berüdfihtigung erheiſcht. | 
Die Brundbedingungen einer kräftigen und gebeihlihen Entiwidelung 
ber Induſtrie eined Volkes find unzweifelhaft, nächft dem äußeren Frieden, eine 
Berfaffung, welche die Rechte Aller gegen Willkühr und Bedrückung fehirmt, 
und eine unabhängige und zwedmähig eingerichtete Rechtöpflege. Denn der 
Rechtoſchutz, welcher hierdurch für Perſon und Eigentyum der Staatöbürger ges 
währt wird, äußert feinen günftigen Emfluß audy auf den gewerblichen Betrieb, 


2) Als »Gewerbe« Ift zwar in: ber Regel eine jede, nad) einer beftimmten Richtung 
anhaltend fortgefeite, Thätigfeit, fofern ihr Zweck »Ermwerb« ift, angufeben; allein 
biefe Definition bedarf in mehrfacher Beziehung der Erläuterung. Zuvörderſt ges 
hört unter den Begriff Gem erbebetrieb nicht die Verwaltung öffentlicher Aem⸗ 
ter und- bie Verwendung höherer geiftiger Thätigfeit; denn hier iſt der Erwerb nicht 
ber Zwed, fonbern nur eine ver Bedingungen ber bauernden Foriſetzung ſol⸗ 
her Thätigteit. Ebenfotvenig wird nad) dem Sprachgehrauche, unter der Benen⸗ 
nung »Gemwerbe« eine bed Erwerbes wegen anhaltend fortgeleßte Thätigfeit, deren 
Richtung auf beftimmte Leiftungen noch ziveifelhaft ift, begriffen. Deshatb werden 
der Belinbebienft und die getvöhntiche Tagelöhnerarbeit nirgends den Ger 
ben: beigezäplt. er! ' 1 

* 
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weicher nur dann gedeihen Tann, wenn bie Früchte beffelben geſichert find 
Allein die Gewährung bloßen Nehtsfhhuged Seitens ded Staated ift leines wegel 
ansreihend; fondern es gehört ju den wichtigſten Aufgaben der Regierung, ber 
Gewerben audy unmittelbare Förderung durd Anwendung ber Staatskraf 
zu Theil werden zu lafien. 


Dies if von den Regierungen der meiften Zultivirten Staaten zu allen Zeiten 
anerfannt worden, und deöhalb hat ſich die polizeiliche Thätigkeit derfelben fett 
ber Pflege der Gewerbe zugewendet. Allein die Aufgabe ift eine der ſchwerſten. 
da nicht allein- in vielen und verfhiedenartigen Richtungen Hülfe verlangt wirt 
fondern aud) in zahlreichen Beziehungen die Auffindung der geeigneten Mittel mı: 
großen Schwierigkeiten verfnüpft und deren Anwendung überdieß mit bedeutender. 
Koften verbunden if. 

Die Blüthe bed Beiwerbebetriebes hängt nämlid, von den verjchiedenar tigfier. 
Bedingungen ab, deren Erfüllung nur theilweife vom Staate gefordert wer, 
den darf. 

Zunächſt If unläugbar, daß fein Gewerbe ohne den Beſitz hinreichenden 
Kapitals betrieben werden fann. Wenn nun aber nicht Immer derjenige, tel 
cher ein Gewerbe unternehmen will, audy die dazu erforderlihen Betriebömitte 
eigenthümlich beit, fo kann doch vom Staate keinesweges verlangt werben, daf 
er mittellofe Gewerböleute mit dem getvänfchten Kapitale verfehe; fondern es foly 
Daraus nur, daß ed Aufgabe des Staated if, die Mittel zu fördern, welche ük- 
haupt die Kapitalanfammlung begünftigen, fo daß ed den Unternehmern von % 
werben möglidy gemacht wird, ſich das bendthigte Kapital ſelbſt zu befchaffn. 
Ausnahmen hiervon werden nur dann gerechtfertiget ericheinen, wenn ein biöhe 
mit Erfolg und zweckmaͤßig betriebened Gewerbe durch zufällige Umftände vorüber: 
gehend in feiner Exiſtenz bedroht if, und durch kräftige Unterſtützung gerettet wer: 
den kann; dann bei Begründung neuer vorausſichtlich vortheilhafter Gewerboz weige, 
deren Neuheit Die Beihaffung des Privat-Kreditö erſchwert. Rur in folhen Faͤllen 

wird eine nach forgfältiger Brüfung zu gewährende Reglerungdunterſtützung ſich 

rechtfertigen laſſen. | 

’ Eine zweite Ruͤckſichk, welche Die Etnatöregierung zur Förderung ber In⸗ 

duſtrie zu nehmen hat, betrifft den Schuß der Bewerbe gegen übermäds» 
tige ausländifhe Mitbewerbung. Es fannnicht in Zweifel gezogen wer» 
den, daß die Fortſetzung eined Beiverbebetriebeß auf die Dauer nur dann möglid | 
ift, wenn der Gewerbetreibende ſich in der Lage befindet, feine Fabrikate in foldyer 
Menge und zu ſolchen Preifen abzufegen, daß er neben den Koften der Fabrikation 
audy die Zinfen ded Betrieböfapitald und einen verhältnigmäßigen Gewinnüberſchuh 
erwirbt. Die if aber nur dann möglidy, wenn nicht Andere im Stande find, bie 
Waaren bei gleiher Büte um wohlfeileren Preid zu verkaufen und hierdurch die 
Käufer an fih zu ziehen. Bon einem Schutze gegen inländiſche Konkurrenz 
kann in diefer Beziehung natürlid) niemals die Rede fein, weH jeder Bürger bed. 
ſelben Staates mit Recht eine gleihmäßige Berüdfihtigung für fid) in Aufprud 
nimmt. Dagegen ift e8 unzweifelhaft die Aufgabe der Staatöregierung, ſich Die 
Frage vorzulegen, ob und welche Gewerbe bed ftaatlihen Schubed gegenüber bon 
Fremden bedürfen? Denn hier fönnen die Elemente ded Koftenpreifed möglicher; 
weife. fo verfdiedenartig fein, daß der gemwerbetreibende Inländer ohne fein Ver⸗ 
fhulden außer Stande iſt, die ausländifche Mitbewerbung zu ertragen. Es muß 
indeß hierbei ſtets von entfcheidendem Gewichte fein, ob fi überhaupt die Abwehr 
fremder wohlfellerer Waaren, in der Mbficht, die inländifchen Gewerbe zu erhalten, 
nad) den richtigen Brundfähen der Volkdwirthſchaftöpflege rechtfertigen läßt, ober 
ob ed, mitRüdficht auf den betreffenden Gewerbozweig, richtiger erfcheint, Die Waa⸗ 
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t! ven ba einzukaufen, wo fie am bifligften probucirt werben und aldbann dergleichen 
'h Gewerbe ganz fallen zu laffen. nn | 
u Eine dritte Bedingung des Gedeihens ber gewerblichen Thätigfeit iſt Die 
M richtige Ordnung der Arbeit. Die Fefflelung Über dad Medt der 
Bürger zum Gewerbebetriebe bildet einen der wichtigſten Gegenſtände 
nz} der Geſetzgebung; denn eine falfche Ordnung der menſchlichen Wrbeit hat nicht 
in allein für Die Büte und Menge der Erzeugniffe, fondern auch — rückwirkend — 
iy Für den gefammten Nationalreihthum, die nachtheiligſten Folgen. Die Schwierig⸗ 
„ feiten der Aufgabe beftehen aber befonde:8 darin, daß hier borzugäweife dad Vers 
iu langen nach Freiheit und nad) einem Schutze gegen zu ſtarke Mitbewerbung mit 
m einander in Kodifion gerathen. Ed ſtehen nämlich hier inobeſondere dad germas 
nifhe Syſtem ber Zunftverfaffungen ded Mittelalterd und dad E Hftem der 
völligen Bewerbrefreiheit nenerer Staaten, einander gegenüber. Jened — dad 
Zunft⸗Syſtem — beruht auf dem Grundſatze, daß durch Befchränfung der Ge⸗ 
werbe auf beſtimmte Lokalitäten, — die Städte —, und wieder durch ausſchließ⸗ 
liche Ueberlaſſung der einzelnen Beſchaͤftigungen an geſchloſſene Geſellſchaften aub 
der Zahl der Stadtbürger, — die Zünfte, — Geſchicklichkeit und zureichender 
Unterhalt der Handwerker geſichert werden ſollen. Mochte dies Syſtem in ſeiner 
ganzen Strenge In den Zelten ded Mittelalterd nicht ungerechtfertiget erſcheinen, 
wo die Eicherheit des gewerblichen Betriebes fi faft nur innerhalb der ſtädtiſchen 
. Mauern erreichen ließ und vorzugsweiſe auf die Verbindung der Zunftgenofjen ge 
. fügt war, fo haben ſich dod),. mit der Beſeitigung der Yeubalzuftände, die Vers 
A hältniffe aud) in diefer Beziehung weſentlich geändert. Es kann nit zweifelhaft 
n fein, daß gegenwärtig die Beichränfung ber Beiverbe auf die Städte eben fo uns 
) gerecht, als ſchädlich fein würde, weil dadurch die Landbewohner im Rechte, wie in 
" der Bequemlichkeit vielfach benachtheiliget werben und die Gewerbe felbit mander 
Vortheile entbehren müffen. Ebenſo tadelndwerth aber erfheint im Allgemeinen 
"Die Begränzung der Gewerbe auf die Zünfte, weil fie audy da, wo Fein erweis⸗ 
| liched Bedürfniß vorliegt, die Freiheit beſchränkt und Nachelferung, wie freien 
I Auffhmwung unterdrädt. Ä 
Dagegen bedroht das Syſtem völlig unbeſchränkter Gewerbefreis 
heit mit den entgegengefehten Fehlern. Denn fo günftig daffelbe an ſich auf den 
Zuftand der Bewerbe einzumwirfen geeignet ift, fo läßt ſich doc) nicht in Abrede 
ftellen, Daß daffelbe große Nachtheile und Befahren für die gefiherte Exiftenz der 
Bemwerbetreibenben ſelbſt, wie für den Staat mit fi) führt. Die Freiheit 
ift der natürlihe Zuſtand; fie iſt das Mecht, welched kelnes befonderen Nach⸗ 
weifed bedarf; die Beſchränkung der Freiheit dagegen muß ald nothwendig 
für die Erhaltung der Rechte Dritter oder für höhere Zwecke der Allgemeinheit 
bargethan werden. Allein die Freiheit ift weit verfchleden von der Anar⸗ 
hie; fie findet ihre durch die Intereſſen der Befellfchaft gebotenen Schranten in 
bem Befebe. Deshalb iſt ed vorzugsweiſe auf dem Gebiete der Gewerbe Auf⸗ 
gabe der Staatöregierung, die Begenfäße zu verfühnen und jeder thatſächlichen 
Wahrheit Rechnung zu tragen. Die Gewerbe müffen aud) in dem Zuftande der - 
Freiheit ihre Geſetze in einer freien Betwerbeberfaffung haben, — in einer 
Gewerbeordnung, innerhalb deren fie fi) bewegen und außbilden. Ueber bie 
Megel, auf welche fich Die Letztere zu Rüben hat, ann fein Zweifel obmwalten. Die 
Grunbfäße des Nechtöftaated, wie der Volkowirthſchaft, erfordern gleihmäßig die 
Anertennung ded Prinzips der Individuellen Freiheit des Bewerbes 
betriebed, — des Mechted jeded Würgerd, jeded an ſich erlaubte Gewerbe n 
Belicben zu ergreifen, dafjelbe in ber von ihm für paſſend erachteten —— 
Fuddehnung zu betreiben, und die Erzeugniſſe auf die ihm angemeſſen 5 
Art zu veräußern. Allein fo unbeſchränkt der Einzelne In der Ergrei” 
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Erſte Abtheilung. 
Begriff und Zwed der Gewerbe-Polizet, 


Die Volizei, — In der weiteren Bedeutung bed Wortes!) —, befteht In 
der Geſammtheit aller jener verfchiedenartigen Anftalten und Einrichtungen, welche 
beziceden, durch Verwendung ber Staatögewalt diejenigen Hinderniffe der allſeitl⸗ 
gen Entwidelung der menfchlidhen Kräfte zu entfernen, welche durch die Kraft ber 
Einzelnen gar nicht, oder nur unvolftändig, wohl aber durch die Anwendung ber 
Gefammttraft der Bürger befeltiget werden können 2). 

Aus diefem allgemeinften Begriffe der Polizei entwidelt ſich ald ober: 
fer Brundfaß ihrer gefammten Thätigfeit, daß der Staat in allen den: 
jenigen Faͤllen Hülfe zu leiften hat, in welchen der einzelne Bürger einen erlaub» 
ten, allgemein nüglichen Zweck nicht felbft erreichen Könnte. Eo wird aber die Thäs 
tigfelt der Polizeigetwalt, wenn man die einzelnen @egenftände derſelben näher 
betrachtet, in dreifacher Richtung in Anfprucd genommen, in welcher e8 der Un⸗ 
Me ded Staated zur Hinmwegräumung übermächtiger äußerer Hinderniffe 
edarf. 

Der erfte Haupttheil der polizellichen Thätigkeit umfaßt die Sorge für bie 
vhHfifche Perſoͤnlichkeit der Etaatöbürger. In biefer Beziehung iſt Ihre 
Aufgabe indbefondere die Erhaltung oder Wiederherfielung der Sicherheit und 
Ordnung im Staate, und man begreift diefe Nichtung derſelben unter der Ber 
zeihnung der Boligelim engeren Sinne (ZwangdsPolizei)?). 





ı) Bergl. über ben meiteren und engeren Begriff ber Polizei die Einleit. zum 
Polizeiweſen (Thl. Vi. des Wertes), Bd. 1.S. 1 u. 2. 

2) Der med bed Rechtsſtagtes ift bie Befeitigung ber Hinderniffe, welche einer 
alfeitigen Ausbildung der Naturfräfte des Menichen entgegenftehen. Die Hin⸗ 
berniffe, welche fih jedem Einzeinen bei Verfolgung dieſes Zweckes entgegenftellen, 
befiehen erftiich in dem widerrechtlichen Eingreifen anderer Menſchen in den 
Btechtöfreiß ber Bürger, und zweitens in ber Uebermacht Außerer Um— 
fände, weiche eine für die Kräfte des Einzelnen unüberwindliche Hemmung be⸗ 
wirtt. Den erfleren wird durch bie Hechtöpflege (Juſtiz), ben letzteren 
mittelft der Polizei begegnet. 

») Die Darftellung ber Polizei im engeren Siune ober ber Sicherheit» und 
Ordnungs⸗Polizei (Zwangs⸗Polizei) ift im Thl. VL diefed Wertes (unter dem 
Titel: »dad Polizeiweſen des Preuß. Staates«) enthalten, und zwar wird in Bd. 1 

u. 2 jenes This. (nebft einem Suppl. Bde. dazu) bie eigentlihe Zwangs—⸗ 
| oder Sicherheitd- Polizei, in Bd. 3 (in 2 AbtH.) bie Medizinal-Polizei 
und in Bd. 4 (im 2 AbthL) die Bau- und Wege-Polizei abgehandelt. — In 
befonderen Bänden wird vemnähft aud) bie Waffer- Bolizei, die Armen- 
Polizei ꝛc. dargeftellt werben. . 
SH. VI Bo. I. 1 
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Der zweite Haupttheil der polizeilichen Thätigkeit hat die geiſtige Per— 
ſönlichkeit der Bürger zum Gegenſtande und beſchäftiget ſich mit der Begrüp 
dung, Erhaltung und Beförderung der geiſtigen Bildung. Man bezeichnet dieſe 
Theil der polizeilichen Thätigkeit (die Volksbildungsſorge oder Bildungs⸗MPolizei 
ald Kultur-Polizei (Kirchen⸗ und ErziehungdsBPolizel) ! ). 

Endlich die drktte und dem Umfange nad) bedeutendfte Aufgabe ber Pol: 
zei⸗Gewalt betrifft ihr Verhältnig zur Güterwelt, — bie Sorge für daB Ver 
mögen ber Staatöbürger. | 

Der einzelne Menſch und die Geſellſchaft haben vielfache Bebürfniffe, welt 
durd) den Gebrauch äußerer Güter befriediget werden. Die Natur bringt bie 
Güter hervor; die Arbeit fammelt, bereitet fie, und macht fie tauglidy zum Gt: 
braude; der Verkehr, der Handel vertheilt fie durty Tauſch oder Bermi 
telung des Belded, Kauf und Verkauf, und auf diefe Art gelangen fie zum Le 
braudye für menfchlihe Zwede. Die Wiffenfhaft der Volkswirthſchafts lehtt 
(National:Delonomie) beſchaͤftiget fidy mit der. Auffindung der Geſſetz e und Rı: 
geln, nad) welchen die mannigfaltigen auf Behandjung der Güterwelt gerichteten 
Kräfte zufammentoirken, um dad Leben der Menſchen zu’erhalten und feine Zirk 
zu befördern. Die Aufgabe der Staatsregierung aber iſt ed, Die auf diem 
wichtigen Gebiete gewonnenen Mefnltate der Theorie für dad Wohl der Etaatd- 
hürger praktiſch zu benußen, und die Grundſätze, nad) weldien hierbei zu 
perfahren ift, ftellt Die Kehre von der Volkswirthſchaftöpflege oder dk Ge⸗ 
werbe⸗Polizei-Wiſſenſchaft dar, welche alfo von den Maafregeluut Au 
falten zur Förderung der Vollsbetriebſamleit und des Wölferverfchrg han. 

Dad Gebiet der Volkowirthſchaftöpflege, in feinem v.ollen Un: 
fange, begreift bie füämmtlichen Zweige der wirthſchaftlichen Tätig» 
keit in ſich und zerfällt daher, feinem Gegenftande nad, In drei Hauptabthei: 
lungen, nämlich die Pflege ded Urgemwerböbetriebed (Landwirthfaclt, 
Forſt⸗ und Jagdwirthſchaft und Bergbau), die Pflege ded Kunftgemerböbe 
triebed (Fabrikation, Gewerbebetrieb im engeren Sinne) und die Pflege did 
Umfabgewerbebetriebed (Handel). 

In der weiteren Bedeutung des Auddruckes umfaßt daher Die Gewerbe⸗ 
Bolizei jene dreif ache Richtung der gefammten Volks wirthſchafto⸗ 
pflege, und in Diefem umfafjenderen Sinne muß deöhalb aud Die Darficklung in 
brei Hauptabtheilungen zerfallen ?) nämlich in die Darftellung ber Berhält 
niffe des Zandbaued?), der Fabrikation und ded Handels. Ä 








1) Im weiteren Sinne wird von einigen Staatörechtö-Xehrern unter dem VBegrt 
ber »RKultur-Polizei⸗ auch die Sorge für gewerbliche und inbuftriellt 
Kultur der Nation mit verſtanden, während Andere dem Begriff auf dk 
—— Kür ge ini se Bildung befchränten. Vergl. hierüber Thl. VI. Bd. 1. (Polijzt 
’ n die 1. .' ‘ 

Das Kirhen- u.Schulmefen wird in Thl. VII. des Werkes bargeftell. 

2) Der gegenwärtige Thl. VIL des Werles, welcher bad. ganze Bebiet ber VB o1it: 

wirfhfchaftspflege (Gewerbe⸗Polizei im weiteren Sinne) umfaflen fol, ir 

hiernach drei-verfehledene Abtheilungen enthalten, von melden bie vorliegend: 

fi) mit der Gewerbe⸗Polizei im engern Sinne, nämlich) ber BDarftellung 

der Berhältniffe des Kunftgewerböbetriebes, beichäftiget, während ‚ben hri: 

den anderen Theiten, welhe den Landbau und den Umſazgewerbsbetrieb 
(Handel) betreffen, bejondere Abtheilungen gewidmet werben follen. 

2) Der Landbanift nur einer ber verfhlebenen Zweige ber Lehre vom Urge⸗ 
mwerbsbetriebe; ed gehören dahin außerdem nod) die Forſt⸗ u. Jagdwirth⸗ 
(haft und der Bergbau. Lebterer gehört.indeß weſentlich zu ben Hegalic 
und wird daher, des praftifchen Bebürfniffes wegen, bei dieſen, die Korft- & 
Jagdwirthſchaft aber, gleichfalls aus pratäfchen Beduͤrfniß, wen ion 
engen Zufammienhanges mit dem Domainenwefen.bei legterem (mhl. 
bed Wertes) abgehandelt. ti, . : 
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An der engeren Bebeutung bed Wortes Dagegen wirb unter »Bemwerbes 
Zolizei« nur diejenige Richtung der polizeilichen Thätigkeit ber Staatregierung 
‚erftanden, welche die volldwirthſchaftliche Pflege des Kunftgewerböbetriebed 
yetrifft, und in dieſem engeren Sinne wird der Begriff hier zunächſt feſtgehal⸗ 
‚en, indem die vorliegende Abtheilung ded Werkes fih auf die Darftelung 
Der Gewerbe⸗Polizei in diefem letzteren Umfange beſchränken wird. 

Hierbei iR zunächſt außzugehen von der näheren Feſtſtellung ded Begriffes 
son »Gewerbe.« 

Die Raturkraft, ihrer eigenen Entwidelung überlaffen, bringt nur 
venige derjenigen @egenftände herbor, welche zur Befriedigung der phyſiſchen und 
zeiftigen Bebürfniffe des Menſchen erforderlich find; ſelbſt bie durch die Urpro⸗ 
duktion (Ackerbau, Viehzucht und Bergbau) erzeugten Rohſtoffe find, mit ges 
ingen Außnahmen, nicht unmittelbar hierzu geeignet, insbeſondere aber bei geſtei⸗ 
perter Kultur und Bildung, keineswegeb dazu ausreichend. Es bedarf vielmehr 
in der Wegel einer weiteren Einwirkung menſchlicher Kräfte und Thätiglelt, um die 
zetvonnenen Urfloffe vielſeltiger hrauchbar und nüblid zu maden. Ihre Werfels 
nerung, Weränderung, Trennung oder Zufammenfeßung ftelt fie in ganz neuen 
Formen und mit völlig veränderten Eigenfchaften dar, und macht fie tauglich zue 
genufreicheren Verwendung für ein zu höherer Geſittung und Kultur herangereifs 
ted Volk, Die hierfür anzutvendende menſchliche Thätigkeit ift ven der auf bie Ers 
zeugung bom Rohſtoffen verivendeten dadurch weſentlich verfihieden, daß fie — ohne 
Unterflüßung der rohen Naturkraft — Alles durch eigene Kraft, indbefondere aber 
dur Intelligenz, hervorzubringen ſich gendthiget ficht. 

Man begreift befanntlidy dieſe Verfeinerung und Bearbeitung der Nohftoffe 
durch Einwirkung menſchlicher Kraft und Einfiht, fowie durd Anwendung Son 
Kapital, unter der Bezeichnung der Gewerbes Thätigkeit?). 

Die Wichtigkeit der letzter en für Die bürgerliche Geſellſchaft, — insbeſondere 
aud) in Beziehung auf den Wohlſtand des Volles, — ift einleuchtend, und ed 
ergeben ſich darand von felbft Die mannichfachſten Wechfelbegiehungen de Staatd 
zuden Bewerben. Unzweifelhaft liegt Daher einer jeden Staatöregierung die Ber; 
pflihtung ob, für das Bebeihen der Gewerde zu forgen, foweit dies die polizeiliche 
Aufgabe des Staated geftattet und erfordert, und ed gereicht einer Regierung mit 
Recht zum Vorwurfe, wenn fie nicht mit größter Sorgfalt und Umficht Diefem wich⸗ 
tigen Theile der Verhältniffe der Staatobürger ihre Beachtung und Förderung zu 
Theil werben läßt, wobei freilidy der individuelle Zuſtand bed betreffenden Volkes 
und Landes weſentliche Berüdfihtigung erheifcht. 

Die Orundbedingungen einer kräftigen und gebeiklihen Entwidelung 
ber Induftrie eined Volfed find unzweifelhaft, nächft dem äußeren Frieden, eine 
Berfaffung, welche die Rechte Aller gegen Willlühr und Bedrüdung ſchirmt, 
und eine unabhängige und zwedmäßig eingerichtete Mehtöpflege. Denn ber 
Kechtoſchutz, welcher hierdurch für Verfon und Eigenthum der Staatdbürger ges 
währt wird, äußert feinen günftigen Emfluß auch auf den gewerblichen Betrieb, 





2) Als »Bemerbe« ift mar in der Regel eine jede, nad) einer beftimmten Richtung 
anhaltend fortgefeßte, Thaͤtigkeit, fofern ihr Zwed »Ermwerbe« ift, anzufehen; allein 
diefe Definition bedarf in mehrfacher Beziehung der Erläuterung. Zuvoͤrderſt ge- 
Hört unter ben Begriff Gewerbebetrieb nicht die Verwaltung öffentlicher Aem⸗ 
ter und Die Verwendung höherer geiftiger Thätigfeit; denn hier tft der Eriverb nicht 
der Zweck, fondern nur eine der Bedingungen der dauernden Foriſetzung folr 
her Thätiglelt. Ebenfowenig wird nad) dem Spracdhgebrauche, unter der Benen- 
nung »Beiverbe« eine bed Eriverbes wegen anhaltend fortgeleßte Thätigkeit, deren 
Richtung auf beftimmte Leiftungen noch zweifelhaft iſt, begriffen. Deshalb werden 
ber Geſindedienſt und die gewöhnliche Tagelöhnerarbeit nirgends den Gewer⸗ 
ben. beigezaͤhlt. on i 

* 
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Folge ded Reichdgeſetzes v. 16. Aug. 1731 betreffend die Abflellung ber Miß⸗ 
bräuihe bei den Handwerken in den Jahren 1734 bis 1736 ertheilten ſ. g. Ge⸗ 
neralsPrivilegien oder Zunftbriefe, ſowie durd eine BewerbesHand- 
werkö⸗Ordnung v. 10. Juni 1733. Auch erfchienen unterm 4. Jun 1718 
„Principia regulativa,} wonad) Die Land» Steuer» Näthe und Kommiffarien in 
der Ehurmark Brandenburg die Sache wegen derer Handtverler auf dem Lande 
. einzurichten.” 

Auch unter der Neglerung Friedrichs des Großen beftimmte ſich Geſetz⸗ 
gebung und Berwaltung der Induftrie und bed Handels im Allgemeinen burch 
bie Yinficht über die unbedingte Erſprießlichkeit ded Merkantil⸗Syſtems. | 

Zur Förderung ded auswärtigen Handeld wurde durch Oktroy v. 31. Jan. 1765 
eine Aſſekuranz⸗Kompagnie errichtet, unterm 18. Febr. 1766 eine allgemeine 
Aſſekuranz⸗ und Habarie⸗Ordnung erlaffen, unterm 23, Sept. 1753 eine @iros 
und Wechſelbank zu Berlin gegründet und 1766 zu einer Hauptbank ertotitert, 
1772 eine See- und Ealy: Handlungd-Kompagnie geftiftet. 

„Die Einfuhr ausländifcyer roher, zur inländifchen Verarbeitung beſtimmter 

Etoffe ward erlaubt und freigegeben, die Einfuhr anderer roher Gegenſtände deö 
audtwärtigen Handels dagegen, die niht zu den nothivendigen Lebendbebürfniffen 
. gu rechnen, ward, wenn nicht ganz verboten, doch durch erhöhte Abgaben erfchtvert. 
Verboten ward die Einfuhr folder Waaren, bie in einheimifhen Fabriken in hin⸗ 
reigender Menge und von gehöriger Brauchbarkeit zu haben, worüber ber Akciſe⸗ 
Tarif v. 20. Febr. 1787 ein Verzeichniß aufftellte.. Die Ausfuhr durfte nicht 
ftattfinden_ von Stoffen und Erzeugniffen, Die Im Lande nicht überflüßig vorhanden 
und zur Verarbeitung in felbigem brauchbar und erforberlih; Die Ausfuhr der 
meiften inländifchen Fabrikate ward dagegen nicht nur geftattet, fondern fonar 
mehrfady durch Zolibefreiungen und Sergütungen, felbft durch Prämien, begün, 
figet. Die Erhaltung der beftchenden und die Einrichtung neuer Manufalturen 
und Fabriken wurde, wie ſchon früher, durch unmittelbare Unterſtützungen, 
durch Privilegien und Prämien befoͤrdert. Ä 
ı Ya Beziehung auf Die Gewerbe⸗Verfaſſung iſt befonder& der allgemel⸗ 
nen Handwerks⸗Ordnung für Weſtpreußen v. 24. Ian. 1774 zu erwähnen; fer 
ner ded Ed. dv. 24. März 1783 über bie Abflelung ber Handwerld:Mifbräude, 
und der Loskaufung vom Meiſterſtück durch Geld oder Geſchenke durch das Ed. 
dv. 18. April 1747. 

Zur Beförderung der fräbtifchen Gewerbe Inöbefonbere ergingen vlelfache 
Verordnungen, namentlid) zur Hebung der Woll-Manufaltur, Yeinen-Manufaltur, 
Baunmwollen Manufaktur, SeidensManufaltur, Papier⸗ und Lederfabrifation. 

Eds hatten fi, wad die Verhältniffe der Gewerbetreibenden anbelangt, im 
Preußiſchen Staate bis dahin die gewerblichen Einrihtungen des Mittelalterd im 
Weſentlichen erhalten, wonach der Gewerbebetrieb vorzugsweiſe auf die Städte, 
and in diefen wieder auf die Zünfte und geſchloſſenen Korporationen befchränft 
war. Der große König mußte feinem Weiche bie erfämpfte ehrenvolle Stellung in 
der Meihe der Europäifhen Staaten vorzugdmelfe durch Diefenigen Maßregeln zu 
fidern, welche er zur Landeokultur, zur Belebung der Induſtrie und des Handels, 
und zur geifligen und fittlichen Ausbildung aller Klafjen der Staatsbürger traf, 
- und e8 begann feitdem die Meinung fidy zu verbreiten, Daß jene älteren gewerb⸗ 
lihen Einrichtungen den im Laufe der Zeiten veränderten Berhältuiffen nicht mehr 
vollſtändig entfpräcen, vielmehr in mehrfacher Beziehung zweckwidrig und hem⸗ 
mend wirkten. 

Diefe Anſicht machte ſich indeß in der praktiſchen Behandling und Leltung 
der geiwerblidyen Angelegenheiten von Seiten ber Behörden bis zum Anfange des 

laufenden. Jahrhunderts nur in der Beziehung geltend, daß ber weiteren Auddeh⸗ 
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en ba einzufaufen, wo fie am billigſten producirt werben und alsdann dergleichen 
Beiwerbe ganz fallen zu laſſen. Ä 

Eine dritte Bedingung des Gedeihens ber gewerbllchen Thätigkeit iſt bie 
ichtige Ordnung der Arbeit. Die Feſtſtellung über dad Recht der 


Bürger zum Gewerbebetriebe bildet einen ber wichtigſten Gegenſtände 


ver Gefeßgebung; denn eine falſche Ordnung der menfchlidyen Arbeit hat nicht 
ıllein für Die Büte und Menge der Erzeugniffe, fondern auch — rückwirkend — 
ür den gelammten Rationalreihthum, die nahihelligften Folgen. Die Schwierig⸗ 
eiten der Aufgabe befiehen aber beſonderb darin, daß hier vorzugsweiſe Dad Vers 


angen nad) Freiheit und nad) einem Echube gegen zu ſtarke Mitbewerbung mit 


inanber in Kolifion gerathen. Ed ſtehen nämlich hier indbefondere das germas 
niſche Syſtem der Zunftverfaffungen ded Mittelalterd und dad Eyſtem der 
odlligen Bewerbefreiheit neuerer Staaten, einander gegenüber. Iened — dad 
Zunft⸗Syſtem — beruht auf.dem Grundſatze, daß durch Beſchränkung der Ge⸗ 
werbe auf beftimmte Zofalitäten, — die Städte —, und wieder durch ausſchließ⸗ 
liche Ueberlaffung der einzelnen Beicyäftigungen an geſchloſſene Gefellfhaften aub 
der Zahl der Stadtbürger, — die Zünfte, — Geſchicklichkelt und zureichender 
Unterhalt der Handwerker gefihert werden follen. Mochte died Eyſtem In feiner 


ganzen Strenge In den Zeiten des Mittelalterd nicht ungerechtfertiget erfcheinen, 


two Die Sicherheit des gewerblichen Betriebes ſich faft nur innerhalb ber ſtädtiſchen 
Mauern erreichen ließ und vorzugsweile auf die Verbindung der Zunftgenoffen ge> 
fügt war, jo haben fid) doch, mit der Befeitigung der Feudalzuſtände, bie Vers 
hältniffe auch in diefer Beziehung weſentlich geändert. && kann nicht zmeifelhaft 
fein, Daß gegenwärtig die Beſchränkung ber Gewerbe auf Die Städte eben fo un» 
gerecht, als ſchädlich fein würde, weil dadurch Die Landbewohner im Mechte, wie in 
der Bequemlichkeit vielfach benadythelliget werden und Die Gewerbe felbft mancher 
Voctheile entbehren müffen. Ebenſo tadeinswerth aber erfheint im Allgemeinen 
die Begränzung der Gewerbe auf bie Zünfte, weil fie audy da, wo Fein erwels⸗ 
liches Bedürfniß vorliegt, die Freihelt beſchränkt und Nadeiferung, tie freien 
Aufſchwung unterdrüdt. 0 
Dagegen bebroht bad Syſtem völlig unbefhränkter Gewerbefreis 
heit mit den entgegengefchten Fehlern. Denn fo günftig daffelbe an ſich auf den 
Zuftand der Gewerbe einzumirfen geeignet ift, fo läßt fit) doch nicht in Abrede 
ftellen, daR daffelbe große Nadıtheile und Gefahren für die gefiherte Exiftenz der 
Bewerbetreibendben felbft, wie für den Staat mit fid) führt. Die Freiheit 
ift der natürliche Zuſtand; fie ift dad Mecht, welched Feines befonderen Nach⸗ 
weile bedarf; die Beſchränkung der Freiheit dagegen muß als ‚nothivenbig 
für die Erhaltung der Rechte Dritter oder für höhere Zwede der Allgemeinheit 
bargethan werden. Allein die Freiheit ift weit verfchleden von der Anar⸗ 
hie; fie findet ihre durch die Intereffen der Befellfhaft gebotenen Schranfen in 
dem Geſetze. Deöhalb iſt ed vorzugsweiſe auf dem Gebiete der Gewerbe Auf: 
gabe der Staatöregierung, die Gegenfäße zu verfühnen und jeder thatfädhlichen 


Wahrheit Rehnung zu tragen. Die Gewerbe müffen aud) in dem Zuſtande der - 


Freiheit ihre Geſetze in einer freien Gewerbeberfaffung haben, — in einer 
Beiwerbeordnung, innerhalb deren fie fid) bewegen und aushilden. Ueber Die 
Regel, auf weiche ſich Die Letztere zu Rüben hat, kann fein’ Zweifel obwalten. Die 
Grundfäße des Rechtoſtaates, wie der Volkowirthſchaft, erfordern gleichmäßig die 
Anerkennung ded Prinzips der individuellen Freiheit ded Bewerbes 
betriebe8, — des Mechted jeded Bürgers, jedes an ſich erlaubte Gewerbe nad) 
Belieben zu ergreifen, dafjelbe in der von ihm für paſſend erachteten Art und 
kusdehnung zu betreiben, und bie Erzeugniffe auf bie ihm angemeffen fcyeinende 
Art zu veräußern. Allein fo unbeſchränkt der Einzelne in der Ergreifung und dem 
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| 
Betriebe eined Gewerbes fein mag, fo fleht Died body feinedivege® In unerelnbarın 
Widerſpruche mit der gefeglihen Regelung und Ordnung bed fren 
Bemwerbebetriche®. " 

Zunädft in e8 unzweifelhaft nothivendig, daß dad Mech t' und bie That 
ſache der Eröffnung einer ſelbſtſtändigen gewerblichen Niederlai, 
fung anf eine unzweifelhafte Weiſe formelt feftgeftelt werbe. Der allgemein 
Grundfaß, daß ein Jeder feine wirthfchaftlihen Angelegenheiten nach eigenem & 
mefjen ordnen darf und daß der Staat tveder DaB Recht, noch bie Pflicht hat, cm 
Schaden von dem Einzelnen abzuwenden, welder einem Unternehmen nidtg 
wacfen if, und daß ed dem Einzelnen zu überlaffen ift, den Werth und die Brut 
barkeit der Arbeit oder Dienftleiftung des Andern felbft zu prüfen, findet feine ® 
gränzung in Gründen des Rechted, wie ded Nutzend. Hieraud aber redtfertis 
ſich gewiſſe Beſchränkungen ber Gewerbefreiheit von felbft. Dahin gehören 
Beſtimmungen, daß zum ſelbſtſtändigen Gererbebetriebe der Beflt der in ben Di: 
gerlihen Geſetzen beſtimmten Volljährigkeit und des Recht ed der Kir 
derlaffuing unerläßlich find; ferner diejenigen Einſchränkungen, welche in dit 
Beziehung hinfihts der im rechtlichen Sinne Befholtenen einutem 
haben; endlich das Recht ded Staated, ſich hinſichts folder Gerverbetreibenden, hr 
Ungeſchicklichkeit mit Gefahr -für Leben und Gefimdheit oder Wermögen A 
derer verbunden fein kann, von dem Vorhandenſein der erforderlichen Bamntnie 
und Geſchicklichkeit zu vergewiſſern; endlich die Befugniß der Behörden, klärt 
Gewerhen, bie eine außergewöͤhnliche perfönliche Zuperläffigkeit pufatit 
deö Charakters erheifchen, dem Beginne derfelben eine amtliche Unterſuchung MM 
die Perſönlichkeit vorangehen zu laffen. 

Eine fernere Einſchraͤnkung des Grundfaßed der Betwerbefreiheit Hit 
geboten durch Nüdfihten auf dad allgemeine Wohl aller Staatdang" 
hörigen. Aus diefem Geſichtspunkte iſt ed nicht allein gerechtfertiget, ſonden 
ſelbſt nothwendig, ſolche Bewerbe und gewerdliche Anlagen beſonderen Br 
ſchränkungen und. ftaatliher Beauffihtigung zu untertverfen, durch deren Bit 
oder Betrieb Leben, Gefundheit: oder Vermögen anderer Merfonen, f 
ed der Nachbarn oder der Urbeiter, mit Gefahr bedroht werden, tie nicht ande 
wenn ein Gewerbe⸗Erzeugniß zu Mißbräuchen und Nechtönenrohntl 
dienen Kann (Bereitung von Biften, geheimen Waffen, Gegenſtaͤnden die Nu 
trügereien dienen könnten und dergl.). 

Allein zur Herbeiführung eines befriedigenden Zuſtandes der Gewerbe M} 
Anerkennung ded Grundfaged der Freiheit, mit möglichft geringer Einfhränt® 
und die zweckmäßige Drdnung der Gewerbe Feinedtwegd hinreichend. Een" 
Induſtrie eined Volkes fi) zur Blüthe entfalten, fo ift ed eine fernere unahweh 
üiche üͤflicht der Etaatöregierung, ſolthe Einrichtungen und Befeht !' 
entfernen, welche aus früheren abweihenben Syſſemen entfprunm® 
find. Hierher gehört indhefondere die mittelalterliche Erbſchaft des Zun ' 
und Innungd-Zmwang e®. hi 

Ein folder Zwang iR mit dem Prinzip der Freiheit der Gent n 
völlig unbereinbar; denn er beſchränkt dad Recht des Gewerbebetriebed auf eh 
verhuͤlinißmaͤßig geringen Theil der Bebölferung, geftattet auch in biefem "ih 
den Einzelnen nur eine beſchränkte Arbeitöielfe, und legt ben Zunftgenoffen | f 
vielfahe Befchränfungen, in Beziehung anf ihr gegenſeitiges Verhältniß und 
Art ihrer Betrieböthätigfeit auf. — Ebenfo unvereinbar mit dem Grandiabt 
Betverbefreiheit aber find aud) ſolche aud älterer Zeit herrührende geſetlche 
richtungen, welche beftimmten Perfonen wegen Ihrer Abſtammung Nein 
terbebetrieb überhaupt, ober doch getviffe Arten beffelben verbieten. DI Ian | 
namentlich von den Beſchränkungen wegen vornehmerer Herkunft, une | 
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Beburt, und in Bezug auf daB rellglöfe Betenntniß, welche ohne Ausnahme ebew fd 
ingered)t, ald undernünftig find. 

Richt minder if} Hier der fehlerhaften Beſtimmungen früherer Befebgebungen 
zu ertvähnen, welche einem zweckmähßigen und freien Gewerbebetriebe materielle 
Dinderniffe in den ®eg legen. Die am häufigſten vorfommenden und nachthei⸗ 
ligſten Berhältniffe biefer Art find gebietende Gewerbevorſchriften umb 
Monopole Die erfieren betreffend, fo find Häufig in fräßeren Selten 
Zwangdporfäriften über bie Art und Welle, wie gewifie Gewerbegegen⸗ 
ſtände zu verfertigen, beögleichen über die Fabrikationspreiſe, erlaffen worden, 
und biermit fanden befondere Behörden (Schau und Auffihtd»Anftalten) zur 
Veberwadung der erlaffenen Vorfchriften in Verbindung. Die Erfahrung hat 
indeß gezeigt, daß bergleihen Einrichtungen mehr ſchädlich, ald nügtich gewirkt 
haben; fie fiehen ebenfalld im Widerfpruche mit dem Grundfatze ber Gewerbe⸗ 
freiheit, und «8 ergiebt ſich hieraus von felbft die Verpflichtung der Staatsre⸗ 
gierung, dDiefe Einrichtungen, two fie ſich nod) erhalten ‚haben, zu befeitigen, ober 
doch zeitgemäß umzugeflalten und nur Infoweit beizubehalten, ald fie aud) jegt mod) 
als nüglidy erſcheinen können, um den Kredif der Gewerbetreibenden zu beivah- 
ren (3. B. die Begeihnung durch Waarenftempel), oder fih aud medicinals oder 
ſicherheitspolizeilichen Rüdfihten vertheibigen laſſen (3. B. die Vorfehriften über 
die Bereitungdieife gefährlicher Gegenſtände, ald Schiefpulver, Knallſilber, 
Arzneiftoffe und dergl.). 

‚a8 die Mouopole betrifft, fo werben darunter foldye Rechte verftanden, 
welche der Staat einem Einzelnen oder Wenigen ausſchließlich, alfo mit Beſchrän⸗ 
fung ber Befugniß und der Fähigkeit der Uebrigen, auf die Verfertigung und den 
Berfauf von Beiwerbegegenftänden oder auf bie Leiftung eined Lohndienſtes verlie⸗ 
hen hat. Der Umfang folder Berechtigungen iſt verfchieden, theils hinſichtlich 
ihred Begenfiandea, theild hinſichtlich der Zeit, theild endlich hinſichts der pflichti⸗ 
gen Verfonen. Es gehören hierher indbefondere die Zwangd> und Bann⸗ 
Rechte und die Bewerbe:Egllufips Berechtigungen, fowie au die auß 
dem gutöherrlichen Rechte mißbräuchlich entftandenen gewerbliden Konzeſ⸗ 
jionen (mit den daraus hergeleiteten gewerbliden Abgaben). Alle dieſe 
Inſtitutionen ftehen mit dem natürlichen Rechte ber Gewerbefreiheit in direktem 
Widerfpruche, und find überdied aus dem Standpuntte der Volkswirthſchaftblehre 
gleich ungerecht, ald ſchädlich, und deöhalb in jeder Beziehung verwerflich. Aub⸗ 
nahmen Infjen ſich hier nur zu @unften der fogenannten Erfindungd» und 
Einfübzungd » Patente im eigenen Intereffe der Induftrie und in feltenen 

Fällen etwa da, wo die Finanzeinrihtungen es dringend erfordern, in Bes 
jiehung auf gewiſſe einfache, aber ſtark gebrauchte Begenftände, rechtfertigen, 

Endlich bleidt noch zu erwähnen, ‚daß felbft die vollſtändigſte Freiheit ber 
Gewerbe und..der Beſitz aller zum Gemerbebetriebe erforderlihen Mittel ihre 
Zwecke nicht erreihen werden, wenn es ben Beiwerbetreibenben an ben nöthigen 

Kenntniſſen und GBeichidlichkeiten fehlt. Deshalb aber iſt es die Pflicht der 
Staatdregierung mit allen ihr zu Gebote fiehenden Kräften für Förderung der 
erforderlichen Einficht und Fertigkeit unter dem Stande der @ewerbetreibenben 
u forgen. Die immer weiter id) verbreitende Anwendung der Raturwiſſenſchaf⸗ 
ten auf die Induftrie, die neueren Erfindungen der Mechanik und ded Mafchinen- 
weiens, die im fleten Zunehmen begriffene Mithewerhung aus allen Theilen der 
Welt, laſſen die bloß mechanifcy erlernte Getvohnheitdarbeit nicht mehr zureidend 
erfheinen, um die fremde Konkurrenz mit Erfolg zu beftehen; ed iſt unerläßlich, 
daß Die Gewerbetreidenden aller Stufen gehörig unterrichtet werden in dem tech⸗ 
niſchen Miffen und feinen Hülfsfächern. Dazu aber-Dienen vor. Allem zweckmä⸗ 
hige Unterrihisanfalten der verſchledenen Stufen, dann aber auch nuͤtz⸗ 
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liche Belehrungen im Geblete der Induſtrie, und die Anordnung periobifä 
wiederkehrender Gewerbeausſtellungen. | 

Die gefammte, hier in ihren äußerfien Umriffen dargeftellte, Thätigkeit, welt 
die Etaatöregierung durch Befeggebung und Berwalfung auf die Befür. 


‚ derung der Induftrie und den zmedmäßigen Betrieb der Gewerbe audzuüben bern: 


fen if, umfaßt den Begriff der Gewerbes Polizei in der oben erwähnten enge 
ren Bedeutung deb Wortes. 

Die Darftellung der Gewerbes VBolizel in dieſem Sinne zerfällt in mi 
Hauptabtheilungen. Die erfte derfelben befrifft Die Drganifationde 
Behörden der Bewerbe-Bolizei, bie zweite umfaßt die gefammte Or. 
feßgebung und Bermaltung der Gewerbes Bolizei. Diede lebten 


weiche die Einrichtung deö Bewerbeivefend und die, Gewerbe⸗Polizel betrefin, 
boran T), und gewährt fodann meiter — in foftematifher Anordnung - 
erfilich die Meberficht der Tegiölativen und adminiftrativen Munfregeln, meld 
fh auf die Beförderung. der Gewerbe beziehen, und zweitend die Dur 
flelung der Berhältniffe der Gewerbetreibenden felbft. 





Bweite Abtheilung. 
Geſchichtlicher Ueberblick der gewerbepofizeilichen Gefeggehim 
des Preußifchen Staates, 


Die geſchichtliche Darftelung der gewerbepotizeilichen Gefeßgebung Preufent 
kann wenig über die Zeit der Regierung deö großen Kurfürften hinausführn; 
nur einzelne Beziehungen reichen in eine frühere Periode hinaus, wo bie Corp 
für die Förderung materiellen Wohlſtanded faft audſchließlich den Gemeinden, DM 
Zünften und den fonftigen Gewerdögenoſſenſchaften anheimgegeben war. 

Mit dem Megierungdantritte ded großen Kurfürften beginnt zuerft eine plat- 
mäßige Zeitung und Förderung der Bewerbe und des Handels durch Die Staat‘ 
regierung. Der Kurfürft Friedrich Wilhelm richtete zunächſt feine Fürſoth 
auf Die Wiederbevölferung des Landes, theild durch Anftedlung freude 
Koloniften (indbefondere Aufnahme von Niederländern und Franzöſiſchen Flüd 
lingen), theild durch Edikte (von 1667, 1669 und 1683), welche zur Wieder 
bebauung mwüfter Stätten in Städten und Dörfern, unter Bewilligung beſonden 
BVortheile und zeitweiſer Befreiung von Steuern und Gemelnbelaften, erlofit 
wurden. Er ſuchte ferner die Landwirthſchaft zu heben, indem er Verordnun— 
gen zum Schutze und zur Verbefferung der. Lage der hörigen Bauern und ander! 
Landbewohner erließ. Ganz befonberd aber wär er beftrebt, Beiwerbe IM 
Handel zu größerer Blüthe zu bringen. Das Edikt v. 1. Ian. 1686, hurd 
welches eine Marinekafje geliftet wurde, zu der von allen meltlidyen Bedienungen 
bie Hälfte ded Gebaltes ded erſten Jahres entrichtet werden ſollte, erklärte Seefoht 
and Handel für bie vornehmſten Säulen eines Staates. Im Jahre 1682 wur 
eine Amerikaniſche Handeldgeſellſchaft, im Jahre 1683 eine Kolonie in Guluo 
— — — — 

2) Die Mittheilung ber betreffenden organiſchen Geſetze In ihrem volttan 
digen, zuſammenhängenden Texte war aus praktiſchem en? 
puntte geboten, da es für ben awedmäßigen Bebraud, bes Werfed ne, 

wendig erf&ien, dieſe, — die Örundlage der demnächſt folgenden en 
fhen Darftellung bitbenden, — Befebe, nicht unterbrochen burd) die u 
bezüglihen Ergänzungen und Erläuterungen, in ihrem ungetren? 
Zufammenhange überfehen zu Tönnen. 
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gegründet, im Jahre 1684 ein befonbered Kommerz: Kollegium, als Ads 
teilung des Geheiinen Staatörathed, errichtet. Zu Gunſten der inländiihen Mas 
nufalturen und Fabriken ergingen in den Jahren 1641 bis 1688 viele 
einzelne Verbote der Ausfuhr inländifcher Nohftoffe, ala ded Flachſes, Haufed, 
Hopfend, der Wolle, rohen Häute, Lumpen; fowie der Einfuhr audländifcher 
Waaren, aid bed Salzed, Glaſes, Kupferd, Meffings, Blcched, und vieler Kupfer, 
Meffing: und Eifenwaaren, der Tuche, Zeuge und dergl., wogegen die Ausfuhr 
inlänbifher Mannfalturs und Fabrikwaaten, wie namentlich der Tuche und Zeuge, 
durch Zoflermäßigungen und Mtcifebefreiungen begünftiget wurde. Geſchickte Unters 
nehmer und Arbeiter wurden Ind Land gezogen, zur Gründung neuer Manufaltus 
ren und Fabriken veranlaßt, dabei unterftübt und durch Privilegien und Monopole 
begünftiget. Es lag bei allen diefen Anordnungen und Maßregeln bie Anſicht bed 
damaligen Merkantil⸗Eyſtems zum Grunde; dad Etreben war dahin gerichtet, 
induftrielle und kommerzielle Unabhängigkeit vom Audlande herbeisuführen und 
eine glückliche Konkurrenz mit demfelben auf den großen Märkten zu ermöglichen. 
Die Erhaltung und Förderung ber Gewerbe und ded Handels an ben einzelnen 
Orten blieb mehr den Ortsobrigkeiten, den Zolalbeamten und den Innungen 
überlaffen. == i 

Die Verfafftung bed Gewerbeivefend, wie fie zu jener Zeit beftand, war bie 
ollgemeine Deutfche, nach welcher Die Gewerbe im engeren Sinne, mit 
Ausflug des Aderbaued, der Forſtwirthſchaft und des Berghaues, in dem 
Städten bon Korporationen und Zünften nad) Kalferlihen oder Landedherrlichen 
Privilegien, nad Statuten und Herlommen betrieben wurden, außerdem aber, — 
abgefehen don den wenigen Bewerben, zu beren Betriebe fchon der Bürgerbrief 
allein berechtigte, forwie von den dem. Zunftzwange nicht unterworfenen „freien 
Künften”, — nur auf Grund befonderer „BerfonalsPrivilegien” betrieben werben 
foanten. Zur Abhülfe der Mängel der Zunftverfaffungen ergingen mehrfache 
Edikte (d. 3. Rop. 1686, 7. Mai 1688 und 13. Juli 1688). Ganz befonderd 
aber wurde bie zunftmäßige Beſchränkung des GBewerbebetriebed durch häufige 
Ertheilung neuer Perſonal⸗Privilegien erweitert. 

Die Gefebgebung und Verwaltung des Gewerbeweſens unter den Nachfol⸗ 
gern Deö großen Kurfürften bildet Bid zu der im Jahre 1807 beginnenden neuen 
Drganifution nur die Kortfeßung und weitere Entwidelung der biöherigen. Die 
früperen Verbote der Ausfuhr inländifcher roher Etoffe und der Einfuhr audläne 
diſcher Bewerbderzeugniffe wurden unter ber Megierung Königd Friedrich 
Wilh elm I. wiederholt, erweitert und gefchärftz die Gründung neuer Fabriken 
und Manufakturen twurde fortwährend unterftüßt und befördert. Dagegen ließ 
Friedrih Wilhelm L wieder eingehen, was von dem großen Kurfürften zur 
Begründung der Seefahrt und einer Kolonialmacht gefchehen war). 

Das Berhältnig zwiſchen Stadt und Land entwidelte fih Immer mehr zu 
Bunften der Städte, indbefondere dadurch, daß in denfelben für Die Gewerbe 
mehr von Eeiten der Regierung gefhah, während diefelben vom flachen Lande 
immer ftrenger audgefchloffen wurden. In diefer Beziehung erweiterte ſich die 
Thätigkeit der Regierung mit den Behörden. Es waren feit 17242) für die Fa⸗ 
britftädte eigene Fabriken-Inſpektoren, und feit 1736 für gewiſſe Kreiſe 
Habriten-Kommilfarien angeftelt worden. — Die Gewerbe⸗Verfaſ⸗ 
fung erhielt eine imefentliche Werbefferung und neue Befeſtigung durch die in 





*) Die Afritanifche Handelsgeſellſchaft wurde aufgehoben und beren Beſitzungen In 
Mfrifa tourden für 7200 Dufaten an die Holländer verfauft; die Marinelaffe 
wurde (durch V. v. 9. Dec. 1721) aufgehoben und zur Rekrutenkaſſe gemacht, 


*) Imftr. v. 26. Sept, 1723, für bie Babrifen- Infpeftoren in ber Neument. 
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Folge ded Meichögefeßed d. 16. Aug. 1731 betreffend die Abſtellung ber Mi 
bräuche bei den Handwerken in den Jahren 1734 bis 1736 ertheilten f. g. Ge⸗ 
neralsPrivilegien oder Zunftbriefe, ſowie durd) eine Gewerbe⸗Hand— 
werks⸗Ordnung v. 10. Juni 1733. Auch erfchienen unterm 4. Juni 1718 
„Principia regulativa,} twonad) die Land» EteuersMäthe und Kommilfarien in 
der Ehurmark Brandenburg die Sadye wegen derer Handwerker auf dem Lande 
. einzurichten.” 

Aud) unter der Regierung Fried richs ded Großen beftimmte ſich Geſeh— 
gebung und Verwaltung der Induftrie und bed Handeld im Allgemeinen burd 
die Anſicht über bie unbedingte Erfprießlichkeit de Merkantil⸗Syſtems. 

Zur Förderung ded auswärtigen Handeld wurde durch Oktroy v. 31.Jan.1765 
eine Affefuranz» Kompagnie errichtet, unterm 18. Febr. 1766 eine allgemein 
Affekaranzs und Havarie-⸗Ordnung erlaffen, unterm 23. Sept. 1753 eine Giro 
und Wechſelbank zu Berlin gegründet und 1766 zu einer Haupthank ermeltert, 
1772 eine Sees und Ealy: Handlungo⸗Kompagnie geftiftet. 

„Die Einfuhr ausländiſcher roher, zur inländifchen Verarbeitung beftimmter 
Stoffe ward erlaubt und freigegeben, die Einfuhr anderer roher Gegenftände de 
auswärtigen Handeld dagegen, die niht zu den nothivendigen Lebensbedürfniſſen 

. gu rechnen, tvard, wenn nicht ganz verboten, doch Durch erhöhte Abgaben erſchwert. 

Verboten ward die Einfuhr folder Waaren, die in einheimifhen Fabriken in pin 

reidender Menge und von gehöriger Brauchbarfeit zu haben, worüber ber Ile 

Tarif v. 20. Febr. 1787 ein Verzeichniß aufſtellte. Die Ausfuhr durfte nl 

ftattfinden_don Stoffen und Erzeugniffen, die Im Lande nicht überflüßig vorhanden 

und zur Verarbeitung in felbigem brauchbar und erforderlich; Die Ausfuhr der 
meiften inländifchen Fabrikate ward dagegen nicht nur geflattet, fondern fon 
mehrfady durch Zolbefreiungen und Vergütungen, felbft durch Prämien, begin 
figet. Die Erhaltung der beftehenden und die Einrichtung neuer Manufakturen 
und Fabriken wurde, wie ſchon früher, durch unmittelbare Unterfägungen, 

durch Privilegien und Prämien befördert. | Ä 

In Beziehung auf Die BewerbesWerfaffung iſt beſonders der allgeme. 

nen Handwerks⸗Ordnung für Weſtpreußen v. 24. Ian. 1774 zu erwähnen; fer» 

ner ded Ed. v. 24. März 1783 über die Abſtellung der Handwerks-Mißbräuche 
und der Loskaufung vom Meiſterſtück durch Geld oder Geſchenke durch dad Ed. 

p. 18. April 1747. | 

Zur Beförderung ber ftäbtifchen GBetverbe Indbefondere ergingen pielfadt 
Verordnungen, namentlid) zur Hebung der Woll⸗Manufaktur, Leinen- Manufaktur 
Baummollen: Manufaktur, Seiden- Manufaktur, Bapier» und Lederfabrifation. 

Es hatten fi), wad die Verhältniffe der Gewerbetreibenden anbelangt, IM 
Preußiſchen Staate bis dahin die gewerblichen Einrichtungen bed Mittelalters Im 
Weſentlichen erhalten, wonach der Bemwerbebetrieb borzugämelfe auf bie Städte, 
and in diefen tieder auf die Zünfte und gefcloffenen Korporationen befchrärft 
war. Der große König wußte feinem Weiche Die erfämpfte ehrenvolle Stellung im 
der Meihe der Europäifchen Stadten vorzugdweiſe durch Diejenigen Mafregeln zu 
fidern, weldhe er zur Sandeskultur, zur Belebung der Indufirie und des Handeld 
und zur geiftigen und fittlichen Ausbildung aller Klaffen der Staatsbürger traf, 

und ed begann ſeitdem die Meinung ſich zu verbreiten, daß jene älteren geiverb» 
lichen Einrichtungen den im Laufe der Zeiten veränderten Verhälwiſſen nicht mehr 
volftändig entfpräcden, vielmehr in mehrfacher Beziehung zweckwidrig und hem⸗ 

mend wirkten. Ä Ä 

Diefe Anſicht machte fid) indeß in der praktiſchen Behandlung und Leitung 

der gewerblichen Angelegenheiten von Seiten der Behörden bis zum Anfange d 

laufenden. Jahrhunderto nur in der Beziehung geltend, daß ber weiteren Auddeh⸗ 
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nung der Borredjte ber Zünfte vorgebeugt, die Bildung neuer Innungen befchränft, 
und in fpeciellen Fällen dahin gewirkt wurde, biejenigen Hinderniſſe hinwegzu⸗ 
räumen, welche bie deſtehenden Einrichtungen ber freieren Entwickelung der Ins 
duſtrie entgegenftellten. 

Die Ereigniffe der unglüdlihen Jahre 1806 und 1807 hatten ſedoch Die 
äußere Sicherheit des Prenßiſchen Staated und ben National: MWohlftand deffelben 
fo heftig erfchüttert, daß immer allgemeiner die Ueberzeugung ſich verbreitete, wie 
nur davon eine weſentliche Verbefferung ded Zuftandes der Einzelnen und ber Nas 
tion zu erwarten fel, daß ein Jeder in den Stand geſetzt werbe, feine Fähigkeiten 
und Kräfte ungehindert und frei zu entwickeln und davon den möglich vortheils 
haften Gebraud) zu machen, daß die aber die Wegräumung aller entgegenftehenden 
Hinderniffe voraudfeße. 

Die volftändige Reform ber gewerblichen Verfaſſung indbefondere war daher 
eine der erften Maßregeln, welche durch bie Reorganifation bed Staates Ind Leben 
gerufen wurbe. 

Die leltenden Grundſätze, welche für biefe Reform maaßgebend tvaren, 
find am audführlichften fund gegeben in der @efchäftd-Inftruction 0.26. Dec. 1808 
für Die Regierungen fämmtliher Probinzen?). Der $. 50. a, a. D. fpricht ſich 
nämlich über Die allgemeinen Grundſätze in Betreff der Gewerbe⸗RPolizel fols 
gendermaaßen aud: 

Die Wirkſamkeit der Regierungen bei Ausübung ber Polizei-Gewalt muß nicht bIo® 
auf die Abwendung von Befahren und Stachtheilen, und Erhaltung Berhen, was ſchon da 
iſt, ſondern auch auf die Mehrung und Beförderung ber allgemeinen Wohlfahrt ſich er⸗ 
ſtrecken. Diefed kann nur durch eine fefte Ausübung bes im 6.34 enthaltenen Brundfates?), 
und durch die moͤglichſte Beverbe= Freiheit, ſowohl in Abficht der Erzeugung und Verfei⸗ 
nerung, als des Vertriebs und Abſatzes ber Produkte, geichehen. Es ift dem Staate und 
feinen einzelnen Gliedern Immer am zuträglichften, die Gewerbe jedesmal ihrem natürlichen. 
Gange zu überlaffen, das heißt: feine derſelben vorzugsweiſe durch befonbere Unterftüyun« 
gen zu begünftigen und zu heben, aber auch feine in Ihrem Entftchen, ihrem Betriebe und 
NAuöbreiten zu befchränten, inſofern das Rechts-Prinzip babei nicht verleßt wird, ober fle 
nicht gegen Religion, gute Sitten und Staatd-Berfaffung anftoßen. Es ift unftaatöwirth- 
haft ‚ ben Bewerben eine andere, alb die eben bemerkte Gränze anmelfen und verlan⸗ 

en zu wollen, daß biefelben von einen gewiffen Standpuntte ab in eine andere Hanb 
übergehen, oder nur von gewiſſen Klaffen betrieben werden. 

Neben biefer Unbeſchränktheit bei Erzeugung und Verfeinerung ber Probufte, ift 
Leichtigkeit bed’ Verkehrs und Freiheit: ded Handels, ſowohl im Innern, als mit dem Aus⸗ 
Iande, ein nothiwendiged Erforbernig, wenn Inbuftrie, Gewerbefleiß und Wohlftand ge- 
beihen fol, zugleich aber aud dad natürlichfte, wirffamfte und bieibendfte Mittel ihn 
u beförbern. 

— Es werden 19 aldbann diejenigen Beiverbe von felbft erzeugen, bie mit Vortheil be- 
trieben merben fönnen, und biefeö find wieder diejenigen, melche tem jebeömaligen Bro- 
buftionsd- Zuftande ded Landes, und dem Kulturzuſtande der Nation om angemeffenften 
find. Es ift unsichtig, wenn man glaubt, ed fei dem Staate vortheithaft, Sachen dann 
noch ſelbſt gu verfertigen, wenn man fle im Ausblande mwohlfeller haben Tann. Die Mehrfoften, : 
weiche ihm bie eigene Verfertigung berurfadjt, find rein verloren, und hätten, mären fle 
auf ein anderes Gewerbe angelegt worden, nachhaltigen Gewinn bringen können. Es ift 
eine fchiefe Anficht, man müfle In einem ſolchen Kalle das Gelb Im Lande zu behalten 


2) Vergl. bei Mathis, Bd. 7. S. 378 u. Rabe, 86.9. S. 418 ff. 

2) Der 8.34. a. D. beftimmt: 2 
»Bei allenj Unfichten, Operationen und Vorfchlägen der Negierungen, muß ber 
»Grundſatz leitend bleiben, Niemanden in bem Genuß feined Eigenthumß, feiner 
»bürgerlichen Gerechtfame und, Freiheit, fo lange er in ben gefeßlichen Gränzen 
»bieibt, weiter einzufchränten, ald es zur Beförderung bed allgemeinen Wohles nö» 
»thig iſt; einem Jeden innerhalb der gefeglichen Schranfen die möglichft freie Ent» 
‚mwidelung und Anmwendung feiner Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte, in moralifcher 
»ſowohl, als phyfifcher Hinficht, zu geftatten, und alle Dagegen noch obiyaltenben 
»Hinderniſſe baldmöglichft auf eine legale Welfe u räumen«. 
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ſuchen, unb lieber nicht faufen. Hat der Staat Brobufte, bie er ablaffen fan, fo kann er 
ih) aud) Bold und Silber faufen, und e8 münzen laffen. 

Je vortheithafter der Producent und Yabrifant feine Erzeugniffe abfehen kann. je 
mehr beftrebt er ſich, fie heroorzubringen, und jemehr davon hervorgebracht wird, um fo 
„ weniger läßt fi) ein Mangel davon beforgen. Ausfuhr» Freiheit ift alfo gerabe dahin ge⸗ 
richtet, dem Mangel vorzubeugen, ftatt, wie man gewöhnlich glaubt, ihn herbeizuführen. 
Freiheit des Handeld madıt den Spefulationsgeift des Kaufmanns rege. Diefer wird feine 
Waaren nicht fofortabfeen, wenn er noch Ausficht Hat, ſolches vortheithafter thun zu Fönnen, 
oder gerne dad Steigen ber Preiſe abwarten wollen, wenn er fie höher eingelauft hat; er 
wird fie alfo and) nicht ausführen, wenn er fie im Lande feibft noch mit Vortheil abaufehen 
boffen darf. Auf biefe Weiſe fchafft fih der Staat Vorräthe und Magazine im Lande, 
ohne daß er befondere Koften barauf verwenden darf. Leichtigfeit des Verkehrs und der 
Kommunikation wird die Waaren im Lande jedesmal dahin bringen, mo fle am nöthigfien 
find, weit fie da am theuerften bezahlt werden. Es iſt nicht nothivenbig den Handel zu 
begünftigen; er muß nur nicht erfchivert werden. 

Eben diefe Freiheit Im Gewerbe und Handel fchafft zugleich die möglihfte Konkurrenz 
in Abficht des probucirenden und feilbietenden Publitums, und ſchützt daher das confumt- 
rende am fiherften gegen Theurung und übermäßige Preiöfteigerung. 

Es ift falſch, dad Gewerbe an einem Ort auf eine beftimmte Anzahl von Subjelten 
einfhränfen zu wollen. Niemand wird daſſelde unternehmen, wenn er dabei nicht Vortheil 
zu finden glanbt, und findet er biefen, fo ift eö ein Beweis, dab das Publikum feiner nod) 
bedarf, findet er Ihn nicht, fo wird er bad Gewerbe von felbft aufgeben. 

Man geftatte Daher einem Jeden, fo lange er bie vorbemertte Brenzlinie hierin nicht 
beriegt, fein eigenes Intereſſe auf feinem eigenen Wege zu verfolgen, und ſowohl feinen 
Beh als fen apital in bie freiefte Konkurrenz mit dem Fleiße und Kopital feiner Mit- 

iger zu bringen. 

Diefes find die Grundzüge, nach benen bie Btegierungen bei Verwaltung der Beimerk- 
und Hanbelspolizei zu verfahren haben. 

‚ Nicht Naatöwirthfchaftliche, fondern blos politifhe Gründe (oder allenfalls Beduͤrfniß 
des Augenblicks, welchem aber, wenn diefe Maximen befolgt merben, der Negel nach Imme 
wird vorgebeugt werben können) können ed nöthig und räthlid) machen, anderweite Mah⸗ 
regeln zu ergreifen. Bon einem ſolchen Yale werben bie Regierungen aber jebeömalh 
heren Orts benachrichtigt werden, vorzuͤglich in Wbflcht der Betreibe-Musfuhr. . 

Ihr Augenmerk muß dahin gehen, die Gewerbe⸗ und Hanbelsfreiheit ſoviel als mög: 
lich zu befördern, und darauf Bedacht zu nehmen, daß die verfchiebenen Beſchränkungen. 
denen fie nod unterworfen ift, abgejchafft werben, jedody nur allmählig auf eine Legale 
Weife, und feibft mit moͤglichſter Schonung bed Vorurtheild, da jede neue Einrichtung 
mit Reibungen verbunden iſt, und ein zu fchnefler Lebergang vom Zwange zur Freiheit 
mandmal nachtheiligere Folgen herborbringt, ald ber Zwang felbft. Huf feinen Fall aber 
müffen bie Regierungen bon jeßt ab Konzefllonen oder Berechtigungen zu Gewerben, von 
welcher Gattung dieſe fein mögen, ertheilen, durch welche ein Exkluſiv⸗ oder gar Zmangb 
und Bannrecht begründet werden fol, Lebtere follen von jet ab unter feinen Umftänden 
mehr verliehen, und Exkluſtvrechte gleichfalls, ſoviel ald möglich, vermieden, hoͤchſtens nur 
dann und auf gewiſſe Jahre gegeben werben, wenn bei einem neuen Gewerbe der Verſuch 
gemacht [werben bt ob es gebeihen werde. Es ift dazu aud) jedesmal die Genehmigung 
der höheren Behörde nothwendig. 

. Das Ed. 9.2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgemeinen Gewerbe⸗ 
Steuer!) befeitigte nun zuvörderſt in Beziehung auf den Gewerbetrieb jeden 
biöherigen Unterſchied zwifhen Stadt und Land, ſowie alle did dahin 
ben Zünften und Innungen, oder einzelnen Brivatperfonen zugeftandenen, oder 
mit dem Beſitze von Grunbflüden verbundenen Vorrechte, indem ed ald allge: 
meinen Grundſatz ausſprach, 

daß zum Betriebe jeded Gewerbes die Löſung eines Betwerbeicheined erforder⸗ 

lich, aber auch genügend, und der Gewerbeſchein Niemand zu verſagen ſei, der 

bis dahin einen rechtlichen Lebendwandel geführt habe. 
Das allegirte Edikt beſtimmte nämlid: 
8. 1. Ein Jeder, welcher in Unfern Staaten, e8 fei in den Städten , ober auf dem 


platten Lande, fein biöherigeö Gewerbe, es beftehe in Handel, Kabriten, Handiwerten, eö 
gründe ſich auf eine Wiſſenſchaſt oder Kunft, fortfeßen, oder ein neued ynternehmen wi, 


1) G. ©. 1810 ©. 79, vergl. unten. 
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ift verpflichtet, einen Gewerbeſchein darüber zu Löfen, und bie in bem beigefügten Tarif A. 
angefebte Steuer zu zahlen. Das ſchon erlangte Meifterrecht, ber Beſitz einer Konceffion 
befreien nicht von dieſer Verbindlichkeit. 

8.2. Der Gewerbeſchein giebt demjenigen, auf deffen Namen er auögeftellt ift, die 
Befugniß, ein Gewerbe fortzufegen, oder ein neued,anzufangen. Eins oder das andere, 
ohne Gewerbeſchein, Ift ftrafbar ıc. 

8. 16. Ein Gewerbeſchein giebt-bemjenigen, auf welchen er lautet, das Recht, in bem 
ganzen Umfange Unſerer Staaten, ſowohl in den Städten, ald auf bem platten Zanbe, 
das in demfelben benannte Gewerbe, und auf bie beftimmte Zeit zu treiben, "und von ben 
Behörden dabei gefchügt zu werben. 

8. 17. Keiner Korporation und feinem Einzelnen fteht ein Widerſpruchsrecht, welcher 
Grund dazu auch angeführt werden mag, zu. Nur foll in denjenigen Dertern, mo jekt 
Bewerbe-Berechligteiten alt finden, welche nicht auf einem Brundftüde haften, und bamit 
in feiner ungertrennlichen Verbindung fteben, bie aber dennoch in den Hypothekenbüchern 
eingetragen find, eine billige Entſch bigung für den biöher Berechtigten pon ben Negies - 
rungen regulirt werben. Die Gewerbefreiheit barf jedoch durch die Exiſtenz folcher Gerech⸗ 
tigfeiten nicht befchräntt, und niemandem auf den @rund berfelben ein Gewerbeſchein zum 
Betriebe des in Mede ſtehenden Gewerbes verfagt werben. 

8. 19. Im Allgemelnen darf niemandem ber Gewerbeſchein verfagt werben, welcher 
ein Atteſt der Polizei⸗Behoͤrde feines Orts über feinen rechtlichen Lebendwandel beibringt. 

Minderjährige müſſen indeſſen die Einwilligung ihrer Meltern oder Vormünder; Ehe- 
frauen bie ihrer Ehemänher; Stantödiener bie ihrer Dienftvorgefebten ; in Pridatdienſten 
fiehende Berfonen die ihrer Lohnherrn beikringen. . " 

Nur aud poligeilihen Gründen wurde bie @etverbefreiheit einigen Bes 
ſchränkungen unterworfen. Hlerüber didponirte daB allegirte Editt dahin: 

8.18. Es verſteht ſich von felbft, daß ber Inhaber eines Gewerbeſcheines den Polizei⸗ 
Verordnungen eines jeden Orts, mo er fein Gewerbe treibt, unterworfen iſt, und ſich bei 
Ausübung deffeiben VBefhränfungen, welche die Wufrechthaltung einer guten Polizei und 
aller anderen allgemeinen Geſetze erfordert, pefaden laffen muß. 

8. 21. zu Gewerben, bei deren ungeſchicktem Betriebe gemeine Gefahr obwaltet, oder 
weiche eine oͤffentliche Beglaubigung oder Wabefhoitenheit erfordern, können nur dann 
Gewerbeſcheine ertheiit werben, menn die Nachfuchenden zuvor den Beſitz der erforderlichen 
Ei,yenfchaften auf die vorgefchricebene Welle nachweiſen. Zu biefen gehören jedoch nur: 1) - 
Mbdeder, 2) Aerzte und unbärgte aller Art, 3) Apothefer und Laborauten, 4) Berg⸗Ge⸗ 
ſchworene, 5) Dollmetiher und Leberfeger, Behufs gerichtlicher und gewerblicher @eichäfte, 
6) Feldmeffer, Nivellirer und Markſcheiber, 7) Baft- und Schaͤnkwirthe aller Art, einſchließ⸗ 
lid) berer, Die gewerbeweiſe möblirte Zimmer halten, Schlafftellen vermiethen und ſitzende 
Gaͤſte haben, 8) Befindemäfter, 0) @üterbeftätiger und Schaffner, 10) Hebammen, 11) Jur 
ſtiztkommiſſarlen, Rotarien, Brefuratoren, 12) Jouvelirer, Gold⸗ und Silberprobirer, 13) 
Zohniafelen, 14) Lootfen, 15) Mäkler, Didpacheurd und Yultionatoren, 16) Marionetten⸗ 
fpleler, 17) Maurer, 18) Wteffer, Wäger, Braker, Schauer, Stauer, überhaupt alle bie _ 
befeit find, bie Quantität, Dualität und richtige Verpadung von Waaren zu fonftatiren, 
19) Mühlenbaumeifter, 20) Dekonomie:Kommiffarien, 21) Berfonen, welche mit Thieren 
und andern Sachen zur Schau-Ausftellung umherziehen, 22) Berfonen, bie ein Gewerbe 
daraus machen, Leichen zu reinigen und anzufleiden, 23) Schaufptel- Direktoren, 24) 
Schiffer und Steuerleute für Seefchiffe, 25) Schornfteinfeger, 26) Schreib- und Nechnen- 
meifter, infofern ihre -Attefte über die Ipentität ober Verfälfhung einer Schrift oder die 
Nichtigkeit einer Rechnung Öffentlichen Glauben Sa ſollen, 27) Schmeine-, Vieh⸗ und 
Pferde⸗Kaſtrirer, 28) Seeſchiffs⸗Zimmerleute, 29) Selttänzer, Equilibriften, Taſchenſpieler, 
9 Todtengräber, 31) Vieh⸗ und Roß⸗Aerzte, 32) Verfertiger chirurgiſcher Inftrumente, 
33) Borfteher von Privat-Irrenhäufern, 34) Zimmerleufe. 

Dagegen geflattete daB Edikt un endererfeitd den Betrieb mehrerer, unter 
den allgemeinen Begriff von Beiverben zu fubfummirender, Erwerböztweige 
und Beſchäftigungen, Jedermann ohne Löſung eined Gewerbeſcheined. 

Die betreffenden Berfonen zählt der $. 5. a. a. D. namentlidh auf. 

Diefe allgemeine Grundfäge ded Gewerbe⸗Steuer⸗Ediltd vom 2. Nov. 1810 
wurben durch daB hiernächft publicirte Ed. vom 7. Sept. 1811, betr. bie poligei- 
lichen Verhältniffe der Beiverbe 7), im Wefentlihen nicht verändert; vielmehr bes 


fpränfte fidy Died letztere Befeh darauf, bie Einſchränkungen bed Beiverbebetriebed 





1) G. ©. 1811 ©. 263, vergl. unten. 
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aus polizeilichen Rüdfichten näher zu beſtimmen und thellwelſe tweiter auszudehnen 
auch in Hinſicht einiger Gewerbe Einſchränkungen mit Rückſicht auf das Intereſſe 
derjenigen hinzuzufügen, welche bis zum Jahre 1810 bevorrechtet geweſen waren. 
Indeß Tamen diefe Beſtimmungen nur als Inftruftion für die Behörden in Bu 
tracht, von welchen die Ertheilung der Gewerbeſcheine refjortirte, Indem Der Beh 
ber letzteren auch fernerhin allein entfcheidend blieb, und deöhalb konnte, fo lange 
und in fo tweit dieſe beiden Geſetze zur Antvendung fomen, an fid) niemald ein 
Zweifel Über die Befugniß zum @etverbebetriebe. entfliehen. 

8 num der Preuß. Staat durch die glüctiche Beendigung des Krieges im 
Jahre 1815 einen Theil feiner früheren Beſitzungen wieder erhielt und als Erfah 
bed Verluſtes andere neue Landesthelle mit ſehr verſchiedener Verfaſſung empfing, 
wurden in ben gedachten Sandedtheilen!) zwar bie financiellen, nicht aber Die ge 
werbepolizellichen Beſtimmungen ded Ed. v. 2. Nov. 1810 zur Anwendung ger 
bracht, und die Vorſchriften ded Ebd. v. 7. Sept. 1811 ganz unberüdfichtiget ge 
lafien ). 8 blieb indbefondere in Hinfiht der Frage, von welchen Bedingungen 
die Befugniß zum Gewerbebetriebe abhänge? In jedem einzelnen Landeöthelle die 
jenige gewerbliche Verfaſſung maaßgebend, welche bei deffen Beſttznahme vorge⸗ 
funden wotden. Dieſe war in den einzelnen Landestheilen, ſeldſt in ſolchen, die 
nunmehr Eine Provinz bildeten, durchaus verſchieden. In einigen biefer Lan⸗ 
beötheile "hatten neue Regierungen während bed fchneflen Wechſels ber umfihern 


- Zuftände’felt dem Audbruche des Nebolutiondfrieged die borgefundenen gewerbli⸗ 


hen Verfafjungen dem Namen nad. aufgelöft, aber nichtd Haltbares an deren 
Stelle geſetzt; in anderen diefer-Zandeötheille war zwar dem Namen nad) die Br 


toerbe-Berfaffung noch unberührt geblieben, tveldhe Die Jahrhunderte langſam au 


gebildet hatten; aber die Verhältniſſe des Öffentlichen und Privatlebend, aus welchen 
fie hervorging, waren gänzlich verſchwunden; ſie war größtentheild eine leere Form 
geworden, welche den verſtändigſten, thätigſten und wohlhabendſten Gewerbsgenoſ⸗ 


ſen nur laͤſtig und im der Öffentlichen Achtung geſunken wat. Während in jenen 


Zandedtheilen eihe faſt unbedingte Gewerbefreiheit herrſchte, und ſelbſt diejenigen 
polizeilihen Einfchränfungen nicht ſtattfanden, welche die Ed. v. 2. Ron. 1810 
und 7. Sept. 1811 thells beidehalten, thelis eingeführt hatten, war in dieſen 
Landestheilen noch jeder Gewerbebetrieb abhängig von Konceſſtonen, deren Erthel⸗ 
lung aud verſchledenen Kückſichten verſagt werden konnte. &8 fand ſich in jenen 
Gebieten feine Spur ber Zünfte und ihrer Befugniffe und Vorrechte in Beziehung 
auf den Gewerbebetrieb mehr bor, während in diejen die Zünfte felbft in weite⸗ 
rem Umfange und unter größeren Defugniffen fortbeftanden, ald bei Abfafjung 
DE A. L. R. anerkannt worden war. 

Es mußten ſo weſentliche Verſchledenheiten in den gewerblichen Berhältnäffe, 
indbefondere in den Bedingungen der Zulaffung zum Betverbebetriebe, die mannig 
fachften Mebelftände zur Folge haben, welche um fo mehr berbortraten, alß bie 
zur Anwendung kommenden Brundfäge nicht auf auödrüdlihen Geſetzen, fonbern 
auf dem Herfommen beruhten, und häufig Zweifel über die Gültigkeit obwalte⸗ 
tn, deren Zöfung um fo fchtuieriger war, da ed gänzlich an allgemeinen leitenden 





1) Nur in der Stadt Danzig und deren Gebiete wurde das Ed. v. 2. Nob. 1810 
und dad Gewerbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 fpeciell pubticirt. 

2) Daß das Ed. u. 2. Nov. 1810 und das Gewerbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 in 
ben neu» und wieder erworbenen Landesthellen, ungeadytet der Einfüh- 
rung de8 A. 2. R. mit den dafjelbe abändernden und ergänzenden ‚Öerorbnungen 
nid! für eingeführt zu erachten, ift in dem R. der 8. Min. der F. und bed 9. b. 

. Oft. 1816, des 3. u.d. P. v. 12. Febr. 1828 und ber 8. Min. des J. u. b. 
5 b. 19. Febr. 1836. (9. XU. 172— 174 u. XX. 218) ausdrücklich anertannt 
und es find die betr. Neg. hiernach mit Anweiſung verſehen werben. 
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Grundfaͤtzen fehlte, und Häufig. auf Anordnungen und Einrihtungen zurüdgegan« 
gen werben mußte, welche, der entfernteren Bergangenheit angehörend, der Zeit 
nicht mehr entipraden. 
Noch dringender zeigte ſich die Nothivendigfeit näherer Beftimmungen über 
die Befuguiffe zum Gewerbebetriebe, ald dad Geſetz v. 30. Mai 1820 wegen 
Entrichtung der Gewerbeſteuer !) an die Stelle des Ebd. v. 2. Nob. 1810 trat. 
Daß letztere war felbft in Bezug auf dad Steuerwefen nur der Nothbehelf 
einer bedrängten Zeit geweſen, und bebusfte daher einer gänzlidhen Umformung, 
welcht ed gleichzeitig mit der Einführung ber Klaffenfteuer erhielt. Dad neue 
Geſetz v. 30. Mai 1820 mußte fi aller Beſtimmungen über die Berechtigung 
zum Gewerbebetriebe ſchon deöhalb enthalten, toeil Diefelben überhaupt nicht in ein 
reined Steuergefeh gehörten 2). Daſſelbe hob die Zöfung der Gewerbeſcheine für 
alle ſtehende Gewerbe gänzlid auf, und verpflichtete nur einen jeden, ber ein 
neued Gewerbe beginnen, oder ein biöher betriebened aufgeben will, zur Anzeige 
hiervon bei ber Drtd,« Kommunale Behörde ($$. 19 u. 20). Der früher ange 
rommene Erundfh, 
daß jeded Gewerbe ſteuerpflichtig fel, wenn bad Befeh baffelbe nicht and» 
drüdlic audninmat, | 

wurde aufgegeben und flatt deſſen ber Grundſatz aufgeftellt, 
daß jeded Gewerbe ſteuerfrei fei, wenn dab Geſetz nicht ausdrädlid deſſen 
Beſteuerung anordnet. 

Dabei wurde, ſelbſt bei den befteuerten Bewerben, gänzlid von der Befugniß 
zu deren Betriebe abgefehen, und die Entrichtung der Steuer nur von ber 
Thatſache ded Wetriebed abhängig gemadt. Die Vorftände der Gemeinden und 
Ditöobrigteiten überhaupt bedurften aber nunmehr neben dem neuen Gewerbes 
Steuers®efege auch poligeilicher Vorfchriften über die Beſugniß zum Bewerbeber 
triebe, da bie beſtehenden, wie bereitö ausgeführt, durchaus unzureichend tvaren. - 
Diefem Mangel konnte nur abgeholfen werden entiveder durch ein neued allgemels 
ned Gewerde⸗Polizei⸗Geſetz, melches von einem Grundfabe ausgehend, dennod) 
hinlängligen Raum für die Beachtung örtliher Bedürfniffe ließ; oder durch Ver⸗ 
befjerung der örtlichen Gewerbopberfaſſung, wobei jedoch auf Annäherung der ber 
fonderen örtlihen Einrichtungen an einen allgemeinen Grundfag hingewirkt wer⸗ 
den konnte, fo weit es ohne Verletzung örtlicher Interefien möglih biled. Yür 
feinen Diefer beiden Wege zur Aufftellung einer genugthuenden Gewerbes Bolizei 
waren jedod) überwiegende Gründe gefunden, ald bad neue Beiverbe-Steuer-Bes 
fe ind Leben trat. Daſſelbe beftimmte in diefer Beftimmung im 6, 37 a. nur: 

Die Geſetze, weiche die Berechtigung zum Gewerbebetriebe in einzelnen Lanbeätheilen 
verſchiedentlich beftimmt haben, follen einer Rebifton unterworfen, und wo e8 nöthig, ver⸗ 
beffert ergänzt, oder durch) neue Anordnungen erjegt werden. 

Hiernad) wurde damals die Entwerfung eined allgemeinen Geſetzes, aud nur 
über die Befugniß zum Gewerbebetriebe, nicht beabfichtiget; es follten vielmehr für 
jeden Landedtheil, in welchem eigenthümliche Anordnungen in diefer Hinfiht ber 
fanden, befondere Unterfuchungen über biefelben und deren Zweckmäßigkeit veran⸗ 
Naltet und hiernach Befchlüffe über deren Beibehaltung oder Abänderung gefaßt 
werden. 


- 


1), G. ©. 18%. ©. 147, |. unten. 

2) Daß durch dad neue Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 30. Mai 1820 nur bie biäherigen 
Bellimmungen des Ed. v. 2. Nov. 1810 Über idie Bewerbe- Steuer, nidt 
aber auch bie Beftimmungen über die pollzellihen. Berhättniffe ber Ge— 
merbe, und namentlich nicht das Ed. v. 7. Sept. 1811, für aufgehoben zu erach⸗ 
ten, it in dem R. des K. Min. d. J. v. 14. Rob. 1820 und 16. Febr. 1822 
(8. IV, 873, u. VI. 184) auddruͤcklich anerfannt worden. F BE 
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- der Begenftand überhaupt in Betreff einzelner Provinzen, deren beftehende ge 
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Inzwiſchen überzeugte fidy Die mit der Ausführung jener Beſtimmung be 
auflragte Kommifflon bald, daß eine Reviſion auf dleſem Wege die Zuziehung 
aller betheiligten Provinzial» und Lofal» Behörden, ja felbft der betheiligien & 
werbetreibenden, nöthig mache, deöhalh aber einen großen Zeitaufwand erforder, 
und bei der Mannigfeltigkeit der zur Sprache kommenden Berhältniffe und Ein 
rihtungen, eine grändliche Werbefferung der Gewerbe: Polizei im Allgemeinen nid 
herbeiführen werde. Daher gelangte man zu der Weberzeugung, wie nur durd 
Aufftelung leitender ‚Ideen mitteilt eined allgemeinen Gefeted Die Gewißhelt a⸗ 
reihbar fel, daß nicht in irgend einer dunklen Gegend ded Landes ſchmähliche Br 
laſtungen ded Gewerbefleißes unerkannt zurüdgeblieben wären. Es entflandn 
indeß erhebliche Zweifel Darüber, in weldhem Umfange die neuen Vorſchriften vor 
allgemeiner Gültigkeit zu erlaffen fein? Iheild kam nämlid In Yrage, ob uiäl 


werbliche Berfaffung von der der meliten übrigen Provinzen abwich, und in dern 
gewerblichen Verhältniffen ſich bedeutende Verſchiedenhelten zeigten, ganz abgefon 
dert zu behandeln und nad, anderen, ald den für die Übrigen Provinzen anzund- 
menden Prinzipien zu ordnen fein möchten; theil® entftand die Frage, ob ed nid! 
am angemefjenften fei, wenn die zu erlaffende Verordnung ſich auf Die Regullun 
berjenigen gewerblichen Verhältniffe befchränfe, welche anerkannt unter allen Um 
ftänden und an allen Orten entweder fo vortheilhaft oder nachtheilig mwirfen, dj 
über die Zweckmäßigkeit ihrer Einführung oder die Nothivendigfeit ihrer Aufe 
bung fein Zweifel obwalten fann ; alle übrigen gewerblichen Verhältniſſe dagegen 
deren Werth oder Unwerth fidy nicht mit folder Beſtimmtheit nad) allgemein 
Brundfägen feſtſtellen läßt, fondern wenigſtens theilweiſe von ber Lokalität ob 
hängt, unberührt zu laffen, dergeftalt alfo, daß fein allgemeineß BewerbesBalll 
Geſetz gegeben werde, fondern nur einzelne in daſſelbe gehörige Materien legilla 
tip geordnet würden, und Im Uebrigen der biäherige Zuftand beibehalten, ode 
doch nur lofal oder propinziell modifictt werde? - | 
Die Brände für Die Verneinung beider Fragen und für die Emanirung ti) 

vollſtaͤndigen Geſetzes für den ganzen Umfang der. Monarchle wurden jebod fl 
überwiegend eradtet. Zwar wurde nicht verfannt, da eõ bei einzelnen gewerd⸗ 
lien Berhältniffen wenig erheblidy fei, ob Diefelben im ganzen Umfange de 
Staatd völlig gleihmäßig regulirt würden ober nicht; allein Deren Zahl ſei geth 
und ed köune durch fpecielle Beſtimmungen hinſichts diefer Verhältniſſe dad «im 
in Betreff derfelben Erforderlidje angeordnet werden. Dagegen fei ed von ine 
größerer Wichtigkeit, daß die allgemeinen leitenden Grundfähe für die ganze Mo 
narchie die nämlichen feien, Damit nicht die Reglerung mit ſich felbft in Wiberfprud 
gerathe. Denn fie können nicht, ohne Verlegung ber Brundfäge ber Berchlif 
kelt, Dem einen Beiwerbetreibenden den freien @ebraud; feined Gewerbes zum Nady 
theil des anderen geflatten, während fie diefen baran verhindere. Im Mügemt 
nen felen aber die Verhältniffe der einzelnen Landestheile-nicht fo verſchieden, da} 
für jeden noch eine befondere geiverbepolizeiliche Geſetzgebung nöthig oder au 
nur rathfam wäre, nachdem bereitö feit dern Jahre 1820 hinfichtlich der Gewerbe⸗ 
Steuer in der.ganzen Monarchie völlig gleichmäßige Vorſchriften zur anwendung 
gekommen fein. Wenn es überhaupt richtig fei, daß Die Befchränfungen bed Go— 
werbebetriebed aus anderen, ald ordnungs⸗, ficherheitö- oder Fanitätöpoligeillbet 
Rückſichten den jegigen Verhältniffen nicht entfprächen, und durch Die Hindernif 
welche fie der freien Entwickelung gewerblicher Thätigfeit entgegenſetzen, naht 
lig wirkten, daß eine gleihmäßige Vertheilung ded gewerblichen Gewinnes unter 
einzelnen Gewerbtreibenden unmoͤglich, und dad Gemühen, jedem Einzelnen jr 
Audtommen zu fihyern, vergeblich fel, für dad Wohl der einzelnen Judiplduen 
toie der Geſammtheit vielmehr am beften geforgt werde, wenn Jeder DOR 
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Kenntniſſen und Fähigkeiten nach eigener Wahl moͤzlichſt freien Bebraud machen 
bürfe, fo werde ſich Die Nichtigkeit In denjenigen Landedthellen, in welchen biöher 
noch entgegengefehte Brincipien befolgt worden, nicht minder zeigen, ald im denje⸗ 
nigen, in welchen jene Grundſätze ſchon feit einer längeren oder kürzeren Meihe 
von Jahren befolgt worden. . 

Ganz ähnlich verhalte ed ſich mit den Beſchränkungen einzelner Gewerbe 
aus polizellichen Ruͤcſichten. Wenn mit gewiſſen gewerblichen Anlagen wirklich fo 
erhebliche Gefahren für dad Gemeinweſen verbunden felen, daß ſie ſpecieller Kon⸗ 
trolle bebürften, fo würden dieſe Gefahren ſich unter uͤbrigens gleichen Umſtänden 
überall zeigen. Wern bei elnem Gewerbe bie Nachtheile, welche aus der Unge⸗ 
ſchickuchkelt oder Unzuverlaͤſſigkeit ber Gewerbetreibenden entſtehen koͤnnen, fo er⸗ 
heblich felen, daß cd im allgemeinen Intereſſe noͤthig ſcheine, die Erlaubniß zum 
Betriebe von dem Nachweiſe ber Geſchicklichkeit oder der beſonderen Zuverläſſigkeit 
abhängig zu machen; ſo ſei fein Grund vorhanden, warum für die Abwendung 


dieſer Nachtheile nur in dieſer oder jener Provinz geforgt werden follte, in einer 
; anderen aber nidt. 


Auch Die Verhältniffe ber verſchiedenen Klaſſen derer, welche ſich mit den Bes 


‚ werben befchäftigen, der felbfiftändigen Gewerbetreibenden, ber Dehülfen, und der 


Lehrlinge, feien fih im Wefentlichen überall gleich, und ed könne daher feinem 
Bedenken unterliegen, darüber gleilhmäßige, allgemein leitende Grundſätze aufs’ 
zuſtellen. v 

Daſſelbe gelte von allen übrigen Verhältniſſen und Einrichtungen, deren Nor-⸗ 
mirung überhaupt Begenftand der Gewerbe⸗Polizei fel, und wenn aud) dad Bes 
dürfniß gleihmäßiger Vorſchriften für die ganze Monarchie nit in Anfehurg 
aller gieidy dringend fei, fo fei doch kein Irgehb erheblicher Umftand zur Sprade 
gefommen, welcher e8 nöthig machte, im Allgemeinen dabei, daß die Ungleichheit - - 
der Vorſchriften die Regel, Die Gleichheit aber die Ausnahme bilde, ftehen zu 
bleiben. 
Daher wurde die Entiwerfung eined allgemeinen Gewerbe⸗Polizei⸗Ge⸗ 


: feßed für die gange Monardie befgloffen ?). Ä 


Es war zur Vorbereitung dieſed Geſetzed zunähft eine Immediat⸗— 
Rommiffion, unter der Vorſitze ded Wirklichen Geheimen Ober: Regierungd- 


: Mathe Hoffmann, ernannt worden. Nachdem diefe Kommilfion ihre Arbeiten 


— 2 * .n. 0" 


beendigt hatte, legte deren Vorfikender unterm 21. Ian. 1835 dem Königl. 
Staatöminifterium dad Mefultat Ihrer Berathungen in zwei Befebent- 
würfen, nämlid den Entiwurf eined allgemeinen Gewerbe⸗Pollzei-⸗Ge⸗ 
fege8 und den Enttourf einer darauf bezüglihen Entfhädigungd-Ördnung, 
nebft den audführliben Motiven dazu, vor. Nach voraudgegangener Prüfung 
biefer Geſetz⸗Eutwuͤrfe Seitend der einzelnen Verwaltungs = Chefd gaben dieſe dar⸗ 
über fpecielle Gutachten ab, in welchen indeß fo zahlreiche und erheblihe Erinne⸗ 
rungen gegen bie urſpruͤnglichen Entwürfe aufgeftellt wurden, daß der Chef des 
Miniſteriumd des Innern für Gewerbe» Angelegenheiten, Freiherr von Brenn, 
ſich veranlaßt fand, eine völlige Umarbeitung der beiden Gefeh » Entwürfe 
einzuleiten. Diefe abgeänderten Entwürfe, nebft einer audführlichen erläu⸗ 
ternden Relation dazu, bildeten die Grundlage der demnädft im GBefammt- 
Staatd-Minifterium fattfindenden Berathungen, welche am 8. Okt. 1836 ihren 
Anfang nahmen, und am 12. Nov. 1836 abgefchloffen wurden. Nach den dabei 
gefahten Beſchluͤſſen wurde ſodann durch die Meferenten der Minifterien ded In⸗ 


2) Vergl. das Hiftorifche über bie Anträge der Propinzial-Landtage bezüg- 
lich der Emanation einer neuen Gewerbe⸗Ordnung bei Rifch, die allgemeine Ge⸗ 
mwerbe-Ordnung v. 17, Jan. 1845, ©. 22 ff. 

Thi.vu. Br. 1. 2 
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nern und ber Verwaltung für ‚Handel, Fabrikation und Bauweſen bie andere 


tige Redaktion bewirkt und ſolche, nebft den den Provinzialſtänden mitzutheilenden 


Erläuterungen, von dem Königl. Staatd: Minifterium definitiv genehmiget. Die 
Gefeg-Enttwärfe twurden fodann den Provinzial» Ständen ber Monardi 
zur Begutachtung vorgelegt; gleichzeitig aber twurben durch Verf. ded Min. 
ded Inn. für Betverbe- Angelegenheiten v. 20. Febr. 1837 die Königl. Regie: 
rungen und dad Polizei: Präfidium zu Berlin aufgefordert, ſich übe 
den praftifhen Geſichtpunkt, indbefondere.darüber zu äußern, ob undin 
wiefern Die beabfichtigten Maafregeln und Anordnungen nad) den eigenthümlict 
Berhältniffen ihrer Verwaltungd-Bezirke und nady den bißher bei KHandhabun 
der Gewerbe⸗Polizei gemachten Erfahrungen für zweckmäßig und ausführbarı 
erachten, oder ob und tweldye Bedenken ſich Dagegen erheben, und auf melde Wa 
diefe Bedenken und Schwierigkeiten am leichteften zu befeitigen fein möchten, 

Die erforderten Gutachten der Propinzial:Stände und der Behörden ginge 
im Laufe des J. 1837 ſämmtlich ein und ed tourden nunmehr deren Bemerkunge 
im Minifterium überſichtlich zufammengeftelt. Nach nohmaliger Berathung in 
Etaatd. Minifterium reichte leßtered Die beiden Geſetz- Entwürfe an ben König ei, 
worauf dieſelben mitteiſt K. D. v. 20. Dft. 1839 den Staatdrathe zur dr 
gutachtung zugefertiget wurden. u 

, Nachdem im StaatBrathe die vorbereitende Berathung durch Die befreffenden 
Adtheilungen beendiget worden, begannen die gemeinfamen Berathungen ver ber: 
einigten Staatdrathd- Abtheillungen darüber am 4. Nov. 1841 und erfordetn 
einen mehr als vierjährigen Zeitraum. 

Das Mefultat derfelben waren die beiden demnächſt publisirten @efeht, 
nämlich die allgemeine Gewerbe⸗Ordnung und dad Entfchädigung®: 
Geſetz zu derfelben vom 17. Januor 1845). 

Die vorherrfchende Tendenz der allgemeiner Gewerbe⸗Ordnung geht dahit 


‚die Freiheit ber @etverbetreibenden möglichſt zu ſchützen, bie freien Gewerdbelrelben— 


den durch freie @enoffenfchaften zur Muͤndigkeit zu erziehen, durch letztere bie Freihe 
und Sittlidyfeit des Einzelnen, wie ded Banzen zu begründen, und dadurch eine Fite 
heit und Ordnung zu enttvideln, wie fie den Bedürfniffen der Gerverbetreibendt 
entfprechend ill. Das Geſetz erkennt an, daß die Orundbedingung ded Gedeihem 
neiwerblicher Unternehmungen in der Betverbefreiheit, in der Befrelung MM 
Gewerbe von läfligen Formen, und in der Aud- und Fortbildung der getwerbildyt 
Kenntniffe zu ſuchen If. Es geht zugleih davon aus, daß neben ber rel 


"heit die Drdnung der Gewerbe zu erfireben fel. 


Zunächſt befeitiget die Bewerbe-Ordnung durch die im Tit. J. enthalten 


‚Beltimmungen alle in einzelnen Qundeötheilen Damals nod) beftehenden Bed rl 


tungen bed freien Gewerbebetriebes. Cie hebt alle andjhliehli 
Gewerbeberechtigungen, einſchließlich der Real-GewerbesBerechtigungen, auf (CElß 
ebenfo die biherigen Berechtigungen zur Ertheilung gewerblichen Konzefllont 
($. 2) und die gewerblidien Abgaben, mit Ausnahme der an den Staat zu enb 
richtenden Bewerbefteuer. ($. 3). Sie befeitiget, mit geringen Audnahmen, d 
in einzelnen Landedtheilen damals noch beftehenden Zwangd- und Baut 
Rechte (66. 4—9), jedody in der Regel gegen Entfchädigung der Berchtigt! 
($.10.nenft dem Entſchädigungd⸗Geſetze); fie verbietet die Begründung zent! 
gewerblicher Beſchränkungen ($. 11); fodann befreiet fie von der Bephränten 
getoiffer Gewerbe auf die Stäbte.($. 12), und geftattet den gleichzeltigen 
Betrieb verfchledener Gewerbe ($. 13). Der Tit. IL. ſtellt die Bedingut 
gen ded Gewerbebetriebes feſt. Ed wird zum ſelbſtſtändigen 


1) @. ©. 1845 ©. 41 ff, ſ. unten. 
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werbebetriebe in der Regel nur Diäpofitiondfähigleit und fefter Wohnſitz; ber 
Nahmweld der Eeſchicklichkelt aber nur ausnahmswelſe erfordert. Im 
öffentlihen Intereſſe, ded Publikums fegt fie indeß gewiſſe Beichrärkungen 
und Bedingungen thelld für folhe gewerblide Unlagen fell, deren Betrieb 
für andere Perfonen ınit Gefahren oder Nachtheilen verknüpft fein kann, theild für 
foihe Gewerbe, wo die Sicherheit ded Bubliftumd entweder den Nachweid techni⸗ 
fdyer Dualifitation, oder die Befcheinigung erprobter Rechtſchaffenheit und Zuper- 
läſſigkeit erfordert. Der Tit. III. ordnet den Umfang, die Audübung und 
ben Verluſt der Bewerbebefugniffe; der Tit. IV. handelt ſpeclell von dem 

Marktverkehre, und der Zit. V. von den polizellihen TZaxey. Vom Tit.V}, 
an geht dad Befeg auf die InnungdsVerhältuiffe Über, und ed handeln da⸗ 
von bie Tit. VL bio IX. alo Baſid wird angenommen, ‚daß fowohl die nody. 
vorhandenen Innungen fortbeftchen, ald auch neue Korporationen won Beinerbes 
treibenden fidy bilden Fünnen ($6. 94— 101). WBelperlei Battungen follen aber 
ald freie Gemeinſchaften befichen. Es follen die Statuten der älteren 
Innungen einer Reviſion unterworfen werden ($. 95); für die Bildung, den 
Zweck und die Einrichtung neuer Innungen werden ausführliche Vorſchriften ers 
theilt ($. 102 ff.). Mile Beflimmungen ber Bewerbe-Drdnung über dab - 
Innungdwefen zerfallen jedoch in zwei Abtheilungen. Cie find nämlich entieber 

foidye, welche durch Drtö= und Yunungd- Statuten geändert werden bürfen, 
oder foldye, die ald unabänderlid, für Die ganze Monarchie ſtehen bleiben müſſen. 
In Betreff der legteren fommt die Gemwerbe-Drdnung unbedingt zur Anwendung, 
in Betreff der erſteren nur ſubſidiariſch, fofern die Ortö⸗ oder Innungs⸗Statuten 
feine Ahweichungen enthalten. Der $. 170 entpält die weſentlichen Grundlagen, 
auf weiden die Bewerbeverfaffung der ganzen Monarchie fortan beruhen fol. 
Die tvefenttichlten find: 

a) Zwang zum Eintritte in die Innungen, Beilegung befonderer gewerblicher 
Bortheite für die Iunungdgenoffen, Beſchräänkung der Gewerbetreibenden 
auf eine beftimmte Zahl, find eben fo wenig zulälfig, ald gänzliche Verhin⸗ 
derung der Errichtung don Innungen. 

b) Belhränfungen ded Gewerbebetriebed uͤberhaupt, fo wle des Geſellenhal⸗ 
tens, dürfen ſtatutariſch nicht aufgeſtellt werden. 

c) An den Beſtimmungen ber Gewerbes Ordnung über die Meiſterprüfun⸗ 
gen, fo wie über die Befugniß, Lehrlinge zu halten, darf Nichts geändert 
werden. 

- Diefe Grundzüge ‚ergeben, dap dad Prinzip der Gewerbefreiheit 
unangetaftet geblieben, ledoch den möglichen nachtheiligen Folgen einer gänzlich 
fehlenden Kontrolle entgegengetreten iſt; Daß bie Innungen aber nur als freie Aſſo⸗ 
ciationen zur Förderung der gewerblichen Intereffen hingeftellt worden find. 

Zum Sdhluß handelt die Gewerbe Ordnung im Tit. X. von den Verbres 
hen und Vergehen ber. Gewerbetreibenden. u 0 
Die Ereigniffe ded Jahres 1848 riefen audy in dem Stande ber Gewerbe⸗ 
treibenden, inöbefondere der Handwerker, eine große Bewegung hervor. Es erhos 
ben ſich vielfache Stimmen über die Mißſtände, an welchen daB Gewerbeweſen 
nad) der allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Jan. 1845 leide, und zahlreiche 
BVetitionen beantragten bei der inzwiſchen in Wirkfamfct geiveienen Nationals 
Berfommlung bie zeitgemäße Abänderung jened Geſetzes. Die zu dieſem 
Zwecke erwählte Fach⸗ ommiſſton ber Rational» Berfammiung hatte ſich auch 
der Berathung des Gegenſtandes unterzogen; indeß bevor fie die Reſultate Ihrer 
Erwägungen vorzulegen im Stande war, erfolgte die Auflöſung jener Ver⸗ 
ſammiung. Das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ent» 
* nahm jedoch aud den Vorſchlägen der FachKommiſſion der sufoelöfen National⸗ 








 erwählten Vertretern der Bewerbetreibenden eröffnet und anr30.ej. m. beendigt') 


! 
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Berfammlung bie Veranlaffung zur Prüfung der Fräge, ob etwa durch eine pre 
pfforifhe Verordnung den dringendfien Bedürfniffen und Wünfhen der Gewerke 
treibenden entſprochen werden könne. Zu diefem Beſchluſſe wurde ber ef 
einer folhen Verordnung audgearbeitet, und eine Berfammlung ber Bethellig 
ded Beiverbeftanded nad) Berlin berufen, weldye aus Abgeordneten ber Prodinzi 
Handwerker⸗Vereine, forie der Handelöfammern und kaufmänniſchen Korporet 
nen beftand, um mit diefer die Zweckmäßigkelt der beabfichtigten proviſoriſchen M 
regeln In Berathung zu nehmen. Diefe Berathungen wwinden am 17. Jan. 189 
groifchen dem Minifterium für Kandel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten und da 





Auf den Grund Biefer Verhandlungen wurden im Mintfterium zwei Ben 
ordnungen, nämlid: | ’ 
a) eine Verordnung, betreffend die Errichtung bon Gewerbe⸗Räthen und bi 
ſchiedene Mbänderungen der allg. Bewerbe-Drdnnung, und 
b) eine Verordnung über die Errichtung von emwerbegerihten, 
definitiv audgearbeitet, und «8 erhietten ſolche die Genehmigung ded Könizl 
Staatd-Minifteriumd, welched diefelben dem Könige zur Boflziehung über 
reichte. Die Königl. Genehmigung erfolgte hierauf und beide Werordnunge 


wurden fodann unterm 9. Fed. 1849 durch die G. S. publizirt?). 


Weber den Zweck und die Tendenz dieſer beiden oktroyirten Verorduungen 
ſpricht ſich der an den König erftattete Wericht des Königl. Staats » Minfterium 


d. 7. Febr. 1849 In folgender Art aus: | 


Seit längerer Zeit fhon find aus allen Theiten des Landes vielfache Klagen harubtr 
laut geworben, daß das Gewerbeweſen, wie es ſich nad) der unterm 17. Yan. 1845 ergat' 
‚genen Allgemeinen Gewerbe⸗Ord nung geftalte, an manchen Mißſtänden leide, melde nt 
baldige Abhütfe dringend erheifhen, und daß indbefondere durch den ordnungoloſen Jr 
ftand, welcher hinſichtlich des Betriebes der zu den Handwerken gehörigen Gene 
gegenwärtig beftehe, der gefammte Handwerferftand in feiner Exiſtenz bedroht fei, ment 
— Verhältniffe deſſelben ohne Verzug auf eine zweckentiſprechende Welle geregel 
‚wurden. _ " 

Bel der Dringlichkeit und Einftimmigkeit, mit welcher dieſe Ktagen erhoben wort. 
hat das Minifterium für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten es als eine feiner mit 
igften Aufgaben betrachten müffen, diefe Angelegenheit in fofortige Erwägung zu ziehen 
und demgemäß fchon vor der Zufaınmenfunft der im vorigen Jahre ar Vereinbarung M 
Berfaffung berufenen. Verſammlung der weiteren Negelung des Gewerbeweſens I 
befondere Wufmertfamfeit zugewendet. Es bot ſich demnächſt, nachdem von der 
gedachten Verſammlung eine befondere Fach⸗Kommiſſion zur Erörterung der Handtoerte‘ 
erhältniffe eingefegt tar, eine erwuͤnſchte Gelegenheit dar, in Gemelnfchaft mit derie® 
‚unter Zuziehung von Vertretern des @emwerbeftandes die vorerwähnten Klagen und # 
‚darauf gegründeten Anträge einer forgfältigen Prüfung au unterwerfen und bie zur ® 
hütfe zu treffenden Maßregeln zu berathen.. Dieje Berhanbtungen haben zu bem En 
niffe geführt, daß alieröings der gegenwärtige Zuftand des Gewerbeweſens in mand 
unften dringend einer Abänderung bedürfe, und daß namentlich Die Erhaltung und ar 
tigung des Handiverferftandes ein fchleuniges infchreiten der Bejeßgebung bedingt # 
welchem Behufe denn auch von ber Fach⸗Kommiſſion beabfihtigt warb, borbehattlid f 
weiteren Verhandlung über eine umfaffende anderweitige Ordnung ded Gewerbeweſenn 
den Erlaß einer, die allgemeine Gewerbe⸗Ordnung ergänzenden und abändernden plo 
forifhen Verordnung in Vorfchlag zu bringen. zoreud 

Da die Angelegenheit Bemnächft aber nicht zum Ziele geführt werden lonnte, wählt, 
von Seiten des Handiwerferftanbes aus allen Brobinzen bie febhafteften Ointräge 0 m 
dige Erledlgung ‚feiner, auch bon der Fach⸗Kommiſſion für begründet erad) King 





1) Die betreffenden Verhandlungen find veröffentlicht worden in ber Sr 
»Berhandiungen betr. bie Berathung bed Entwurfs einer Verorbnung zur € iger 
zung ber allgemeinen Bewerbe-Drbnung b. 17. Ian. 1845, des Enkwurjd ( 
Verordnung über bie Errichtung bon Gewerbe ⸗Gerichten, und borgenannt n 
 toärfe ſelbſt. Berlin. 1849 in der Dederfchen Beh. D6..Hofbuchdradtrel 
2) 68.6.1849 ©. 98 ff., f. diefelden unten. 
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ingingen, fo erſchien ed a ale ben. Begenfiand unauögefebt weiter zu berfelgenn um 
ern Handtoerferftande, ſoweit ſolches ohne sehnträchtignng allgemeiner Iutereffeh thun⸗ 
ich ift, ſobald als moͤglich eine Verbeflerung bes gegentvärtigen Zuftandes zu Theil. wer⸗ 
‚exrz zu iaſſen. Es ift Daher von deni Wlinifter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeis 
en, im Einvernehmen mit dem Jufizminifter, eine Verſammlung von Abgeordneten der 
Handwerlker ımd Geſellen aud ſämmtlichen Provinzen, unter Theilnahme von Vertretern, 
des Handeld- und Febrifftanded, hierſelbſt beranlaßt worden, in welcher diejenigen Vers 
yertkniffe, bei denen mit Rüdfichyt auf die Vorfchläge ber Fach⸗Kommiſſion das Bedüͤrfniß 
o fortiger legislativer Anordnungen für dringlich zu erachten fein dürfte, einer forgfültigen 
S erathung unterworfen find, und inobeſondere auch die Frage wegen Errichtung von 
Berverbegerichten, wie folche in der Rheinprovinz berens beitehen, beratben worden Ift. 
Die Klagen des Handiverlerftanded beziehen ſich borzugstveife auf bie Leichtigkeit, 
nit melder fld Jedermann ohne Ausnahme als Handwerker niederlaflen, ohne durch ge» 
nügende Vorbereitung und den Nachweis wirklicher Befählgung eine Cewähr für geſicherte 
bürgerliche. Eriftenz darzubleten, ja ohne auch nur die gehörige Neife des Alters erlangt zu 
haben. Die Folge davon fet, daß dergl. Perſonen mehr denn zu oft nur Urbeit und.@eld 
verfchleuberten, um ſich durch die Konfurrenz ber ungezügelten Wohlfeilheit zu erhalten 
ober emporzubringen, baß file aber dann theils bald ſelbſt wieder zu Grunde gingen und 
mit ihren Yamilien den Bemeinde-Armentaflen zur Laſt fielen, theiis burch jene Ihre ber» 
derbliche Konkurrenz den folidgren Handwerkern und ihren Familien ein gleiched Loos 
bereiteten, fo baß der Handwerkerſtand mit dem Geſchicke bedroht fel, ih In einen unſelbſt⸗ 
ftänpigen Arbeiterftand aufzulöfen, wenn hier niht abhülflihe Diaßregein getroffen wür⸗ 
ben. Man wünfht daher vornehmlich, daß das Erforbernig einer genügenden Worberel- 
tung und Befähigung zum Handwerksbetriebe geftellt und badumh die Grundlage zur 
Erhaltung eined tüchtiacn Handiverferftandes wieder hergeftellt werde; daß ferner der 
Handwerkerſtand die Mittel erhalte, Zucht und Eitte unter Meiftern, Befellen und Lehr- 
lingen zu ‚handhaben, daß aber auch dem @efellen- und Arbeiterftande die gebührende 
Ruckſicht gewährt und deifelbe ſowohl vor Bebrüdungen in Schuß genommen, aid Ihm 
die Möglichkeit gegeben werde, feine Intereſſen Telbft wahrzunehmen; daß endlich die 
Stellung der verſchiedenen Gewerbe zu einanter und zu dem Yabrifen- und Handels⸗Ver⸗ 
fehr, namentlich zu dem Halten von Magazinen, geordnet, ferner die Zulaſſung ber häufig 
fo verderblich wirkenden Verſſeigerungen von Handwerkerwaaren, fo wie der Wochen⸗ 
warftöperfehr mit jochen, und ber gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe geregelt merbe. 
Dabei wird dann inöbelondere Werth darauf gelegt, daß dein Gewerbeſtände durch ein, 
das Befammtinterefle dieſes Standes vertretendes Organ mittelft Gründung don Gewerbe⸗ 
rüthen die Möglichkeit geboten werde, durch Sachverſtändige aus feiner Mitte die Inter» 
eflen und Verhältniffe de8 gewerblichen Verkehrs Im Allgemeinen und der einzelnen Benof- 
fen mahrgunehmen und zu regeln, und daß deinſelben ferner durch Gründung bon Gewerbe⸗ 
nerichten die Belegenheit gewährt werde, durch ſolche Sachverſtändige die gewerblichen 
Streitigkeiten unter feinen Angehörigen zu ſchlichten und gu enticheiden. 

Wenngleich der allerfeitd anerfannte bebrängte Zuftand des Handwerkerſtandes nicht 
blos der Lage ber Geſetzgebung beizumeſſen ift, Sondern zum großen Theil In Verhältniſſen 
feinen Grund hat, weiche nicht nur biefen Stand, fendern alle Klaſſen gemeinfam treffen 
und außerhalb des Vereich8 der gewerbepolizeilichen Geſetzgebung liegen, fo erſcheint eB 
body als eine Pflicht ber Regierung, bem unter ben Betheiligten felbft allgemein befunde- 
nen Bebürfniffe einer gefeßlichen Regelung ihrer Berhättnifle_unb den zur Verbeſſerung 
ihres gegenwärtigen Zuſtandesb gemachten Vorſchlaͤgen alle Beruͤckſichtigung zu Theil vers 
den zu laſſen, ſoweit Died mit den allgemeinen Intereffen vereinbar ift. Zu einer umfaſ⸗ 
fenden Umgeftaltung bed gefammten Gewerbeweſens wird ullerbingd um fo meniger ge⸗ 
ſchritten werden fönnen, als die gleichmäßige Ordnung ber gewerblichen Verhältniſſe für 
ganz Deutfchland durch Feftftellung gewiſſer allgemein gültiger Srundfäße ‚bereits in An» 
regung gekommen ift, und das Ergebniß ber biedfälligen Verhandlungen abzuwarten fein 
wird; insbeſondere wird auf die verſchiedennich zur Sprache gebrachte Wiederherftellung 
des Innungdztvanged bei den erheblihen dagegen ſprechenden Bedenken Teinenfalld ein⸗ 
zugehen fein., Dagegen wird dem allerfeitd auögefprohenen Wunſche wegen Bründung 
bon Gewerberäthen zur, Wahrnehmung der Intereffen des Gewerbeſtandts und wegen 
Errihfung von Gemwerbegerichten, welche In ber Rheinprovinz bereit in gebeihlicher Wirt: 
famfeit beftehen, und deren Orgasifation aud) im Art. 90 der Verfaffangd-Urfunbe befon- 
ders vorgeſehen ift, unbedenklich entfprochen, und bemjenigen Anträgen, melde bie innere 
Didnung und Megulirung bed Gewerbeweſens und bie Wefeitigung einzelner beſonders 
fühlbar.getworbener Miftände bezwecken, ſchon gegenwärtig Folge gegeben werden tonnen. 

Bon diefem Geſichtspunkte aus find, nach Berathung mit der borermähnten Vers 
ſammlung von Abgeorbneten des Handiverkerftandes und bon Wertretern des Handels⸗ 
und Yabritftandes, die Entwürfe \ 
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N) einer Verorbnung, beir. die Errichtung von Gewerberaͤthen und verſchledent Wir 
derungen ber allgemeinen @etmerbe-Ordn., und 

2) einer Verordnung über bie Srrihtung bon Beterbegerichten | 

ausgearbeitet worden, welche Em. Königl. Maj. wir hierbei allerunterthäntgft Überreiden. 

Diefe Berorbnungen fuhen den Bebürfniffen und Wünfchen be& @erverbefunt | 
wie fle von den Abgeordneten ded Hanbiwerterftandes ſaſt einftimmig und von ben anm- 
fenden Vertretern bed Handels · und Yabritftandes theils einftlmmig oder In Ihrer Mehr: 
heit anerfannt und getheilt worden find, au entfprechen, ohne In bie Werhättniffe ander 
glaſſen Hef einzugreifen und allgemeine Intereffen gu gefährden. Sie machen forten ie 
Zufaflung zum Beginn ber eigentlichen Handiverfe, indem fle zuglelth dafür forgen, daß le 
fpeziellen örtfichen und fonftigen @Pthältniffe überall zur Berüdfihtigung gelangen, übt: 
hanpt von dem Nachweiſe der Meifterbefähigung abhängig, welcher in der Allgemein 
Gewerbe · Ordn. ſchon zur Erlangung der Befu, ni, 2ehrlinge zu halten, borgefchriebenit 
und orbnen zugleich bad Innehallen einer genügenden Lehrlings- und @efellenzeit an;t 
f&ügen den Handiwertöbetrieb vor ben Uebergriffen anderer etverbetreibenden, for: 
foldhe roirflich ais beral. anzuerfennen find; fle fihern den Handiwerfögenoffen die Mi 
Yoirtung bei der Entiheidung und Berathung Ihrer getverblichen Ungelegenheiten; f 
nehmen bie Arbeiter vor den Bebrüdungen ded Trudivefens und vor fonftiger Nicibeud- 
tung Ihrer Interefien in Schuß; fle gern&hren ihnen bie Mögtichtelt, bie Intereſſen Ih 
Mahrzunehmen; fie bieten die Gelegenheit ber, für Beauffichtigung und Fortbildung ir 
2ehrlinge und Behütfen, für Aufrechthaltung von Zucht und Sitte und für gegrnidtikt 
gäife in Fällen der Noth Frhr je zu treffen, und daburch auf Erwecung und Bidunz 

ined thatträftigen gewerblihen @emeintoefens hinzuwirken; fle Tegeln enduc zuplcd, 
um aud) In biefer Begiehung bie Hinberniffe zu befeltigen, weiche dem Bedeihen de hand 
erterftanbeö entgegenftehen fönnten, da8 Gebühren» und Mbgabentvefen beffefkn, mei! | 
es hier in Rede Tommt. 

Sowohl von den Abgeordneter ded Handwerkerſtandes, als feitens ber Wertrekn it 
Handels · und Kabritftandes, ift aufs tebhaftefte ber Wunſch ausgeſprochen woiden d 
der riaß der in biefen V. borgefchlagenen Befimmungen, nachdem die Im vongen Joht 
eingeleiteten Verhandlungen über Berbefferung der gewerblichen Berhättniffe nit ım 
‚Ziele geführt Haben, nicht wiederum auf eine fpätere Zeit vermiefen, fondern biefe Beſim 
mungen fofort und In ber fürgeften Frift burch eine proiforifche ®. in Kraft geſeht werte 
mödhten, da der gefammte Handiverferftand ſich mit ber nahen Gefahr ber gänztichratit 
1öfung bedroht fehe, und durch unberzügliche Ordnung und Regelung feiner Verhättnifle Dt 
Beruhigung‘ der öffenttichen Zuftände, welche auch für einen gedeihtichen Dandeldderth 
unabweisliches Beduͤrfniß fei, weſenilich mit bebingt werde. 

Wir glauben in Berädfichtigung der aus allen Zandeötheilen hierfür faut erhobten 
Stimme, der Betvährung jenes Wunfches und nicht entziehen zu dürfen, und tragen take 
auf Grund des Art. 105 der Verfaffungsurfunde allerunterthänigft darauf an: 

die vorgelegten beiden ®. huldreichft vollziehen zu wollen, B 
indem wir ſchuehiich bemerten, daß bemmächft den meiter.gehenden Anträgen auf Alir 
berungen ber Allgemeinen @etverbe-Orbnung zur Zeit feine Folge zu geben, fonbern ah 
arten fein bürfte. toelhen Einfluß bie getroffenen Anordnungen auf bie Verbefferungit 
gewerblichen Zuftände äußern erben, 

Berlin, den 7. Februar 1849. 

Das Staats-Minifterium. 
B Graf von Brandenburg. von Ladenberg, von Manteuffel 
don Strotha. Rintelen. von der Heydt. Für ben Zinanz-Minifter: sit 


Graf von Bülom. 
An des goͤnigs Majeftät. 
(Min. Br. d. Inn. Verw. 1849 ©. 21. Rr. 26.) 
Beide ®. wurden demnãchſt den Kammern zur berfaffungemäßigen Biſcuß⸗ 
nahme vorgelegt und don dieſen unbedingt genehmiget. 

— bilden nunmehr, nebft der allgemeinen @eiverbe-Drbn. d. 11.30, 
1845, bie Orunblage der zur Zeit geltenden GBeiverber @efebgebund 
Preuß. Staatd, und ed foll, wie der Schluß bed oben mitgeteilten Berläl in 
Königl. Staatd-Min. v. 7. gi 1849 ergiebt, von einer weiteren @ WW 
derung der allgemeinen erbes Orbn. Mbftand genommen und zudot y 
abgemwartet werben, welhen Einfinß bie getroffenen re 
nungen auf die Berbefferungen der gewerbliden Zuſtände änfı 
werden. 





— 


Dritte Abtheilung. 
Bon den Quellen und der Literatur der Gewerbe-Polizei, 


Erfter Abſchnitt. 
Duellen. 


I. 
Allgemeine Duellen. > 


AId Quellen der Gewerbe⸗Pollzei im Allgemeinen find die Einrichtungen und 
pofltiven Geſetze der einzelnen Staaten, Infofern fie mit den Grundfägen der Wiſſen⸗ 
Schaft übereinflimmen, zu benutzen. 

Dergleiben Sammlungen pofitiver Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetze 
verſchledener Staaten finden fid in folgenden Werfen: 

G. 9. d. Berg, Samml. deutſcher Polizei⸗Geſ. u. Verordn. Hannover 1806. 8. - 

3.9.2 Bergiud, Polizei- u. Kameral-Magazin. 9 Thle. gr. 4. Frankfurt 
1768— 1774. | 

Deren Neues Pollzei- u. Kamerals Magazin. 6 Thle. gr. 4. Lelpz. 1775 
bi8 | 

Deffelben, Samml. auderlefener deutſcher Landedgeſetze, welche dad Polizel⸗ u. 
Kamerol» Wefen zum Gegenftande haben. Fortgefebt von 3. Bedmann. 
Frankf. 1780 - 1793. 

G. 2. Funke, die Bolizeis@ef. u. Verordn. ded Königreichs Sachſen, Leipzig. 
1848. 8. (Der 4. Bd. enthält die Gewerbe⸗Polizel-Geſetze.) 

Ddllinger, Samml. der im Gebiete der inneren Staatd-Berwaltung ded König» 
reihd Bayern beftehenden Verordn.2c. Münden. 1838. gr. 4. (Der Bd. 14. 
ſabth. XIV.] enthält die auf Gewerde, Induftrie, Handel u. Kreditwefen bes 
züglichen Verordn.) 

Schönbrodt, Samml. der Verordn. über die Gewerbe⸗, Handels⸗ u. Abgaben⸗ 

| Berhältniffe in den Bereindflaoten Deutfchlande. Aud amtl. Quellen. Potodam. 
1834— 1837. 6 Bde. uü | 


Für Preußen indbefondere, . 


Wad Indbefondere die Quellen der Preuß. Gewerbe⸗Polizei betrifft, fo find 
dies theils die betreffenden einzelnen Landedgeſetze, Königl. Kabinets⸗Ordred und 
Berorbn.,theild die von den einzelnen Gentrals und Brobinzial-Behörden erlafjenen 
Bertvaltungd- und Ausführungd-VBeftimmungen. 

Diefe gefeglihen Beſtimmungen befinden ſich in folgenden Werken und 
Sammlungen: 

1, Die früheren Geſetze und Reffripte — von 1415—1806 find in den 
Myliusihen Samml.") enthalten, nämlich: 

1. Chr. Otto Mylii Corpus Constitutionum Marchicarum, oder 

Koͤnigl. Preuß. in der Kurs und Mark Brandenburg, auch inkorporirten 

Landen publicirte und ergangene Ordnungen, Edikta, Mandata, Weffripte, 


1) Diefe waren urſprünglich nicht amtlich, erhielten jedoch durch das Patent zur 
Publikation der neuen Auflage des A. 2. Ri. v. 1. April 1803, mindeſtent von da 
ab, ben Charakter einer offiglellen Geſchlammlung. 
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von Zeiten Friedrichs, Kurfürſten zu Brandenburg, ad annum 1736. 
Vi Thle. Berlin und Halle. 

2. .IV Continuationes und 1 Suppl. Bb. zur L, II. und III. Kontinuatin, 
enthaltend die Verordn. von 1737 — 1747. 

3. Novum Corpus Constitutionum Borussico — Brandenburgensiun 

‚praecipue Marchicarum,, oder Neue Samml. Königl. Preuß. und Kur 
fürfttih-Brandenburgifcher, fonderlich in der Kur» und Mark Brandenburg, 
wie auch andern Provinzen publicirten Berordn., Edikte, Mandate, Reflriptex, 
vom Anfang des Jahres 1751 umd folgende Zelten. Mit Königl. Allergn. &: 
willigung und dero Akademie der Wiffenfhaften barüber ertheilten Privilegh 
nebft einer Einleitung in Die mannigfaltigen Geſttze eined Etaatd, und ie 

ſonderd in dem Königl. Preuß. und KursBrandenburgilden, geiftlihen u 
weltlichen Juſtiz⸗ Militair⸗ Kameral:, Bolizei-, und übrigen Landedgeſtha 
Tom, I- XIII. von 17511806. 

Zu dieſer Samml, gehören zwei befonderd erſchienene R A 

II. In den allgemeinen Geſetzbüchern für den ganzen Staat. Ditſe b: 
ſchränken ſich nicht auf da® Privatrecht, fondern umfaffen gleichzeitig den grö 
Beren Theil ded Inneren Staatdrechtd. Sietraten an die Stelle der früheren all: 
gemeinen Rechtdquellen, infofern fie nicht ausdrücklich aufältere V. verweiſen. 

III. Die neueren einzelnen Geſetze und Verordn. wurden ſeit Dem Jahre 
1810 amtlid, publizirt !): 

1. durch die @efeg- Sammlung für die Königl. Preuß. Staaten. Br. 

4. 1810—1850. 41 Bde. 
"Sie fol nad) der fie begründenden ®. v. 27. Oft. 1810. (G. S. 1810. 
S.1.)alle Königl. Gefehe und ®. enthalten, welche mehr als ein einige 
Regierungd, Depart. betreffen. 
2. durd die Amtoblätter der jegt vorhandenen 25 Wegierungen ?), don 
- 1. Jan. 1811 bid auf die gegenwärtige Zeit. 
Sie wurden begründet durch $. 2. der ad 1 gedachten V. v. 27. it 
1810, durd) die V. v. 28. Märg 1811 über bie Einrihtung ber Ani; 
blätter in den Reg. Deport. und über die Bublifation ber Gefebe ec. (BE. 
1811. ©. 165), fowie durch die ®. v. 8. Juni 1819 (G. S. 1819. €. 
.148) und 8. D. v. 24. Yuli 1826 (G. ©. 1826 ©. 73.) 
Durch diefe Amtôblätter und die ad 1 gedachte G. E. erfolgt I 
Publikation Preuß. Befche. 
IV. Außerdem erſchienen folgende amtliche und halbamt! Ihe Sammlungn 
ber Minifterial« Verordnungen und — feit 1810 — folder. Könk 
Beſtimmungen, die nicht in der G. S. abgedrudt worden: 
1. Amelang, neued Archiv der Preuß. Gefebgebung und Rechtögelehrfamtei 
Berlin. 1800 —1806. 4 Bde. 8. 

2. Mathis, allgemeine juriſtiſche Monatdſchrift für die Preuß. Skaalen. 
Berlin. 1805— 1811. 8. 11 Bde. mit Regifier. 

3. v. Kamptz, Jahrbücher für die Preuß. Defebgebung und Rechtöpertwallung 
Berlin. 1813 — 1844 .3) 


1) Die Lüde zwiſchen dem Nov. Corpus Constitutionum, welches nur bis 1806 vi 
und ber ©. S. welche mit dem Jahre 1810 anfängt, ift durch einen nacht 1 
erjölenenen Bd. der G.6. auögefüllt, worin alle in biefer Sroifchengeit erfhienent! 

jufammengetragen find. * heren 

2) Fr die Zeit ihres Veftehens find aud) die Amtöblätter der demnädhft mit an . 
Regierungen vereinigten Regierungen gr Reichenbach und Cleve zu biü 

s) Die in died Merk aufgenommenen find fnftematiih geordnet in: Berlin 
Samml. fämmtl. ®., die in den v. Kamptzſchen rien enthalten find. 

u, Bredlau. 1830-1840, 13 Bde. u, I Reg. Bd. 
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4. d. Kanıps, ‚Ann. der Preuß. Inneren Etaatöbırivaltung. Berlin 1817 bi9 

1839, nebft 2 Regifter- Bon. _ 
Dieſen Berfen fchließen ſich folgende von den Miniftcrien amtlich heraud⸗ 
gegebenen Samml. ar: 

5. Infiz-Minifterials» Blatt für die Preuß. Befebgebung und Rechts⸗ 
pflege. Sesandgegeben im Bürean ded Juſt. Min. 4. (Begann mit dem 
1. Yan. 1839.) 

6. Eentralblatt der Abgaben», Bewerbes und Handels⸗-Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung in den Königl. Preuß. Staaten. Redigirt im 
Büreau ded Finanz; Minifterii. Berlin. 4. (Begann m. d. Jahre 1839.) 

T. Miniferiols Blatt für die gefammte innere Verwaltung in 
den Koͤnigl. Preuß. Etaaten. Heraudgegeben im Büreau ded Min. d. Ian. 
4. (Begann mit dem 1. Juli 1839, lieferte jedoch die betreffenden R. vom 
1. Ian. 1839 ab nadhträglid.) 

.Außeramtliche Sammlungen ber Geſetze und fonftigen Verordnungen 

find, abgefehen von dem bereitö angeführten, folgende: 

1. Kleind Ann. der Befebgebung und Rechtsgelehrſamkeit in den Preuß. 
Staaten. 26 Bde. gr. 8. Berlin. 1799 —1807. 

2. Vollſtändige Eammi. aller biöher ergangenen Entfcheidungen der Geſetz⸗ 
Kommilfien. 2 Samml. 8. Berlin. 1794. 1796. Ä 

3. Aubzug der neueren gemein-Preuß. Geſetze und Verordnungen ıc. feit dem 
1. Juni 1794 ꝛc., in chronologifher Ordnung entworfen und herauds 
gegeben bei der Pommerſchen Regierung. I— IV. Heft, tom I. Juni 1794 
biö 31. Dec. 1796. 2 Aufl. Stettin. 1798. 8. 

4. Elfenberg u. Stengel, Beiträge zur Kenntniß der Juſtizverfaſſung 
und ber jur. Literatur in den Preuß. Staaten. 6 Bde. Berlin. 1795 big 
1799, und Stengel, neue Beiträge ıc. 12 Bde. Berlin und Halle. 
1799--1804. 8. > 

9. Amelang und Gründler, Archiv bed Preuß. Rechto. 3 Bde. 1799 68 
1800. 8. 

6. Hoffmann’ Repertorlum der Preuß. Brandenburgiichen Landeögefehe, 
welche in der älteren und neueren Ed, Samml. enthalten find. Züllichau. 
1800. 1Thl. u. 3 Fortfeg. 1802 - 1814. 2— 4. 1810— 1814. 

1. Rabe, Samml. Preuß. Befete u. V. ꝛc., nad) der Zeitfolge geordnet. 
Thl. 1., beftehend aud 7 Bor., und Thl. 2—13. Hale und Berlin. 
18161824. 8. 

8. Mannkopff, Ergänz. und Abänderungen der Preuß. Geſetzbuͤcher, ober 
Samml. ꝛc. nad den Materien ber Gefegbüger geordnet. 6 Bde. und 
3 Euppl. Bde. Berlin 1835 ff. 8. 

9, Gräff, Koch, v. Rönne, Simon und Wentzel, Ergänz. u. Erläut. 
der Preuß. Rechtobücher durch Gefebgebung und Wiffenihaft. Unter 
Benutzung der Juſtiz⸗Miniſterial-Akten und der Gelchrebifiond , Arbeiten 
heraußgegeben. 10 Bde. Bredlau. 1837 — 1839 und Suppl. Vbe, dazu, 
Bredlau. 1840. 1844. 1846. 1850. Zweite Audgabe, bearbeitet von 
Gräff, v. Rönne und Simon. 10 Thle. Bredlau. 1842— 1844 und 
Suppl. Bde. bayn 1 Fo u. 1850. Dritte Ausgabe. 12 Bde. Bredlau. 
1847—1851. gr. 8 


u. . 
—— — — — — — — — u — — — — — 
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Zweiter Abſchnitt. 
Literatur der Gewerbe⸗Polizei. 


J. 
Allgemeine!). 


Im Allgemeinen gehören hierher alle Schriften über Volko wirthſche 
lehre und Voltewirthſchaftopflege. . 
Als für die Gewerbes Polizei befonderd wichtig und bon Interefin 
hervorzuheben: 
Eifelen, Grundzüge der Staatdwirthſchaft. Berlin. 1818. 8. 
Schenk, Brundfähe ber Volkdwirthſchaftöopflege. 2 Bde. Stuttgart 1831. &. 
%. Bülau, Handbuch der Staatdwirtpfchaftölchre. Leipzig, 1835. 8. 
5. Bülau, der Staat und bie Induftrie. Beiträge zur @erverböpolitif un 
Armenpolizei. Leipzig. 1834, 8. | 
M. v. Brittwiß, die Kunft reich zu werden, oder allgemein faßliche Darfrdun 
ber Bolldwirthfchaftölchre. Ein Handbuch für Beamte, Studirende, Ymeiade 
Worſteher, Zabrifanten, Kaufleute, Landwirthe und Überhaupt jeden @ilhtn. 
Ulm. 8. und Mannheim. 1840. 8. 
Rau, Grundfäge der Volkdwirthſchaftopflege. 2. verm, u. verb. Audg. Hebel 
1839. 8. (Auch als 2, Bd. ded Lehrbuchd der politiihen Defonomlke). 
Dberndorfer, Theorie der Wirthfchaftöpoligel. Sulzb. 1840. 8. 
d. Iufti, vollMändige Abhandlung von den Monufafturen und Fabrilen. Berk 
1758-1761, mit Vermehr. von 3. Bedmann. 1780. 2 Ihle 8. 
J. F. Pfeiffer, die Manufakturen und Zabrifen Deutſchlandd nad) ihrer heul 
Lage betr. Frankf. o. M. 1780. 2 Bde. 8. 
Fr. Ph. Frhr. v. Kündberg, Grundfäge der Zabritpoligel, befond. in Hi 
auf Deutfhland. Weimar. 1792. 8. " 
3. 8. Reingruber, über bie Natur ber Gewerbe, über Gewerdsbefugniſſ M 
Getwerböfreiheit. Landöhut. 1815. 8. | 
GrafM. v. Motte, Gedanken über Gewerbefrelheit. Lühel. 1830. 8. 


IL | 
Literatur ber Breußifhen Gewerbe-Polizel. 


A. Die frühere Verfaffung betreffend. 

G. F. v. Lamprecht, von der KameralsBerfaflung und Verwaltung det gar 
werte, Fabriken und Manufakturen in den Preuß. Etaaten und infonderhe 
in der Kurmark Brandenburg. Berlin 1797. 8. 

Fr. C. I. Fiſcher, Lehrbegriff ſämmtl. Kameral⸗ und Pollzeirechte, fomeh! 
Teutfchland überhaupt, ais indbef. von den Preuß. Staaten. Kranffürt @" 
1785. 3 Bbe. 8. al 

a. F. Hafe, Handbud zur Kenntnig ded Preuß. Polizei» und Kameralweſch 
Magdeburg. 1794 - 1797. 3 Vbe. 8. da 

G. H. Bor owski, Abriß des praktiſchen Kameral⸗ und Finanzweſenb nach 
Grundſaätzen, Landesverfaſſungen und Landedgeſetzen in den Königl. great 














1) Die Schriften, welche ſich auf einzelne Unter⸗Abtheilungen beziehen, find be au 
aufgeführt. | 





Einleitung. 97 


Staaten, oder Preuß. Kameral⸗ und Finanz Prazid. 3. Ausgabe. Berlir. 
1805. 2 Bde. 8. oo 

‚BB. Heerwagen, Anleitung zur richtigen Kenntniß ber Preuß. Staatdwirth⸗ 
Ihaft. Berlin und Stettin. 1808, 8. 

. 5. Ziegler (Vol. Aff.), über Beiverbefreihelt und, deren Folgen, mit befonderer 
Rüdfiht auf den Preuß. Staat, nad) den bidher gemachten Erfahrungen. 
Berlin. 1819. 8 | 

erber, (Beh. Ob. Fin. Math), Beiträge zur Kenntniß bed gewerblichen und 
Tommerzießen Zuflanded der Preuß. Monarchie. Berlin. 1830. 8. 

etrachtungen Über die Finanzen und Gewerbe im Preuß. Staate, veranlaßt durch 
die Schrift de Herrn Beh. Ob. Fin. Rath Zerber, über Preußend gewerb⸗ 
lichen und kommerziellen Zuſtand. Berlin. 1830. 8, | 

.W. Reumann (3. 8. und Bürgermeifter), über Gewerbe⸗Freiheit und deren 
Bränzen im Staate. Berlin, Rofen u. Bromberg. 1837. 8. 

unftzwang, @etverbefreiheit und Ideen zu einer neuen Gewerbe⸗Ordnung nebfl 

| nl vezug habende Nebenwege. (Stettin, im Monat März 1841). Leipzig. 

841. gr. 12. | | 
reumund Welp, Andeutungen zu einer neuen Gewerbe⸗Ordnung für ben 
Preuß. Staat. gr. 12, Neiffe. | 


B, Die neuere Gefeßgebung betreffend. 

dh. Zeller, Handbud der Preuß. Gewerbe⸗Pollzel. Nach den König. Preuß. 
Geſetzen, V. u. Min. R. 8. Quedlinburg u. Leipzig. 1828— 1834. 2 Thle. ') 

3.6. Hoffmann] (Dir. des ſtatiſt. Büreaus zu Berlin), die Befugniß zum 

-  Geiwerbebetriebe, zur Berichtigung der Urtheile über Gewerbefreiheit und 
Gewerbeswang, mit befonderer Nüdficht auf den Preuß. Staat dargeſtellt. 
Berlin. 1841. 8.2) | 

Stimme über die Preuß. Allgemelne Gewerbe-Ordnung d. 17. Zan. 1845, aus 
einer mit Innungen verfehenen Stadt. Merfeburg. 1845. 8. 

d. Th. Rifh (Stadtrath), die allgemeine Gewerbe-Ordnung v. 17. Yan. 1845 
und dern praktiſche Ausführung, namentlich mit Nüdfiht auf die Innungd» 
Verhältniffe Berlins. Berlin. 1846. 8. " 





') Died Wert bildet den 12. und 13. Thl. des größeren Werkes unter dem Titel: 
Syſtematiſches Lehrbuch der Boltzeiwiffenfchaft 2r., über deſſen Inhalt und Werth 
N die Note 3 S. 10 Bd. 1. des Polizeiweſens (Thl. VI des Wertes) audfpridyt. 

) Diefe Schrift Ift auch aus praftifchem Standpunfte von befonderem Iniereſſe, 
weil die darin entmidelten theoretiichen Anfichten des Verfaſſers, welcher wie oben 
&.17 erwähnt, als Vorſltzender der Immediat-Kommiſſton zur Vorbereitung der alle 
gemeinen Gemwerbe-Drdnung fungirte, von weſentlichem und vielfach beftimmen- 
den Einfluffeauf bie demnächſt emanirte Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Yan. 1845 waren. 





Erfter Theil. 
Die Organifation der Behörden. der Gewerbe⸗ Poliyi 


Erſte Abtheilung. 
Geſchichtliche Einleitung. 


Die Entwickelung der Organiſation der Behörden, deren Leitung die Are 
legenheiten ber Inbuftrie und der Gewerde anvertraut find, ſteht kun emgflen du 
fammerhange mit derjenigen der allgemeinen Drganifation der Behörden kl 

, Preuß. Staates, welche Daher —, ſoweit Died zum Berftändniffe, erforberlid IR -, 

- In den Kreiß ber Darflelung gezogen werden muß. - 

Die Eentralifatton dergefommten Bertwaltung bed Preuß. Staatederfollt 
zuerſt durch bie im 3.1723 von König Frledrich Wilhelm 1. angeorbneteKerbin, 
dung bed dis dahin beftandenen Ober» Direftoriumd und ber Hoftemntr 
su einem General»Ober»Kinanz-Kriegdsu. Domainens Direktorium. 

Diefe oberſte Landes: Behörde für die Inneren Angelegenheiten wur 
durch das Notififationd-Patent wegen bed neu etablirten @en.Ob-Fit-, 
Kr.» und Domainen: Direktorii b. 24. Jan. 17237) gegründet, und ber Anh 
führte barin felbft den Worfis. Unter derfeiben ftanden bie für jeben gröhem 
felbfftändigen Zanbedtpeil für die Geſchäfte ded Innern, mit Mudnohme W 
YJuftinfaden, errichteten Krieged- und Domainen- Kammern. 

Diefe Kammern, unter der höheren Leitung ded BeneralsDirellt 
eiu'md, beforgten die gefommte Verwaltung und Veauffihtigung ded Gewnn 
weſend und der gefammten Induftrie. Ihre Organe waren bie Landrathe ie 
Kreife, die Steuerräthe in den Etädten ‘(die fogen. commissarii loci) 
die Mogifträte, unter Beauffihtigung der Iehteren. 

. In den bedentenderen Manufaktur: Gtäbten wurden and) befontere Bad! 
Lens Infpektoren beſſelt, welche die Aufficht Über Gewerbe und Hondel für 
ſollten, und für deren @efhäftöbelrieb befondere Infiruftionen erlaffen hr 
den?). — Später wurden KadritensKommilfarien Über gewiſſe Kreh 
angefeßt?); auch wurden in großen Städten Fabriken-Köommifſtouu 
eingerichtet*). J 


1) Vergl. baffelbe in Mhlius C. C. M. Tom. VI. abth. 2. pag, 241, No. 183. 














* ‚1786, 
3) Darüber erging eine Jaftr. für die Fabrifen-Rommiffarien, b. 18.Ian 179 
l weich —A mähet beffarirt wurde, fich inbep in den Sonmu. 
gen nicht abgebrudt finder. PR 
+) Wergt. die Inf. D. 24. Yug. 1771 für bie in Potsdam errichtete Babrilin) | 
Kommifflon % €. €. Tom. V. Racıtr. zum Jahrg. 1778. No, 2, %6 
welche aud) zur Rorm für andere Kabrifen-Rommifflonen diente. 








= Krüßere Einrichtungen. 1) 

Dad Gencral⸗Direktorium, welched urfprünglid in Abthellungen für 
je einzelnen Brodinzen eingetheilt war, erlitt unter König Friedrich IR. wid- 
ge Aenderungen. Es wurden neben den Abthellungen nad) Provinzen auch 
(dtpellungen nch Gegenſtänden gebildet. Indbefondere ſollte der Minifter 
ür dad Fabrikweſen fein Gutachten nad) ded Königs Abfiht, ohne irgend eine 
ietrennte Bearbeitung der Sache felbft, nur dem Butachten ded Propinzials 
Rinifter® beifügen. —— | 

WS indeh durd den Tod ded großen König® die Einheit der Verwaltung 
eggefollen war, welche Die Staatd-Adminifiration in feinem großen Beifte gefun, 
en, zerfpaltete ih unter König Kriedrih Wilhelm 11. dad @eneral:Direftos 
lum ganz eigentlidy in fo viele einzelne Verwaltungobehörden, ald ed Departes 
sentd gab, und die unadſehlichſten Weitläuftigkeiten, Widerfprühe und Refforts 
treitigkelten waren bie Folge dieſer Trennung der Wermwaltungdgegenftände bei 
bangelndem Centralpunkte. 

Ed wurde der Verſuch gemacht, durch neue Inſtruktionen dem Übel 
ande abzuhelfen "), welche befonderd Die Tendenz hatten, dad Mebeneinanderbes 
tehen ded Neals und Provinzial⸗Syſtems zu vermitteln, und die daran 
jervorgehenden Konflikte unter den Mbtheilungen ded Beneral- Direltorium® zu 
rfeitigen. Diefe Inſtruktionen fuchten dem Provinzial» Enfteme den Vorrang zu 
erfhaffen und der urfpränglihen Einrichtung fid) wieder zu nähern. Um die 
Leitung der Angelegenheiten dead Gewerbes und Kommerzmwefend zu berbef- 
fern, wurden DaB vierte und fünfte Departement des Beneral» Direltoriumß 
unter dem Ramen: »Beneralsfabriten» und Kommerzials, wie aud) 
Akcifes und Zoll» Departement ded GBeneral»Direftoriumd« zu 
‚Inem Departememt verbunden? ). 

Im Jahre 1792 beftand das General-Direktorium cud acht Departements, 
don welhen das ſe chſte die ſämmtlichen Alciſe- und Zolfahen in oberfter Inflanz 
jearbeitete, Mit diefem war dad neu errichtete General⸗Fabrik- und Kom⸗ 
merziens Departement verbunden, von welden die Kommerz s&dmiralitätd- 
Rolegia In den größeren Handelöftädten und die Seegerichte reffortirten. In den. 
Bropingen hatten Die Fabriken Kommiſſarien und Fabriten-Kommiffionen die Auf⸗ 
ht und Förderung ded Yabritentvefend zu beforgen. In den Manufaktur⸗ 
Etädten waren Schauanftalten errichtet; auch fanden unter Aufficht dieſed Depars 
Iementd die Haupt» Manufaktur» Kaffe und dad im Jahre 1767 zu Vorſqhüſſen 
für undemittelte Fabrifanten angelegte, naher mit dem Baumtoollen » Vlagazin 
Iombinirte Selden Magazin, welchem ein Bonifikations Bureau zur Aufmunterung 
der Unternehmer zu Prämten beigegeben war. An diefen Einrichtungen hatte ſich 
IH zum Jahre 1806 nur dad geändert, daß nur noch ſechd Departements exiſtir⸗ 
In, deren fünfte8 daB Akciſe⸗-, Zolls, Salz», Fabriken⸗ Manufals 
tur: und Kommerzs Departement hieß. Fortwährend war der König 
fer Chef ded BeneralsDireltoriumb, und Die dirigirenden Geheimen Etaatd- 
ninifter waren BicesPröfidenten der ihnen andertrauten Departements. In jedem 
Departement hatten Geheime Finanzräthe den Vortrag. . 

Bei der Zunahme der Geſchäfte mar die follegialifche Einridytung des Gene⸗ 
ral-Direltorlums- nicht mehr aufrecht zu erhalten, und der erheblichſte Uebelſtand 
jelgte fi) darin, daß bei der. Bearbeitung der Geſchäfte thells die Eintheilung 
nad dem Real⸗-Syſtem, theild nad) dem hiſtoriſch hergebrachten Provinzial⸗ 
Eyſlem, und theild, mad am nachtheiligſten war, nad) einer Vermiſchung beider 
Eyſſeme erfolgte, on 
EEE ’ 

') Eine ſolche erging unterm 28. Sept. 1786 und eine andertoeitige im J. 1798. 

) Vergl.darüber bie V. v. 2. Febr. 1787 (N.C. C, Tom. VIII, de 1787 pag. 293 No.15.) 
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Der 14. Dft. 1806 entriß dem Preuß. Staate einen großen Theil ft) 
Prodinzen, und ſchon hieraus ergab fi die Nothiendigkeit Der Meforn ber ı 
ſien Vertvaltung. Jetzi endlich wurde erfannt, daß die geiftige Wicdergi 
bed Staates auch mit durch eine vollſtändige Umformung feine Drgani 
bedingt fei. 

&3 erging dad Publikandum v. 16. Dec. 1808, betreffend bie veräi 
Verfaſſung der oberften Staatöbehörden der Preuß. Monacdyie in Wagiehun al 
» die innere Qanded- und Finanz-Bertvaltung"), welhed die Aufhebung dern 
ſichtlich der oberſten Verwaltungöbehörden beftandenen Einrichtungen aus 
um, tie ed im Eingange deffelben heißt, »den Behörden eine verbefferte,' 
Fortſchritten ded Zeitgeifted, der durch Äußere Verhältniffe grüne 
Lage des Staated und den jebigen BGedürfniſſen deſſelden angemefjene Geiäs 
Einrichtung zu geben.« Die neue Gefchäftd-Einrichtuug bezweckte, »Der Gefäb 
Verwaltung größtmöglihe Eiriheit, Kraft und Regſamkeit gu geben, ht 
einem oberftien Bunfte zufammen zu faſſen, und die Geifteßfräfte der Kr 
und ded Einzelnen auf die ziwetmäßigfte und einfachſte Art für ſolche in Anl 
zu nehmen.« Zu dem Ende folte, iwie dad Mublif. weiter bemerkt, bie Regit 
verwaltung fünftig von einem, dem Oberhaupte des Staated unmittelbar une! 
geordneten oberfien Standpunkte auögehen. Ed mwurde-eine m dglicf Melt 
Zahl oberfter Staatödiener an der Spihe einfady organifirter, mach Hanpts ter: 
waltungszwelgen abgegränzter Behörden geflellt und derem Mirtjuntet in 
Nüdfit ihrer Departementd über ſämmtliche Probinzen erſtreckt. ‚ 

Die oberfte allgemeine Leitung der ganzen Staatövertwaltung folle fh 5 
dem Staatdrathe unter ded Königs unmittelbarer Aufficht bereinigen. Di 
Minifterium follte in fünf Departements, nämlich: ded Innern, der Gina 
sen, der audmwärtigen Angelegenheiten, ded Kriege® und der Jul 
serfallen. Die — eines jeden Departemenls ſollte ſich im Müdfiht 8 
Gegenftände deffelben auf fämmtlihhe Provinzen erſtrecken. Dem Miniferiun M 
Innern wurden aud Die GewerbesAngelegenheiten zugetheilt. 

Zur Belebung ded Gefhäftöganged in den Provinzen wurden Dit: 
Präfidenten angefeht; bie älteren Kriegd- und Domainen Kama 
aber blieben unter dem Namen » Regierungen « beflehen, und erhielten #8 
berbefferte Organifation durch die ®. d. 26. Dec. 1808 tegen berbfltt 
Einrichtung der Probinzials, Pollzel- und Finanz-Behörde?). 

Nadydem unterm 6. Juni 1810 der Freiherr von Harbenberg # 
Staatd»Kanzler ernannt war, erging, — auf jene Prinzipien fortbauend- 
unter Aufhebung ded Publif. vom 16, Dec. 1808, die anderteitige &+ 
27. Ott. 1810 über die veränderte Verfafjung aller oberfien Staatöbehörte) 
der Rreug. Monardhie?), welhe noch gegenwärtig die Grundlage dedDi 
niomus der Gentral-Behörden des Staates hildet. Diefelbe ordnete eiu 
Staatdrath an, in welhem der Stantd»Kanzler den Wort; führen fit 
Eine Tpeilnahme an der Verwaltung wurde dieſem Staatdrathe nit BB 
tiefen, dielmeht folte derfelbe hauptſaͤchlich eine berathende Behörde für letn 
lative Angelegenheiten bilden. Zugleich wurden die Wirkungdfreife der fial 
Minifterien audführlicher feftgeftelt und ‚die Abtyeilungen fahärfer und 
neu beflimmt. Jeder Minifter fol danach die ihm anvertraute Vermoltang rin I 
ſtändig und unter unmittelbarer Verwaltung führen. Cie berichten an du A 
und erhalten von demfelben Befehle, find aber verbunden, dem Staaibtangt 4 | 

1) Berg. in N. C. C. Tom, XII. &, 527 und in Rabe Samml. 9.9.8 | 

2) Vergl, in Rabed Samımi. Bd. 9. ©. 467. | 
) G. S. 1810 ©. 3. 
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sfordern Audkunft und Rechenſchaft über jeden Begenfland ihrer Verwaltung zu 
ben, auch feine Verfügungen in außerordentliden und dringenden Fäden zu 
folgen. | Ä 

Dur die V. d. 3. Juni 18147) wurde bemnähft dad GBefammtr 
staotd-Minifterium, beflehend aud dem Stamdtanzter, ald Vorſitzenden, 
nd den Miniftern der audmwärtigen Angelegenheiten, der Zuftig, der Finanzen und 
ig Handels, des Krieged, der Polizel und des Innern, eingerichtet, in welchem 


le gemeinſchaftliche und in verſchledene Reſſorts eingreifende Angelegenheiten bera⸗ 
en werden ſollen. | 


Dad nun indhefondere die Eentral-Vertaltung der Angelegenheiten 
tt Gewerbe und ded Handel betrifft, fo I Diefelbe bei der neuen -Drganis 
tion der oberften Staatöbehörden ganz fpeciell berüdfichtiget und dabei, fowie 
3 den demnähft angeordneten weiteren Reformen biefer Organifation nad) und 
ach welter außgeblidet worden. | = 


Die nachſtehende Darftellung ergicht das Nähere hierüber: 
J. Das Pudlit. v. 16. Dec. 1808 übertrug dem Minifterium des Ins 
ern die Serwaltung der gefanmten Gewerbes Polizei, für melde Die 


weite Sektion diefed Minifteriumd, unter einem befondern Abtheilung®s 
hef, beftimmt war. | 


Die Sektion der Gewerbe⸗Polizel folte bie letztere im allgemeinften Einne 


ed Dorted, ſowohl in Beziehung auf Produktion, ald Fabrikation und Handel, 
xſotgen. | 
Der . 7. a. a. D., welcher Died anordnet, beftimmt: 
Es gehört zu ihrem Gefchäftötreife: - | 2 
bie ganze landwirthſchaftliche Polizei, mit Ausſchluß des Domamen⸗ und Forß⸗ 
Jefens, | 

b) alle Anftalten zur Beförderung ber Landwirthſchaft, Bemeinheits » Theilungen, 
Relioralionen durch Mustrodnung ber Sümpfe ac, das Geftäütswelen, jedoch durchaus 
diglich in polizeilicher Hinficht, a Ä . 

c) dad Zunftwefen und was damit in Verbindung fteht, Schauanſtalten, überhaupt 
ie Bolizei der Fabrifation, mit Ausſchluß der für die Bergiwertd-Settion gehörigen größe- 
m metalliihen Fabritation, | | | | 

d) dad ganze Bauweſen und bie oberfte Zeitung der Adminiſtration von allen 
jübritationen, weiche für Rechnung des Staats betrieben werden, infofern ſoiche nicht, 
oe die Borzellain- Wanufattur, Salziverf ec. andere Sektionen, ober, wie die Pulver» 
Fabritation, dem Militair-Departement, beſonders beigelegt find, 

„Ode ganze polizeiliche Keitung des Münzweſens. Die Münzfabrifation felbft ref» 
olirt jedody von der Seftion für den Bergbau und die Münze, 

f) die Handeld-Polizei im weiteſten Umfange des Wortes, mithin alle Beſtimmun⸗ 
en uber den in» und ausländifhen Handel, infomweit nicht rückſichtiich des letzteren die 
Birffamteit des Departements der auswärtigen Angelegenheiten, von welchem bie Handels⸗ 
ommiffairö reffortiren, eintritt; die Wtarktrechte, Taxen, alle Anftalten und Meliorationen 
ur Beförderung des Handels, infonderheit die Fürforge megen der Seehäfen, Sciffbar- 
hung der Ströme, Anlegung bon Kanälen, Chaufſeen und Landſtraßen, 

8) die polizeiliche Wufficht auf die Beldinftitute der Stände, Korporationen und 
emeinden, mithin auch über die Iandfchaftlihen Kredit⸗Syſteme, inſoweit e8 auf deren 
em Banzen unfhädtiche und zweckmäßige Einrichtung, inſoweit e8 babel aber auf ftän- 
ht und Kommunitäts⸗Verfaſſung anfomınt, gehört die Sadye vor bie Settion der allge⸗ 
reinen Polizei, | 

h) die Ark der Thellnahme ver Seltion ber Beiwerbe- Polizei in Abſicht der Bank 
vird durch ein befonderes Reglement beftimmt werben. | 


Nah 8.8. a. a. D. wurden biefer Sektion untergeordnet: a) bie zu 
tihtende techniſche Bewerbö, und Handeld»Deputation, beftehend 
u Staatöbeamten, Gelehrten, Künftlern, Landwirthen, Manufalturierd und 
Kaufleuten, vom wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Bildung, deren Zweck bahin 
Im —— - 


) 8.6, 1814 ©. 40. 
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beftimmt wurde, daß fie dad Wiſſenſchaftliche der ganzen Geiverbkunde in ih 
Foriſchtitten zu verfolgen, und unter Mitthellung der. Refultate mit ihrem 6: 
adıten der Sektion an die Hand zu gehen habe, und über derem innere Organii 
tion eine befondere Verordnung ergehen folte; b) dietehnifche Bau-Depi 
tation und dad Hofbauamt, c).die Fabriken⸗Kommifſarlen, mi 
zwar zunãchſt unter den Kammern (Regierungen) flehen, die für Die Mefidenz aber 
unmittelbare Verdindung mit der Seftion treten follen. (gabe'sSammt. Bd. 9.5 8, 


1. Die ®. d. 27. Oft. 1810, welche dad Wublif. d. 16. Dec. 1808 ui 
hob, behielt dem Minifterium bed Innern, welded danach in vier Abıkı) 
lungen zerfallen ſollte, die Angelegenheiten des Handeld und der Gewirk 
vor, und beflimmte für deren Vertwaltung die zweite Abtheilumg dlieſid ü 

Dad Reffort biefer Abthellung wurde folgendermaagen feftgefebt: 

Die Abth. für den Handel und die Gewerbe hat zu Ihrem Gejchäftskreife alle, m 
auf den Bang der Gewerbe bei der Nation, alfo der Produftion, Yabrifation un»! 
Handel Bezug hat. Namentlich gehören bahin: B 

1) bie ganze landwirthſchafliche Wolizel (Mohin das Domalnen- und Domaln 
Fvorſtweſen ſeibſt nit gehört), alle Anftalten zur Beförderung der Sandtotrthfheft, €] 
meinheitöthellungen, Meliorationen, das Sandgefütroefen, Iehtered jedoch nur In Hinik! 
der erbepolizei und gemeinfchaftlich mit dem Oberftallmeifter. 

2) Die Bollel der abritatton, das Zunftivefen, und was damit in Werkindung Nil: 
die Schauanitalten, da8 gefammte Bauwefen und das Münziwefen, infofern e# die Babır 
tation und dad Poligeltiche Dabei angehet, gemeinfcafttich mit der Mbth. bes Kinanzmiı 
für die Generalfaffen und @elbinftitute, weiche das Finanzielle dabei zu beforgen hat. 










Zu Unferer Genehmigung muß der Chef der Abth. für Handel und Gewerbe h 
ben allgemeinen Gegenſtaͤnden noch vorlegen: > 
1) alle Meliorationöpläne, 
2) gemeinfdaftlic, mit der Mbth. des Sinanzmin. für bie @eneraltaffen und ame 
tute alle die Münzarten und den Münzfuß, überhaupt, das Geid, und bie Öfen 
ıpiere betr. neue vorſchlaͤge „ 
3) Die Minftellung der oberen und Mathäftellen bel dem Safz«, Berg« und Gilt 
auch Torfivefen und.der Porzellanmanufattur, wie aud) ber Mitglieder bei der tequit® 
Sewerbs · und Handels·, aud) Ober-Baudeputation. 
Dr ED Ri 
e Regierungen in t auf deſſen Meflort; B 
2 die tednifhe ewerbe- und rs e18-Deputation, melde aus Fi 
Staatöbeammten, aus Gelehrten, Künftiern, Landwirthen, Wanufakturiften und Kauf { 
deftehen foll, unb deren ſich aud) der Yinanzmin. bedienen fann; # 
3) bie tehnifhe Ober-Baudeputation, weiche zugleid) Brüfungebehött 
Baufünftier und Felbmeffer if, und aud) von anderen Min. Aufträge annehmen zu, 
Die ge oem um hen a akt en 
‘ren zum Hofmarſchallamt, unter jen inigem fehl automm 
— Bao technifhpe ©ber-Baubep. bei ſoichen Bauten bon Wichtigfeit bie Berti“ 
feit zur Superrebiflon; 
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4) die Kabrifenfommiffarien, bie aber zunächſt den Probinzialregierungen 
mtergeordnet find, auch der techniſchen Gewerbodep. dienen ; | 

1 die Münze, gemeinfchafttich mit der erwähnten Abth. des Finanzmin. und nad) 
ven übrigen Beftimmungen; " 

6) die Konſulate in Sachen ber Gewerbepolizei; — 

?) die Zeitung des Salze, Berg- und Hüttenmefens, dem ein. Berghauptmann 
16 Direktor vorgefeßt ift, unter dem alle Salzwerks⸗, Berg, Hüttens, auch Torfämter 
ınd Behörden ftehen; 0 

8) die Direftion der Porzellanmanufattur. 

(d 8.1810 ©.3.) | 

II. Die demnächſt erlaffene 8. D. d.3. Ian. 1814, betr. die Anordnung 
ed Stantdöminifterii, ordnete eine Theilung der Angelegenhriten ded 
Dandelö und der Gewerbe an, Indem beftimmt wurde, daß Diefelben theild 
uf do Flnanzminiſterium übergehen, theild dem Minifterium ded 
Innern verbleiben foßten. — 

Die betr. Vorſchriften der erwähnten K. O. waren folgende: | 

Da mehrere blöher zu der Abth. für Bemerbe und Handel Im Min. des 3. gerechnete 
denenftände, mit der Abgabenverwaltung und dem Staatöhaushatte verflochten find, fo 
il Ih, um den Bang der Geſchäfte zum Wortheite Meiner Unterthanen und ded Dien- 
es zu erleichtern, die Yabrifenangelegenheiten, das Baumelen, die Eorge für die Land⸗ 
ad Wafertoinmunltation und alle, ven Eee- und Landhandel in feinem ganzen Umfange 
elt, Begenftände dem Finanzmin. mit übertragen, jebod) bergeftalt‘, daß diefe zu der bid⸗ 
rigen Abth. für Berverbe und Handel gehörig geweſene Ang., unter ber Zeitung des 
raten Min. bon einem befenderen Perſonale bearbeitet werden, weiches mit der Abga- 
ben: und Domalnenvermaltung (bie Bauten auf den Domainenämtern jebod) auögenom« 
men) nichts zu thum hat. Dad Berg- und Hüttenweſen ift dem Finanzmin. ſchon unter- 
geordnet und verbleibet Ihm. 
Das Miniſterium des Innern hat alle die Begenftände der innern Verwaltung 
u feinem Reffort, die den borher genannten Min. nicht zugetheilt And Ferner ind davon 
uögenommen, die Ihnen dem Staatslanzier befonderd vorbehaltenen Gegenftünde und 
Behörden, namentlich die Ang. ded Könlgi. Haufes, die Verhandlungen mit den Ständen, 
n fofern fle vor die hoͤchſte Behörde gehören, die Throniehne, die höchften geiftlichen . 
Rürden, die Erbämter und höhere Hofchargen, Rang und Etitette, dad Archiv, die Ober- 
echnungstammer und das ftatiftiihe Bureau, wie aͤuch diejenigen, die dem Staatsrathe 
Intergeordnet bleiben, nämtich die Befefommiiflon und bie Ober-Eruminationstommiiflon. 
ju dem Reflort des Min. des 3. gehören demnach insbefondere alle zum Inneren Etaatd- . 
echt gerechnete Begenftände, infonderheit die ſtändiſche Verfaflung und die Verhandlungen 
nlt den Ständen, in fofern fie nicht bon Ihnen, dem Staatöfanzier, beforgt werden, das 
Protinzials und Kommunglfchuiden⸗ Kaffen- und Re ngerncien die landſchaftlichen 
Frediſhſteme, ſoweit der Staat babel fonfurrirt „ die Aufficht auf ſtädtiſche und Ländliche 
Rorporationen und altes, mad auf die Lehnäverbindung, die Batrimonialgerihtöbarteit 
1.6. Bezug hat, Die Verfaffung der Juden und ihr politifcher Zuftand, ferner die ganze 
andwirthſchaftliche Polizei, alle Anfaiten zur Beförderung der Landwirthſchaft, die Ge⸗ 
neineitötheltungen, die Megulirung ber bäuert. Verhältniffe, der Wteliorationen, das 
andgeftütivefen, alle milde und wohlthätige Stiftungen, das Armenweſen und bie Arbeits⸗ 
uuſer, die Wittwenkaſſen und ähntihe Inſtitute, die Feuerverſicherungsanſtalten und 
ndere Aſſekuranzgeſellſchaften, weiche feine Begenftände des Handels betreffen; die Medi⸗ 
inalpotizei und Aufficht auf alle Krantenhäufer und Sanitätdanftalten ohne Unterfchied, 
doch In fofern die iehteren Begenftände zu dem Mititairmedizinafwefen gehören, unter 
Nittoirkung deg Kriegsminiſters; die Mititairfachen, in fofofern die Eivilbehörden dabei 
Onturriren, endlich alle Ang. des Kultus und Öffentlichen Unterrichts, ſowie fie von ber 
löherigen Abth. des Min. des 3. für diefe Gegenſtände verwaltet morben find, alle Lehr⸗ 
nd Bildungsanftatten im Allgemeinen mit dem, was Davon abhängig iſt, oder damit in 
mmitteidarer Verbindung fteht. (®. ©. 1814. ©. 40.) 


IV, Die 8.0. 3. Nov. 1817 ertheilte anderweitige Anordnungen über den 
Befhäftöfreld der Minifterien. Ed follte indeß danad) die Leitung des Handeld- 
Ind Öewerber-Departementd dem Hinanz-Minifrerinum verbleiben. 

(®. ©. 1817. S. 280.) = | 

V. Mittelſt K. D. d. 2. Dec. 1817 wurde demnähft dad Minifterium 
ür den Handel und die Bewerbe, welched biöher (nach der V. v. 3. Nov. 


1817) mit dem Finanz: Minifterium vereiniget geweſen tvar, bon lebte: 
TEL, VIL 9. 1. | | \ 3 
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rem getrennt und ald ein ſelbſtſtändiged dem Brafen v. Bülom ik 
tragen, zugleidy aud) angeordnet, daß damit dad Land- und Wafferbaune 
len, mit Inbegriff der Hafen» und Kanals, wie auch Chauffee-Bauten, verbunk 
bleiben folle. (®. ©. 1817 ©. 304.) B 
VI. Die 8.8.0. 8. Juni 1825 hob indeß das Handeld-Miniſterin 
wieder auf und beflimmte über Die Vertheilung der Geſchäfte deſſelben unter k 





 Miniferien ded Innern und der Finanzen in folgender Art: 


1) Dem Min. des I. werden fämmtiiche bisher von dem Min. des Kandel I 
Gewerbe und des Bauweſens verwalteten Angelegenheiten, ınit alten von bemfelben obl 
igen Inftituten und Anftaiten, einſchließlich der Anlegung und Unterhaltung ber Sub 
—2* und der von denſelben auffommenden Einnahmen, übertragen, fomel nicht v 


zelne Gegenſtände jener Verwaltung dem Finanzmin. im Nachfolgenden ausbrüdlid ir 
wiceſen find. 


2) Das Finanzmin. übernimmt: 

a) die Erhebung aller Kommunikationd-Mbgaben, jedody mit Ausfchluß der Ehauftt 
Einkünfte, deren Erhebung und Verwaltung nad) Vorſtehendem dem Min. bed J.m 
überiviefen ii; 

b) das Ralender-Debitö- und Stempel-Wefen, mit ber zu deffen Verwaltung befint 
ten Kalender» Deputation. (®. ©. 1825 ©. 151.) \ 

VII, Hternähft verordnete die K. D. v. 11. Sept. 1830 die Trennuy 
ded Minifteriumd des Innern in zwei Abtheilungen, deren eine, une 
der Benennung: »Minifterium de8 Innern und Der Volizei«, dem jum 
Staatdminifter ernannten Weg. Präfidentin Freih. v. Brenn fibertrogen, di 
andere, unter der Benennung: » Minifterium des Innern für Handel 
und BewerbesAngelegeuheitene, dem Etaatöminifler v. Schudman 
belafjen wurde. | 

(8. X1V.715.—4.1., auch abgebr.in Thl. VI. Bd.4. des Wertes [Yau-Botizei] S.%) 

Nach der gleichzeitig erlaffenen Anordnung ider dad Meifortverhältel] 
beider Abth. ded Min. ded 3. wurden deifenigen für die Handeld; und & 
werbesAngelegenheiten außer den Handeld- und Gewerbe-Sachen aud de 
Bergwerld:,"Hüttens und SalinensWefen und die Megulirung der gatahrl 


bdauerl. Angel. und der Bemeinheitd-Thellungen überwieſen. 


(a. XIV, 717. — 4.2., f. Bau⸗Polizel, a. a. D.) 

VIN. Durch die K. D. v. 28. April 1834 wurde fodann die. völige M 
trennung der den Handel und das Kabrikmwefen, nebſt dem dahln zu rechnenden INH 
der dad Bauweſen betr. Angel. von dem Min. des I., und deren Lleberweilun® 
dad Finanz Minifterlum angeordnet, bei welchem dafür cine befondt 
Mdthellung für den Kandel und dad Fabrikweſen (unter der Ya 
des wirkl. Geh. Db. Meg. Nathed Beuth) gebildet wurde, 

(Bergt.dieX.D. 0.23. April 1834 in Thl. VI. Bd. 4. ded Wertes [Bau⸗Polizei). — 

IX. Mittelſt K. O. v. 12. Jan. 1835 wurde wiederum Die Verbindef; 
der Verwaltung ded Handelds, Fabrik- und Baumwefend mit dem Jie 
hanyminifterium aufgehoben, und ed wurde für dieſe Angelegenheiten, # 
weichen noch Die gefammmten Wege- und CHauffee»-Saden hinyutraten, cu 
befondere Dber-Behdrde gebildet, zu deren Ehef der Chef der Seehandlurh 
wirll. Geb. Rath Rother, ernannt wurde. 

(Vergt. die RO. d. 12. Jan 1835, in Thl. 1.8d.4. bes Wertes [Bau-Borizei), 63) 

Die in Folge deſſen erlaffene 8. D. v. 26. Ian. 1835 beauftragte do 
Staatöminifterium mit dem Erlaß eines befondeten Publit, über die zum Mil 
rung diefer Wlaoßregei erforderlichen Anordnungen. | 

(®. S. 1835 ©, 11, Bau⸗Polizel a. a, D.) 

Dad K. Staatdminirerium erließ hierauf bie angeordnete Belanı' 
machung unterm 6. Febr. 1835, worin’sub No. 2 die Neff ortoerhältsill 
für Die Verwaltung ded Handels, Fabrik⸗ und Bauivefend balim 
wurden. (a.a. DO.) 4 
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Dos vom Könige genehmigte Megulativ v. 25. Febr. 1835 ertheilte die 
äheren Befimmungen über die Bearbeitung und Bertheilung ber betr. Befchäfte 
inter die Minifterien ded Innern für GewerbesÜngelegenpeiten, 
38 Innern und der Polizei, und die Verwaltung des Handels, as 
brifen» und Bauweſenb. 


(d. 2. Jahrb. Bd. 45. S. 237, Gräffd Samml. Bd. 8. ©, 406, f. auch in Thl. VI. 
Bb. 4. ded Wertes [Bau-Bolizei], S. 33.) 


X, Aud bei diefer Einrichtung hatte ed indeß nicht das Bewenden. Mittelſt 

d. D. v. 4. April 1837 wurde der Staatöminifter v. Rother von der Leitung 
er Verwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen, ingleihen 
8 Chauffeebaumefend, wieder entbunden, und diefe Verwaltungen wurden 
nderweitig den Yinanzminiferium, unter Zeitung ded Staato⸗ und Finanz⸗ 
in. Or. 6, Aldendleben, zugewieſen, wobei zugleich beflimmt wurde, daß fie 
u diefem Minifterlum befondere Abthellungen bilden folten. (8.S.1837 S.40.) 
- XI, Hlernächſt wurde durch die 8. D. v. 6. Juni 1837 die Aufidfung 
es bißperigen Minifteriumd ded Innern für bie Gewerbesingelegen» 


eiten, und mittelſt K. D. d. 13. Dec. 1837 über die Nertheilung der Diefem 


Rinifierium bisher obgelegenen Geſchäfte Dad Nähere angeordnet!). 

Dad Nähere hierüber beflimmen : 

a) die R.D. v. 11. Ian. 1838. | 

Auf den Ber. v. 2. d. M. beauftrage Ich das Staatömin., die bon mir genehmi 
Berthellung der Im Win. bes J. für die Gewerbeangel. bisher bearbeiteten, nach deſſen 
Auflöfung an die andern Minifteriafrefiortd übergegangenen Geſchäfte nebft dem gegen- 
waͤrtigen Erlaß durch die G. S. öffentlich befannt zu machen. (@. ©. 1838. ©. 10.) 

b) Staatöminifteriat : Bekanntmachung ded WUllerh. Gefehld über Die Aufib⸗ 
ung deö Min. de 3. für die Gewerbeangel. und über bie Vertheilung der dieſem 
Rin. biöher odgelegenen Geſchäfte, v. 17. Jan. 1838, 

Nachdem S. Ma. der König die Auflöfung des bisherigen Min. des 3. für Gewer⸗ 
eangel, beichloflen, und den Uebergang der von demfelben bearbeiteten @efchäfte an die 
nderweitigen Minifteriairefforts durch die A. 8. D. dp. 13. v. M. in nachftehender Weife 
u genehmigen geruht haben, wird ſolches Kraft A. Befehls v. 11. d. M. zur öffentlichen 
enntniß gebracht. Es gehen demgemäß von den Geſchäftögegenſtänden bes aufgelöften 
Rin. des y für Berverbeangel. über : ‘ . 

I. An dad Minifterium ded 8. Haufe: B 

die Angelegenheiten der Throniehne und ber Erbümter, 

1. An dad Min. dee J. u. d. P.: 

I) die Landesgränz⸗, Homaglal- und Huldigungsfarhen ; 

2) die Angelegenheiten ver Mebiatifirtien und Standeöherren; 

3) die Angelegenheiten der Domftifter zu Brandenburg, Merfeburg und Naumburg, 
ien aus denfelben , | 

4) die geſammte Iandwirthfchafttiche Polizei, Insbefondere; 

a) die gutöherriich « bäuerlichen Regulirungen, bie Gemeinheitötheilungen, und bie 
Höfungen gutöherrlicher und anderer -Reallaften ; 

b) die Vorfluthsangelegenheiten; 

e) die Fifchereipotigel; | 

d) alle Anftaiten zur Beförderung ber Landwirthſchaft (einſchließtich der Konkurrenz 
1 dem unter Zeitung des Ober-Stallmeifters ftehenden Geftütwelen), die landwirthſchaft⸗ 
m ehranftalten und die Brüfungen der für landmeirthfchaftt. Angelegenheiten anzuftel- 
den Beamten ; \ 

e) die Beauffihtigung der landwirthſchaſtl. Krebitanftalten, der Geldinſtitute ber 
orporationen und Geineinen, ber Weſtphaͤliſchen Hülfötafle, der Kreis und Kommunal- 
parkafien, und dergl. 

III. An das Yinanzminifterium: 

1) die Angel. ber allgemeinen Wittvenverpflegungsanftalten ; 





1) Das C. N. des K. Min. de8 J. u. d. P. u.d. F. v.21. Dec. 1837 (U. XXI. 869, 
— 4, 1.) bringt dies zur Senntmiß. J rn 3% | 


d Rapiteld zu Zeig, der, Fräuteinftifter und bie Verwendung ber Ueberſchüſſe der Reve⸗ 


Sn 














"ler, Güterbeftätiger, Schaffuer, Wäger, Meffer, Braaker, Schauker, Etonr, 


‚rien unter Witroirtung bed Handelsamtes (8. 3.) voliftändig borbereitet hordt 
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tair- und Domainenvertwaltung, abhängigen Bautvefens, auöfchtiegtid) der den Min. 
verbleibenden Handhabung der Baupolizei im engerm Einne des Worts, fomeit ide 
Ausfäbrun ber Sanitätd-, Feuerficherheits- und fonft dahin gehörenden Polipeive 
 befteht; 
3) bie Eindeihungs- und Deichfocietätö « Angel., mit. Vorbehalt der. Konkumm! 


2) bie Leitung bed gefammten, nicht don ſpeclellen Mefforts, wie z. 8. von = 


" Minifterd des I., wenn e8 dabei auf eigentliche Landeömeliorationen, oder Im Algen 


auf die Wahrnehmung ftänbifder und forporativer Interefien anfommt. 

IV. Zum gemeinfhafttihen Reffort der Win. des J. u. der Fin.: 

1) bie Angel. der Bommerfchen ritterfhafttihen Brivatbantz 

2) bie Angel., weiche den allgemeinen Marktoertehr, bie Jahr-, Wochen. ku 
Vieh und Frudtmärtte betreffen. 

V. Die @etverbepotizei, in foivelt dabei ber Geichäflstreis des Min. des I. ich 
wird, inöbefondere aber bei Konzefflonen zu folhen geiverblihen Antagen, mei 
Rüdiid;t auf Lage und Beſchaffenheit der Wetriebftätten einer befondern Bench 
bedürfen, wird fünftig gemeinfhaftlih von dem Min. des I. u. d. P. und bem Finn 
min. bertaltet. Wegen der dabei überwiegenden poligell. Rücfichten reffortiren edohn 


‚dem Din. des I. ausfhließtich: 


a) bie Konzefflonen zum Betriebe berienigen Gewerbe. bei deren Unterhomä 


beſondere perſoͤniiche Zuverlaͤſſigleit in ftttiher Hinſicht zur Bedingung gemodtif: | 


b) die Beauffichtigung ded Übbedereimeiend; 

e) die Beauffichtigung bed Schornfteinfegergemwerpes: . 
wogegen bie Mufredipaltung aller fonftigen geiverbepoligeilichen Worfchriften, Di rt 
der gewerblich =technifchen Zehranftalten und Vereine, die Prüfung der Gerperbiiben 
und Handiverfer u. f. to. dem Min. ber Fin. zuftändig.ift, und hnfichtuich bed Ami 
betriebes im Umherziehen e8 bei den Beflimmungen ber Rrgulative v. 28 April — 
4. Dec. 1836 fein Bewenden behält. (G. ©. 1838. ©. 11.) 

©) Die R, des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rodow) v. 21. Fit 
13. apru 1839 erfannten an, daß die Angel. der Tagatoren, Dißpaceurd, 












der Muftionatoren und der Konmifflonäire, ald lediglich zum Ref 
Flnanzminlſter lumd gehörig zu erachten ſelen. (A. XXI. 214. — 1.1800. 
XI. Demnägft erging die nachſtehendt V. v. 7. Juni 1844, weg 
orduung eined Handeldrathed und Errihtungeined Handeldanl 
Wir Friedrid Wilhelm ıc. 2c. haben in Ianbesbäterlicher ürforge für de 
tereffen des Handels und der Beiverbe beſchloſſen, einen Handeisrath unter Unferm 
teibaren Vorfige anzuordren, und ein Hendelsamt, mit weichem das ftatiftilht 
verbunden werden foll, zu errichten, und berorbnen zu dem Ende, was folgt: 
8.1. Im Hanbdelsrathefodlen unter Unferem Vorflge die wichtigeren Angel. dei: 
und der Gewerbe, mit Einſchluß der Schifffahrt, nachdem folche in den betreffenden 


entjcheiden, das Erforderliche beſonders anorbnen. 
8.2. Der Handelsrath beſteht aus: 
1) dem Winier, welcher in Unferem Rabinet ben Vortrag in Handelt- ut 


merbefachen hat, R 
2) dem Kabinetsminifter für bie außtwärtigen Angel. 
3) dem Finanzminifter, 
4) dem Minifter bed Ianern, 
5) dem Juftigminifter, und 
6) dem Präfldenten bed ‚Handelsamt8 (8. 4). 
Die Mitwirkung deö Juftigmin. tritt nur bei legidlatwen Begenftänben ein. pi 
Sollten Wir den Verfik im Handelsrathe Selbft zu führen, verhindert fein, M 
ber ältefe der antvefenden Staatsminifter die Werathung; das Mefultat bereit 
Uns in diefem alle mättelt Borlegung bed Protokolls angezeigt werden. 


8.3. Das Hanbelsamt I} befimmm, gu fortmährenber Erhaltung einer LER 
— über var Qufanb u Gang Deunbel und ber @enebe Die nö R 
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ylen-zu ſammeln, und mittelſt derſelben die nad) 8. 1 vor ben Handelsrath gehörenden 
gel. vorzubereiten. Demfelben fteht aber eine Theitmahme an ber Verwaltung des Han- 
d- und Gewerbeweſens nicht zu; diefe verbleibt den, Dafür gegenwärtig angeorbneten 
hörden, und wird in den hierauf bezüglichen Gefhäftg-Verhältniffen der Handelskam⸗ 
mm und faufmännifchen Korporationen zu dem Finanzmin. und beffen Abt. für Han- 
und Gewerbe 2c. nichts geändert. | 

8.4. Dem Handeldamte fteht ein Präſtdent vor, welchem das zu feiner Hülfe erfor- 
iihe Berfonat beigegeben wird. Derfelbe leitet die ſämmtlichen Befchäfte des Handels⸗ 
t6 ſelbſtſtaͤndig und unter eigener Verantwortiichfeit. Im Handelsrathe fteht ihm.gleich 
em anderen Mitgliede, eine Stimme zu, und er fann daher auch verlangen, daß feine 
der Mehrheit abweichende Anficht, wenn Wir der Berathung nicht Setbft beiwohnen, 
Unferer Entſcheldung beſonders vorgetragen werde. 


8.5. Der Bräfident des Handelsamts hat fich in einer ſtets lebendigen Kenntniß 
n den Berhältniffen des Handels und der Geweibe, beffen Bedürfniſſen und der zu ihrer 
hütfe geeigneten Mittel, fo wie in einem fteten Wechfeiverfehr hierüber mit den beirefs 
den Dinifterien zu erhalten. — Letztere, wie erfterer, haben die Befugniß. in Beziehung 
f. dergleichen, in ihrem Geſchaͤftskreiſe ih fund gebenden Bedürfniffe , gutachtliche Vor⸗ 


ge Im Handeldrathe zur Sprache zu bringen. 

8.6. Der-Bräfldent des Handelsamtes beruft, mo es zur Erörterung wichtiger 
nen nölhig ericheint, im Einverftändniffe mit den Min. der ausm. Ang. und der Fin. 
untige Männer, nad) Befinden, aus allen oder aus einzelnen Brovinzen der Monar⸗ 
zu gemeinfamer Berathung, führt hierbei den Vorfig und fchlieht die Verfammiung, 


ald er ih über den Begenftand hinreihend unterrichtet findet; förmtice Abſtimmun⸗ 


und Beichtüffe finden bei diefer, blos informatorifhen Berathung nicht ftatt: 

8.7. Die Hantelöfammern und Rorftände der faufmännifchen Korporationen ha» 
waud den verſchiedenen Zweigen bes Handels und der Gewerbe und ohne Befchrän- 
a auf eine gewiffe Zahl, Männer, zu deren Einfichten, Sachkenntniß und Eharatter fle 
onderd Vertrauen haben, dem Prüfidenten des Handeldamts namhaft zu machen. 
ter hat ſogleich, nachdem dad Handelsamt in Wirkfamfeit getreten Ift, jene Behörden 
) Vorſtände aufzufordern, ihm NWerzeichniffe hierüber einzureichen, wegen deren periodi⸗ 
T Ergänzung ober Erneuerung befondere Anordnung ergehen wird. Der Praſident des 
ndeleamts hat aus dieſen Verzeichniffen für jeden einzelnen Fall der Im 8. 6 erwähnten 


rathungen vie geeigneten Perſonen auszumählen; doch bleibt ihn vorbehalten, aud) - 


et fachkundige Diänner did Inlandes zu den Berathungen zuzuziehen. Sollten Fälle 
teten, wobei es auf Detall-Stenntniffe eines zur Berathung vorliegenden fpeciellen 
xuſtandes anfömmt, die fi kei den von den Handeläfammern und Vorftänden der 
Imannifhen Korporationen namhaft gemachten Männern nicht vorausfegen ließen, fo 
der Präſident des Handelsamtes tie genannten Bchörden aufzufortern, für diefen 
liahfundige Männer befonders zu bezeichnen. | . 

8.8. Alle Behörden des Inlandes, Insbefondere die Handelöfammern und bie 
Münde der faufmännifchen Korporationen, imgleichen die im Auslande befindilchen 
ne iind verpflichtet, dem Praͤſidenten ded Handeldamts auf Erfordern Audfunft 
geben. 


Con aflen Vorgängen, welche für ben Handel und bie Gewerbe von erheblichem In- 


[2 


fe find, von den In den Min. periodiich angefertigten, auf den fommerziellen und - 


erdlihen Verkehr Bezug habenden ftatiftifchen eberfichten, Nochweiſungen und Zuſam⸗ 
Nellungen, imgfeiben von den Verwaltungs » Beriitten der Provinzialbehoͤrden über 
bel und Gewerbe iſt dem Präfidenten des Handeldamts durch die Min. pon Amts⸗ 
en Mittheitung zu machen; berfelbe hat dagegen auch ſämmtlichen Min. auf Erfordern 


‘ 


' Handels- und Gewerbögegenftände Auskunft zu ertheiten. 


8.9. Bei den Berathungen des Stuatsmin. über die demfelben nad) 8. 1 uͤberwie⸗ 


N Angel. iſt der Präfident des Handelsamts jederzeit zuzuziehen und mit feiner gut⸗ 
un mt zu hören, welche in den an Und zu erftattenden Berichten befonders zu 
Ahnen iſt. on | | 2. 

8.10. Das Natififche Büreau wird mit dem Hanteldamte berbunden, und als eine 
ndere Abth. deffelben, unter der nberen Leitung des Präſtdenten bed Handeldamtes, bon 
m eigenen Direktor verwaltet. Die Beftimmung des ſſatiſtiſchen Büreaus bleibt übri⸗ 
unverändert, und foll daſſelbe den allgemeinen ſtatiſtiſchen Zwecken auch ferner ini 
bißherigen Anedehnung dienen. Der Rräfldent hat aber dahin zu wirken, daß bie be 


 Vüreau gefammelfen Materialien für die Kenntni der Hanbelö- und Gemerböver- 


niſſe nußbarer werben. Eu | 
$.11. Das Handelsamt wird mit dem 1. Sept. d. I, in Wirffamteit treten.‘ 
Urtkundlich rc. (G. S. 1844 &, 148.) no .. = .. 4 J —W FR ‚' 


! 



























38 Die DOrganifation der Behörden der Gewerbe-⸗Polizei. 


XII, Die-Biedererriätung eined ſelbſtſtändigen Min. fär Han 
bei, Gewerbe und öffentlide Arbeiten erfolgte, unter Aufhebung 
Handeldamted, erſt in Folge der März» evolution?) durch ben Allerh. bu 
d. 17. April 1848, betr. die Bildung ded Miniferiums für Handel, 6 
werbe und Öffentlige Arbeiten. (@. ©. 1848 ©. 109, f unten.) 


Zweite Abtheilung. 
Gegenmwärtige DOrganifation. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Central⸗Verwaltung. 


Die Central-Verwaltung der fammthihen Angelegenheiten ber 6 
werde und des Handeld foncentrirt ſich gegenwärtig in dem men gebllden 
Minifterium für Handel, Beiwerbe und Öffentliche Arbeiten?) 

I. Der ‚Unerh. Erlaß v. 17. April 1848, betreffend die Bildung di 
base Fan ne enftung ded Reſſorts defjelben, ſowle ded Reffortd des Fin. Mi 
lautet dahin: . . 

Auf den Ankan de Staatömin, beftimme id) Hierdurch tva8 folgt: _ 

1. Auf das nach Meiner D. d. 27. d. DM. nunmehr zu bildende Din. für Hank, 
tverbe und öffentliche Arbeiten, teiche® borgugöieife auch ben arbeitenden un 
imerbetreibenden Ktaffen der Näptiipen wie ber ländlichen Bevölferung feine Kür 
zu widmen hat, gehen über: 

1) Bon dem Weffort des Binanzmin.: fänmtliche Gefhäfte ber Abth. für Ho 
Gewerbe und Bauiwefen und der Mbth. für Berg, Hütten» und Salinen! 

2) von dem Reffort bed Win. ded Inn.: bie Beiverbes und Baupofizel, fo 
biefelbe diefem Win. gegenwärtig zufteht, und Die gefammte landtoirthi 
Rollzel, inöbefondere die obere Leitung der Megullrungen ber guldher! 
bäuerlichen Berhättniffe, der @emeinheitötheilungen. der Abtöfungen gull 
licher und anderer Reallaften, der Worfluthd- und Kifcherel-Bolizeifahen, 
Anftaiten zur Beförderung der Landwirthſchaft, einſchllehlich ber, Koulut 
bei dem unter der deitung des Ober-Etaimeifters iehenden Geſtülweſen 
der tandtoirthfeaftlicstehnifggen Lehranftalten; 

3) das Voftbepartement ?); 

4) die Gefchäfte des KHandelddmtd, weiches Ich dem Min. für Handel, un 
und Öffentliche Arbeiten einverleibe, während bie nach ber ®. d. 7. Juri 
we. ©. ©. 148) dem Hanpdelörathe zugerviefene Wirtfamtelt auf dad Stine 

ibergehen foll. Die Leitung bed neu gebilbeten Min. für Handel, Gene] 
öffenttiche Arbeiten will Id) einftwellen dem Wirft. Beh. Leganondrathe 
von Paiow, anvertrauen. 


1) Die 8.D. 0.27. März 1848 (Min. Bf. 1848 ©. 80. No.94) hatte dad — 
min. angewieſen, die erforderlichen Vorſchiäge wegen Blidung eines eigen 
Min. für Handel, Gewerbe und öffentiide Arbeiten zu machen 

2) Dur) amtlihe Befanntmahung db. 6. Dec. 1848 (Min, Bl. 1848 5 aa 
Ar. 440) If zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß ber Handelägerichtd-Pri 9 
von der Heydt zum Minifter für Handel, Gewerbe und öffentl 
Arbeiten, und der @irttiche Beh. Ob. Ein.-Rath von Bommer-EIidt in 
Unter»Staatd»Sefretair bei diefem Winifterium ernannt Orden. a 
amttihe Betanntmachung v. 24. Jan. 1850 (Min. BL. 1850 ©. 14 Mr. 1 u 
öffentticht, daß der Beh. Db. Fin.-Rath Deterreich zum Direftor ne 
theit. für Handel und Bemerbe, und ber Beh. Ob. Ain.-Math Mail Ei 
Direftor der Abtheil. für das Baumefen und die Gifenbapn-An 
genheiten in biefem Miniſterium ernannt worden. . f 

>) Daß Pof-Depart. war durd) bie 8. b. 27. Oft. 1810 alß eine Mh. DAN, 
bes Inn. neu und felöftftänbig organifirt und durd) die 8. D. d.3.Junl I 
Generalpoftmeifter allein untergeorbnet worden. 
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. Um bad Meffort bed Finanzmin. auf eine feinem Zwece entſprechende Weife feftgu- 
ftellen, will Ich: 


1) Die fruͤher damit verbunden —5 — gegenmmärtig aber von einer befonderen 
e 


Abth. des Min. Meines Haujed geführte Verwaltung der Domalnen und For: 
fen dem Yinanzmin. wieder übertragen, und 

2) demfelben das Seehandlungsinftitut unterorbnen. - 

Ich beauftrage das Staatömin., diefe Anordnungen, welche durch die ©. ©. bekannt 
'maden find, fofort zur Ausführung zu bringen. j 

(8. ©. 1818 S. 109, Min. Bi. 1848 ©. 89 Nr. 95.) 

Zum Reffort diefed Min. gehören auch: . 

a) die zur Verwaltung der Staatd-Telegraphen mittelſt Königl. Erlaſſes 
23. März 1849 eingefegte Königl. Telegraphen-Direltion. ' 

(8. ©. 1849 ©. 140); 
be Königl. Direktionen ber Werphälifhen Eifenbahn und 
x Ofibapa, | 

Berg. Allerh. Erlaß v. 2. Febr. 1849 n. v. 5. Nov. 1849. 

(8. 6, 1849 ©. 127 u. 404); BE 

c)de Bausbtheilung (vormalige DbersBausDeputation) und 
eneben derfeiben beftehende tehnifhe Baudeputation. | 

Vergl. Allerh. Erlaß v. 14. Ian. 1850 und 8. ded Staatömin. v. 22. 
xt. 1849. (@. ©. 1880 ©. 13 fi.) oo 

Il. Durd) den Allerh. Erlaß dv. 25. Junt 1848 wurde von dem Min; für 
‚ondel, Beiverbe und Öffentliche Arbeiten die Bermwaltung der landwirth—⸗ 
hoftlihen Angelegenheiten getrennt, und für Diele ein eigenes Min. 
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eildet, deffen Leitung dem, zum Etaatd-Min. ernannten, Stadt: Eynbdituß . 


Ihpreidneten Biere übertragen wurde. (G. ©. 1848 ©. 150.) ” 

Zum Reffort diefed Minifterlumd gehören auch: 

a) daB durch die K. D. v. 16. Ian. 1842 ald tehnifche Deputation 
td Minifteriums für landwirthſchaftliche Intereffen gegründete Lan- 
8. DefonomiesKollegium. 


Veral. darüber die C. V. ded K. Min. ded I. v. 2. März 1842 und v. 


‚Mai 1842 mit dem Regul. für dad Landed Oek.⸗Kolleglum. 

(Min. Bl. d. i. ®. 1842 S. 21 u. 123); . 
bydie General⸗Komm. zur Regulirung ber gutöherri. bänerl. 
ngelegenheiten, refp. die beir. Abth. derjenigen Regierungen, für deren 
Suirte die General-Kommiſſionen eingegangen find; 

c) das durd die B. dv. 22. Nov. 1844 (@. ©. 1845 ©. 19) gebildete Mes 
fiond- Kollegium für Landed-Kultur»Saden; 
d) die Leitung ded Geſtütsweſend. | 

Vergl. den Allerh. Erlaß v. 11. Aug. 1848. (G. ©. 1848 ©. 228.) 

e) Me Eindeihungd- und Deich » Societätd - Angelegenheiten, 
rüber. der Allerh. Eriaß v. 26. Nov. 1849 In folgender Art beftimmt: 


Auf den Bericht des Staats⸗Min. d. 24. Nov. ec. (Ani, a.) genehmige Ich hierdurch, 


Ih die Bearbeitung der Eindeihungs- und Deih-Sogietätd-Angelegenheiten v. 1. Ian. 
50 ab an das Min. für Iandmwirthfihaftliche Yngelegenbeiten übergeht, mit Vorbehalt 
t Thelinahme des Min. für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten In Fällen, in 
nm auch das Interefle der Schifffahrt und der Strom⸗Polizei betheiligt iſt, namentlich 
ih bei neuen Deich⸗ Anlagen in der Nähe ſchiffbarer Ströme Die großen Deich ver⸗ 
ſſerungs⸗Arbeilen, welche zur Sicherſtellung der Oſt⸗Eiſenbahn und deren Strombrüden 
1 der Weichfel und Nogat derzeit außgeführt werden, fo mie die bereitö eingeleitete Me⸗ 
ration des Nicder-Oderbrudh8, follen jedoch bis zur Vollendung ber zur Musführung 
| bringenden Anlagen dem Min. für Handel ıc. verbleiben. | 
nl.a. 

Del der Auflöfung des früheren Min. des 3. für Bemerbe-Ang. find durch die mit« 
MM Auerh. D. v 11. Ian. 1838 genehmigte Befchäfte-Vertheilung der Eindeiyungs- und 
eich» Sozietätd- Angelegenheiten dem Fin.⸗Min. übertoiefen, von weichem fle bei der Er⸗ 
Ötung eine befonderen Min. für Handel, Gewerbe und öffentliche Mrbeiten an das 


' 
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Schifffahrto⸗Intereſſe weſentlich konkurrirt. 
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Iebtere gelangt find. — Die In Betracht fommenden Verhäftniffe haben fich indeffen m 
fentiih veränderte. — Es iſt ein befonderes Din. für landwirthſchaftliche Ang. erichn 
mworben, um dieſem wichtigen Gegenſtande die volifte Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Die 
fer Zweck kann indeſſen nur dann vollſtändig erreicht werben, wenn alle ausſchließlich ote 
hauptſaächlich auf Landed-Meliorationen abzweckenden Angelegenheiten zur WBefchlufnahz: 
des genannten Minifterfumd gelangen. — Zu diefen Angelegenheiten gehören ohne Im 
fe auch die Eindelchungs⸗ und Deich⸗-Sozietätsſachen, da bei denfelben das landwin 
ſchaftliche Intereffe ausſchließlich oder doch hauptſächlich betheitigt iſ. Das Din. E 
Handel ꝛc. fonkurrirt bei denſelben, fobald einmal feſtſteht, daß eine Deich⸗Anlage n: 
den Abfluß⸗Verhaͤltniſſen eined Stromes zuläſſig it, fobald ulfo der Yaurplan die Arır 
migung ber Strom⸗Polizei⸗Behoͤrde erlangt hat und hierbei die etwa Fonfurrirenden & 
tereffen ber Schifffahrt, reip. der Strom: Wotlzei, berüdfichtiat toorden find, garmt 
tveiter, während die Fürforge für die Auöführung und Unterhaltung der Deich-Aur 
wegen ber davon abhängigen Lantes-Wiclioration ausfchliehlih zu den von dem 
wirthſchaftl. Min. wahrzunehmenden Intereffen gehört. Ä 

Aus diefen Ermägungen halten wir e& für zweckmäßig, bie Bearbeitung der b 
beihungds und Dei: ozietätö-Angelegenheiten an das Min. für landmirthfaafte 
Yung. übergehen zu laffen, und dabei die Konkurrenz des Min. für Handel ⁊c. nur fir: 
Fälle vorzubehalten, wo zugleich dad Schifffahrtö.-Interefle und die Etrom-Wolijei x 
theifigt iſt. Nur rüdfichtlie zweier Spezial-Angelegenheiten dürfte es angemeſſen in 
biefeiben bi8 zur Vollendung ber damit verbundenen Bauten bei dem Min. für Kante. 
zu befaflen. — Es find Died die audgebehnten, mit den großen Strom-Regulirunyd!" 
beiten an der Weichfel und Nogat unzertrennbar verbundenen Deich» Verbefferungt 
welche theils zur Sicherflellung der Oſt⸗Eiſenbahn, theils um den Bau der Weldfei: ur! 
Nogat:Brüden moͤglich zu maden, jet aus Ekenbahn- Fonds ausgeführt werden nad iür 
welche, nad) ber Nilerh. DO. v. 6. Juli 1845, eine befondere Komm. zu Dirſchau niedverne: 
fegt ift; ferner die Metioration des Nieder-Oderbruches, für welche durch die V. v. 
Aug. 1848 ein forporativer Verband errichtet ift,, deren Wusführung aber von Selten de 
Staatd, unter meientliher pekuniärer Betheiligung deſſelben erfolgt, und bei melder del 




















Wir bitten Em. Koͤnigl. Mai. ehrfurdtöpolt, die vorſtehend befürwortete Reſſon 
Veränderung durch Vollziehung ded Im Entwurfe beigefügten Erlaffes huldreichſt zu ff 
nehmigen. Berlin, den 24. November 1849. 

. Das Staatö-Minifterium. 
Graf v. Brandenburg. v. Subenberg. vb. Manteuffel, dv. Etroth. 
b.d. Heydt. v. Rabe. Simons v. Schleinitz. 
An des Könige Majenät. | 
(6, S. 1850 S. 3, Mint Bl. 1850 S. 1 Ar. 18.) 


f) Die Central-Komm. für die Angelegenheiten der Wenter: 
banken, tele unter Ber gemeinſchaftlichen Leitung der Miniſt. ber Fi" 
und für landwirthſchaftl. Ang. feht. Be 

Vergl. den Allerh. Erlaf v. 21. Mai 1850. (8. S. 1850 ©. 334.) 
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Bweiter Abfchnitt. 
Die Provinzial Behörden. - 
Erſtes Kapitel. 


Die Ober- Prafidenten. 


Durch dad Publik. v. 16. Dec. 1808, betr. die veränderte Werfaffung da 
oberfien Staatöbehörden, wurde zur Belebung ded Geſchäftöganged In den Pit 
vinzen dad Inftitut ber Ober⸗Präſidien“ neu gefhaffen. Die erfte Zelt: 
für diefelben erging unterm 23. Dec. 18087), In welcher denſelben bie breifat! 
Beftimmung beigelegt wird: 1) einen Vereinigungdpuntt in Anſchung berienlg'! 
Verwaltungozweige zu bilden, bei welchen ed von Wichtigkeit if, daß fie nad 


!) N. C. C. Tom, X. ©. 545, Rabes Sammt, Bd. 9 S. 402. 
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ven; 2) den oberfien Staatöbehörben Stellvertreter zu geben, welche mehr in ber 
Rähe und an Ort und Stelle eine genaue und nicht bloß formelle Kontrolle über 
ple Unterbehörden führen, und 3) in dem Ober⸗Präſidenten eine Behörde zu bils 
den, welche bei borlommenden Yälen nad) erweiterten, ganze Provinzen umfafs 
fenden Geſichtspunkten ihr Gutachten geben füngen. Dad Amt der Ober-Präs 
fidenten theilt ſich Daher in die Eigenfchaften einer ausführenden, beauffice 
genden (fontroflirenden) und beratbenben Behoͤrde. | 

Durh daB &. dv. 30. April 1815 wurde für jebe Provinz ein Dbers 
Bräfident eingefeßt. An die Stelle der früheren Infir. v. 23. Dit. 1817 ') 
purde eine anderweitige Inftr. v. 31. Dec, 1825 2) erlaffen, in welcher bie früs 
eren Beftimmungen im Wefentlihen beibehalten und nur im Einzelnen zeitge⸗ 
näker obgeändert, indbefondere aber ihr Verhältnig zu den Minifterien und den 
Brod.-Behörben näher beftimmt, und ihre Stellvertretung der oberfien Staatd« 
Behörden auf mehrere Verwaltungd⸗Gegenſtände ausgedehnt wurde ?). 


Zmweited Kapitel. 
Die Regierungen. 


Durch die V. dv. 26. Dec. 1808 wegen verbefferter Einrichtung ber Provin⸗ 
jlol-Behörden*) wurde den Regierungen in den Bropinzen die Bearbeitung der 
geſammten Landeshoheito⸗, Landedpolizel- und Finanzweſens übertragen, fo daß 
fie olfo auh die einfchlagende Leitung des Gewerbeweſend und der Induftrie zu 
beforgen hatten. In der. gleichzeitig erlaffenen Gefhäfts- Inftruftion für 
die Regierungen in fämmtl. Brovinzen?) wurden ber Geſchäͤftokreid und 
die Befugniffe der Regierungen in diefen Beziehungen näher beftimmt. | 

Daſſelbe gefhah in ber, Die ältere Inſtruktion größtentheild aufhebenden 
Infruftion zur Befhäftsführung der Regierungen In den Königl. 
Preuß. Staaten v. 23. Dft. 18176), nachdem durch dad ®. v. 30. April 
1815 wegen verbefferter Einrihtung ber Provinzial» Behdrbeh”) 
In der inneren Einrichtung der Megierungen, ſowie In Betreff ded Wirkungätreifed 
derſelben, weſentliche Abänderungen getroffen waren. 

Nach dieſer Inſtr. v. 23. Dit. 1817 ©. 3 ſoll vor die zweite Abthei⸗ 
lung jeder Regierung die geſammte Bewerbepolizet, nämlich: 

a) alle Gewerbe⸗, Fabriten-, Handeld-, Schifffahrtö-, Gewerld⸗und Innungds 
Sachen; Ertheilung von Konzeifionen, Didpenfationen und Legitimationen in bies 
fer Hinſicht; Freiheit ded Marktverkehrd; Winftalten zur Bildung geſchickter 
Gewerloleute und Künftler; ſowie die Auffiht über alle Korporationen, Geſell⸗ 
(haften und Anftalten, welche blod einen gewerblichen Zweck haben; Ä 

b) die Münz⸗ Maaß- und Gewichts Polizei, Brad und Schau⸗Anſtalten; 
Komtoird zur Ajuſtirung der Maaße und Gewichte; | | 

c) die Öffentliche Kommunikation, Lands und Waſſerſtraßen; Chauffee- 
Anlagen; Stroms, Deich» und Brüdenbauten, Fähren, Hafen-Bauten, Zootfen 
und Seeleuchten; - 
gehören. 





) 8. ©. 1817 ©. 230. , 
) 8.6. 1826 ©. 1. . 
) gl diefe Inftr. In Ihr. V. des Wertes (Organiſation ber Staats⸗Behoͤrden). 
) N. €. €.-Tom. XII, pag. 679 Rabe’ Samml. Bd. 9 ©. 467.- 

N, C. C. Tom. XII, pag. 703, Rabe's Samml. 8d.9 ©. 418. . 
®.©.1817 ©. 248. . 
8.6.1815 ©. 85. 
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Durch die 8. D. d. 31. Dec, 18257) (sub DIT. 1.) wurde hiernädkie| 
Bearbeitung der Befchäfte der Regierungen in mehrerem abgefonberten Erb | 
tionen gefattel. Der Abthellung ded Innern wurden indbeſondert ik 
geſam mten BewerbesAngelegenheiten, welde im $.3‘Nr. 2 litt au 
der Inftr. v. 23. Dit. 1817 benannt find, beigelegt. 


> Peitter Abſchnitt. 
Die Kreis- und Lokal: Behörden, 


I. Für die Kreife if der Kreid»Qandrath, ald Kreid-Wolizel-Behörk 
zuglelch die Gewerbe⸗Pollzei⸗Behoͤrde. 

Schon nad) der älteren Verfaſſung 2) und gegenwärtig nach Britt 
der V. v. 30. April 1815 wegen berbefferter Einrihtung der Provinzial-Bchh 
ben), befindet fidh In jedem Kreife ein Qandrgth, ald Organ der betr. Rue 
rung. Ihm legt auch die Sorge für Beodachtung der gewerbepoligeillän 
Rorfhriften in feinem Bertwaltungd-Kreife ob. 

1. Ebenſo legt den Lokal» Polizei» Behörden Innerhalb ihred Bir 
Tungöfreifed die Aufrechterhaltung der Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetzt ob. 

Ueber deren biöherige Organifation, ſowohl in den Stäbten, dl 
auf dem Lande, if die Darfledung in Thl. VI. ded Werkes (WolizerBre) 
Br. 2 ©. 487 ff, 557 ff. und Nadjträge ©. 175 ff. zu dergleichen. 

‚Hiervon. reihen ſich nunmehr Die modificirenden Bekimmungen du 06 
melnde,Ordnung und ded Geſetzes über die PolizeisWerwaltungb; 
11. Näry 1850. 

Die Bemeinde»-Drdn. d. 11, März 1850 feht nämlich In ben 4.9 
und 114 (unter Nr. 1) fe, daß der Bürgermeifter, beziehungteilt 
Gemeinde-Vorfteher, die Drtöpoligei, ſowelt fie niot befondert 
Behörden Übertragen ift, zu verwalten hat, Es ift hierbei and) auf die Borfät 
ten der 66. 126 und 135 a. a. D. hinzutveifen, wonach ed der Staatd-Reul 
rung zufeht, mehrere benachbarte Gemeinden, die eine genügende Pollzeh 
twaltung aud eigenen Kräften herguftellen nicht vermögen, zu Polizei» Bezirk 
zu vereinigen, und für dieſe befonbere Bezirtö-Beamte (Kreid-Mmtmänt 
zu beftelen, welchen aud) die Verwaltung der Ortöpoligel zu übertragen. Ju 
Sammt-@emeinden ($. 126 a. a. D.) Tann die Staatd-Reglerung die BP 
ſteher der Sammt-Gemeinden mit der öͤrtlichen Polizel-Verwaltung 
tragen. 

In Berdfiätigung biefer Vorfäriften beftimmt ferner der $. 1 bed &N 
11.Märy 1850 über die Vollgel- Verwaltung, doß bie Örtlic;e Polizel-Wermalil 
von den nady den Borfchriften der Gemeinde-Ordn. dazu beftimmten Beam 
(Vürgermeiftern, Kreid-Amtmännern, Drid⸗Schulzen) im Namen ded König) 
führen, jedoch vorbehaltlich der im $.2 deB erwähnten Befeed bornefehenen, A 




















2) 8.8. 1826 ©. 5. ! 
” derg hierüber Th. WI. des Wertes (Pollzel-Weſen), Bd. 2 ©. 486. ! 
2) 8.8. 1818 5 N 

*) Bergt. bas Nähere hierfiber in: v. Mönne, bie Gemeinde-Krels— — Fr 
Kr Dun Fa da8 ð. über die Bol. Verw. d. 11. März 1850. 
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f iierter Abſchnitt. 
Die berathenden Organe für Gewerbe: und Handels⸗ 
Angelegenheiten. 
1. 


J Die Gewerbde⸗Räthe.“ 

Die V. d. 9. Febr. 1849, betr. bie Errichtung don Betverbe-Mäthen und 
ſchledenen Mbänderungen der allgem. Bewerbe»Drdn. (8. ©. 1849 ©. 98) 
: in Ihrem erften Abſchultte ein ganz neues Inflitut, nämlid) daB der 
twerbesMäthe, Ind Leben gerufen, 

&8 beRlmmen über deren Ertihtung, Zwec und Einrihtung bie 
+18. 22 a. a. D. in folgender Art: l 

8. 1. Bür jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eined erheblichen gewerbilchen Terlehrs 
1 Bedhhfriß zu einem @emerberathe obwaltet, fell ein folder auf den Antrag von Ge⸗ 
tbehreibenden, nad) Anhörung der gemeibilhen und faufmännifden Korporationen und 
r Grmeindevertreter, mit @enehmigung des Min. für Handel, Gewerde und öffentliche 
‚beiten errichtet werden. x 

9. 2. Der Beivrrberath hat die allgemeinen Intereffen bed Handwerls· und dabrit · 
riebeß in feinem Werirte wahrzunehmen und die zur Yörberung befielben geeigueteg " 
arihtungen zu berathen und anzuregen. 

Der Gewerberath ift auch außer den Käfen, In denen feine Vernehmung befonderg 
tgeithrieben ift (88. 26, 27. 29, 30, 34, 67, 70) mit feinen Anfıhten und Vorfchlägen 
allen Angelegenheiten zu hören, bei denen e8 ſich um Anoronungen handelt, telche ig 
t Verhältuiffe ded Handwerts ⸗ und Kabritbeirices eingreifen. Dies gin Insbefondere 
ber Errichtung neuer und bon ber Yuflöfung oder —A befehender Innungtu 
wo · elenderhin dungen. fowie von den auf Grund ber 88. 168, 169 der @eiverbe-Drdn, 
Pic 45, 56, 87, 88 ber gegenwärtigen ®. burd) Oxtöfaluten. feflzufegenden 

gen. 

Der Gerverberath hat ferner bie Befolgung der VGorſchriſten über das Innungämwes- 
9, über die Meifter» und Gefellenprüfungen, über bie Aunahme und Behandlung der 
delen, Oehfifen, erhrtinge und Fabrifarbeiter, über die fegefelite Abgrengunn ber 
tbeitöbefugniffe und über | fige gemerbtiche Verhältniffe zu überwachen. Derfelbe ift 
fügt, feine Wahrnehmungen über die erwähnten —— zur Kenntniß der Ber 
au — und er iſt verpflichtet, auf deren Verlangen Ausfunft zu erthellen und 

‚du erſtatten. 

el den in den 88. 28, 38, 36, 47, 49 bezeichneten Morgen Reht dem Ber 
eiberaipe bie Entfeheibung, mit Aubfchlug he& Mechtömeges, jedoch mit Vorbehalt ber 
*fönerde bel der Senierung zu. " ‚ 

8.3. Die Mitglieder ded Beiverberathes find gu gleichen Theilen aus dem Handwer- 
tilende, aus dem Fabrifenftande und aus dem Hanbelöftande feine Bezlets zu wählen, 
— den erwähnten drei Klaffen der Mitglieder zerfällt der Tewerberath in drei 

en. 

Eoweit jedoch die gewerblichen BWerhätiniffe bed Orts oder Vezirfed cine andere Zu - 
sung und Eintheilung des Gewerberaihes vothwendig machen, bleiben bie cute 
febenden Anordnungen dem Min. für H., ©. u. öffentl. @. borbehatten. (€. 1.) 
ki an oh er Mitglieder jeder Abthellung foll eine ungerabe fein unb auf mins 

gefeht merben. 
5. der Handwerts· und In ber Babrifabiheilung des Gewerberathed follen 
IE (Handierfsmeifter, Kabrifinhaber) und die Arbeitnehmer (Befellen, Behüte 





Bertfüprer, Yabritorbeiter) gleiche Wertretung, jedoch mit der Maofgabe erhalten, 
da8 zur Erlangung der ungeraden Mitgliederzahl In jeber Abtheltung erforderliche 
NIed auß den Arbeitgebern gu mählen IR. 
8.6. Yür jedes Witplied wird aus der Kaffe, welcher haflelbe angehärt, ein Steliver- 
gemähit, ipeicher, wenn das Mitglied vor dem —8 fe feiner get ausfceidet 
aeitoeife an det Ausübung ded Amtes verhindert wird, Nür bie noch übrige Dauer der 
heit oder für bie Dauer der Verhinderung eintritt, ein Steübertreter an der 
bung deB_Amteß berhindert, fo wird einer der übrigen Stellvertreter, zunähft aus 
em Rlaffe, dom Worfigenden der Mbtheilung (8. 19)’ einberufen. 
8.7. Berechtigt zur Thellnahme an der wa der Mitgtieber und Stellbertreter find 
dum Handiverts- und Babrifftande gehörende Arbeitgcder und Urbeitnehmer und alle 
ge Hanbeitreibende, weiche bad bier» und ztoanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt 
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haben und ſeit mindeſtens ſechs Monaten im Bezirke des Gewerberathes wohnen ober in 
Arbeit ſtehen, mit Ausnahme derjenigen: 
1) weiche ſich nicht im Vollgenufle der bürgerlichen Nechte befinden, 
2) melde in Konkurs fich befinden, oder ſich für zahlungsunfähig erklärt haben, 
3) welche durdy einen Beſchluß der faufmännifhen Korporation oder der Handılk 
fammer von deren Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen find. 
. 4) welihe die faufmännifhen Rechte dürch ein rechtöfräftiged Erkenntniß verlom 


haben, 
6) welche egen Ablohnung der Fabrifarbeiter durch Waaren (88. 50-52) beit 
worden find. | | 
8.8. Waͤhlbar find alle Wahlberechtigte, welche das dreißigfte Lebensjahr zuride 
legt haben und ihr Gewerbe feit fünf Jahren betreiben. - 

Perſonen, welche im zmeiten Grade mit einander verwandt oder verſchwaͤgert, IX 
welche Geſellſchafter deſſelben Handeld-, Fabrik⸗ oder Handiverlögefchäftes And, füm 
nicht zu. gleicher Zeit Mitglieder des Bemerberathes fein. 

8.9. Die Mitgiieder jeder Abtheilung des Gewerberathes werben auf bier Jahre m 
derjenigen Kaffe gervählt, welcher fie angehören. | 
" Für die Hanbierts- und für bie Fabrikabtheilung erfolgt die Wahl der Mitgliedern 
befonderen Wahlverfammiungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. 

‚ „ ®lauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klaſſe nicht die ausreichende Jul 

. befähigter Mitglieder, welche die gefeglichen Bedingungen ber Wählbarfelt erfülen, 1 
finden, fo find fle befugt, ihre Vertreter aus den Arbeitgebern zu wählen. 

8.10. Zur Leitung ber Wahlen ernennt die Megierung einen Kommiffarius, or. 
wenn die Bildung mehrerer Wahlbezirke erforderlich ift, mehrere Kommiffarien. 

Jeder Rommiffarius beruft durch eine, vierzehn Tage vor dem anberaumten Ball 
termine zu triaffende Getanntmadhung bie Wahiberechtigten zur Wahlverfammiung 

8. 11. In jeder Gemeinde des Wahibezirtd hat Die Kommunalbehoörde ein Verik 
nig der am Orte mohnenden Wahlberechtigten aufzuftellen und mit Berüdfichtigung Id 
Ad» und Zugänge fortzuführen. Daffelbe ift, wenn eine Wahl abgehalten werden Id. 
fofort nad) erfolgter Befanntmahung des Wahltermins acht Tage lang zur Einſicht M 
Betverbetreibenden auszulegen. Während biefer Frift können bie im Verzeichniſſe ur 
gangenen Wahiberechtigten auf nachträgliche Einfhreibung ihrer Namen antragen. Uthe 
die Zulaͤſſigkeit eines folhen Antragd entfcheidet die Kommunalbehörde mit Worbehalt iM 
Rekurfes an bie Regierung. Durd) bie Einiegung bed Mefurfed wird die Feſtſtellung M 
Verzeichniffes, welches nad) Ablauf der erwähnten achttägigen Frift zu ſchließen und I@ 
Kommiffarius zuzuſtellen ift, nicht aufgehalten. 

8. 12. Nur bie in den —— * der Kommunalbehoͤrden eingeſchriebenen Bah 
berechtigten werden bei den Wahiverſammlungen zugelaſſen. Abweſende koͤnnen I 
ihrem Stimmrechte keinen Gebrauch machen. 

Nach Eröffnung der Wahlverſammlung ernennt der Kommiſſarius zwei Stimme 
fammier und einen Schriftführer. Die Wahl erfolgt durch Stimmenzettel nad) abo 
Stimmenmehrheit. Wird bei einer Abſtimmung iteine abfolute Stimmenmehrheit eronk 

ſo find diejenigen beiden Kandidaten, welche bie meiften Stimmen erhalten haben, IP 
engeren Wahl zu bringen. Im Fall der Stimmengleichheit entfcheidet das Loos. 

Das Wahlprotololl it von dem Kommiffarius, den Stimmenfammiern und % 
Schriftführer zu unterzeichnen und ber Regierung einzureichen, welche Die MBahlen, IE 

dabei porfchriftömäßig verfahren, und den Bedingungen der Wähibarfeit (8. 8) genüg 
betätigt. Fuͤr diejenigen Wahlen, welchen bie Beftätigung.verfagt wird, iſt eine 1® 
Wahlverſammlung anzuberaumen. ' a 
’ ern gegen die Anordnungen ber Regierung entſcheidet das Min. u 
„ ©. und öffent. A. 

8. 13. Die bei der Einfehung bed Gewerberathes ernannten Mitglieder und en 
berkreler merben, durch einen Kommiffarius der Regierung, durd) Handſchlag verpflid 
und eingeführt. 
> Kon den Mitgliedern fcheiden am Ende bed zweiten Jahres aus: , 

&) aus der Handwerks⸗ und aus ber Fabrif-Mbtheilung des Gewerberathed bie san 
ber aus der Klafie der Arbeitnehmer gewählten Mitglieder und eben fo biele M 
glieder aus der Klafie der Arbeitgeber ; | 

b) aus der Abtheilung der Handeltreibenben bie Meinere Hälfte ber Mitgiteber. 

Inter den zu berfelben Klaſſe gehörenden Mitgliedern werben biejenigen, welche 
zuerſt aubſcheiden, durch das 2008 beſtimmt. N 

Mit jedem audtretenden Mitgliede fcheidet zugleich deſſen Stellvertreter auß. et 

8. 14. Bor dem Ausichelden ber Im 8. 13 bezeichneten Mitglieder und Stellvertttk 
und fpäter alle zwei Jahre vor dem Ausfcheiden derjenigen, beren vierjährige 
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abläuft, find bie zur Wiederheſetzung ihrer Stellen erforderlichen Wahlen, bei welchen die 
Auofcjeidenden toieber gewählt werden fünnen, abzuhalten und zu prüfen, Nach erfolg« 
ker Beftätigung diefer Wahlen werben die Gewaͤhllen durch den Vorfigenden ded Gewerbe» 
tathes verflichtet und eingeführt. . 

8. 15. Die Wlitgtieder des Getverberatheövertvalten ihr Amt unentgeittich. 

„Ihre Sudpenflon vom Amte und die Entfernung aus demfelben erfolgt in denjenigen 
Güter, in wuchen foldhe bei Kommunalbeamten Statt findet, nach dem für bie Euepenjion 
And Antsentfehung der Pehteren borgefctriebenen Verfahren. 

Außerdem tritt die Suspenfion und Amtsentfegung ein, wenn ein Mitglied des Ber 
Iverberathe6 oder ein Stellvertreter aus einem der im 8. 7 erwähnten Gründe die Vefü- 
higung zur Thellnahme an der Wahl der Mitglieder verliert. Im den ebengedachten Fäl« 
im ift der Vorfigende des Geiverberathed befugt, dem Betheiligten die Ausübung ded 
Anted borläufig zu unterfagen, er muß aber hierüber fofort am die Regierung Bericht 
sfatten, weiche Die Suöpenflon zu beftätigen oder aufzuheben hat. R 

8. 16, Die Berathung der zum Gefchäftstreife ded Getverberathrd gehörenden Ange» 
Jegenheiten erfolgt, wenn folche die Interefen ber verichledenen Abtheitungen berühren, in , 
gemeinfhaftlihen Sitzungen aller oder der betheitigten Abtheilungen. 

In andern Fällen find die Gefcäfte der einzelnen Mbtheilungen in getrennten 
Cisungen zu erledigen. g 

817, Zur Güttigfeit der Beſchlüſſe des Getverberathes iſt bie Anweſenheit von 
twenigfens drei Mitgliedern erforderlich. Treten mehrere Abtheilungen zu gemeinidajttis 
hen Sigungen zufammen, fo ift die Untvefenheit von mindeftens drei Mitgliedern ſeder — 
Abtheltung-erfordertich. . 

Die Bejchlüffe werden nad) einfacher Stimmenmehrheit gefaßt Im Falle ber Stim- 
nengleihheit entjcheidet die Stimme ded Vorfigenden. 3 

8 18. Die Oronung der Sigungen und der Gefchäftsführung bei dem Gewerberathe 
nd bei deſſen Abtheitungen wird durch ein Regulativ beſtimmi, weiches von bem Gewerbe⸗ 
vathe zu entiverfen umd der Negierung zur Beftätigung vorzulegen iſt. J 
.. Die Mitglieder jeder Abtheitung wählen aus ihrer Mitte, nad) abſoluter 
Stimnenmehrheit, einen Vorfigenden und, für deffen Gefhäftsführung in Verhinderungs- 
üllen, einen- Stellvertreter auf zwei, Jahre. In gleicher Art wählen jämmttiche Weitglier 
er deb Gewerberathes aud ihrer Mitte den Worfigenden des Gemerberathes und einen 
Stiipertreter für defien Gefcäftsrührung in Werhinderungsfällen. Die Namen der 
Bewählten find der Megterung anzuzeigen. Bei der Erneuerung diefer Wahlen, welche 
von zwei zu zwei Jahren nad) der jedeömaligen Ergänzung de6 Gewerberathes erfolgt, 
Bis per Gewaͤhllen, fofern fie noch zu den Mitgliedern bed Geiverberathed gehören, 
Aitder wählbar. 

8 20 Der Gewerberath wählt nach abfoluter Stimmenmehrheit einen Echriftführer 
und einen Boten, welche vom Vorfigenden verpflichtet werden. Die ihnen zu gewährene 
den ßrfoidungen find bom Beiverberathe borzufchlagen und von ber Regierung feftzufegen. 

32, Die Belhaffung und Unterhaltung der für ben @erwerberath nöthigen 
Wrftätkräume Kegt den Gemeinden ob, für deren Vezirt ber Geiwerberath errichtet weirb; 
diefe haben auch die Koften ber erften Einrichtung zu beitreiten. Wo Etaatögebäude 
eulbehrliche und für. den Getverberath geeignete Räumtichfeiten darbieten, werden dieſe 
dem Beiverberathe übertviefen werden. Die Koften für die laufende Beichäftsführung, 
mit Einfchtuß der Beſoidungen ded Schritiührerd und des Voten, werben burd) Beiträge 
der Gewverbetreibenden deo Vezirfö gedet. Die erforberlihen Beiträge find don dem 
Severberathe, mit Genehmigung der Wegierung, nach den von dieſer feftgeitellten Ber 
dellungs= Brundfägen auszuf—hreiben. Ihre Ginziehung erfolgt möthigenfals durch 
frelution im Veriwaltungsivege. 

8.22 In denjenigen Orten, für weiche ein Gewerberath nicht beiteht, find bie beme 
elben jugeiviefenen Ampelegenpiten don der Kommunatbehörde zu erledigen. z 

(8. ©. 1849 ©. 93 ff) * 

Dazu: J 

1) &.R. ded Könlgl. Min. für H., ©. u. Öffentl, A. (v. d. Heydt) v. 
3. März 1849 an fämmtl. Königl. Reg. (sub Nr. 1.) 

Zur Erörterung der Anträge auf Errihtung von Gewerberäthen bedarf bie 
Rönigt. Meg. feiner befonderen Ermächtigung. Sie hat, ivenn, nach Anhörung der gewerbr 
Ähen Korporationen, der Kaufmannfchaften und der Bemeindevertreter, das Bedürfniß 
tur Errichtung eines chewerderathes anzuerlennen iſt, bie außerdem erforderlichen Verneh⸗ 
Nungen über die Abgrenzung des Bezirts (8. I a. a. ©.), über bie im Gewerberathe zu 
vertretenden Kiaſſen der Getverbetreibenden (8 . ©.) und über bie feitzujegende 
Baht der Mitglieder zu beranlaffen. 








— — rer m sr — — — - 
- L „ .m - 





46 Die Drganifation der Behörden der Gewerbe⸗Polizei. 


Wird für den Giſchäftoöbetrieb ded Gewerberath6 bie Lleberlaffung geeigneter Rum 
lichkeiten in Etaatögebäuden (8. 21), beantragt, und find foiche entbehrlich, fo darf ie 
Vebermeifung nur unter der Bedingung erfolgen, da biefelben jederzeit zurüdgeghr 
werden müflen, wenn fle für Etaatözwede In Bebraud) genommen werben follen Di 
Gewerbetreibenden, «wie bie Kommunal-Vorftände, find davon bei Einleitung ber. Cokt 
in Kenntniß zu fegen. (Min. Bl. 1849 ©. 137 Nr. 191.) 


2) C. R. deſſelb. Min. v. 28. Aug. 1850 an fämmtl. Königl. Neg. kl 
ſchließung der Deffentlichfeit von den Situngen der Gewerderäthe. 
Die in dem Ber. v 26. v M. vorgetragenen.Bebenten gegen bie Deffenttiäti m. 


Sitzungen ber @ewerberäthe find begrüntet. 


Bei den Berathungen ber Behörden und Kollegien, welchen ber Staat bie Ent | 
bung nreitiger Angelegenheiten oder die Wahrnehmung allgemeiner Intereffen übertp 
bat, ift die Deffentlichfeit nur inſoweit zuläffig, als fe, wie für die gerichtlichen Ver 
Iungen und für die Berathungen der Gemeinde, Kreis, Provinzial⸗ und Voifönm 
tungen, durch Die Verfaffungd» Urkunde oder‘ durch befondere Befege ausdrücklich bar 
ſchrieben iſt. Diele Voraueſetzung trifft für Die Sitzungen der Gewerberäthe nicht zu, 
bon der. Aufnahme einer entiprechenden Beftimmung in die. 2. d. 9. Febr. v. J. halt 
befondere die Rückſicht abgehalten, daß die öffentliche Werhondlung der, ben @erek 
räthen zugemieienen Angelegenheiten, bei welchen theild gerverbliche und perföntiche Berhül 
niſſe einzelner ®emerbetreibender, thells einander gegenüberftehende Forderungen ın 
Inlereſſen verfchiedener Ktaffen von Bewerbetreibenden zur Erörterung kommen, bie uk 
fangene Würdigung der obwaltenden Fragen erfhweren, manche Mitglieber von der fint 
Aeußerung ihrer Meinung abhalten, und unter Umftänden die Wereinbarung übe dor | 
fentäge zur Verhütung gegenfeitiger Beeinträchtigungen vereitein würde. Gegen ik | 
Einmwirfungen auf den Bang der Berathungen muß der Gewerberath gefichert merben. u 
demfelben, der wohlmeinenden Atficht des Geſetzes gemäß, die ungeltörte Erfüllung kim | 
Aufgaben möglih zu machen. Die Angeregenheiten, über welche der &ermerberafi 
perhandeln hat, find aber aud) zum Theil von ber Art, daß die unbefchräntte Zulaflı 
der Betheitigten zu den Sigungen zullebeiftänden führen könnte, gegen weiche im poll 
tichen Interefie eingelchriiten werden müßte. Demnach Ift der Beſtimmung des, für M 
dortigen Gewerberath entworfenen Geſchäfts⸗Regulativs, nad) welcher die Sigungns 
ber Regel öffenttich fein ſollen, Die Genehmigung zu verfagen. 

(Min. Bl. d.1:8. 1850 ©. 350 Nr. 441.) " 

3) C. R. deffeld. Min. v. 4. Dft. 1850 an fänmtl. Königi. Neg. Werhib 
niffe der einzelnen Abtheilungen ded Gewerberathed zu einander, befonderd bei MM 
Erlofie öffent. Belanntmadhungen. 

1c. Wenngleid) für die einzeinen Abtheitungen des Gewerberathes, aus ben Beſtimm⸗ 

gen ber 88. 16, 17 der V. v. 9. Febr. 1849 die Befugniß hergeleitet nerben fan, ae | 

abet der dem Gewerberath in feiner Geſammtheit uͤberwieſenen Befugniffe, über Anger 

genheiten, welche nur die Antereflen einer Abtheilung berühren, In getrennten Si 

zu berathen und Beſchluß zu faffen, fo erfcheint dod) die Ausdehnung diefer Befugaii ® 
hin, daß jede Abtheilung ihre Anfihten und Beſchlüſſe, ohne Mitwirkung ber uͤti 
Abthellungen, oͤffenilich, zur Rachachtung, bekannt macht, mit der Stellung und W 

feit des ganzen Gewerberathes nicht vereinbar. Denn darüber, ob eine Angel 
sur die Intereffen einer oder mehrerer Abtheilungen berührt, oder ob fie ber Kog 

des Plenums zu unterliegen hat, ſowie über die bei der Erledigung feftzuhalte 
Geſichtspuntte können leicht WMeinungöverfchiedenheiten entfiehen. Treten aber 
Meinungsverfchiedenheiten In Bekanntmachungen einzelner Abteilungen, weiche en hr 
miteinander oder mit Veröffentlichungen des ganzen Getverberathes in Widerſpruc 
hen, hervor, fo untergraben fle die Stellung und Lie Wirkfamfelt des ganzen Bene 
rathed. Demnad) tiegt es im eigenen Intereffe jedes Gewerberathes, daß er feiner bon F 
nen Abtheitungen geftattet, für ſich allein, durch oͤffentliche Bekanntmachungen &1# * 
8.2 a. a. D. bezeichnete gemeinſame Organ des Gewerbeſtandes aufzutreten, und wie 

fer, nad) der Abfldjt des Geſehes feine Vertretung nur in dem ganzen Gewerberathe MR 
“fo erfordert auch die äußere Stellung des Letteren, daß die von den einzelnen ach * 
gen gewünfchten Bekanntmachungen nur mit feiner Zuſtimmung und unter feinem 9 | 


ergehen. 

i Vemnach hätte der Gewerberath in N. für die Bekanntmachung feiner Enten 
über die gemerbiichen Befugniffe der Manrer und Ziegeibeder, bie Wermitteiung des KB | 
Mratd in Anfprudy nehmen, oder, wenn er biefen Weg nicht einfchlagen wolle, De 
Eriaffe feiner Befanntiwachung, über die Haltbarfelt der darin aufgefteiten GrmdiüB 


dem Magiftrate ober bei der Koͤnigl. Reg. anfragen ſollen und er wirde fo dem die 





Brgenwärtige Drganifaticn. 47 


‚gebeugt haben, daß bie von ihm erlaffene Bekanntmachung jet zurüdgenominen oder 

‚gehoben werden ınuß. . — 
Da die Mitglieder ver Gewerberaͤthe, ungeachtet ber bei ihnen vorausgeſetzten Befä⸗ 

ung und Einficht, eine bollftändige Ueberſicht der zu berüdfichtigenden Beftimmungen, 


ch erft durch fortgeſetzte Bethelligung bei den Beichäften erlangen können, fo hat die . 


nigl. Steg. allen @ererberäthen Ihres Bezirts, neben der Fefthaltung des borftehend 
rtertien Grundſatzes, in Betreff der Wiitwirfung bes ganzen Gewerberathes bei dem 
laffe von Bekanntriachungen, zugleich die jedeomalige vorgängige Verftänpigung mit 
n Magiftrate, ev. mit der König. Weg ſowohl über den materiellen Inhalt, als über 
Faſſung der beabfichtigten Veröffentlichung zu empfehlen. Die Bewerberäthe werden 
rin, bei unbefangener Würdigung ber obwaltenden Verhättniffe, das geeignetfte Mittel 
ennen, um Mißgriffe zu verhäten. (Min. Bl. d. i. V. 1850 ©. 349 Wr. 440.) 


4) C. NR. deſſelben Min. v. 22.DE.1850 an ſämmtl. Königl. Reg., Zuſam⸗ 


enſetzung des Getverberathd, nad den verfihiedenen Ahth, für den Handwerkb⸗, 


adrit⸗ und Handeloſtand. oo 

Bel Rüdgabe der mit dem Ber. v. 18. d. M. eingereichten Verhandlungen, geneh⸗ 
ige ich hierdurch, daß In N. für den dortigen Gemeindebezirk, ein Beiverberath nad) ben 
eitimmungen der ©. vı U Febr. v. I. errichtet werde. 

Der Antrag der bortigen Innungen, daß für Die. Handwerks⸗Abth. bed Gewerberathes 
ne größere Zahl don Wiltglledern feftgefegt werde, als für die Abth. des Fabritſtandes 
id ded Handelöftandes, entbehrt der Begründung, und zur Unterftügung dieſes Antrages 
wauch die Hinwelfung auf bie Gewerbetabelle, weiche in N. eine größere Zahl von Hand- 


erkern old don Fabrikanten nachweiſt, nicht geeignet. Denn bie im 8 3 der V. v.40. Febr. 


. 3. vorgeihricbene Hegel, nach meicher die Wlitglieder des Gewerberathes zu gleichen 
‚hellen aus den drei verſchiedenen Kiaffen des Gewerbeſtandes gewählt werden follen, ift 
in Geſetze niht von dem Vorhandenſein einer gleichen Jahl von Wahiberechtigten in jeder 
tuffe abhängig gemacht, vielmehr darf von jener Neger nur inſoweit abgewichen mwerpen, 
16 die gewerblichen Werhältniffe des Orts oder Bezirto eine andere Zufaınmenfeßung dee 
ewerbeiath8 nothwendig madıen, wo dagegen die Verhättniffe die Bildung jeder der drei 
'btheilungen aud einer gieichen Zahl von Wlitglicdern geftatten, iſt auf eine ungleiche Ver⸗ 
tlung der verſchledenen Klaffen im Berrerberathe umfomweniger einzugehen, als in meh⸗ 
ven Füllen, in weichen ausnahmöreife, nach den übereinflimmenden Anträgen der Bethel- 
glen und der Behörden eine andere Zuſammenſetzung des Gewerberathes genehmigt 
»urde, das einer Mbth. eingeräumte Uebeigewicht bei den gemeinfanen Abftimmungen, 
u begründeten Befchmwerden Veranlaſſung gegeben, und unter ben veiſchledenen Abth. des 
ewerberathes Jerwürfniſſe hervorgerufen hat, welche vermeidlich find und vermieden 


erden müffen, weun die Wirkjamfeit des Gemwerberathed ven Abſichten des Befched ent- 


drehen joll. 

Ju dem vorliegenden Falle find die, über bie Errichtung des Gewerberathed bers 
tommenen Korporationen und Bewerbetreibenden barüber einig, daß für die Fabrik⸗Abth. 
m für die Handelo⸗Abth. je 5 Mitglieder genügen. Daß die gewerblichen Verhältnifie 
er Etadt N, eine ftärfere Vertretung ded Handwerkerſtandes ald bed Fabrikftandes und 
8 Handelöftandes im Gewerberathe nothiwendig madyen, iſt ton den bvernommenen 
abril-Inhabern beftritten, und von den Innungen nicht Largethan. Der hierauf gerichtete 


Intrag der Letzteren erfcheint daher zur Berüdjihtigung nicht geeignet, und da auch fein 


Irund vorliegt, bei der Zuſammenſetzung des Gewerberathes über bie, dem Beduͤrfniſſe 
Mügende Zahl von fünf Mitgliedern für jede Abth., hinauszugehen, fo veranlaſſe ic) die 
Onlgl. Meg., diefe Zahl bei der Anordnung ber Wahlen für die Bildung ded Bewerbe- 
bes feftzupalten, und etwalge Einwendungen ber Handwerker gegen dieſe Anordnungen 
M borftehenden Entfcyeidung gemäß, zurüdzumelfen. | 
Min. Bi. d. Inn. Verw. 1850 ©. 346. Nr. 438.) Ä 
, IR. deſſelben Min. v. 7. Nov. 1850 am den Gewerberath zu N. und 
Märifttich an ſämmil. Koͤnigl. Reg. Befchäftsbetrieb der Bewerberäthe und deren 
Helne Adtheliungen. | 
' une Handiverf&-Nbth. des Gewerberathed hat ſich in Ihrer Vorftellung v. 17. Aug. e. 
ber beichtvert, daß die dortige Königl. Reg. mitteft der Verf. d. 10. Zunt u. 6. Mug. c» 
rundſah ausgeſprochen habe und zur Anwendung bringe, daß bei der Wirkjamteit 
eiwerberathes nach: augen, bei Berichten an die Königl. Reg. und bei Mittheilungen an 
h F Vehorden die einzeinen Abih. deffeiden ſich nicht als für ſich beftehende Behörden 


aun hälten, viefmehr folhe Ber. und Mittheilungen, dem Sinne des 8 2. der V. 


‚db . 1849 gemäß, von dem Gewerberathe im Banzen audgehen müßten und daher 
Mr Unterfärift: der Betverberath« und mit der Unterzeichnung des Vorſitzenden des 
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ſcheidungen, welche der Gewerberath abzugeben berufen ift, greifen tief In bie geſamen 


wieſene Standpunti, ſowohl den Behärden, als den Gewerbetreibenden und dem Publ? 


Ihre Berathung und Beſchlußfaſſung zu einem Wirffammerden des @emerberathe je 


an alten Stelien der vorgedachten V, wo e& fid) um die Wirfjamteit des Bererbrruil 


"Wirkung Beranlaffung giebt, und dedhalb au einer gemeinfihaftlihen Berathung und ER 


faſſung einer abgefonderten einzeinen Abth. ſolche zunächſt In Ausficht genommen 


\ 
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ganzen Gewerberathes zu veriehen feien. Der Gewerberath ſelbſt hat in Seiner Vorfeim 
d. 20. Eept. e. Sid) dirfer Beſchwerde angefchloffen und auszuführen gefucht, daß, wen: 
die Beltimmung ded 8 2 der B. v. U. Febr. vd. 3. den Gewerberath auch nur ald Bann 


betrachtet, zur Ueberwachung der Intereffen ded Handwerf- und Yabrifbetriebeb Ic 


Bezirko erimächtige, hiermit doc nur der Umfang der Pflichten und Befugniſſe befckn 
aufgeftellt worden, für die äußere Form aber, in welcher innerhalb der folchergefalt gr 
genen Grenzen ver Gewerberath jene auszuführen habe, bie Beflimmungen 88 I6 li 
. en feien, durch welche eine abgefonderte Thätigfeit der einzelnen air, 
elaſſen werde. 
— Ueber den Speclalfall, welcher zu der Beſchwerde der Handwerko⸗Abth. Veranlaſ 
gegeben, die erfolgte Antage einer Dampfmahlmühle durch den Kaufmann N. dafeibi. m 
die Frage betr., inwiefern derfelbe hierzu die handwertsmäßige Befähigung als Mi 
nachzuweiſen habe, ift zunächft der Ber. der Königl. Meg. eingeforbert. 
Derfeibe darf ala erledigt erachtet werden. 
Was demnächſt aber die von der Königt. Meg. angenommenen Brundiäge ii 
Befugniſſe der einzelnen Gewerberaths⸗Abth. nach außen hin wirkſam zu werden, anch 
fo eroͤffne ich dem Gewerberathe hiermit, daß ich der Koͤnigl. Reg. hierin lediglich beitm 
muß. Wenndie V. v. 9. Febr v. J. im 8 16 die Berathung der zum @efcäftoberm 
des Berverberathes gehörigen Angelegenheiten, ſoweit ſolche die Intereffen der veiſchicden 
Abth. berühren, den gemeinfcaftiichen Eigungen aller nder der betheiligten Abth zum 
in anderen Füllen aber von der Eriedigung in getrennten Sitzungen der kinzelnen AM 
redet, fo folgt aus der Zufammenftellung beider Abſätze dieſes 8 noch feineämeged, dj 3 
dem legtern Falle den einzeinen Abth. In Bezug auf die Ausführung der aus ihren ii 
thungen hervorgegangenen Beichtüffe eine größere Wirkſamkeit habe beigelegt merden ſole 
ald in dem Kalte des gemelnichaftiichen Intereffed mehrerer Abth. diefen zuſammen M: 
die Mortfaflung im erften Abiake übertragen morden, wonach fie den Gegennand dut 














vorzubereiten haben. Der 82 der V. v. 9. Febr. 1849 weiſt piehnehr die dem Bemerit 
rathe auftehenden Befugniffe nur dem ganzen Gewerberathe, nilcht einzelnen Abt. zu, m 


handelt, ift immer nur der Gewerberath als ein Ganzes genannt, nicht aber IN dein 
Wirkſamwerden als von einzelnen Abth. ausgehend gedacht. Die Butachten und & 


gewerblichen nnd fozialen Verhättniffe ein. . Darüber, ob eine Angetegenheit nur 
Intereſſen einer Abtheilung berührt, oder deren Entfheidung zu einer weltergreila 


digung mehrerer Abth. fich eignet, fönnen leiht Meinungsverfchievenheiten entftehen, 
dfe Entiheidung des Bewerberathes alt ſolchen wird oft eine andeıe fein, ale bie Brit! 





Dad Geſetz hat weientiih um dedhalb die Jufammenfegung ded Gewerberatheb aus M 
gliedern drd Handwerks-, ded Kabrkfen= und des Handeldftandes und beziehungsrek 
gleichmäßige Vertretung diefer drei Sttaffen in dem Bewerberathe angeordnet, um di 
einer umfiditigen Würdigung der verfchiedenartigen Intereffen, weiche In der ent 
der anderen Nidytung der gewerblichen Thätigfeit fid) geitend machen, und des Ci 
der darüber zu treffenden Entſcheidung auf die gefammte bürgerliche Geſellſchaft zu b 
Demnach muß aber auch durch die Organifation des Geſchäftobetriebes der G i 
rüthe dafür Vorſorge getroffen werben, daß, menn auch ein Gegenſtand vorläufig M 
das Intereffe einer oder mehrerer Abth. betreffend, erachtet worden, doch bie Brüfund® 
auögefchloffen ift, ob die Darüber Seiten der einzelnen Abth. in abgefonderter Ber 
getroffenen Befchtüffe in der That nur. einfettige Intereffen angehen, oder, für meh 
von Einfluß find. Dies iſt nur dadurd zu erreichen, und der, dem Gewerberalhe 


gegenüber, fenn nur dann dor Lebergriffen getvahrt werden, wenn in Abſicht der yorm, 9 
weicher die Beſchluͤſſe der Gewerberaths⸗Abih demnächſt zu einer Geltung. nad) außen 
gelangen follen, der. von der dortigen Koͤnigl. Reg aufgeſtellte Grundſatz feſtgehalen 
daß dies nur von Seiten des Gewerberathoͤ als ſolchen und in feiner Geſguniniheit gel # 
dürfe. Nur, wenn dies beobachtet wird, iſt e8 dem Gewerberathe und beffen Borfikend 
möglich, Beſchlußfaſſungen der Einzel-Abth., bevor fle in das Leben Ireten, einer nochmal 
Prüfung und eventuell andermeitigen Erledigung von dem Standpuntte ded geſam 
Gewerberathe6 aus, zu unteriverfen, und wenn der Gewerberath als folcher mit der h 
in Widerfpruch tritt, welche die Sadye vorweg berathen hatte, die Augefegenhelt in a 
meſſener Weife zum Audtrage zu bringen. Dem ®efeße, meldyes nur dem Gehe 
felbft die im 8. 2 der V. v. 9 Febr. 1849 auögefprodyenen Befugniffe beilegt, IR AN. 
nach vollkommen entfprechend, wenn darauf gehalten wird, baß alle Gntfcheldungen, Bey 
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tungen und Anträge ber Gewerberäthe, auch wenn fle von einzelnen Abth. ausgehen und 
berathen werden, doch Immer nur nad) einer vorgängigen Kenntnißnahme von Seiten 
3 Geſammtgewerberatheb, und nur ald Entfcheidungen, Begutachtungen und Anträge des 
tern, unter deffen Namen und unter derjenigen Lnterfchrift auögehen, welche nad) der 
orſchrift des genehmigten Geſchäſtö⸗-Regul. für die Auöfertigungen der Beſchlüſſe ıc. des 
ewerberathes vorgefehen wird. Eine nachtheilige Befchränfung der Wirkfamteit der 
ih. kann hierin In feiner Weiſe gefunden werben. Ueberdies entipricht es dem eigenen 
hlverftandenen Intereffe der Gewerbetreibenden überhaupt und jedes Gewerberaths, 
ß feiner Abth. geftattet werde, ohne Vorwiſſen des Plenums mit Anträgen, Gutachten 
er Entiheldungen herborzutreten, toelche mit den Anjichten der andern Abth. oder des 
nzen Beiverberathes In Widerſpruch ftehen könnten, und es möden die Mitglieder der 
ſchiedenen Abth. wohl erwägen, wohin es führen, und in welcher Weije bie Gemerbe- 
he durch die, vom einjeitigen Standpunfte des Sonder-Üntereffed geleiteten Beſchlüſſe 
 einzeinen Abth. ihre Wirkfamkeit beeinträchtigen und gefährden müßten, wenn jede 
th. für id) und nnbefinnmert um die abweldyenden Anſichten ber anderen Abth. nad 
pen hin thätig fein wollte. Endlich beichleunigt auch das den angegebenen Grundſätzen 
tſprechende Verfahren die Erledigung der betreffenden Angelegenheiten, indem e8 deren 
iſt erforderitien, und den Behörden nad) den Beſtimmungen des 8. 2 a. a. D. unzwei⸗ 
haft fehenden Verweiſung zur gemeinſamen Erörterung durch das Plenum entbehr⸗ 
) madıt. j 

Es muß biernach bei ben Verfügungen der König. Meg. dad Bewenden behalten, 
d hat der Gewerberath für die Folge demgemäß zu verfahren, aud) feinem Geſchäfts⸗ 
Au die nöthigen Ergänz. hiernach zuzufügen und der Rönigl. Meg. zur Beftätigung 
rzulegen. | 

Berlin, den 7. Nov. 1850. 

Der Min, für Handel, Gewerbe und dffentt. Arbeiten. v. d. Heydt. 
An den Bewerberath zu N. 

Abſchriſt vorftehenden Beſcheides erhätt die Königl. Neg. zur Nachricht. um bei Prü-⸗ 
ng und Beftätigung der Gefchäfte-Negul. der Gewerberäthe ded dortigen Bezirks die von 
tteg.zuN ausgefprochenen und vorftehend beftätigten Grundſätze gleichfalls zu beachten. 

Berlin, den 7. Nov. 1850. | 

Der Min. für Handel, Gewerbe und öffent. Arbeiten. b. d. Heydt. 
An fümmtt. Königl: Regierungen. (Min. Bi. d, inn. Vermw. 1850 5.347 Nr,439.) 


6) C. R. deſſelben Win. v. 30. Dec. 1850 an fämmtl. Königl. Reg. Aus: 
Jung der- in einzelnen Gemeindebezirken nicht zu Stande zu bringenden Errichtung 
18 Gewerberethd. | | 

Nad) den, mit dem Ber. v. 25. v. M. eingereichten Verhandlungen- treffen in N. bie 
vrausfeßungen nicht zu, unter weichen die Errichtung eines Gewerberathes für ben dor- 
en Gemeindebezirk und für die Bemeinde N. genchmigt if. Die V. v. 9. Febr. v. J. 
it dem Bewerberath eine Wirkſamkeit zu, welche in bie gefanımten gewerblichen und 
jalen Berhättuiffe eingreift, und von welcher fich ein günftiger Erfolg nur bei gleich- 
üpige: Vertretung aller betheiligten Klaſſen des Gewerbeſtandes im Gewerberathe erwar⸗ 
n laßt. Um diefen zur umfichtigen Würdigung der verichiedenen Intereflen zu befähigen, 
elche in ber einen oder in der anderen Richtung der gewerblichen Thätigfeit fich geltend 
achen, follen die Mitglieder des Gewerberathes, nach dem 8. 3 Wlinea 1 a. a. D. zu 
tichen Theilen aus dem Handmerföftande, aud dem Yabrifftande und aus dem Handeld- 
Inde gewählt werden. Demzufolge fann der Gewerberath, ald dad, im 8.2 a.a.D. 
zeichnete gemeinfame Organ des Gewerbeſtandes nur da ind Xeben tıeten, wo alle betheis 
He Klaſſen der Bewerbetreibenden das Bepürfniß fühlen, durch Vertreter aus ihrer Mitte 
t gerverbfichen Intereffen wahrzunehmen, und bei der Negelung der gewerblichen Ver⸗ 
itniſſe mitzuwirfen. Wenn daher, wie es in N. gefchehen, im Widerfpruch mit den früher 
N den gewerblichen Korporationen der Kaufinannfchaft, ber Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
ug und dem Wagiftrat zu N. anögegangenen übereinftinmenden Anträgen auf Errid- 
ng eined Gewerberathes bei der demnächſt ausgefchriebenen Wahl, felbft bei den ange— 
dnneten wiederholten Wahlterminen, ih nunmehr die Mitglieder des Handeläftandes, fo 
le die Fabrikinhaber und Kabrifarbeiter ſämmtlich, und außerdem faft alle Arbeitnehmer: 
8 Handmwerferftandes, bon einer Betheltligung audgefchloffen haben, und die Erzielung . 
ned befriebigenden Ergebniffes nady Ihrem Ber. nicht zu erwarten fteht, fo muß hieraus 
ſotgert werden, daß der Gewerbeſtand in ſeiner überwiegenden Mehrheit nunmehr ſelbſt 
t Errichtung des Bewerberath8 nicht wünſcht, und fo menig unter diefen Umftänden Ber: 
Nlaflung vorliegt, ven Betheltigten die für entbehrlich erachtete Inftitution aufzubringen, . 
benſowenig kann den, nur von einem Theile der Handiverfömeifter gewählten Vertretern 
— ryamten eingeraͤumt werden, welche nach den Veſtimmungen bed Geſetzes 
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elnem bon ben berfhledenen Klaſſen der Wähler bes Handivertö-, bes Babrifen: und m 


Handeloſtandes gewaͤhuen Gewerberathe beizulegen in. J 

Hlernach ermächiige Id) die Rönigt. Keg, die weiteren Verhandlungen zur Elnfehuy 
be8 Gewerberathes in N. auf ſich beruhen zu laffen, 

(Min. Dt. d. inn. Verw. 1851 ©. 17 Str. 19.) 

‚I ER. des K.Miin. für H., G. u. öffentl. 9. (d. d. Heydt) d. 7 .Iar.ISl 
an ſämmtl. K. Weg., betr. die Nichterftattung von Meifefoften, welche audwirl 
wohnenden Mitgliedern dd Gewerberatho durch ihre Thellnahme an den Eikw 
‚gen des Ichtern erwachſen. 

Der Anſpruch der in P. wohnenden Mitglleder des Gewerberathes zu A. auf&ric 
tung ber Räifefoften, welche durch ihre Thelinahme an den Sitzungen des @eiverhrutt 
entitehen, ift, wie ich der X. Hteg. auf ben Ber. b. 27. Nob. v. J. ertviedere, ald bpb 
det. nicht anzuerfennen. Im 8. 15 der ®. b. 9. Febr. 1849 ift.der Grundſatz. 7 
Mitglieder des Gewerberathes ihr Amt unentgeldiich verwalten, unbedingt und ohne® 
behalt der Ausnahme auögefprohen, welche nad) dem entſprechenden $; 13 der 6* 
die Errichtung von Gewerdegerichten, zu Guuſten der, auß der Kiaſſe der. Arbeitncs 
geroähiten Wätglieder ber @eiverbegerichte genehmigt werben fann._ Die Kat. hir! 
der Bergleihungber erwähnten @efeßeöftelien bereitömit Grund ben Schluß gezogen, DW 
dem Grlaffe der ®. über die Errihtung von Beiverberäthen nicht beabfichtigt note 
für deren Mitglieder eine Ausnahme von dem im 8. 15 aufgeftellten Grundſahe zum> 
fen. Der getahte Grundfog ded 8. 15 ſchuleht aber nicht allein Die Getwährung is 
Entfhävigung für die Verfäumniffe der Mitglieder bed @erverberathes, fondern aut 
Erftattung der Reifefoften aus, melde für bie, nicht am Siye des Gewerberathes wohn 
den Witglieber durch die Betheiligung bei den Sigungen entfiehen. Denn biefer dr 
wand ift lediglich durch perföntiche Verhättniffe derjenigen, welche das, außerhalb ii 
Wohnorted auszuübende Mint übernommen haben, veranfaßt, und fann nach ber Ai 
deö Befeges, zu den Koſten der laufenden Gefhäftsführung des &eierberatttl 
(8.21 a. a. D.), melde durch Beiträge der Beiverbetreibennen ded Nez. aufzubriat 
find, nicht gerechnet worden. Ebenfotwenig find die in Rede Nehenden Meiietoften fit, 
baaren Auslagen glelch zu achten, welche ausnahmömeife durch die Erledigung einet, I 
dem Gemerberathe eriheilten fommiffarlihen Auftrages entftchen fünnen. Da his 
eine Belaftung ber Gewerdetreibenden des Bez. durch die Grftattung jener Heiitit 
nicht autäffig, andererfeit auch eine hierauf gerichtete Verpflichtung der betheiligten h 
meinden oder der Staatsfaffe and ber 8. b. 9 Febr. 1840 nicht hergufeiten if, fo 
den Rüdfihten, aus weichen die K. Meg. die Bewährung der verlangten Entichädl 
befürtvortet hat, feine Foige gegeben werden. Im Üebrigen läßt ſich borausfegen, M 
die zur Wahl ber Mitglieder bed Getverberathed berufenen Wähler unter den, Im 85 
des Beiverberatheß wohnenden Betverbetreibenben eine hinreichende Zahl befähigte 8 
treter finden fönnen, um die Wahl folder Mitglieder zu vermeiden, welche nicht 
oder nicht im Stande find, die Reifetoficn aus eigenen Mitteln zu beftreiten. 

(Min. 81. d. inn. Verw. 1851 ©. 16 Nr. 18). “ 


U. Die Handelds Kammern. J 
A: In der Rheinprodinz beftanden ſchon früher Handeldtammtg 
welche die Beſtimmung hatten, den Ctaatbehörben ihre Baprnehmungen # 
den Bang ded Handels, ded Manufakiutweſend uud der Schifffahrt, un 
Anfihten über die Mittel zu deren Beförderung, ſowle über die Hinberriffe, 
dem entgegenftehen, und deren Befeitigung, darzulegen; aud) fornte denfelben t 
Beauffihtigung und Verwaltung öffentlicher Handeld» und SchifffahrteEnlelt 
Übertragen werden. 
B. In ähntiher Welfe wurden demnächſt Im Jahre 1844 für einzelt 
Städte Handelölammern errichtet, nämlid für Erfurt, Hagen und Halle 
Bergl. die betr. Statuten v. 18. DM. 1844 (B.©. 1844 6.003774, Lu) 
C. Dies Inftitut if demnähft für den ganzen Umfang der Mont 
hie generalifirt worben. \ m 
Dad darüber erlaffene Geſetz iſt Die nachſtehende V. d. 11. Gebr. 18 
über die Efrichtung von ‚Handelöfammern. v 
Wir Sriehric, Wlihelm, 2c. ze. haben Uns beivogen gefunden, zur Beförberung Di 
ındelS und ber Geiverbe Über die Errichtung von Hanbelöfammern auf ben AAN 
infered Stanfsmin. für den ganzen Umfang ber Monarchie zu berorbnen, maß fol: 
' 
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Errihtung ber Handelöfammern. — 

8. 1. Für jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eined bedeutenden Handels⸗ ober gewerb⸗ 
m Verkehrs cin Bedürfniß zu einer Handeiskammer obwaltet, fol eine ſolche nad) Ein⸗ 
ung Unierer befonderen Genehmigung errichtet werben. 

5 1 Bei Ertheiflung biefer Genehmigung (8. 1) werden Wir zugleich das Erforder- 
e beflimmen: l . 

1) wegen ded Sites der Handelöfammer, wenn biefe für einen Über mehrere Orte fich 

erftredenden Bezirk errichtet wird; | 


2) megen ber Zahl der Mitglleder der Hanbeldfammer, fo wie ber Stellvertreter der⸗ 


felben; | 
3) wegen Einthellung des Bezirks der Handelskammer zum Behufe der Wahl ber 


Mitglieder und deren Stellvertreter in engere Bezirke, wo ſolche nad) den örtlichen 


Verhältniffen nörhig befunden wird; und 
4) wegen desjenigen Betrages der In der Steuerflaffe der Kaufleute mit kaufmänni⸗ 
ihen Nechten zu entrichtenden Gewerbeſteuer, durch weichen die Befugniß der 
Handel» und Berverbetreibenden zur Theilnahme an ber Wahl der Wlitglieder und 
Etellvertreter bedingt fein foll. | 
8.3. Befteht in dein Bezirke, für welchen eine Handelöfammer errichtet werben foll, 
taufmännifhe Korporation oder Innung, fo werden Wir, nad) Anhörung der Kor» 
alion oder Innung, Diejenigen befonderen Beftimniungen treffen, Durch weiche die befte- 
den forporativen Werhältniffe Die geeignete Berüdfichtigung finden. 


Beftimmung der Handbeldfammern. 

8. 4. Die Handelöfammern haben die Veſtimmung, auf Verlangen ber borgefeßten 
pinziale und Eentrasbehörvden Berichte und Gutachten über Hundeld« und Gewerbe⸗ 
gelegenheiten zu erftatten, auch nad) eigenem Ermeflen Ihre Wahrnehmungen über ven 
ng ded Handeis und der Gewerbe, fo wie über die für den Verkehr beftehenden Anftalten 
d Einrihtungen zur Kenntniß jener Behörden zu bringen und diefen Ihre Anfichten. 
rüber mitzuheilen, Durch welche Mittel Handel und Berverbe zu fördern find, welche 
nderniffe entgegenftehen und in welcher Weiſe biefeiben zu hefeltigen find. 

Den Handelstammnern kann zugleich die Beaufſtchtigung der-auf Handelund Gewerbe 
zug habenden öffentlichen Anftalten übertragen werben. 5 

8.5. Die Handeldfammern haben über bie anzuftellenden Mätter, fo tie über die zur 
waltung öffentlicher Anftalten für Handel und Gewerbe zu ernennenden Perfonen ihr 
tadıten abzugeben. 

Wahl der Mitgliederund Stellvertreter. 


8.6 Zum Mitgtiede einer Handelötammer oder zum Stellvertreter fann nur gewählt 


den, wer dreißig Jahre oder darüber att ift, ein Handeis⸗, Rhederel⸗ oder Fabrikgeſchaͤft 
wenigftend fünf Jahren für eigene Rechnung allein oder als Geſellſchafter perföntich 
eibt, in dem Bezirke der Handelöfammer feinen ordentlichen Wohnſttz, ſowie den Haupt- 
ſeines Gewerbes hat und unbefcholtenen Nufes Ift. ' 

Die Bel Erneuerung der Handeiskammer austretenden Mitglieder oder Stefvertreter 
9) fönnen wieder’ erwählt erben. | . 

8.7. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stelivertreter find fümmttiche 
Mdel- und Gewerbetrelbenden des Bezirks der Handeldfammer berechtigt, welche den, 
h Vorfchrift des 8 2, Nr. 4 beftimmten Betrag der in die Steuerktaffe der Kaufleute 
kaufmännischen Mechten zu entrichtenden Gewerbeſteuer zah 


len. 
Wird dieſer Steuerbetrag von einer Handlungsgeſellſchäft gegahlt fo ift biefelbe nur 


deine ihrer Mitgtieder an der Wahl Theil zu nehmen, befugt. ' 

8.8. Die Meg. ernennt den Kommiffarius zur Mbhaltung der Wahl, oder, wenn ber 
art der Handelöfammer in engere Bezirke zerfällt ($. 2, Nr. 3), diejenigen, weiche in 
in die Wahien einleiten und dabei den Vorſitz führen .follen. - 

Die Kommiſſarien berufen durch Umlaufſchreiben die Wahlberechtigten zur Berfamms 
d. Ka Eröffnung derfeiben werden zwei Stiinmenfammier und ein Protofollfühs 


erwaͤh 
Abweſende ſind nicht berechtigt, Andere zur Stimmgebung zu bevollmächtigen oder 

Immgettel einzufenden. Jeder Ct mimberechtigte hat die Befugniß, aus dein Wahlbezirke, 

Ihem er angehört, einen Kandidaten in Vorſchlag zu bringen. 

Die Namen der Kandidaten werden zufammengeftellt und bie Zufammenftellung wird 


Einfiht vor erg Die Wahı erfolgt durch geheime Abftimmung mittelft Stimmzettel 


ch abſoiuter St mmenmehrheit. Erglebt die Wahl nicht für alle zu beſetzende Stellen 
e abfolute Stimmenmehrheit, fo werden für bie Stellen, in Hinfiht deren es an dieſer 
Immenmehrheit ſehlt, diejenigen, welche bie meiften Stimmen für ſich haben, zur neuen 
Ah! gebracht; bIB fit Stel 


eu -dirch abſolute Stimmenmehrheit befeht find. Bel. 


Immengieidjheit enticheivet dad 2008. Das Wahlprotokoll iſt von 1 Vorſthenden, 
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ben Stimmenfanmiern und bem Protofollführer zu unterzeichnen und hiernächſt durch I 
. Meg. dem Oberpräfidenten zur Prüfung und zur Veranlaffung der öffentlichen Velam 
madung vorzulegen. Ergiebt fidy bei diefer Prüfung, daß ein Gewählter nicht die der 
geſchriebene Qualififation befigt, oder ba bei der Wahl nicht vorſchrifts mäßig verfhm 
weaden 8 Hl der Oberpräfldent die Zujammenberufung der Wähler zu einer — 
weitigen Wahl. | 

8.9. Die Amtödauer der Mitglieder der Hanbelöfammern und ihrer Steiiverken, 
wird auf drei Jahre beftimmt, doch foll der Wechſel derfeiben nicht mit einem Mole io 
bern nad) und nad) in gleichen Zeitabfehnitten erfolgen, und zu dem Ende von ben pe 
Erwaͤhlten ein Theil ſchon mährend ber erften drei Jahre ausfcheiden. Wegen di 
Wechſels der Mitglieder und Stellvertreter hat der Finanzmin. für bie einzelnen Hunt | 
kammern dad Nähere zu beftimmen. 


Ausfheiden, Entfernung und Sußpenfion ber Mitglieder 
810. Wer fein Geſchaͤft aufgiebt, oder feinen Wohnort, oder den Eiß feines Gr 
aus dem Bezirke der Handelöfammer, oder aus dem engeren Bezirke, In weichem ergem 
wurde, beriegt, hört auf, Mitglied ber Handelsfammer oder Stellvertreter zu fein. | 
8. 11. Die Entfernung eines Mitgliedes aus der Handelskammer ſoll fattfinden: 
1) wenn baffelbe durdy ein gerichtliches Erfenntnig die Ehrenrechte oder die ing 
. männifhen Rechte rechtskräftig verloren hat; j 
2) wenn ihm durch einen Beſchluß der Stadtverorbneten ober der Bermeindebrritcg 
da8 Bürgerrecht oder dad Gemeinderecht entzogen worden iſt; ' 
3) wenn baffelbe durch einen Beſchluß der faufmännifchen Korporation von der ii 
gliedſchaft auögefchloffen worden ift; | 
4) wenn über fein Vermögen der Konkurs eröffnet ft. 
In dieſen Fallen tritt die Entfernung aus der Handelöfammer ohne Weiteres c 
Der Worfigende hat auf die ihm hiervon zufommenbe amtliche Anzeige dein Mitgliede ke 
Tpelinahme an den Beichäften vorläufig zu unterfagen und zum Behufe der erforderida 
weiteren Unordnung fofort an den Oberpräfidenten zu berichten. | | 
8. 12. Die Handelöfammer ift ermächtigt, gegen ein Mitglied, welches durd M 
Handlungsweiſe die Öffentliche Achtung verloren hat, durch einen mit der Wichrheil 
wenigftens zwei Drittthellen ihrer Mitglieder abzufaffenden Beſchluß die Entfernung ? 
der Kaminer auszuſprechen; cd fteht jedoch dem Betheiligten gegen einen ſolchen Bejülf 
ber Rekurs an ven Oberpräfidenten offen, 
8. 13. Die Suöpenfion bon den Funktionen bei ber Handelskammer tritt ein af 
ein Mitglied, weldyed | 
1) wegen eines mit dem Rerlufte der Ehrenrechte oder der faufmännifchen Ka 
bedrohten Verbrechens durch Beſchluß bed Gerichts zur Unterfuhung gezogen! 
2) unter gerihtlihe Kuratel geftelit Ift; . , 
3) feine Zahlungen eingeftellt hat. ir 
Der Vorfigende hat auf die ihm hiervon zukommende amtliche MittHeltung dieS® 
penflon anzuordnen und dem Öberpräfidenten davon Anzeige zu machen. ' 
8. 14. Die Beftimmungen ber 88. 11—13 finden auf die Stellvertreter der Mi: 
ber gleichfalls Anwendung. ü fi 


» Büreau-Gefhäfte. 


8. 15. Die Schreib» und Regiftraturgefchäfte der Handelskammer verficht ein vuP 
ernannter Sefretair. Die Befoldung beflelben wird bon ber Handelsfammer vorge 
gen und von der Reg. feſtgeſetzt. 














Koſtenaufwand. 

8. 16. Ueber ben erforderlichen Koſtenaufwand entwirft die Handelskammer alt 
Jahre einen Etat, welcher der Genehmigung der Reg. unterliegt. 

8. 17. Der Betrag des etatsmäßigen Kofenauftvandes wird auf bie ftimmberedti 
Handel» und Gewerbetreibenden nad) dem Fuße der @etverbeiteuer beranlagt und 
Gemeindekaſſe am Eige der Handelöfammer überiviefen, um daraus in den Green. 
Etatd auf die Anweiſungen der Handelskammer die Zahlungen zu leiſten und da 
befondere Rechnung zu legen. | 

Die Rechnungen werben bon der Handelöfammer geprüft und abgenommen. | 

8. 18. Die Handelöfammern haben für ihre Befhäftstofale ſelbſt zu forgen, In A 
ihnen biefe nicht don den Gemeinden, in weichen fle Ihre Sihe haben, In den Gemein 
lotalen überwiefen werben können. 

Befhäftsgang. 


8. 19. Jede Handeldfammer wählt den Borfigenden und einen Stelivertreier deſeſttu | 
aMjähriic aus ihrer Mitte. . 
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8. 20. Die Mitglieder der Handelskammer und DieStelvertreter erhalten keine Beſol⸗ 


9; pur Erledigung einzelner Aufträge veranlaßten baaten Auslagen erben 
me j 

8. 21. Die Beichtüfle ber Hanbeldfammern werben, mit Ausnahme bes im 8. 12 
achten Falls, durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bel Gleichheit der Stimmen entfcheidet 
Stimme des Vorfitenden. * 

Zur Abfaſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit bon zwei Dritttheilen 
Mitalleder erforderlich. Beſteht eine Handelöfammer aus zwölf oder mehr Mitglie⸗ 
* It zur Abfaffung eines güttigen Beſchluſſed die Anweſenheit von acht Mitgliedern 

end 


reichend. 
Sind nad) Berathung eines Gegenſtandes die verſchledenen Anſichten nicht zu ver⸗ 


gen, und liegt der Fall einer Berichterſtattung vor, ſo ſind die verſchiedenen Anſichten 
den dafür geltend gemachten Gründen im Ber. beſonders vorzutragen. 

Ueber jede Berathung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 

8. 22. Wenn ein Miilglied einer Handelbkammer den Berathungen beizuwohnen ver⸗ 
dert oder Innerhatb der Wahlperiode ausgeſchieden oder fußpenpirt ift, fo erfolgt bie 
berufung eines Etellvertreterd, mobri ber früher gewählte den anderen vorgeht. 

8. 23. Die Handeldlammern können ihre Ber. unmittelbar an die Centrai⸗Behoͤrden 
atten, müflen aber gleichzeitig Abfchrift an die Reg. einreichen. 

8.24. Die Handelsfammern erftatten jährlich im Monat Jan. über die Lage und den 
ng ded Handels und der Gewerbe einen Hauptberidht an ben Yinanzminifter und reichen 
ihzeitig dem Präfidenten bed Handeldamts und der Reg. eine Abſchrift ein. Cie find 
pflichtet, ven Handel=- und Gewerbetreibenden ihre® Bezirlo durch fortiaufende Mittheis 
ig don Auszügen aus den Beruthungsprotofollen, fowie am Schluſſe jeden Jahres in 
er befonderen Leberfiht von ihrer Wirkfamfeit und von der Lage und dem Gange des 
ındeld und der Gewerbe durch die Öffentlichen Blätter Kenntniß zu geben. 

Anträge bei den Behörden find durch jene Mittheilungen erft dann, wenn darauf ein 
eſcheid erfolgt Ift, und unter Beifügung des Lebteren zu veröffentiihen. , 

Ausgenommen bon der Öffentlichen Mittheilung bleiben diejenigen Begenftände ber 
erathung, weiche den Hanbelöfammern, aid für bie Deffentlichkeit nicht geeignet, von ben 
thorden bezeichnet werben. " 

8 25, Die Handeldfammern erhalten bon bem Kinanzmin. zu beftimmende Siegel. 
8.28. Ihre Auöfertigungen müffen von dem Lorfigenden und minveftens einem 
itgllede unterzeichnet werben. | ' . \ , 

8.27. Jede Handelöfammer entwiift nad) ihrer Einführung über den Befchäftsgang 
' Blegu!., weiches der VBeftätigung der Reg. unterliegt. 

8.28. Der Korreſpondenz zwiſchen den Behörden bed Staatd und den Handels⸗ 
nmern fteht, wenn fie unter oͤffentlichem Siegel ober unter dem Siegel einer Handels⸗ 
nmer (8.25) geführt wird und die Schreiben mit der entipredhenden herrſchaftlichen 
idiit bezeichnet ſind, Portofrelheit zu. 

Vohnen die Mitglieder einer Handelskammer nicht an einem und demſelben Orte, fo 
det die Vortofreiheit auch in Beziehung auf die Korrefpondenz zwiſchen der Handels⸗ 
in und den einzelnen Mitgliedern ftatt, in ſoweit dieſelbe offen oder unter Kreuzband 

it wird. 

Anordnung wegen der bereits beſtehenden Handelskammern. 


8.29. In Anſehung der ſchon beſtehenden Handelskammern verbleibt es, was den 


Hund den Bezirt derfeiben, die Eintheitung in engere Wahlbezirke, die Zahl der Mit⸗ 
Ieder and Stellvertreter, deren Vertheilung auf bie engeren QWahlbezirfe, die Erneuerung 
t Mitglieder und Etellvertreter, fo wie bad Wahlrecht und den daffelbe bedingenven 
trag der Gewerbeſteuer betrifft, bei den Vorfchriften ver biöherigen Statute und V. 


n allen übrigen Runften werden jene Statute und V. hierdurch aufgehoben und es 


fen in deren Stelle die Vorichriften der gegenwärtigen V. ! 
8.30. Die Geſchaͤfto⸗Requl. der bereit beftehenden Handelskammern follen eineı 
wiſlon unterworfen und mit den Vorſchriften der gegenwärtigen V. In Uebereinſiimmung 
N werden. Diefe revidirten Regul. unterliegen gleichfälls ber. Beftätigung durch 
gierungen. 


Urtundtich ze. (®. ©. 1848 ©. 63.) 
‚ D. In Gemaͤßheit diefer V. find demnächft folgende ſpezielle Erlaffe über 
rihtung don Dandelöfammern ergangen: | 
1) Alerh. Erlaß v. 4. Dec. 1848, beir. die Errichtung einer Handelokam⸗ 
It für die Kreife Minden und Lübbecke und für die Stabt Vlot ho im Mes 
Krungdbeirte Winden. | 


4 


Huf den Ber. d. 26. Nov. d. J. genehmige Ih die Errichtung einer Handrläfammer 


+ 
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für ‚die Kreiſe Minden und Lübbede und für die Stadt Wiotpo im eg. Bez. Wan 
Die Handelöfammer nimmt ihren Sig in der Stadt Minden. Sie foll aus acht Dig 
dern beftehen, für welche acht Stellvertreter gewählt werben. Jeder der genannten sm 
und die Stadt Vlotho bilden engere Wahibezirte. Bier Mitglieder und bier Etelve| 
ter Ind aus dem Kreife Minden, zivel Mitglieder und zwel Stellvertreter aus bem Im 
Lübbefe und zwei Mitglieder und zwei Etellvertreter aus der Stadt Wiotho zu mike) 
Zur Theitnahme an der Wahl der Mitgtieder und Stelivertreter And Fämmttiche hein 
und Gewerbetreibende der Kreife Minden und Xübbede und der Stadt Wiotho bereäk 
welche in der Steuerflaffe der Kaufleute mit aufmännifchen Rechten Gewerbeſſeun 
rigpten. In Uebrigen finden die Vorichriften der ®. d. 11. Febr. 1848 über die 
tung bon Handelötammern Anmwerbung. „ 

Diefer Ertaf ift durch die G. ©. zur Öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(8. ©. 1848 ©. 419.) 


2) Alerh. Erlaß v. 4. Dec. 1848, betr. bie Errihtung einer Handde 
mer für die Kreife Müplhaufen, Heiligenftabt und Worbiß im Rh 
Erfurt. 

Auf den Ber. b. 26. Nob. b. I. genehmige Id) die Errichtung einer Hanbeist 
für die Kreife Mühlhaufen, Heitigenftadt und MWorbid im Meg. Bez. Erfurt. 
beföfammer nimmt ihren Cib in der Stabt Mühlhaufen. Sie foll aus zrodıf Mit 
beftehen, für welche zwölf Stellvertreter gewählt werden. Jeber Kreis bildet einen 
Wapibezirt. Sechs Mitglieder und fechs Ctellvertreter ſind aus dem Kreife Mähikuke 
drei Mitglieder und drei Stellvertreter aus dem Kreife Heillgenftabt und brei Mitt! 
und drei Stellvertreter aus dem Kreife Worbls zu wählen. Zur Thelinahıne an der ba 
ber Mitglieder und Stellvertreter ſind fammtlihe Handel« und Gewerdetreibende daf 
nannten Kreife berechtigt, weiche in der Eteuerktafle der Kaufleute mit faufmännis| 
Nechten Gewerbeſteuer entrichten. Im Uebrigen finden bie Vorſchriften ber ®. d. 11.5 
1848 über die Errichtung bon ‚Handelöfammern Antvendung, 

Diefer Ertaf ift durch) die ð. ©. zur öffentl. Kenntuiß zu bringen. 

(8. ©. 1848 ©. 420.) 5 


3) Alerh, Erlaß d. 4. Dec. 1848, betr. die Errichtung einer Hanbeltl 
mer für die Kreife Bielefeld, Halle und-Wiedenbrüd und für den nd 
Kabenbergſchen) Theil ded Kreifes Herford — mit Ausſchluß der Ei) 
Vlotho — im Reg. Bez. Minden. 


„ „Auf ben Ber. b. 26. Rob. d. 3. genehmige Id) bie Errichtung einer Hanbelbtoms 
für die Kreife Bielefeld, Halle und Wiedenbrüd und für den weft. (Runendbergit 
Theil des Krelfes Herford — mit Ausfhluß der Ctadt Wiotho im Meg. Bez. Min! 
Die Handelöfammer nimmt Ihren Sit in der Stadt Bielefcid. Sie ſoll aud dig 
Mitgliedern beftehen, für welche dreizehn Stellvertreter gewäntt werden. Jeder vu 
genannten drei Kreife und ber zum Bez. der Handelötammer gehörende Thril I 
forder streifes bilden engere Wahtbezixte. Fünf Mitglieder und fünf Steuvertreit 
aus dem Kreife Bielefeld, drei Mitglieber und drei Etelivertreter aus dem Kreift 
brei Mäiglieber und br Siellerele auß dam Arie Herford ab gel Mitglier? 
aivei Stellvertreter aus dem Kreife Wiedenbrüd zu wählen. Zur Theilmahme [4 
Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find fünmtliche Handele und Gewer 

der Sreife Bielefeid, Halle, Wiedenbrüd und ded wertihen (Madensbergichen) ThihF 
Kreifed Herford — mit Auöfchluß der Stadt Vioiho — berechtigt, welche in ber En 
Kaffe der Kaufleute mit Faufmännifhen Rechten Gerverbefteuer entrichten. Im ne 
finden ble Worfehriften der ®. d. 11. Webr. 1848 über die Errichtung von Handel 
mern Antvendung. _Diefer Erlaf; ift durd} die ®. ©. zur öffent. Renntnif; gu bring 

(8. ©. 1848 ©. 421.) 


4) Allerh. Erlaf v. 30. März 1849, betr. die Errichtung einer Hai 
fammer für ben Bezirk der Stadt Breslau. 

Auf Ihren Ber. d, 19. März d. I. genehmige Ich die Errichtung einer Handel" 
mer für Den Vege ber Stabt Breslau. Die Handelöfammer fol aus funfyen Mit 
dern beftehen, für welche neun Stellvertreter germählt werden. Zur Thelinahme aM 
Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find fämmtlihe Handel» und Berverbtrebenit 
Begirte der Stadt Breslau berechfigt, Melde In der Steueriaffe ber Kauftente mtl, 
männtfchen Nechten Geiverbefteuer entrichten. Im Uebrigen finden die Borferftt 
®. d. 11. Febr. 1848 über die Errihtung von Handelötammern- Mntvendung Fe 
Etlaß iſt durd) die ©. ©. zur Öffentt. Kenntniß zu bringen, (©. ©. 18496: 16) 
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5) Allerh. Erlaß v. 16. März 1849, betr. die Errichtung einer Handeld⸗ 
'ammer für Die Kreife @lab und Habelſchwerdt im Reg. Ber. Breslau. 

Auf den Ber. dv. 12. März d. 3. genehmige Ich die Errichtung einer Handelskammer 
für die Krelfe Giatz und Habelſchwerdt im Neg. Bez Breslau. Die Hunbelöfammer 
nimmt ihren Eitz In der Stabt Glatz. Cie foll aus ſechs Mitgliedern beftehen, für welche 
ſechs Steltvertreter gewählt werden. Jeder Kreis bildet einen engeren Wahlbezirk. Vier 
Mitglieder und vier Stellvertreter find aus dem Kreife Bla und zwei Mitgiieder und zwei 
Etelivertreter aud tem Kreiſe Habelfchmerdt zu mählen. Zur Thelinahme an der Wahl 
der Mitglieder und Stellvertreter find fünmtliche Handel« und Gewerbtreibende der ges 
nannten Kreife berechtigt, welche in ber Steuerflaffe der Kaufleute mit faufmännifchen 
Rechten Gewerbeſteuer entrichten. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der V. v. 11. 
Febr. v. J. über die Errihtung don Handeldkammern Anmendung. Diefer Erlaß if 
yurh die G ©. zur Öffentl. Kenntniß zu bringen. (8. ©. 1849 ©. 145.) 

‚ 6) Allerh. Erlaß v. 16. März 1849, betr. bie Errichtung einer Handeld- 
fommer für die Kreife Reichenbach, Schweidnig und Waldenburg im 
Reg. Bey. Bredlau. Ä 

Auf den Ber. v. 12. März d. I. genehmige Ich die Errichtung einer Handelöfammer 
für die Kreiſe Reichenbach, Schweidnitz und Watidenburg im Keg. Bez. Breslau. Die 
Handelöfammer nimmt ihren Sig in der Stadt Schweidnig. Sie foll aus neun Mitglle⸗ 
bern beftehen, für melde neun Stellvertreter gervählt werden. Jeder Kreis bildet einen 
engeren Wahlbezirk, und es find aus jedem Kieiſe drei Mitglieder und drei Stelivertreter 
zu wählen. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find ſämmt⸗ 
tihe Handel» und Gewerbtreibende der genannten Kreiſe berechtigt, welche in ber Steuer- 
Kaffe der Kaufleute mit foufmännifchen Rechten Gewerbefteuer entrichten. Im Lebrigen 
finden die Vorſchriften der V. v. 11. Febr. v. I. über die Errichtung von Handelskam⸗ 
mern Anwendung. Diefer Erlaß iſt durd die G. ©. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(8. ©. 1849 S. 145.) j 

7, Allerh. Erlaß v. 25. Mai 1849, betr. die Errichtung einer Handelds 
fammer für den Kreiß Siegen. 

Auf den Ber. v. 17.Mai d. 3. genehmige Ich bie Errichtung einer Hondelskammer für 
den Kreis Siegen. Die Handeldfainmer nimmt ihren Sig in der Stadt Siegen. Sie foll 
aus elf Mitgliedern beftehen, für welche ſechs Stellvertreter gewählt werden. Zur Then⸗ 
nahme an der. Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find fammtl. Handel» und Gewerb⸗ 
hreibende des Kreifes berechtigt, welche in ber Steuerklaſſe der Kaufleute mit faufmänni- 
ſchen Rechten Gewerbſteuer entrichten. Zur Gewerbſteuer nicht verantagte Hüttengewerk⸗ 
ſchaften werden hinſichtlich der Wahlfähigkeit und Wahlberechtigung ihrer Mitgtieder, fo 
wie bei der nach Vorſchrift des 8. 17 der V. v. 11. Febr. dv. J. über die Errichtung von 
Handeisfammern borzunehmenden Veranlagung des etatömäßigen Koftenaufmandes für 
die Handelöfammer, aͤls Handiungd-Gefellfchaften angefehen, melde in der Steuerklaſſe 
der Kaufleute mit kaufmänniſchen Nechten zu einer Gewerbſteuer von 12 Mthir. veranlagt 
And. Im Vebrigen finden die Vorſchriften der gedachten ®. v. 11. Febr. d. 3. Anwen⸗ 
dung. Diefer Eriaß ift durch die ®. ©. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(8. ©. 1849 ©. 215.) Ä 

8) Allerh. Erlaß v. 30. Juli 1849, betr. die Erridtung einer Handels⸗ 
fammer für die Kreife Hirſchberg und Schönau im Meg. Bez. Liegnitz. 


. Nufden Ber. v. 25. Juli d. 3. genehmige Ich die Errichtung einer Handelöfammer 
für die Kreiſe Hirfhberg und Schönau im Meg. Bez. Liegnig. Die Handelöfammer 
nimmt ihren Sig in der Stadt Hirfhberg. Sie fol aus fieben Mitgliedern beftehen, für 
welche fieben Steupertreter gewählt werden. Zur Theilnahme an ber Wahl der — 
der und Stellvertreter find ſäͤmmiliche Handels und Gewerbtreibende der genannten beiden 
Kreiſe berechtigt, welche in der Steuerkiaſſe der Kaufleute mit kaufmänniſchen Rechten Ge⸗ 
merbefteuer entr ichten. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der V. v. 11. Febr. v. J. 
uber die Errichung von Handeibtammern Anwendung. 

Diefer Erlaß iſt durch die G. ©. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(8.8.1849) ©.38.)  . .. 


9) Allerh. Erlaß v. 30. Iult 1849, betr. die Errichtung einet Handels⸗ 
lammer für den Kreid Qandedhut im Meg. Bez. Liegnid. 2 

, Muf den Ber. v. 25. Jull d. 3. genchmige Ich bie Errichtung einer Handelskammer 
für den Kreis Lundcöhut im Meg. Bez. Lieyuig. Die Handelöfammer nimmt ihren Sig 
In der Stadt Landeshut. Sie foll aus fünf Mitgliedern beftehen, für melde fünf Stell« 
vertreter getwäht werden, Zur Thellnahme an der Wahl der Mitglieder und Gtellvertres 
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ter And Sämmttlihe Hantel- und Gewerbireibende des Kreiſes Landeshut berechtigt, iorik 
in der Eteuerfiafle der Kaufleute mit faufmännifdyen Rechten Bewerbfieuer entriätn. 
Im Uebrigen finden die Vorfchriften der V. d. 11. Febr. v. 3. über Die Errichtung ver 
Handelöfammern Anwendung. — Tiefer Ertaß iſt durch die G. ©. zur öffent. Kenntuij 
zu bringen. (G. ©. 1849 ©. 349.) \ 

10) berh. Eriaß v. 19. Nov. 1849, betr. die Errihtung einer Handel 
fammer für die Etadt und den Arcid Görlig. | 

Auf den Ber. v. 8. Nov d. I, genehmige Ich die Errichtung einer Hanbelslunm 
für die Stadt und ben Kreis Görlitz im Neg. Bez. Liegnig. Die Handelöfammer sinn 
ihren Sitz in der Stadt Goͤrlitz. Sie ſoll aud fieben Mitgliedern befiehen, für melden 
Etelivertreter gewählt werten. Bon den Mitgliedern müflen wenigſtens zwei, un w 
den Etelivertretern muß wenigftend einer dem Landtreife einfchließlidh der Stadt Rate 
bad) angehören. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stelivertrete jp 
fänmtlidye Handel» ‘und Gewerbetreibende des Goͤrlitzer Kreiſes berechtigt, meldelt 
Eteuerflafle der Kaufleute mit kanfmänniſchen Rechten Gewerbeſteuer entrichten. % 
Uebrigen finden die VBorfchriften der V. v. 11. Zebr. v. 3 über die Errichtung vos je 
deisfammern Anwendung. — Diefer Erlaß iſt dur die &. ©. zur Öffentl. Kenntijr 
bringen. (8.6. 1849 ©. 435.) 

11) Alerh. Ertaß v. 17. Dec. 1849, betr. die Errihtung einer Hand 
fammer für den Kreid Altena. 

Auf den Ber. v. 11. Dee: d. 3. genehmige Ich die Errichtung einer Hanbeldfenm 
für den Kreis Altena im Reg. Bez. Arnöberg. Die Handeläfammer nimmt ihren Eizi 
der Stadt Lüdenfheid. Sie foll aus achtzehn Mitgtiedern beftehen, für melde nm 
Stellvertreter gewählt tverden. Die Wahl der Mitglieder und Etelivertreter erfolgt # 
fünf engeren Bezirlen, wovon ber erfte die Stadt und das Amt Altena, Der zweite k 
Stadt und dad Amt Lüdenfcheld, ver dritte die Stadt und das Amt Plattenberg und du 
Amt Neuenraden, der vierte dad Amt Halver und der fünfte die Aemter Hericeid, Re 
nertöhagen und Kieröge umfaßt. - Die beiden erften Wahibezirfe haben je 6 Mitgiete 
und drei Stellvertreter, die drei leßten je zroei Mitglieder und einen Stellvertreter zu mi 
in. Zur Theitnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find fümmtlik 
Handel= und Gewerbetreibende des Kreifed Witena berechtigt, welche in der Steutir 
der Kaufleute mit kaufmänniſchen Rechten Bemwerbfteuer entrihten. Im Uebrigen fon 
die Lorfchriften der ® vd. 11. Febr. 1848 über die Errichtung bon Handelstammem ur 
wendung. — Diefer Erlaß ift durch die G. ©. zur öffentt. Kenntniß zu bringen. 

(®. ©. 1850 ©. 4.) ⸗ 

12) Allerh. Erlaß v. 3. April 1850, betr. die Errichtung einer Handeb 
kammer für den Landkreis Wachen, mit Audſchuß von Burtſcheid, und fi 


den Landfreid Düren. _ 

Auf den Ber. v. 20. März d. 3. genehmige Ich die Errichtung einer Handelöfomaf 
für den Landfreid Aachen, mit Auöfchluß von Burtſcheid, und für den Kreis Durtk | 
Die Handelöfammer nlınmt ihren Sitz in Stolberg. Cie fol aud zehn Mitgtieders X 
ftehen, für weiche eben fo viele Stelivertreter gewählt werben. Bon den Mitgliedern # 
Stellvertretern hat der Landkreis Aachen mit Ausfchluß von Burtſcheid, ſechs um" 
Kreis Düren vier zu wählen. Zur Theilnahme an der Mahl der Mitglieder und © 
bertreter find fämmtliche Handels und Gemerbtreibende ber genannten Besirte bereddh 
welche in der Eteuerfiafle der Kaufleute mit faufmännifhen Rechten wenigſtens 
Thaler Sewerbefteuer entrichten. Zur @emwerbefteuer nicht berantagte Bergivertö-Bcht 
fhaften und Hüttens®ewerfichaften werben hinſichtlich der Wahlfähigkeit und Wahlhemd⸗ 
tigung ihrer Mitglieder, ſowie bei der nach Vorſchrift des 8. 17 der V. v. 11. Febr. IMN 
über die Errihtung von Handelöfammern borzunehmenden Veranlagung bed etato 
gen Koftenaufivandes für die Handlungskammer als Handlungs⸗Geſellſchaften angeleh 
welche in der Steuerklaffe der Kaufleute mit kaufmänniſchen echten zu einer Ben 
filter von zwölf Mthirn. veranlagt iind. Im Uebrigen finden die Borfchriften ber nedad- 
ten ®. d. 11. ebr. 1848 Anwendung. — Diefer Erfaß ift dur die G. ©. zur Öftil 
Kenutniß zu bringen. (®. ©. 1850 ©. 298.) 

13) Alerh. Erlaß d. 28. Aug. 1850, betr. die Errichtung einer Handel 
fammer für den Kreid Sferlohn. = 
Auf Ihren Ber. v. 23. Aug. d. I. genehmige Ich die Errichtung einer Handeltlam· 
mer für den Kreis Iſerlohn. Die Handelskämmer nimmt ihren ig in der Statt ai 
Iohn. Eie fol aus zwölf Mitgliedern beftehen, für welche ſechs Stellvertreter gerät 
werden. Die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter erfolgt in bier engeren Bit 
wovon ber erfte die Stabt Iſerlohn, der zweite dad Amt Hemer, der britte die Etadt un 
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) Ami Menden und ver vierte bie Aemter Limburg und Ergſte umfaßt. Der erſte Be⸗ 
hat ſechs Mitglieder und drei Stelivertreter, jeder der drei anderen Bezirke zwei Wit- 
eder und einen Steflvertreter zu wählen. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglie⸗ 
rund Stellvertreter find ſämmtliche Handel» und Gewerbtreibende des Kreifed Iſerlohn 
rechtigt, welche in der Eteuerflaffe der Kaufleute mit faufmännifchen Rechten Gewerbes 
uerentrihten. Im Uebrigen finden die Vorfchr. der ®. v. 11. Febr. 1848 über die Er⸗ 
hiung bon Hanbelöfammern Anwendung. — Diefer Erlaß ift durd die &. ©. zur 
fenti. Kenntniß zu bringen. (®. ©. 1850 ©. 397.) 

14) Allerh. Erlaß v. 18. Nov. 1850, betr. Die Errichtung einer Handelds 
mmer in Liegniß für die Kreife Liegnig, Lüben, Joner und Goldberg⸗Haynau, 
t Ausnahme der zum Krelſe Liegnitz gehörigen Stadt Parchwitz. 


Auf Ihren Ber. p. 13. Nov. d. I genehmige Ich die Errihtung einer Handelskam⸗ 
t für die Kreiſe Liegnig, Lüben, Jauer und Goldberg⸗Haynau, mit Ausfhluß der zum 
tiſe en Stadt Parchwitz. Die Handelöfammer nimmt ihren Sig In der 
tadt Liegniß. Sie foll aus elif Mitgliedern beftehen, für weiche eben fo viele Stellper⸗ 
ter gemahlt werden. Die Wahl der Mitglieder und &telivertreter erfolgt in fünf 
geren Bezirken, von welchen ber erfte den Kreis Liegnig mit Ausfchtuß der Stadt Parch⸗ 
, ber zweite ben Kreid Lüben, der britte den Kreis Jauer, der vierte die Stadt Haynay 
t den nördlich der Straße von Jauer nach Bunzlau belegenen Ortfchaften des Krelſes 
oldberg⸗Hahnau und der fünfte die Stadt Gdidberg mit den übrigen Ortfchaften deſſel⸗ 
n Kreiſes umfaßt. Der erfte Wahlbezirk hat fünf Mitglieder und fünf Stelivertreter, 
r zweite zwei Mitglicber und zwei Etelivertreter, der dritte ebenfalls zwel Mitglieder 
d zwei Stellvertreter, der vierte ein Mitglied und einen Stellvertreter, ber fünfte gleich⸗ 
18 ein Mitglied und einen Stellvertreter zu mählen. Yur Theilnahme an ber Wahl der 
itglieber und Stelipertreter find ſämmtliche Handel» und Bewerbtreibende der genann- 
n Beritte berechtigt, welche in der Steuerftaffe der Kaufleute mit kaufmänniſchen Rech» 
n Gewerbſteuer entichten. Im Uebrigen finden die Vorfchriften der ®. v. 11; Yebr. 
848 über ble Errichtung don Handelöfammern Anwendung. Diefer Erlaß ift durch bie 
. 6. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. (©. 8.1850 ©8514) 


E. Statute für Handeldfammern?). Ä 
1) K. O. v. 16. Juni 1831 mit dem Etatut für die Handelöfammer zu 
üffeldorf. | 


Da Ic) bei dem mit Ihrem Ber. v. 23. v. M. Mir vorgelegten Statut (Ant. a.) für 
e Handelfammer der Stadt Düffeldorf nichts zu erinnern gefunden habe, fo faffe Ich 
men daſſelbe don Mir vollzogen hierbei zurüdfenden. Ich autorifire Sie zugleich in 
tziehung auf Ihren bei Einreihung des Siatuts für die Handelöfammer in Elberfeld 
machten Antrag, die wegen der Wahl des Vorfigenden und der Mitglieder der Handeld- _ 
mmern in dem Statut enthaltenen Befimmungen 88. 2. 9—20 auch für bie anderen 
mtelöfammern in den Mheinpropinzen anzuordnen. 


- Anl. a. | 
Statut für Die Handelöfammer in Düffeldorf. 
Bir Friedrich Wilhelm ıc. Da die Verfaflung des biöherigen. Handlungsborftandes 
r Etadt Düffeldorf als unzureichend zu der Erfüllung feiner Beftimmung, in deren gan- 
n Umfange, erfannt worden ift, fo haben Wir, zu mehrerer Beförderung ded Handelo⸗ 
aiereſſes dieſer Stadt, die Einſetzung einer Handelöfammer daſelbſt beſchloſſen, und ber» 
dnen deöhalh auf den Antrag des Min. d. 3. für H. u ©. Ang., wie folgt} 

* 1. Der bieherige Handlungsvorftand der Stadt Düffeldorf wird nad der Be⸗ 
Antmahung der gegenwärtigen V. aufgelöft, und an deſſen Stelle dafelbft eine Hand» 
Ngölammer errichtet. Ä 5 
n $. 2. Die Handelsfammer befteht aus ſechd Mitgliedern. Sie wählt den Vorfigens 
2 lljährtich aus ihrer Mitte. Außerdem it e8 dem Oder-Bürgermeifter jederzeit über- 

en, den Sitzungen beizumohnen, und er führt alsdann darin den Vorfiß. 

Are enn bie eg: ed für angemeflen erachtet, an den Berathungen über einzelne .Be= 
R unde unmittelbaren Untheil zu nehmen, fo ernennt fle Dazu einen Kommiſſar, wel⸗ 
N folhem Fall die Sihungen anberaumt, und darin den Vorfiß führt. | 
Ahr “3, dum Mitgliede der Handelskammer kann nur berufen werben, wer dreißig 
" e und darüber alt ift, ein Handlungds oder Kabritgefhäft, wenigſtens fünf Jahre 


9» Weber deren nur bedingt fortbauernde Guͤltigkeit, vergl. 8. 20 der V. v. 11. 
"öt, 1848 (f. oben. ©. 88). sit tigteit, berg. & | 
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kang, für eigene Rechnung perföntidh und ſelbſtſtändig betrieben, auch in dem Okeıncieke 
Bezirk von Döffeidorf feinen ordentlichen Wohnfig und den Hauptfit feines Gewerbeh Yu 
und durchaus unbeſcholtenen NRufes if. 
8. 4. Die Beſtimmung der Handelöfämmer ift, den Staatd-Beh. ihre Wahrnthm 

nen uber den Bang des Handels, des Manufartur-Bewerbes und der Ecdifffohtt, z 
ihre Anfihten über die Mittel zur Beförderung der einen und der anderen darjulegen'w 
ſeiben die Hindernifle, welche der Erreichung dieſes Zwecks entgegenſtehen, befantı 
machen, und ihnen die Auswege anzuzeigen, welche ſich zur Hebung derſelben bartids 
Auch fann ihr die Beauffihtigung derjenigen öffenti. Anſtalten und Anordnungen ite 
gen werden, weiche auf den Handel und die Schifffahrt Bezug haben. 


8. 5. Die Beſchl. der Handelöfammer werden durch Stimmenmehrheit gefift;® 
Gleichheit der Stimmen entſcheidet die Stimme des Vorfigenden. - 

A u Kammer berathſchlagt gültig, wenn mwenigftens vier ihrer Mitglieder geyer 
g Kun. u 

8.6. Die Handelöfammer ift befugt, in elligen Fällen Ihre Vorftellungen un® 
gaben unmittelbar an die Min. zu richten, fle hat jedoch eine Abfhrift derfelben giits 
fig der Weg. einzureichen. 

Ueber Begenftände, melde ihr zur Begutachtung von der Reg. vorgelegt ma 
berichtet fie an diefe. .- i . 

8. 7. Die Handelskammer erftattet aljährlih, im Monat Januar, einen gm 
Ber. über bie Lage und den Bang des Handels, der Fabrifen und der Schifffahrt un 
Win. d. 3. für H. und ©. Ang., und faßt darin ihre Wünfche umd Anträge In de 
Beziehung zufammen. " 

8.8. Die Handelöfammer hat über die Duatififation der Perfonen, meld} 
bereideten Wätiern, oder zu der Verwaltung oͤffenti. Handeis-, Fabrik: und Schiffun 
Anftaiten ernannt werden follen, ihr Butadhten abzugeben. 

8. 9. Für die erfte Bildung der Handelöfammer beruft der Ober: Bürgermeift # 
börderft durch Umiauffchreiben, diejenigen Einwohner des Beineinde-Bez., weide ca 
Gewerbeſteuer von wenigſtens zwölf Thalern jährlich erlegen, au einer Berfammiurg 3 
unter feinem Vorfiße die erforderlichen feh8 Mitglieder der Handelöfamner zu eu 
8.10. Nach Eröffnung der Verſammlung erwählt diefeibe zwei Etimmfammlı 3 
einen Brotofofführer. 

8. 11. Bevollmächtigungen zur Stimmgebung für Abweſende ind unzuläöſſig 

8. 12. Jeder Stimmberechtigte bat die Befugnig, einen Kandidaten in Boridii‘ 
bringen. Der Brotofoflführer ſtellt diefe Vorſchläge in ein Verzeichniß zufammen, M 
ches zur Einfiht der Anmwefenden vor der Wahl, auf ben Tiich des Wapivorfanktt 
bergelegt wird. | 

8. 13, Die Wahl wird danach von den anweſenden Stimmberedhtigten durch IP 
fimmung auf Etimmzettein, nad) abfoluter Etimmermehrheit vollzogen. N‘ 

8. 14. Ergiebt die Wahl nicht für alle zu beſetzende Etelien eine abfolute Stimm 
mehrheit, fo werben für biefe Stellen diejenigen, welche verhäftnifmäßig die meiften # 
mer tür ſich vereinigt haben, wieder zur neuen Wahl gebracht, fo lange, 5:6 ale® 
durch abfolute Stimmenmehrheit befegt find. 

8. 15. Danad) werden eben jo viele Stellvertreter, als Mitglieder ber Hand | 
mer, in gleicher Welfe ermählt. " 

en nberungöfalie eines Mitgliedes wird einer der Stellvertreter zu bei w 
en berufen. 
⸗ 8. 16. Das Wahlprotokoll wird von dem Wahlvorſtande und dem Protololſir 
unterzeichnet‘, und die Wahl dem Min. das Inn. für Handcid— und Gewerbe⸗angetne 
heiten zur Beftätinung borgelcgt. M 

8. 17. Die Handelsfammer wird alle Jahr zu einem Dritthelt erneuert, beral® 
daß zwei Mitgtieder und Stellvertreter audtreten, und eben Jo viele In gleicher 
oben 88. 9—15 feftgefegt worden ift, wieder erwählt werden. | m 

8.18. Nach der erftien Wahl wird durch das Loos beftimmt, welche von den a 
ten Mitgliedern der Kammer und Etellvertretern am Schluſſe des erften und zweilen 
res austreten. an 
8,19. Die außtretenden Mitglieder und Stelivertreter fönnen Immer wieder | 
werden. " | 

8.20. Solhe Mitglieder der Handelöfammer, welche ihren Wohnor! oe 
Haupifiß ihres Beihäfts, aus dem Bemeinde-Bez. Düffeldorf verlegen, fönnen a 

Berathungen der Kammer nicht länger Anthell nehmen, und ihre Stellen werde 
erledigt angeſehen . en er | 

8. 21. Die Schreib- und Regiftraturgefhäfte der Handeld⸗Kammer verfeh! 
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retair, deſſen zaoı und Befoldung von ber Kummer in Berfehlag ‚gebracht und von der 
teglerung bef tigt wrd. 

8.22. Ueber die zur Beſtreitung ber Bedüriniſſe der Handelslammer erforderlichen 
Auögaben entwirft diefelbe jährlich einen Etat, welcher durch die Hegierung dem Wilin. deö 
Jun. für Handeld- und Gewerbe⸗Angelegenheiten zur Genehmigung vorgelegt wird. 

8.29, Dies etatsmaͤßlge Erforderniß wird auf die nach 8. 9 Nimmberechtinten Ge⸗ 
merbögenofien nach dem Fuß ber Bewerbefteuer angelegt, und ber Beneinde-Kaffe, zur 
Veraudgabung auf die etatsmäßigen Univelfungen der Handeldo⸗Kammer und brfonderen 
Verrechnung übermiefen. 

8.24. Die für die Sitzungen ber Handels⸗Kammer, ihre Regiftratur- und Kanzlei⸗ 
Arbeiten erforderlichen Räume find derfeiben In dem Hathhaufe anzumelien. 

8. 25. Die Ordnung der Gefchäftsführung wird durch ein Megutativ feſtgeſetzt, wel⸗ 
hed don ber Handeld- Kammer felbft nad) ihrer Einführung unter dem Xorfiß des Ober⸗ 


Bürgermeifter8 zu entwerfen und bon der Meglerung zu beftätigen iſt ac. 


Berlin, den 23. Mai 1831. | | 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 
. v. Schudmann. u 
(8. XV. 391—2. 82.) 
Day: ZZ | 
8.D, 0.21. Febr. 1836, betreffehb die Fähigkeit zur Wahl der Mitglieder der 
Handeldkammer. 


Id will aus den In Ihrem Ber. v. 29. v M. angeführten Gründen nad) Ihrem Au⸗ 
trage Meine auf Anlaß der Beftätigung des Statuts der Düffeivorfichen Handelötammer 
rlafenen D. v. 16. Juni 1831 dahin mobifiziren, dag bie Bemerbefteuer- Quote, an 
welche dad Mecht, die Mitglieder der Handelskammer zu mählen, gefnüpft ift, Ju den 
Erüdten der erften Betverbefteuer-Kiaffe mindeftens Zwanzig Thir. befragen muß, woge⸗ 
arm ed In den Städten zmeiter Klaſſe bei dein bisherigen Cage von Zwölf Thlru. fein 
Vewenden hat. (A. XX. 222 — 1. 168.) | | 

2) Statut v. 18. Okt. 1844 für die Handelöfammer der Etadt Erfurt 
In der Provinz Sachſen. ° 


Wir Friedrich Wilhelm 2c. haben zur Beförderung ber Gewerbe und ded Handels bie 
Errichtung einer Handelöfammer für die Stabt Erfurt in der Provinz Sochſen befchloffen, 
und berorduen deöhalb auf den Antrag Unferes Staats⸗Min., wie folgt: 

. 1. Oxrgantſation. Amtliche Stellung. | 

8.1. Es wird in der Stadt Erfurt für den dortigen Etadtbezirt eine Handeldfammer 
errichtet, weiche den Namen » Handelöfagımer ber Studt Erfurt« führt. Diefelbe If zu⸗ 
naht der Reg. zu Erfurt untergeordnet. De 

| Zahl der Mitglieder. 

9. 2. Die Hanbelöfammer befteht aus ſechs Mitglledern, welche von ben Handel: 
und Beiverbireibenden der Stadt nad Vorſchrifi der 88. 10 bis 12 gewählt werben. 

‚ In gleicher Weiſe werden ſechs Stelivertreter gewählt, welche berimmt find, bei Vers 
hinderung oder beim Mb ange einzelner Mitglieder deren Stelle einzunehmen. 
Bähldartelt und Annahme der Wahl. ' 

8.3. Zum Mitgliede der Handelöfammer fann nur gewählt werben, wer dreißig 
Jahre oder darüber alt ift, ein Handlungs» oder Fabrik⸗Geſchäft wenigſtend fünf Jahre 
ung für eigene Rechnung allein oder als Befellfchafter perfönticy betrieben hat, auch in 
dem Bezirke der Handelstammer feinen ordentlichen Wohnſitz, fo wie. den Haupifttz ſeines 
Oeſhaͤſtd Hat und undeſchollenen Rufes if. Eine Verpflichtung zum Eintritte in bie.Han- 
eldlammer findet nicht Statt. | Ä 

„8.4. Die Hanbeldfammer wählt ben Vorfigenden und einen Stellvertreter deſſelben 
— aus ihrer Mitte. Dem Ober-Bürgermeifter der Stadt Erfurt bleibt jedoch bor⸗ 

halten, den Eigungen beizumohnen, und er führt alsdann darin ben Vorſttz. Derfeibe 
tann auch dazu -anftatt feiner ein Magiftrats-Mitgıted abordnen. Wenn die Reg. eö für 
armeffen erachtet, Berathungen über einzeine Gegenftände unter befonderer Zeitung hal⸗ 
M zu laſſen, fo ernennt ſie dazu einen Kommiffar, welcher in ſolchem Yale die Sigung 
anberaumt und darin den Vorſltz führt. | — — 
8.5. Die Milglieder der Handelskammer, fo mie bie Stellvertreter, berfehen ihre 
N len unentgeldfich und haben für ben Veſuch der Situngen der Kammer und für bie 
ebernahune bon. &rbeiten feinen Anfpruch auf Vergütung. .. 
| U, Gefhäftstreis. Beſtimmung ber Hanbelöfammer. | / 
N 8.6, Die Handelöfammer hat die Beftimmung, inre Wahrnehmungen über ben Gan 
et Beiverbe und des Handels, fo wie über die für den Verkehr beftehenden Anſtalten un 
ntichtungen zur Kenntni der Stantobehörben zu bringen, und diefen Ihre Ainflchten 
\ . 
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barüber mitzuteilen, burd weiche Mittel Gewerbe und Handel zu förbern And, meld 
Hinderniffe denfelben entgegenftehen und in weicher Weife dieſe zu befeltigen find. 

Der Handeläfammer fann zugleich die Beauffichtigung der auf Gewerbe und Han 
Bezug habenden öffentl. Anftalten übertragen werben. 

Borfhtag au Stellenbefeßungen. WW 

8.7. Die Handelskammer hat über die anzuſtellenden Mäfter, fo tote über die a 
Verw. öffentl. Anftalten für @etverbe oder Handel zu ernennenben Berfonen ihr Butahn 
abzugeben, fofern nicht ſchon Anderen dad Recht zufteht, dieferhaib VBorfchläge zu mada. 
Mittheilungen an die Staatö-Behörden. 

8. 8. In eiligen Fällen kann die Handelöfammer ihre Vorftelungen unmitteturs 
bie Dlin. richten, Ne muß aber Abfchrift der Vorftellung gleichzeitig der Meg. einreitn 
An diefe hat fie auch über die ihr von berfelben zur Begutachtung vorgelegten Begenfix 


au berichten. | 
| Jahres⸗Bericht. | 

8.9. Die Handelskammer erftattet über die Lage und den Bang des Hanbeld uk 
Berverbe alljährlich) im Monat Januar einen Haupt-Ber., in welchem fie allcö zufumae 
faßt, was fie in — auf Handel und Gewerbe zu wünſchen und zu beantraget 
Diefer Ber. iſt an den Min. der Finanzen und des Handels zu richten und ber Reg. F 
mweitern Beförberung mit Beifügung ihres Gutachtens zu übergeben. 

II. Wahl der Mitglieder und Beamten. Wahlrecht. 

8. 10. ZurTheilnahme an der Wohl der Mitglicder und der Stellvertreter find Ku 
liche Handels und Gewerbtreibende des Stadtbezirkd berechtigt, welche eine @etverbefti 
bon zwoͤlf Thirn. oder mehr in der Steuerktaffe der Kaufleute mit faufmännifchen Rectn 


entrichten. 
| Wahlhandlung. —.. 

8. 11. Der Ober⸗Bürgermeiſter der Stadt Erfurt beruft durch Umlaufichreiben & 
MWahtberechtigten zur Verſammlung, in welcher diefeiben unter feinem Vorſitze bie Bar 
handlung vorzunehmen haben. Nach Eröffnung der Verſammlung werden zivei Cimw 
ſammler und ein WBrotofoliführer erwählt. Abweſende find nicht berechtigt, Mndere @ 
Stimmgebung zu bevellmädhtigen oder Stimmzettel einzufenden; eine Musnahme Mad 
nur in Anfehung der Handel treibenden Frauensperfonen Statt, welche ihre Eimme 
burch einzureihende Stimmzettel abgeben fönnen. Jeder Stimmberehtigte hat die Br 
fugniß, einen Kandidaten in Vorſchlag zu bringen. Die Namen biefer Kandidaten tere 
zufammengeftellt, und die Zufammenftellung wird zur Einficht vorgelent. Die Bohr 
folgt durch geheime Abftimmung mitteilt Stimmzettel nad) abfoluter Stimmenmehrhe. 
Ergiebt die Wahl nicht für alle zu beſetzende Stellen eine abfolute Stimmenmehrkeil 
erden für bie Stellen, in Hinfiht deren es an diefer Stimmenmehrheit fehlt, diei 
meiche die meiften Stimmen für fih haben, zur nenen Wahl gebracht, bis alle St 
durch abfolute Stimmenmehrheit befeht find. Das Wahlprotokoll ift von dem Vorfir 
ben, den Stimmfammiern und dem Wrototollführer zu unterzeichnen, und, hiernädft du 
die Meg. bem Ober-Präfldenten zur Prüfung und zur Berantaffung der öffent. Selaw 
machung borzufegen. Erniebt ſich bei diefer Prüfung, daß ein Gewählter nicht die verp 
fhriebene Quafiififation befitt, oder daß bei der Wahl nicht vorſchriftsmäßig verfahren"® i 
ben, 8 — der Ober-Bräfid. die Zuſammenberufung der Wähler zu einer ante 
gen Wahl. 





















Erneuerung. 

8. 12. Aus der Handelöfemmer tritt jährlich ein Dritttheit ber Mitglleder, fo wier 
Stellvertreter aus und wird durch anderweite Wahl erſetzt. Die Austretenden find Por 
wählbar. Den Austritt am Schluffe des erften und zweiten Jahres beftimmt dab!" 

Ausfheiden der Mitglieder. " 

8. 13. Wer fein Befchäft aufgiebt, oder feinen Wohnort oder den Eiß feineb ar. 

ann dem Benin der Handelöfammer verlegt, hört auf, Mitglied derſeiben oder € 
+ bertreter zu fen. 

F. 14. Wird ein Mitglied ober Stellvertreter in einer gerichtlichen Unterſuchun⸗ In 
fotchen Verbrechens für ſchuldig erflärt, weiches bei einem Öffentitchen Beamten bie Kafl 4 
ober Amtsentfeßung jur Folge haben würde, fo foll der Schuidige von der Thellnahmt 
der Handelskammer audgeichloffen werden. Die Ausſchließung Ift zugleich in dems 
lichen Straferfenntnifle auszuſprechen. ur 
Weoenn ein Mitglied der Handelöfammer oder ein Stellvertreter durch feine a 
weiſe die öffentliche Achtung oder das Vertrauen des Handelsſtandes verloren hat, y r 
die Nuefchtiegung defleiben von der Kammer durch einen nad) abfoiuter Stimmenmeh 
abzufaſſenden Beihluß ausgeſprochen merben , genen’ diefen Beſchluß ſtehl jedoch 
Betheiligten der Rekurs an den Ober⸗Präſidenten offen. PN 

Suspenflon von der Thellnahme an der Hanbelöfammer tritt ein, wenn ein 





Be 
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er Stellvertreter ich für gahlungsunfähig erltärt, zur Sriminat-Unterfuchung gezogen oder 
ıter Kuratel geftellt wird. , 
Büreau:Befdafte. on 

8. 15. Die Echreib- und Megiftraturgeichäfte der Handelskammer verlieht ein Sekre⸗ 
ir, welher bon der Handelöfammer vorgefchlagen und von der Reg. beftätigt wird. Die 
\efofdung defleiben wird ebenfalld von der Handelsfammer In Vorſchlag gebracht und von 
er Reg. feftgefcht. | | 

IV. Aufbringung des Koſtenbedarfs. Gtat. | 

8. 16, Ueber den erforderlichen Koftenaufivand entwirft die Handelöfamnier alle drei 

ahre einen Etät, weicher der Genehmigung der Reg. unterliegt. 
- Verthellung des Bedarfe. - | 

8. 17. Der Betrag des ctatömäßigen Koftenaufmandes wird auf die Rimmberechtigten 
ewerb⸗ und Handelötreibenden nach dem Buße der Bewerbe- Steuer veranlagt und ber 
eneindefafle der Stabt Erfurt übermieien, um daraus In den Grenzen des Etatö auf vie 
mvellungen der Sandelöfammer die Zahlungen zu leiften und Darüber befondere Rech⸗ 
ung zu legen. Die Rechnungen werden von ber Handelslanimer ſelbſt geprüft und 
IHENORIMEN, . 


Lokal. 

8. 18. Sofern die Stadigemeinde Erfurt nicht Im Stande iſt, die zu den Sitzungen 
ꝛr Handelekammer erforderlichen Räume inden vorhandenen Bemeindelofalenanzumelfen, 
ver ein anderer Verfammlungsort gewählt werden möchte, hat die Handelöfammer 
bit für Ihr Lokal zu forgen. - 

V. Gefhäftögang. Berathungen und Beſchlüſfſe. | 

8. 10. Die Belchlüffe der Hanbelafamnıer werben durd Stimmenmehrheit gefaßt: 
el Blelhheit der Stimmen entſcheidet die Simme des Vorſltzenden. 

Jur Abfaſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von zwei Dritttheilen 
es Mitglleder erfordertih. ESind nach Berathung eines Gegenſtandes die verſchiebenen 
Anfihten niht zu vereinigen, und liegt der Fall einer Berichtserftattung vor, fo find die 
nen Anfichten mit den dafür geltend gemachten Gründen im Berichte befonvere 

agen. | 
Einberufung der Stellvertreter. | 

8. 20. Wenn ein Mitglied der Handelötammer den Berathungen beizumohnen ver⸗ 
indert, oder innerhalb ber Wahlperiode ausgeſchieden oder ſuspendirt ift, fo tritt.der mit 
em Verhinderten in demſelben Jahre gewählte Stelivertreter ein, welcher bei der erften 
Bahlhandlung die meiften Stimmen erhalten hatte. ei zeitiicher Verhinderung eines 
Nitgliedes it der Stellvertreter auf fo lange ein, bis baffelbe feine Verrichtungen wieder 
beruimmt, belm gänzlichen Abgange eines Wtitgliebed aber bi zur Wapı eines anderen 


Rüglicdes. 
Siegel und Unterſchrift. 
8.21, Die Sanbelötamer if berechtigt, In ihrem Dienftflegel ich des Wappend ber 
Stadt Erfurt zu bedienen. Ihre Auöfertigungen erfolgen unter der In 8. 1 beftimmten 
I nd müflen von dem Vorſttzenden und mindeftend einem Mitgliede unterzeich- 
eh. 


Beihäfts-Negulativ. 
‚8.22. Ueber das Einzelne des Geſchäftsganges wird bon der Hanbelöfammer nad - 
er Einführung ein Megul. unter Vorſitz des Ober⸗Bürgermeiſterd entivorfen unb bon 
tr Meg: beftätigt. (G. ©. 1844, ©. 663.) Ä 


3) Statut v. 18. Dit. 1844 für die Handeldkammer bed Kreifed Hagen 
m Reg. Bez. Arndberg. Ä | u 
Bir Friedrich Wilhelm 2c. 2c. haben zur. Beförderung der Betverbe und bed Handels 
le Errichtung einer Handelöfammer für den Kreis Hagen, Reg. Bez. Arnsberg, beſchloſſen, 
nd verordnen demnach auf den Antrag Unferes Staatd-Min., wie folgt: 
l. DOrganifation. Amtiide Stellung. | 
8.1. Es wird für den Kreis Hagen eine Handeiskammer errichtet, weiche ihren Sitz 
a der Stant n hat und den Namen: »Handelokammer bed Kreifed Hagen«, führt. 
Diefetbe Ift zunächft der Reg zu Uruöberg untergeordnet. 
Zahl der Mitglieder. - u 
8.2. Die Handelöfanmer beftcht aus neun Mitgliedern, welche von den Handel» und 
deiverbetreibenden ded Krciied nad) Vorfchrift der 88. 10 618 12 gewählt tverben. 
In gleicher Weife werden ſechs Stelivertreter gewählt, welche beftimmt find, bei Ver⸗ 
Anderung oder beim Abgange einzelner Mitglieder deren Stelle einzunehmen. | 
8.3. (Bleichlautend mit 8. 3 des Statuts für Erfurt.) 
8.4. Die Handelöfammer waͤhlt ben. Vorfigenden und einen Stellvertreter befielben 
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die Ertidjtung einer Handelöfammer der Stadt Halle und die Eaal-Derter im Reg be 
. Merfeburg beſchloſſen und verordnen deshalb auf den Antrag Unſeres Staats-Min. wie folf 


Gewerb⸗ und Handeltreibenden der Stadt Halle und zwei durch die Gewerb⸗ und Hu 


liche Gewerb⸗ und Handeltreibende der zur Handelstkammer gehörigen Gemeinde ⸗ Bat 
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alljaͤhrlich aus ihrer Mitte. - Dem Lundrathe des Kreifed bleibt jedoch vorbehallen. m 
Sigungen beizumohnen, und er führt atsvann darin den Vorfig. Wenn die Reg. ci fü 
angemeifen erachtet, Berathungen über einzelne Gegenſtände unter befonberer Aelıy 
hatten zu. loflen, jo ernennt fie dazu einen Kommiffar, welcher in ſolchem alle die Eis 
anberaumt und darin den Vorfig führt. 

8..5. (Gleichlautend mit $. 5 des Statut für Erfurt.) » 

II Geſchäftékreis. 

88.69. (Gleichlautend mie 83. 6-9 des Statutd für Erfurt.) 

8. 10. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find fänmlic 
Handel und Gewerbetreibende des Kreiſes Hagen berechtigt, welche eine Geiverbeitr 
dom Handel mit faufmännifchen Rechten entrichten. 

8. 11. (Gleichlautend, wie 8.11 des Statuts für Erfurt; jedoch ſtatt »Dberbün 
meifter« heißt ed: »Landrathe. | \ 

88. 12-16. (Gleichlautend wie 88. 12—16 des Statuts für Erfurt.) 

8. 17. Der Betrag ded etatsmäßigen Koftenaufimandes wird auf die ftiminberehift 
Bewerb» und Handeltreibenden nad) dem Fuße der Gewerbe⸗Steuer veranlagt un x 
Gemeindekaſſe am Site der Handelöfammer übermiefen, um daraus in den Brenz m 
Etats auf die Anmeliungen der Handeldfammer bie Zahlungen zu leiften und dank 
beiondere Rechnung zu legen. Die Rechnungen werben von der Handelbkammer fl 
geprüft und abgenommen. ' | 

8. 18. Sofern die Ctadigemeinde Hagen nicht im Stunde ift, die für die Sihung 
der Hundelöfannmer eiforderlichen Räume in den vorhandenen Gemeindelokalen aujum 
fen, oder ein anderer VBerfammiungsort gewählt werden möchte, hat die Handelötunm 
ſeibſt für ihr Lokal zu forgen: \ 

88. 19 und 20. (Gleichlautend, wie 88. 19 u. 20 des Statuts für Erfurt.) 

8. 21. Die Handelöfammer erhält ein von dem Min. ded Handels zu befthnmenn 
Siegel. Ihre Auöfertigungen erfolgen unter ber im 8.1 beſtimmten Firma und müjlen ir 
dem Borfigenden und mindeftend einem Mitgliede unterzeichnet werben. 

8. 22. (Gieichlautend, wie 8.22 de6 Statuts für Erfurt.) (8. ©. 1844, ©. 67) 


4) Statut v. 18. Okt. 1844 für die Handelöfammer der Stadt Halle m 
der Saalörter im Reg. Bez. Merfeburg. | | 
Wir Friedrih Wilhelm ac. 2c. haben aur Beförderung der Gewerbe und des Handen 











I. Organifation. Umtlihe Stellung. , 

8.1. Es wird für ble Stadtgemeinden Halle, Wettin und Alsleben, fo wie für 

Landgemeinden Kröllwig, Rothenburg und Salzmünde, im Meg. Bez Merſeburg, 

Handelskammer errichtet, welche ihren Sitz in Halle hat und den Namen » Handelöfa 

der Stadt Halle und der Saal-Derter« führt. Diefelbe ift zunächft der Reg. zu Meet 
untergeordnet. | | 

— Zahl der Mitglieder. 

8. 2. Die Handelskammer befteht aus neun Mitgliedern, von denen fieben burdN 


treibenden der anderen Saat«Derter, nah Vorſchrift der 88. 10—12 gewählt erben: 
In gleicher Weiſe werben drei Stellvertreter, und zwar zwei von ben Gewerb⸗ 
Handeitreibenden ber Stadt Halle und einer von den Gewerbe und Handeitreibenden # 
anderen Eaal-Derter gewählt. Die Stellvertreter find beftimmt, bei Verhinderung ow 
beim Abgang einzelner Mitglieder deren Stelle einzunehmen. 
88. 3—9. (Bleichlautend, wie 88 3—0 des Statuts für Erfurt.) 
8.10. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertteter find (dm 


berechtigt, welche in den @etwerbefteuer-Kiaffen A. und B. eine Gemerbeftener von wink 
ftens zwölf Thalern jährlich erlegen. 

8. 11. (Gleichlautend, wie 8. 11: ded Statuts für Erfurt.) hr 

8. 12. Aus der Handelöfammer tritt Jährfich ein Dritttheit der Mitglieder, fo ie n 
Stelivertreter auß, und wird durd) aridermeite Wahl erſetzt. 8 ſcheiden aus: Im 
Jahre 3 Mitglieder und 1 Stellvertreter aus Halte; Im zweiten Jahre 2 Mitglieder en 
I Stelivertreter aus Halte und ein Mitglied aus den übrigen Bemeinven ; im iten Joh! 
2 Mitgtieder aus Halle und 1 Mitglied und 1 Stellvertreter aus den andern Bene 
Der Austritt der Einzeinen am Schluß des erften und zweiten Zahres wird durch dad) 
beftimmt. Die Austretenden find wieder wählbar. u 

88. 13—16. (Bleichlautend, wie 88. 13-16 ded Statuts für Erfurt) 

8. 17. (@teichtautend, wie 8. 17 des Statut für Hagen.) | 
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8. 18. Cofern.bie Stadtgemeinde Halle nicht im Stande iſt, die für bie Sitzungen 
Handelkammer erforderlichen Räume in den vorhandenen Bemcinde- Lokalen anzu⸗ 
en, oder. ein anderer Verſgmmlungdort gewuͤhlt werden möchte, hat die Handelskammer 
t für ihr Lokal zu forgen. , 

88.19 u. 20. (Gleichlautend, wie 88. 19 u.20 des Statuts für Erfurt.) 

88.21 u. 22. (Gteichlautend, wie 88. 21 u. 22 des Statuts für Hagen.) 

(8. ©. 1844, ©. 671.) u , | 

I, Die Bildung von Ausfhüffen und Kommiffionen jur Er— 
erung der gewerbilhen und Arbeitöperhältniffe 

ER. de: Min. für H. ©. u. Öff. Arb. (vd. Patow) v. 11. Mai 1848 
fümmtl. 8; Reg,, betr. die Bildung von Audſchüſſen und Kommiffonen zur 
rterung der -gewerblidyen und Arbeitäverhältniffe, | 

Der 8. Reg. wird die⸗ belfolgende Bekanntmachung (a.) in Betreff der Bitbung von 
ihüflen und Kommifflonen zur. Erörterung der geweiblichen und Mrbeitöverhältniffe 


m Auftrage zugefertigt, dieſelbe im nächften Stücke Ihres Amtoblattes abdruden 
a el. \ ‘ 


Anl. a. Ä 
anninahung d. 8. Mai 1848, betr. die Biidung bon Ausſchüſſen und Kommifflouen 
die Erörterung der Verhältniſſe zwiſchen den Bewerbetreibenden und ben von ihnen 

beipäftigten Mrbeitern. 

Die bedrängte Zage der Beiverbetreivenden und ber von ihnen befchäftigten Arbeiter, 
en Erwerb durch das Zuſammentreffen verfchiedener Umftände beeinträchtigt iſt, nimmt 
enfe Fürforge der Bteg, in Anſpruch und macht es nothivendig, den Herboriretenden 
belflünden mit vereinten Kräften entgegenzuwirken. , 

So dringend dad Verlangen nad Abhülfe ift, und fo zahlreiche Vorfdläge dazu ge⸗ 
ht worden, fo große Vorſicht gebietet das eigene, in Zeiten der Bedrängni leicht ver⸗ 
nie Inteicffe der Betheltigten. Durch einfeitiged Eingreifen in beftchende Zuſtände 
un dem Mangel an Johnender Beſchaͤftigung unmöglich abgeholfen werden. Die Ver- 
Inifle zwiſchen den zahlreichen Arten der gewerblihen Produftion und den zu ihrer . 
terftügung und VWerwerthung unentpehrlichen Handelägefchäften, zwiſchen Kapital und 
beit, jo wie zwiſchen Den Arbeitgebern und Mrbeitern, ftehen unter ſich in einen unzer⸗ 
anliden Zufammenhunge. Keine der Bedingungen, auf welchen der Betrieb der einzel, 
1 Öctverbe beruht, fanı zu Guuſten eines Theild aufgehoben oder abgeändert werden: 
Ne nad) anderen Seiten hin viele damit in Verbindurg ftehende Geſchäfte zu ftören, 
d manche fcheinbar nahe Hegerde Maßregein, welche von dem Standpuntte beftimmiter 
licher Verhaͤltniſſe oder einzeiner Gewerbe aus heilſam erfcheinen, find bennod) unaubs - 
tar, wel ſie die gleicyberechtigten Intereſſen anderer Orte oder verwandter Beiverbö- 
d Handelözwwelge verlehen, oder meil fle mit dein Gemeinwohl aller übrigen Staatsbür- 
16) nicht vereinigen laffen. Wollte jede Kaffe der Bewerbetreibenden bad Mittel zur 
beferung ihrer ge nur darin ſuchen, daß der Kohn ihrer Arbeit auf Koflen anderer 
öht und jede Midewerbung auögefchlofien werde fo könnte die hieraus folgende gegen- 
fige Veſchräntung der verfchiedenen gewerbjihen Thätigkeiten keinesweged die Lage aller 
kihtern, fondern fie würde unfehlbar die ®elegenheit zur Arbeit im Ganzen berinindern 
I'd mit der Hemmung des allgemeinen Verkehrs aud auf die gefammte @ewerbfamfeit 
heilig zurüdwirten. | B 

Die beftehenden Mißverhäftniffe And in Ihren Urſachen und Wirkungen fo verſchie⸗ 
nnrtig, bap die Mittel zu ihrer Weeitigung ſich übertviegend nad) den örtlichen Verhält- 
in und nad) den Eigenthümlichkeiten der betreffenden Gewerbszweige richten müffen.. 
„Cin großer Theil der zwiſchen de Arbeitgebern und Arbeitern entftandenen Miß⸗ 
ligteiten fann nur durch freiwillige Vereinbarung beider Theile über- die tünftige Feſt⸗ 
ung ihres negenfeitigen Verhältnifies gehoben twerben. _ 

nderen Mebeiftänden ift durch Örtliche Einrichtungen zur Erhaltung des Nahrungs- 
Nded, zur leichteren Erörterung und Entſcheidung der vorlommenden Streitigfeiten über 
Miahlungen, über den Austritt aus der Arbeit-2c., zur Nachweiſung von Befchäftigung 
» 4u ähnlichen Iivedten zu begegnen. | u 
dlich kann ſich das Bebürfniß allgemeiner geſetzlicher Anordnungen zur zeitgemäßen 
„arfaltung gewerblicher Zuftände herauöftellen. Derartige Anordnungen bebürfen einer 
nolichen Ermfgung nicht-Hlos für ſich, fondern auch hinſichtlich ihrer entfernteren Eins 
ei Auf die Geſammtheit, und e8 Tann damit ohne borgängige Anhötung aller Be⸗ 
Mi Aenchen Jo wenig, wie ohne Zuſtimmung ber fünftigen Volfövertretung borgegan« 
Von der Ueberzeugung auögehend, dab die felbftihätige Mitwirkung derjenigen, 
"he das gemeinfante Weber empfinden, die beften und ſicherſten Mittel zu deſſen Hebung - 
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gemeinſamer Auoſchüſſe nicht vereinigen, iſt ihnen die Wahl gefonderter Wertreter u 


. Abgeordneten des Dagiftrats in Wirkfamteit. 
j 






























64 Die Drgaiifation der Behörben der Beiverbe:Rolizel. 


darbieten wird, und daß vor allen Dingen eine genaue Kenntniß und Erörterung ber im 
handenen Uebelſtände erforderlich Äft, um über die Möglichkeit ihrer Beleitigung rin k 
ründefe8 Urtheil fühen zu können, hält fih das unters. Min. der Beiſtimmung ia 
ewerbe⸗ und Arbeiterftanded berfichert, wenn e8 zu jener Mitwirkung In nadjfichake 


Weiſe auffordert: 

. 1) 2ofalausfhüffe, 
Sn denjenigen Orten und Diftriften, wo unter einzelnen ober mehreren Alafın 
Gewerbetreibenden bie Deieifigung ſchädlicher Gewohnheiten oder Mißbräuche als nt 
wendig erfannt oder Dad Beduͤrfniß veränderter Einrichtungen im Bereiche Ihrer Brite 
tigung gefühlt wird, mögen die durch gleiche Intereffen verbundenen Urbeitögeber (fir 
fanten oder Meifter) mit den bon ihnen befchäftigten Arbeitern ( $abrifarbeitern, Se 
und Gewerbegehülfen) zur Wahl von Ausfchüffen aus ihrer Witte (in der Zahl vorid 
bis zehn Mitgliedern) zufammentreteh, welche beffer als größere Verfanmmlung # 
Stande find, die vorhandenen Mängel zu unterfuchen, die ekwäigen Streitfragen ie 

ſtellen und bie zur Abhülfe geeigneten Maßregeln vorzuſchlagen. 
Es bleibt dem Ermeſſen ber Gewerbetreibenden und Arbeiter überlaſſen, melden 
fchiedene Ausſchüſſe fie bilden wollen, und mo ſich bie Arbeitgeber und -Arbeiter zur 


nommen. In dem obengedadhten Falle müffen die Ausſchüſſe der Arbeitgeber mit m 
ber Arbeiter in Verhandlung treten, um bie nöthige Vereinbarung über die gegenkiii 
Anforderungen herbeizuführen. | 
Die Kommunaibehörden haben fi) überall der Leitung der Verhandlungen zu un 
ziehen und, wenn es ſich um Ausgleichung vorübergehender Mifhelligkeiten handelt, I 
Bermittelung zur fofortigen Beſeitigung der Störungen eintreten zu laffen. Sie iin 
rufen, die Angehörigen ihrer Gemeinden über die geſetzlichen Vorſchrifien, melde bei 
Behandlung der verjchiedenen Anträge berückſichtigt werden müffen, zu befehren una 
Zuziehung der Antragfteller zu erörtern, volefern durch adminiſtrative Anordnungen M 
durh Enichtung bon Ortöftatuten auf Grund der 88. 168, 169 der @eiverbedrdt! 
17. Jan. 1845, eine den Bebürfnifien entiprehende Ordnung ber geinerelichen Verhältrik 
“erreicht werden fann. Die hierauf gerichteten Anträge, imgleichen biejenigen Voiſchät 
weiche eine Aenderung der beftehenden Geſetzgebung in Ausſicht nehmen, find der watt! 
bezeichneten Bezirkoloinmiſſion des betr. Reg. Bez zur weiteren Veranlaſſung einzureiäß 
- 2) Bezirkskommiſſionen. g 
In jedem Reg. Bez foll unter der Zeitung eines oder mehrer Mitglieder der M 
-eine Bezirkötommilflon aus Arbeitgebern und ‚Arbeitern des Bezirks gebildet wi 
meiche dazu beftimmt ift, der von den Lofalauöfchüffen und Ortsbehörden eingeht 
Anträge zu prüfen, deren Erörterung zu vervoliftändigen und die in Ihrem Bezht gel 
melten Unterlagen für allgemeine Anordnungen zur weiteren Entſcheidung vorzuberd 
Die Bezirfötommiftonen bilden ſich aus Abgeordneten der zu 1. ermähnten Aust 
Ueber die Zahl ihrer Mitglieder und über deren Auswahl bleiben die näheren Beſtimum 
gen vorbehalten, damit die in den einzelnen Steg. Bez. fehr verfchiedenen Verbaltt 
der Fabrifation und der Gewerbe bei der Zufammenfeßung der Kommiſſtonen berühätf 
werden fönuen. | ’ \ 
Für die Stadt Berlin tritt eine befonbere Bezirkokommiſſion unter dem Vor! 


3) Centralkommiſſion.“ 

Unter dem Vorfiße des Chefs de8 Min. wird eine Eentrattommilfion gebildet, u 
ſich hauptſächlich mit der Prüfung ber durch die Lokalausſchüſſe, durch die Oriobeh 
und durch die Bezirkokommiſſionen noch nicht erledigten Fragen zu beſchäftigen hal. 
befondere wird dieſelbe allgemeine feglölative Anordnungen zur Beförderung ber ® 
ſamkeit und zur Verbeflerung der Zage der arbeitenden Klaffen in Erwägung nehmes 
welchem Zivede ihr alle dahin gehörigen Anträge und Vorſchläge zugehen. Auf 
bleibt der Gentralfommiifion vorbehalten, die Berathungen der Bezirtöfommifflonen en 
durch leßtere die Verhandlungen ber Lokalausſchüſſe zu leiten. 

Es wird beabfihtigt, in die Gentraffommilfton, weiche aus mehreren Mothellen“ 
befiehen wird, ſachtundige Vertreter verfchiedener Induſtriezweige des Landes, und nr 
ſowohl aus der Kaffe der Fabrikanten und Meifter, wie aus der Klaſſe der Fabrifarbe " 
Befellen und Gerverbegehülfen, zu berufen. Die Zahl diefer Vertreter und die a m 
Wahl fann erfi nach eriangter.lieberficht über die Zahl der in den Provinzen öl 
Ausfhüffe und über die Ausdehnung der von diefen vertretenen Gewerbe fertgefeht 17 9 

In Berlin hat die Bildung von Ausſchuͤſſen nad) den oben zu 1.angebentelen — 
fägen unter der vermittelnden Einwirkung des Magiſtrats zur gütlichen Beilegung 
facher Streitigfelten geführt, welche zwiſchen Arbeitgebern und @eiellen oder debtilu 
tern entftanden waren. Daneben find theils durch die hierüber gepflogenen Berandlungf 


N 
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is durch zahlreiche bei den Gentratbehörben egangene Seſuche und Anträge bie 
htigftien ber zu einer näheren und umfaßenden Erörterung geeigneten Begenftände zur 
wache gebracht, über welche auch die Wernehmung, ber an andern Orten zu mählenden 
sihäfe und der Bezirtöfommilftonen von Nugen fein wird. Aus diefen bereits vorlies 
aben Materialien follen mit Zuzichung fachtundiger Mähner aus dem Beiverbeftande 
verzüglic, beftimmte Fragen auögefondert und biefe den ermähnten Ausfhüffen und 
— zur qutachtiihen Aeuherung Borgeicgt werden, um der font zu beforgegden 
solitierung der Beralhungen vorzubeugen. Die freie Erörterung jeder anderen für 
yeblich eradhteten Frage wird hierdurd) nicht außgefchloffen. 

Indem dad Min. den Wunſch ausfpriht, dag ihm die Unterſtützung aller wohlden - 
"ben und befonnenen Gewerbetreibenben zu Theil werde, hofft daſſeide. dab zur Hebung 
$ Berfehrs nothwendige Vertrauen auf elue beffere @eftaltung der Arbeitöverhättniffe zu 
eben und den von alle iten erhobenen Anforderungen, fo weit 8 überhaupt möglich 
Galung zu verſchaffen, fo weit aber dies nicht geſchehen kann, menigftend bie Ueber⸗ 
iqung zu begründen, daß die Berüdfihligung der unerfällt bleibenden Wünfche entiveber 
t ven eigenen Interefien der Antragfieller oder mit dem Bemeinwohl nicht vereinbar 
amürde. Berlin, den 8. Mai 1848. 5 

Min. für Handel, Gewerbe und Öffentl. Arbeiten. v. Patow. 

Win. Br. 1848 €. 168 Nr. 163.) 





Fünfter Abſchnitt. 
Die Gewerbe: und Handels: Gerichte, 


Erfter Titel, 
Die Gewerbe-@eriäte. \ 


1. Ja der Rheinprovinz. \ 

In diefer Prodinz MM durch Die Franzdſiſche Befebgebung dad Infitut ded 
tath8 der GewerbeverNändigen (conseil des prud’hommes) eingeführt 
vorden. Der Rath der Betwerdeverftändigen if eine Behörde, deren BGeſtimmung 
hin geht, alle zwiſchen Kabritunternehmern, Auffehern, Weiſtern, Gefelen und 
"hrlingen borfallenden Streitigfeiten jo diel ald mödgli, auf dem Wege der 
Führe zu ſchlichten und wo dieß nicht moͤglich in, mittelft eined ſummariſchen und 
ihtloßfplellgen Verfohrend zů entſcheiden. Die Mitglieder find vom Kabritans 
ande, und werden von diefem Etande nad beftimmten Vorſchrifien gemählt. 
Ele ctlennen did 100 Franken ohne Berufung, und bei widtigeren Gtreitgegens 
fünten gebt Die Berufung an das Handelögeriät. 

„Eine der Hauptobllegenheiten bed Math6 der Geiverbeberfändigen iſt, daß 
Figeolhum ded Sabritzweigeß zu fihern. Er flelt auch auf bie bei ihm anges 
tahten Rlogen, bie Uebertretungen der Gefehe und Meglementb, fo wie die von 
m rdeitern derübten Entiwendungen und Weruntreuungen feſt, and reicht Die 
kotofole darüber bei der betr. — ein. 

‚Er ift ferner befugt, jeded Vergehen gegen die Ordnung und Dibciplin der 
Mätte und jeded grobe und ungeziemende Betragen der Lehrlinge gegen ihre 
fer zu beftrafen, und zwar mit einer Gefängnißfirafe, weiche die Dauer von 
Lagen nicht überföhreiten darf. . ' 

Die olgemeinen Verfügungen bed oonseils des prud’'hommes, betr., näms 

über Ihre Zufammenfegung; über die Wahl ihrer Mitglieder, über die Attribus 

Yang Rokeglums und äber die Art ded Verfahrens find in folgenden @efehen 

ten: 


‚D dem G. 0. 18. Märg 1806. (Bulletin 83); 

19) dep Dekret d. 11. Juni 1809. (Bulletin 240 Nr. 4450). Died Dekret 
» Murde jedoch in Folge ber Verf. d. 20. Febr. 1810, wegen eined einge, ı 
AR NHudenen Ierthums, nochmals abgedrudt. (Bulletin a Rr. 5254.) 
UVLBBL- 
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3) dem Dekret v. 3. Aug. 1810. (Buelltin 307 Nr, 5843.) 
Indeß IR die Ausführung dieſer Einrihtung nicht allgemein in alı 
Städten zu Stande gelommen. 
Für den Rath der Gewerbeverftändigen zu Köln wurde mittel 8. D.1 
27. April 1830 1) „und für die Mäthe der Gewerbeverftändigen zu Aachen un 
Burtfheid mittelſt K. D. v. 18. Dec. 1833 2) eine anderweitige Zufamme 
fegung angeordnet. ' 
g . Kür den Krei® Gladbach wurde mitteln X. D. v. 14. Non, 1835°) 6 
befondered Fabrikengericht errichtet, für welcheb die allgemeinen Gefehe üb 
die Näthe der Beiverbeberftändigen maaßgebend find. 
Demnädft erging Über diefen Begenftand bie nachſtehende V. v. 7. du; 
1846, betr. die Beiwerbegerihte in der Rheinprovinz. 
Wir Friedrich Wilhelm 2c. ac. beftimmen auf den Antrag Unferer Min. der Fin. u. x 
J. daß die in der Rheinprovinz beftehenden Fabritengerichte und der Rath der Gewelbe 
berftändigen zu Machen fortan den Namen: «Königlihe Bemwerbegerichte« führe 


ollen. 

Zugleich) berorbnen Mir in Betreff ber Kompetenz und bes Verfahrens dieſer Cerich 
ber Ergänzung und unter Abänderung der betr. Vorfchriften ded ®. v. 18. März 1666 u 
zur Defrete v. 11. Juni 1809, 3. Aug. 1810 und 17. Der. 1811, was folgt: 

s Die Kompetenz der Gewerbegerichte in Bezug auf Yabrifarbelter (onvrien 
fol fünftig nicht mehr lediglich durch das Verhältnig der Dienftabhängigtelt begrün 
werden, in weldyem biefe Arbeiter bei der Betrieböftätte bed Zabrifanten ſtehen, bielmtk 
ſollen auch diejenigen ald Arbeiter im gejeblichen Sinne betrachtet werden , welche oit 
Dienftabhängigfeitöverhältniß, außerhalb der Betrieböftätte, mit eigenen ober fremde 
Werkzeugen und mit oder ohne Verwendung von Zuthaten, die ihnen bon Yabrifante 
gegebenen Mohftoffe oder Halbfabrifate zu Waaren für das Handelsgeſchaͤft bereit 
gegen Bezahlung verarbeiten. 

8.2. Zur Bültigkeit der Beſchlüſſe und Urtheile ber Gewerbegerichte Ift im der Ne 
bie Anweſenheit von zwei Dritthellen der Mitglieder erforderlich. 

Unfere Min. der F. und der 3. find aber ermächtigt, die befchtußfähige Zahl ie 
Richter für jeded Gewerbegericht, welches darauf anträgt, bauernd bis auf fünf zu vermi 
dern, menn die Wirkfamfeit des Gerichts dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Zur Gültigkeit des auf Entlaffung des Sekretärd gerichteten Beſchluſſes iſt Reid?! 
Anweſenheit von zwei Drittheilen der Mitglieder erforderiih. | 

8. 3. Die Urfohriften der Erkenntniſſe und Beſchluͤſſe Ber Bemwerbegerichte find u 
bemjenigen, unter befien Vorflt fie erlaffen und bon dem Sekretär, fämmtiiche Ant 
gungen aber von dem Selretär allein zu unterzeichnen. 

8.4. Der Kläger ift berechtigt, den Verklagten, welcher auf bie ſchriftliche Aufn 
rung des Sefretärd vor der Vergieihötammer nicht erſchlen, fofort mittelft einer, burd) du 
Gerſchtsvollzieher zu behändigenden Urkunde vor das Bemwerbegericht laden zu laflen. | 

Für die Behändigung ber ſchriftlichen Aufforderung des Sefretärs ift an derſenlzee 
welcher fie beroirft, wenn die Beftellung am Sie des Berichts erfolgt, eine Gebühr d° 
zwei Silbergrofchen, wenn außerhalb derſelben, von zwei Silbergroſchen ſechs Pfennik® 
bon den Partheien zu entrihten.. (G. S. 1846 ©. 403.) 


IL In den übrigen Zanbestheilen. | 
A, Aeltere Einrihtungen. 
1) In Berlin mwurben früher bie Streitigkeiten zwiſchen Fabritunternd 
mern und Ürbeitern von dem Magiftrate verhandelt und entfcyieben, Di9 I 
Gerichtoharkeit in diefer Beziehung durch eine K. D. v. 4. April 1755 dem Pol⸗ 
zeidirektorium übertragen wurde. Ein Reglement darüber erging untere 
23. Dec. 1792. — Durch die Inftr. v. 30. Juli 1799 wiirde eine befondt, 
Deputation des Manufalturs und Kommerz» Roflegiumb errichtet, welder M 








) Lottner's Samml. Bd. 3 Ar. 030 ©..346. y 
2) R. des Juſt. Min. Rhein⸗Prov. Nr. 52 Fol. 111. 
®) u. 9 D, Fol. 161—165. 
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Inſtr. aller Einiiprogeffe in Kabrifen-Ungelegenheiten und der Kontrabentiondfadyen 
egen Fabrifengefeße und Neglementd Übertragen wurde, wogegen die Abfaffung 
er Grienntniffe dem mit dem Bolizeidireltorium verbundenen Fabrifengerichte 
erblied. Died Ichtere wurde im I. 1809 aufgehoben und es ging die betr. 
jerihtöbarkeit gänzlih an dad Stadtgericht, refp. deffen Crim. Depat., über. 
durch dad Regl. v. 4. April 1815 endiich wurde ein Fabritengeriht für 
ie Stadt und dıren Bezirk als Deput. ded Stadtgerihtd angeordnet. 

Vergl. dad Nähere hierüber in Starke'd Darfiellung der beflehenden 
krihtöverfaffung im Preuß. Staate, ©. 160—162. 

2) Auf dem erfien Weſtphäliſchen ProvinzialsLandtage wurde ber Ans 
rag geficht, in einigen Etädten des Weg. Bezirks AUrndberg Fabrikengerichte 
u erihten. Hierauf ging die Staatöregierung Infofern ein, ald zwar feine 
deſonderen Berichte, wohl aber befondere Deputationen bei den Gerichten 
der betr. Städte gebildet werden folten. Die näheren Beſtimmungen Darüber 
rot dad Allerhöchſt vollgogene Regl. v. 26. Nov. 18297), bei welhem dad 
gl. d. 4. April 1815 für dab Kabritengeriht zu Berlin zum Grunde gelegt 
purde. 

Es find dergl. Fabriken⸗Deputatlonen für mehrere Weſtphäliſche Berichte 
namentlich zu Altena, Hagen, Iſerlohn, und die Kreiſe Lüdenſcheid 
nd Siegen) auch wirklich zu Stande gelommen. | 

Bergl. dad Nähere hierüber in Starke's Darftellung der befkchenden 
jetichtöberfaſſung im Preuß. Staate, S. 162—163. | 

B. Gegenwärtig beftehende Geſetzgebung. 

Die Einridjtung der Gewerbegerichte für diejenigen Landedtheile, in wel⸗ 
un nicht dad Fran zöſiſche Recht gilt, beruhet gegenwärtig allgemein auf ber 
aöftehenden 8. v. 9. Febr. 1849 über Die Errihtung von Gewerbes 
erigiten. 

Wir Friedrich Wilhelm 2c. 2c. verordnen auf den Antrag Unſeres Stantömin. und 
uf Grund des Art. 105 der Verfaffungsurtunde für den Umfang Unferer Monarchie, mit 


wöihluß des Bezirks des Appellationd-@Berihhtöhofes zu Köln, für welchen eine Reviſion 
et beftehenben Geſetzgebung vorbehalten wird, was folgt: | 


Erſter Abſchnitt. 
Errichtung und Beſtimmung ber Gewerbegetichte. 

8.1. Für jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs 
eh dedürfniß zu einem @ewerbegerichte obwaltet, ſoll, auf den Antrag von Gewerbetrei⸗ 
teoden, nach Anhörung ber gemerbicen und kqufmaänniſchen Korporationen und ber 
emeindebertueter, ein ſolches Gericht, nach Einholung Unſerer bejonderen Genehmigung, 
tet werben. Ä Ä 

8.2. Das Gewerbegericht erlebigt Im Wege der güttichen Bermittelung, oder nöthi- 
enfalls durch Erkenntniß die Streitigkeiten der felbifländigen @erverbetreibennen mit 
hren Geſellen, @ehülfen und Lehrlingen, ingleichem bie Streitigkeiten derjenigen, welche 
tohfloffe oder Haibfabritate zu Waaren für den Handel verarbeiten laſſen (Fabritinha- 
et, Faktoren, Ausgeber, Verteger), mit ben von ihnen befchäftigten Wertjührern ‚uud 
jübrifarbeitern, fowie ihren Fabriffehrlingen und Yabrifgehülfen, ſoweit der Etreit auf 
en Antritt oder die Wuflöfung ‘des. Arbeitd- oder Lehrverhäitniſſes, auf die gegenfeitigen 
tiftungen während der Dauer beffelben, ober auf ſolche Auſpruͤche ſich bezieht, weiche aus 
tm Arbelts⸗ oder: Lehrverhäumiſſe herrühren. z W 

Us Fabritarbeiter find nicht bios Diejenigen anzuſehen, welche in der Betrieböftätte 
häftigt werben, fondern auch viefenigen, weiche außerhaib ber Betrieböftätte mit eige⸗ 
en oder fremden Werkzeugen, mit oder ohne Verwendung von Zuthaten bie ihnen von 
fbritinhabern, Faltoren, Ausgebern ‚oder. Verlegern gepebenen Rohſtoffe oder Halbfabri⸗ 
ate zur Herſtellung von Waaren für das Weichäft.derjelben gegen Bezahlung verarbeiten. 
— — . \ 


)d. Kamps Jahrb. Bt.88.®. 369 ff. | | \ 5 
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$. 3. Der Gerichtöbarfeit bed. Gewerbegerichtes find alle Im 8. 2bezelchnele Pe 
unterworfen, melde: 
a) innerhalb des @erichtöbezirfs eine Betriebö- oder Wertftatt befiten, oder 
b) —5 — deſſelben Bezirts ald Fattoren, Ausgeber ober Verleger iht Gewerht 
üben,.oder 
e) für ſolche Vetricbö- oder Werfflätten ober für ſolche aftoren, Audgeber oder 
leger arbeiten, auch wenn fle außerhalb des @erichtöbegirtö wohnen. 

8.4. Die Mitglieder des Beiverbegerichts find zu einem Theile aus ber Klafı) 

felbftftändigen Hanbmerter, der Kabrifinhaber, Faktoren, Ausgeber oder Verleger. (Ar 
jeber), und zum anderen Theile aus ber Klaffe der Gefellen, Behülfen, Wertführer 
Fabrifarbeiter (Arbeitnehmer), auf bier Jahre, bon den, Im Berichtöbezirte wohn 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu wählen, 

Ihre Zahl foll nad) dem Umfange und nad) den gewerblichen Verhältulſa 
Gerichlobe irſs auf fünf, neun, dreizehn oder fiebzehn feftgefeht werden. 

Im erften Falle foll dad Gewerbegericht beftehen: aus drei Mitgliedern asll 
Kaffe der Arbeitgeber und gwel Mitgliedern aus der Kaffe der Arbeitnehiner; 

im zweiten Falle aus fünf Mitgliedern aus der Klafje ber Arbeitgeber und bier 
gliedern aus der Klaſſe der Arbeitnehmer; 

Im dritten Falle aus fieben Mitgliedern aus der Klaffe der Arbeitgeber und fedt 
gliedern aus der Klaſſe der Arbeitnehmer; 

im vierten Falle aus neun Mitgliedern aus ber Klaffe der Arbeitgeber und achl 
gliedern aus der Klaffe der Arbeitnehmer. 

Der befondern Verordnung über bie Einfehung der einzelnen Gewerbegerlhe 
überlaffen, nad) ben örttihen Werhättntffen zu beftimmen, in weichem Ber 
halb der Kaffe der Arbeitgeber die Kabrifinhaber und felbftffändigen Kanbiverler 
innerhalb ber Kiaffe der Arbeitnehmer bie Behülfen, Geſeilen und Yabritarbeitt 
Vertretung finden follen. 

8.5. Für jedes Mitglied wird aus der Klaſſe, welcher beffelbe angehört, ein Ei 
bertreter gewählt, welcher, wenn das Mitglied vor bem Ablaufe feiner Amtszeit aubiext 
oder zeittveife an ber Ausübung de& Amtes verhindert wird, für bie noch übrige DunrY, 
Amtszeit oder für die Dauer der Verhinderung eintritt. If ein Etelivertreter ın%| 
Ausübung des Amtes verhindert, ſo wird einer ber übrigen Stellvertreter und IM 
zunädft aus derfeiben Kiafie vom Vorfigenden des Gewerbegerichteb einberufen. 

8.6. Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Steliverteirt © 
alte Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welche da8 vier und 3toanzigfte Lebensjahr zurüdgtf 
haben und jeit mindeftens fed)6 Monaten im Bezirke ded Gewerdegerichts tmohnen ovt} 
Arbeit ftehen, mit Ausnahme derjenigen: 

1) welche ſich nicht im Voligenuffe der bürgerlichen Rechte befinden, 

2) melde in Konkurs fich befinden ober ſich für zahlungsunfählg erftärt haben, 

3) weiche durd) einen Befchluß der faufmännifcen Korporation oder der Handels 
mer bon beren Mitgliedichaft Ausgefchloffen fd, 

4) meiche die faufmännifchen Mechte durdy ein redhtöfräftiged Erfenntnig bald 


haben, 
5) weldye wegen Ablohnung ber Yabrifarbeiter mit Waaren (88. 50 u. ff. ber ben 
nu 9. Febr. d. J) beftraft worden find. 

8 ähtbar find alle Wahiberechtigten, welche dad breißigfte Lebensjahr ur 
legt haben und ihr Gewerbe feit fünf Jahren betreiben. 

Werfonen, welche im zweiten @rabe mit einander bertuandt oder verſchwägen X 
welche Gefellipafter deffeiben Handels, Kabriten« oder Handwertögefchäfte find, Het 
nicht zu gleicher Zeit Mitglieder bed Berverbegericht6 fein. 

Die Mitglieder ded Gewerbegerichts für die Klaffe der Arbeitgeber ind von MI 
Arbeitgebern und die Mitglieder für bie Kaffe der Arbeitnehmer bon ben Arbeitnchmt 

u wählen. 
4 Glauben bie twahlberehtigten Arbeitnehmer in ihrer Klaſſe feine ausreichende Ju 
befähigter Mitglieder, welche die Vebingungen ber Wähibarteit erfüllen, au finden, fo IM 
bie Arbeitnehmer befugt, ihre Vertreter auß ber Kaffe ber Ürbeitgeber zu hoählen. 

$. 8. Zur Seltung.der Wahlen ernennt bie Regierung einen Rommifjarius ober, mc 
die Gintheilung des Gerichtöbezirt in mehrere Wahibezirte erforbertich IN, mar! 





Kommiffarien. \ 1 
Jeder Rommiffarius beruft durch eine vierzehn Tage vor dem anberaumten Wahl 
mine zu erlaffende Befanntmachung bie Wahlberechtigten zur Wahlb: min 
8. 9. In jeder Gemeinde des Wahibrairts foll bie Kommunalbehörbe ein — 
der amı Orte wohnenden Wohlberechtigien aufftellen und mit Berüdjihtigung vb 
wen. Daffelbe it, wenn eine Wahl abgehalten werben fol, ſofen 


% 
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foigter Befannbunahung de Wahltermind acht Tage lag zur Einficht der Gewerbetrei⸗ 
nden, auözulegen. Während dieſer Friſt fönnen bie im Werzeichniffe übergangenen 
zahlberechtigten auf nachträgliche Einfchreibung ihrer Namen antragen. Lieber die gu— 
fügfeit eined ſolchen Antrages enticheidet Die Kommunalbehörbe mit Vorbehalt des Nefur- 
dom die Regierung. Durch die Einlegung des Mefurfed wird die Feſtſteilung des Ver⸗ 
ihnifles, weiches nad) Ablauf der erwähnten adhtlägigen Frift zu ſchließen und dem 
ommiſſärius zuzuſtellen Ift, nicht aufgehalten. 

8. 10. Rur die in den Verzeichniſſen der Kommunalbehörben (5. 9) eingefchriebenen 
Bahiberechligten werden bei der Wahlverfammiung zugelaffen. Abweſende können bon 
ren Stimmrechte feinen @ebraud) machen. 

Nah Eröffnung der Wahlverfammlung ernennt der Kommiffartus zwei Stimmen- 
mmier und einen Schriftführer. Die Wahi erfolgt durch Stimmenzettel nach abfoluter 
timmenmehrheit. Wird bei einer Abftimmung feine abfolute Stimmenmehrheit erlangt, 
find diejenigen beiden Kandidaten, weiche die melften Stimmen erhalten haben, zur 
ngeren Wahl zu bringen. Im Fall der Stimmengleichheit entſcheldet das Loos. 

Tas Vahlprotokoll iſt von dem Kommiſſarlus, den Stimmenſammlern und dem 
-oriftführer zu unterzeichnen und der Regierung einzureichen, welche die Wahlen, wenn 
ıbel vorſchriftsmaͤßig verfahren, und mern die vorgefchriebene Befähigung der Gewähl⸗ 
n (8. 7) außer Zweifel ift, betätigt. Für diejenigen Wahlen, weichen die Beſtätigung 
rfagt tolrd, ift eine nene Wahlverfammiung anzuberaumen. 

Ueber Beſchwerden gegen die Anorbnungen ber Regierung entfcheidet das Min. für 
antel, Beiverbe und Öffentliche Arbeiten. , 

Mit Begenftänden, welche nicht unmittelbar auf dad Wahlgeſchäft Bezug haben, darf 
d die Verſammlung nicht befchäftigen. | 

8. 11. Die bei der Einfegung des Beierbegerichtes ernannten Mitglieder und Stel- 
eitreter werden durch einen Kommiſſarius der Regierung bereidigt und eingeführt. 

Von den Mitgliedern feheiden am Ende ded zweiten Jahres aus: 

8) wenn dad Deierbegericht fünf Mitglieder hat, Ein Mitgiied aus ber Klaſſe der 
Arbeitgeber und ein Mitglied aus der Kaffe der Arbeitnehmer; 

b) nenn da8 Gericht neun Mitglieder Hat, zwel Mitglieder aus der Klaſſe ber Arbeit: 
geber und zwei Wiitglieder aus der Kiafle der Arbeitnehmer; 

c) wenn dad Gewerbegericht dreizehn Mitglieder hat, drei Mitglieder aus ber Kaffe 
ber Arbeitgeber und drei Mitalieder aus der Klaſſe der Arbeitnehmer; 

d) wenn daB Bericht ſiebzehn Mitglieder hat, vier Mitglieder aus der Klaſſe der Arbeit- 
geber und vier Mitgiieder aus ber Klaſſe der Arbeitnehmer. | 

Unter den zu derſelben Klaſſe gehörenden Mitglieder werden diejenigen, welche zuerſt 
ihſcheiden, durch das 2008 beftimmt. | 

Dit jedem austretenden Mitgiiede ſcheidet zugleich deſſen Stellvertreter aus. 

8 12, Bor dem Ausſcheiden der im 8. 11 bezeichneten Mitglieder und Stelvertreter 
id fpäter alle zwei Jahre; vor dem Ausfdeiden derjenigen, beren vierjährige Wahlzeit 
Yuft, find die zur Wiederbefegung ihrer Stelten erforderlihen Wahlen nad) den Beſtim⸗ 
tungen in ben 88 8, 9, 10 abzuhalten und zu prüfen. Nach erfolgter Beſtätigung diefer 
| un werben bie Gewählten durch ben Vorfigenden des Gewerbegerichts vereidigt und 


ngeführt, 

Die ausfheidenden Mitglieder können wieder gewählt werden, doc) find fie in den 
fen zwei Jahren die Wahl anzunehmen nicht verpflichtet. 

3.13. Die Mitglieder ded Gewerbegerichts verwalten ihr Amt unentgelllich; jedoch 
au den Mitgliedern aus der Kaffe der Arbeitnehmer eine im Negutativ feftzufegende 
Mihädigung gewährt werben. Ä 
Die Suspenfion der Mitglieder des Bemerbegerichtd vom Amte und die Entfernung 
ih demfeiben erfoigt in denjenigen Fällen, in welchen fle bei anderen richterlichen Beam- - 
n amt findet, nach dem für deren Suöpenflon und Amtöentfegung vorgefchriebenen 

fohren. | 

Außerdem tritt die Suepenfion und Amtsentſetzung ein, wenn ein Mitgtied des 
twerbegerichts oder eim Stellvertreter aus einem der im 8. 6 zu 1, 2, 3, 4, 8 erwähnten 
tünde die Befähigung zur Theitnahme an der Wahl der Mitglieder verliert. In den 
gedachten Fällen ift der Vorfirende des Gewerbegerichtes befugt, „ben Betheitigten 
t Ausübung des Amtes vorläufig zu unterfagen, er muß aber hierüber fofort an das 
Prellationdgericht des Bezirts Bericht erftatten, welches die Suspenflon zu beftätigen 


xt aufzuheben hat. 


8. 14. Nach der Einfegung des Gewerbegerichtes wählen. bie Mitglieder, nach abfos 
ter Eiimmenmehrheit, aus ber Klafle ber Arbeitgeber einen Vorfigenden und für deſſen 
häftsführung in Werhinderungdfäfen, einen Eteltvertreter, auf ziel Zahre. Die 
amen der Gewãahlten find der Regierung und dem Appellationdgerichte bes Bezirks an⸗ 
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zuzeigen. Bei ber Erneuerung jener Wahl, welche bon zwei gu zwei Yahrın nad da 
jedeömaligen Ergänzung ded Gewerbegerichtes (8. 12) erfolgt, find die früher Betoöhitn, 
fofern fie noch zu den Mitgliedern bed Gewerbegerichtes gehören, wieder wählbar. 

8. 15. Das Bemerbegeriht wählt nach abfoluter Stimmenmehrheit einen Geridtk 
frhreiber, welcher die Aktuariatsprüſung beftanden haben muß, und einen @erichtöbole 
‚weicher zugleich die Befchäfte des Exekutors verſteht. Diefe Wahlen find bei nadgenk 
fener Befähigung der Gewählten von der Regierung zu beftätigen. Ihre Bereidigun 
erfolgt durch den Vorſitzenden des Bewerbegerihtes. Die ihnen zu geroährenden Belt 
dungen find vom Beiverbegerichte vorzuſchlagen und bon der Megterung feftzufeßen. 

- 8.16. Die Belhaffung und Unterhaltung ber für dad Gemerbegeriht nölfla 

Geſchaͤftsräume liegt den Gemeinden ob, für welche das Gericht errichtet wird; dieſe hıba 
auch die Koften der erften Einyihtung ded Berichts zu beftreiten. Wo Staatögebirk 
entbehrlihe und für das Gewerbegericht geeignete Räumlichkeiten barbieten, werden tik 
dem &emerbegerichte übertwielen werden. Die Koften für die laufende Geſchäftefühm 
mit Einfchluß der Befoldungen des Berichtöfchreiber8 und bed Berichtöboten werden ın 
den eingehenden Gebühren und Strafgeldern und, ſowelt diefe nicht ausreichen, durhß 
träge der Gewerbetreibenden bed Gerichtöbezirts gededt. Die erforderlichen Beitraͤge 
bom Gemerbegeriht mit ®enehmigung der Regierung nad) der. bon diefer lehteren 1 
geftellten VertHeilungsgrundfägen audgufchreiben. Ihre Einziehung erfolgt nöthigenid 
durch Exekution im Verwaltungswege. | 


Zweiter Abfchnitt. 


Verfchren vor dem Bergleih8audfhuffe. 


8.17. Wer einen Anfpruch bei dem Gewerbegericht geltend machen will, hat at 
ben fehriftlich oder bei dem @erichtöfchreiber zu Protokoii mit Angabe des Namens un 
Wohnortes des in Anſpruch Benommenen, bed Klagegrundes und des beftimmt zu felm 
- den Antrad8 anzumelden. Der Gerichtöfchreiber ladet unter Mitthellung der Angehe 
des Klügerd den Verklagten ſchriftlich vor den Vergieihdausfhuß und bemachrichtigt di 
Antragfteller von dem anberaumten Termine. 

$.18. Den Vergieihdausfhuß bilden zwei Mitglieder des Beiwerbegerichts, 1 
welchen Einer zur Kaffe der Arbeitgeber, der Andere zur Klaffe ber Arbeitnehmer ge 


ren muß. | 

Der Gerichtöfchreiber verzeichnet die bei dem Bergleihdausfhuffe vorkommen 
Geſchaͤſte mit kurzer Angabe der Streitgegenftände in einem Protokollbuche. Das tb 
malige Brotofoll wird nad) dem Schluffe der Verhandlungen bon den beiten Mitglied 
des Auöfchuffed und von bem Gerichtöfchreiber vollzogen. 

8. 19. Erſcheint der vor den Vergieihdausfhuß geladene Verklagte nicht zur © 
gefeßten Stunde, fo wird fein Wusbleiben in dem Protokollbuche bemerft und aufs 
Antrag des Klägers eine VBorladung vor dad Gewerbegericht erlaffen. 

teibt der Antragfteller aus, fo wird fein Antrag für zurüdgenommen erate. 

8.20. Den erfchlenenen Bartheien hat der Ausfhuß nad) Ihrer Vernehmung ®r 
fchläge zur gütlichen Bellegung ded Streits zu machen. Es bleibt ihm überfaflen, 
Maafgabe der zur Stelle gebrachten Betveiömittel zu feiner Information Beweis zu F 
ben; er ift jedoch nicht befugt, Zeugen oder Sachverſtändige eidlich zu bernehma 
Eide aufzuerlegen. | 

8.21. Kommt über den ganzen Streitgegenftand oder auch nur über einen dA 
deffelben ein Vergleich au Stande, fo wird derſeibe in dem Protokollbuche niedergeiit 
ben. Die Barteien haben diejen Vermerk zu vollziehen und erhalten auf Verlangen dt 
fertigung der Verhandlung. - " 

Auf Grund eined vor beim Vergleichdaudſchuſſe abgefchlofienen Vergleichs fünn J 
Vollſtrecung der Exekution erfolgen. 

8.22. Soweil feine Vereinbarung zu Stande kommt, wird ber fruchtloſe Audfal M 
BVergleihungöverhandiungen im Protofollbuche verzeichnet und, auf den Antrag des u 
gerö, die Sache fofort an dad Gewerbegericht vermwiefen. N 

Es tönnen in diefem alle die Barteien unter ber im 8. 27 Mr. 4 und 8. 28 8 
enthaltenen Vertvarnung zur Verhandlung der Sache vor dem Gewerbegericht mündid 
beftellt werden, ohne daß es einer fohriftlichen Vorladung bebarf. 

8. 23. Erſcheinen beide Theile ohne borangegangene Vorladung vor dem Ausidu 
bamit diefer ihren Streit bermittele, fo wird über den Begenftand deffeiben und über in 
ma ein Vermerk im Protokoliduche gemacht und Im Uebrigen nad) ben 88. 20, 21° 

erfahren, | | 
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8. 24. Die, Koften des Verſahrens vor dem Gergleichtausſchuſſe fallen, wenn 
fr den Anfpruch des Klägerd ein Vergielch zu Stande fommnt, weiher u Koftenpuntt 
bt erledigt, jedem bon beiven,Theiten zur Hälfte zur Laft. 

Kommt e8,zwifhen den bor dem Vergleihäausichuffe erfhlenenen Parteien zu feir 
m Vergleiche, fo fallen die Koſten des Verfahrens demjenigen zur Laft, welchem die 
Mn de —— Verfahrens von dem Gewerbegerichte auferlegt verdem 

Bird die Vertoeifung der Klage an dad Gewerbegericht om Kläger nicht beantragt, 
Milder Antrag des Klägerd für zurädgenommen anzufehen (8. 19), jo trägt der Kl 
File eulflandenen Koften. R 

8.25. Für Streitigkeiten von Innungdgenoffen mit thren Oehülfen, Geſellen und 
hrlingen frilt das Wergleihungäverfohren vor einem Bergteihausichuffe der Innung 
die Stelle des im 8. 17 und {3 ertvähnten Verfahrens. 

Auf Orund eines dor dem VergleichBaußfchuffe der Innung abgeſchloſſenen Vergleiche 
u die Volifiredung der Ezefution erfolgen. 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren vor bem Bewerbegeridhte. 


8.26. Die zur Entſcheldung des Gewerbegerichts gelangenden Etreitigfeiten werden 
rem berfammelten Gerichte verhantelt. 

Der Berihtefchreiber beforgt die Worladungen zu biefem Verfahren. Ueber bie vor 
ee ‚dur Verhandlung fommenten Angel. führt derfelbe ein fortlaufendes 

rol . 

Dat Sigungaprotofof wird von dem Worfigenden und dem @erichtöichreiber bollzogen. 
u N. a erabung des Verktagten zur Klagebeantwortung und zur weitern Vers 

ng muß enthalten: 

1) Ne genaue Bezeichnung des Rechtsanfpruds mit Anführung des Namens, des 
Batnorteg und be& Geiverbed beider Theile; 

2 Bir affhniftiche Mittheitung der Rtage und Ihrer Bellagen;; 

3) die Kufforderung, in dem nad) Tag und Stunde beftimmten Termine in Perſon, 
oder im Falle ber Mbtvefenheit oder Kranfhelt durch einen, nach den Veltinimun- 
gen im 8. 5Q zufäffigen und mik fhriftiiher Vollmacht verfehenen Bevoltmächtig- 
fen die Rage boliftändig zu beanttvorten, die zur Begründung der Einneendungen 
tefimmterr Betoeismittel anzugeben und die vorzutegenden Urtunden im Origial 
oder in Abſchriſt mitzubringen ; " 

9) die Bedeutung, daß, wenn ber borftehenden Yufforberung nicht genügt werde, a 
den Antrag de erichienenen Klägers die In der Kiage angeführten Thatfachen 
dugeftenden, und die vom Kläger beigebrachten Urkunden für ancrtannt würden 
erachtet, und, was den Mechten nad) daraus folge, in dem abzufaflenden Kontumas 
talbefejeibe werde feftgefegt werden. 

8.28. Die Vorladung ded Klägers muß enthalten: 

Nie Benadhrichtigung von dem anberaumten Termine; 

2) Die Aufforderung, zur fergefehten Stunde in Verſon oder im Falle der Abweſen⸗ 
helt oder Krankheit durch einen nach 8.50 zuläffigen und mit fehriftticher Vollmacht 
derfehenenen Benoflmädtigten zu erfpeinen; a 

die Bedeutung, daß, wenn Kläger nicht erfcpeine ober fein Bevoltmächtigter den 
mungen im 8. 50 nicht genüge, bie Mften auf feine Koften würden zurücts 

gt toerben. 

8.20. Rach den in ben Borlabungen geteilten Verwarnungen wird verfahren, wenn 
!fie oder ber andere Theil in dem anberaumten Termine aubbleibt. 

‚dat dad Betverbegericht aus eigener Wiffenfhaft oder durch eine Vorſtelung der 
randten, Rachbarn oder Freunde des Werfiagten davon Kenntniß, daß derfelbe durch 
orenheit, ftoere Krankheit oder andere erhebliche Bründe verhindert fei, in dem anbe- 
min Termine zu erfcheinen, fo fann dur) einen Vefchluß ded Gerichts die Abfaffung 
eratumaglateftpeidee abgelehnt und ein neuer Termin zur Ktagebeantwwortung ange- 


Bl Teiner von beiden Theiten erſcheint, werben die Atten auf Roflen bes Klägers 


8.30. Gind beide Theile erfchienen, fo hat ber Verllagte bie Klage zu beantworten 
d feine Einwendungen anzubringen. Rad) Anhörung bed Kägers über dieie Einwen- 
Sara find Beiden Sehen Worfitäge zur güttihen Beilegung des Streited zu machen. 
nt cin Vergleich zu Etaube, fo wird bie darüber aufzunehmende Verhandlung von 
en vollzogen. Diefeiben erhalten auf Werlangen Ausfertigungen ber 















"des Rechtsſtreites auf befondere getverbliche Kenntniffe ankommt, fo iſt das Gert befugt, 


| vollſtaͤndig niedergefchrieben und dem bernommenen Zeugen borgelefen werden. 


" Zeugenaußfage in feinen weſentlichen Bunften bei Regiftrirung des Hergangs ber Berk 


Ausnohmoweiſe darf bie Entſcheldung wegen Weitläufigfelt der Sache bi zu einer ſpitmn 
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8. 31. Ergiebt ſich aus ben Erllaͤrungen der Parteien. daß es für die Enhſcheidung 


au feiner Information noch andere Sachverſtändige zuzuziehen und zu vernehmen, oder 
die Bartelen vor eined der Mitglieder oder vor einen der Stellvertreter, welcher dazu ver: 
möge feined Gewerbes geeignet erfcheint, zu verweifen, um Ihnen Vergleichsvorſchäge in 
machen, und im alle folhe nicht angenommen werden follten, einen gutachtlichen Beridt 
über ven Streitgegenftand zu erftatten. | 

8. 32. Ueber die zur Entfcheidung ber Sache erforberlihe Bemeisaufnahme hat dal 
Gericht, nachdem die Parteien über ihre etwaigen Einwendungen gegen die borgeihlagt: 
nen Zeugen und fonftigen Beweismittel nehört worden, Beſchluß zu faffen. Eind die ke: 
— zur Stelle, ſo kann der Beweis ſofort aufgenommen und das Urtheil gepi- 

en werden. 

Im entgegengefehten Kalle werden vie Parteien, wenn ſie anweſend find, müntk 
menn fie beveitö entlaſſen find, fchriftlich zu dem Termine, in welchem die Beweisaufnee 
erfolgen fol, mit der Verwarnung borgeladen, 

daß im Kalle ihres Ausbleibens in dem anberaumten Termine mit der Veiveldur 

nahme werde verfahren werben. Ä 


8. 33. Die VBernehmung ber Zeugen erfolgt durd) ben Vorfigenden vor verfamme 
tem Gewerbegericht. 

Die Zeugen haben Ihren Namen, ihren Stand oder ihr Gewerbe, Ihr Alter und ihm 
Wohnort anzugeben und zu erflären, ob und in welchem Grade fie mit den Parteien ver 
wandt oder verſchwägert find, und ob fle zu denfelben In Dicnft- oder fonftigen nöhın 
Verhättniffen ftehen. | ' 

Bei der Aufnahme des Zeugenbeweiſes kann ber Vorfißende an die Zeugen audı ie 
andere ald die zum Beweiſe geftellten Thatjachen zur Aufkläärung des Sachverhaͤlmiſt 
geeignete Kragen richten. | 

Die Parteien dürfen bie Zeugen nicht unterbrechen. Hält das Bericht ihre Gegenwen 
bei der Zeugenvernehmung nicht für angemeffen, fo müffen fie während derſelben abtrein. 


8.34. In Sachen, bei weichen die Appellation zuläffig ift, muß bie Zeugenaudiar 


Der Ziuge hat die aufgenommene Verhandlung, nadydem ſie von ihm genehmigt ort 
nad feinen nachträglichen Erinnerungen berichtigt worden, zu unterfchreiben ober, 
er bed Schreibens unfunbig ift, zu unterzeichnen, und ſodann bor dem berfammeln 
Gericht zu befhmwören | 

In Sachen, mo bie Appellation nicht zuläſſig if, genügt ed, wenn ber Inhalt 


lung furz angegeben wird. 

Die Abnahme des Zeugeneided erfolgt durch ben Vorſltzenden und iſt in dem Eihu 
protofolle zu vermerfen. 

8. 35. Eind die Zeugen durch Krankheit am Erfcheinen vor Bericht berhinderl,N 
erfolgt ihre vollſtändige und eidlihe Vernehmung durch einen Kommiffarius des Grm 
gerichts mit Zuziehung des Gerichtoſchreiberd; wohnen die Zeugen entfernt vom EikeM 
Gewerbegerichts, fo ift dad Ortögericht um Vernehmung derfelben zu requirtren. |; 

8.36. Der Beweis durch Augenfchein wird bon einem oder bon mehreren Mi 
bern. des Gewerbegerichts in Begleitung des Gerichtöfchreibers aufgenommen, mwelda® 
Befund zu Protokoll nimmt. — 

Das Protokoll wird von den Kommiſſarien und dem Gerichtsſchreiber vollzogn 

8. 37. Soll nad) dem Beſchluſſe des Berichtes eine Partel einen bon dem On 
angetragenen oder zurückgeſchobenen Eid leiſten, fo wird der Vorladung (8. 32) desiei* 
welcher den Eid zu leiſten hat, die Verwarnung beigefügt: 

daß im Falle ſeines Ausbleibens in dem Schwörungstermine angenommen werde 

tönne oder wolle nicht ſchworen, und daß hiernach das Weitere in dem Erleunſii 

werde feltgefeßt tverden. I . 

Bet der Aufnahme des Beweiſes durch ven Eid ift mie bei der Abnahme der Zeug? 
eide zu verfahren. 


8.38. Das Gericht erfennt fofort nad) erfolgter Beweisaufnahme in derſelben Situt 


Sitzung innerhalb der nächſten acht Tage ausgeſetzt werden. 

Die Koften des Verfahrens find in dem Ertenntniffe denjenigen zur Loft au In“ 
welcher in ber Hauptſache unterliegt. Hat der Kläger mehr gefordert, ats ihm guertut r 
wird, fo find die Koften von beiden Theilen, nad) einem billigen, dem Erge miffe ! s 
Nechtöftreites entiprechenden Verhäktniffe au tragen. . Säumtliche Koften tönnen dem” 
der Hauptfache Obflegenden auferlegt werben, wenn biefer die Annahme eined Ihm 
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Zuſtimmung des Gegners vorgeſchlagenen Vergleiches abgelehnt Hat, demnächſt aber durch 
dad PS nur ſoviel oder weniger, al8 ihm Im Wege des Vergleiches angeboten wor» 
den, erſtreitet. Ä 

Das Erfenntniß iſt mit Beifügung ber Bründe in dad Sitzungsprotokoll aufzunehs- 
men. Eine Ausfertigung defjelben muß ehem bon beiden Theilen nach den Beftimmungen 
img 47 zugeftelt werden. Ä / 


- Bierter Abfchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen über dad Verfahren vor dem Vergleiché⸗ 
Ausſchuſſe und vor dem Gewerbegerichte. 


8.39. Die Ordnung ber Sitzungen und ber Geſchäftsführung bei dem Vergleich⸗ 
ousihuffe und bei Dem Gewerbegerichte foll durch ein Regulativ beſtimmt werden, welches 
vontem Gewerbegerichte zu entwerfen und der Regierung zur Genehmigung einzureichen ift. 

8. 40. Die Sigungen des Gewerbegerichtes find hfenttic. Saͤmmtliche bei der ver» 
bandeiien Angelegenheit nicht betheiligte Perfonen müflen ſich jedoch entfernen, ſobold dies 
vom Vorſitzenden nach dem Beſchluſſe des Gerichtes angeordnet wird. 

8.41. Bei ben Verhandlungen vor dem Vergleichsausſchuſſe und vor dem Gewerbe⸗ 
serichte haben fich die Betheitigten in den Schranken der Mäßigung und der fhuldigen 
Ahtung.zu halten, und in gleicher Art haben alle übrige Antoefende jede Störung ber 
Verhandlungen zu vermeiden. Diejenigen, welche hiergegen verftoßen, find von dem Vor⸗ 
figenden an ihre Pflicht zu erinnern, und wenn biefe Ermahnung erfolgloß bieibt, iſt der 
Vorſthende befugt, die Entfernung des Ruheſtörers zu veranlaffen. Bei den. Verhandlun⸗ 
gen bor dem Vergieichsausſchuſſe hat das der Klaſſe der Arbeitgeber angehörende Mitglied 
die Befugniffe des Vorfigenben. > 

8.42. Wer durch beleidigende Aeußerungen oder Handlungen bie Ordnung mährenb 
ter Veihandlungen vor dem Bemwerbegerichte oder dem Vergleichdausſchuſſe verlegt, kann 
durch einen Beſchluß des Gemerbegerichtd oder des Vergleichsausſchuſſes mit Geldbuße biß 
au fünf Thotern oder mit Gefängniß bi zu vier und zwanzig Stunden beſtraft zwerden. 
Degen diefen Beſchluß iſt fein Mechtömittel zuläffig. Die feftgejegten Geldſtrafen find zur 
Öchührentaffe des Gewerbegerichtes einzuziehen. 

8.43. Zur Gültigkeit der Urtheile und Beichlüffe des Gewerbegerichtes ift, je nachdem 
dad Bericht aus fünf, nem, dreizehn oder fiebzehn Mitgliedern befteht, die Anweſenheit 
bon mindeftend drei, fünf, fleben oder neun Mitgliedern erforderlich. Die Entſcheidungen 
und Beihlüffe werden nad) einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im Yalle der Stimmen 
gleihteit entiheldet die Stimme des Vorfigenden. — 
8. 44. Die Urſchriften der Erkenntniſſe und Beſchlüſſe find von dem Vorſttzenden 
und bom Gerichtsſchreiber, alle Auöfertigungen aber von Letzterem allein au unterzeichnen. 

8.45. Die Mitglieder bed Gewerbegerichtes find verpflichtet, in benjenigen Rechts⸗ 
ſahen, bei weichen fle perfönlich betheiligt find, oder einer der Parteien Rath ertheilt ha« 
ben, oder In welchen fie ald Zeugen vernommen werben, ſich jeder Mitwirkung zu enthalten. 
Diefe Verpflichtung tritt auch in den Fällen ein, In melden ein Mitglied mit einer Partei 
biö zum vierten Grade verwandt, verſchwägert oder verlobt iſt, oder mit einer Partei in 
offenbarer Feindſchaft lebt. 

Beſorgt eine Partei, daß ein ſolches Mitglied feiner vorſtehend erwähnten Pflicht 
nicht nachtommen werde, fo fteht ihr frei, bei vem Vorfigenden des Gewerbegerichtes Darauf 
anzutragen, daß das bethelligte Mitglied von der Theilnahme an den betreffenden Ver⸗ 
handlungen und Befchlüffen ausgeſchloſſen werde. 

$ 46. Bei der Anberaumung ber Termine ift darauf zu fehen, daß jede Sache In 
vr nächften, oder doch in derjenigen folgenden Situng zur Verhandlung fommt, zu wel⸗ 
her die Vorladungen noch rechtzeitig ($. 48) zugeſtellt erben Fönnen. 


8. 47. Den am Orte des Berichted oder in deffen nächſter Umgebung mohnenden 
Parteien werden bie Vorladungen durch ben Boten bed Gewerbegerichtes zugeftellt, wel⸗ 
Her die Zuſtellung zu befcheinigen hat. 

„Die entfernter wohnenden Parteien erhalten bie Vorladungen Foftenfrei durch Were 
mitelung der Ortspollgel- Behörde oder durch bie Poſt. Der Nachweis ber Zuftellung 
Bird mit rechtlicher Wirfung durch bie Befcheinigung des ortäpolizeilihen Beamten ober 
nen Boftfchein geführt, melcher außer der Empfangsbeſcheinigung des Empfängers die 

iheinigung eines vereideten Poftboten über die gehörig erfolgte Zuftellung der Vorla⸗ 
dung enthalten muß. | " 
ben 8 48, Wohnen beide Theile am Site bes Gerichts, ober nicht meiter als drei Meilen 
he temfelben entfernt, fo ift die Vortadung rechtzeitig erfolgt, wenn zmifhen dem Tage 

Zuſtellung und dem anberaumten Termine Ein Tag vergangen ift. Wohnt einer von 
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beiben Theilen weiter entfernt, fo muß bie ebengebachte Zwiſchenzelt für jede weilere Ei, 
fernung innerhalb dreier Weiten um Einen Tag verlängert fein. 

.$. 49. Erſcheint eine minderjährige oder eine andere Partei, weiche nicht ſeibſtſtändi 
bor Gericht auftreten kann, ohne ihren gefeglichen Vertreter oder Beiftand, fo wird, men 
dieſer nicht am Orte wohnt, der Partei ein Beiſtand ous der Klaffe der Bemerbetreibendn 
zugcordnet. Diefer hat rüdfichtiid) der Vertretung der beiheiligten Partei bor dem Im 
gleichsausſchuſſe oder vor dem Gewerbegerichte diefeiben Befugniffe und Obtiegenbeitn, 
wie der Bormund oder Vater. 

Tie Zuziehung bon Beiftänden, welche der Maffe ber Gewerbetreibenden nicht any 
hören, ift nidjt geftattet. | Bu j | 
8.50. Durch Bevollmächtigte dürfen fich die Parteien vor dem Vergieichdausigii 
. und bor dem Gewerbegerichte nur in den Fällen der Abmefenheit oder Krankheit vernein 
laſſen. Die Bebollmächtigten müffen dem Gewerbeſtande angehören oder mit den m 
ihnen Bertretenen bis zum bierten Brade ejnichließfih bermandt oder verfchmägert ik 
oder in deren Dienft ftehen, oder als Mitgenoffen der Machtgeber bei den ftreitigen Anz 
iegenheiten betheitigt fein, auch kann bie Ehefrau ihren Ehemann vertreten. Andere Prit 
nen werden ald Bevollmächtigte nicht zugelaffen. _ 
| Bor der Zulaflung zu den Verhandlungen hat jeder Bevollmächtigte den ſchriftün 
Auftrag des Machtgebers nachzuweiſen. In Ermangelung diefed Nachweiſes wird ange 
nommen, dag für den Machigeber Niemand erfchienen ſei. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon ben Rechtsmitteln. 


8. 51. Gegen einen Kontumazialbefcheib fteht dem Verflagten das Rechtsmillel de 
Wiedereinfeßung in ben vorigen Stand (Reftitution) offen. Daſſelbe muß innerhalb dur 
Zeitraum& bon drei Tagen, nad) dem Tage der Zuftellung des Beſcheides, bei dem & 
werbegeriehte jhriftlid oder zu Protofoll angebracht werden; es muß eine bodftundkt 
Beantwoztung der Klage enthalten. 

8. 52. Ueber die Zuläffigfeit des Reſtitutionsgeſuches hat das Bericht zu beichliehen: 
Der Beſchluß, daß dem Geſuche Statt zu geben fei, ift, mit Wufhebung des Kontumaziı 
beicheided, zu Protokoll zu bermerfen. 

Die Parteien find in ſolchem Falle, unter abfchriftiicher Mitthelung des Beſhluſſch 
zur weiteren Verhandlung mit der Verwarnung borzulaben, daß 

a) menn der Kläger in dem anberaumten Termine nicht erfcheine, die Wften auf fein 
Koften mürden zurüdgelegt werden; 
b) wenn ber Berflagte nicht ericheine, auf ben Antrag bed erfchienenen Klaͤgerd ol; 
ſtereitigen, vom Verklagten angeführten, mit Beweismitteln nicht unterftüßten That 
fachen für nicht angeführt, ſowie alle von diefem vorzulegenten Urkunden fürn 
beigebracht würden erachtet, alle vom Kläger angeführten Thatſachen aber, dem 
noch nicht ausdrücklich widerſprochen worden, ald augeftanden , ingleichem die de 
Kläger beigebrachten Urfunden als anerfannt würden angefehen werden, und M 
hiernach die meitere Entfcheidung ergehen werde. i 

8.53. Das Rechtsmittel der Neftitution findet innerhalb der im 8. Hl. angegebern 
Friſt auch gegen einen Beſcheid Etatt, welcher bei Verſäumung des Termine zur Abieifiek 
eines rechtöträftig erfannten Eides gegen den Ausgebliebenen abgefaßt IR: 

Zur Begründung eined folhen Reſtitutionsgeſuches iſt dad Erbielen zur Wblefum 
des Eides erforderlich. 

8. 54. In wieweit gegen Erkenntniſſe und Beſcheide andere Rechtomittel als die Rt 
flitution (88.51 —53), namentlid) der Rekurs, Die Appellation, die Mepiflon und bie Ni 
tigfeitöbefchwerde Statt finden, ift nad) der in den verſchiedenen Landestheilen beſtehenden 
allgemeinen Brozehgejeßgebung zu beurtheiten. f 

Jedoch entfheidet über den Nefurs und die Appellalion das Handelögericht oben, p 
ein ſoiches nicht beſteht, das Kreis⸗ oder Stadtgericht des Bezirke. ’ 

8.55. Die Erfenntniffe und Beſcheide der Beiverbegerihte find un eachtet ber d0g 
gen etwa zuläffigen Rechtömittel auf ben Antrag tes Klügerd ſogleich vollſtredbar. 

Jedoch treten hierbei nachſtehende Mopiflfationen ein: | 

1) die Vollſtreckung des Berfonal-Arreftes gegen ben Verklagten Ift außgeihlofltn; 
2) ber Verfiagte hat die Wahl, ob er dem ergangenen Urtheile Genüge leiken © ka 
eine vom Gericht feftaufegende Kaution in baarem Geide oder geldweithen vor 

ren beftellen till. Handelt es ſich im Krozeſſe um eine Rreitige Sadye ober Summit 

fo it der Verllagte befugt, dieſelbe zum gerihtiihen Gewahrſam zu gebeu. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Stempel und Gebühren. 


3.50. Die Verhandlungen über die vor dem Verglelchdaubſchuſſe ober vor dem 
| zu Stande gefommenen Vergleiche und deren Wusfertigungen ind 
Impelirci. 

An Gebühren für das Verfahren vor dem Vergleihöausfchuffe ſoll aur Gebührenlaſſe 
8 Geiwerbegerichts ein Pauſchquantum bon fünf bis zu fünfzehn Silbergroſchen erho= 
Imverben. 

8.37. Für das gerichttiche Verfahren bor dem Gewerbegerlchte ift zur Kaffe des 
enerbegerichtd ein Pauſchquantum von 15 Egr. biß zu 5 Rthir. zu erheben. 

‚In Anfehung der Stempel fommen die allgemeinen Vorfchriften zur Anwendung. 


Schlußbeſtimmungen. . 

9.58. Alle dem borftehenden Befege entgegenftehenden allgemeinen und befonberen 
alten Beflimmungen werden hierduͤrch aufgehoben. 

#50. Sotweit in diefem Gefche nicht ettvad Anderes beftimmt if, kommen In ben, 
(0 Ötwerbegerichten übertviefenen Rechtsangelegenpelten bie allgemeinen gefeglihen Bor« 
Öiliten zur Anwendung. 

Urtundlich ac. (G. S. 1849. ©. 110.) 

Diefe 8. Hat, laut Befanntmadung bed K. Staatömin. v. 20. Ian. 1850, 
mnääft die Genehmigung beider Kammer erhalten. (®. ©. 1850 ©. 16.) 

Day 

RO der K. Min. für H., G. und öffentl. A. (d. d. Heydt) und der J. 
Einond) d. 20. März 1850 an die K. Reg. zu N. Vereldigung der Mitglle- 
Weimd Beamten der Geiverbegerichte, 

Kuf die Anfrage der K. Meg. in dem Ver. d. 5. d. M., in welcher Weife bie in den 
N 12 und 15 der ©. v. 9. Febr. 1840 über die Errichtung don Geiwerbegerichten 
nfiänkbene Wereidigung der newähften Mitglieder, telivertreter, Berichtöfchretber" 
IM Berihtöboten zu verantafien fei, eröffnen wir derfeiben, daß es In biefer Beziehung 
ld bei den allgemeinen Xorichriften wegen der Dienfteide beivendet, über deren Nor= 
rang in dem Allerh. Erlaß v. 5. Nov. 1833. (G. ©. 1833 ©. 291), dem rt. 108 
M !afafunge-Urtunde d. 31. Jan. und dem Beſchl. des K. Staatdınin. d. 12. Febr. 
I. dle erforderlichen Feftfehungen enthalten find. 

Min. Bi. d. inn. Verw. 1850 ©. 122 Nr. 169.) 

y 2% 8. ded KR. Din. für H., ©. und öffentl. A. (d. Pommer-Elche) d.13. Jul; 
(850 an fümmtt, KR. Reg, audichlicklih der Mheinifchen. Abgrenzung der den 
Mordegerichten zuguwenen den Gejhäftöbegirfe. 

Dei der Erörterung der Anträge auf Errihlung bon @eiwerbegerichten nad) ber ®. 
IN Rebr. d. I. fommt, neben den gewerblichen Werhättniffen des betreffenben Diſes 
Or Bejirtes, die durch die Einichung ded @ewerbegerihts bedingte Abänderung der 

Mktenz der getvöhnlichen Gerichte in den, von bem Gewerbegerichte au erledigenden 
eitgenheiten in Betracht, auf welche aud) bei der Abgrenzung de&, dem Gewerbegerichte 
Moneifenden Bezirts Nücjiht zu nehmen if. Damit die Hierbel gu beachtenden Wer» 
Mife rechtzeitig zur Sprache fommen, hat die X. eg. in jedem Kalle, in welchem «6 
Mm die Errichtung eines Gewerbegerichtes handelt, nad) erfolgter Vernehmung ber ges 
98* und taufmanniſchen Koyporationen und ber Gemelnde- Vertreler (8. 1. a. a.D.), 
Kfahandtungen dem betheiligten Appellattondgerichte zur Einficht mitzuthellen, mit dem» 
m über die vorzufchlagenden Anordnungen Sid) zu verfändigen und, doß dies gefhe- 
u Dder weiche fragen zu etwaigen Meinungöverfehlebenheiten Weranlaflung gegeben 
en bei Vorlegung der abgeichlofienen Verhandlungen anzuzeigen. 

(Min. Bi. d. inn. Veriv. 1850 ©. 257 Ar. 346.) 
M In Folge diefer V. find demnächſt folgende fpegtelle Erlaſſe über bie Er- 
ichtung bon Gewerbegerichten ergangen: 
r 1) Oterh. Erlaß v. 25. Mai 1849, betr. die Errichtung eined Gewerbege⸗ 
va für bie Erädte Magdeburg, Neufadt-Magdeburg und Sudens 

"rg und für die Ortfhaft Budan. 
ende “ Ihren Ber. d. 12. Mai d. J. genchmige Ich hierdurch bie ven den Beiverbeirei« 
de Er Magdeburg und Umgegend beantragte Errichtung eines Gewerbegerichteb für 

Ne Magdeburg, Reußadt- Magdeburg und Sudenburg und die Orifcoft Budau. 
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Dad Gericht fol feinen Sit in der Stadt Magdeburg haben und aus dreizehn Mitgliedern 
beftehen, bon melden In der Klaffe der Arbeitgeber drei Handwerker aus Magdeburg, tin 
Handwerker aus einem ber brei anderen Orte, ein Kabrifant aus Magbeburg, ein folher 
aus Neuftadt und cin dritter aus Subenburg oder Budau, In der Klaffe Der Arbeitnch- 
mer aber zwei Handmerfögefellen aus Magdeburg und ein foicher aus einem der drei au⸗ 
deren Drte, fo wie ein Fabrifarbeiter aus Magdeburg, ein ſolcher aus Neuftadt und rin 
dritter au8 Eudenburg oder Budau, zu mählen find. Sie haben hiernach dad Weiter 
zu beranlafien. (G. ©. 1849 ©. 241). 


2) Allerh. Erlaß v. 15. Juni 1849, betr. die Errichtung eincd GBeroerbigr 
rihtd für die Grafſchaft Wernigerode. | Ä 
Auf Ihren Ber. v. 30. Mai d. 3. genehmige Ich Hierdurch für den Bezirk der Gi 
fchaft Wernigerode die Errichtung eines Gewerbegerichtes, deſſen Sib in der Stadt Wr: 
nigerobde fein, und welches in der Kaffe der Arbeitgeber aus drei Mitgliedern des Hat 
werfer- und zwei Mitgliedern des Kabrifenftandes, in der Kaffe der Arbeitnehmer on 
aus je zwei Mitgliedern des Handwerker: und des Fobrikenſtandes beftehen foll. 

(G. ©. 1849 ©. 204.) 

3) Allerh. Erlaß v. 11. Zuli 1849, betr. die Errichtung eined Gemerbin 
richto für den GemeindesBez. ber Stadt Halle. 

Auf Ihren Ber. v. 3. Juli e. genehmige Id) hierdurch die Errichtung eined Gewelbe 
gericht für den Gemeinde-Bezirk der Stadt Halle, welches dafelbft feinen Sig haben und 
in der Kaffe der Urbeitgeber aus vier Mitgiiedern des Handwerker⸗ und Einem Mitqlicde 
des Fabrifftanded, in der Klaffe der Arbeitnehmer aber: aus drei Mitgliedern bed Han 
werker und Einem Mitzliede bed Fabrikſtandes beftehen fol. (®. S. 1849 ©. 341) 

4) Allerh. Erloß v. 2. Dit. 1849, betr. die Errichtung eines Beiverbge 
rihtd für den Polizeibezirk der Stadt Stettin mit Einſchluß der Drtihall 
Kupfermühle. 

Auf Ihren Ber. v. 19. Sept. d. 3. genehmige Ich hierdurch die Errichtung eins %e 
mwerbegerichtd für den Polizeibez. der Stadt Stettin, mit Einfluß der Ortfchaft Kubfr 
mühle, welches in ber genannten Stabt feinen Sig haben, und in der Klaffe der Arbir 
geber aus fieben Mitgliedern, in ber Klaffe der Arbeitnehmer aber aus ſechs Mitglietm 
beftehen fol. (8. ©. 1849 ©. 403.) | 

5) Allerh. Erlaß v. 22. Dit. 1849, betr. bie Eriichtung eines Getverdigt 
richts für den Gemeindebez. der Stadt Bredlau. 

Auf Ihren Ber. v. 11. OH. d. 3. genehmige Ich hierdurch bie Errichtung eined e 
werbegerichtö für ben Gemeindebezirk der Stadt Breslau, welches daſelbſt feinen Id | 
haben und in ber Kiaffe der Arbeitgeber aud vier Mitgliedern des Handwerker- und 
Mitgliedern ded Fabrikenſtandes. In der Klaffe der Arbeitnehmer aber aus vier Mitglled 
des DT und ‚ie Mitgliedern bed Fabrikenſtanded beftehen fol. 


6) Allerh. Erlaß v. 25. Febr. 1850, betr. die Errihtung eined Getorritft | 
ridytö für den Gemeindebez. ber Stadt Schwedt. 
‚ Auf Ihren Ber. v. 21. Febr. d. 3. genehmige Ic) hierdurd) die Errichtung eine! NE 
merbegerichtö für den Gemeindebez. der Stadt Schwebt, welches daſelbſt feinen Eitz habt 
und in der Kaffe der Arbeligeber aus drei Mitgliedern, in der Klaffe der Arbeitnehk 
aber aus zwei Mitgliedern beftehen fol. (®. ©. 1850 ©. 296.) 
7) Allerh. Erlaß v. 15. Juni 1850, beir. die Errichtung eined Getoerit | 
gerichtd für den Bemeinbebez. ber Stadt Minden. Ä 
- Auf Ihren Ber. v. 27. Juni d. 3. genehmige Ich hierdurch die Errichtung eine Io 
werbegerichis für ben Gemeindebezirk der Stadt Minden, welches dafelbft feinen ih ht 
und in ber Kiaffe der Arbeitgeber aus drei Mitgliedern des Handwerker- und zwei 1 
gliedern des Fabrifenftandes, in der Kaffe der Arbeitnehmer aber au& ziel Mitglieder 
bed Handwerker⸗ und zwei Mitgliedern bed Fabrikenſtandes beſtehen ſoll. 
(G. ©. 1850 ©. 365.) | 
8) Alerh. Erloß d. 15. Juli 1850, betr. die Errichtung eined Gemerbigt 
richto für den Bemeindeber. der Stadt Liegnitz. ai 
Auf Ihren Ber. v. 27. Juni d. 3. genehmige Ich die Errichtung eines Gemeibegt Ar 
für den Gemeindebez. der Stadt Liegnig, welches bafelbft feinen Sig haben und * 
Klaſſe der Arbeitgeber aud fünf Mitgliedern bed Handwerkerſtandes und zwei Mitglie nt 
des Kabritftandes, in ber Aufl der Arbeitnehmer aber aus vier Mitglietern bed ur i) 
werkerſtandes und zwei Mitgtiedern bes Zabritftandes befiehen fol. (8. ©. 1880.6.0 
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9) Alerh, Era dv. 29. Jull 1850, betr. die Errichtung eined Gewerbe ⸗ 
yeiht® für ben Bemeindebei. der Stadt @örlig. 

Auf Ihren Ber. d. 10, Juli d, I. genehmige Ich die Errichtung eined Betwerbegerichtes 
ür den Gemeindebez. der Stadt Görlig, welched dafelbft feinen Sig haben und in ber 
Mae der Nrbeitgeber aus fünf, In ver Kaffe ber Arbeitnehmer aus vier Mitgliedern bee 
Ihen fol. (0, ©. 1850 &. 360.) B 

Zwelter Titel. 
Die Handels. Gerichte. 

Dr, Jiehm, über die Errihtung bon Handeldgerihten. Berlin. 1843. 8. 

2ewwald, dad Handelsgeriht ald Staatsinftitut und Schitdogericht. Berlin. 1845. 8, 

1, In der Rheinprodiny. " 

Durch ein ar&ıe d. 12, Germinal Jahred VI (1. Aprii 1798) verordnete 
Illirectoire ex&cntif, daß in den Gemeinden Mainz und CdIn Haudelögerichte 
(ld werben follten, und befahl zugleich, Daß der commissaire du gouverne- " 
ent die Gefehe über die Bildung und die Kompetenz berfelben ald Reglement 
Ürdie bier meuen Departementd zu publiciren Habe. 

Diefe Publikation geſchah derch dad reglement sur l’ordre judiciaire en 
Halitre eivile vom 6. Floreal Jahred VI, worin die geſehlichen Beflimmungen 
Ihe dieiibunaux de commerce mit dem Art. 557 anfangen. 

Durd) dad Gefeh d. 27, Ventofe Jahres VIII Über die Organifation der 
Anbunaleift feine Neuerung für die Handelögerichter eingetreten, fondern auddrüc⸗ 
N Im irt. 2 diefed Gejeged deftimmt worden, dap biefelben, Id ein andered vers 
Drdnel erde, ihre Nintöverrichtungen fortfehen ſoüten. " 

Dad dierte Buch des Code de Commerce von 1807 beflimmte andertoeit 
Dar Ne DOrganifation der Handelögerichte, Ihre Kompeteny, welche im Allgemeinen 
Molen auf Handeld, und Echifffahrtöverkehr ſich begiehenden Prozeſſen eintritt, 

(„acles de trafic et negoce de donr&es et marchandises, toules signa- 
„lures donndes sur des leltres de change ou billets à ordre, toutes 
„enlreprises de manufactures, **) 
I fkoyehform vor denfelben und jene vor den Mppelationdhöfen im Fall der 
Setfung von ihren Urtyeilen, die dur bei Objekten von 1000 Zranten und dar⸗ 
Wi fattfindet, 

Der Gerichtögwang eined jeden dehnt ſich auf den ganzen Gerichtoſprengel 
Alclo der erften Inftanz aus, 
> Die Handeldgerichte Haden darnach Ihre PWräfidenten, ihre Kichter und Ihre 
ppleanten, , Die Mitglieder der Handelögerichte werden aus den angefehenen 
Magieuten nad) den von der oberen Verwaltungobehörde angefertigten Liften 
wihlt. 





Dir Präfident und bie Richter werden auf zwel Jahre ernannt, und Fönnen 
N nad) einem Zwifhenraum bon einem Jahre tvieder ernannt werben. Jebed 
Aneitgeigt hat einen Geritöfchreiber und eine beffimmte Anzahl von Gerichtd⸗ 
Mlyiehern, . 

Ein öffentliched Minifterkum und Anwölte find dabel nicht angefteilt. 

Das Verfahren iſt ſummariſch; auf die Ladung wird die Sache fogleld, zur 
a gebradht, die Parteien müffen perfönlic) oder durch Specialbevolimächtigte 
fheinen, 

Juden Bezirken, wo Feine Handelögerichte beftehen, verſehen die Richter ded 
Ntl-ericht® die Bercichtungen derfelben, und erkennen über die Materien, weiche 
“ Handelörichtern durch den Code de commerce zugetheilt find. In diefem 
Sale gefäjeht die Inftruftion in derfelben Zorm, wie vor den Hanbelögerichten, 
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und die Urtheile bringen biefelbe Wirkung hervor (Art. 640 u, 641 ded Hanke 
geſetzbuchs). 

| Bei der Beftsnahme ber Rheinprovinzen fanden fid) eigene KHandeldgeridk 
zu Trier, Coblenz, Cöln, Aachen, Erefeld und Elberfeld. Un 
7. Juli 1821 wurde in Beziehung darauf angeordnet: 

1) Die Geridytöbarkeit der Handelögerichte zu Cöln, Aachen, Soblen ı 
Trier wird ſich Fünftig zu Folge ded Art. 616 des Handelsgeſthbu 
über die ganzen Landgerichte erftreden, in welchen Diefelben ihren Ei ha 

2) eine Audnchme don Ddiefer Megel macht dad Landgericht Düffeldorf, 
deffen Bezirk fid) mehrere Handelögerichte befinden, deren Weffort tik 
wie folgt befimmt fein fol: | | 

a)die Gerichtobarkeit ded Handeldgericht® zu Elberfeld bleibt ink 
- biöherigen Umfange vor der Hand fortbeftchen ; 

:b)da8 Handelögericht zu Crefeld dehnt die Grenzen feiner Geristähet 
über den ganzen auf dem Imfen Rheinufer belegenen Theil ded I 
gerichtöbezirt3 don Düffeldorf aus; . 

c)das Landgericht zu Düffeldorf foll fortfahren, in bemjenigen ar! 
rechten Mheinfeite gelegenen Theile ſeines Bezirſs die Geriöntöbarkt 
Handelöfahen auszuüben, in welchem ed auch biöher dazu defugt geweſer 

3) Dad Landgericht zu Clede, in deſſen Bezirk fein beſonderes Kondeldg 
vorhanden ift, wird feine Gerichtobarkeit in Handelöfadyen Fünftig and i 
Diejenigen Theile feined Gerichtoͤbezirks erfireden, weldye bisher in Hal 
ſachen der Juriddiktion ded Handelögerihtd Crefelb unterworfen gem 
find. Durch die K. O. v. 10. Zuli 1834 ward die Kompetenz des Hand 
gerichts zu Erefeld über die Kreife Kempen und Geldern mit! 
nahme der Etadt Xanten, erweitert, und nady Errichtung des Landgerl 
zu Elberfeld mitte K. O. d. 22. Dft. 1834 feflgefeht, daß die Kom 
ten; ded Handetsgerichts zu Elberfeld ſich über den ganzen Berichtäfhr 
des dortigen Landgerichtd erftreden fohe. | 
Leber die Vereinbarlichleit des Amted eines Mitgliedes bed Handelsg 

mit dem eined Stadtrathed bemerft dad R. bed Königl. Juſtiz-⸗Min. (v. Kom 
d. 5. Dft. 1831 an dad Königl. Mppellationdgeriptd-Bräflvium und die Kör 

General⸗Prokuratur zu Cöln: 

. Auf Beranlaffung des Geſuchs des Handelsgerichts zu Trier v. 26. Aug ce. werd 
berftattender Vereinigung. des Amts eines Mitglieded des Handelsgerichts mit dem OR 
Mitgliedes des Stadtrath in Einer Perfon, Ift das Juſt. Min. mit dem König. 
des Inn. für Handels- und Grmerbe- Angel. in Korrefpondenz getreten, und hat od 
Wege derjeiben viefen Gegenſtand einer näheren Distufflon unterworfen: Beidt 
haben ich dahin geeinigt, daß die Vereinbarkeit beider Stellen, da Mitglieder des Br 
rath8 ſelbſt nad) dortigen Geſetzen (®. v. 24. Vendemiaire III. Tit. I. Art. 11 
Officiers municipaux find, nicht allein nicht gefeßlich feftfteht, fondern auch überall m 
theilig ift, und als unnachthellig fich auch bemährt hat. Das Königl. Banders- u. Gent 
Min. hat daher bie Koͤnigl. eg. zu Coͤln, Nahen, Düffeloorf, Coblenz und Trier 
dieſem Beſchl. benachrichtigt. (Uni. a.) Em. 2c. wird died daher zur Nachricht und mei 
Bekanntmachung an ſämmiliche rheinifche Gerichte mitgelheilt, und fteht daher derKerl 
gung gedachter Etellen nunmehr ein Ointernib überall nicht entgegen. 

| nl. a 
Der Köntgl. Reg. wird, unter Zurüdnahme der Verf. v. 16. Mai 1825, Kit 
‚gemacht, wie die Min. des Inn. für Handel- und Gewerbe⸗Angel. und der Juftiz uberel 
efommen find, Die bisher beftandene Unvereinbarfeit der Stellen eines Mitgliedes ! 
andelögerichte und eineb Stabtrath8 in Einer Berfon, als nicht in den Befeken begrün 
aveil unter officiers municipaux (®. v. 24. Vend. III. Tit.I. Art. I.) membres 

‚conseil munieipal (Mitglieder des Gemeinderatho) nicht zu verfichen find, aufzuhet 
wo fie biöher beftanb. Berlin, ben 1. Dftober 1831. 

Der Min. ded Inn. für Handeld- und Berverbe-Angelegenheiten. v. Schudman!. 
(A, XV. 820, — 4. 67.) | | 
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IL In den Sandedtheilen des Preuß. Neid. 

A. Für die Handeld» und Schifffohrtd -Sahen und zur Unters 
fugung der Vergehen wider die auf diefe Bezug habenden Polizei: und Etrafz 
gelehe befanden früher fogenannte Kommerz» und Udmiralitätd-Kollegien 
und Sees und Wettgerichte, denen in der Megei zugleid, die Verwaltung der 
Eaifffahrtds und Handeld-Voligei zufand. Ein Verl. Kommerz⸗ und Admiralis 
tätß-Rellegum war zu Königdbert errichtet, welchem das Weitgerlcht dafelbft, 
dad Eee» und Hafengericht zu Pitlau, das Eifffahrtd, imd Handelögeriht zu 
Memel und die Wettgetichte zu Tilfit, Kagnit und Infterburg unterges 
ordnet woreh. Uuferdem gab ed zu Danzig ein Kommerz» und Wbmtralitätd» 
Kolleglum und ein Welt» und Handelögericht; zu Stettin em Geegeriht und 
din Bettgeriht; und zu Elbing ein Wettgericht. 

Im Jahre 1800 wurde zu Smwintmünde eine Schifffähris-Kommiſſion 
eriöter, und ihr die Kognttion in alien bei’Berngung ded Hafens bafelbft und der 
Ediffahrt auf dem Eminefirome dorkommenden Eivils und Strafrehtöfadhen 
übertragen. 

Die 8. d. 26, Dec. 1808 wegen berbeffetter Elnrihtung der Probinzlals, 
Pollel- und inanz-Behörden hatte aud) bie Aufhebung ded größeren Theilo der 
een aufgeführten Gerichte zur Folge. Nur die SiffiahrtdKommifflon zu 
Sminemände und dad Kommerz» und, Admiralftätd: Kollegium zu Rönigds 
berg, welchem letzteren eine neue Organifation gegeben wurde, blieben beflehen. 
Auperdem aber errichtete man ein Kommerz» und Üdmiralitätd «Kollegium zu 
Danzig, fo tdie mad) und nad) bei den Stadtgerichten zu Stettin und Memel 
und für den Meßverkehr bei dem Land. und Stadtgeriht zu Naumburg befons 
dere MerfantilsDeputatlonen, und bei den Etadtgerid;ten zu Elbing und Tilfit 
wurden eiulge kaufmännlſche Witglieder angeflellt, weiche bei der Verhandlung von 
Soifffaprtd» und Handelsfachen zugezogen werden follten. 

Die Kommerz und Admiralitätd. Rollegien, fo tole bie Merkantil-Deputatlonen 
berden zum Iyeil mit kaufmänniſchen Mitgliedern befeßt, welche don der Kauf: 
mansfaft aud Ihrer Mitte gewähit und von dem Jufiz-Winifter, oder, wenn fle 
den Kathötitel erhalten, vom König befätigt werden. 

Die Dauer der Funktionen diefer kaufmäntiſchen Mitglteder iſt von dem 
Vetrleir deb kaufmänniſchen Gewerbes abhängig und ihr Amt hört daher auf, 
fhetd fie aus der Kaufmannſchaft uudfdyeiden. . 


Died Letztere beimmt bie nachſtehende K. O. d. 22. Juni 1830. 
‚Zur Ertebigung bed Ziveifelö: ob die kaufmaͤnniſchen Mitglieder der Kommerzien- und 
Ahmfratitäts-Rollegien zu Stönigäberg und Danzig und ber für die Handels » Angelegen- 
heiten in Stettin, Meınel, Eibing und Naumburg gebitveten gerichtüchen Deputationen das 
ihnen übertragene Amt fortzufeßen Haben, wenn fle felbft Handlung zu treiben aufhören, 
fege ich nad) dem Untrage des Stants- Min, feft: dah bie Dauer ihrer Yunftionen von dem 
Betriebe ded faufmännijchen @enwerbes abHängig ift, und Ihr Amt aufhsrt, fobatd fie and 
der Raufmanafcpaft ausfcheiden. Doch führen le den Titel fort, der ihnen befallungs- 
mößig von mir verliehen If. Das Staute-Min, hat diefe Beftimmung burd die @. ©. 
detannt zumachen. (8. ©. 1830, ©. 110.) 
In Betreff ded Diefen technifhhen Mitgliedern beigelegten Stimmrechted welchen 
die derigiedenen, Reglementd fehr bon einander ab?), B 
Auch findet Beine vollfommene Uebereinflimmung rücſichtlich der Angelegens 
heiten flatt, weiche diefen Gerichten und Deputationen überwiefen worden find. Im 
der Regel gehören zu Iyrer Kompetenz: 





) Der Inhalt der verfchiebenen Reglemente iſt näher mitgetheitt in Starte’s We» 
trägen En Kenntniß ber Beepenben Gerichloberfaſſung, Bd. 1,6. 398 ff. 5 
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1) Die Angelegenheiten der freiwilligen und. Areiiigen. Gerichtäbarteit, weldt 
ben Handel, die Schifffahrt und dad Schiffdcigentgum betreffen, mit Ein 
Schuß der Wechſel⸗, Aſſekuranz- Bodinerei-, Haverei⸗ und Stranbungdfader; 
2) die Unterfuhung der auf den Handel und die Schifffahrt unmittelbar Bay 
habenden Vergehen, infofern die Strafe nicht ſechömonatliches Befängni 
überfleigt, fo ivie die Aufnahme ded Thatbeftandes in Kriminalfällen, die fd 
auf den Schiffögefäßen, im Hafen oder auf.der Rhede ereignen. 
Es beftchen zur Zeit folgende Gerichte diefer Battung: 

1) Dad Kommerz» und Admiralitätds Kollegium zu Königdber, 
mit einem beftändigen Kommiſſarius in Billau. Seine Einriytung beruht af 
dem Regl. v. 30. Okt. 1813; ed ſteht unter der Aufſicht des App. Gr. 
zu Königdberg. | | et | 

2) Das im Jahre 1814 errichtete Kommerz> und Admiralitätds Koll 

gium zu Danzig, auf dem Regl. dv. 17. Sept. 1814 berubend und 

App. Ger. ton Marientverder untergeordnet. 

3) Die bei dem Land» und Stadtgeriht zuMemel befonderd beſtehende Shift: 
fahrt8sHandeld,Deputation, beruhend, auf dem Regl. v. 22. Ki. 
1811, gebildet aus einigen, ein für allemal ernannten Mitgliedern ded Land 
und Stadtgerihtd zu Memel und vier Mitgliedern ded Keufimanndftantt, 
welche den Titel Kommerzienräthe führen und ein volum consultativum 
haben. | | — 

4) Bei dem Sand» und Etabtgeriht zu Elbing werden nad dem Statue fir 
die dortige Kaufmannſchaft v. 30. April 1824, $. 17, (8.6. €5) 
bier und bei \ . 

5)dem Stadtgeriht zu Tilſit nad) einem Regl. v. 30. April 1830 zwei tut 

dem Juſt. Min. beftätigte Kaufleute in Schifffahrtd- und Handeld-Angelegenh 
ten angezogen. Letztere beide führen den Titel: Stadtgerihtd-Affefforek 

6) Dad Handeldgeriht zıt Naumburg, gebildet auf Grund der ®. 
4. Mai 1819 (8. S. S. 141) aus einer Deputation ded dortigen Lan 
gerichto, welche drei, ald Stadtgerichtd. > Affefforen verpflichtete Kaufleute 
Fällen, in denen ed auf eim Faufmännifhed Gutachten ankommt, zuzuzüehn 
hat. Ed if nur während der Meffen in Wirkfemteit. | 

7) Bel dem Land» und Stadtgeriht zu Pofen wird auf @rund der K. Db 

‚24. Sept. 1836 während der Wolmärkte eine befondere Kommifflon, eu 
drei Mitgliedern beftehend, niedergefeßt, welche ohne Müdficht ded Dpjehl 
alle Streitigkeiten erörtert und enticheidet. BE 

8) Eine gleihe Kommiſſion befteht bei dem Königl. Stadtgeriht zu Bredii 
während der Wollmärfte, welche alle die Wolle betreffenden Kaufgefhih 
ſummariſch Injtruirt und entſcheidet. | Ä 


| B. Neuerdings ift dad G. v. 3. April 1847 über die Errichtung PM 
Handeldögerichten ergangen.‘ 

Wir Friedrich Wilhelm ac. ıc. verordnen über die Errichtung don Hanbelögeriht! 
für diejenigen Theile Unferer Monarchie, in melden das 9. 2. Hi. und Die I. Berk 
Befeeöfraft Haben, auf den Antrag Unſeres Staatömin. und nad) vernommenem Gutachiern 
Unferes Staatsraths, was folgt: 

J. Errichtung der Handelsgerichte. 

8. 1 An jedem Orte, wo wegen eines bedeutenden Handels- ober Schifffahrlboen 
tehrs ein Bedürfnig zu einem Handelsgericht obwaltet, foll, wenn bie dortige Kaufmann⸗ 
ſchaft oder Handelötammer darauf anträgt, ein ſolches Gericht, nach Einholung Unfer! 
befonderen Genehmigung, errichtet werben. | ‚ ' 

8.2. Much die Kommerz und Admiralitätskolleglen zu Rönigöberg und Dam) 
ſowie die für Handelsſachen beftehenden Berichtödeputationen zu Stettin, Elbing von 
temel follen, wenn die bortigen Kaufmannfchaften darauf antragen, zu Hanbelögeriölt 
umgeftaltet werben. bene hi 


x 
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8.3. Die Koften ber Errichtung und Unterhaltung der Hanbelögerichte werden aus 
fömitteln beftritten; bie Beſchaffung und Anterbaltung ber für ein ſoiches @ericht er- 
niihen Geihäftsräume, mo diejelben In dem Ortögerichtögebände nicht gemährt wer ⸗ 
önnen,. liegt jedoch dem Handelöftande bes Wezirfs ob, für melden das Handelds 
IE beftimmt ft, S . 

U. DOrgantfation ber Handelsgerichte. 

#4. Das Handelöger. iſt für die ihm üsertolefenen Rechtöangelegenhelten (88. 18516 
Bericht erfter Inftang; und zunächft dem Landes-Jufiztollegium untergeordnet. Auch 
Inte Berfonen find dem Handelsgerichte unterworfen. r 
#5. Iebes.Handelögericht befteht aus einem rechtsverſtaͤndigen Direktor nebft zwelen 
bberftändigen Mitgliedern und mindeſtens bier Mitgliedern, melde dem Handeld« 
ke angehören. 

% 6. Der Direttor des Handelögericht wird InWerhinderungsfähen durch das ättefte 
pefändige Mitglied vertreten. 

Die Lertretung der übrigen rehtöverländigen Mitglieder erfotgt durch ein» für alle» 
day ernannte Mitglieder des Ortögerihtd. If bie Keſhefolge, In der biefelben zuzu - 
Mind, bei der Ernennung nicht befilmmt, fo bleibt die Auswahl unter ihnen dem 
henien de& Ortögerichts überlaffen. 

Für die Mitglieder aus dem Handelöftande wird eine gleihe Anzahl von Vertretern 
DL und durch die Ernennung der Einzelnen zum erften, zweiten 2c. Stellvertreter, bie 
ioige beftimmt, in welcher dieſelben in Werhinderungsfällen eintreten follen. 

87. Der Direktor und bie rehtsverflänbigen Mitglieder eines Hanbelagerihts ber 
fen derfelben Quatififation, welche der Direktor und bie Aritglieber bes Ortsgerichts 
Ken müfen, Ihre Anftellung, fomie die ber Subaltern« und Unterbeamten erfolgt in 
Ken Reife, wie die ver Beamten ded Ortögerichts. 

88, Die Mitglieder aus dem Handelöftande und deren Stelvertreter müffen zur 
Dermahne eines obrigfeittichen Amtes überhaupt geeignet, mindeftens dreihig Zahre alt 
il fünf Jahren felbftftändig Handel treiben, oder ſolchen früher mindeftens fünf 
Mrelang jelofiftändig betrieben haben und nicht ettva zur Zeit ein anderes Gewerbe treiben, 

89. Die dem Hanbelöftande angehörenden Mitglieder und beren Stellvertreter wer ⸗ 
Bund) bie angefepeuften Handeltreibenden-ded Wezirts, für ben das Handelögericht bew 
iR, emänit. Die Wähler, deren Zahl nicht weuiger ais 25 und nicht mehr ald 60 
Magen darf, ernennt die Megierung. Zur Bültigfeit der Wahl, welche für jede Stelle 
Werd erfolgen muß, ift die abfolute Stimmenmehrheit der in dem Termine anmefenden 

let erforderlich. Ergiebt fich bei der erNen Mofimmung feine abfoiute Wehıheit, fo 
Der Wahlaft zu wiederholen; ftelit fid and) bei der zweiten Abftimmung eine abfolute 
rheit nicht heraus, fo find diejenigen beiden Kandidaten, tvelche in der zwenten Mh» 
ung die meiften Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Bei 
Mmpleichheit: entjcheidet dad Loos. 

#10. DieWaptpandiung wird durch einen von der Keglerung zu ernennenben Kom · 
WE peletet. Die Megierung tHeitt da Wahtprototoll mit den Erinnerungen, weiche 

90 dagegen zu machen hat, dem ZandeösJuftigfofleglum mit, weiches, wenn die Wahl 
rittmäßig geicehen ift und die Gemählten gehörig qualifiirt find, bei dem Jafig« 
N deren Beftätigung nachfucht und, fobalb ſolche erfolgt I, die Vereidlgung und 
Mhrung erfetben veranlaft. 

1. Die Amtödauer der Mitglieder aus dem Handelsfande und Ihrer Stellvertres 
id auf fech® Jahre beftimmt; doch foll ber Wechfet derfelben nicht mit einen Male, 

 nacy und mad) in gleichen Zeitabfchnitten erfolgen, und zu dem Ende von den 
M Ewähten ein Theil fon während der erften ſecheẽ Jahre ausfceiden. ‚Die nähes 
fimmingen über diefen Wechfel der Mitglieder bei ben-einzeinen Handeiögerichten 
en den Begiements für diefelben vorbehalten. 

Die Auöfgeidenden. Lönnen tiederermählt Werben. 

812. Scheidet ein dem Handelsſtande angehörended Mitglled vor Ablauf feiner 
Mlyct ans, fo fritt für die übrige Dauer dieſer get ein Stellbertreter ein (8. 6). 
813. Die dem Hanbelöftande angehörenden Mitglieder Haben während ber Dauer 
Bi Amts, In Beziehung auf bafielbe, die Rechte und Pflichten richterlicher Beamten z 
K Sakvenfion dom Amte und bie Entfernung aus demfeiben tritt Daher bei einem ſoichen 
Ailrhter in benfelben Fällen ein, in welchen fle bei anderen richterlichen Beamten 

; "be, außerdem aber auch alddann 
— — — Vermögen Konturs af iR; 
uns ahlungsunfähig ertlärt hat; 
Zn, 19 Nah geunfählg ; 

































3. Die Organifation ber Behörden ber Gewerbe⸗Pollizei. 


3) wenn ihm durch einen Befchluß der Stadtverordneten ober durch richtertiches Ui 

bad Bürgerrecht entzogen iſt. 

4) wenn ibn die faufmännifche Korporation oder die Handelöfammer durd) einen 

ſchluß fuspendirt oder auögeſchloſſen hat; 

5) wenn er durch richterliche8 Urtheil der laufmänniſchen Rechte verluſtig erfiärt 

In diefen Füllen (Nr. 1 bis 5) iſt der Direktor des Handelsgerichts befugt, 

Suöpendirenden die Ausübung ded Amts vorläufig zu unterfagen; er muß aber h 
fofort dem Landed⸗Juſtizkollegium Bericht erftatten. ' 


8. 14. Die Mitglieder aud dem Handelöftande verwalten ihr Amt als ein m 
ted Ehrenamt; die durch Erledigung einzelner Aufträge veranlaßten baaren A 
werben ihnen erftattet. . 

8. 15. Die Vorfchriften des 8. 385 Tit. 11 Thl. I. und der $$. 1939 und 
Thl. II.de8 4.2. R.follen auf die bem Handelöftande angehörenden Mitglieder der 
nerichte feine Anwendung finden; dieſe Beamte find aber gieidy allen anderen fi 
berpflichtet, fi in den Rechtoſachen, bei deren Entſcheidung fle ein perfönlichee 
haben, jeder Mitwirkung zu enthalten. 


8.16. Wu den Beſchlüſſen des Handelsgerichts nehmen bie Mitglie der au 
Santeloftande, gleich den rechtöperftändigen Mitgliedern, mit undefchränttem Sin 
heil. 


8. 17. Die für einzelne Zweige bes Handeld- ober Schlfffahrts - Wertehre ein 
beſonders erforberlihen Sacverfiändigen werben vom Handelsgerichte ernannt un 
nen ein für allemal vereibigt werben. | 


II. Kompetenz der Handelsgerichte. 

8. 18. Zur Kompetenz der Hanbelögerichte gehören alle Streitigkeiten aus Ha 
geichäften, weiche zwiſchen Hanbeltreibenden geſchloſſen fiud. 
8. 19. Den Handelsgerichten werben ferner, ohne Unterſchied, ob bie Warten 


abe find oder nicht, die Streitigkeiten aud folgenden Rechtöperhättnifien 
miejen: 


1) aud Verträgen über Bodmerei und im Nothhafen fontrahirte Schuiben; ' 
2) * aller Bodmerei-, Fracht⸗ und Waarenverfiherungen gegen’ Wafler- 
euerögefahr; 5 | 

3) aud Verträgen über Erbauung, Reparatur, Ausrüftung, Erwerb, Verpfändn 

—I— m Seeſchiffen, und allen andern zur Krachtichifffahrt bei 
yirrögefüpen ; 0 

4) and dem Verpältniffe der Schifförheber, des Schiffers und der Schiffämannf 
einander; 

5) aus allen Fradhigefhäften im Handelsverkehre bei Sendungen zu Wafler o 
Lande, desgleichen bei Seeſchiffen aus dem Verhältniffe des Rheders und ded! 
Kre zu den Scifföpaffagieren ; , . 

6) über Anſprüche auf Bergegeider, Vergütungen an Haverel- oder Seeſchaͤden, 
An⸗ oder lieberfegeind, Antreibend und Stoßend der Seefchiffe, und aller 
zur Frachtſchifffahrt beftimmten Schiffögefäße; 

7) aus Sozietäteperträgen zu Handeld«, Fabrik⸗, Manufalturunternehmungtn 

- rend der Dauer und bei oder nad) Wuflöfung der Sozietät; 

8) über dad Net zur Führung einer beftimmten Hanbelöflrma; | 

9) aus dem Verhältniffe der Handeltreibenden zu ihren Agenten, Faltoren, DI 
ten, Behülfen und 2ehrlingen; ferner | 

10) Klagen gegen Agenten, Faktoren oder Disponenten aus Handelögeichäften, 
fie in diefer Eigenſchaft gefchtoffen haben, fowie gegen Handlungsdiener od: 
ünge aus Handelögefhäften, die vom denfelben für ihren Prinzipal vorgene 

d: 


find; | . 

- 11) Klagen, welche gegen Mäfter, Diopacheurs, Schiffsabrechner, Büterbeftaliger, Dr 
gegen Wäger, Mefler, Brafer, Schauer, Stauer und überhaupt alle diejems 
welche die Quanittät oder Qualität von Waaren ober deren richtige Berpati 
Öffentiich zu beglaubigen haben, aus den Berufögefchäften biefer Perſonen angelt 


werben; . 
12) Klagen aus rechtöfräftigen Hanbelögeriht8-Erfenntniffen. 
8. 20. Vor die Handelögerichte gehören ferner: 
1) bie öffentlichen Aufgebote 
a) geftrandeter oder feetriftiger Gůter; 
b) verlorener Schiffsurfunden ; 
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©) unbefannter @läublger ben Soptrtätß» oder andern toufmaͤnniſchen Handlun⸗ 
gen, ſowie non folhen Aftiengefellfchaften, welche auf Gewerbe oder Handeid« 
— gerichtet find (88. 537—839 und 6. 083 Tit. 8 Tpl. II. des 


die Ausführung ber, entweder don den Handelögerichten felbft, ober bon andern 
Berichten, verfügten Arreſte auf Seefchiffe und andere zur Frachiſchifffahrt befimm«- 
tn Schiffögefäße; auf deren Ladung, ſowle auf die Perſon, die auf dem Schiffe 
befindtichen Effeften, und die Heuer das Schiffers und ber Schiffomannfchafi 
(88. 1409— 1419 Tit. 8 Tl. UI. de8 4. 2. R.); 

) die General-Wroratorienfadyen der Hanveltreibenten;, 

) die Verhandiungen und Eniſcheldungen über die von Handeltrelbenden nachgeſuchten 

Mehtswohlthaten ber Güterabtretung und der Kompetenz; 

) die Konturs- und erbfehaftlichen Liquidationdprozeſſe über dad Vermögen und ben 

Wale Handeltreibender; 

) Die Konfursprogeffe über Seeſchiffe (8. 681 ff. Tit. 50 Thl. I. der A. Ber. D.); 
) die Subhaftationen von Schiffen (8. 1 Nr. 3 der ®. d. 4. März 1834). 

82. Aus einem Handelsgeſchaͤſte, welches zwiſchen einem Hanbeltreibenden und 
dem — nicht angehörenben Perſon gefchloffen IN, kann der Hanbeitreis 
be aud) bei dem „Handelögerichte belangt werden. 

8.22. Den Hanbeltreibenden (88. 18-21) werben diejenigen Attlengeſellſchaften 
geachtet, weiche auf @eiverb ober Hanbeld-Unternehmungen gerichtet find. 

8.23, Zwiſchen ben Handelögerihten und anderen Berichten iſt eine freitoiftige Pros 
ation ded @erichtöftandes —8— Die Vorſchtiſt des 6. 161 Tit. 2 Thl. I. der @. 
1.D. findet demnach auf fle feine Antvendunga 

8.24. Bel Handlungen der freimilligen Gerichtöbartelt, welche auf den Handeld» 
en Shiffoprts-Werkehr Wezug haben, hängt e8 von der Wahl der Interefienten ab, ob 
hiefelben bei dem Handelogerichte oder bei einem anderen @erichte, oder ſowen dies 
fig if, bei einem Kotar vornehmen wollen. N 

Ausfhieftih dor die Hanbeldgerichte gehören jedoch bie'nicht ftreitigen Strandungs · 
Iberel- und Nothhanelungöfachen, ſowie die Auöfertigung der Schiffspäfle, Beyibriefe, 
iftete, Steprotete und Werflärungen der Schiffeleute. - 


IV. Verfahren bei ben Handelögerihten. 

5.25. Die Handelögerichte haben bei ihrem Merfahren biefeiben Worfchriften zu 

2, welche für Die ordentiichen Berichte verbinbend find, namentiih auch die ®. über 
Verfahren in Eiviiprogeffen d. 21. Juli 1848, jedoch unter Beachtung der nachftehen- 
!brfonderen Beftimmungen. 

5.28. Die Hanbelögerihte haben ſich die Wermittelung von Vergleichen zur befon- 
mÜufgabe zu machen. Sie And befugt, In jeder Lage des Prozeffed, auf den Antra; 
vr Bartel, oder auch von Mmtöwegen, bie Wartelen zum Werfuc) einer gütlihen Weir 
ag des Streits dor eine Kommifflon bed Bericytö zu berielfen. > 

8.27. Die Handelsgerichte find ermächtigt egimirte Berfonen unmittelbar ald Zeugen 
"laden und durch bie gefeglichen Zmangsmittel zum Erſcheinen anzuhalten. 

8.28. Hat der Verflagte einen Theil der Korderung anerkannt, fo iſt hierüber fofort 
analtonß-Repotutien abzufofen, und „er Prozeß nur toegen des beftrittenen Theile 

rt. 


6.29. In denjenigen Fällen, In weichen nad) allgemeinen Borfhriften Erfenutniffe, 
ehtet der dagegen eingelegten Rechtsmittel boliftreXt werden fönntn, find aud) die 
Naniniffe der Handelögerichte voliftredbar. 

f Aber auch In allen übrigen Fäden find die Erfenntniffe ber Handelsgerichte, ungeach - 
ker Dagegen eirwa auläffigen Bechtömittel, in der Art fopteich bouftreddar, daß auf den 
Atrag ded NE, ers, und, nachdem derſelbe eine von dem Gerichte zu beftimmende Kaution 
rt Hat, der Yertogte durch Erefution. mit Wusihluß des Verjonaf-Arrefted, angehale 





' 


Anerden muß, nad) feiner Wahl entiveder dem ergamgenen Urtheite Genüge zu leiften, 
KT dle fireitige Eache oder Summe zum gerihtlihen Gewahrſam zu geben, oder eine 
Fön feſtzuſchende Rautton In baarem Gelbe, geldwerthen Papieren oder fihern 
Piheten zu heftellen. Der LBerth der Baplere wird hierbei nad) dem Börfenfurfe am 
A9e der Depofition beredinet unb bie Sicherheit der Hhpotheten nad) den Borfchrliten 
OB. 1720 Sit. 47 Iht. I. . Ber. D. beuriheilt. 

Dad Handeiögerkeht fan bie von dem Kläger beftellte Kaution herabfeßen, wenn der 
rogke dem Crtenntniffe auf andere Art, al Durch Zahlung einmelten genint at, 
PR in Folge einer durch dad Hanelögericht verfügten Cgefution Inter 

'onbanfpräce erhoben, bie nicht aus Handelöverhättniffen entfprungen find, fo iſt 


sa2 Die Organlſation ber Behoͤrden ber Gewerbe⸗Polizei. 


3) wenn ihm durch einen Beſchluß der Stadtverordneten ober durch richlerlichenl 
bad Bürgerrecht entzogen iſt. 
4) wenn ihn die faufmännifche Korporation oder bie Handelskammer durd) cur 
ſchluß fuspendirt oder ausgeſchloſſen hat; 

5) menn er durch richterliche8 Urtheil der laufmänniſchen Rechte verfuftig erfiäni 

In diefen Fällen (Nr. 1 bis 5) ift der Direktor des Handelögerichts —59— 

Suspendirenden die Ausübung des Amts vorläufig zu unterfagen; er muß aber hi 
fofort dem Landes⸗Juſtizkollegium Bericht erftatten. ' 


8. 14. Die Milglieder aus dem Hanbelöftende verwalten ihr Amt ats ein unk 
te8 Ehrenamt; bie durdy Erledigung einzelner Aufträge veranlaßten baaren Ku 
werben Ihnen erftattet. | 

8. 15. Die Vorfchriften des 8. 385 Tit. 11 Thl. I. und ber 68. 1939 und 2 
Thl. 11.de89. 2. R.ſollen auf die dem Handelöftande angehörenden Mitglieder ber ga 
gerichte feine Antvendung finden; dieſe Beamte find aber gieidy allen anderen # 
berpflichtet, ſich in den Nechtöfachen, bei deren Entſcheidung fie ein perſoͤnliches Jı 
haben, jeder Mitwirkung zu enthalten. ! 

8.16. Au ben Beſchlüſſen des Handelsgerichts nehmen bie Mitglieder a 
‚Hanteiöftande, gleich den rechtöverftändigen Mitgliedern, mit unbefchränttem Sin 

heit. 

8. 17. Die für einzelne Zweige des Hanbeld» ober Schifffahrte ⸗Verkehrs ein! 
beſonders erforderlihen Sachverſiändigen werben vom Hanbelögerichte ernannt u! 
nen ein für allemal vereidigt werben. un Ä 


II. Kompetenz ber Handelsgerichte. | 

8. 18. Zur Kompetenz der Handelsgerichte gehören afle Streitigfeiten and $ı 
geichäften, weiche zwiſchen Hanbeltreibenden gefchloflen find. 
8. 19. Den Handelögerichten werben ferner, ohne Unterſchied, ob bie Partei 
he find oder nicht, die Streitigfeiten aus folgenden Rechtsperhältnifn 
ejen: | 


1) aus Verträgen über Bobmerei und im Nothhafen fontrahirte Schulden; 
2) —* nen: Bodmerei⸗, Fracht⸗ und Waarenverfiherungen gegen Waflı* 
euerögefahr ; = Bi 

3) aus Verträgen über Erbauung, Reparatur, Wusrüftung, Erwerb, Verpfaͤnd 
nt, Im Seelhiffen, und allen andern zur Frachtſchifffahrt be 

yiffögefüßen ; . 

4) au dem Verpältniffe der Schifförheber, des Schiffers und der Schiffämant 
eitander; 

5) aus allen Frachtgeſchäften Im Handelsverkehre bei Sendungen zu Wafle? 
Lande, beögleihen bei Seeſchiffen aus dem Verhältniſſe des Rheders und I 
[er6 zu den Scifföpaffagieren ; . u 

6) über Anfprüche auf Bergegeider, Vergütungen an Haberel» oder Seeſchäden 
An⸗ oder Ueberſegelns, Antreibens und Stoßend der Seefchiffe, und aller d 
zur Frachtſchifffahrt beftimmten Schiffögefäße; | 

7) aus Sozietätöverträgen zu Handeld-, Fabrik, Manufakturunternehmungt. 
rend der Dauer und bei oder nad) Auflöfung der Sozietät; 

8) über da8 Mecht zur Führung einer beftimmten Handelöfirma; 

9) aus dem Verhättniffe der Hanbeitreibenben zu Ihren Agenten, Yaltoren, DIN 
ten, Gehülfen und 2ehrlingen; ferner 

10) Sagen gegen Agenten, Faltoren oder Disponenten aus Handelsgeſchaäͤften 
fie in diefer Eigenſchaft gefchtoffen haben, forwie gegen Handlungsdiener od! 
linge aus Handelögefhäften, die von benfelben für ihren Prinzipal vorge‘ 

db; 


find; . 

. 11) Klagen, welche gegen Mäfter, Diespacheurs, Schiffsabredyner, Büterbeftatiget. 
gegen Wäger, Mefler, Brafer, Schauer, Stauer und überhaupt alle diel 
welhe die Quaniltät oder Qualität don Waaren oder beren richtige Bern 
öffentiich zu beglaubigen haben, aus ben Berufögefchäften dieſer Perſonen aM 
werben; . | 

12) Klagen aus rechtöfräftigen Hanbelögerichtö-Erfenntniffen. 
8. 20. Vor die Handelögerichte gehören ferner: 
1) die öffentlichen Aufgebote 
a) geftrandeter ober feetriftiger Ohter; 
b) veriorener Schifföurfunden; 






















Zweiter Theil. . 


etzgebung und Verwaltung der 
Getverbe-Boligei. 


Erfte Abtheilung. 
en Geſetze, welche die Einrihtung des 
18 und die Gewerbe-Poligei betreffen"). 


I. J 
5. 1810 über die Einführung einer allgemeis 
der. 
anac. thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: 
* Finanz-Vertvaltung b. 27. b. M. haden Wir Unſern getreuen 
igfeit eröffnet, In der Wir Uns-befinden, auf eine Vermehrufig 
enfen. 
Hlelem Ziwedt hat Und bie Einführung einer allgemeinen Gewerbe⸗ 
interthanen weniger läfig gefbienen, befonder6 da Wir damit 
* bon ihren drücendften Feſſeln verbinden, Unferen Untertha⸗ 
Ige ber Meorganifation des Staats zugefiherte volltommene 
und dad Gejammtwohl derfeiben auf eine wirtſame Weiſe 


und ſetzen feft: 5 
"in Unfern Staaten, es ſei in ben Stäbten, oder auf bem plate 
Siverbe, eö beftehe in dandel, Kabriten, Handiverfen, e8 gründe 
"er Kunft, fortjegen umb ein neues unternehmen tolll, iſt ber« 
N darüber zu Iöfen und die in dem beigefünten Tarif A. ange - 
Das ſon erlangte Meiſterrecht, der Beſit einer Eonceffion 
Sinptichfeit. 
in giebt demjenigen, auf beffen Namen er außgeftelt ift, bie 
isufeßen oder ein meued anzufangen. Eins und das andere, 
Far, und mer jid) beffen fhulbig macht, berfällt in eine Beld- 
I Werthe der von ihm jährlich zu bezahienden Steuer gleich iſt. 


Her aus ben oben ©. 8 Note 1) angeführten Gruͤnden im 
lammenhange gegeben. Obgleich biefeiben theitwelfe 
her Büitigteit flehen, fo erihlen doch zur Cewaͤhrung 
" Meberficht, bie undertürgte Mittheitung erforder- 
en einzelnen Materien näher erörtert terben, inwie 
mungen theitmelfe für modificirt oder aufgehoben zu 


d.®. d. 30. Mat 1820 wegen Entrihtung der Gewerbe · 
0 ift derfelbe hier nicht mit abgebrudt worden. 





Da, 
R 
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daß A engerit befugt, bad Verfahren über dieſe nnſprůche an dad ordenlliche 
zu verweiſen 
8. 31. Zur Gültigkeit eines handelsgerichtlichen Erkenntniſſed iſt die Theilnahme 
mindeſtens drei Richtern in allen Fällen, namentlich auch in Bagatellſachen, erjorderi 
8. 32. Wer als kaufmänniſches Mitglied eines Handelsgerichts beſtellt werden it 
(8. 8), ſoll vor dem Handelsgerichte alb Bevollmaͤchtigter außerhalb des Geiicht 
wohnender Parteien zugelaffen werben; er daıf aber für biefe Vertretung Feine Shi 
fondern nur die Vergütung baarer Auslagen fordern. 
- 8.33. Someit borftehend nicht etwas Anderes beftimmt worden ift, kommen in 


ben Hanbelögerichten übertoiefenen Mechtdangelegenheiten bie allgemeinen geſetzlichet 
ſchriften zur Anwendung 


Urkundlich ꝛc. ꝛc. 0. S. 1847 ©. 182.) | 
Bis jegt iſt Teind dieſer Handelogerichte, deren Errichtung nad) $. I & 


bon- dem Antrage der Kaufmannſchaften oder Handelöfammern abhängig 
errichtet worden. 












- Zweiter Theil. 


Die Oefeßgebung und Verwaltung der 
Gewerbe⸗Polizei. 


— — 


Erſte Abtheiluug. 
Die organiſchen Geſetze, welche die Einrichtung des 
Gewerbeweſens und die Gewerbe⸗Polizei betreffen"). 


I. = 
Edikt b. 2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgemeis 


en Öewerbes Steuer. 


Bir Friedrih Wilhelm zc. ꝛe., thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

_ Ja dem Editt über bie Finanz-Vermaltung v. 27. d. M. haben Wir Unſern getreuen 
aterthanen die Nothwendigieit eröffnet, in der Wir Uns befinden, auf eine Vermehrufig 
tt Efnatöeinnahmen zu benten. 

Unter den Mitten zu dieſem Zweck hat Uns bie Einführung einer allgemeinen Gewerbe⸗ 
euer für Unfere getreuen Unterthanen weniger läſtig geſchienen. beſonders da Wir damit 
k Befrelung der Gewerbe von ihren drudendfien Feſſein verbinden, Unferen Untertha- 
M die ihnen beim Anfange ber Beorganifation ded Staats zugeficherte bolltommene 
Iürrbefreiheit gerähren und bad Gefammtwohl berfelben auf eine wirffame Weiſe 
eſördern Fönnen. 

Bir verordnen daher und feßen feſt: | 

8.1. Ein jeder, weicher in Unfern Staaten, es fei in ben Städten, oder auf bem plate 

ntande, fein biöheriged @etverbe, 68 beftehe in Handel, Fabriten, Handiverfen, e8 gründe 
& auf eine Wiffenfchaft oder Kunft, fortfegen und ein neues unternehmen will, ift ver⸗ 
fichtet, einen Gewerbeſchein barüber zu Idfen und bie in dem beigefünten Tarif A. ange⸗ 
te Eteuer zu zahlen2). Das ſchon erlangte Meifterrecht, der Beſitz einer Eonceffion 
titelen nicht bon biefer Verbindlichkeit. 
16 2 Der Bewerbefchein giebt demjenigen, auf beffen Namen er ausgeſtellt ift, bie 
fugniß, ein Bewerbe fortzufegen oder ein neued anzufangen. Eins und dad andere, 
He Öeioerbefchein, I irafbar, und wer fich deffen [chuldig macht, berfüllt in eine Beib- 
Tale, welche dem fechöfachen Werthe der von ihm jähriich zu bezahlenden Steuer gleich ift. 
_ welche dem fehöfachen. *38 


) Diefe Geſetze werben hier aus den oben ©. 8 Note 1) angeführten Bränben im 
botlkändigen Zufammenhange gegeben. Odgleich diefeiben theil weiſe 
niht mehr in praftifher @üttigfeit fiehen, fo eiſchien doch, zur @ewährung 
einer boliftändigen Leberficht, bie unvertürgte Mittheitung erforder» 
Ich und 8 wird bei ben.einzelnen Materien näher erörtert weiden, inwie⸗ 

' F pie älteren Beſtimmungen theilwelfe für modificirt ober aufgehoben zu 


M. 
*) Da diefer Tarif durch das @. d. 30. Mai 1820 megen Entrihtung ber Gewerbe⸗ 
Steuer befeitiget if, fo If desfelbe hier nicht mit abgedrudt worden. * | 
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8. 3. Auch Ausländer, welche Befhhäfte In Unfern Landen perſönlich behreiben 
fen einen Gewerbeſchein nach der Befchaffenheit ihres Gewerbes Iöfen. . 


8. 4. Ein jeder, welcher hiernach einen Gewerbeſchein zu loͤſen hat, meldet fidi; 
nad) Bekanntmachung dieſes Edikts bei der Polizei-Behörde feines Wohnorts um 
feinen Vor⸗ und Zunamen, die Art und den Umfang feines Gewerbes nad) Ger 
Behülfen, Lehrburfchen u. |. m. an. 

8.5. Nicht verpflichtet zur Röfung eines Gewerbeſcheined find: 

1) Staatd- und Kommunal-Beamte zur Uebernahme Ihres Amts. | 

2) Wer ein ländlihes Brundftüd ats Eigner, Pächter oder Nutznießer fetbft ba 
fhaftet. Adminiſtratoren und Rehnungsführende Wirthſchaftsbeamte muft 
gegen Beiwerbefcheine löfen; auch diejenigen, welche bie bei einem landiirthid 
hen Grundſtück befindishen Miichereien, ifchereien, Jagden, Bärten, Bienen, ! 
reien, Ziegels, Kalk⸗ Theeröfen, Mühten, Krüge, Schänten, Fuhren ꝛc. zc. hatt 

3) Wer ein Grundfntüd zur Wohnung, Eultur der dazu gehörigen Ländereien un 
Vermiethen benutzt. Wer aber in Städten und Vorſtädien ein Gewerbe 
macht, meublirte Zimmer zu vermiethen, Gartenfrüchte zum Verkauf zu j 
Milchvieh zum Verkauf zu halten, muß einen Gewerbeſchein löfen. | 

4) Wer Kapitallen auf Hypotheken, Wechſel, Aktien, Lelbrenten, oder öffentliche | 
austhut. Nicht aber derjenige, welcher ein Berwerbe daraus macht, Wecht 
andere Papiere zu discontiren; Geldſorten und Papiere-auf Inhaber um 
ober auf Pfänder zu leihen. | 

$) —— X zu Privatdienſten und häuslichen oder ruthſchaftlichen Arbelte 
miethet. 

Mentmeifter, Stallmeifter, Sefretarien, Erzieher, Haushofmeifter und Ihe 
Range gleiche Hausoffizianten bedürfen eines Gewerbeſcheins. 

6) Auffeher, Gehuͤlfen und Arbeiter in Zabrifen und Handlungen. Mer abıri 
chen nicht bloß bei aufälliger Abrvefenheit bed Eignerd oder Direftord, fon 
immer oder auf beftimmte Jahre disponirt und ihre Firma pro cura zeihnel 
eined Gewerbeſcheins, ebenfo mer ein Gewerbe daraus madıt, für mehrere Hu 
gen und Fabriken zugleid; bezahlte Dienfte zu verrichten. 

7) Handeld- und Fabrifunternehmungen auf Aftien bebürfen Infofern nur elnetri 
ſchaftlichen Gewerbeſcheins für die ganze Unternehmung, als fle bie Reit 
moralffhen Perſon erlangt haben. 

In bloßen Kompagnie- Handlungen und Fabriken bebarf dagegen jet 
befonderen Gewerbeſcheins, dem dad Wet, verbinblid) für die Soctetät, ihre | 
zu unterzeichnen, zufteht. 

8) Gemeine Tagelöhner. Perſonen aber, weiche mit einer befonbers erlernte 
oder Handwerk z €. Ziegelftreicher, Dachdecker, Brettſchneider, für Tagelohn! 
find nur infofern davon befrelet, als fie für Gehütfen in einer gewerdſcheinpfi 
Fabrit, oder bei einer gewerbſcheinfreien Wirthfchaft zu achten find. | 

9) Werfonen, welche fi bios von Spinnen, Wollkämmen und Sorliren, © 
Zwirnen, Federreißen nähren. 

10) Wer nur einen einzigen Webeſtuhl für feine Rahrung bearbritet, ober bet 
Hausgenofien bearbeiten läßt. Ausgenommen hiervon find Webeftühfe für ! 
liched Tuch, für die fünftliche Weberei von Blumen und feinen Deffeind mil 
als vier Tritten. Wer mehrere. gewöhnliche Webefühle nad obigem halt, u 
bon befonder8 beftimmten Werfonen betreiben laͤht, ift von bem mehren © 
nemwerbefteuerpflichtig. ' 

. 11) Hebammen auf dem platten Lande und in Städten unter 1000 Einmohner. 
8.6. Die In tem beigefügten Tarif nicht aufgeführten oder angedeuteten Ge 

find deshalb nicht von der Köfung eines Gewerbeſcheins ausgenommen. | 

, Mer daher ein ſolches treibt oder treiben hoitt,Aft bei Vermeidung ber 8.2 be 

Strafe verbunden, ſich bei der Polizei⸗Behoͤrde feines NBohnorts zu meiden, bie an 

ben Umfang bed Gewerbes anzugeben und einen Gewerbeſchein darüber nachzuſuche 

Die Steuer für daſſeide wnd nad den Saͤten für diejenigen Gewerde bei 
welchen eb in Abſicht der Einträglichkeit gleich fonmnt. | 

8.7. Ein Gewerbeſchem kann nur auf ein @eiverbe gerichtet werben, und hi 
für denjenigen @üttigfeit, auf deſſen Namen er auögefertigt und für dasjenige aa 
welches in demfeiben benannt if. Niemand kaͤnmm buher feinen Germerbefhein 
einem anbern abtreten, noch ein darin nicht genanntes Gewerbe auf den Grund 1) 

eiben. 

8. 8. Wenn Iemand zum Betriebe feines Betoetbes, mehrere Ausfertigungen N 
Gewerbeſcheines bedarf, fo kann er Abſchriften deſſelben, auf ein Mitten ber Volijeideh 
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ned Orts, daf,und-twiebiel er davon noͤthlg hat, erhalten. Diefelben werben mit dem 
fömäßigen Stempel verfehen, übrigens gebührenfrei audgefertigt. 

Der Eztrahent it für jeden Migbrauch, welcher mit ſolchen Abſchriften gemacht mer» 
A fönnte, berantworttich. 

$,9. Treibt Jemand mehrere Gewerbe verjhiebener Art, fo muß er für jedes einen bes 
Abern Beiverbefchein Löfen, jedod) tann ein Handiverfer und Kabritant, weicher nach feinem 
Knerbefchein zur Verfertigung gewiffer Waaren befugt it, aud) berinöge deſſelben Hans 
Unit diefen bon ihın verfertigten Waaren treiben. 

Wenn in einem Orte Gewerde, die zu einer Gattung gehören, durd) verſchledene 
Ühfte gefrennt gewefen find, fo fällt diejes fünftig gang weg. So fönnen 3. B. ber 
ler, der Schuhmacher auf ihre Gewverbefcheine reip. auch Stühle und Bantoffein vers 
Higen und umgekehrt. 

8.10, Niemand fann eine au feinem Gewerbe herrührende Klage anbringen, noch 
Meine auf daffeibe Bezug habende Handlung vor einer Öffentlichen Behörde vornehe 
m ohne zubor feinen Gewerbeſchein borzugeigen. x 

Die Berichte und andere Behörden werden hiermit angewieſen, die Vorzelgung des⸗ 
ben zu forbern, und daf folche gefhehen, Im Eingange der Verhandlungen zu bemerken. 

&11. Die Roligels-Behörden, die Konfumtions-Steuer-Rendanten und deren Unter 
Nente find fo befugt al8 verpflichtet, von jedem, welcher In ihrem BVegirf, irgend ein von 
Nam ef Beiverbefheines nicht auögenommenes Gewerbe treibt, bie Worzeigung ded- 

en zu fordern. 

‚Kann Jemand folches oder eine gültige Abichrift deſſelben nicht aufmeifen, oder haben 
Epegrändete Ginmendungen genen die Güitigfeit ber borgezelgten, fo machen Ichtere 
bon fogleich Ihren Worgefegten Anzeige, und diefe fönnen und müffen bie Musübung de& 
Rtuerbeb unterfagen. R 

E12, Die Gewerbefcelne werden in ber Negel auf ein Jahr auögefertigt, naͤmlich 
Nom uten Junius deö einen, bie zum legten Tage im Mal des folgenden Jahres, unb 
MD nur fir diefen Zeitraum gültig. Ein jeder Gewerbetreibende muß baher zur 
Mimi Jeit vor dem erften Junih6 einen neuen Gewerbeſchein auf das folgende Jahr 
Möfıden. Kängt Jemand im Laufe eine Iahres ein Gewerbe an, fo muß er.gleihfal® 
hate einen Beiverbefchein Löfen und die Steuer für das Vierteljahr, In welchem er fein 

he beeinnt, begahfen, nämlich refb. vom erften Junlus bis zum lebten Auguft, und 
nrfien September bis zum leiten November, u. |. w. 

13, Stirbt Jemand im Laufe eines gahres und hat für das Bierteljahr, in welchem 
Alt, noch nicht die Steuer berichtigt, fo find feine Erben dazu verpflichtet. Diefe find 
BO befgt, das @etoerbe des Erblaffer6 auf den Grund und bie gange Dauer des Gewerbe- 
Mrins fortzufeken, tvenn fle bie Steuer bezahlen. 

8.14. Geht Jemand im Laufe eines Viertefjahred bon einem Gewerbe zu einem 
Men, mit einer Höhern Steuer angelegten über, fo erhält er gegen Zurüdgabe bed 
Mnttbeicheins einen neuen, muß aber den Mehrbetrag ber Steuer nachzahlen. 

8.15. Wenn Jemand im Laufe eines Wierterjahre jenen Wohn verändert unb an 
ÜmDrt verfegt, wo für das Gewerbe eine höhere Steuer Statt findet, fo muß er bad 
Mnre nachahten. 

816. Ein @ewverbefchein giebt demjenigen, auf welchen er lautet, das Recht, in dem 
ıen Umfange Unferer Staaten, ſowohi in den Städten als auf dem platten Lande, dad 
Köemeiben benannte Gewerde und auf die beflimmte Zeit zu treiben, und bon ben Bes 
(them babel gefchüigt zu werden. 

& 17. Keiner Korporation und, feinem Einzelnen feht ein Wiberfprucherecht, wel 
her Orumd dazu auch angeführt werben mag, zu. Nur foll in benjenigen Dertern, me 
IM Oewerbes@erechtigfeiten Statt finden, welche nicht auf einem Grunbftüde haften, und 
Kalt in feiner ungertrennlichen Verbindung ftehn, die aber dennoch in ben Hhpothetens 
Adern eingelragen find, eine billige Entihädigung für-den bieher Berehtigten von ben 
Mplerungen tegulirt werben. Die Bewverbefreiheit darf jedoch durch bie Eriftenz folder 
Reetfigteiten nicht befchränft, und niemanden auf den Grund berfelben, ein Gewerbe- 
(bein zum Betriebe des in Mebe fichenvden Gewerbes berfagt werden. 

Gegen bie Beftimmung der Entfhäbigung von Seiten der Regierungen findet ber 
Rry Rechtens nicht Statt. i 

8. 18, EB verfteht fich ferner von felbft, daf der Inhaber eines Gewerbeſcheins den 
Dallzel-Verorbnungen eine jeden Orts, wo er fein Beiwerbe treibt, untertorfen ift, und 
No bei Ausübung deffeiben, Berhränfungen, welche die Aufrechthaltung einer guten Bo« 
Nuel und aller andern allgemeinen @cjeße erfordert, gefallen laffen muß. 

8. 19. Im Allgemeinen darf Niemandem der Gewerbeſchein verfagt werben, feier 
din Aleft der Woligeis Behörde feines Orts über feinen redptlchen Lebenöanbel beibringt. 

Minderjährige müffen indeffen die Eintvilligung ihrer Meltern oder Wormänber, Ehe- 































88. Die organtjchen Befehe ded Beiverbeivefend. 


frauen bie ihrer Ehemänner; Staatöbieher bie ihrer Dienſtvorgeſetzten; in Privatvienfe 
ftehende Berfonen die ihrer Zohnherren beibringen. — 

8.20. Der Handel mit Salz, Spielfarten und Stempelpapier, die Haltung u 
Privatpoften und Privatlotterien bleibt ferner abhängig von ber Genehmigung ber m 
petenten Behörden. Auch dürfen Werzte nicht Arzeneien diöpenfiren, Apotheter niätk 
Arzeneikunſt ausüben und Mäkter nicht feibft Handel treiben. | 


821. Zu Gewerben, bei deren ungefchidtem Betriebe gemeine Gefahr ob 
oder welche eine öffentifche Beglaubigung oder Unbefcholtenheit erforbern, können 

dann ®emerbefcheine ertheilt werden, menn die Nachſuchenden zubor ben Beſitz der mi 
m Eigenfhaften auf bie bvorgefchriebene Weiſe nachmweifen. Zu dieſen gi 
edoch nur 

1) Abdeder, 2) Aerzte und Wundärzte aller Art, 3) Apothefer und Laborante, 
Berg Befchtworne, 5) Dollmetfcher und Ueberfeger, Behufs gerichtliher und gewen 
GBeihäfte, 6) Feldmeſſer, Nivellirer und Martfcheider, 7) Gaſt- und Echänt- Bir q 
Art, einſchließlich derer die gewerbweiſe meublirte Zimmer halten, Schlafftellen vermid 
und ſitzende Gäſte haben, ) Gefindemäfter, 9) Güterbeftätigerund Schaffner, 10) Hit 

men, 11) Yuftiz.Commiffarien, Notarien, Brocuratoren, 12) Jumelirer, Gold⸗ und® 
ber-®robirer, 13) Lohplafaien, 14) Lootſen, 15) Mäfter, Dispacheurs und Auftionatt 
16) Marionettenfpieler, 17) Maurer, 18) Meffer, Wäger, Braker, Schauer, Eh 
überhaupt alle bie beftellt find die Quantität, Qualität und richtige Verpadungk 
Waaren zu conftatiren, 19) Mühlenbaumeifter, 20) Defonomie-Commiffarien, 21)! 
fonen, welche mit Thieren und andern Sachen zur Schauausftellung umherziehen, 22) 
fonen, die ein Gewerbe daraus machen, Leichen zu reinigen und anzufteiden, 23) &4 
fbiel-Direltoren, 24) Schiffer und Steuerlcute für Seefthiffe, 25) Schornfteinfeger, % 
Screib- und Rechenmeiſter, in fo fern ihre Attefte über Die Identität oder Berfülftt 
einer Schrift oder bie Nichtigkeit einer Rechnung Öffentlichen Glauben haben follen, 2 
Schmeine-, Vieh⸗ und Pferde-Eaftrirer, 28) Seeichiffd-Zimmerleute, 29) Sail a 
Equitibriften, Tafchenfpieler, 30) Todtengräber, 31) Vieh- und Roß⸗Aerzte, 32) Urt 
tiger chirurgiicher Inftrumente, 33) Vorfteher von Brivat-Irrenhäufern, 34) Zinmert 

8. 22. Bis dahin, daß in Adficht Unſerer Unterthanen jüdiſcher Religion eine 14 
Verfaſſung, womit man fi) unverzüglich befchäftigen wird, beftimmt ift, fönnen ih 
Gewerbeſcheine nur zu folhen Gemwerben und in dem Umfange gegeben werben, It 
bie biöherige Verfaffung zuläßt. . — 

8.23. Unſeren Regierungen liegt ob, bie Gewerbeſcheine in den bon ihnen 1) 
tirenden Departements zu erthellen und auszufertigen. Ste befiimmen nad) Mar 
des Tarifs und in ben darin borgezeichneten Grenzen den Gewerbeſteuerſatz in jetemi 
zelnen Fall und fertigen die Gewerbefcheine nad; dem beiliegenden Yormular B. aut. ' 

8. 24. Wenn jemand über die Höhe. oder die Unrichtigfeit der angelegten Gene 
feuer Grund zur Beſchwerde zu haben glaubt, fo bringt er ſolche bei den Regierungetß 
Pl loffen die Befchiverde unterfuchen, prüfen folhe, und bejdeiden ven Beſchu 

renden. | ' | 

Der Weg Nechtens findet dabei nicht Statt. B oo Ä 

8.25. Die Polizei⸗Obrigkeiten in den Stäbten müffen jet fogleich bei Verb 
machung diefed Ed. eine Rachmeifung der in ihren Bezirken vorhandenen Berverbeträ | 
den, der Nenierung, fünftig’aber 6 Wochen vor dem 1. Zunius jeden Yahres einfen® 

Diele Nachiwelfungen müflen den Bor» und Zunamen des Bewerbetreibendn.” | 
Art ded Gewerbes, Bemerkungen über ben Umfang deffelben, die auf die BeftimmunM 
Gewerbefteuerfages Einfluß haben, und ein Gutachten über ben agzuwendenden Ei" | 
fa nach dem Tarif enthalten. Zur Anfertigung diefer Nachweiſung wird das Eon | 
tiond-Steueramt zugezogen und ſolche von demſelben mit unterfchrieben. 

8.26. Auf dem platten Lande fertigen die Landräthe biefe Nachweifungen an m 
berfahren damit in eben ber Art, mie in dem vorhergehenden '8. beftimmt if. In benit 
nigen Provinzen, in weldyen unfere Aemter nicht unter den Zandräthen in pollzelide 
Hinſicht ftehen, fertigen die Beamten ſolche an, und reihen ſie den Regierungen ein. 

Magifträte, Landräthe und Beamten find für die Richtigkeit der Nachwelſungen w | 
anttvorttich, und haben folhe ſowohl in. Abficht der Vollftändigfeit, als der Richtigfei 
Bemerkungen über den Umfang, des Gewerbes zu vertreten. M | 

8.27. Die Begierungen fertigen fobann die Gewerbeſcheine aus, und fenben En | 
den Magifträten und den Landräthen biefed Jahr möglichft bad, fünftig vor bem 1. a 
eines jeden Jahres, mit einer Nachweiſung der Gewerbeſteuern zu. Diefe madın. 
Eingang derfelben unverzüglich befannt und fordern die Pflichtigen zur Einloͤſung he | 

Kein Gewerbeſchein darf vor Erlegung des einbierteljährlichen Betrags der Br | 
ftener ausgehändigt werden; auch muß ber Eriverber deffelben feinen Namen unkef | 


. — 


— 
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ben ſchreiben; After de Schreibens nicht kundig, fo muß ſolches bon dem Dagifrat 
er ben Sandrathe unter dem Gewerbeſchein bemerkt werden 

8.28. Die Verbindlichteit zur Bezahlung ber Beiverbefcheine fängt vom 1. Dec. d. J. 
\ Sie werden mit bem einbierteljährlichen Betrage beim Empfange bed Beiverbefcheins 
\d jerner in einbierteljährlichen Baten, den 1. Sept., den I. Dec. und den 1. März 
hit, 

Ber in ber erften Hälfte ber gedachten Monate reſp. feinen Gewerbeſchein nicht ein» 
It und die Steuer berichtigt, gegen ben wirb Eyecution verfügt. If diefe fruchtlos und 
ft der Sänmige die ganzen genannten Monate, ohne zu zahlen, berfireichen, fo wird 
öldg auf die Waare ober die Werkzeuge beffelven in fo weit gelegt, daß er das 
inebe nicht ausüben fann. “ 

Ausländer müffen die Betverbeftener für dad ganze Jahr auf ein Mai gleich beim 
Mdiang ded Gewerbeſcheind berichtigen und barf Innen ſoicher vor Erlegung derſelben 
(ht eingehänbigt werden. 

8.29. Die Geiverbefteuern werben In den Städten von den Magifiräten an die 
Inamtions-Steuerftaffen, auf bem pletten Lande von den Landraͤthen an bie Kreiöfaften 
Dpeführt. Zu dem Ende wird biefen Kaffen ein Verzeichniß berfelben von ben Mbgaben- 
hutationen Unferer Regierungen zugefertigt. . 

3.30. Alle biöherigen Abgaben von ben Gewerben, infofern fle bie Berechtigung 
Im Betriebe deſſelben betreffen, als: Goncefllonsgeld, Nahrungägelb von kataftrirten 
elten, oder unter weicher Benennung fle fonft borfommen, fle mögen alljährlich oder 
Dat für alle Mal an Unfere Kaffen, Kaämmertlen oder an Grundherren entrichtet wer⸗ 
©, bören mit Einführung der Betverbeftener auf. - 

Chen diefeö ift der Fall mit ven Paraphen · Geldern. 

8.31. Ale Beftimmungen ded A-2. R. und befonderer Verordnungen, welche bem 
Snhatte diefe Editto entgegen find, werden hiermit für aufgehoben erklärt. 

Kir befehlen allen Öffentiihen Behörden überall nad) ben Veftimmungen! diefes 
GM wuderfahren und auf bie Beobachtung deffelben genau zu halten. 


Beriin, den 2. Rob. 1810. 
Sriedrih Wilhelm. 
Harbenberg. 


Anl. B. 

Rahbem ber (Wor- und Zuname), wohnhaft in (Name der Stadt oder des Dorfs 
1 ded Kreifes) um Erthellung eined Gewerbeſchelnes zum Vetriebe (Benennung des 
Imerbeö) gebeten, und babel erflärt hat, nicht allein bafür die artfmäßige Jährtiche 
feuer mit Rthir, Gr. und zwar mit einem Viertheil gleich beim Einpfange 
(feben und ferner in einviertellährlihen Raten den Iften Eebt., ben Iften Dec. diefed, 
* den Iften März künftigen Jahres entrichten, ſondern ſich auch bei Ausübung dieſes 
erbeä nach ben erlaffenen und noch zu erfaffenden Polizei Worfchriften umd den Ihn 
"prbenden Beftimmungen deö Ed. d. 2. Nov. 1810 achten zu wollen; fo ift ihm gegen» 

her Geiverbefchein darüber auögefertigt tworden, bermöge beffen er für feine Berfon 
") zwar auf ein Jahr bis zum Ichten Mat 181 befugt ift, dad gedachte Gewerbe zu 
"ben, und darin die «Hütfe Unferer Behörden nachzufuchen. 


ben ten 181 


Die Abgaben» und Pollzel-Deputation der Regierung. 
(bendfärift des Inhabers.) 
(8. ©. 1810 ©. 79 fi.) 


II 
Geſeh v. 7. Sept. 1811 Über Die poligeil. Werhältniffe der Gewerbe, 
" Buyug auf daB Ed. d. 2. Rod. 1810, wegen Einführung einer allgemeinen 


kuer. 
hu Bir Friedrich Wilhelm ac. 2c. thun Fund und fügen Hiermit zu wiſſen, dag Wir nöthig 
Funden haben, in erfolg deg Ed. b. 2. Mob. 1810, wegen Einführung einer allgemelr 
MU Gererbeftener, folgende nähere und befonberö polizeiliche Vorfhriften zu erlaffen: 
\ Beziehung ber Bemerbfheine auf das Bürgerreät. 

mai Die Shfung ded @erverbfcheins änbert nicht8 In der Verpflichtung, —S 
— der Gemeine ald Mitglied beizutreten und Communallaften zu übernehmen. Ge- 

» heihe nach allgemeinen @ejeen ober drtlihen Statuten nur Bürger ober 








00 Die organifchen Geſetze bed Gewerbeweſend. 





















auch dafelbit Bürger zu werben und zu den Communallaſten beizutragen; es follen ing 
fen einem ſolchen feine doppelte Koften zur Laſt fallen, fondern für das Würgerreit 
dein neuen Wohnorte nur in fo ‚weit ein Nachſchuß bezahlt werden, als ſolchet them 
denn an dem Vorhergehenden ift. 

2. Wenn wegen Beichoftenheit bad echt, Bürger oder Gemeinemitglied zu fein, g 
ſetzlich verſagt wird, der darf auch auf den Grund eines Gewerbſcheins fein Gewerbe fi 
ftändig betreiben, deſſen Betrieb dad Bürgerrecht oder den Beitritt zur Gemeine erfor 
ä Auf die Mititairvergättniffe. u 
3. Der Gewerbſchein giebt feinem Mititairpflihtigen das Necht, vor Aufhebung 
ner Verpflichtung zum Kriegsdienſte, ein Gewerbe felbftftändig zu betreiben, zu befin 
triebe für eigene Rechnung er nach der Militairverfaffung nicht gelaflen werden darf. 

4. Soldaten in Reihe und Glied bürfen in Bezug auf 8 19 bed Ed. v. 2. Nov. 
keinen Gewerbſchein ohne fchriftliche Genehmigung des Regiments⸗Chefs löſen. 
5. Diefe Genehmigung muß von Seiten ded Hegimentö-Chefs auf ein beftim 
Gewerbe gerichtet fein. Die Eivlibehörden entſcheiden nächſtdem allein, welchen Bei 
mungen ſich der Soldat in Hinſicht auf polizeiliche Zwecke oder auf die Verhältnift 
Communen, unterwerfen müſſe. / — 
| | Auf die Junftverhäftniife. 

6. Wer bisher nicht zünftig war, fann unter Beachtung der Vorſchriften 6.10 
auf den Grund ſeines Gewerbſcheins jedes Gewerbe treiben, ohne deshalb genoͤthi 
fein, irgend einer Zunft beizutreten. 

7. Er iſt demohnerachtet auch berechtigt, Lehrlinge und Gehülfen anzunehmen. 

8. In diefem Kalle wird die Lehrzeit oder bie Dauer bed Dienfted, das eiiuon 
Lehrgeld, Lohn, Koft und Behandlung bloß burd) freien Vertrag beſtimmt. | 
Het hr ren davon bertragdmäßig nicht beſtimmt ift, wird nad) der Örtlichen Gem 

eit beurtHeilt. | 

10. Was örtliche Gewohnheit fel, entfcheidet, falls Streit darüber entfteht, die } 
zeibehörbe des Orts. 

11. Abgehenden Lehrlingen und Gehülfen barf der Lehr» oder Lohnherr ein Zrup 
über ihr Betragen und ihre bewiefene Geſchicklichkeit nicht verfagen. 
1123. Dies Zeugniß gilt ftatt Lehrbriefed oder Kundſchaft, wenn bie örtliche U, 
bebörde darauf bezeugt, daß ihr ber Auöfteller als ein unbefholtener Dann befonal 
der das darin benannte ®ewerbe felbftftändig treibe, und Daß er dor ihr bie Richtigteil 
Inhalts anerkannt habe, auch ihr ſelbſt das Gegentheil nicht befannt fl. 

13. Niemand darf Lehrlinge oder Gehülfen annehmen, beren.Unverbächtigfet # 
—A ſich dergeſtalt zu verpflichten, nicht nach den allgemeinen Polizeigeſchzen MA 
en iſt. 


Austritt Einzelner aus dem Zunftverbande. | 
14. Wer bisher aünftig war, darf dem ZJunftverbande zu jeter Zeit entiagen. 1 
15. Die Entjagung muß jedod dem Neltermann oder Alimeiſter ſchriftlich an? 
werden. | 
16. Sie entbindet auch nicht, für alle am Tage des Austritt vorhandenen Bm“ 
tungen des Gewerks fo zu haften, als ob der Auötritt nicht gefchehen mare. Ten 
fieher des Gewerks ift verpflichtet, jeden einzeln Audtretenden ausdrücklich auf bieft 
bindlichkeit aufmerkſam zu machen. u 
17. Wer ein Amt bei dem Gewerke verwaltet, darf nur am Ende des Rechnung 
reö, und nur nach) abgelegter Mechenichaft von feiner Amtöführung austreten. m 
18. Zünftige Gefellen bürfen ohne Nachtheil an ihren Zunftrechten aud) bei In 
tigen arbeiten. , 

- Bedingungen, unter welhen Gewerkeſich auflöfen fönnen. dir 
| 19. Jedes Gewerk darf ſich durch gemeinfamen Befchiuß felbft auflöfen. Die Au 
‚menmehrheit der Meifter entfcheidet darüber. Wittwen, meiche bloß dad Bewerbt ki 
berftorbenen Ehemannes auf den Brund der Innungdartitei fortfegen, haben hiedei 
Stimme. > . 

20. Der-Vorfteher oder Gewerkspatron iſt verpflichtet, biefen Beſchluß underzihld 

dem Magiſtrate zur Genehmigung vorzulegen. PM 
21. Diefe Genehmigung muß verfagt werden, wenn das Gewerk nicht gleich 

genugthuend nachweiſt, wie ſeine Schulden bezahlt werden ſollen. PM 
22. Außerdem darf der Magiftrat in’ der Regel die Genehmigung nicht Bere 
23. Findet er jedoch dabei Bebenten, fo muß er gemelafchaftich. mit ber 0 
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ser: deshalb unverzüglich an die Provinzlatregterung berichten und deren Ent» 
Ibung erbitten. S 

24. Wird bie Auflöfung genehmigt: fo müffen ans dem gemeinfhaftiihen Vermögen 
Eewerts zubörderft alle Schulden ideffeiben getifgt werden. 

25. Was fodann etiva übrig bleibt, wird in fofern freies Eigenthum ber Mitglieder, 
rl dem Gewerte keine Bantgerechtigfeiten vorhanden And, zu deren Mblöfung £8 nach 
M biefer Verordnung verwandt werden muß. 

26. Das Gemwerf fann durch Stimmenmehrheit unter Benehmigung bed Wagiftrats 
in leberfhuß zu gemeinnüßigen gweden beftimmen. 

127. Findet feine folhe Einigung darüber fattz fo wird er unter alle vorhandene 
er und das Gewerbe fortjegende Meifterwittmen zu gleichen Thellen vertheilt. 

2. Urkunden, Rechnungen und Briefſchaften bed Gewerts erben zur rathhäus 
u Wegiftratur abgeliefert. J J 
| Auflöfung ber Bewerte durch bie Landespolizei. 

2. Die Sandes-Volizeibehörbe ift befugt, jedes Gewert zu jeber Zeit für aufgelöft 

en. 


"20. Das aufgelöfte Gewert hat fodann bie Verpflichtung, ſich binnen Jahresfriſt 
*8 nad) 8. 24 bis 28 auseinander zu ſezen, als ob die Auflöfung durch gemeinſamen 
Inh erfolgt wäre. ° Der Magiftrat if verantwortlich dafür, daß dles geſchehe. 
", Berpflihtung: Corporationen für Gewerbe beigutreten. 
31. Wird von Sandespolizei wegen in befondern Fällen zu einem gemelnnüßigen 
Dede nöthlg erachtet, Getverbtreibende gemiffer Art in eine Corporation zu vereinigen: 
Mer verpflichtet, diefer Corporation beizutreten, fo lange er bied Gewerde treibt. 
Ablöfung der Neal-Gemwerböberedtigungen. 
22. Ausfchlieftiche, dererblihe und veräußerlihe @etverböberechtigungen In ben 
die als folche in den HHYbotifefenbüchern eingetragen find, follen in Bezug auf 
RE. d. 2. Mob. d. I. abgelöft, und bie dies geſchehen fann, verzinfet werben. 
3. Kuh die vormals auf jädtiihen Grundftüden ungertrennlich haftenden Ber 
kertigungen find davon nicht auögejchloffen, weil burd) $. 4 bes Ed. b. 9, Oct, 
Hefe Untrennbarteit bereits aufgehoben ift, 
34. Die Stabtverorbnetenverfammiung fhäßt ben Preis, ben jede nad 8.32 33 - 
te Semerböbereötigung am 1. So 1810 Hate, Der Mogirat ig Nfe Sage 
Kinem Gutachten ber Megierung zur Mebifion und Beiätigung vor. 
lite Tage findet in ber Megel feine Eintvendung mehr fat. 
35. Eid die von den Stabtverorbneten angufegenden Tagen nicht ſechs Monate 
ublifation biefes Gefehes bei der Megierung eingegangen, fo berfügt fle felbft bie 
: re bon ihr gewählte Commiffarien umd fegt auf den Grund berfelben den 


ih feft. 
36. Die nach 8. 34, 35 aufzunchmende Tage bezieht ſich unbedingt bloß auf ben 
der Beiwerböberehtigung. It c6 demnach auch biöher üblid) getvefen, KHäufer 
s der Werth ber» 


gen die jo 


Seräthfiaften in Werbindung damit zu berfaufen: fo muß denno 
(ben nunmehr forgfättig abgefondert werben. 
31, Dagegen mwächt ‚aber dem MWerihe der Severbtberechtigungen zu: Der Werth 
Itten opothetenbrichern darauf eingetragenen unablöslihen Gefälle und Abgaben, 
Ho mit 43-Wroc. zum SKapitale berechnet wird. 
Geftöt 3. ®. eine Berechtigung, auf welcher zu Folge des Hyhpothelenbuchs nad) Ab- 
auf dem Haufe der @rundftüce feibft ruhenben Laften, zehn Thater Koͤmmerei- 
haften, fei mit Haus und Veilap geibäht auf o = = 0... 400 Akhir. 
Obt davon zunächft ab, der Werth des Haufed und Bellaſſed, weiche 
Bi fagirt werben müffen. ’ 





!itfe Tape betrage rer _B00 - 
Nöben für ben Merth der Berechtigung > = 2. = = 0 = - 1500 - 
Dfüen Tomımt zu, der Kapitaltverth der Käͤmmerelabgabe mit . . 222} » 
Mo der Werth der Berechtigung > = 0 0m nn nn TR AUGE. 


1? 98. Der nach $. 34 bis 37 vermittelte Werth der Berechtigung wird b. 1. Dec. 1810 
Int 4 Sroc. jährlich jedem reviichen Velger einer foldhen Werechtigung, er mag 
IH Gewerbe treiben ober nicht, verzinft, fo lange und fo weit berfeibe nod) micyt übger 
| Die Inhaber erhalten biefe Zinfen in viertelfährlihen Zahlungen, find aber aud 
A Püpflihtet, ‚alle auf der Berechtigung ruhenben Saften zu entrichten und fönnen 
——— deshalp entgegen fegen, Daß cine Veränderung ihres Veſihſtandes durch alges 
Ancthe beranfaßt worden fi. 
het pu Durieden, auf Die nach [6. 32, 33 abzuöfenden Bereötigungen gegründete Ge⸗ 
londersird ein Abtöfungsfonds gebildet. Dleſer beſteh 





























98 . Die organifchen Geſetze des Gewerbewefend. 
a) aus dem gemeinfchaftlichen Bermögen des Gewerlks, nach abzug Der darauf haſe 
ben Schulden; 


b) aus einem jährlichen Einkommen von anderthalb Proc. bes Werths fänmtihe 
behöriger Berechtigungen nad) der Taxe 8. 34 bis 37. 
c) aus den durch die Mblöfungen erfparten Zinfen. | 
40. Die Ablöfung gejchieht durch baare Zahlung aus diefem Fonds, fo meitt 
jebesmat reicht. 
41. Diejenigen Berechtigungen erben zuerft abgelöft, bie am wohlfeilſten ang 
ten werden. Sind mehrere glei wohlfeil angeboten: fo werden bie darunter zu 
gelöft, auf melde die mehrften Schulden eingetragen find. Ergiebt fi) Hleranß fein 
‚ augöredht, fo entſcheidet dus Loos. Ob die Berechtigung noch benugt wird ode: 
- hat auf die Ablöſung derſelben keinen Einfluß, 

42. Niemand fann ein niedriger Preis, ald der nad) $. 34—37 beftimmte, di 
. brungen werden; nur muß er ſich, menn er auf diefen befteht, gefallen faffen, mit m 
tofung alten nachzuſtehen, bie unter der Tage verfaufen wollen. 

3. Die eingetragenen Gläubiger dürfen der Ablöfung für den bollen Taxwerh 
twiderfprechen: Dagegen find fle nicht verpflichtet, In eine Ablöfung unter der Tax 
willigen, wenn dadurch Ihre hypothekariſche Nedjte veriet werden. | 

44. Kein Inhaber einer Berechtigung darf die Ablöjung verweigern, fobald Ihn 
bolle Taxwerth angeboten wird. . 
45. Da bei den Ablöfungen nad) 8. 37 audy die Kapitalwerthe ber auf die Br 
gungen eingetragenen Gefälle und Abgaben bezahlt werden: fo müflen bie Euratora 
Kaflen, wozu fie biöher floffen, nicht verfäumen, diefe Kapitalwerthe alödann einzujiäl 
und bie Kaffe dadurch für die aufhörende Abgabe zu entidyädigen, 
46. Der Fonds zu ber Verzinſung 8. 38 und Mmortifotion 8. 39 entſteht dad 

daß alle, die da8 Gewerbe im Polizeibezirke der Stadt fortan betreiben, vom 1. Dit. 
bis zur erfolgten gänzlichen Ablöſung jährlich 6 Broc. ded Geſammtwerths ber Bert 
gungen, bie zu ihrem Gewerbe gehören, in vierteljührigen Raten bezahlen. 
- Die Verpflichtung, hierzu beizutragen, hängt allein bon dem Gewerbsbehiche 
Mer alfo eine Berechtigung beſttzt, zahlt Dennoch nichts, wenn er das Gewerbe nicht 
Wenn 3. 8. ſämmtliche Schuhbänfe einer Stadt auf 15,000 Rthlr. taxirt And; 
zahlen alle, die in dem Polizeibezirkle dieſer Stadt das Schuhmachen für eigene Redı 
treiben, fie mögen eine Schuhbanf befigen oder nieht, zünftig oder unzünftig fein, zu 
men genommen jaährlich 900 Rthir , alfo vierteljährlich 225 Rihlr. Hiervon werden! 
bie Zinſen für die Berechtigungen nad) 8. 38 bezahlt und der Ueberreſt zur Wbiöfung 
88. 39 bis 45 verwendet. 
47. Die, weldye die Abgabe 8. 46 aufbringen, koͤnnen ſich über deren Verthii 
unter ſich einigen. Findet feine Einigung flatt: fo vertheitt der Magiftrat dieſelbe 
fie, nad) dem Verhältuiß der Gewerbefteuer, die fie zahlen. | 

48. Die Abgabe 8. 46 wird mit der Beiwerbefteuer eingezogen. Der Magifte 
forgt die davon zu leiftende Verzinfung und Ablöjung. Die Stadtverordneten (M 
liren ihn hierbei, tie bei der Verwaltung anderer Communalgelder. | 

49. Der Magiftrat ift perföntidy verantwortlid) dafür, daß der Ablöfungsfondt Mg 
Gewerks zu nichts andern, ais zur Ablöfung der dazu gehörigen Berechtigungen berm@z 
auch die Ablöſung auf Feine Weife verzögert werde. Die Neglerungen find berpPm 
hierauf befonderd zu achten. n x 

50. Sobald alle zu einem Gewerk gehörigen Berechtigungen abgeiöft find, hai 
Abgabe 8. 46 gänzlih auf. | > - 

51. In Rüdlicht feiner eigenen Eonfumkion ift Niemand mehr einem Mupl- mW 
traͤnkzwange unterworfen. 

Bisherige Realberehtigungenaufdem Lande. 

52. Das Recht zum Abfate an andere zu brauen und das RKecht Branntwein zu hr 
nen überhaupt, verbleibt auf dem Lande den biöherigen Befigern befielden. 
33. Doch foll e8 auch von Brundbeflgern auögeübt werben: bürfen, bie nacın! 
daß fie ald Eigenthümer oder Erbpäcter ein Grundvermögen befigen, welches nad | 
- fchaftlicher Tore einen Werth von 15,000 Mthir. hat. In Abfiht auf biejen! 5 3 

auf den Grund des Ed. v. 2 Nov. v. J. Brennereien anlegten, ohne im Beſitz eined * 
fcko don dorerwähntem Werthe zu fein, ſoll umerfucht werden, ob bie Fortſetuu 
Bemwerbes ihnen ohne Nachteil verftattet werden fann. ft dieſes nicht, fo fol Ihr? 
den erweidlich aus der Aufhebung erwachfenden Schaden, volftändige Entſchaͤdigeng 
ben StaatösKaffen gegeben werden. | Kies 

54. Verträge, woͤdurch der Inhaber einer Schankſtätte fich verpflichtet, dad a au 
Debit erforderliche Betränt aus einer beftimmten Yabritationsftätte zu nehmen hun 
logörecht), fönnen auch ferner errichtet, und wo dies Hecht auf den Brund der til 
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tt ausbrüdfiher Verträge bereits beftehet, fan e& nur durch gegenfeitige Einwilllgung 
Inehoben werben, Werträge, wodurch Jemand ſich untermirit, den Bedarf zu feiner 
pen Confumtion aus einer beftimmten Schanfftälte zu nehmen, find dagegen für nicht 
hloffen zu achten, da fleber unter 51 befiimmten freiheit zuwider find. 

55. Neue Schänfftätte auf dem Lande fünnen nur unter befonderer Benehmigung ber 
MMRotizeibehörde angelegt werden. che Genehmigung wird nur in fo fern erthehit, 
Di die Poltzel von der wirflichen tlichen Nüglichteit einer folhen Anlage über zeu⸗ 
+ auf den blohen Vortheil ded Unternehmers kommt e& babei nicht an. Wer jedoch 

ect zum Debit zu brauen und zu brennen hat oder erhält, hat aud) das Mecht, dad 
Wirte Oetränt inneıhatb der Grenzen feines Hofraumd Im Detalt zu verfaufen, nur 
fer, wenn er nicht fonft dad Mecht dazu hat, feine Gaͤſte ſetzen. " 

56. In Nüdfiht der Anlage neuer Mühlen verbleibt es bei den Beftimmungen bes 
5.238. Dit. d. I. (Nr. 10 der G. €.) 4 > 

Örenzen der Berechtigung, melde Bemwerbfheine geben. . 
7 81. Die Gewerböberechtigung eined Jeden ift fortan nad) dem Inhatte feines @eiwerbe- 
VE ja beurtHeiten. 

88. Entfichen: Zmeifel über die Grenzen derfelben, fo gebührt bie Entſcheidung allein 
Boligeibehörden. 

50. Der Gewerbfchein giebt nad) 8. 9 des Ed. v. 2. Mob. 1810 jedem Inhaber auch 
Akt, mit den-auf den Grund defieiben verfertigten Ergeugniffen zu handen. Diefes 
eird hiermit folgendermafen näher beftimmt. 

7 60.6 fann diefe Erzeugniffe an feinem Wohnorte in feiner Wohnung, aud in 
in Qiden, in Buben, fo weit deren Aufteilung poligeitich geftattet ift, ober auf offenen " 

bläben, oder auch durch Herumtragen zum Verfauf fell halten und durch feine. Haus» 
fell Halten laffen. 

O1. Erfann ferner davon Verfendungen machen, auch außer feinem Wohnorte Jahre 
damit beziehen, und fie dort in Laͤden oder Buben ausfellen. 

02. Dagegen darf er nur in fo fern außer feinem Wohnorte in Städten und auf dem 

De bamit haufiren, als er einen bejondern Gewerbſchein als herumgiehenber Krämer 

E16 gelönt Hat. 

03, Jeder kann Die Materialien und Werkzeuge, beren er zu feinem Gewerbe bedarf, 
Ihre, jedoch nur zu feimem eigenen Gebrauch, verfertigen, ohne dazu einen befonderen 
Boerbihein zu Löfen. 

64.Wer durch feinen Geiverbfhein zu Werken gewiffer Art befugt if, kann auf 

Drund deffeiben alle zur Vollendung diefer Werte erforderlichen Mrbeiten beforgen. 

Ein Wagenfabrifant 5. 8. fann in feiner Werftätte ae die Stellmaher-, Bades 

= Udiler-, Dredster-, Ehmiebe-, Cchloffer-, Gürtler-, Miemer-, Cattiere, Latirer-, 

« und andere Arbeit beforgen taffen, die zur Verfertigung feiner Wagen gehört, oder 

Hbbefferung ähnlicher Wagen nöthig ift, ohne deahatd befondere Geweibfcheine zu 

berichiedenen Arbeiten zu löfen 

05. Die Gewerbfheine auf Arbeiten gewiſſer Art follen moͤgllchſt allgemein aud- 

E ale Heinlichen Gewerbounterſchſede vermieden werben. 





h Bäder, Kuchenbäder und Piefferfüchter erhalten nur einerlet Bäderge werb⸗ 
Ein und mit diefem gteiche Benerbörechte. 

I Mothgerber, Weißgerber, Korduaner, Saffianfabrifanten, Lederthauer, Pergament · 
Be. erhalten nur einerlei Gerbergewerbfchein, und fönnen darauf jede Art von 

reiten. 

8, Schuh- und-Pantoffelmacher erhalten einen gemeinfdaftidhen Shuhmader- 
—J——— und find befugt, darauf alte Arbeiten zu verfertigen, die fonft Jeder von 

nur einzeln machen durfte. 

00. Für ale Weberei und Wirferei, wobon Bemerbefteuer bezahlt wird, bebarf es 
MFenertei Webergewerbjheines. Scder Inhaber eines ſoichen Webergewerbſchems 

das Recht, auf denfelben Wolle, Flachd, Hanf, Baummolie, Seide, überheupt jedes: 
Procobare Material, zu jeder Art von Gerwebe, wie fe auch Namen habe, zu verarbeiten. 
(Kh dab Strumpf-, Band- und Bortentvirken, und überhaupt jede Art von Wirterel, if 
Pet Mebergemwerbfeheine einbegriffen. , 

Diejenigen Weber aber, weiche nad 8. 5, Nr. 10 des Ed. v. 2. Nob. 1810 ober 
bern fünftig zusertaffenden ®. von der Eriegung ber Gewerdeſteuer frei find, erhalten 
Mlondere freie Gewerbiheine, auf deren Grund fle nur ausdrädiih die darin 
Mannte Weberei, und feine andere Art derfelben treiben Tonnen. 

70. Zuchfcheerer, Tuchbereiter und geugpreffer erhalten einerlel Tuch⸗ und Zeug⸗ 
Mreiter-@ewerbfepein, und mit Diefem völlig gleiche Betverböbefugniffe. / 





R 
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71. Schneider Können auch lederne Kleidungäftüde, Pelzfutter und Pelzbeſete cf 
ben Schneidergewerbſchein maden, ohne beöhalb wegen unbefugten be du 
Handfchuhmacher⸗ oder Kürfchnerarbeit in Anfpruc genommen zu werben. 

72. Böttcher, Kleinbinder, Faßbauer, erhalten nur einerli Bötthergemerbfäck 
worauf alle Arten hölzerner ®efäße aus Dauben, mittelft Reifen oder Bändern zufunme 
geſetzt werben fönnen. ' | 
13. Der Gemerbeihein duf feine Holzarbeit berechtigt zu aller Art 
Tifchter-, Stuhlmacher⸗, Ebeniften-, Drechsler⸗ und Holzichnittarbeit. 

74. Alle bein innern Ausbau der Gebäude vortommende Holzarbeiten an Tıq 
Suhpöben. Vertäfelungen, Verſchlägen, Deden, Thüren und Yenftern kann foretı 

ifhlern Auf ben vorermähnten Gemwerbichein 8. 73, als auch von Hauszimmerleutn 
den Hauszimmermanns⸗Gewerbſchein verfertigt werden. 

78. Fahrzeuge auf einem oder mehreren Kielen darf nur ver Schiffäzimmeag 
bauen. Aber Fahrzeuge mit plattem Boden können ſowohl von Schiffözimmerleuta 
von Haudzimmerleuten auf den Grund ihrer Gewerbſcheine gebaut werden. Auch Na 
befondere Gewerbſcheine, die blos zum Bau bon Stromfahrzeugen ohne Kiele berchigl 
auögefertigt werden. . 
736. Müller find auf. ihren Gewerbſchein befugt, auch Räderwerk für fremde Mi 
zu madhen. Wer aber ein Gewerbe bamit treikt, Brundbauten an Waffermühlien ju 2 
nehmen oder Winbmühlen aufzufegen, muß ben Gewerbſchein als Mühlenbaumeifter IX 

77. Hufe und Waffenfhmiede, Zeuge, Zirkel, Sägen, Bohr⸗ und Meflerihr 
Schloſſer, Sporer, Windemacher, Buͤchſenſchmiede, Yellenhauer, Bürtter, Schweikt 
Weiß⸗ und Schwarznagelfhmiede, Zweckenſchmiede, Kupferſchmiede und Kiemptner, rt 
ten einerlei Schmiede-®emwerbidhein, und können darauf alled das verfertigen, 
biöher jeded diefer Gewerke nur befonderd machen durfte. j Ä 

78. Der Barbiergewerbſchein giebt fein Recht, die Wundarzneitunft zu treiben, 
der Wundarztgewerbſchein fein Mecht, zu barbieren. Den Wundärzten iſt ind 
88. 79, 80 für jeßt unbenommen, auch befondere Gewerbſcheme zum Barbieren zu I 

Berechtigung, mehrere Gewerbe neben einander zu treiben. | 

79. Jedermann kann fo viel Gewerbſcheine löfen und fo vielerlei Gewerbe gleich 
neben einander treiben, als er ſelbſt will. 

80. Ausnahmen hiervon finden nur in fo fern ftatt, als fie in 8.20 des Ed. v.2.% 
v. 3. ausdrücklich feftgefebt find, oder durch bie Landespolizel-Behörde noc künftig! 
derö geboten werden möchten. 

Wie weit Officianten Gewerbe treiben dürfen. 

81. Der billigen Beurtheilung jeder Behörde bleibt belaffen, zu weichen Bewerb 
ihren Dfficianten nach 8. 19 des Ed. v. 2. Nob. die Genehmigung verfagen will. 
Officiant iſt befugt, ſolchen Verfagungen zu widerſprechen. Jedoch folgt bei Offtis 
‘aus dem Beſitze von Landgütern ſtets aud) die Befugniß, mit dem Betriebe der Laudn 
haft gemöhnti verbundene Gewerbe zu treiben. nt | | | 

Wie weit die Erlaubniß, Bemwerbe zu treiben, von dem Ermeilt! 
— befonderer Eigenfhaften abhängt. . 

82. Bei welhen Bewerben die Erlaubniß zum Betriebe derfelben bon dem M 
befonderer Eigenfchaften abhängig fein foll, ift zwar bereits 8, 21 des Ed. v. 2. Kon. Pi 
orbnet. Es follen indeß noch einige andere Gewerbe gleicher befonderer Auffict 
worfen, und überhaupt darüber folgende Vorſchriften beobachtet werben: 

In Rüdfiht auf graiehung, Unterridt und Bildung. * 

83. Privatfchulhalter, Hauslehrer oder Erzieher, deogl. Erzieherinnen und Lehr | 
nen, die als foiche in Familien aufgenonmen werden, bebürfen feines Erloubnie @| 
Gewerbſcheins. re | 

84. Wer Privatunterricht in Wiſſenſchaften und Künften ertheitt, bebarf bayı #0 
falls keiner befondern Erlaubniß und keines befondern Gewerbſcheins. Wer aber IN \ 
Jedermann offenen Schule dergi. fehrt, muß einen Erlanbnißfchein dazu haben, und ſoica 
bei der Probinziat-Schuldeputation nachſuchen. | | | 

85. Eine Gewerboſteuer wird nicht entrichtet. 


86. Eben dies gilt von Lehrerinnen und Erzieherinnen, bie öffentliche Schul“ M 
Benflonsanftaiten halten. *8R 

87. Schaufplelbireftoren darf ber Gewerbeſchein nur auf Genehmigung bet en 
Polizei⸗Depart. ertheilt werden. Das Benehmigungs » Inftrument muß t umd De 
beftimmt ausdrüden, für weiche e8 gültig fein foll. oo ko 

88. Hoftheater, die unter unmittelbarer Genehmigung beſtehen, bebärfen 
Gewerbſcheins. W 
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u Sanität. = 

89, Aerzten und Wundärzten aller Art, Apothetern, Laboranten, Roß⸗ und Viehärzten 
rf der Gewerbeſcheln nur auf ein Zeugniß ber Provinzlal⸗Reg. ertheilt werben, daß fie 
t Ausübung ihres Geſchäfts geeignet ſind. Wie weit bie Anlage neuer Apotheken zu 
Yatten fel, wird Durch ein beſonderes Geſetz beftimmt werden. \ | 

90. Hebammen dürfen den Gewerbſchein nur auf einen Erlaubnißfchein des Kreis⸗ 

Aus erhalten. Lo 
un PrivatsIrren» und Krankenhäufer bürfen nur auf ®enehmigung des Allg. Vollzei« 
ebart. angelegt werben. | | — 

92. Verfertiger chirurgiſcher Inſtrumente muͤſſen ſich zur Erlangung des Gewerb⸗ 
eind durch ein Qualifitations-Mtteft der Provinzial⸗FRteg. legitimiren. 

Nechtöpflege. 

93. Juſtizlommiſſarien, Notarien, Broturatoren, dar der Gewerbeſchein nur auf 
orzeigung ihrer Patente oder eines Erlaubnißſcheins des Ob.2,®er. der Provinz ertheiit 
erden, 


Baumefen. 


94. Architekten, Mühlenbaumeifter, Schiffszimmerleute, Hauszimmerleute, Maurer, 
dhr» und Brunnenmeifter müflen zu Erlangung des Gewerbſcheins ein Zeugniß der 
rodinzial⸗Reg. beibringen, daß fe zum Betriebe ihres Gewerbes gejeßlich geeignet find. 

95. Died Zeugniß fol jetzt Niemand verfagt werden, der Im rechtlichen Beſitze ift, 
e genannten Gewerbe felbfiftändig zu treiben. Wer dagegen ſolche Gewerbe biöher nod) 
hi ſelbſtſtaͤndig betrieben hat, muß ſich zu dem Zeuaniß befonders legitimiren. 

96. Zur Legitimation der Architekten IN ein Brüfungdatteft der technifchen Oberbau- 
pelation erforberlich. . 0 

N. Wie Schiffögimmermeifter ſich in Zukunft für ihr Gewerbe legitimiren ſollen, ift 
ur die V. v. 18, März d. 3. in den Provinzen an ber Seetüfte bereits befannt gemacht 
Jorden. 
. 9, Zu Prüfung derer, die ſich künftig als Mühlenbäu⸗, Hauszimmer⸗, Maurer⸗, 
hr: und Brunnenmeiſter anſetzen wollen, ſollen in den gewerbreichſten Städten Kom⸗ 
Hflionen errichtet werden. J 

99. Die Provinzial⸗Regierungen find mit Errichtung dieſer Kommiffionen unter Ge⸗ 
!hmigung des Bewerbebeparteinentd beauftragt. | 

10. Auf den Grund der Brüfungd-Attefte diefer Kommifflonen ertheilen bie Regie⸗ 
Ingen Vie nach 8. 94 erforderlichen Zeugniife. | 
. 101, Es können auch @emerbfcheine auf Mauerflid- Arbeiten auf den Grund cine 
laubnißfhelned des Kreibbaubedienten ertheilt werden. Diefe Flickarbeiten find aber 
Mrüdiih nur auf Ausweißen, Reparaturen am Puß und Wiedereinziehen einzetrfer 
gefallener Steine, Mauerziegel und Dachziegel eingeſchränkt. 

Feuerpotizei. 


102. Jeden Mauermeiſter ift auf den Grund feines Gewerbſcheines geftattet, Defen 
ı fehen. Gleiches RKecht haben biejenigen, welche bisher ſchon als Töpfermeifter dazu 
fügt waren. Wer aber von nun an ald Töpfer oder Ofenfabrikant fi auch auf feinen 
xwerbſchein ba Recht erwerben mill, Defen zu jeßen, muß ſich dazu durch einen Erlaub» 
Hiheln des Kreisbaubedienten legitimiren. * 

103. Schorufteinfegermeiftern,, bie bisher als ſolche ſelbſtſtaͤndig Im Lande anfäßig 
aren, foll der Gewerbſchein, ald ſolcher, auch ferner ertheilt werben. ‚Diejenigen aber, 
elche von nun an ſich als Schormfteinfegermeifter neu anfegen wollen, erhalten ben Ge⸗ 
erbihein nur auf einen Erlaubnißichein des Kreiöbaubebienten. 

104. Die Zwangebezirke ber Schornfteinfeger werben aus poligellichen Gründen und 
a die Schornfteinfeger für die ordentliche Ausübung Ihred Handwerks verantmwortiich und 
ou in ihrem Bezirke verpflichtet find, beibehalten. | | | 

Seeſchifffahrt. | 

108. Wer durch ein Zeugniß ber örtlichen Polizei-Behoörde nachweifet, daß er ſchon 
or dem 2. Nob. v. J. Scefhiffe als Schiffer oder Steuermann geführt hat, oder als 
ooffe angeftellt war, und daß fein wefentiicheö Bedenken wider feine Kenntniffe und Betragen 
bivaktet, dem darf der Gewerbſchein zu Fortſetzung feines Gewerbes nicht verſagt werden. 

106. Wer dagegen ein ſolches Zeugniß nicht beibringen kana, darf den Gewerbſchein 
ur auf ein Qualififationd-Mitteft der Regierung erhalten. 

107. Diefes Atteft wird nur auf den Brund einer Präfung ertheilt. = 

108. Kommiffidnen zu folchen Prüfungen follen in Stettin, Eolberg, Eibing, Königs- 
erg In Preußen und Memel errichtet werben. u 

109. Die Regierungen find mit deren Einrichtung unter Genehmigung bed Gewerbe⸗ 
Departements beauftragt. Ä Zu 
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110. Maͤkler, Dispacheurs und Schiffs⸗Abrechner bürfen den Gewerbſchein nur u 
—A— der Regierung erhalten, daß fie geſetzllch zum Betriebe ihred Berverbei W 
ugt ſind. 
111. Diefe geſetzliche Befugniß beruht entweder auf der zeitigen An und Unhe⸗ 
ſcholtenheit, oder auf neuer Anfesung, h 1 ber zeig Rettung und 

. „112. Die leßtere geſchieht künftig durch die Wahl der Kaufmannfchaft bed Ortt m 
die Beftätigung ber Regitrung. In den Provinzen, mo Handlungs - Kommilflonen kie 
hen, übernehmen dieſe In Auftrag der Regierung bie Prüfung der gewählten Berfonen: m 
feine ſolche Kommiſſionen vorhanden find, bleibt den Regierungen belaffen, ſich auf aude 
- angemeflene Art von der Quatififation des Gewählten zu überzeugen. 

113. @üterbeftätiger, Schaffner, Mefler, Mäger, Braker, Schauer, Stauer, überhe 
alte, welche oͤffentlich beftellt find, die Quantität und Qualität der Waaren oder d 
richtige Verpadung zu befunden, dürfen nur auf Quatiflfations-Mttefte ber örtlichen ſh 
zeibehörde Gewerbſcheine erhalten. | | 

114. Diefe Attefte fönnen jet benen nicht verweigert werden, die ſich am 2. MM 
v. 3. bereits in der Ausübung folder Geſchäfte befanden, und wider deren Kehl 
nichts zu erinnern iſt. 
| 115. Künftig werden ſolche Perfonen zu ihren Gewerben geeignet, burd) die B 
der Kaufmannſchaft und die Beftätigung der oͤrtlichen Bolizeibehörbe. ' 

116. Wo Stadtwaagen beftehen, die nicht borzüglidy für den Großhandel befin 
find, dh feßt der Magiftrat den Wäger an. | 

117. Doch darf der Stadt von ihm fein Wäger aufgebrungen werden, gegen be X 
Stadtverorbneten:Berfammlung proteftirt. 

Geſchäfte wobei es auf befonbere Beglaubigung anltommt. 
118. Feldmeſſer und Niveflirer fönnen Gewerbfcheine nur auf ein Zeugniß der Rıyk 
rung erhalten, daß fle geſetzlich als ſolche angeftellt find. Ihre Anflellung gefhieht, 
bisher, nach vorgängiger Prüfung der techniſchen Oberbau-Deputation. 
| 119. Detonomie- Kommiffarien beftellen die Regierungen, und erthelten ihne! 
Qualififations-Niteft, ohne weiches ihnen der Gewerbſchein nicht gegeben werden fant. 

120. Marticeider und Berggefchtvorne werben nur als Staatöbeamte von dent’ 
Bergämtern angelegt, aud) find Beleihungen zur Salpeter-Fabrifation, als zum Berg 
gehörig, pon diefen zu ertheilen. 

121. Auftiond « Kommiflarien, Dolmetjcher und Ueberfeßer, Behufs gerichtiicher & 
gewerblicher Geſchaͤfte, Schreib» und Kechnenmeiſter, fofern ihre Atteſſe über bie P N 
oder Verfälfhung einer Schrift oder bie Nichtigkeit einer Rechnung, öffentlichen Bla 
haben follen, werben ſowohl von ben Negierungen, als aud) von den Ob. 2. Ber. 3 
derfeiben Bedingung (8. 119) angeftellt. 

122. Kommifflonaird, die nicht blos faufmännifhe Geſchäfte beſorgen, fonbern 
der Vebernahme anderer Aufträge ein Gewerbe machen, können nur auf auöbrüdiidt® 
nehmigung der örtlichen Bollzei-Behörde den Gewerbſchein erhalten. 

123. Juwelirer. Gold⸗ und Sitberprobirer erhalten den Gewerbſchein nur en" 
auf ein Zeugniß der oͤrtiichen Polizei-Behörde, daß fie ihr Gewerbe ſchon por dem? 
1810 betrieben und einen unbefcholtenen Ruf haben, oder auf ein Qualififationd-® 
ber Regierung. u | 

124. Die Atteſte der Bold» und Sitberprobirer follen fünftig nur auf den WR 
einer Brüfung eriheilt werden, welche bei den nächſtens neu zu organifirenden Ajufin@ 
Behörden zu Berlin, Königäberg in Preußen over Breölau angeftellt wird. Die Wtefe 
Juwelirer werden dagegen blos auf die moralifche Ueberzeugung von Ihrer boNfommir 
NRechtlichleit ausgeſtellt. 

125. Bold- und Silberprobirer find aber nur, die ein Oewerbe aus dem Proir® 
machen, und deren Proben öffentlich Glauben beigemeflen wird. Bloße Goldſchmiede 
Siütberarbeiter bedürfen zu Erlangung des Bewerbfcheines der 8. 123 angeordneten Roy 
weifung nicht. Wohl aber wird bie Anordnung einer Aufſicht über ben Feingepalt M 
Metalle, die fle verarbeiten, befonderd vorbehalten. | 

Verfehr mit Büchern und Kunftfaden. 


126. Denen, welche am 2. Rod. 1810 bereits als Buch⸗ und Kunfthändler, Bit 
bruder, Zeihbibliothefare und Antiquare etablirt waren, foll der Oewerbſchein auf end. 
niß der örtlichen Polizei Behoͤrde, weiche died und ihr loyales Betragen befu 


ertheilt werben. BEE 
127. Wer aber am 2. Nov. 1810 noch nicht auf die benannten Gewerbe etablirt I" 


kann den Gewerbſchein dazu nur auf Genehmigung der Regierung erhalten. ur 
128. Die Regierungen haben Anmwelfung, von ber oberften Teufurbehoͤrde zu er 
ten, unter welchen Bedingungen fie dieſe Genehmigung erthellen bürfen. 
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120. Die Oualififations-Attefte und 2egitimationen, die nach vorſtehenden 88, bei 
1 des Beiwerbfcheined beizubringen And, gelten In ber Regel auf Lebenögeit. 
130. Wird eine ſolche Eriaubnif von der fompetenten Behörde zurüdgenommen, fo 
beOrtöobrigfeit davon benachrichtigt werden, und die Erneuerung des Gewerbſcheins 
fagt waren. 
meiner Verkehr, wobei die Siderheitspolizel befonderd Inte- 
refie hat. x 
81. Saft- und Schenfiwirthe jeder Art, einſchlleßlich derer, bie geiverbötvelfe men. 
Ainmer halten, Schlafftelten vermicthen und figende @äfte haben; ferner Bfandfelher, 
denäfter, Tohnlafaien, Perſonen, die ein Gewerbe daraus machen, Lelchen zu reinie 
nd anzuziehen; folche, die mit alten Kleidern, gebrauchter Wälche und Betten, Bruch» 
‚alten Treffen und alten Eifen und anderem alten Metallgeraͤth handeln, Herum - 
Fund Verfäufer von Flugſchriften, Vildern und Drudfariften für ben gemeinen 
(8 endlich folche, die Öffentliche Tanz» und Fedhtböden unterhalten, müſſen — fle md» 
I &twerbe nun ſchon bidher betrieben haben oder von neuem anfangen — jedesmal 
Nung des Gewerbfdeins ein nicht äber bier Wochen altes Beugniß der örtlichen Po- 
Behörde beibringen, daß ihnen vie Anftellung oder Kortfegung ihres Beiverbed für 
Hölle Jahr geftattet fei, und Fönnen ohne. dies ben @emerbfchein nicht erhalten. 
13%. Dies Zengniß ſoll jedoch) denen nicht verſagt werden, welche ein ſolches Eewerbe 
‚ vehttic) betrieben und zu feinen gegründeten Beſchwerden Weranlaffung gege⸗ 
oben, 
133. Die Ausfertigung diefed Jeugniſſes für diejenigen, bie ein ſolches Gewerbe don 


Manftellen, oder von andern übernehmen tollen, bleibt Dagegen aänzlich potigellichem " 


en anheimgeftelit, und foll wegen beren Verwelgerung nur efur8 an bie obere 
Behörde Statt finden. 

IM. Abderter müfien ſich auf gleiche Weiſe und unter glelchen Bedingungen 8. 131,- 
1198 vund ein Zeugniß der Kreiöpoligel-Behörde zu Mnftellung oder Kortiegung ihres 
erbes Iegitimiven. Die Negierungen haben befondere Anweifung zu erwarten, wie bie 
len Behörden bei der Eriheitung folder Zeugniffe verfahren follen. 

195 Berfonen, die umherziehend, ein Gewerbe treiben, fol der Gewerbſchein nur 
Morlegung einer Genehmigung der Regierung erthellt werben. 

136. Hierzu gehören namenttic umherziehende Krämer aller Art. Darunter follen 
Worverftanden werden Kaufleute, Kabritanten und Handiverter, die mit Ihren Waa⸗ 
Shrmärkte beziehen und diefe dafeibft in offenen Läden und Vuden fell halten; auch 
anbwirthe und Sandhandwerter, die ihre Erzeugniffe zu Martte bringen: fondern 
Nioemigen, die eigene oder fremde Erzeuguifle außer Ihrem gewöhnlichen Wohnorte 
AnemDrte zum andern zum Verfauf herumführen, und auf offenen Straßen, in ®aft« 
Foder Brivathäufern im Umberziehen fell bieten. 

IT. Ferner herumziehende Auftäufer und Sammler aller Art. Dahin gehören 
hie nicht, welche umber reifen, um Materialien zu ihrer eigenen Zabrifation aufzu⸗ 

Welcheö dielmehr auf den bloßen Fabrikationsgewerbſchein und poligeltlihen Weifer 
nberenftich gefchehen kann. Auch nicht die, weiche Meſſen und Jahrmärtte befuchen, 

ht Waaren zum Wiederdertauf Im Ganzen einzuhandeln ; fondern nur bie, deren 
be darin befteht, Im Sande umber zu reifen, um in Privathäufern, Gafthöfen, oder 
Oiener Strafe Waaren irgend einer Art zum Wiederberfauf zu erflehen. 

IB. Kerner Schweine-, Nindiche und Pferde-Kafrirer, Keflelflider, Topfbinder, 
—3 fo welt Lehlere nicht etwa Ihr Gewerbe in Laͤden oder feſten Buben 

I. 


19. Endlich Marionettönfpieler, Selttänger, Equllibriften, Taſchenſpieler, Tplerführer, 
Nhende Mufifanten, überhaupt ade diejenigen, weiche umher reifen, um irgend eine 
enter Verrichtung für Geid auszuftellen. 

140, Alle 83. 136 — 139 bezeichnete @eiverbetreibende müflen die Genehmigung ber 
Skuung nachfuhen, in deren Departement, fle ihr Gewerbe treiben wollen. 

1A, Grfirecten fich ihre Neifen durch Iwei oder drei benadhbarte Departements: fo 
(bon jever competenten Nayierung Die Genepmigung nacıgefucht werden. 

12. Für den Umfang des ganzen Staats gültige Genehmigungen fann nur das 
Peine Koligei-Departement ertheiten, weiches In ſoichen Fällen ſämmtliche Regierun« 
Abeacrichtigen wird. 5 

133. Die Genehmigung 8$. 140142 muß das volle Signalement bed Gewerbetrel- 
Nben enthalten; auch feine Unlerſchrift, falls er ſchreiben ann. 

* 144, Sie wird in der diegei auf diei Jahre ertheilt, kann aber nach deren Ablauf durch 
a nengaiong-Bermete ferner von drei zu drei Jahren berlängert Barden, 
KARL, 





* 
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145. Die dreijährigen Konzeſſionen, welche ſolchen Gewerbetreibenden nad Di; 
gabe der ®. v. 6. Sept. 1809 bisher ertheiit worden find, vertreten die Stelle einer | 
Genehmigung anf die Dauer des darin beftimmten Termins für jeden zeitigen Jnhak 

146, Den Behörden, meidye foıhe Genehmigungen ausftellen oder verlängen, 
belaflen, durch welche Mittel fie ſich von der Zuverläffigfeit und Rechtlichkeit ded €ı 
den uberzeugen mollen. . j 

147. Sie fönnen folhe Genehmigungen oder deren Verlängerung aud vd 
wenn ihnen dieſe Ueberzeugung mangelt, und es findet dagegen nur Mefurd an bie 

höhere Volizei-Behörbe ftatt. | 
| 148. Anſäſſige und befannte Perfonen müffen überdies jährlich durch die P 
Behörde ihred Wohnortö euf der Genehmigung befdeinigen laſſen, daß gegen Ihre 
lichkeit feine gegründete Beſchwerde vorgekommen fel. | 

149. In den Breußifchen Staaten nicht anfäffige oder unbefannte Berfon 
monatlich von der Bolizei-Behörde ihres jededmaligen Aufenthalts eine jolde % 
gung $. 148 erbitten. - 

150. Der Gewerbſchein auf die 88. 136—139 bezeichnete Gewerbe Tann nur af 
Genehmigungen ertheilt werden, die mit den Beicheinigungen 88. 148, 149 gehen 
fehen find, und wovon die teßte derfeiben nicht über vier Wochen alt ift. 


Bemwerbe, wo das Einkommen der Staatskaſſen in Gefahr fc 


151. Der Handel mit Eolonial- und anderen hoch impoftirten Waaren, alt 
fremde Liqueure u. dgl.; ferner Fabriken, welche dergleichen Waaren verarbeiten, 
- Tabald-Epinnereien und Tabaks⸗Fabriken, follen auf dem Lande nur auf austn 
- Genehmigung der Abgahen-Deputalionen der Regierungen ftatt haben, und dieſen 
theitt werden, wenn die Staatö-Abgaben durd) vorhandene Kontrolle völlig geſtchet 


. Stempel- und Sportelfreiheit ber Befheinigung zu Erlangung 
| Gewerbſcheine. 

152. Alle Beſcheinigungen und Zeugniſſe, die blos allein zu dem Zmede auf 
werben, daß darauf ein Beiverbfchein ertheiit werben fann, find Stempei= und Il 
auszufertigen, da e& die Abſicht nicht iſt, die Gewerbſteuer durch Stempelabgabn 
Sporteln indirect zu erhoͤhen. 

153. Ausfertigungen dagegen, bie nur gelegentlich zum Belage bei Nachſudr 
Gewerbſch eind dienen, und übrigend ohne ausdrücklichen Bezug auf denſelben av 
find, müffen aud) ferner nad) der gefeglichen Stempel- und Sportel» Tage bezahlt? 


- Gemwerböperhältniffe ber Ausländer, 


154. Ausländer, welche blos in das Land fommen, um auf Jahr⸗ ober B9 
Märkten Einkäufe zu machen, bedürfen zu dieſem Geſchäfte feines Gewerbſcheind. 
155. Ausländer dagegen, welche Jahr- und Wocenmärtte befuchen, um 
Waaren zu verfaufen, oder Kommiffiond, Speditions- und Wecfelgefchäfte zu m 
ten, oder Beftellungen auf ihre Waaren zu fuchen, müffen Gewerbſcheine löfen. 
Auf der Frankfurter Meſſe tritt jeboc die Meßabgabe der Verkäufer an Dt m 
der Gewerbſteuer, und diefeiben bedürfen daher aud) in fofern feineö-@ewerbidd 
156. Ausländern wird verftattet, auch nur einen viertefjährtichen Geweihh 
nehmen, fofern ihr Gefchäft im Lande innerhalb des Termines, auf welchen ca 
Gewerbſchein läuft, beendigt ift, und wird nad) 8. 3 des Edikts v. 2. Nov. 18100 
lic) hierdurch deklarirt. d 
157. In ſolchen einzelnen Fällen, mo ed auf befondere perfünliche Eigenſcham 
kommt, ift jeder rechttiche und unbefcholtene Einwohner des Staats wohl befugt, 
Beiftandes eines Ausländers, zu dem er befonderes Vertrauen hat, zu bebienen. 4 
muß diefer ebenfall8 ein unverdächtiger Mann fein. . 
158. Wie weit ſolche Ausländer wegen einzelner Dienftielftungen, welche ft! 
Preußiſchen Etaaten verrichten, zu Abgaben und Laſten zuguziehen find, bleibt 9 
Bo merfhiebenheit der Fälle der angemeffenen Beurtheilung der Regierungen zu 
vorbehalten. 
159. Ausländer, welche in dad Land fommen, ihre Dienfte in @etverbdangt‘® 
heiten anzubieten, oder weiche auch, wenn fle beſonders verfihrieben fein ſollten, Ihre Di 
leiſtung nicht b108 auf einen einzelnen beftimmten Fall befchränfen, find dagegen altı" 
ftungen ohne Ausnahme untertvorfen, welche Inländern im Yall des gleichen Wewerbb * 
bes obliegen würden. Hiernach find namentlich auch fremde Fuhrleute, Die elgendd er 
Land kommen um Frachten zu fuchen, der Löfung eines Gewerbſcheins ale 
Fuhrleute und Schiffer aber, die von fremden Orten mit Waaren Tommen, blos Ri 
ten annehmen, oder nur gelegentlich beim Durchgange etwas beitaben, beduüͤrfen 
Fuhrmannsgewerbſcheines. | | 
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160. Insbeſondere ſoll Audländern nur aud beſonderen Gründen von den Regierun⸗ 
geftättet werden, ein Gewerbe umberziehend zu betreiben, und die Vorfchriften 88. 135 
150 můſſen auf fle vorzüglid) mit angemeflener Strenge angewandt werden. 

Aufhebung der gewerbiihen Bolizeituren. 

161. Ale peilzeilihen Tagen der Lebensmittel, Kaufmanns» und Büdertwaaıen find 
mit überall und gärzlidy aufaehoben. 

162 Auch die Gaftwirthe ftehen fortan unter feiner polizeiliden Taxe mehr. Alle 
Airthe in ben Städten erfter und zweiter Kaffe find jedoch verpflichtet, monatlid) ſich 
R, und zivar jeder für fid) befonders, eine Tage zu fegen. diefe in allen Bafftuben an⸗ 
blagen, und im Laufe ded Monats blod darnach au liquidiren. Den Polizei⸗Obrigkei⸗ 
in den Etüdten dritter Kaffe bieibt beiaffen, auch dort diefe Einrichtung einzuführen, 
ın fie diefeibe dem Verkehr der Stadt angerıeffen finden. 

169. Alle yohntagen für Handwerferarbeit find allgemein und gänzlich aufgehoben. 
rin Rüdficht der Mahlmüller bleibt ed bei $. I der Mühlenortn. vd. 28. Oft. 1810. 

ir befehlen Unſern Minifterien, Landcöfollegien, Mititair- und Civil» Behörden, 
ıMogifträten, Gemeinen und Bewerbetreibenden, ſich hiernach gebührend zu achten. 

Brgeben Berlin den 7. Sept. 1811. 

griedrid Wilhelm. 


vd. Hardeuberg. 


(G. &, 1811 ©. 263 ff.) 
Im. ' 


Geſtetz v. 30. Mai 1820 megen Entrihtung der Bemwerbefteuer. 


Wir Friedrich Wilhelm xc. ꝛc. verordnen hierdurch, in Bemäßheitlinfers Geſetzes über 
Einrichtung ded Abgabenweſens vom heutigen Tage, wegen: Ertegung der Gewerbe⸗ 
wer, nach erfordertem Gutachten Unſers Staatörathö, wie folget: 


8.1, Die Gemerbefteuer foll im ganzen Etaate gleihförmig nach dem Inhalte des 
gentoarigen Befegeö erhoben werben. | Ä | | 


Bemwerbe- Steuerpflichtigfeit überhaupt. 

8.2. Gewerbefteuerpflichtig find fortan nur 

der Handel, 

die Gaſtwirthſchaft, 

dad Verfertigen von Waaren auf den Kauf, 

der Betrieb von Handwerken mit mehreren Gehülfen, 

der Betrieb bon Mühlwerken, _ 

dad Bemerbe der Schiffer, der Fracht- und Kohnfuhrfente, der Vierbeberleiher und bie» 
jenigen Gewerbe, die von umherziehenden Perſonen betrieben werden. 


03 ER Nühere —— A. IA Handel. 
.3, Die Beiwerbefteuerpflichtigfeit vom Handel Irı 

N jedes Groß⸗ oder —A Kommiſſtons⸗ Speditions-, Wechſelbank-, Leih⸗, 
Fnanz-, Fabrifs und Rhederei⸗Geſchäſt, Das unter einer bekanntgemachten Firma mit 
Wminnifchen Rechten‘ betrieben wird. Auch die bei der Kaufmannfchaft angeftellten 
Ritter und Handelö-Agenten find der Eteuer unterworfen. | 
" Veihe Firma faufmännifhe Bechte verfeihe, in nad den Geſetzen jeded Orts zu 
tiheilen. Wo diefe nichts beſtimmen, treten ohne Unterfchleb der Provinzen die Anord⸗ 
ungen des A. 2, R. 88. 475 und 483 — 487, Tit. 8, Thl. 2 elıt. 

8.4. Die Steuer wird von jeder einzelnen Firma, von jedem einzelnen Komtoir, bon 
dem einzelnen Laden, ohne Rüdficht auf die Zahl der Theiinehmer, erhoben. 

8.5. b) der Etener vom Handel find ferner unterworfen, bie ein Gewerbe daraus 
Anden, neue oder alte Sachen, Waaren und Erzeugniffe jeder Art zum Wiederberfauf 
"laufen, oder zum Verkauf in Auftrag zu übernehmen, ohne taufmännifche Mechte zu 
hen, 018 Lieferanten, Wieh- oder Pferdehändter, Auffäufer, Krämer, Trödler, Höfer und 
Mualienhändfer u. f. to. Zn | , | 

8.6. Als Vittualtenhändfer zu befteuern ift and): , 
in u getverbömelfe, Vich vom erfauften Futter unterhält, um es zum Verkauf zu 

en, Oder mit der Witch zu handeln; BE 
bb) her die Mil einer Dee, das Obſt eined Gartens, den Fifhfang in Gewäſſern 
m ähnliche Rugungen, abgefondert, zum Öemerböbetriebe pachtet. 

Ausnahmen. 
8 . der Handel der Ausländer auf Meſſen und Jahrmärkten ift von biefer Steuer 

98) frel, | | \ 

Hat 5. dremde Einfäufer inländiſcher Erzeugniffe oder Fabrilate find frei, fofern fe 
sl, Umberziehend, Auffäuferet im Einzelnen betreiben. 14 


d 
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B. Für die Gaſtwirthſchaft. 

8.9. a) Wer, gewerbsweiſe, ein offenes Lokal hätt, um Perſonen mit ober ohne sd 

für Bezahlung zu beherbergen, ift als Gaſtwirth fteuerpflidtig. 

b) Wer, gemerbömeife, möblirte Zimmer (chambres garnies) vermiethet, ift derſelbe 

Eteuer unterworfen, jedoch nicht der, welcher bloße Schlafſtellen hält. 

8 10. e) Wer, gemwertömeife, ein offenes Lokal hätt, um zubereitete Speiſen oe 

Setränfe, zum Genuß auf der Stelle oder gußerhatb, fell zu bieten, ift als Epeije- og 

Schanmirth fteuerpflichtig. 

d) Reftaurateurs, Gartöche, Zucerbäder, fogenannte Itatienere und Schteizerladt 
Pfefferkũchler, Kaffteſchaͤnker, Tabagiten und dergl find hierunter begriffen. 

e) der Betrieb des Büder- und Schlächtergewerbes gehört nicht hierher, ſ ondirn if 

Zertigung der Waaren auf den Kauf, zu befteuern. 
C. Ausnahmen für dad Berfertigen don Waaren aufden Kauf. 
8. 11. Zandieute, die. in den Städten auf offenen Markte an Marfttagen Ro 7 
bdt vertaufen find ſteuerfrei, in ſafern ſie das Backen des Brodts nur als Ra 


üft treiben. 
sa D. Ausnahmen für bie Handmwerte. 
8. 12. Gewerbeſteuerfrei find 
a) Handwerker, die in der Regel nur um Lohn oder nur auf Beltellung arbeiten, 
auch aufer den Sahrmärften ein offened Lager von fertigen Waaren zu halten, fo la 
fie dad Gemerbe nur für ihre Berfon oder mit Einem erwachſenen Behülfen und mit Eine 
Lehrlinge betreiben. Die Hülfe weiblicher Hausgenoſſen und eigener Kinder unter 15% 
ren bleibt unberückſichtigt. | 
8. 13. b) Weberei und Würterei, fofern fle nur als Nebenbefhäftigung neben and 
Gewerbe, oder auf nidyt mehr als zwei Stühlen betrieben wird. | 
E. Ausnahmen für die Mühlen. 
8. 14. a) Mühlenmerte, die b108 für den eigenen Verbrauch des Beſitzers arbeiten, om 
b) nur zu Ent⸗ oder Bewäflerung der Ländereien beſtimmt find, unterliegen der Bere 
euer nicht. 
r 8.15. e) Hammer-, Bohr-, Schleif-, Polir-, Papier-, Loh- und MWaif- Mita 
Majchinen zum Bergbau, zum Hütten» und Salinenmefen, fo wieüberhaupt durch Eleng 
tar= oder thlerifche Kräfte getriebene Mafıhinen, die zur Bearbeitung der Fabrifinatericl 
zur Spinnerei, Weberei, Appretur, dienen, werden nit mitder Mühlen-, ſondern entmc 
mit der Handeld= oder mit der Handiwertö» Gewerbefteuer betroffen, und auch dicic 8 
in fofern, als fle feibftftändig betrieben werden, und nicht zu einer [hon außerdem gewen 
ſteuerpflichtigen adrifanftatt oder Sozietät gehören. 
F. Ausnahme für dad Kradt- und Lohnfuhr- Gewerbe und für 
Bferbeverleiher. 
8. 16. a) Landwirthe, die mit ihrem Wirthſchaftsgeſpanne gelegentiih auch Fri 
fuhren verrichten, find der Gewerbeſteuer als Fuhrleute nicht unterworfen. ”r 
b) Zuhrieute und Pferdeverleiher, bie ihr Gewerbe nur mit Einem Pferde bet 


nd frei. 
nad | G. Ausnahme für die Schifffahrt. 

8. 17. Das Sciffergewerbe mit Stromfdjiffen und Lichterfahrzeugen unter un #: 

zu brei Laſten Tragbarkeit, einſchließlich, Ift gewerbefteuerfrei. | 
H. Allgemeine Ausnahme wegen doppelten Gewerbebetrieb. 

8. 18. Wenn mehrere Gewerbe abſichtlich mit einander in Verbindung gefest® 
und an bemfelben Orte von Einer Berfon betrieben werden, fol die Bemwerbefteurm 
Einmal nad dem gemeinſchafttichen Umfange derfelben erhoben werden. Der zuklf‘ 
Betrieb verfchledenartiger Gewerbe durch Eine Berjon ift einer ſolchen gewerblichen Veidi⸗ 
dung nicht gleich zu achten. ı 

| Berechtigung zum Gewerbe. 

8. 19. a) Wer ein Beiverbe betreiben will, e8 mag fteuerfrei ober pflichtig fein, mal 
ber Kommunalbehörde des Orts Anzeigedavon machen. 


Anzeige. 
b) Zur Anzeige an dieſe Behörde iſt auch derjenige verbunden, der fein biöhero" 
Gewerbe im Orte zu betreiben, aufhört. . 
Gewerbeſchein. 
8. 20. a) Gewerbeſcheine werden fortan nur für ſolche Gewerbe ertheilt, melde m 
Umherziehen (8. 2) betrieben werben. 
b) Sie find nur für das Jahr gültig, für welches fle ertheilt werben. 
e) Die Ausfertigung gefchieht durch die Regierungen. 
8. 21. a) Berfonen, die von Ort zu Ort umberreifen, um Waarenbeftellungen # 
fuchen, müffen mit einem Gewerbeſchein verfehen fein. 
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b) Dagegen bebürfen diejenigen, bie ein offenes Gewerbe treiben, und au beffen Behuf 
berreifen, blos um bie Materialien zu Ihrer eigenen Fabritation aufzufaufen, feines 
werbeicheind, fondern dlos elner potizeilihen Legitimation. 

8. 22. Diejenigen, welche umherziehend ein @etverbe betreiben, mäffen brei Monat 
Ablauf des Jahre& bie Ausfertigung neuer @etverbefcheine bei ber Reg. nachfuchen. 

8.23. Sie find verpflichtet, fich bor dem Anfange ihres @efchäfts bei der Komimunals 
jirde des Orls zu melden. 

8.24. Bafttoirthe find ſchutdig bon ſolchen Rerfonen, wenn fle über Macht aufgenommen 
U wollen, fich den Geiverbfchein für ba8. laufende Jahr vorzeigen zu laffen, und wenn 
Ihn nicht befigen, der Ortöpoligeibehörbe fofort, Anzeige zu machen. 

Säße der Bemwerbefteuer und Regeln der Erhebung. 


%.25. Die Eäge ber Gewerbefteuer und bie Regeln, nach weichen fle auögemittelt, 


\iilt und eingezogen werden follen, toelfet bie Anlage B. nach. 
Niinirfung der Gewerbetreibenden bei ber Vertheilung ber Steuer. 
8.3. Da es zur Erleichterung der Gewerbe angemeften ift, daß den Eteuerpflichtigen 
je napetung der teuer fo blel moͤglich eine Eintoirfung geftattet werde, fo 
a Wir feft, daj 
) bie Betoerbetreißenben, welchen Taufmännifche Rechte beigelegt find (8. 8.) 
2) die Bafte, Spelſe⸗ und Schanftwirthe, 
N) tie Bäder, 
‘) bie&chlächter, und zwar 
dleer —8 unter ſich, eine Geſellſchaft bilden, welcher ein jeder beitreten muß, der 
W Ormerbe treibt. 
') Inden brei erften Mbthellungen der Stäbte welche die Bellage B. enthält, bildet ſedes 
den 4 Beiverbe in jeber einzelnen Stadt eine ſolche Geſellſchaft. 
dr dierten Abtheilung vereinigen ſich die 4 Gewerbe ded ganzen Kreiſes, um bie 
daften zu bliben. 
Diefleg. find ermächtigt, auch bei den übrigen hiernichtbenannten, geiwerbetreibenben 
aflen gei Geſellſchaſten zu bilden, wenn folhes den örtlichen Verhältniffen nad) aus- 
rar iR, 





a7 





a) Diefe Steuerberbintungen ftehen in feiner Beziehung mit ettvanigen Zunfte 
' In weicher Hinficht weder da, to und in fo weit fle beftehen, durch gegenmärtiges 
At eiaß abgeändert, noch da, tvo.fle abgelchafft toorben, etwad hergeftellt werden fell. 
) Schtächter und, Bäder In ber Nähe folcher Städte, in melden bie Mahl- und 
’hlachtfieuer eingeführt ift, find dem lübtiihen Verein beigufreten, unb bie fäbtifche 
kneiöteuer in dem alle zu entrichten verbunden, wenn fle nad) dem Geſeh wegen ber 
Ach. und Schlachtfteuer zu diefen Abgaben angezogen werden. 

8.28. a) Den Geſellſchaſten (8. 26) Liegt die Verteilung der Steuer unter ſich burd) 
he Abgeordneten ob. 
fr du dem Ende ernennen fie jaͤhrlich durch Stimmenmehrheit 5 Abgeorbnete aus 

er Mitte, . 

*) Bei der Wahl iſt u beachten, baß bon biefen Abgeordneten Einer das Gewerbe Im 
ngften, Einer im höchften und Sroei im mittiern Umfange treiben. Die Wahl des 
inte it unbefehräntt. . 

4 Für jeden Mbgorbneten wird ein Stellvertreter etwählt, um ihn nöͤthigenfalls zu 
en, 


©) MR ble Zahl der Seperötgenoften In einer Stadt ober einem Kreife nicht hinreichend, 
emo diel Abgeordnete ud Stellvertreter zu wählen, fo wird durch die @efammtheit der 
Draft die Steuer bertpeit 
8.20. a) Die Verpflichtung zur Uebernahme bes Amts eines Abgeorbneten, und die 
Rechte der Obrigfeit der Wahl find, ohne Unterfehleb der Probinzen nad dem @.’2. R. 
» 100-185 Sit. 8, Thl. TI. zu beurthelfen. “ ” 
8) In ben brel erften Mbtheilungen, nad) ber Beilage B. leiten bie Magifträte, in ber 
een dk Sandräthe, die Wahlen der Abgeordneten -und führen die Aufficht bei ben 
“ralhungen über biefelben, . 
Ann 0.2) Wo eine Verthellung durch Befellfhaften ber Steuerbflichtigen ſelbſt nicht 
Bi Aindet, toie bei dem Handel ohne faufmännliche iechte u. f. to., wird bie@ertheitung 
Ban ofen Abthelfungen durch bie Kommunal» und- In ber vierten dur) bie Kreid« 
irtt.. 
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VBerrihtungen der Kommunal» und Kreisbehörben. 

8. 31. Den Kommunalbehörben In den drei erften Abtheilungen und ben Kreitti 
ben in der vierten liegt e8 ob, die namentlihen Nachweiſungen der Gewerbeſteuerpflih 
welche in ihrer Stadtgemeinde oder in ihrem Kreife ein fteuerpflichtige8 @erverbe bein 
jährlich anzufertigen. 

Sie find für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit Liefer Nachweiſungen veranwot 

8. 32. Auf den Grund derfelben werben die Vertheilungen in vorgefchriebener 
(88. 28. 30) vorgenommen, die Erhebungdrollen in den drei erſten Abtheilungen v4 
Kommunalbehörde, in der vierten von den Eteuerbeamten angelegt und der Nee. ro 
fung eingereiht. Der Fin. Win. ſoll über daB hierbei zu bBeobachtende Verfahren m 
die Kontrolle des Zus .und Abgangs bejondere Anweiſungen ertheiten. 

8.33. a) Jedem Steuerpflihtigen wird vor dem Eintritt des erften Zahlın 
befannt gemacht, wie biel er an Gewerbeſteuer für Ein Jahr zu entrichten habe. 

b) Wer gegen die gutachtliche Meinung der Abgeordneten oder der Behoͤrde, wel 
Vertheilung angelegt haben, eine Ermäßigung des Anſatzes begründen zu können 
bem foll ein Rekurs durch die aufnehmende Behörde (8. 31) an den Zandrath, ont 
und an dad Fin. Din. offen ftehen. Inzwiſchen muß er unter Vorbehalt des Erjaf 
Bewerbefteuer, ſoweit fie fällig wird, vorläufig abtragen. 

8.34. a) Zur Erhebung der Gemerbefteuer find die Kommunalbehörden bir 

b) Diejenigen, welche auf einen Gewerbeſchein umberziehend ein Gewerbe ba 
mollen, müffen für die Dauer des Gemerbefcheins die Steucr im Voraus, folglich) je 
für ein ganzes Sahr, und ehe ihnen der Gewerbeſchein auögeliefert wird, bezahlen. 

e) Bon ftehenden Bewerben wird die Eteuer in monatlichen Theilen erhoben, u 
mit der Klaffenfteuer zugleich, wo dieſelbe eingeführt ift. ‚ | 

d) Die Gewerbeſteuer (zu c) muß monatlich in den erften aht Tagen jede % 
boraudbezahlt werden, wenn der Steuerpflichtige nicht vorzieht, fie auf mehrere 
voraus zu berichtigen. | . 

e) Bei unterbleibender Vorausbezahlung (d) läßt der Steuer- Empfänger den Ca 
auffordern, die Steuer binnen drei Tagen, bei Vermeidung der Exekution, zu brrid 

f) Nach Ablauf diefer Friſt wird zur Exekution gefchritten. | 

8) Späteſtens fünf Tage vor dem Ablauf jeded Monats muß die eingezogen 
nebft der Nachweiſung der unvermeidlihen Ausfälle und der Hefte, bei weichen die 
derung und Eretution bis dahin fruchtloß geblieben, an die zum Einpfange b 
Staatöfaffe abgeliefert fein. 

h) Was der Eteuerempfänger vorftehend (g) nicht nachweiſen fann, muß er ouß 

Vermoͤgen, in Stelle des Steuerjchuldigen, vorſchußweiſe, an die Kaffe berichtigen. | 
8. 35. Bleibt die Exekution fruchtlo8, fo fann der Schuldner an dem ferneren® 
des fteuerpflichtigen Gewerbes durch Schließung der Laden, und durch Beſchlagna 
Maaren und Werkzeuge, bis zur Hdlftändigen Berichtigung der Steuer, verhindert 

8. 36. Den Kommunen roird für die bei Ermittelung, Vertheilung und Erhrb 
Gemerbefteuer ihnen übertragenen Gefchäfte, ver fünf und zwanzigſte Theit der E 
äugeftanden. | 

8. 37. a) Die Geſetze, welche die Berechtigung zum &emwerbe biäher in A 
Landestheilen verfchiedenttich beftimmt haben, follen einer Reviſion untermorfen, 1 
es nöthig, verbeflert, ergänzt, oder durch neue Anordnungen erfeßt werden. 

b) Bis zur Beendigung diefer Mevifion und bis in Folge derſelben nähere Beil 
gen werden erlaffen tverden, follen, auch da, mo dad Geſetz über die polizeilichen 
niffe der Gewerbe v. 7. Sept. 1811 nicht publizirt ift, diejenigen Berfonen für folde 
werben, die ein Gewerbe umherziehend betreiben, welche in de 88. 136— 139 dee 
ten Geſetzes als foldye bezeichnet find. Diefe gefeglichen Vorſchriften find in der 
D. beigefügt. . | 

8. 38. Das Umbherziehen mit Material und Epezereimaeren, mit Wein, Brach 
und Liquenren aller Art, fo wie mit Zeugen, die aus Wolle, Baumwolle oder Seide, 
oder in Vermifhung mit andern Materialien, verfertigt find, ſoll fünftig nid! 
geftattet werben. 

8.39. a) Wer die im 8. 19 angeordnete Anmeldung ded Anfangs ober ai 
eines Gewerbes unterläßt, verfällt in Einen Thaler Strafe, wenn dad Gewerde 
fteuerpflichtig ift. , 

b) Wer den Anfang eines fleuerpflichtigen Gewerbes nicht anzeigt, erlegt neben bt 
ftändigen, dem Gewerbe aufzuerlegenden Steuer, für die Unterlaſſung der Anzeige © 
Strafe, die dem vierfachen Betrage ber einjährigen Steuer gleichkommt. 


e) Wer das Aufhören eines fteuerpflichigen’Bemwerbes nicht anzeigt, bleibt, [0 [aagt © 
biefe Anzeige unterläßt, zur Bezahlung der Steuer verpflichtet. 
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Strafe der Uebertretung dieſer Borfhriften. . 

8. 40. Wer umherziehend ein Gewerbe treibt, ohne ſich durch Worzeigung eines für 
Inögeftellten Gewerbeſcheins des laufenden Jahres über feine Befugniß ausweiten zu 
9. hat nicht nur die rüctftändige, feinem Gewerbe angemeffene Eteuer nachzuzahlen, 
den einjährigen Betrag, vierfach, als Strafe, zu entrichten, fondern auch uͤberdies die 
Mlation derjenigen @egenftände verwirtt, bie er twegen feined Gewerbes bei ſich führt. 

41. Einzelnen Gemerbetreibenden, die der Steuergefellfhaft (8. 26) beizutreten 

ern, foll der Betrieb des Gewerbes unterfagt werden. 
#42. a) In Anjehung de6 Werfahren® genen bie Uebertreter- biefed Geſetzes werden 
limmungen der Stenerordnung d. 8. Febr. 1819 88. 91—95 und ber Deffaration 
8 d. 20. Ian. 1820 angewendet. 
Die Vergehungen der Steuer» und Gemeindebeamten, durch welche den Borfchriften 
I orfenes entgegen gehandelt wird, werden nad) 8. 59 der Steuerordnung v. 8. Febr. 

jahndet, , 

It beauftragen den Finanzmin. mit ber Ausführung dieſes Befeges, und befehlen 
Plinfern Behörden und Unterthanen, die Vorfhriften deſſelben treugehorfam zu 


geben, Berlin, den 30. Mai 1820, 

(L. $.) Friedrich Wilhelm: 
€. Fürft v. Hardenberg. d. Altenfteln. 

Beglaubigt: Briefe. 
Beilage B. B 
Km Brfehe wegen Entrihtung der Gewerbeſſeuer, die Ausmittelung und Verthellung 
der Säge betreffend, wonach diefeibe erhoben werden foll. 
Steuer-Abtheilungen. 

N) Es werben nach Maafgabe der Wohlhabenheit und Berverbfamfeit vier Abthel 
 anmommen. . 

72) Jar erften Abtheilung gehören die Staͤdte Berlin, Bredlau, Danzig, Cöln, Könige» 
nfreugen, Magdeburg, Etettin, Aachen, Eiberfeid mit Barmen. 

3) dur zeiten Abtheitung gehören die Etädte Memel, Braunsberg, Pillau, Tiifit, 
Minen, Jafterburg, Eibing, Marienburg, Thorn, Graudenz (mit der Feftung), 
Mnnerder, Wofen, Watvitfc), Lifie, Frauftadt, Bromberg, Potsdam, Brandenburg, , 
75, Prenzlau, Spandau, Neu-uppin, Wrieen, Mathenau, Wittod, Schwedt, 
Moltenburg, Frantfurt a. d. D., Landsberg a. d.W., Guben, Kottbus, Küfrin, 
Alt, igöberg in der Neumark, Kroffen, Stargard in Rommern, Anfiam, Paſe- 
I rebtow a. d: R., Demmin, Sminemünde, Kolberg, Ctolpe, Köslin, Mügen- 
De Straufund, Greifsmalde, Wolgaft, Barth, Brieg, Deis, Neiffe, Neuftadt, Oppeln, 
Über, Schweidnig, Gtaß, 4 ‚ Jauer, Franfenftein, Schmiebeberg, Reihen« 
5 Grof-Btogau, Görit, Grüneberg, Llegnig, Bofdberg, Sapan, Laubon, Halber- 
F Quettindurg, Burg, Acersieben, Ealgwebel, Stendal, Schönebed, Kalbe a. d. 
Ok Halle, Naumburg a. d. Saale, Merfeburg, Zeit, Wittenberg, Eiöteben, Torgau, 
Denfets, Eutenburg, Erfurt, Mühlhaufen, Norbbaufen, Zangenfalza, Suhl, Heiligen- 
A Nünfter, Köseıd, Wahrentorf, VBodhoeld, Minden, Bielefeld, Herford, Bader- 
ID Sort, Jiertohn, Altena, Hamm, Dortmund, Stegen, Wındberg, Bonn, Mühlheim 
Mein, Düfetdorf, Krefetd, Neuß, Mühlhehn a. d. Ruhr, Effen, Lenneb, Eolingen, 
RI Kieve, Duisdurg, Emmerich, Koblenz mit Ehrenbreitftelu, Kreuznach, Reutoied, 
Du zii, Saarbrüd, Saarlouis, Eupen, Düren, Montjoie, Vurtſcheid, Malımedy 

lich, 

Da die Beiverbfamfeit der einzelnen Städte jedoch an ſich wandelbar If, fo blelbt die 
Mung andrer Hier nicht genannten Städte In die zweite Abtheilung, fo wie die Ab- 
Wing eingeiner vorbenannten Stäote aus derfelben, befonderer Feitfegung mit unmittel- 
Ft Rönigt. Genehmigung vorbehalten. 

— 4) Die dritte Abtheitung enthält der Regel nad) alle Ctädte, welche funfiehnhurbert 
Dr mehr Gipit-Einmehner haben, und nicht zur erflen oder zweiten Abtheitung ‚gehören. 
Autahmen bon dieſer Regel begründet ein befombered lebhaftes Verleht der fhtwächer be- 
—8 eine befonders duffallende Rahtlofigteit der ſtärter bewohnten Städte. 
Sdie hiernach namenllich für jegt In dritte Rlafie gehören, wird jede Reglerung 
5 Ihren Veirf ausmitteln, und nad) erfoigter Genehmigung des Binanzminifteril burd) 

x Aintöbläkter betannt machen. 

16 „D) Die dierte Abtheitung enthält die übrigen Ctäbte und das Land, wozu alle Orte 
ln gehören, die in den drei erften Abtheilungen nicht enthalten find. 


a 09 ÜRherige oder bormalige StabtsRete formt 8 bel Blbung der Ylhetun. 
en zihtan, 
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T) Dagegen ift bei derfeiben der Zufammenhang ber Oriſchaften mit Ihren Umgebur⸗ 
nen wohl zu beachten. Diejenigen nahen Antagen und Derter, welche durch und für 
Gewerbe und Genüſſe einer großen oder Mittelftadt ganz oder doch hauptiüchlich beſteh 
find in dieſer Rückſicht als Zubehoͤr derſelben anzuſehen und daher mit ihr zu einer Ab 
lung zu bringen, worüber das ang minifterium enticheidet. 

Vertheilung der Stener. 

8) Ta, wo nad ben folgenden Erhebungsfägen ein Mittelfah für jede Abthellu 
befteht, den die Bewerbetreibenden dieler Art im Durchfchnitt ald Berverbefteuer aufbrie 
gen müffen, wird derſelbe mit der Zahl der @emwerbefteuerpflichtigen einer Stadt in 
drei erften Abtheilungen ober eines Kreifes in der vierten Abtheilung multiplizirt. 
Ergebniß diefer Berechnung enthält die Summe, weiche die Stadt oder der Kreis Im 
zen an Gewerbeſteuer aufbringen muß. 

9) Diefer Mitteifag ift basjenige, was jeder, ber das Gewerbe dieſer Art In derpr 
gebenen Abtheilung betreibt, als Gewerbeſteuer zu zahlen hat. Da indeß ber Umm 
worin jeder Einzelne dad Gewerbe betreibt, fehr verfchieden fein Tann, fo ift bon denin« 
gen, welche den Mittelfag. nicht aufbringen tönnen, ein beftimmter niedrigerer Sag zu 
ien. Der Ausfall, welcher hierdurch entſteht, muß durch hoͤhere Beiträge derjenigen 
De werden, welche vermöge ihres ftärfern Gewerbetriebs mehr als den Mitteljag ; 
en können. 

10) Wo die Geiwerbefteuer im Verhältniß der Bebölferung erhoben wird, (Budt 
D. und E. Nr. 12) bringt die Sefammtheit der Steuerpflichtigen einer AbtHeilung di⸗ 
jenige Summe auf, welche für jeden Kopf der Bevoͤlkerung feſtſteht, der ſich bei der aͤh 
lihen Zahlung in ihrem Bezirke vorfindet. 

11) Bel den Bädern und den Schlädhtern fommt ber Zugang Im Laufe des Jah 


ten, Nachricht. 
Steuerfäße. 
12) Die Säge, wonach die Vertheitung der Betverbefteuer bemgemäß zu bewuln 
ift, find nachftebende: 
A, Für den Handel mit kaufmänniſchen Rechten: 
a) der Mittelfas, 
aa) in der 1. Abthl. 30 Bihr. jährlich ober monatlich 2 lethir. 12 gr, 
bb) »s » 2. s 18 1 12 =» 
cc) = 3.u.4 12 » ⸗ ⸗ ⸗ 1 — 5 
b) ber niedrigfte Saß, 
aa) in der 1. Abthl. 12 Rihr. 1äprlich ober monatlich 1 ihr. © — 
bb)=- » 2. > 8 — . 5 "= Bronbenb 
cc) = = 3.0.4. 6 + 12 
c) bie Sähe fteigen bon 6, auf 8, 12, 18, 24, 30. 36, 48, 60, und weiter aufnärt 
jedeömal um 12 ab nad Befchaffenheit bed Umfangs der ®eichäfte. 
B. Für den Hanbel’ohne faufmännifhe Redte. 
a) ber Mittelfaß, 
Ti in ber 1. Abihl. g Rihlr. jaͤhruich oder monattich hr gr. Brandenb. 
bb . 2. 
ce) ss 9. ” 4 ⸗ s ⸗ 2 iz P} Pw 
dd) = 8 4, 2 * ” [| 4 | [| 
b) ver niedrigfteSaß, 
aa) in den brei erften Abthl. 2 Kthlr. Jährtich ober monatlich gr. Branbend. 
bb) in ber vierten Abtheil. ⸗ rw 
ce) tie Säge fteigen nad) Sefhaffenheit bed Umfangs ber Befhäfte auf 2,4 
12, 18, 24, 30, 36, 48, u. f. w. jebesinal um 12 Mthir. 
C. Für die Baft-, Speife und Schankwirthſchaft. 
a) ber Mittelfaß, 
aa) in ber 1. Abthr. 12 Ahr. jaͤhrlinh oder monattich 1 Rh. _ ra 


bb) s «2 > 8 — 2 Br anderb. 
cch⸗23. ⸗ 6 ⸗ ⸗ s ⸗ — ⸗2 ⸗ 
dd) > > 4. ” € s . 3 — 3 8 [ ud 


b) der niedrigfte Saß, 
aa) in der 1. oder 2. Abthi. 4 hr jaͤhrlich oder monatjid) 8 gr. Brandrab. 
bb) = s 3. — 4. 2 chaͤftl 
c) die Saͤtze über 2 Ahr. fleigen nach Veſchaffenheit des Umfanges d des Bel 
wie bei B. beftimmt worden. 
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D. Für bad Bädergemwerbe, . 

Die Getverbeftener der Bäder in der erften und zweiten Abtheilung wird in ber 
Mr. 10, bemertten rt, alfo ermitteit, daß im Bangen jährlic nad) der Bebölferung 

in ber erfien Abtheitung 8 Pf. Brandenburgiſch vom Kopfe, 
» s zweiten - 6. ne 
aufgebracht. werben. 

In folhen Städten ber zroeiten Abthellung, in welchen blel Ader- und Landbau ger 
Irkben wird, mithin dad Gewerbe der Bäder unbedeutender ift, fann mit dem Durch» 
Wönittsertrage dom Kopf unter Benehmigung des Kinanz-Winiferiums von 6 f. Bran« 
benburgifch auf 5, 4 bis zu 3 ®f. beruntergegangen werben. 

A der dritten und bierten abthellung wird ein Mittelfa aufgebracht, welcher bon 
Iedem Bäder 

in ber dritten Abtheilung 6 Rihlt. jährtich, 
”. bieten - 4 =. . 


bett, 
Ser niedrigfte Satz ift 
in ber dritten Abthellung N Ahr. jähriich, 
ne .. 


* « bierken 
Eteigerungen der Säße nad) dem größeren Umfange des Gewerbes erfolgen in der 
oben zu B. bemertten Art. . 
E. $ür dad Kleifhergewerbe. 
Es finden hier die vorher für das Väcergewerbe erteilten Beſſimmungen mit der 
Maahgabe Anwendung, daß 
der Mittelfat in der dritten und vierten Mbtheilung 8 Rthlr. und 6 Mihir. jährlich, der 
niebrigne Sat In der dritten und bierten Abtheitung 4 ihir. beträgt, und die Steige- 
tungen nad) den zu B. angegebenen Süßen geſchehen. 
F. Für die Brauereiund G. Für die Brennerei 
hir bie Beiverbefteuer mach Maaßgobe des Umfanged und Ertrages entrichtet. Der 
Ekurfoh kann bei Brauereien niemals unter zwei, bei Brennereien niemals unter ſechs 
Yale betragen. Die äpe (Ind wie ‚unter B. c. fo einzurichten, daß fie jedesmal auf 2, 
46, 8,12, 18, 24, 30, 36, 48, und bon ba ab weiter mit 12 Mihir. fteigend, beftimmt 
erden. MS Anhalt zur Schäßung dient, daß In der Regel 24 Scheffel jährlicher Ber- 
braud) an Malz oder Branhtweinihroot mit act Brofhen Brandenburgiſch Bewerber 
Reuer zu belegen find. Der Verbrauch De& doriehten Jahres wird bei dem folgenden zum 
Grunde gelegt. Brennerei, welche nur als ländliches Nebengewerbe betrieben wird, ift 
frei, in fo fern nicht über 200 Scheffel jährtich darin verbrannt werden. Wo bie Brauerei 
In einem gemeinfchaftlichen Lolale betrieben wird, wird die Bemerbefteuer nur, einmal nach 
dem Umfange des barin betriebenen Gewerbes aller Xheltnehmer erhoben. 
H. $ür die Handmwerköfteuer ift 
®) der Mitteifaß, 
» in der 1 Abtheil. H Nthlt. jährlich oder monattic) rn gr. Brandenb. 
oe». 3.4 4» „20. 8". 
b) derniedrigfte Sah, 
3 In der 1. Abtheil. 4 Mile. Jährlich oder monatlich 8 gr. Brandenb. 
°» 2.3.0.4 5 . - - 


u di Mehung ber Steigerungen And daß zu B. angegebene Berhätkniß ebenfalls 


1. Für das Müllergewerbe. 

Die Gewerbeſteuer von Winpmühlen wird bios nad) ihrer Bauart feftgefeht, ohne 
* t auf die Berihtung, für weiche fle beftimmt find, fofern biefe nur überhaupt ges 
rerbeftenerpflichtig iſt. 
indmühlen, G welchen blos ber Theil des Bebäubes, worin bie Ruthentvelle Negt, 
'h it, das übrige gehende Werk aber feftfteht, zahlen monatlich einen Thaler. 
hmühlen, beren ganzes Bebäube auf einem am untern Umfange deſſelben angebrach · 
Ringe beiveglich it (Waltroden) zahlen monatlich ameibrittel Thaler oder 16 Groſchen 
Srondenburgifch. Windmühlen, beren ganzes Gebäude bios auf einem Zapfen in der 
Dite ihrer @runbfläche ruhet, und auf demfelben beweglich iſt (Bodmühlen) zahlen mos 
Aatlich eindrittel Thaler oder 8. ®r. Brandenburgifch. . r 
„ „Die Gewerbefteuer bon Waffermuͤhien wird nad Mehl-Mahlgängen geſchätzt. Ein 
Läufer mit dem dazu gehörigen Bodenfteine bitdet einen Mahigang. 

Oraupen- und Brüggänge tverben den Mahigängen gieid) geachtet. 

Deimühlen giit jede Wreffe für einen Mahigang. 
In andern Stampftoerfen (außer den Oelmühlen), gelten ſechs Löͤcher im Gruben- 















baume, worin geftampft wird, ober bie in deren Stelle tretenben Vorrichtungen für ein 
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Mahlgang. 

Schneidemühlen mit einer einzigen Säge gelten für einen halben Mahlgang. Ech 
bie Schneidemühle mehrere Sägen zugleich in Bewegung, fo gilt jedes Sägegatter für 
einen Mahlgang. \ 

Ein Mahlgang, ber in gewöhnlichen Jahren das ganze Jahr hindurch zum tägliha 
Betrieb hinreichendes Wafler hat, zahlt monatlich einen Thater. 

. &in Mahlgang, dem es In gewöhnlichen Jahren von Johannis bis Michaeli very 
ftalt an Waſſer mangelt, daß er nicht mehr täglid) fortvauernd gebraucht werden fm, 
zahlt monattich einen halben Thaler. 

Mahigänge, weiche wegen der Belchaffenheit des Zufluffes gewöhnlich ſchon im Mi 
zu mahlen aufhören müffen, und erft im Nov. wieder in Bang fommen, zahlen für m 
ganzen Yahredbetrieb überhaupt nur. zwei Thater. 

Enthält eine Mühle verfchiedene Werfe in folder Verbindung, daß fle nur wechſch 
weife benugt werden können, fo wird die Bewerbefteuer nur von den Werfen, bie zugleh 
gehen können, erhoben, und diejenigen, welche blos in Bang gebracht werden künnn 
wenn diefe ruhen, bleiben frei. 

Wegen Windftillen, Eiögang und Stauwaſſer ober firengem Froſte, wie aud) mega 
Ausbeſſerungen im gehenden Zeuge, findet fein Erlaß an ber Bewerbefteuer ftatt. Fo 
ober Bauten vor, wegen welcher bie Mühle zu einer Zeit, wo fie fonft wohl hätte ber 
ben werben fönnen, fiillftehen muß, fo wird die Gewerbeſteuer für diejenigen Monate, 2 
welchen vom erften bi8 zum lebten Tage berfeiben gar nicht hat gemahlen werben fon, 
auch nicht erhoben. 

Bon Mühlen, welche durch Feuerung betrieben werben, wird von jeber Pferde 
eine Bemwerbfteuer von einem Sechätheil Thl. oder 4 ®r. Brandenb. monatl. entricie 

Ein Noßmühlengang zahlt ebenfall8 monatlid einen Sechäthell Thater oder 4 &. 
Brandenburgifch. j 

K. Für die Schifffahrt, das Frachtfuhr- Lohnfuhr- und 
Pferdeverleiher-Gewerbe. 

a) Das Schiffergewerbe mit Stromſchiffen und Lichterfahrzeugen wird nad) Muh 
gabe ihrer Tragbarteit von drei Xaft bis ſechs Laſt mit zwei Thatern, über ſechs La X 
— — mit vier Thalern und [von da an fteigend mit zwei Thalern für ſechs Laſt jüb 
| efteuert. ' 

b) Fuhrleute und Vferdeverleiher, welche zwei Pferde und darüber haften, zahle 
bon jedem Pferde Einen Thaler jährlih. 

ec) Die Nheberei ift nach 8. 3 des Geſetzes ald Handel mit faufmännifchen Rechten # 
befteuern. 

Eine andere Befteuerung des Schiffergewerbes ald die borftehend benannte, fie, 
überhaupt nicht ftatt. . 

L. Für Gewerbe, welche umherziehend betrieben werben. 

Vom Auffauf, Handwerksbetrieb oder Handel beträgt die vor Aushändigung bed ® 
mwerbefcheind zu entrichtende Gewerbeſteuer für ben Kopf ohne Ausnahme jährlich hl 
zwei bis vier, und theild zwöͤlf Thaler. ' 

Sammler von Garn, Lumpen, Mfche, Zedern, Borften, Topfbinder, Keflefidt 
Scheerenfchleifer werden, ba mo ihr Gewerbe nad) den Ermefien der Regierung 8 
örtlichen Nutzen hat, mit dem Satze von zwei bis vier Thalern betroffen. 

Wo aber diefer Nuten nicht angenemmen wird, und bei allen Verkäufern bon &* 
ren, Auffäufern von Lebendmitteln für die Etäbte, Marionettenfpielern, Tafchenivict 
Muflfanten, Thierführern, Eeiltänzern ꝛc. findet ber Sa von zwölf Thalern für IX 
Perfon Anwenduna. Wenn dad Gewerbe der Equilibriften, Seiltänzer, Kunftreiter In ein 
arößeren @efellfchaft getrieben wird, fönnen bie Negierungen den Sak, mo ed nöfhla 
für jeden Theilnehmer ermäßigen, jedoch niemals auf weniger als vier Thlr. für eine Pero! 
Die Regierungen werden bon Entrichtung der Bewerbeftener In denjenigen Füllen beirtit 
two nad) ihrer Ueberzeugung ein rein wiffenſchaftliches, oder ein höheres Kunftintereiit ii 
ben Ausftellungen oder Leiftungen umher ziehender Perſonen ftatt findet. 

Der gervöhnliche Feine Nadelkram der Lumpenſammler ift Teine Veranlaſſung zu." 
höhern Befteuerung. - 

In Gegenden, mo ed üblich ift, daß Leinweber in der Nachbarſchaft ihres Wohnort! 
ſelbſt gefertigte Leinwand zum Verkauf im Herumtragen fell bieten, fteht e8 dem Kind‘ 
minifterium frei, Die Steuerfäße zu ermäßigen oder zu erlaffen. 

Berlin, den 30. Mai 1820. 

' Zriebrih Wilhelm 


€. Fürft v. Hardenberg. db. altenſten 
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IV. 
Allgemeine Gewerbe» Ordnung v. 17. Jan. 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. haben die in ben verfchiedenen Laudestheilen beftehen: 
en Vorfhriften über den Gewerbebetrieb einer Reviſion unterworfen, und berorbnen auf 
en Antrag Unſeres Staatöminifteriums, nad) Anhöruug Unferer getreuen Stände und 
m anne Butachten Unſeres Staatsratho, für den ganzen Umfang der Monar⸗ 

was Jolgt: 


Titel l. 
Aufhebung beftehender Befhränfungen bes Gewerbebetriebes. 


8. 1. Dad in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen noch verbundene 
Icht, Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu unterfagen oder fle darin zu befchränfen : 
aubſchließliche Bewerbeberechtigung) wird hierdurch aufgehoben, ohne Unterſchied, ob bie 
Berehtigung an einem Grundftüde haftet oder nicht. - 

8.2. Berner werben aufgehoben alle Berechtigungen, Konzefflonen zu geiverblichen 
Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen. 

8.3. Vorbehaltlich der durch dad Gele dv. 30. Mai 1820 eingeführten Gewerbe⸗ 
feuer, werden ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes 
ntrihtet werden, ſo wie die Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen. Iſt jedoch 
nit der Betverbeberechtigung dad Necht zur Unterfagung oder Beichränfung des Betriebes 
tined ſtehenden Gewerbes verbunden, jo muß die darauf ruhende ganze Abgabe bis zu dem 
Tage geleiftet tverden, an welchem der Betrieb dieſes Gewerbes von einer Perſon begonnen 
wird, gegen bie ber Widerſpruch hätte geltend gemacht werden können. _ 

Db eine Aufgabe zu den aufgehobenen zu rechnen fei, ift in allen Landestheilen nad) 
Inhalt der ®. v. 19. Febr. 1832 (®. ©. ©. 64) zu beurtheiten. 

m : 4. Bon den noch beftehenden Zwangs⸗ und Bannrechten werben hierdurd auf 

oden: 

I) ale Zwangs⸗ und Bannrechte, welche dem Fiskus, einer Kämmerdi oder Gemeinde 
Innerhalb ihres Kommunaibezirkes, ober einer Korporation bon Gewerbetreibenden 
zuſtehen, oder von Einem dieſer Berechtigten] erft nad) dem 31. Dec. 1836 auf 
einen Anderen übergegangen find; 

2) alle Zwangs⸗ und Bannrechte, deren Aufhebung nad) bem Inhalte ber Verleihungs⸗ 

urtunde ohne Entihädigung zuläffig iſt; und . 

3) fofern die Wufhebung nicht jchon in Folge der Beſtimmungen zu 1 und 2 eintritt, 

a) das mit dem Belle einer Mühle, einer Brennerei oder Brennereigerechtigfeit, 
einer Brauerei oder Braugerechtigkeit, oder einer Schanfftäite verbundene Hedi, 
die Konfumenten zu zwingen, daß fie bei dem Berechtigten ihren Bedarf mahe 
fen oder ſchroten laſſen, oder das Getränf ausfchiießlich von bemfelben beziehen 
(der Mahlzivang, der Branntweinzwang und der Brauzmang). 

b) das fädtiichen Väckern und Fieifchern zuftehende Recht, die Einwohner ber 
Stadt, ver Vorftädte oder der fogenannten Bannmeile zu zwingen, daß fie 
en en an Gebäd oder Fleiſch ganz ober theilmeife von jenen ausſchljeß⸗ 

entnehmen, 

h alen zu 3 gedachten Fällen jedoch nur dann, wenn das Zwangsrecht nicht auf einem 

etlrage zwiſchen dem Berechtigten und dem Berpflichteten beruht. 

\ 8.5. Diejenigen Zwangs⸗ und Bannrechte, welche nicht durch die Beftimmungen 

n 8.4 aufgehoben find, können von den Verpflichteten abgelöft werden, wenn die Ver» 

Mihtung auf ®rundbefig haftet, die Mitglieder einer Korporation al ſolche betrifft, oder 

m ohnern eined Drted oder Tiftriftes vermöge ihres Wohnſitzes obliegt. Daſſelbe gilt 

rn dem Rechte, den Inhaber einer Schanfftätte zu zwingen, daf er das zu feinem Debit 

Mmerliche Getraͤnk aus einer beftimmten Fabrifationsftätte entnehme. 

Dem Berechtigten fteht die Sefugniß, auf Abloͤſung anzutragen, nicht zu. | 
Chad In den beftehenden Vorſchriften wegen der Negallen und Monopole bed 
Nr und den daraus entipringenden Befchränfungen des Betriebes einzelner Gewerbe 
A dur) dad gegenwärtige Gele nichts geändert. Insbeſondere gilt Died bon den bad 

gtoeien betreffenden Vorſchriften. , 

Veſin, Die wegen der Befugniß zum Halten oͤffentlicher Fähranſtalten beſtehenden 

nun Mmungen bieiben unverändert. Sofern Fährgerechtigfeiten ausſchließliche Berechti⸗ 

* nd, können fie von den Miniſterien gegen eine nach den Grundſätzen des Geſetzes 

‘0. Juni 1838 (®. ©. S. 353 ff.) zu gerährende Entihäbigung aufgehoben werden. 

Akten 8. Die zur Zeit in den einzelnen Landedtheilen geltenden Vorſchriften Über das 
erelweſen bleiben bid zur beendigten Rebiflon berfelben in Kraft. 

Die befonderen Vorfchriften über Ertheilung und Benutzung der Erfindung®- 


batente lommen ferner zur Anwendung. 
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8. 10. Unter welchen Umſtänden und in welcher Art für bie durch Die 86. 1 —5 auß J 
gehobenen oder für abtösbar erktärten Berechtigungen eine Entſchaͤdigung gemährt wir. 
beitimmt ein beſonderes Gefeß vom heutigen Tage. Hinfichtlid der Entfhädigung für die J 
jenigen Berechtigungen, welche fhon vor Verfündung des gegenmärtigen Geſetzes aufge 
hoben oder für ablööbar erklärt worden find, beivenbet ed bei den bißherigen Borfcrifte, 

8. 11. Ausſchließliche. Gewerbeberechtigungen oder Iwangs⸗ und Bannrechte, welde 
durch dieſes Beje aufgehoben oder für ablö8bar erflärt worden find, können fortan dus 
Verjährung nicht mehr erworben erben. | 

Durd) Verträge oder andere Rechtötitel Fönnen bergleihen Rechte nicht auf einen 
geren als zehnjahrigen Zeitraum begründet werden. Verabredungen, wodurch für den 
der Nichterneuerung des Vertrages eine Entſchädigung feftgefegt wird, find nichtig. 

8. 12. Die Befchränfung gemwiffer Gewerbe auf die Städte hört auf. 

8. 13. Der gleichzeitige Betrieb verichiedener Gewerbe Ift Jedem geftattet, fond 
nicht befondere gefegliche Vorfchriften eine Selhrüntung anorbnen. 
itet U. 


* 


, Bedingungen des Gewerbebetriebe. 
8. 14. Für den Gewerbebetrieb im Umherziehen bleiben bie bisherigen Vorſchrif 
maßgebend, ſoweit nicht die Beftimmungen der 85. 1 — 4 und des 8. 60 eine Menberuy 


begründen. 

8. 15. Die polizeiliche Zuläffigfeit ded Betriebes derjenigen Gewerbe, melde nicht in 
Umberziehen betrieben werden (ftehente Gewerbe), iſt fortan nur nad) den Beſtimmurga 
Diefed Geſetzes zu beurtheilen. 

Wer gegenwärtig zum Betriebe eined Gewerbes berechtigt iſt, kann von bemfelben m 
beöhalb nicht ausgefchloffen werden, weil er den Erforderniffen dieſes Geſetzes nicht gerugt 


l. Allgemeine Beftimmungen. 

8. 16. Ein fiehended Gewerbe darf für eigene Rechnung und unter eigener Veran 
mortlichfeit (felbftftändig) nur derjenige betreiben, welcher 

a) diöpofitionsfähig ift, und 
b) innerhalb Unſerer Staaten einen feften Wohnfiß hat. , 

8. 17. Minderjährige, weiche der väterlichen Gewalt unterworfen find, müſſen, bedo 
fle den ſeibſtſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes beginnen, die ausbrüdiiche & 
nehmigung des Vaters zu dem Gewerbebetriebe nachweiſen. Im Bezirke des Appellationt 
gerichtöhofed zu Köln iſt die Zulaſſung der Minderjährigen zum Beginn bed felbititant 
En enebes eined flehenden Gewerbes nad) Art. 2 ed Rheinischen Handelögefegbugt 
zu beurtheilen. 

8. 18. Ausländer dürfen, fofern nicht durch Etaatöverträge ein Anderes beftimmtil, J 
nur mit Ertaubniß der Vinifterien in Unſeren Staaten ein ſtehendes Gewerbe betreiben J 

8. 19. Die in Reihe und Glied ftehenden Mititaiiperfonen, fo wie alle unmitteba J 
und mittelbare Staatöbeamten, auch ſolche, die ihr Amt unentgeldlich verwalten, bedund J 
zu dem Betriebe eines Gewerbed der Erlaubniß ihrer vorgejeßten Dienftbehörde, tert J 
nicht dad Gewerbe mit der Bewirthſchaftung eined Ihnen gehörigen ländlichen Or» J 
üctee In ounden, ober fonft durch befondere gefegliche Beftiimmungen ein Andered an 
orbnet iſt. 

Diefe Erlaubniß muß aud) zu dem Gemwerbebetriebeihrer Ehefrauen, ber in ihrer du 
lihen Gewalt ſtehenden Kinder, ihrer Dienftboten und anderer Mitglieder ihres hu 
ſtandes eingeholt werben. | un 

8. 20. Bon dem Beflge des Bürgerrehts fol die Zulaffung zum Gemerbebetrick® 
feiner Stadt und bei feinem Gewerbe abhängig fein. In der Verpflichtung der er 
treibenden zur Erwerbung des Bürgerrechts, ſoweit folche in der beftchenden fäbtind 
Verfaflung begründet ift, wird durch gegenwärtiges Geſetz nichts geändert; die Eyefottl 
auf Erfüllung diefer Verpflichtung darf aber nicht bis zur Unterfagung des @emwerbebin? 
bed ausgedehnt werden. 

8. 21. Wer wegen eines von ehrlofer Gefinnung zeugenden Verbrechens, insbelendt J 
wegen Meineids, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheitt worden, bedarf zum Degiil 
eineö jeden felbftiftändigen Gewerbebetriebes, derjenige aber, welchem der Betrieb eined.bt 
fimmten Bewerbed durch richterliches Ertenntniß unterjagt worden ift, zum Beginn X | 
ſelbſtſtändigen Betriebes eined anderen verwandten Gewerbes der befonderen Ertauball 
der Bortzeiobrigfeit des Ortes. Diefe Erlaubniß iſt zu verfagen, wenn nad) der Eigenthun: 
lichkeit des Gewerbebetriebes und nad) der Berfönlichkeit des Antragenden ein Wippraud Ä 
zu beforgen ift, oder durch den beabjichtigten Gewerbebetrieb der Zweck ded Etraferfenn: | 
niffes vereitelt werden würde. 

Diefe Vorfhriften finden aud) Anwendung auf die Ehefrauen folder Perlonn, It 
auch unter bäterlicher Gewalt ftehenden Kinder, ihre Dienftboten und andere Nitgikf 
ihred Hausſtandes. | Ä 
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8.22. Wer den felbfiftändigen Betrieb eines Betverbes anfangen will, muß zuvor 
r Kommunalbehörde be& Orts Anzeige dadon machen. 

Die Rommunalbehörde hat dieſe Anzeige, wenn fle micht zugleich die Polizelobrigkelt 
er mit ihren etwanigen Bemerfungen zuzuftellen. 
3. Die Boligeiobrigfeit Hat zu prüfen, ob ben in biefem @efege für ben ſelbſtſtän- 
ven Gerverbebetrieb im Allgemeinen ober für das beabſichtigte Gewerbe Insbefondere 
Iigefehriebenen Erforberviflen genügt if. _ J 

Sf einem diefer Erforderniffe nicht genügt, fo iſt ber Beginn oder bie Fortſetzung des 
Iiverbebetriebes mittelft Beſcheides zu unterlagen, fonft aber dem Anmeldenden eine Bes 
Yinigung über die erfolgte Anmeldung zu erthellen. 

8.24. Ueber bie Anmeldungen find durch die Pollzelobrigkeit genaue Regiſter zu 


ren. 
$.25. Beſchwerden über die Unterfagung bed Gewerbebetrlebes fönnen nur bei ben 
kmpaltungebehörben angebracht twerden. Der Rechtsweg findet dagegen nicht Statt, 
II. Erforderniß befonderer poltzeiliher Genehmigung. 

8.28. Eine befonvere polizeiliche Genehmigung iR nur erforderlich 

1) zur Errichtung gewerdlichet Anlagen, weiche durch die Örtliche Lage ober die Be- 
fhaffenheit der Betriebötätte für die Beilger oder Bewohner der benachbarten 
Grunpftüde, oder für dad Publitum überhaupt erhebliche Rachtheile, Gefahren 
oder Beläftigungen herbeiführen können. 

9 zu dem Beginn folcher Gewerbe, bei welchen entweder 

a) durch ungefchietten Betrieb, oder 
b) durch Unguberläfgteit deö Geiverbetreibenben An ittiiher Hinfiht_— 
dad Gemeinmoohl ober bie Erreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke gefährdet 
erden fanın. | 
!)6enerbriche Anlagen, melde einer befonderen poligeilihen Geneh— 
migung bedürfen. 

8.27, Zu den gefverblichen Anlagen, melde einer befonderen polizeilichen Benehmi- 
sung bedürfen (8. 26 zu 1), follen für Yet gerechnet werden: 

Edlehpulderfabriten. Anlagen zur Feüerwerterei und zur Bereitung von Zündftoffen 

aler Aıt, Gaebereitungs- und Gadbewahrungbanſtalten, Anlagen zur Bereitung von 

Etzintohlenthecr und Koakd, ſofern fie außerhalb der Gewinrungdorte Bes Materials 

errichtet werden, piegelfabrifen, Borzeisans, Fahence- und Thongefhirrmanufaftus 

ven, Gias · und Rußhütten, Zuderjiederci talzdarıen, Kalt-, Ziegel- und Bipd- 

Öfen, Schmeizhütten, Hodöfen, Detaligiefereien, Hammerwerte, chemiſche Fabrifen 

alter Art, Eepnellbleihen, Firnigfiedereien, Cichorlen - Stärke-, Wanstud> und 

Dormjaitenfabrifen, Yeim-, Thranz, Seifen» und Fiußfledereien, Knodhenbrennereien, 

Knochen⸗ und Wachöbleichen, Talgfchmeizen, Schlahthäufer, Berbereien, Abpedereien, 

Roudretten- und Düngpulverfabriten ; 

Sgehören dahin ferner: 
Dampfmafhinen, Dampfteffel und Dampfenttoidier (8. 37), durch Waſſer oder 
Wind bervegte Triebträfte (Mühlen u. f. w) jeder Art (8. 38), fo tie Branntiveins 
„ brennerelen und Bierbrauereien (8. 39). 
!eiallen diefen Anlagen macht e8 feinen ünterſchled, ob fe nur auf ben eigenen Bebarf 
*d Unternehmers, oder auch auf Abſatz an Andere berechnet find. 

8.28. Zur Errichtung neuer Anfagen biefer Art (8. 27) iR die Genehmlgung bei der 
Regierung nachaufuchen. Dem Geſuche müfien die zur Erläuterung erforderlichen Zeich- 
tungen und Vefchreibungen beigefügt werben. 

8.29. Wenn die beabfigjligte Anlage nad) dem Ermeflen der Regierung mit fo er» 
keihen Rachtheiten, Gefahren oder Beläftigungen für die Rachbaren ober für das Publi- 
humüberhaupt verbunden Ift, daß dieſelbe 1 ohne Weiteres als unzuläffig darſtellt, fo iſt 
38 Geſuch fogleich Suräcuneien. . 

A fein Unıah, das Geſuch fogleich zurückzuwelſen, fo Hat auf Anweiſung der Regie 
ung die Ortspolizel- Obrigkeit das Unternehmen mittelft einmallger Einrüdung in das 
Amtsblatt, und außerdem in der für andere polizelide Verordnungen am Orte borge- 
riebenen Art, zur öffentiichen Kenntniß zu bringen, mit der Aufforderung, ettvanige 
!invendungen ‚gegen die neue Anlage binnen vier Wochen angumelben. B 

Die viermöchentlihe Frift nimmt ihren Anfang-mit dem Tage, an welchem das die 
Befanntmachung enthalten:e Amtsblatt auögegeden worden, unb ift für alle Einwenduns 
jen, welche nicht privatrechtiicher Natur find, prättufoifch. 

8.30. Werben feine Eintvendungen Angebradht, fo hat die Regierung, ſobald bie Un» 
itige ber Bofigelobrigfeit eingegangen ift, unter $eftfegung der ſich etiva ald nöthig ergeben» 
ven Bedingungen bie Genehmigung zu ertheilen. Dir iſt ſchriftlich auszufertigen und 
nuß bie feftgefeten Bedingungen enthalten. 











110 Die organiſchen Geſetze des Gewerbeweſens. 


8. 31. Die bei ber Polizel⸗Obrigkeit angemelbeten Einwendungen private 
Natur find zur richterlidyen Entfheidung zu verweifen, ohne Daß von der Erlevigi 
fer Einwendungen die meitere Verhandlung über die polizellihe Genehmigung bei 
8.32) abhängig gemacht wird. | 

Andere Einwendungen bogegen hat die Bolizei-Obrigfeit unter Zuziehung bei! 
nehmer& zum Protokoll vollftändig zu erörtern. Demnädhft find die gefc;loffe 
handiungen mit beigefügten Butachten an die Regierung einzureichen. " 

8. 32. Die Btegierung hat hierauf das Geſuch mit Rüdficht auf die beftchenten 
bau⸗ und gefundheitö-polizellichen Anordnungen und bie Erhebitchfeit der auf an 
Nachteile, Befahren oder Veräftigungen gegründeten Einwendungen zu prüfen u: 
dem Befunde die Genehmigung entweder zu verfagen ober unbedingt zu ertheike 
endlich bei Ertheifung berfelben diejenigen Vorkehrungen und Einrichtungen bon 
ben, weiche zur Abhiüife gecinnet find. 

8.33. Der von der Regierung abgefaßte Beſcheid iſt ſowohl dem Unterneh 
den Widerſprechenden durd) die Ortöpolizei-Obrigfeit zu eröffnen. Gegen ben X 
ſteht der Returs der Minifterien offen; derſelbe muß binnen einer präfufloifcen 1 
zehn Tagen, vom Tage ber Eröffnung bed Beſcheides an gerechnet, bei der Potizeic! 
angemeitet werden Die Rechtfertigung der Beſchwerde ift der Volizetobrigkeit | 
vier Wochen, bon demfelben Tage an, einzureihen; nad) fruchtiofem Wblaufen diek 
find die Verhandlungen ohne Weiteres zur Rekurbentſcheidung einzufenden. 

Durd) die Anmeldungen des Rekurſes von Zeiten besjenigen, weicher 1 
widerſprochen bat, wird die bon der Regierung eitheilte Genehmigung bis zur 
dung der Minifterien fuspendirt. . | 

8. 34. An die Stelle der Polizelobrigkeit des Ortes (88. 29; 30, 31, 3)H 
Zandruth, wenn der Unternehmer felbft die Polizeiobrigkeit ift oder die Ortpei 
bermalten hat. 

8. 35. Die baaren Audlagen, welche durch die Befanntmahung und dein 
Verfahren entftehen, fallen dem linternehmer, diejenigen Koften aber, welche du! 
gründete Einwendungen erwachſen, dem Widerſprechenden zur Laft. | 

Die Regierungen und Wiinifterien haben in den Beſcheiden über bie Zulifit 
neuen Anlage zugleich die Vertheilung der Koften feftzufegen. | 

8.36. Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im 8. 27 bezeichneten I 
bleibt fo lange in Kraft, als feine Weränderung in der Lage oder Beichafn: 
VBetricböftätte vorgenommen wird, und bedarf unter dieſer Worausfegung auf: 
menn die Anlage auf einen neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. 

Sobald aber eine Veränderung ber Betrieböftätte vorgenommen werben ii 
bie Benehmigung ber Regierung bon Neuem nachgeſucht werden. 

8.37. Bei Dampfmafchinen, Dampfteflfein und Dampfentwicklern find at 
Beftimmungen ver 88. 27 bid 36 aud) die dafür ergangenen befonderen Vorſchü 
der Maaßgabe anzuwenden, daß die polizeiliche Benehinigung der Anlage nun 
8. 28 überall der Regierung zufteht. ° 

8.38. Much bei den durch Waffer oder Wind bewegten Triebwerken (Mit 
jeder Art find außer den Beſtimmungen der 88. 27 bis 36 bie dafür beftehenben 
ren Vorfchriften anzumenden. Es werden jetod) die in einzelnen Landesiheilen N- 
den Vorfchriften, wonach die Anlage neuer und die Ermeiterung und WVerändent: 

andener, auf bie Konfumtion der Umgegend berechneter Betreidemahlmühlen IF 
ebürfnig der Umgegend abhängig ift (8. 242 Tit. 15 Thl. II. A. 2. Mt. nnd Ct 

23. Oft. 1826, ©. S. ©. 108) hierdurch aufgehoben. , 

8.39. Die in einzeinen Sandeötheifen beftehenden Vorfchriften, wonach di? 
migung zur Anlage neuer Branntmweinbrennereien- und Bierbrauereien bei I 
Grundftüden nur dann ertheilt werden darf, wenn biefe Grundftüde nad) Tandiwir" 
ticher Taxe einen Werth von 15,000 Mthirn. haben, werben hiermit aufgehoben. 

8. 40. Einer befondern Beſchränkung mit Rüdficht auf die Örtliche Lage Im 
unterworfen: 

a) Tanz⸗ und Fechtſchulen, ſowie Turn- und Babeanftalten; zur Errichtung X 
legung berfeiben iſt eine polizeiliche Genehmigung erforderlich, welche In be: 
ı tem bei der Pollzeiobrigfeit, quf dem Lande unter Vorlegung eines Al“ 

Pollzeiobrigkeit bei dem Landrathe nachzuſuchen It und erft dann ertheil 

darf, wenn ſich die Behörde von der Angemeffenheit des Lokald und der KEN 

ten Einrichtung überzeugt hat; \ yik 
b) die Errichtung oder Verlegung der Betrleböftätte folcher Gewerbe, beren au Mt 
mit ungewöhntichem Geraͤuſch verbunden ift. - Die Betrieböftätte muß, fat 

Anlage derſelben nicht ſchon nad) den Vorfchriften der 88. 27 bis 36 bie ” 

gung der Ntegierung einzuholen ift, der Polizelobrigkeit angezeigt werden; d 
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wenn in-ber Nähe der gewählten Betriebsſtätte Kirchen, Schulen, Kranfenhäufer 
oder andere Öffentl. Bebaude vorhanden find, deren beftimmangsmäßige Benutzung 
durch den Gewerbebetrieb auf diefer Stelle eine erheblihe Störung oder Beläfti« 
gung erleiden würde, Die nioelbung der Regierung darüber einzuholen, ob die 
Ausubung ded Gewerbes an der gewählten Betriebsftätte zu unterfagen oder nur 
unter Bedingungen zu geftatten ſei. 


8.41. Die durd die Steuergefeße in Beziehung auf bie Lage der Betrichöfätte 
ei roneten Beſchraͤnkungen ded Betriebes eingeiner Gewerbe bieiben auch ferner in 
raft. ' 


2) Gewerbetreibende, welche einer befonderen polizeilichen 
Genehmigung bedürfen. 

8.42. Merzte, Wundärzte, Augenärzte, Zahnärzte, @eburtöhelfer, Apotheler und 
Unternehmer von Privattranten= und Privat» Irrenanftalten bebürfen einer Approbation 
des Minifteriums der Medizinalangelegenheiten. 

8.43. Hinfichtlid) der Unternehmer von Erziehungd- und Unterrihtdanftalten, ſowie 
der Brivatiehrer beivenbet es bei den befonderen Worfcriften. 

8.44. Baumeifter, welche aud der Leitung von Bau = Unternehmungen. ein Gewerbe 
maden, bebürfen eined Prüfungögengniffes der Ober-Baudeputation, 

8.45. Seeſchiffer und Seefteuerleute, Worfteher öffentlicher Führen (Fährmeiſter), 
Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeideder, Haus⸗ und Sciffezimmerleute, Mühlen» 
und Örunnenbaumeifter, Echornfteinfeger, Berfonen, weiche mit Aufftellen von Blitzablei⸗ 
tern ſich befchäftigen, ingleichen folche, welche Feuerwerke zum Verkauf bereiten oder gegen 
Entgeit abbrennen, Kaftrirer und Abdeder müſſen ſich über den Beſitz der erforderlichen 
Kenntniffe und Fertigkeiten durd) ein Befähigungdzeugniß der Hegierung auömeifen. 
Daſſelde gilt von Hebammen, Bandagiften und Verfertigern chirurgiicher Inftrumente. 

‚ Soweit in Betreff ver Schiffer und Lootſen auf Strömen in Yolge von Staatöper« 
trügen befondere Anortnungen getroffen find, behält ed dabei fein Bewenden. 

8.46. Wie die Prüfungen der in den 88. 44 und 45 bezeichneten Bewerbetreibenden , 
borzunehmen find, und In wieweit die unter ihrem Gewerbe begriffenen Verrichtungen 
auch don ungeprüften Perſonen ausgeübt werben bürfen, wird durch Anordnung der 
Miniſterien beftimmt. Diefen fteht auch die Befugniß zu, Perſonen, deren Befähigung 
unzweifelhaft ift, ausnahmörelfe von der vorgefchriebenen Prüfung zu entbinden. 

8.47. Schauſpiel⸗Unternehmer bedürfen einer befonderen Erlaubniß des Ober-Prä- 
fibenten der Provinz, in welcher fie ihre Vorftelungen geben wollen. Diefe Eriaubniß 
darf ihnen nur nach porgängigem Nachweiſe gehöriger Zuverläffigfeit und Bildung ertheitt, 
fann jedoch auch Dann, wenn fie diefer Bedingung entiprehen, nad) dem Ermeflen bed 
Dber-Bräfidenten verfagt werden. J 

‚8.48. Buch- und Kunſthändler, Antiquare, Inhaber von Leihbibliotheken oder Leſe⸗ 
kabinetten, Verkäufer von Flugſchriften und Bildern, Litographen, Budy- und Steindruk⸗ 
ter bedürfen einer beſondern Erlaubniß der Regierung, weiche nur dann ertheilt werden 
darf, wenn dieſe Behörde von der Unbefcholtenheit und Zuverläſſigkeit, fowie von einer 
zum Vetriebe ded Gewerbes genügenden allgemeinen Bildung des Unternehmers fid) 
Überzeugung verfchafft hat. | 

8. 49. Schloſſern, Pfandleihern, ſowie venjenigen, welche mit gebrauchten Kleidern 
Oder Betten, mit gebrauchter Wäfche oder altem Wtetaligeräth, mit Schteßpulver oder Gif- 
ten handeln, ferner denjenigen, welche aus ber Wermittelung von Geſchäften oder der 
Uebernahme von Aufträgen, namentlich aus der Abfaſſung fohriftlicher Auffätze für Andere, 
ein Gewerbe machen, oder möblirte Zimmer oder Scylafftellen gewerbsweiſe vermieihen, 

Summerjägern, Lohnlakeien und anderen Berfonen, melde auf öffentiihen Straßen und 

ügen oder in Wirthöhäufern ihre Dienfte anbieten, ingleichen denen, welche auf Öffente 
iden Strafen und vlaͤtzen, Magen, Pferde, Sänften, Bondeln und andere Transporte 
mittel zu Jedermanns Gebrauch bereit halten, ift ber Gewerbebetrieb erſt dann, menn ſich 
die Behörden von ihrer Unbefcholtenheit und Zuverläffigkeit überzeugt haben, zu geftatten. 

Diefe Erlaubniß it in den Städten bei der Polizeiobrigfeit, auf dem Lande unter 

orlegung eines Atteſtes der Polizeiobrigkeit bei dem Landrath nachzuſuchen. | 

8. 50. Unternehmern von Tanz= oder Fechtſchulen, Bade» oder Turnanftalten iſt die 
Nach 8. 40 a. erforderliche Genehmigung erft dann zu ertheilen, wenn fie ſich über ihre 
Undeſcholtenheit und Zuberläffigfeit ausgetviefen haben. 

8.51. Die Geſchäfte ver Baufondufteure, Feldmeſſer, Nivelirer, Markſcheider, Auf- 
Honatoren, See- und Binnenlootfen, Mäkter, Diopacheurs und Gefindevermiether dürfen 
Rur bon denjenigen Perſonen betrieben werden, weiche als foldhe von den verfaſſungs⸗ 


mäßig dazu befugten Staatd» oder Kommunalbehörben oder Korporationen angeftellt oder 
Tonzefonirt find, 


” 





— — — — — — 





‚gen derſelben bleiben ferner in Kraft. Jedoch wird den Miniſterien borbehalt 


Vorſchriften angeordneten Befchränfungen fein Bewenden. 
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$. 52. Ein Gleiches (8. 51) gilt von denen, welche den Feingehalt edler Met: 
die Beſchaffenheit. Menge oder richtige Verpadung von ®aaren irgend einer Ari: 
ten, von Güterbeftätigern, Schaffnern, Wägern, Meffern, Brastern, Schauen, ©: 
u. ſ. w, ſowie von denjenigen, welche ein Gewerbe daraus machen, Zeichen zu ıc 
und anzulieiden, oder die zur Beftattung von Leichen erforderliden Geräthidaite 
Wagen zu halten. 2. 

8. 53. Die biherigen Vorkhriften über bie Befähigung der in ben 88.51 
bezeichneten Berfonen, über bie Zahl, ſowie den Umfang der Befugniffe und Berpt 


nöthigen Abänderungen und Ergänzungen zu treffen. 
Auch find die Minifterien befugt, da, wo über bie Anftelung und ben Befhäft: 
dieſer Perſonen feine Vorſchriften beftehen, ſolche zu erlaſſen. 


3) Beſondere Beſtimmungen. | 


8. 54. Außer der Approbation (8. 42) bedürfen Apotheker, welche fich nicht im! 
eined Real⸗Privilegiums befinden, einer Konzeſſion des Ober⸗Präſtdenten, In meld 
Drt und dad Brundftud, mo dad Gewerbe betrieben werden foll, beftimmt fein mul. 

8.55. Hinſichtlich deb Kieinhandeld mit Getränken, fowie der &aftwirthidi 
der Schankwirthſchaft behält e8 bei den unterm 7. Febr. 1835 (G. S. S. 18) undr 
21. Iuni. 1844 (©. S. S. 214) ergangenen Belimmungen mit der Maafgık 
Bewenden, daß die Rückſicht auf biöherige ausſchließliche Gewerbeberechtigungn 
welter ftattfindet, und daß an die Stelle der in jenen Beſtimmungen angedrohten & 
die des gegenwärtigen Geſetzes treten. . | 

In der polizeilichen Genehmigung Tann eine nod) vor Ablauf bed Kalender‘ 
endende Yrift beftimmt werden, innerhalb deren dad Gewerbe bei Verluſt ber ii 
zum Betriebe deffeiben begonnen werben muß. 

8. 56. Die Kehrbezirte der Schornfteinfeger fönnen nah dem Ermeffen N 
rung nicht nur da, wo fie biöher beftanden, beibehalten, fondern auch da, wo I! 
nicht beftanden, eingeführt, andererfeits aber auch aufgehoben und verändert werden, 
daß deshalb den Bezirföfchornfteinfegern ein Widerſpruchsrecht oder ein Anipui 
Entihädigung zuftehe Nur da, mo Zwangsrechte beitehen, ift eine Wufhebun 
Beihränfung der diefen Rechten untermworfenen Kehrbezirke erft nach borgängige 
fung der Zwangsrechte (8. 5) zuläffig. 

8. 57. In Anfehung ded Pfandleihgewerbes behält es bei ven durch bie beit 





















8. 58. Injomeit die Zulaſſung zum Betriebe ber in den 88. 51 bie 55 bezeit 
Gewerbe biöher von der Gemeinſchaft mit einer der chriftiihen Kirchen abhängig 5 
worden ift, fol died bis auf weitere Beftimmung aud) ferner Statt finden. 


Titer IIL 
Umfang, Ausübung und Verluft ber Gewerbebefugnill. 


8.59. Wer zum jelbftftändigen Betriebe eines ftehenden Gewerbes befugt il 
liegt dabei nur denjenigen Beſchraͤnkungen, welche durch geſetzliche oder polizeilicht 
mungen angeorbnet find. Inöbefondere darf er an feinem Wohnorte in fetten Br 
fätten die Erzeugriffe oder fonftigen Gegenſtände feines Gewerbebetriebes fel 
auch in und außer feinem Lokale beftellte Arbeiten vornehmen, ingleichem verfaufte 
ren verfenden und, fomeit es nad Tit. IV. zuläffig If, auf Mürtten verfchren. ! 
befugt, die zu dem Betriebe feined Gewerbes erforderlichen Wateriatien und Ber 
zu verfertigen und unter Beachtung der dieſerhalb beftehenden Vorfchriften üperal 
faufen und anfaufen zu laffen. 

Zum Feilhalten und Anbieten der gemerblihen Erzeugniffe ober Dienfte auf&t- 
oder an anderen Öffentlichen Orten ander der gemöhnlidyen Marktzeit oder außer“ 
um Marttverteht beſtimmten Wiäge bedarf es der befonderen Erlaubniß ber Orltft 

ehoͤrde. 

b 8. 60. In Anſehung der Befugniß der Gewerbetreibenden mit faufmännijher* 
ten, aud) im Umherreiſen entweder feibft, oder durch @ehülfen, Waarenbeftellun? 
fuchen oder zum Behufe des Wiederverkaufs Waaren aufzukaufen, behält es bei = 
benden Vorfchriften fein Bewenden; es foll jedoch diefe Befugnig fortan nirgen®“ 
davon abhängig fein, daß ber Beiwerbtreibende oder der Behüife einer der hriflich“ 
hen angehört. , 

8.61. Die Befugniffe zum Gewerbebetriebe können durch Stellvertreter a 
merben; dieſe müffen jedoch nicht nur den für den ſelbſiſtaͤndigen Gewerbebetrieb In \ 
meinen, fondern aud) den für das in Rede ftehende Gewerbe insbeſondete dorgejrit 
Erforderniffen genügen. 
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8.62. Rach dern Tode eines Beiverbetreibenden barf dad Gewerbe für Rechnung 
er Wittwe während bes Wittwenftanbes, oder, wenn minderjährige Erben vorhanden 
nd, für deren Rechnung durch einen nad) &. 61 qualifizirten Stellveitreter betrieben wer⸗ 
en, Infofern bie Über ben Betrieb einzelner Gewerbe beftehenden befonderen Vorfchriften 
Hr en Andered anordnen. Daffelbe gitt während der Dauer einer Kuratel oder Nach⸗ 

regulirung. 

8.63. Inwiefern für bie in ben 88. 51—54 bezeichneten Perfonen eine Stellver- 
ttung zuläffig ift, hal in jedem einzelnen Falle die Behörde zu beſtimmen, welcher die 
‚ntellung oder Konzeſſtonirung zufteht. ° 
" 9 ben im 8. 55 bezeichneten Gewerben iſt ber Betrieb durch Stellvertreter nicht 

alt, \ 

8. 64. Nene Realgewerbeberechtigungen bürfen fortan nicht mehr begründet werden. 

8.65. Die zur Zeit noch beftehenden Realgewerbeberechtigungen Tünnen auf eine 
ndere gefeßlich qualifizirte Perſon in der Art übertragen werben, daß der Erwerber bie 
erverbeberechtigung für eigene Rechnung ausüben darf. \ 

8.66. Bel Ertheilung der potizeilihen Genehmigung zu einer gewerblichen Anlage 
rin den 88. 27; 37 und 38 begeichneten Arten, ingleichem zur Anlegung von Apothefen 
nd von Privatfranten und Privat - Irrenanftalten, ſowie zu Schaufpielunternehmungen 
mm bon der genehmigenden Behörde den Umftänden nad eine Frift feſtgeſetzt werben, 
Innen weicher die Anlage oder dad Unternehmen bei Vermeidung des Erlöfchens ber 
Jenehmigung begonnen und audgeführt, und der Gewerbebetrieb angefangen werden muß. 
feine ſolche Frift nicht beftimmt, fo erlischt Die erthelite Benehmigung, wenn ber Inha- 
H m Empfang derſelben ein ganzes Jahr verftreichen läßt, ohne davon Gebrauch zu 

en | 


Eine Verlängerung ber Frift kann von der Behörde bewilligt werben, fobald erhebs 
Ihe Gründe nicht entgegenftehen. 

1.67. Hat der Inhaber einer ſolchen Genehmigung (8. 66) feinen Gewerbebetrieb 
möhrend eined Zeitraums von drei Jahren eingeſtellt fo erlifcht diefelbe. 

8.68. Auf die Inhaber ber bereitö vor dem Erfcheinen bed gegenwärtigen Geſetzes 
riheliten Konzefflonen finden die in ven 88. 66 und 67 beflimmten Friſten ebenfalld 
Inpendung, jedody mit der Maaßgabe, daß diefe Friften von dem Tage der Verfündung 
tö Orfeges an zu laufen anfangen. 

8.69. Wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl fann 
It fernere Benußung einer jcben gewerblichen Anlage zu jeder Zeit unterfagt werben. 
Mr muß dem Beſttzer alödann, für den erweislichen wirklichen Schaden, Erfaß geleiftet 
erden. " 

8. 70. Die Beftimmung bed 8. 69 findet auch auf die zur Zeit der Verkündung des 
tgenwartigen Geſetzes bereits vorhandenen gemerbliheneinlagen Anwendung; doch ent» 
wingt aus der Unterfagung ber fernern Benußung fein Aniprud auf Entichädigung, 
mn die früher ausdrücklich oder ſtillſchweigend ertheilte Konzeſſton nach den biöher gül« 
hen Gefeßen ohne Entichädigung hätte widerrufen werden können. . 


8.71. Die in den 88. 42—52 und $. 55 erwähnten Konzeflonen, Approbationen 


nd Beftaflungen fönnen von ber Verwaltungdbehörde zurüdgenommen werden, wenn 
ie Unrichtigkeit ver Nachweiſe dargethan wird, auf deren Grund ſolche ertheilt worden, 
der wenn aus Handlungen oder Unterlaffungen des Inhabers der Mangel’ der erforder« 
ben, und bei Ertheilung der Konzeffion u. f. m. vorausgeſetzten Eigenfchaften far erhel⸗ 


L Inwiefern durch die Handlungen oder Unterlaffungen eine Strafe verwirkt ift, bleibt 


er richterlichen Beurtheitung überlaffen. on 

8.72. Die Gründe der beabjichtigten Zurüdnahme ber Konzeffion u. f. w. ($. 71) 
Ind dem Betheiligten befannt zu madyen und vollftändig zu erörtern, die Verhandiungen 
ber fodann mit.der Vertheidigung deſſelben der Regierung zur Abfafjung eined Plenar⸗ 
eſchluſſeß vorzulegen. | . 
8.73. Faͤllt der Beſchluß für die Zurüdnahme aus, fo if der danach mit Gründen 
uözujertigende Beſcheid dem Betheiligten zu eröffnen. Gegen dieſen Beſcheid Ift der 
lekurs an das kompetente Miniſterium zulaͤſſig; der Rekurs muß jedoch bei Verluſt deö- 
ven binnen zehn Tagen, bon der Eröffnung des Beſcheides an gerechnet, angemeldet 
tden. | 


8.74. Dem Ermeflen ver Regierung bleibt überlaffen, in dringenden Fällen die Aus⸗ 


bung des Gewerbes entweder fogleih bei Einleitung des Verfahrens (8. 72) oder im 


aufe deffeiben zu ſuspendiren. 
au ſusb Titel IV. 
Marktverkehr. | 
8. 75. Der Befuch ber Meſſen, Jahr⸗ und Wochenmärtte, ſowie der Kauf und Verkauf 


ZULVI, 8, 


uf denſelben, fteht einem Jeden mit gleichen Befugniſſen frei. Beſchrantungen hierin 


— 
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gegen Ausländer als Ertolederung der im Auslande gegen diesſellige Unterihane 
ordueten Beichränkungen bleiben den Min. vorbehalten. 

8. 76. Die Din. find befugt, die Zahl, Zeit und Dauer der Märkte feſtzuſetzen 
Marktberechtigten fteht gegen eine ſolche Anordnung fein Widerfprudy zu; ein En 
gungsanfprud) gebührt demfelben nur dann, wenn durch bie Anordnung bie Zahl | 
dahin abgehaltenen Maͤrkte vermindert wird, und eine größere Zahl ausdrücklich unt 
berrufiid verliehen war. Gemeinden, weiche einen Entſchädigungsanſpruch geltend 
— müflen außerdem nachweiſen, daß ihr Recht auf einem ſpeziellen täftige 

gründet. | | 

8. 77. Der Marktverkehr darf in keinem Kalle mit andern als foihen Abgaben 
«werden, welche eine Vergütung für den überlaffenen Staunı und ben Gebraud) von 
und Beräthichaften bilden. In den Beftimmungen: darüber, ob und in welchen Ü 
Abgaben viefer Art erhoben werden dürfen, wird durd) gegenmärtiged Befeß nichts g 

8. 78. Gegenſtände ded Wochenmarkt-Verkehrs find: 

1) rohe Raturerzeugniffe, mit Ausſchluß des größeren Viehes; | 
2) Fabrifate, deren Erzeugung mit der Land⸗ und Forftwirthichaft ober ber Fili 
unmittelbarer Verbindung fteht, oder zu den Nebenbefchäftigungen ber Landı 

Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarbeit bewirkt wird, mit Ausfchiuß der 6 

3) frifhe Lebensmittel aller Art. n | „| 

Jede Meg. hat unter Genehmigung der Min. ein Verzeichniß ber Begenftände 
au machen, weiche hiernady oder nach Drtd-@ewohnheit und Bedürfniß in ihren 
überhaupt oder an gewiflen Orten zu den Wochenmartftö-Artitein gehören. 

8.79. Einrichtungen, nad) welchen der Einfauf von Lebendmitteln auf Wodı 
ten einzelnen Klaffen von Käufern nidyt während der ganzen Dauer des Marktes. 
nur während einer geroiffen Zeit geftattet wird, bürfen nur dann fortdeftehen, we 
Beibehaltung in Rüdficht auf örtliche Bermohnheiten und Bebürfniffe von der Reg 
migt wird. . 

ig 8. 80. Gegenſtände, welche an ſich zum Marktverfehr gehören und bon au 
zum Morktort gebracht merben, bürfen an Markttagen an feinen andern, als für bei 
beftimmten, von ber Ortöbehörde in genügendem Umfange anzumelfenben Piäkrt 
nicht vor oder in den Thoren gefauft werden. Nähere Beftimmungen hierüber bieit 
einzelnen Marktordnungen vorbehalten. | 

8. 81. Bon ber Beſtimmung des 8 80 find diejenigen Gegenftände augen 
welche täglich zum Verkauf in Häufern und auf den Strafen umbergetragen ter 
fen. (8. 86). Much bleibt der Verkauf aus befonderen 2ofalen zuläffig. | 

8. 82. Auf Jahrmärften dürfen außer den im 8. 78 benannten (Begenftänt: 
Südfrüchte und ausländifde Gewürze, Ingleichen Fabrikate aller Art feis gehalten! 

8. 83. Der Verlauf von Getränten und zubereiteten Speifen zum @enuf ı 
Stelle darf auf IJahrmärtten nur nad) Maßgabe der örtlichen-Bervohnheiten und! 

niſſe geftattet werden. . 

8. 84. In den Grenzen ber Beſtimmungen ber 88. 7683 Tann die Pollze d 
unter Genehmigung der Meg. die Marktordnung nad) dem öͤrtlichen Bedürfniß | 
namentlich auch für das Feilbieten von gleichartigen Begenfländen den Platz, und | 
Felibiefen im Umhertragen, mit ober ohne Ausruf, die Tageszeit und die Balt 
Waaren beſtimmen. 

8. 85. Die Beſtimmungen ber 88, 76, 77,79, 80, 81 und 84 finden auch ar 
pigen Märkte Anwendung, melde an eingeinen Orten bei befonderen Gelegenheit 
für einzelne Gattungen von Gegenftänden gehalten werben, 3. B.MWeihnachtömärltt 
Vieh⸗, Butter-, Garn⸗, Leinwandmarkte u. dergl. m. 

Hinſichtlich der Gegenſtände, weiche auf dergl. Märkten feil gehalten, und ber! 
fer, welche darauf zugelafien werden dürfen, bleibt es bei der biöherigen Obfervan;. 
terungen dieſes Marktverkehrs fünnen von ber Neg. nad) Vernehmung ber Kom: 
behörde angeorbnet werden. ⸗ ' 

8. 86 Inwiefern ſolche Erzeugniffe, melde nach 8. 78 Gegenſtände bes E: 
marft-Berfehrs find, aud außer der Marktzeit auf offener Straße, oder in ga 
auf öffentlichen Gemwälfern felfgehalten, oder zum Verkauf in Häufern umbergehait: 
den bürfen, ift nach dem örtlihen Bedürfniffe und nad) den Vorfchriften für den © 
betrieb im Umherziehen von ber Ortspolizei-Öbrigfeit zu beftimmen. 

8. 87. Beihränfungen des Verkehrs mit den zu Meſſen und Märkten gebradit! 
unverfauft gebliebenen ®egenftänden werden hierdurch aufgehoben. Der Einzelt: 
ſolcher Begenftände außer der Marktzeit ift jedoch) wur unter denfelben Bedingungen 
unter welchen berfelbe ftatthaft fein würde, wenn die Gegenſtände nicht auf den 
gebracht wären. 0 
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titel V. . 
Tagen R 

8,88. Roligeiliche Tazen follen, fotvelt nicht ein Anderes nachſtehend angeordnet 
orten, künftig nicht borgefchrieben werben; da, wo folhe ‚gegentärtig beftehen, find bie» 
Ben einer bon ber Ortöpoligei-Obrigteit au beflimmenven, hoͤchſtens einſahrigen Friſt 
Miuheben. 
- 8. 80. Brodfazen Können an einzelnen Orten, wenn und fo lange dies durch befondere 
IMände gerechtfertigt erfcheint, mit Genehmlgung ber Minifterien beibehalten oder ein» 

führt werden, 

P 0. Die OrtspotigelsObrigteit if: ermächtigt, Die Bäder anzubalten, monatiich die 
Keife und das Getwicht ihrer verichiedenen Badtvaaren burd) einen Anfclag im Verfaufe- 
ji zur Renntniß de6 Publitums zu bringen. 

8. 91. Die Gaftwirthe fönnen durch die Drtöpollgel= Obrigkelt angehalten werben, 
Mlezeihnig der don ihnen geftellten Preife einzureichen und in den Gaftzimmern anzus 

' Dieje Breife bürfen zivar mit jevem Monat abgeändert werben, bleiben aber fo 

eh Rrast, Biß die Abänderung der Wotizel-Obrigfeit angezeigt, und dad abgeätiderte 

Yeichnig in den Baftzimmern angefchlagen An, = 
789. Für Schornfteinfeger und Abveder Eönnen Innerhalb der denfeiben angewleſe · 
MM Bszirfe von ber Ortöpolizel-Obrigfeit, oder, wenn der angetolefene Bezirt mehr ak 
Me Oıtihaft umfaßt, bon dem Zandrathe Tagen aufgefellt werben. Ingleihem iſt die 
MepatiebVObrigteit befugt, zur Aufftellung Bon Tagen für Sohnlafaien"und andere Ber 
Ben, welche auf öffentlihen Strahen und Plägen oder in Wirthöhäufern Ihre Dienfte 
Pillen (8. 49), foiwie für die Benuhung von Wagen, Pferden, Sänften, Bondeln und 
Dan Ztansportmittein, tvelche Öffentlid) zum Gebt auch aufgeftellt find. 

8.93. Hinfichtüic) der Tagen für vie Wedizinaf- Werfonen und Mpothefer, ſowle der 

u für rohe Bergtverföerzeugniffe wird durch gegentwärtige® Geſttz nichts geändert. 

in Bleiches gilt in Anfehung ber in den 88. 51 und 52 bezeichneten Berfonen. Für 
Me fiob die Din. befugt, auch da Tagen einzuführen, too dergi. biöher nicht beftanden, = 

Titel VL 
Innungen bon Gewerbetreibenden. 


1. Beftehende Innungen. 

8. 94. Alle zur Zeit gefehlich beftchende Korporationen bon Beiverbetreibenben (ältere 
ungen) bauern ferner fort. Doc) foll die Berugniß sum Betriebe eines Gewerdes, für 
Mldrs in dem Orte ober Diftrifte eine ſolche Korporation (Innung) befteht, von dem 
litt zu derfeiben nirgends abhängig fein. 
\oweit aber der Eriverb ver faufimänuifhen Rechte nad) den beftehenben Vorſchriften 
5 ben Beitritt zur faufınännifcen Korporation bedingt iſt, behält,ed dabei jein 

üben, . 

8.05. Die Statuten der älteren Innungen (8. 94) follen einer Neoiflon unterworfen 
9. ber Berüdjichtigung der Vorichriften der 88 101—117, ſoweit es nöthig if, 

dert werden. Diefe Abänderung kann aud dahin gehen, baß mehrere getrennte 
| ‚u einer gemeinfamen Innung vereinigt werden. . 

Die Feftfiellung und Beftätigung der repidirten Statuten erfolgt durch die Winifterien. 
meigert eine Iunung die Annahme der revlbirten Ctatuten, fo wird dieſelbe aufgelöft. . 

9.6. Die Mitglieder der gegenwärtig beftehenben Innungen können nach vollftän« 
96 nd ihrer Verpflichtungen ausfcpelben,. und dürfen dad Gewerbe nach dem 

ie fortießen, 

8. 97. Eine folhe Innung fann fih durd) eigenen Beſchluß nur dann auflöfen, wenn 
MDrititheite der ftimmberechtigten Mitglieder dafür Aimmen, die Berichtigung der dore 
Pen Schufben ficher gefteltt ift und die Auflöfung von der Meg. genehmigt wird. 

‚8.98, Gegen ihren Witten fann eine Innung auer dem am Echluffe des 8. 95 
Mähnten Falle nur aus übertviegenden Gründen bed Gemeinwohls durch die Minifterien 
Kichoben werden. . . 

8.99, Im Falle der Auflöfung einer Ianung muß das Wermögen zuvoͤrderſt zur 
Nelhfigung iprer Schulden und zur Sefiung ihrer. fonftigen Berpflichtungen verwendet: 
erden. Der ſodann verbleibende Ueberſchuß ſſt zunächft zur Befriedigung der etwa dor» 
Hoenen Entfcäbigungsaniprüc)e für aufgehobene ausfchliegtiche Berechtigungen einzelner 
Mitieder (8.10) zu verivenden. Comeit der Ueberfchuß dazu nicht erforderlich und in 
Mm Statuten nicht ein: Anderes ausdrüdlich beftimmt ift, toird derfelbe der Gemeinde, in 
rlder die aufgeiöe Ianung ihren Sit hatte, zur Benugung für gemeinnüßige gwede 
Serwoiefen; die Wertwendung fann nac) dem Ermeffen ber Gemeinde auch zur Bezahlung: 


"sjenigen Schulden anberer-aufgelöfter Junungen erfolgen, weiche aus deren Vermögen 
it gebedt werben. ar . 
8* 
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8. 100. Werden mehrere Innungen zu einer gemeinſamen Innun bereinigt (8.85 
fo Tann dad Vermögen derſelben mit ihrer Einwilligung ber neuen Innung übertolek 
werben. Soweit eine Vereinbarung über bad Vermögen der felther getrensiten Inkung 
nicht erreicht wird, Ift nad) ben Vorfchriften des 8. 99 zu verfahren. 

D. Neue Innungen. 1) Innungen, bei denen die Mitgiiebfchaft vog 
einer befonberen Aufnahme abhängig iſt. | 

8. 101. Diejenigen, weiche an demfelben Orte gleiche oder verwandte Gewerbe ſel 
ftändig betreiben, können zu einer Innung zufammentreten. Die Bildung einer folch 
neuen Innung ift jedoch für diefenigen Gewerbe, für welche am Orte eine Ältere Inuu 
befteht, nur dann zuläffig, wenn bie ältere Innung aufgelöft ober mit der neuen Inax 
verſchmolzen wird. | | 
.. Neue Innungen erlangen durch bie Beftätigung ihrer Statuten die Rechte einer 2 
poration. Auoſchließliche Gewerbeberechtigungen bürfen venfelben niemals beigelegt werit 

8. 102. Zur. Büdung einer Innung find erforderlich: in den Städten Berlin, & 
lau, Königsberg, Danzig, Elbing, Bofen, Potsdam, Frankfurt, Stettin, Stralfund, Mag 
burg, Halberfladt, Hale, Erfurt, Münfter, Koͤln, Düffelborf, Eiberfeld, Barmen, Erf 
Aachen, Koblenz und Trier 24 Perfonen, welche ihr Gewerbe bereitö ein Jahr hind 
ſelbſtſtaͤndig betrieben oder einer aufgelöften älteren Innung angehört haben, in allen ü 
gen Orten 12 dergi. Perfonen. 

Die Minifterien find jedoch ermächtigt; nad) Umftänden die Bildung. bon Inme 
aud) bei einer geringeren Zahl von Theilnehmern zu genehmigen, andererfeitö auch in & 
neren Städten bie geringfte Zahl der Theiinehmer bis auf 24 zu erhöhen, ingleicen 
geftatten, daß die Gemwerbetreibenden mehrerer Ortſchaften zu: einer’ gemeinjchafti 
Sunung fid) verbinden. | 
ie 8. 103..Bon ber Theilnahme an ber Bildung einer Innung find ausgefchlofien 
enigen, | 

1) melde wegen eines bon ehriofer Befinnung zeugenden Verbrechens, insbeſor 
wegen Meineided, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt worden find, 

2) weiche in Kriminal-Unterfuhung oder in Konkurs fich befinden, oder 

3ymwelden bie Befugnig zum Gewerbebetriebe eine Zeit lang entzogen war; dieſe fün 
jedoh von der Kommunalbehörde zugelaffen werden, wenn fie fich deſſen durch 
nachheriged Verhalten würdig gezeigt haben. M | 

Auch iſt die Kommunalbehoͤrde ermädtigt, diejenigen auszufchließen, welche in Irge 
einer Kriminal⸗Unterſuchung nur vorläufig freigefprochen worden find, ober ſich DM 
einzelne Handlungen ober durch ihre Zebendmelfe die öffentliche Verachtung zugezogen hei 

8. 104. Der Zweck der neu zu gründenden Innungen (8. 101) befteht in ber Fü 
rung der gemeinfamen gewerblichen Intereſſen; infonderheit follen bie Innungen 

1) die Aufnahme, die Ausbildung und das Betragen der Lehrlinge, Gefellen und Gehul 

ber Iunungsgenoflen beauifichtigen, | | 2 

2) bie Vermaltung der Kranten-, Sterbe>, Hülft- und Sparfaffen der Innungögrach 


leiten, 
3) der Fürforge für bie Witiwen und Waifen der. Innungdgenoffen, namentlich de 
Förderung ber Erziehung und bed gemerblihen Kortfommens der Waifen 
unterziehen. | 
8. 105. Die Leitung der Vorberathungen wegen Errichtung einer Innung fi 
Kommunalbehörbe unter Aufficht der Reg., die Feſtſtellung und Beftätigung ber Stach 
aber den Min. zu. 

8. 106. In ben Statuten find bie Sebingungen ber Aufnahme in die Innung, W 
Rechte und Pflichten der Mitglieder, fo mie bie Bründe, aus denen ihre Ausfchliehung 
erfolgen kann, ingleichem bie Einrichtungen für bie Verwaltung der gemeinfchaftliden Anze 
legenheiten feftzufegen und dabei bie Anträge der Berwerbetreibenden, welche zu eins 
Innung jufammentreten wollen, befonderd zu berüdfichtigen. | 

8. 107. Diejenigen, welche nach den Beſtimmungen des 8. 103 unter 1 und 2 vor 
ber Theilnahme an der Bildung einer neuen Innung unbedingt ausgefchloffen ſind 
auch der Eintritt in eine bereitö gebildete Innung nicht geftattel werben. In ven Yalk, 
in welchen nad) 8. 103 die Kommunalbehörde bei der Bildung einer neuen Innung über 
die Zulaflung ober Ausfchließung zu beftimmen befugt ift, hat über die Aufnahme in int 
bereitö gebiidete Innung bie Innung felbft zu befchließen; zu dem Beſchluſſe ift jedoch, wert 
Gr nie Aufnahme ausgefproden wird, die Zuftimmung der Kommunals Behoͤrde 

orderlich. | 

8. 108. Jedes neu aufzunehmende Mitglied muß die Befähigung zum Betriebe fisch 

Gewerbes befonderd nachweiſen. 















= 
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Die Brüfungdzeugniffe ber für einzelne Gewerbe angeordneten Präfangsbehörben, 
Dber-Baudeputation oder ded technifhen Bemwerbeinftitutes, fomie DIE Border Alade · 
Eher Künfte über bie Aufnahme und, Kinfehreibung bel berfelben auögefertigten Diplome 
bals genügender Nachweis der Befähigung zum Betriebe ber Betverbe, über welche ſie 
Ngeftelit find, anzufehen. Auch bedürfen Mitglieder ätterer Innungen eines befonderen 
Wweiſes der Befähigung. “ 

An allen anderen Fällen muß bad aufgunehmende Mitglied feine Befähigung durch 
Knadı den Beftimmungen bed Titel VII. abgelegte Prüfung nachweifen. 

Diefe Prüfung kann jevoc) denjenigen, die dad Gewerbe an demfeiben ober an einem 
bern Orte fhon einige Zeit hindurd) mit Auszeichnung felbfftändig betrieben haben, 
Mb einen Befchluß der Innung erlaffen werben; zu diefem Wefchluffe ift jedoch bei ben 
8. 131 genannten Gewerben die Zuflinmung der Brüfungsbehörde (88. 162, 167), bei 
M anderen Gewerben bie Genehmigung der Kommnnalbehörbe erforderlich. 

8 109. Die 88.107,108 finden auf bie faufmännifchen Rorporationen feine Antven« 
1; in Anfehung diefer beendet es bei den beftehenden Worfchriften. 

"8110. Bei der Aufnahme in eine Innung ift die Erhebung eines mäßigen Antrittse 
Bin deſſen Betrag durd) dad Statut und zwar für alle Benoffen der Inuung 

mäßig feftgefeßt werden muß. 

8 111. Der Beiteitt zu einer Innung ſchlleßt die Befugniß nicht aus, zugleich ſolche 
Überbe, für welche die Innung nicht gebildet if, zu betreiben, ſowie an anderen Innuns 
FAhell zu nehmen. Es kann jedod) einem Gewerbetrelbenden ber Zutritt zu einer außere 
D feines Wohnortes beftehenden Innung Kur dann geftattet werben, wenn an feinem 
note für das bon ihm betricbene Gewerbe eine Iunung nicht vorhanden iſt. 

4.112. Jede Innung muß einen oder mehrere Vorfteher Haben, welche bon den Mits 
Dtm zu wählen und durd) die Kommunalbehörde au beflätigen find. 

113. Jeder Berathung der Innung muß ein Mitglied der Kommunalbehörde beie 
Dan, am fiber die Gefegmäßigfeit der Befclüffe zu machen. Daffeibe darf fein Betverbe 
Malen Art betreiben, für weiche dieſe Innung gebitbet ft. 

#114. Der Maahftab, nach weichem laufende Beiträge der Innungögenoffen andzu- 
ken find, und die befonderen Folgen, welche an die Nichtentrichtung derfeiben ſich 

m, find in den Statuten feſtzuſtellen. Insbefondere kann darin auch die egetutiniiche 
Mnchung diefer Beiträge im Cetwaltungöwege und das dabei ftattfindende Verfahren 

mi werden. 

Die Höhe und die Verwendung der Veiträge, ſowle bie Wertvaltung bes Etats- 
De und Nechnungöwefens wird durch NYefhlüffe ber Junung unter Aufficht ber Rom- 
Mölbrhörde geordnet, 

8 115. Nur diejenigen Mitglieder ber Innung, welche ihr Gewerbe während des 
—J— Jahred felbftftändig betrieben haben, ſind berechtigt, bei den Beſchlüſſen 

immen, 

Durch die Statuten fann dad Stimmredt bon einem getoiffen Umfange bes Gewerbe · 
bes abhängig gemacht oder verfehlebenartig abgeftuft werben. 

BU, Der Austritt and der Innung ift unter der im 8. 96 bezeichneten Bedingung 
tet 


%. 117. Ein Mitglied, welches ſich folher Handlungen oder Verbrechen fchulbig 
St, die nad) Vorfehrift. des 8. 107 von der Mufnahme in eine Innung unbebingt auß- 
Wesen würden , muß aud der Innung auöfheiden. Auch fann unter benfeiben Voraus- 

gen, unter denen nach 8. 107 die Aufnahme verfagt werben barf, ein Mitglied durch 
nl der Junung, unter Zuflmmung ber Kommunalbehörde, wieder ausgeftogen 


J Die Befugniß zum ferneren Betriebe des Gewerbes iſt jedoch bon dem Verluſt ber 
off nicht abhängig. 
Rnnungen, bei denen eine befondere Aufnahme nicht erforderlich iſt. 
8.118. Aus denjenigen, welche an bemfeiben Orte gleiche oder vertvanbte Gewerbe 
MOändig betreiben, fann auf Grund eines Gemeindebeihtuffes, im Einverſtänduiſſe mit 
Aiieheliten Junung, oder, wenn eine folhe nidht-borhanden it, nach Anhörung be= 
Ye Getverbetreibenden, eine Innung auch In ber Art geblibet werben, baf berfeibe 
He Ormerbefreibende biefer Gattung ohne Rachweis der Befähigung lediglich durch den 
olın ihre Getperbes angehören. 
genommen hierbom ſiud Diejenigen, 
) tele ausbrüdtich erflärt Haben, der Innung nicht’beitreten ober aus berfelben 
9, (Wihelben zu tollen, oder . 
) deiche wegen Berbrechen oder unwürdiger Handlungen durch Beichluß ber Innung 
unter Zuftimmung der Kommunalbehörbe, ausgefchloffen worden find. ‚ 
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8.119. In den Innungen dieſer Wrt (8. 118) ſteht Summrecht und Theilnahme a 
ber Verwaltung denjenigen Mitgliedern nicht au, 
1) ae ihre Befähigung zum Betriebe des Gewerbed nicht nad) 8. 108 nachgewieſn 
aben, 
2) welche Inegen eined von ehrlofer Befinnung zeugenden Verbrechens insbeſonden 
wegen Melneides, Raubes, Diebftahld oder Betrugs verurtheilt worden find, oe 
3) melde in Kriminalunterfuhung oder in Konkurs fid) befinden. 
Auch können von dem Stimmredte und ber Theilnahme an der Verwaltung def 
ei ber Innung, unter Zuftimmung der Kommunalbehörbe, biejenigen ausgeſqu 
en iverden, 
a) melchen bie Befugniß zum Beiverbebetriebe eine Zeitlang entzogen war, ober 
b) melde in irgend einer Kriminalunterfuhung nur vorläufig freigeiprochen torden 
find, oder fi) durch einzelne Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe die öffentide 
Verachtung zugezogen haben. 
3) Gemeinſame Beffimmungen. 


8. 120. Die Gewerbetreibenden, melde zu einer Innung zufammentreten mol 
koͤnnen bei Aufftellung der Statuten von den Vorfchriften der 88.101 ff. nur inforodt & 
meidyen, als die Gemeinde damit einverftanden Ift, und die im 8. 170 beftimmten Gran 
nicht überfchritten werben. | | 

Ein Gleiches findet Statt, wenn bei Abänderung beftehender Statuten dergläich 
Abweichungen Herbeigefährt werbenfollen. | 

@. 121. Die Statuten der umgebildeten ‘Älteren, fowie ber neugeblideten Sanur 
können auf den Antrag ber Betheltigten oder im öffentlichen Interefſe don Amtörrg 
jederzeit revidirt und unter Beftätigung der Minifterien abgeändert werben. 

Wegen Auflöfung diefer Innungen durch Beſchluß der Mitglieder oder nadı Anl 
nung ber Minifterien finden dieſeiben Vorſchriften Anwendung, welche in den 88. 97-# 
über die Auflöiung der zur Zeit befiehenden Innungen enthalten find. 

8. 122. Streitigkeiten über die Aufnahme und Ansfchliegung von Mitgliedern, Ir 
über die Rechte und Pflichten verfeiben und der Vorſtände, find von der Kommunaibehiit 
zu entiheiden. Gegen dieſe Entfcheidung fteht der Rekurs an die Negierung offen, wei 
binnen einer präftuflvifchen Frift von vier Wochen bei der Kommunalbehörbe anzu 

n 


8. 123. Die Innungen oder deren Vorfteher find vorzugsweiſe berufen, fachvertis 
dige Gutachten in Angelegenheiten ihrer Gewerbe abzugeben. In den geſetziichen Woritik 
ten über die Auswahl von Sachverſtändigen in Prozeſſen wird hierburd) nicht geänkt 

8. 124. Geiellihaften zum Gewerbebetriebe auf gemeinfhaftlihe Rechnung aber # 
gemeinfhaftlihen Benußung gewerblicher Anlagen und Einrihtungen find nicht, m 
ben Beftimmungen biefed Titelö zu beurtheilen. i 
















Titel VI. | 
Gemwerbegehülfen, Befellen, Fabrifarbeiter und Lehrlinge 


I. Befugnig, Befellen, Gehülfen und Lehrlinge zu halten. | 
8. 125. Wer befugt ift, ein ftehenbed Gewerbe felbftftändig zu betreiben, hat nf 
bad Recht, Gehülfen und Gefellen zu halten. | | 
8. 126. Die Befugniß, Lehrlinge zu halten, fteht einem Jeden zu, der zum feibfilt 
digen Betriebe eines fehenden Gewerbes befugt ift, fomelt nicht die Befimmunge® 
88. 127—132 Beſchränkungen enthalten. | 
j 8. 127. Von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, find audgefchloflen diejenigen, 
1) weiche wegen eined bon. ehriofer Befinnung zeugenden Verbrechens, inöbefontt 
wegen Meineided, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt worden find, 
2) welche in Kriminalunterfuchung oder in Konkurs ſich befinden, oder 
3) welchen die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeit ang entzogen war; bir 
fann jedoch ven der Kommunalbehörde die Annahme von Lehrlingen gefaite 
werden, wenn fie fich deflen durch ihr nachheriges Verhalten würdig gezeigt haben 
8. 128. Die Kommunalbehörde ift ermädtigt, vorbehaltiich des Rekurſes an die Mr 
gierung, diejenigen von der Befugniß, sehrlinge zu halten, auszufchließen, welche In irgend 
einer Kriminafunterfudhung nur vorläufig freigefprochen worden find, oder ſich durd dir 
zelne Handlungen oder durch Ihre Lebensweiſe die Öffentliche Verachtung zugezogen hatt 
8. 129. Durch Beſchluß der Regierung fann Gewerbetreibenden, weiche fih giede 
Pflichtwidrigkeiten hinfihtlih ber ihnen anvertrauten Lehrlinge ſchuldig gemadt, oM 
nach cıfolgter Beftrafung zu neuen begründeten Beſchwerden Anlaß gegeben haben, de 
Befugniß,. Lehrlinge zu halten, für immer oder auf gerifte Zeit entzogen werden. 
FR einen folhen Beſchluß der Regierung I nur der Mekurs an die Minifeikd 
zulaſſig. 
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- 8.130. In den Faͤllen, in denen nad) ben 88. 127—129 die Auöfchließung bon ber 
Befugnig, Lehrlinge zu Halten, Statt findet, darf ber Lehrherr auch die bereits angenom⸗ 
nenen Zehrlinge nicht ferner beibehalten; in den Yällen des 8. 127 zu 2 iſt jedod) ber 
ehrherr zur Entiaffung der Lehrlinge nur dann verpflichtet, wenn folhe von der Kommu- 
nibehörbe verlangt wird. | | Ä 

8. 131. Die nachſtehend benannen Bewerbetreibenden erlangen bie Befugniß, Lehr⸗ 
Inge zu halten, fofern ihnen folche bei Publikation dieſes Geſetzes nicht bereitö zuſtand, 
we dadurch, daß le entweder in eine ältere oder neuere Innung, nad) porgängigem Nach⸗ 
sechhe der Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes, aufgenommen werben, ober biefe 
jefühigung befonberd nachweilen (8. 132). 

Diefe Geiwerbetreibenden find: 

Berber aller Art, Zederbereiter, Zebertauer, Korbuaner, Bergamenter, Schuhmacher, 
Handſchuhmacher, Beutler, Kürfchner, Riemer, Sattler, Seiler, Reifichläger, Schnei⸗ 
ber, Hutmacher,, Tifchler, Kademacher, Stellmacer, Böttcher, Dredhäler in Holz 
und Horn, Töpfer, Grobſchmiede, Hufſchmiede, Waffenfchmiede, Schloſſer, Zirfels 
ſchmlede, Zeugſchmiede; Bohrfhmiede, Sägefchmiede, Mefferichmiede, Büchſen⸗ 
ftmiede, Sporer, Feilenhauer, Kupferfchmiebe, Kothgießer, Gelbgießer, Glocken⸗ 
gießer, Guͤrtier, Jinngießer, Klemptner, Buchbinder, Färber. 

Die Regierungen koͤnnen jedoch nach Maßgabe der oͤrtlichen Verhältniſſe, unter Ge⸗ 
ehmigung der Miniſterien, den Nachweis der Vefähigung für einzelne, der vorſtehend 
enannten Gewerbe erlaffen, fo wie für andere als diefe Gewerbe anordnen. . 

8. 132. Der Nachweis ver Befähigung muß burd) eine nach den Beftimmungen bed 
ütel VIII abgelegte Prüfung geführt werben. | | 

Die Ablegung einer förmlihen Prüfung kann jedoch denjenigen, welche ba8 Gewerbe 
Hon einige. Zeit hindurch mit Auszeichnung feibftftändig betrieben haben, von ber Prü- 
fungöbehörde (88. 162, 167) erlaflen werden, wenn dieſe ih auf andere Weife die Ueber⸗ 
jugung verfchafft hat, Daß der zu Prüfende die zum Betriebe feincd Gewerbes erforder« 
idhen Kenntniffe und Geſchicklichteiten befitt. 

8.133. Einem’ Gewerbetreibenden, welcher nach ben 88. 126 — 132 nicht befugt iſt, 
Üchrlinge ju halten, Ift deren Annahme oder Beibehaltung in den Städten durch die Kom⸗ 
nunalbehörde, anf dem Lande durch die Volizelobrigfeit zu-unterfagen. Das Verbot fann 
m Wege der polizeifichen Exekution zur Ausführung gebracht werben. 


1. Verhältniß der Geſellen, Behülfen und Lehrlinge: 
| 1) im Wligemeinen. Ä 


8.134. Die Feſtſetzung der Verhältniffe zwiſchen den felbftftändigen Gewerbetreiben⸗ 
em und ihren Gefellen, Behülfen und Zehrlingen ift Gegenftand freier Llebereinfunft. 
8.135. In Ermangelung vertragämäßiger Beftimmungen find dieſe Verhättniffe, 


nſofern die felbftftändigen Beiwerbetreibenden einer Innung angehören, nad) den Innungd» ⸗ 


jatuten, in anderen Zällen aber, imgleihen wenn die Vorſchriften der Etatuten nicht aus⸗ 
üihen, nad) dem gegenmärtigen Oelthe zu beurtheilen. | . 

8.136. Die Drtepältgei- Dörigtet hat darauf zu achten, baß bei Beihäftigung und 
Behandlung der @efelten, Gehülfen und Lehrlinge gebührende Rüdficht auf Geſundheit und 
Sittlihfett genommen und denjenigen, welche des Schul» und Religiondunterrichts noch 
ndürfen, Zeit Dazu gelaffen werde. _ | . Ä 

8. 137. Gtreitigfeiten der felbftftändigen Gewerbetreibenden mit ihren Geſellen, 
Schütfen oder Lehrlingen, die fi) auf den Antritf, die Yortfegung oder Aufhebung des 
Arbeits oder Lehrverhältniffes, oder auf die gegenfeitigen Zeiftungen während der Dauer. 
deſelben beziehen, find, ſoweit für dieie Angelegenheiten befondere Behörden beftehen, bei 
dieſen zur Entſcheidung zu bringen. ' Bu Ä 
Inſoweit foiche befondere Behörden nicht beftehen, erfolgt die Entſcheidung, 

1) wenn ver felbftftändige Gewerbetreibende Mitglied einer Iunung if, dur) bie- 
Innungsvorfteher, unter dem Vorfige eincd Mitgtieded der Kommunalbehörbe, 
2) inanderen Fällen durch die Ortöpolizei-Obrigfeit. = 
, Begenbiefe Entſcheidung ſteht den Betheitigteu bie Berufung auf ben Rechtoweg 
Innen zehn Tagen prätluſiviſcher Friſt offen; die vorläufige Vollſtreckung wird aber hier⸗ 
ur nicht aufgehalten. | 
2) Inäbefonbdere: 


a) ber. Bejellen und Gehülfen. 

8. 138. Die Geſellen und Gehuͤlfen find verpflichtet, dem Arbeitsherrn Achtung zu 
Mvelfen und feinen Anordnungen in Beziehung auf die Ihnen überftagenen Arbeiten und 
an häudlichen Einrihtungen, Folge zu leiften; zu häuslichen Arbeiten find fie nicht 

unden, | f * 
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8.139. Dad Verhättuiß zwiſchen den Arbeitheren und den Befellen oder Gehühn 
fann; toenn nicht ein Andered verabredet ift, durch eine, jedem Theite freiftehenbe, bierihe 
Tage vorher erklärte Auffündigung aufgelöft werden. Bu Ä 

8. 140. Bor Ablauf der vertragamaßigen Arbeitözeit und ohne vorhergegangene Xrf 
fündigung können Geſellen und Gehuͤlfen entiaffen werden: } 
1) wenn fie eined Diebftahld, einer Veruntreuung, eines lieberlichen Lebenswandel 
groben Ungehorfams oder beharrlicher Widerfpenftigfeit ſich ſchuldig machen; 
2) enn fle, der Verwarnung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorſichtig umgehng 
3) wenn fie ih Thätlichfeiten oder Schmähungen gegen den Wrbeitäherrn ober WE 
Mitglieder feiner Familie erlauben; Ä 
4) «menn fie mit den Mitgliedern ber Yamilie des Arbeitsherrn oder mit ihren Min] 
beitern verdächtigen Umgang pflegen, oder fonft diefeiben zum Boͤſen verleiten, 4 
5) wenn fle zur Fortſetzung der Arbeit unfahig geworden, oder mit einer etcihufal 
Krankheit behaftet find. , J 
Inwiefern in den zu 5 gedachten Füllen dem Entlaſſenen ein Anfpruch auf Entiäk 
digung zuftehe, iſt nach dem befonderen Inhalt des Vertrags und nach den allgemeingil 
gejeglihen Vorſchriften zu beurtheilen. 
8. 141. Die Gefellen und Gehülfen können, bie Arbeit vor Ablauf der vertragämit 
gen Zeit und ohne vorhergegangene Auffündigung verlaffen: 
) wenn fie zur Fortfegung der Arbeit unfähig werben; 

2) wenn der Arbeitöherr ſich thättich an Ihnen vergreift; | 

3) wenn er fie zu Handlungen hat verleiten wollen, welche wider die @efehe oe 

wider die guten Sitten laufen; 

4) wenn er ihnen ben verfprochenen Zehn oder bie, fonftigen Begenteiftungen of 

genügende Veranlaffung vorentHält. - J 


$. 142. Beim Abgange koönnen bie Geſellen und Gehülfen ein Zeugniß über Vie Kg 
und Dauer ihrer Befchäfiigung fordern, welches, wenn gegen den Inhalt fid nid 4 
erinnern findet, in den Städten pon der Kommunalbehörbe, auf dem Lande von berirkk 
polizei» Obrigfeit, foften> und ftempelfrei zu beglaubigen ift. Dieſes Zeuguiß ift aufn, 
langen ver Befellen und Gehütfen aud) auf ihre Führung auszudehenen. Ä 

8.143. Eine Berpflihtung zum Wandern findet nicht Statt. Auf befondere In 
Dirham don Seiten der Gewerbegenoſſen haben wandernde Geſellen und Gehülfen fa 
njprucd). 

8..144. Den Gefellen und Gehuͤlfen iſt bie Beibehaltung der zur gegenfeitigen Une‘ 
terftügung vorhandenen bejonderen Verbindungen und Kaſſen geftattet; es bieibt it 
vorbehalten, die Einrichtungen derfeiben nad) Befinden abzuändern und zu ergänzen. Il 
tönnen dergleichen Verbindungen und Kaflen mit Genehmigung der Regierung, unter % 
bon dieſer feftzufegenden Bedingungen, neu gebildet werden. Ein Geſelle oder Sch“ 
darf deshalb, weil er nicht bei einem Innungdgenoffen arbeitet, von dem Beitritte zu 1 
hen Verbindungen und Kaſſen nicht ausgeſchloſſen werden. 

8. 145. Die Beftimmungen der 88. 134— 144 finden aud) auf Fabritarbei 


« Anwendung. 
/ 3 b) ber Lehrlinge. 


8. 146. Als Lehrlinge And nur diejenigen Perſonen zu betrachten, welche In der du 
einen Lehrvertrag auögefprochenen Abficht bei einem Lehrherrn eintreten, um gegen tag 
geld cder unentgeltliche Hütfdteiftung ein Gewerbe bis zu derjenigen Fertigkeit zu era 
welche fie zu Geſellen befähigt (8. 157). 4 

8. 147. Die Aufnahme eines Lehilings erfolgt, wenn derſelbe bei dem Genoſſen m 
Innung eintritt, vor der Innung. 4 

Tritt der Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden ein, fo erfolgt die Aufactet | 
in den‘ Städten vor ber Kommunalbehörde, auf dem Lande vor der-Ortöpodizel » Obrirk 4 
und zwar in diefen beiden Fällen mit Zuziehung zroeler unbefcholtener Bemeindemitgli® | 
wo möglich) -folcher, welche daffelbe Gewerbe feibftftändig treiben. | 

8. 148. Vor der Aufnahme ift feftzuftellen, ob der Zehrherr befugt ift, Lehrling R 
halten (88. 126— 132). 

Der Lehrling muß darthun, daß er lefen, fchreiben u rechnen fann, imgieichen bırd 
eine Beicheinigung feines Religiondiehrers nachweiſen, daß er In ber Blaubend- und Ei 
tenlehre genügende Kenntniffe deſitzt. Nur aus erheblichen Gründen darf einem War 
an dieſen Kenntniffen nachgefehen werden. Der Lehrherr iſt alsdann verpflichtet, I wı 
Nachhülfe nad) den Anordnungen der Ortöfchulbehörde zu forgen. 1 

8. 159. Die Verabredungen über die Zehrzeit, dad Lehrgeld und die fonftigen Ki 
gungen find bei der Mufnahme zu verzeihnen. zp 

8. 150. Der Lehrherr —9— ſich angelegen ſein laſſen, den Lehrling durch — 
gung und Anweiſung zum tüchtigen Geſellen auszubilden. Er darf dem Lehrling 





’ 
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erzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Vertvendung zu anderen Dienſtleiſtungen 
icht entziehen. Der Lehrkerr muß bemüht fein, den Lehrling zur Arbeitfamfelt und zu. 
ıten Eitten anzuhalten und’vor Laftern und Ausſchweifungen zu bewahren... 

8. 151. Der Lehrling iſt der väterlichen Zucht ded Lehrherrn unterworfen und In 
bweſenheit des Lehrherrn aud) dem benfelben vertretenden Geſellen oder Gehuͤlfen zur 
olgſamkeit verpflichtet. ' = 

8. 152. Das Lehrverhältniß fann in ven Fällen, welche im 8. 140. bezeiähnet find, 
on dem Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werden. Sind für einen folden 
all feine befonderen Verabredungen getroffen, fo ift dad Lehrgeld nicht nur für die bereitö 
gelaufene Zeit, fondern auch für das laufende Yahr zu entrichten. 

8 153. Wider den Willen des Lchrherrn Tann das Verhältniß vor Ahlauf der Lehre 
it aufgehoben werben, wenn ber Lehrherr die ihm nad) 8. 150 obliegenden Berpflichtun« 
ngröblid) vernachläffigt oder dad Mecht der väterlichen Zucht mißbraucht. _ 

Dei Lehrlingen ber Genoſſen von Innungen hat die Innung, bei anderen Lehrlingen 
ber in den Städten die Kommunaibehörbe, auf, dem Lande die Ortöpoligei-Obrigfeit, mit 
uhſchlug des Rechtsweges, zu entfcheiden, ob der Fall einer ſolchen Vernachläſſigung oder 
nö jolhen Mißbrauchö vorhanden Ift. Ä EEE 

In tiefen Fällen kann der Zehrherr zur Erftattung der burch die anderiveltige Unter» 
Angung des Lehrlings entftehenden Wehrfoften im Rechtswege angehalten werden. . 

Daſſelbe glit von dem Falle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, Lehrlinge zu Halten, 
itzogen wird (&. 130). | Ä 

8.154. Wider ben Willen bed Lehrherrn fann dad Verhättnig vor Ablauf der Lehre 
it aufgehoben werben, wenn der Lehrling zu einem andern Gewerbe ober zu einem an⸗ 
en Berufe übergeht. Dem Lehrherrn ift in diefem Kalle, wenn nicht ein Anderes ber 
brebet worden, ba8 Lehrgeld noch für einen hatbjährigen Zeitraum nad Ablauf be8 
uortald zu zahlen, in welchein der Lehrling abgeht. — 

diss. Durch den Tod des Lehrherrn oder Lehrlingd wird der Lehrdertrag auf⸗ 
schoben. J V VvVv— 
duf den Antrag des einen oder des anderen Thells iſt der Lehrvertrag auch dann 
uzuheben, wenn der Lehrherr oder dei Lehrling zur Erfüllung der eingegangenen Ver⸗ 
fihtungen unfähig wird. 
„In beiden Fällen erfolgt die Auseinanderſetzung hinflihtlich des Lehrgeldes nach Ver⸗ 
amiß de& bereit8 abgelaufenen Theited der Lehrzeit zur ganzen Dauer derfelben. E 

8. 108. Bei Aufloͤſung des Lehrverhältniſſes kann der Xehrling über die Dauer der 
ehrzeit und Die mährend berfelben erworbenen Kennmiſſe und Yerligfeiten, ſowie über 
in Betragen vom Lehrherrn ein Zeugniß fordern, welches, wenn gegen ben Inhalt ſich 
IHK zu erinnern findet, in den Elädien bon der Kommunalbehörbe, auf dem Lande von 
tt Ortöpotizel-Obrigfeit koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen iſ. BER: 

8. 157. Nach vollſtändiger/ Erfüllung ded Lehrverträges fann ber Lehrling’ auch 
auf anfragen, baß er über bie einem Geſellen nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten 
ruft und förmlich entlaffen werde. | 

Die Prüfung und Entiaffung des Lehrlings erfolgt, wenn derſelbe bei dem Genoffek. 
Iner Innung gelernt hat, dur) die Innung. 

Hat der ehrling kei einem amderen Gewerbetreibenden in der Lehre geftanden, fo 
Folgt die Rrüfung und Entlaffung, unter Zuziehung geeigneter Sachverſtaͤndigen, in den 
stüdten durch Die Kommunalbehörde, auf dem Lande burdy bie Ortöpolizel.- Obrigfeit, 
Die Kommunalbehörde oder die Polizei⸗Obrigkeit ift jedoch ermächtigt, die Prüfung durd) 
Ane in der Nähe befindliche Prüfungöbehörde (88. 162, 167) zu veranlaffen. 

Een jo bleibt den Lehrlingen, weiche nicht bei Innungdgenoflen gelernt haben, frei= 
gefelt, die Prüfung vor einer Prüfungsbehörde (88. 162, 167) abzulegen. Diele hat 
Ihnen, nad) genügend beftandener Prüfung, hierüber ein Zeugniß zu ertheiten, anf deſſen 
drund bie Kommunalbehörde oder bie Drtöpotizel-Obrigfeit die Entlaffung bewirken und 
 Entlaffungszeugnif auöfertigen muß. . u a 

s. 158, Die Innungen, die Kommunalbehörden und die Ortöpolizel» Obrigfeiten 
ia über die Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge belftändige Verzeichniffe zu, 
| . . 

3.159. Für die Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge bürfen feine Gebühren 
hoben, fondern nur die baaren Auslagen, ald: Stempel, Kopialten, Diäten für bie ein⸗ 
jenen Innungögenoſſen und Sachperftändigen, weiche die Prüfung bewirkt haben u. |. w., 
in Anſahz gebracht werden. 
$. 160, Perſonen, welche nad) der über ihre Unterweiſung in gewerblichen Kenntnif= 
MY und Fertigkeiten mit feibitftändigen ®eiwerbetreibenden getroffenen Uebereinfunft nicht 
Mi “thrlinge angufehen find (8$. 146— 189), ober das Gewerbe in anderer Weiſe ald bei 

"em flöfitändigen Bewerbetteißenben, erlernt haben, Können, wenn fie bei den Genoffen 
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einer. Innung unterwiefen worden find, bei ber Innung, ‚fonft aber’ bei ber Ko 
behörde oder Polizei⸗Obrigleit darauf antragen, daß fle über bie einem @efelen nöthi 
Kenntniſſe und Fertigkeiten ($$. 148, 157) geprüft werden, und daß ihnen, nad) genig 



















Titel VII. 
Prüfungen für die Aufnahme in Innungen und für die 
Befugniß zur Annahme von Lehrlingen. 


: 8.162, Für die in den 88. 108 und 132 angeordneten Prüfungen find beftän 
Drts⸗ und Diftrittd-Prüfungsbehörben zu bilden, wo dies von den Regierungen nad 
örtlichen und gewerblichen Verhäutniffen für nöthig erachtet wird. . 

Die Prüfungsbehörben werden aus den gejchidteften und geachtetſten Gewerb 
benden dergeftalt zufammengefeßt, daß die Hauptgattungen der in dem Drte oder Dil 
betrlebenen ˖ Gewerbe darin vertreten find. Die Mitglieder werben durch Die Komme 
behörde des Orts, welcher zum Siß der Prüfungsbehoͤrde beftimmt iſt, unter Genchmi 
ber Regierung ernannt, wobei auf Genoſſen der Innungen vorzugsweiſe Rüdiicht zu 
men iſt. Ein Mitglied der Kommunalbehörde führt in ber Brüfungöbehärde den Vo 
ber Vorſttzende darf nicht feibft Gewerbetreibender feln. 

8. 163. Die Prüfung wird unter Leitung des Vorſitzenden bewirkt durch ein bit 
Mitglieder der Prüfungsbehörde und durch eine gleiche Anzahl ſelbſtſtaͤndiger Senn 
treibender von bem Gewerbe deö zu Prüfenden, melde von der Brüfungsbehörbe bi 
ausgewählt werben. Bei diefer Auswahl ift auf Genoſſen ber Innungen vorzugs 
Rüdjicht au nehmen.  - 
8.164. Der gu Brüfende muß durch Löfung von Aufgaben darthun, daß er befi 
fel, die gewoͤhnlichen Nrbeiten feiner Gewerbes feibftftändig auszuführen. Mat 
beftimmte Art und Welje, wie der zu Prüfende die nöthigen Kenntniſſe und Yertigtt 
erworben habe, fommt es hierbei nit an; jedoch fann ein Nachweis hierüber verl 
werden, daß derfeibe ſchon ein Jahr lang in dem Gewerbe befchäitigt geweſen if. 
In Unjehung der bei der Prüfung zu ftelienden Yufgaben bleibt den Winifterin 

Ertheitung näherer Anweiſungen vorbehalten. „ 

8. 168. Für die Prüfung ift eine beftimmte Bebühr an die Kaffe ber Prüfungabeh 
zu entrichten; außerdem hat der zu Brüfende feine meiteren Koften zu tragen, als ben! 
wand, welcher durch die aufgegebenen Arbeiten nothwendig entfteht. 

8. 166. Iſt der Geprüfte befähigt gefunden worden, jo wird demfelben darüber 
der Brüfungsbehörde ein Seugnib eıtheilt.. 

Diefed Zeugniß gilt ald Rachweis der Befähigung ſowohl für bie Aufnahme is 
Junung, als für die Annahme von Lehrlingen. 

Eine Wiederholung der Prüfung kann von demjenigen, welcher ein ſolches Je 
beſitzt, auch bei Weründerung feines Lohnorts nicht verlangt werben. | 

8.167. Bis zur Errichtung der Prüfungdbehörden (8. 162) haben bie Regierun 
zu beftimmen, in-melcher Art und durch welche Berfonen die Prüfungen zu bemirfen 


nn Titel IX, 
Drtd » Statuten. 


"8.168. Die Vorfehriften der Titel VI. und: VII. in Anſehung ber Inmungen, fort 
ber Geſellen, Behütfen und Lehrlinge können für alle oder für einzelne Arten bon Orr" 
ben, unter den im 8. 170 feftgefeßten Befchränfungen, durch Ortöftatuten mit Genchei 
gung ber Minifterien abgeändert werben. F 
- Dergleihen Statuten werden auf Grand eined Gemeindebeſchluſſes abgefat; & 
müffen jedoch zuvor betheiligte Gewerbetreibende, und, mo Innungen beftehen, auch Di 
mit ihrer Erklärung gehört werden. An 
Soll durd) foldhe Statuten die Verfaffung beftehender Innungen abgeändert wer 
fo ift deren Zuſtimmung erförberlidh. 
Neu fidh bildende Innungen find an bie DOrtöftatuten gebunden. (mi 
8. 169. Durch Ortöftatuten Fönnen inöbefondere Anordnungen über bie Berhäl I 
der ſelbſtſtaͤndigen Bemwerbetreibenden zu ihren @efellen, Behülfen und Lehrlingen M n 
Wirkung getroffen werde, daß eine Abänderung berfelben durch Vertrag nicht aulälk 
Dedgieihen kann für alle an dem Orte befchäftigte Geſellen und Gehuͤlfen die i 
pflichtung fefigeſeht werden, den im 8. 144 erwähnten Werbindungen und Kaffe | 


+. 
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genfeltigen Unterſtützung Deigutreten, eb darf jedoch ein Unterſchled zwiſchen ben @efellen 

er Behülfen der Innungsgenoffen und. denjenigen, meiche bei anderen Beierbetrei- 

nden arbeiten, nicht angeordnet werben. en 6 
5 170. In Anfehung der Ortöftatuten (8. 168) finden folgende Beſchränkungen 


1) Es darf dadurch für Niemand ber felbftftändige Gewerbebetrieb weiter beichräntt 
werben, als durch dad gegenmärtige Geſetz beftimmt iſt. | 

2) Den Innungdmitgliedern darf fein ausſchließlicher materieller Vortheil in Bezle⸗ 
hung auf ben Gewerbebetrieb beigelegt werden, namentlich nicht Die auöfchließliche 
Befugniß, Lehrlinge zu halten. - 

3) Die Befugniß, Geſellen ober Behülfen zu halten, barf nicht befhräntt oder erfchwert 

erden. | | 

4) Denjenigen, welche bie Befählgung zum Betriebe Ihres Gewerbes vorſchriftsmäßig 
nachgewieſen haben, darf weder eine erneuerte Prüfung als Bedingung des Ein« 
trittö in eine Innung auferlegt, noch eine der in diefem Eeſetze an jenen Nachweis 
gefnüpften Befugniſſe nefchmälert werden. | 

8) An den durch die 88. 126—132 beftimmten Bedingungen ber Befugniß, Lehrlinge 
zu halten, darf durch die Ortöftatuten nichts geändert werben. 

8) Ein Zwang zum Eintritt in die Innungen iſt nicht zulaͤſſig; ed darf aber auch die 
Aufnahme nicht von ber Wiltführ der Innungögenoffen, fondern nur bon beftimm- 
ten, im Geſetz oder in ben Statuten aufgeftellten Erforderniſſen abhängig gemacht 
werden. Ebenſowenig darf bad Ausfcheiden aus ben Innungen an andere als die 
gefeglihen Bedingungen gefnüpft werben. oo 

1) Keine Innung darf für geihloflen erflärt werben. 

8) Die Errihtung von Innungen darf durd) die Ortöftatuten nicht verhindert werden. 

9) Folgende einzelne Beſtimmungen dürfen durd die Orföftataten nicht abgeändert 
werden: . . 

a) die im 8. 119 angeordnete Befchräntung des Stimmredts und der Theilnahme 
an der Verwaltung der Innungdangelegenheiten ; 

b) die Vorfihriften der 88.137 und 153 in Anfehung ber Streitigtelten ber Gewerbe⸗ 
treibenden mit ihren @efellen, Behülfen und Lehrlingen; nu 

e) die Beſtimmung des 8. 143, daf eine Verpflichtung der Bejellen zum Wandern 
nit Statt findet; | . 

d) die Worfchriften. der 88. 158 und 159 in Anſehung ber Verzeichniffe über bie 
Aufnahme und Entlaffung von Lehrlingen, ingleihem der für bie Nufnahme und 
Enttaflung zu entrichtenden Koften. | " 


Titel X. . 
Verbrechen und Vergehen der Bemwerbetreibenden. 


8.171. Die Entziehung der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe eined Gewerbes 
1 Strafe kann Statt finden für immer oder auf eine beftimmte Zeit; dieſe darf nicht 
inter drei Monaten und nicht über fünf Sahre betragen. 
.. 8172. Gegen jeden Bewerbetreibenden, der wegen eined vermittelt Mißbrauchs 
iined Gewerbes begangenen Verbreden® zur Iwangsarbeit oder Zuchthauöftrafe verur⸗ 
heilt wird, kann zugleich auf den Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Gewerbebe⸗ 
nebe für immer oder auf Zeit erkannt werben. oo 

€ muß anf diefen Verluſt erfannt werden, wenn ber Gewerbetreibende ſchon früher 


in eines folchen Verbrechens zu Yroangsarbeit oder Zudhthauöftrafe verurtheilt more 
af 


8.173. Gewerbetreibende, tvelche zum Betriebe ihres Gewerbes einer befonderen 
boligeitichen Benehmigung TXonzefflon, Mpprobation, Beftallung) bedürfen, Tonnen ber 
Befuanig zum felbftftändigen Betriebe ihres Gewerbes für immer oder auf Zeit veriuftig 
erflärt werden, wenn fie. wegen eines ihre Berufspflichten beriegenden Verbrechens zu 
Imangsarbeit oder Zuchthausſirafe verurtheilt werden; es muß auf biefen Verluft erfannt 
unbe, wenn gegen fle tosgen eines folhen Verbrechens ſchon früher auf Freiheitöftrafe 
riannt worden 1 i 

Auch kann auf den Verluſt jener. Befugniß für Immer oder auf Zeit erfannt werben, 
wenn ber Bemerbetreibende wegen eined Verdrechens durch welches er feine Berufopflich⸗ 
ten vetletzt hat, zu einer minder ſchweren Freiheitsſtrafe, als Zwangbarbeit oder Zucht⸗ 
hausſtrafe, verurtheilt wird, nachdem ſchon früher wegen eined ſolchen Verbrechens auf 
dreiheiteſſrafe gegen ihn ertannt worden iſt. | . 
8.174. AR die poligelliche Genehmigung zur Belreibung bed Gewerbes burd) Zuver⸗ 
taffigteit und ünbeſcholtenheit bedingt, oder der Gewerbetreibende zur Betreibung feines 
Geſchafted von der Obrigieit befonders verpflichtet worden, fo muß anf Verluſt der Befug⸗ 
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dere wegen Meineides, ſRtaubes, Diebſtahls oder Betrugs verurtheilt wird. 


denden Verordnungen: zu beurtheilen. 
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niß zum feibfiftändigen Betriebe des Gewerbes für. immer erfannt werben, wenn de 
Gewerbetreibende wegen eined bon ehrlofer Geſinnung zeugenden Berbredyen, intbefon 


-, 8. 175. Inwiefern Vergehen der Beiwerbetreibenden gegen Ihre Berufspflichten auf 
ben in dieſem Geſetz erwähnten Fällen einer Strafe unterliegen, iſt nad) den darüber bef 


8.177. Wer ohne vorgängige Anmeldung, oder nad) erfolgter Unterfagung ig 
Gewerbe beginnt oder fortieht, hat, Infofern nicht die ftrengeren Strafen der 88. 177, 1 
and 180 eintreten, eine Geldbuße bis zu fünfzig Thalern, oder Im Unvermögeröfale ver 
hältnißmäßige Befängnißftrafe vermirft. | | | 
Dieſe Strafe. bleibt jedoch auögefchloffen, wenn das Vergehen eine Steuerdefrau 
tionöftrafe nach ſich zieht. | > 
8 177. Wer ben felbitftändigen Betrieb eined. Gewerbes, zu deſſen Beginne dag 
befondere pottzeitihe Genehmigung (Konzeffion, Approbation, Beftaltung) erforderiih 
ohne die vorfchriftsmäßige Genehmigung unternimmt oder fortfegt, oder bon ben In! 
Genehmigung feitgefegten Bedingungen abweicht, hat Geldbuße bis zu gmeihundert % 
fern oder Gefängniß bis zu drei Monaten verwirkt. Ä 
Enthält die Handlung zugleich ein Steuerpergehen, fo fol nicht außerbem nod ı 
eine m hrafe erfannt werden, es ift aber darauf bei Zumeffung ber Strafe Rudiäge 
zu nehmen. | | Ä 
8.178. Wer ber Befugnig zum feibftftändigen Betriebe eines Gewerbes für inng 
ober auf Zeit durch rechtöfräftiges Erkenntniß, oder in den zutäfftgen Fällen durch Beſtug 
ber Verwaltungsbehoͤrde verluftig erklärt worden ift, und dieſem Erkenntnifle oder Beitink 
zuwider handelt, foll mit Geidbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Befängnif 
zu drei Monat beftraft werben. | | | oo u 
8.179. Was in den 88. 176— 178 hinſichtlich der ſelbſtſtändigen @ermerbetreiie 
ben beftimmt if, gitt auch von denjenigen, welche bie Stellvertretung eines ſelbſtſtändigt 
@Bewerbetreibenden übernehmen (8. 61.) 
8. 180. Die Strafbeſtimmung des 8. 177 tritt auch genen benjenigen ein, weitg 
eine getverblidhe Anlage, zu ter mitRüdjicht auf die Lage oder Befchaffenheit der Wetrich 
fätte oder des Lokals eine befondere potigellihe Genehmigung erforderlich iR, ohne dit 
Genehmigung errichtet, oder von den Bedingungen, unter welchen die Genehmigm 
ertheilt tvorden, eigenmächtig abweicht, inſonderheit ohne neue Genehmigung eine Ber 
berung ber Betrieböftätte oder eine Verlegung ded Lokals vornimmt. 4 
Außerdem iſt derſelbe zur Wegſchaffung oder Abänderung ber Anlage, ben poliike 
hen Beſtimmungen gemäß, anzuhalten. . ' 
8. 181. Gewerbetreibende, welche ihre Behülfen, Gefellen oder Arbeiter, ober de 
Obrigkeit zu gewiſſen Handlungen oder Zugeſtändniſſen dadurch zu beſtimmen ſuchen, dej 
ſſe ſich mit einander verabreden, die Ausübung des Gewerbes einzuſtellen, gdergpie in Ihre 
Anforderungen nicht nachgebenden Gehülfen, Geſellen oder Arbeiter zu. entlaflen ober zu— 
rückzuweiſen, ingleihem diejenigen, weiche zu einer foshen Verabredung Andere aufor» 
dern, follen mit Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft werden. 
8. 182. Gehuͤlfen, Geſellen oder Fabrikarbeiter, welche entweder bie Gewerbencibn 
ben ſelbſt, oder die Obrigkeit zu gewiſſen Handlungen oder Jugeſtändniſſen baburdı 4 
beftimmen fuchen, daß fie die Einftellung der Arbeit oder bie Verhinderung berfelben u 
einzelnen oder mehreren Bemwerbetreibenden verabreden, oder zu einer ſolchen Verabretut 
Andere auffordern, follen mit Gefängniß bi8 zu einem Jahre beftraft werben. , 
Diefe Beftimmung ift aud) anzumenden auf Arbeiter, melde bei Berg- und Hull | 
—5 knndſrahen, Eiſenbahnen, Feſtungöbauten und andern öffentlichen Anlagtn, 
eſchaͤftigt ſind. 
8. i83. Die Bildung von Verbindungen unter ben Fabrikarbeitern, Geſellen, Gehul 
fen ober 2ehrlingen ohne polizeiliche Erlaubniß ift, fofern nad) den Kriminal-Beichtt 
keine härtere Strafe eintritt, an den Etiftern und Vorftehern mit Geldbuße bis zu fünſen 
Thalern oder Gefängniß bis zu vier Wochen, an den übrigen Theilnehmern mit Geldbußt 
bis zu amangig Thalern, oder Gefüngniß bis zu vierzehn TageYn ahnden. 
$. 184. Befelen, Behütfen und Yabrilarbeiter, weiche ohne geſetzliche Gründe einen 
mächtig bie Arbeit verlaffen, ober ihren Verrichtungen ſich entziehen, oder ſich gran 
Ungehorſams oder beharrliher Widerſpenſtigleit ſchuldig machen, find mit Geldbuße 5 
zu zwanzig Thalern ober Gefängniß bis zu vierzehn Tage zu. beftrafen. 
„8.185. Lehrherren, welche ihre Pflichten gegen die ihnen anvertrauten echrlig 
gröbtih vernadhläffigen, find mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern, oder im Yale 


‚ Unvermögens mit verhättnißmäßiger @efängnißftrafe zu beienen. 


8. 186. Gewerbetreibende, weiche die von der Obrigkeit vorgefhriebenen ober gene · 
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uigten Tagen überfähreiten, haben Geldbuße bis zu fünfzig -Thalern ober Im Unvermoͤ⸗ 
enöfale verhättnifmäßige Befängnißftrafe verwirt.  — 

Machen fle nach vorgängiger zweimaliger Verurtheilung wegen folher Vergehen 
ih eine Vergehen biefer. Art don Neuem fchuldig, fo kann zugleid auf den Verluſt der 
uni zur ſeibſtſtaͤndigen Betreibung ihres Gewerbes für Immer oder auf Zeit erfannt 
erden. 

8. 187. Die Uebertretungen ber polizeilichen Anorbnnungen wegen bed Marktverkehrs 
ind mit Geldbuße bi8 zu zwanzig Thalern, oder im Unvermögensfalle mit verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
et Befängnißftrafe zu belegen. ' 

8.188. Sind polizeiliche Vorſchriften von dem Stellvertreter eines Gewerbetreiben⸗ 
en bei Ausübung des Gewerbes übertreten worden, fo iſt die Strafe zunächſt gegen den 
Stellvertreter feſtzuſetzen; iſt bie Heberkuekung mit Vorwiſſen bed Vertretenen begangen 
orden, fo berfallen beide der gefeglihen Strafe. Kann gegen den Stelvertreter bie 
beldſtrafe nicht polifiredit werben, fo bleibt der Polizeibehoͤrde überlaffen, nach ihrem 
Imneffen die Beldftrafe von dem Vertretenen, welcher dafür fubfibiarifch verhaftet if, ein⸗ 
ichen oder ftatt deſſen und mit Verzichtung hierauf die im Unvermoͤgensfalle an bie 
Diele der Beldbuße tretende Freiheitöftrafe fogleih an dem Stelivertreter voliftreden zu 
fen. Ä 


Iſt an eine ſolche Uebertretung der Verluft der Konzeffion, Approbation oder Beſtal⸗ 
ing geknüpft, fo findet derſelbe auch als Folge der von dem Stellvertreter begangenen 
leberiretung Statt, wenn diefe mit Vorwiſſen ded Vertretenen begangen worden. Iſt 
Id nicht der Fall, fo ift ber Vertretene bei Verluſt der Konzefflon, Approbation u. f. w. 
apfltet, ven Stellvertreter zu entlaffen. 

8.189. Als Strafe kann der Verluft der Befugniß zum felbftftändigen Gewerbe⸗ 
ettiebe, für Immer oder auf Zeit, nur vom Richter ausgeſprochen werden, ſoweit es ſich 
a vn Steuervergehen handelt, In Anſehung deren e8 bei den beftehenden Vorfchriften 
derbleibt. 
In Anſehung der Kompetenz ber Behörden zur Unterſuchung und Beſtrafung der 
Berbrehen und Wergehen der Beiverbetreibenden bewendet eö bei der beftehenden Verfafe 
ung;,in ber Mhein- Provinz find jedoch die Wotizeigerichte befugt, auf Geldbuße bis zu 
unig Thalern oder Gefäͤngniß bis zu ſechs Wochen zu erlennen. ' ' 


Schlußbeflimmung. , 

‚8.190. Alle biöherigen allgemeinen und befonberen Beftimmungen über Gegenſtände, 
rüber ba8egegenmärtige Geſetz verfügt, inöbefondere auch diejenigen, durch) welche in 
Inzelnen Landedtheilen die Juden in der Betreibung ftehender Gewerbe feither beſchränkt 
daren, werden hiernach außer Kraft gefent, fomweit auf bisherige Vorfchriften nicht aus- 
nucttich hingewleſen ift. 

Urtkundlich ꝛc. | | 

Begeben Berlin, ven 17. Yan. 1845. | 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


b.Rohom. d. Sapigny. Grafv. Arnim. Flottwell. Uhden. 


Beglaubigt: 
(G. ©. 1845 ©. 41 ff.) Bornemann. | 
V. 
Entſhädigungs-Geſetz v. 17. Jan. 1845 zur allgemeinen Ge⸗ 
berbe⸗DOrdnung. | 


‚ Bir Friedrich Wilhelm 2c. verorbnen in Folge ber am heutigen Tage erlaffenen allge⸗ 
nen Beiverbeorbnung über bie Entihädigung, welche für die dadurch aufgehobenen oder 
it ablööbar erklärten Berechtigungen zu gewähren ift, auf ben Antrag Unſeres Staatömin., 
ach Anhörung Unferer getreuen Stände und nad) vernommenem Gutachten Unſeres 
taalörath8, was folgt: _- | 

I. Aufgehobene Berehtigungen. | 
A, Allgemeine Bedingungen ber Entfhäbigung. 

8. 1. Für den Verluft der durch die allgemeine Gewerbeordnung 88. 1. bis 4. aufge» 
obenen Berechtigungen findet eine Entihädigung ftatt, wenn bie Berechtigungen zur Zeit 
er Publikation der Gewerbeordnung in rechtöguttiger Weife, für immer oder auf Zeit 
ntolderruflich beftanden. | 

8. 2. Ausnahmen hierbon (8. 1.) treten ein: . 

1) wenn bie Berechligung zuſtand dem Fiskus, einer Kämmerei oder Gemeinde inner: 

halb ihres Kommunalbezirtö, ober einer Korporation bon Bemwerbetreibenden, e8“ 


mag ſolche gefchloffen oder ungeſchloſſen ſein; 
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2) wenn bie | mM von: Einem ber gu 1. bezeichneten Berechtigten erſt za 
bem 31. Dec. 1836 auf einen Andern übergegangen iſt. 

In allen diefen Fällen wird eine Entihädigung nicht gewährt. | 

8. 3. In dem im 8. 2. zu 2. bezeichneten Falle kann der. gegenwärtige Inhaber ı 

Berechtigung ſofort Die Wufhebung des zwiſchen ihm und dem früheren Berthüg 

beftehenden Vertragsberhältniſſes verlangen; er muß aber dieſes Verlangen bor Abu 

b. 3. 1845 gegen den früheren Berechtigten ſchriftlich ertiären. 
























8.5. Eine Ausnahme hiervon (8. 4) findet ftatt Im Anfehung derjenigen, nad % 
der Gewerbeordnung vorerft noch ferner zu leiftenden Mbgaben, welche auf Gewerbeben 
tigungen ruhen, mit denen das Recht zur Unterfagung oder Beſchränkung des Brtrit 
eines ftehenden Gewerbes verbunden war. Der Aufprucd auf die Entfchadigung fur 
Berechtigung zur Erhebung von Abgaben diefer Art muß bie zum Schluſſe d. 3. 1849} 
der Weg. fchriftlid) angemeldet werden; fommt jedod) die Abgabe ſchon früher in Weg 
fo muß die Anmeldung binnen Zahredfrift nad) dem Wegfall erfolgen. ° 

6. 6. Werden die Entfhädigungdanfpräce Innerhatb der In den 88.4 und 5 befn 
ten Friſten bei der Beg. nicht Schrifttiich angemeldet, fo gehen bie Berechtigten ihre 
fprühe von felbft verfufiig. Es können jedoch die im 8. 39 bezeichneten Anterefi 
den Entihädigungsanfprud) noch während einer anberweiten präkluſtviſchen Zrift von 
Monaten durch Ichrifttiche Anmeldung bei der Bteg. gelfend machen. Auf cinen 
Befriedigung diefer Intereffenten etwa verbleibenden Üeberfhuß kann aber der Qi 
tigte, welcher bie Anmeldung verfäumt hat, einen Anjprucd machen. 


B. Ermittelung und Leiſtung der Entſchädigung. 
1) für ausfhließlihe Gewerbe» Berechtigungen. a) in Beziehung 
.ſtehende Gewerbe. \ 


8.7. Als Maßſtab ver Entfhädigung für die aufgehobenien ausfchtieglichen Gewt 
Berechtigungen (8. 1 der allgemeinen Bewerbeorbnung) gilt derjenige Wertf), welch 
Berechtigung zur Zeit der Aufhebung gehabt hat. Der Werth; wird für jede einge 
einem Orte oder Diftrifte vorfommende Gattung biefer Berechtigungen bejonderd ermk 


8. 8. Zum Anhalt bei diefer Ermittelung dient zunächſt der Durchſchnitt der Y 
weiche bei Beräußerungen gezahlt, bei Erbtheilungen angenommen, forle.bei Bern 
tungen, den Pachtbetrag nad) Abzug der Laften zu Kapital berechnet, erlangt norder 

Dabei ift jedoch, wenn die Berechtigung in Verbindung mit Orunbftüden, ® 
ſchaften oder anderen Gegenſtänden überlafln worden, der Werth biefer verſchlede 
Begenftände in Abzug zu bringen. In gleicher Weife ift, wenn bie Beiwerbeberedtig 
ald Mealrecht fortdauert (8. 65 der Bewerbeordnung), zu berüdfichtigen, weichen % 
dieſelbe als Realrecht behält. | 

- 8.9. Wenn in einem längeren Zeitraum feine Veräußerungen, Erbtheitungen ı 
Verpachtungen vorgefommen find. oder wenn folche feinen genügenden Anhatt gewäl 
fo ift ver Werth oder Neinertrag der aufgehobenen ausfchtießtihen Berechtigung mit I 
der Steuerregifter oder auf andere Weife zu ermitteln. Dem Yinanzminifterium bi 
überloffen, megen des Verfahrens bei biefen Ermittelungen Anwelſung (gu eriheilen. 

8.10. In allen Fällen, in welchen bei Feſtſtellung der Entihädigung der Reinerttg 
au Grunde gelegt wird, ift der fuͤnfundzwanzigfache Betrag. deffeiben ais der Werth de 

erechtigung anzufehen. B , 

8. 11. Sobald bie Entfhädigungsfapitalien feftftehen, find ben Berechtigten hierübe 
auf deren Namen lautende Anertenntnifle, und zwar in den Städten von der Kemmund 
behörde, fonft aber von ber Weg. zu ertheilen. | 

Diefe Entfhädigungeanerfenntniffe treten an die Stelle der. aufgghobenen Bereit 
gungen und fönnen, gleich diefen, vererbt und übertragen werben. Eue jede ſolche Br 
erbung oder Uebertragung muß derjenigen Behörde, melde bad Auerkenntuiß auögeftell 
hat, nachgewieſen werden; ift died nicht nefchehen, fo iſt die Behörde wicht verpfichlt. 
auf eine etwanige Veränderung in ber Perſon bes Eigenthuͤmers Rüdfichg zu nehm 


; 
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Verdn in de 
an Chentzue des Anertenniniffe® find. auf dieſem ban der 


!) R, ded 8. Hin. Din. (d. Dücöberg) dv. 13. Ang. 1847 an die. K. Meg. 


au N., betr. die Auöfertigung von Entf ädigungd-Anerkenntniffen fi 

aufgehobene oder für ablddbar erklärte Gewerbeberechtigungen: Bu 

»Der in dem Ber. b. 1. Junl c, borgetragenen Anficht, daß es zwedmaͤßlg fe, 
»für die nach 8. 11 des Entihäbigungägefeged zur Beiverbeorbnung d. 17. Ian. 
»1845 außzuferligenden Entihädigungs-nertenntniffe eine beftimmte Form bor« 
»zufdreiben, wird beigelreten; «8 entfpridht jedoch bem Zwec jener Auerkenntniffe, 
‚wenn biefelben zugleich die bem Inhaber wünichenstberthen Welehrungen über 
»bie Verzinfung und Tilgung bed Entihädigungdfapituls —& ber K. Reg. 
wird dedhalb ber beiliegende Entwurf eines folhen Entfhäbigungd-Anerfennts 
‚nifjed (Ant, Y ‚zur Benugung, ftatt des Ihrerſeits vorgefchlagenen Yormulare, 
»zugefertigt. Die dort eingeflammerten Worte beziehen ſich auf die Fälle, in 
»meihen die Entfchäbigung für ben Verluſt ländlich er-Berechtigungen feftgefet 
»iſt. Findet die K. Bteg. in folhen Fällen Veranlaffung, die Einziehung und 
Verwãltung der Enffhjädigungöbeiträge 2. (8.55a. a. D.) einer anderen Behörde 
»als dem Kreißlandrathe, zu übertragen, fo ändert fi hiernach bie Ichte ber einge 
»tlammerten Stellen. - Yür die nad) 88. 22, 28, 36, a. a. D. außzufertigenden 
„Eattpibigungs-Anertenntnife hat die X. Weg. die etwa nöthigen Kormulare 
»nad) ber In oblger Anlage empfohlenen Zaflung mit Berädfidhligung der Abäns 
»derungen, welche ſich auo ber Werfchiedenheit der Fälle ergeben, zu unterterfen. 
Mit Rüdficht auf die Beftimmungen im 8. 3 Lit, h, ded Stempelgefehes. b. 7. 


»März 1822 find die in den 98. 11,22 u. 28 des Entichädigungägefees d. 17. - 


»Jon, 1845 borgefchriebenen Entfhädigungs-nertenntniffe ftempeiftet auszufer 
»tigenz; ba nad) ber AbAcht ber erwähnten Vorihriften des Stempelgeſetzes glie 
‚Verhandlungen wegen deſtſetzung ber Entfädigung für aufgehobene ausihließe 
‚liche emerbeberecligungen, welche zur geit der eubltaion des Stempelgeſetzes 
‚nur auf Orund ber bort in Gezug genommenen 88. 32 u. 33 des Ed. b. 7. Sept. 
»1811 eingeleitet werden fonnten, bon ber Stempelabgabe befreit bleiben follen, 
»und ba ber 8. 1 der Bewerbe-Orbnung, fofern er die beim Erlaſſe biefed Geſetzes 
»nodh beftandenen ausſchliehlichen Berverbeberehtigungen mit Vvorbehait der im 
»d.1 des —A— in Auöficht geftellten Entihäbigung aufgehoben 
>hat, al8 eine Ergänzung b. Ed. d. 7.’ Sept. 1811 angufehen ift. Fr 

»Xerlin, den 13. Muguft 1847. 
" ‚Der Binanzminifter. d. Dücsberg. 

nl. 8. 


»Auf Brund ber Verhandiungen über ben Entfchädigungsanfpruch bed N. zu N., 
»in Betreff .de& mit feiner @etverbeberechtigung verbunden geweſenen, burd) bie 
‚Allg. Berverbe-Orbnung b. 17. Ian. 1845 aufgehobenen Rechts, Anderen ben 
‚Betrieb des 2c. Gewerbes in N. zu unterfagen, wird hierdurch dem 8. 11 de& 
»Entfhäbigungögefekes v. 17. Jan. 1845 gemäß beicheinigt, daß bie dem. N. für 
»den Verluſt je Berechtigung zu getvährende Entiädigung durd) Beſchl. ber 
en . (ber unterg. R. Reg.) auf — Thir. — Sgr. — Pf., geichtieben 
sfetgefeg, “ 
Das gegenwärtige Entfjäbigunge-Mnerfenntniß tritt an die Stelle ber aufgeho⸗ 
abenen Berechtigung, und fann gield) biefer vererbt und übertragen werden. Cine 
jede folche. Vererbung ober Uebertragung iſt auf diefem Anertenntulffe zu: bere 
»inerfen, und muß deshalb dem unterzeichneten Magiſtrat (der unterzeichneten 
»8. Meg.) nachgemiefen werben; ift dies nicht gefchehen, fo hat der Inhaber es 
»ic) felbft beizumeffen, tvenn bei der Verzinfung und Tilgung bed Entfhädkzungd- 
»Tapitals. auf eine etwanige Beränderung in ber Werfon bed Eigenthümers feine 
»Rüdficht genommen wird 
»Dem Inhaber des Entſchãͤdigungs· Anerlenntniſſes fol nad) 8; 12 des Enlſchä - 
»digungegefehes, fo lange er dad 2c, Gewerbe felbft oder durch einen Andern 
»(Stellvertreter, Pächter u. f. w.) ausübt, das feſtgeſetzte Entihäbigungstapitel 
»bi6 zu feiner Titgung mit 3 Proc. jährlidy verzinfet werden. Dieje Verzinfung 
»begiant jedoch erft mit dem Tage, an welchem ber ſtehende Betrieb ihne 
sten dewerbes von einer Verfon begonnen tird, weiche ſich micht im Befge eines 
»Entichädigungs-nerfenntniffed befindet. Die Berzinfung wird wieder eingeftellt, 
»fobald dad Beiverbe bon einer ſoichen Perfon nicht mehr betrieben wird, 

»Dit dem Antrage auf Berichtigung ber nad} borftehenden Befünsuungen fälligen 









\ 
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18. 12. Den Inhabern der Entſchädigungdanerkenntniſſe foll, ſo lange fie das Gewehe 
auf welches die ausſchließliche veredegns id bezog, ſelbſt oder durch einen Ante 

(Stellvertreter, Pächter u. ſ. mw.) ausüben, dab fefigefegte Entſchäädigungskapital bis 
feiner wgung mit drei Proc. jährlih verzinft werden. Die.Verzinfung beginnt jede 
erft mit dem Tage, an welchem der ftehende. Betrieb des Gewerbes, worauf die ausicch 
liche Berechtigung fih bezog, von einer Peiſon begonnen wird, die nicht im Beſitze a 

Entihädigungsaneitenntniffes fi befindet. Die Verzinfung mird wieder eingeftelt, 
bald dad Gewerde von einer folhen Perſon nicht mehr betrieben wird. . 
- 8.13. Die Zinfen ſämmtlicher Entihädigungdfapitalien für aufgehobene Berek 
gungen ber nämlihen Gattung find, ſoweit ſolche nad 8. 12 entrichtet werden mi 
‚bon allen denjenigen aufzubringen, welche innerhalb des Orts oder Diſtrikts das Berk 
toorauf die ausſchließliche Berechtigung fich bezog, als ein ftehendes ſelbſtſtändig beirei 
ohne Pueerſchied, ob fie ſich im Beſitze eines Entſchädigungsanerkenntniſſes befi 
oder nit. 

‚Die altmätige Tilgung der Entihädigungsanerfenntniffe (88. 16 u. fig-) hat auf 
Betrag der aufzubringenden Zinfen feinen Einfluß, vielmehr find für die getilgten Anl 
Tenntniffe die Zinfen ferner aufzubringen und an den Tiigungsfonds (8. 17) zu zahle 

S. 14. Die Beiträge zu den Zinfen find von ber Behörde (8. 55) nach bem Umii 
des Gewerbebetriebs der zur Aufbringung Verpflichteten (8. 13) dergeftalt zu beran 
daß. fein Gerverbetreibender außer Nahrungöftand fommt. Die Din. des Inn. und 
Fin. find ermädtigt, wo fle ed für angemeffen erachten, ein Maximum der vonf 
Gewerbetreibenden zur Verzinfung der Entihädigungstapitalien zu leiſtenden Beil 
mit Rüdficht auf die Gewerbeſteuer feitzufeßen. | 

Die Inhaber von Entfeäbigungeanerfenntniffen können bie Ihnen gebührenden 
fen auf die von ihnen gu leiftenden Beiträge abrednen. 
- 8.15. Infoweit durch die-Beiträge der Gewerbetreibenben (88. 13 u. 14) ber 
Ganzen anfzubringende Zindbetrag nicht gedeckt werden fann, muß das Fehlende vos} 
Gemeinde oder dem Diftrikte ugeichoflen werden. Etwanige Ueberfchüffe bei ver CM 
bung der Beiträge fließen zum Tiigungefonds (8. 17.) . 
8. 16. Zur Bezahlung der Entihädigungsfapitalien find verpflichtet: 

1) diejenigen, welche das Gewerbe, worauf die ausfchließliche Berechtigung fich Mg 
als ein ſtehendes felbftiftändig betreiben, jedoch mit Ausnahme derer, weiche Ai 
Beſttze eines Entichäbigungdanerkenntniffes (8. 11) befinden; ' 
::2) bie Gemeinde oder der Diftrift, mo die ausſchließliche Gewerbeberechtigung bri 

: 8.17. Für jede einzelne Gattung von Berechtigungen foll in jedem Orte over Tift 
ein befonderer Tilgungdfond gebildet werden. Zu demſelben fließen: 

a) Die Beiträge der im 8. 16 zu 1 gedachten Gewerbetreibenden; 

b) die Beiträge der betheitigten Gemeinde oder des betheltligten Diſtrikts ($. 16 za 

R\ bie bei Erhebung der Zinien ſich ergebenden Ueberſchüſſe (88. 13 u. 15), 
. d) die, nad) Befriedigung der im 8.39 bezeichneten Intereffenten, im Falle des $. 
verbleibenden Entihädigungsfapitalien, 

o) die bei Auflöfung einer Innung nad) $. 99 der allgemeinen Bemerbe-Orbnung 
biefen Zived etwa verbleibenden Vermögensüberfchüfle. 
8.18. Uls Megel wind feitgefeßt, daß zum Tilgungsfonds 
I) jeder beitragspflichtige Bewerbetreibende bie Hälfte derjenigen Summe‘, wele 

nach 8. 14 zu den Zinfen beitragen muß; - 
2) die beiheitigte Gemeinde oder ber betheiligte Diftrift, wenn nicht freiwillig hi 
Beiträge übernommen werben, ein Prozent: des Geſammtbetrages ber Entict 

gunadtapfialen alljährlich aufzubringen hat. . 

Eine Ermäßigung des zu 2. beftimmten Beitrags Ift nur aus erheblichen Brünn! 
unter Genehmigung der Min. des Inn. und der Fin. zutäfftg. | 


1 





























„Zinſen hat fich der zum Empfang diefer Zinfen berechtigte Inhaber des Catiöb 
sdigung8-Anerfenntniffes mit Vorlegung des letztern nach dem Ablauf des Kal 
»berjahred, für welches bie —ãA gefordert wird, bei dem unterzeichn 
»Magiftrat (bei dem K. Landrath bed Kreiſes N.) zu melden, und auf 
N. ‚enmelfung bie fälligen Zinfen bei der mit der Jahlung beauftragten Kafle 9 
. serheben. | Ä 
»Die. Tilgung des Entfhädigungsfapitals erfolgt nad) den Beftimmungen Is 
. 58. 21 des Enlſchaͤdigungsgeſetzes. | 


2MN., den | , 


| (L. S.)- —— 
0 Der Magiftrat. (Koͤnigl. Regierung.) 
2 (MEET. 1847 S. 262 Nr; 313.) 
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8: 19. de Entfhädigung von mehreren Ortichaften aufzubringen, fo wird das 
tragsverhältniß, tmter Berüdfichtigung der größeren oder geringeren Vorthelle, welche 
Ser Hufpebung ber ausfchlieplichen Gewerbeder echtigung k die Betheiligten entftehen, 
der Neg., mit Vorbehalt des Neturfes an die Din. bed Inn. und ber Fin. feſtgefetzt. 

8. 20. Sobald die Entihädigungsfapitalien feftgeftellt Ind, beginnt deren Titgung. 
E Beiträge der Gemeinde oder des Diftrifts (8. 18 zu 2) And bis zur vollendeten Tů- 
Ag unverändert nach dem Gejammtbelrage der Entihädigungdfapitatien zu entrichten. 
Beiträge der @eiverbetreibenden (8. 18 zu 1) find vom bem Tage an, mit welchem die 
Hlnfung der Entichäpigungstapitalien beginnt, zu zahlen, jedoch nur fo lange, als bie 
Hilıfung fortdauert (8. 12.) 

8. 21. Die Berichtigung der Entfhädigungsfapitalien erfolgt aUmoͤug nad) Mafgube 
äfte bed Tilgungsfonde. Finden fid) Inhaber von Entihäpigungsanertenntniffen 
folhe unter dem Nenntverthe an den Tilgungsfonds abzütreten, fo wird zunächft 
Minveflfordernde befriedigt; außer diefem Falle wird bie Reihefolge durch bad Loos 

mt 


82. Für diejenigen ausfchließlichen Getverbeberechtigungen, welche entiweder nur 
= des Berechtigten, oder nur auf einen nad Jahren oder deren Thellen 





inten Zeitraum berlichen waren, wird als Entichädigung eine nach dem durchfchnitt ⸗ 

Meinertrage (88. 8, 9) zu ermitteinde Rente bis zum Ablauf ber Zeit gewaͤhrt, auf 

bie Berechtigung verliehen war. Diefe Entichüvdigungerente, über melde dem 
Möligten ein Anertenntniß nach Vorfchrift des 8. 11 ertpeilt wird, iſt jedoch nur unter 
Men Vorausfegungen zu zahlen, unter weichen nad) 8. 12 die Entihädigungsfapte 
benzin: werben. 

Die Mente wird bon den im 8. 13 bezeichneten Getwerbetreibenden, ſowle von ber 

Inbe oder dei Diftritte, tvo die ausfchliehlihe Berechtigung beftand, gemeinſchaftlich 

kat, und zwar von ben Geiwerbetreibenden zu drei Viertheilen, von ber Gemeinde 

Am Diftritte zu einem Wiertheile. 

Den Betheitigten bleibt überlaffen, ſich über die Adlöfung ber Mente durch Kapitals 
Ming püttich zu einigen, welcher von dem Berechtigten nicht wiberfprodjen werben kann, 
kr fünfundzmwanzigfahe Betrag der Rente gernährt wird. 

b)in Beziehung auf den Gewerbebetrieb Im Umherziehen. 

82. Für auöfchliefliche Berechtigungen, welche auf den Gewerbebelricb im Umher? 

In fi beziehen, wird feine andere Entibhädigung gewährt, als der Erlaß ber für dieſe 
Aeungen etwa zu entrihtenden Abgaben und Keiftungen. Iſt jedoch bei Erwers 

(ber Berechtigung von dem Inhaber eine Zeiftung ein» für allemal entrichtet mörben, 
Ad für diefe ein verhältnigmäßiger Erfat aus der Staatbfaffe gervährt. 

Die Entihädigung für den Wegfall der Abgaben und Leiftungen wird demjenigen, 

Über zu der Hebung berechtigt war, nad) Vorſchrift der 98. 25 bis 27 gewährt, 
0) im Kalte der Verbindung mit 3wangs- und Bannredten. 

9.24. Die Inhaber audſchliehlicher Berechtigungen zum Brauen, Baden und 
Nacıten in den Städten find auch in dem Falle, wenn mit dieſen Berechtigungen 
Wc ein Imangs- und Bannrecht verbunden war, lediglich nad) ben Beftimmungen 
798.7 bi6 23 zu entjchäpigen, und zwar ohne Unteifhled, ob fid) das Zwangs · und 
Pit über den ber audſchllehllchen Berechtigung unterworfenen Bezirk hinaus erftredte 

J 


"It mit auöfchließlichen Gewerbeberechtigungen adderer Art-ein durch bie 89; 4 und 5 
Allgemeinen Gewerbeordnung aufgehobenes oder für ablödbar erlärted Zwangs · und 
"recht verbunden, fo wird die Entihädigung lediglich) nach den Worfehriften der 86. 29 

(006 des gegentwärtigen Gefehed gewährt. 

D) Für Berechtigungen, Konzeffionen zu gewerblichen Anlagen oder 

Möctriebe bon Bewerben zu ertheilen oder Abgaben vom Gewerbes 

betriebe zu erheben. 

8.25. Die Entihädigung für die Aufhebung der Berechtigung, Konzefflonen zu 
Perktichen Anlagen oder zum Betriebe bon Bewerben zu ertheilen (8. 2 ber allgemeinen 
Merbeorpnung), fotoie für die Aufhebung der Berechtigung, Abgaben dom Gemeiber 
MR6 zu erheben oder dergleichen Abgaben aufgulegen (8. 8 der allgemeinen Gewerde⸗ 
nung), ft nach dem Betrage der reinen Nugungen jeftzuftellen, welche der Berechtigte 
Bon erneibtich in den Sahren 1817 bi 1836 einfchließtic im Durdhfhnitt bezogen hat. 
ri Iommen jedoe) &gpikaberäge, welche dem Berechtigten für die Verleihung bererb« 
er und veräußerticher Öeiverbeberechtigungen bezapit worden find, nicht in Betradht. 
‚20. Der nad) 8. 25 feftgeftellte burchihnittlihe Reinertrag ift dem Berechtigten als 
ne Jührtiche Mente zu getwähren, weiche dur) Zahlung des fuͤnfundzwangigfachen Betra- 
#9 ebene abgetöft werden iann. 

AH VILBEL R 9 
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6. 27. Diefe Rente (8. 26) wird, ſoweit nicht der 8. 28 eine Uubnakme enthält, vn 
Tage der Vertũndigung der Gewerbeordnung an geleiftet und ans der Staatätaffe gewöl 
8.233. Für ſolche Abgaben, weiche auf Gewerbeberechtigungen ruhen, mit denen! 
Necht zur Unterfagung oter Beſchränkung des Betriebes eines ſtehenden Gewerbe 1q 
bunden war, wird die Entihädigungsrente (8. 26) erft von dem Tage des Regiultt 
en (8.3 der allgemeinen Gewerbeordnung) en geleiftet und von den img. 
bezeihneten Bewerbetreibenden, fowie von der Bemeinde oder dem Diftrifte, wo die a 
ſcließliche Gewerbeberechtigung beftand, gemeinſchaftlich aufgebracht. 
In Ermangelung einer gütlichen Einigung wird dad Beitragéberhältniß nad; 8 
ſchriſt des 8. 19 feſtgeſetzt. Dabei iſt zugieich Anordnung zu treffen, mie bie Entigl 
gungsrenten, mworüber nad) 8. 11 den Berechtigten Anerkennmiſſe ertheilt werden, of 
erhebliche Belaſtigung ber Betheiligten in fürzefter Zeit zu tilgen ſind. 

3) färdieaufgehobenen JZmangd- und Bannredte, und zwar: 



























a) für den Mahlzwang, 

8.29. Zur Feſtſtellung ber Entſchädigung für den aufgehobenen Mahlzwang (f 
zu 3 der Allgemeinen Gewerbeordnung) hat zupörberft der Berechtigte den Umfang K 
Zwangsbezurkes der Wegierung nachzuweiſen. Sodenn ift die Einwohnerzahl W 
Zmwangdbdezirted nad) den leuten, vor Bublifution der Augemeinen Gewerbeordnung 
genommenen ftatikijhen Zabeilen zu ermitteln und ber durch die Aufhebung dei Rı 
zwangs für den Berechtigten entftehende Verluft zu einer halben Metze Roggen fur A 
Kopf diefer Einmohnerzahl anzunehmen. Das hiernady fih ergebende Roggenquar 
ift nach dem Durcſchnitte der Marttpreife, der nähften Marktftabt and den Jahren N 
bis 1844 als Jahreörente in Belde zu berechnen, deren fünf und zwanzigfacher va 
die Normalentihadigung bildet. 

8. 30. Die nad) 8. 29 angelegte Aerechnung If durd) den Landrath dem Vercdhög 
vorzulegen. Diefer hat binnen drei Monaten, vom Tage der Vorlegung an, bem %% 
rathe ſchriftlich oder zum Protokoll zu erflären, ob er die Berechnung ale richtig aucrk 
und fid) mit der ihm danach zufommenden Rormalentſchädigung unter Verzid.Heiftun 
alle weiteren Aniprüche begnügen will. Grflärt der Berechtigte innerhalb biefer $ 
unter Verzichtieiftung auf alte weiteren Anfprüce zur Annahme der Rormatentihad 
fi bereit, fo ift ihm ſolche fofort aus der Staatöfafle auszuzahlen. Giebt derfelbe 1 
halb der gedachten Frift feine Erfiärung ab. fo wird angenommen, daß er die Berett 
al8 richtig anerfenne und unter Verzichtieiftung auf alle weiteren Anſprũche die Rt 
entichadigung onnehme ‚ meidhe demnächſt gleichfalls fofort aubzuzahlean ift. 

8.31. Erfört der Berechtigte vor Ablauf der dreimonatlihen Frift (8. 30), mi 
Rormatentfhädigung unter Verzichtleiſtung anf alle weiteren Anſprũche fidy nicht begup 
zu wollen, fo bleibt ihm überlaflen, den durch die Aufhebung des Mahizwanget ! 
ſachten Berluft nachzuweiſen. Diefer Beweis muß jedoch bei Verluſt des Entfhadigen 
anſpruches innerhalb eined Jahres vom Ablauf der dreimonatlichen Frift (8. 30) au 
rechnet,. angetreten werden. Ein Berechtigter, welcher die Normalentſchädigung NEM 
abgelehnt hat, kann auf dieſelbe niemald zurüdgehen, fondern immer nur Erfah bed U 
ich erwiefenen Berluſtes fordern. . 

8. 32. Zur Feitfiellung diefed Verluſtes (8. 31) Mt der Ertrag. bes Ztoangärrükh 
abgefondert von den dabei benugten Brunpftüden, Baumerfen und Utenſilien, und y 
fehen von vemienigen Yabrifationdgerwinne, welcher auch ohne dad Vorhandenſem ® 
Mechtes erlangt werden fans, genau zu ermitteln, und dabel nad) den in den 888 um 

ebenen Borjchriften iu verfahren. Der danach fih ergebende Verluſt iſt aus #' 
taatötafie durch eine jährliche Rente zu bergüten, welche durch Zahlung des fünf: m 
zwanzigfachen Betrages jederzeit abgelöft werben kann. 
b) fürden Branntweinzmang, den Braugwang 
und die Zwangd- und Bannrechte der ſädtiſchen Bader und gleilkt! 

5.33. Die Emſchädigung für die Aufhebung des Branntweingwanges (8. 4 zu 3 M 
Aligemeinen Gewerbeordnung) Ift nach den Brundfähen ded 8. 32 zu ermitteln und 29 
ber Staatöfafle zu leiften. 

Ein Gleiches gili von der Entſchädigung für die Aufhebung bed Brauzwangoͤrecht 
fowie des ſtädtiſchen Bäckern und Fleiſchern zuſtehenden gRtechtes, die Einwoha M 
Stadt, der Vorſtädte oder der fogenannten Banumeile zu zwingen, haß fie ihren Bedan 
an Gebäd oder Fleiſch ganz oder theilweife von jenen ausfchlieglid) entnehmen (8. + W I 
der Allgemeinen Gewerbeordnung), fofern biefe Zwangsrechie nicht zugleich mit audſche 
lichen Gemwerbeberechtigungen verbunden waren und demzufolge nad) $. 24 ben Beier 
mungen ber 88. 7 biö 23 unterliegen. 

IL abiösbare VBeredtigungen. 

$. 34. Die im 8. 5 ber allgemeinen Bewerbeorbnung ausgeſprochene Befugnih M 

Abloͤſung folder Zwangs- und Bannredhte, weiche nich buch bie Beftimmungel u 
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4 befieiben Geſetzes aufgehoben find, fieht, wenn bie Verpflihlung auf Grundbeſitz 
ftet, jedoch nicht alle zu einer Gemeinde gehörenden Beſitzungen umfaßt, einem jeden 
einen Verpflichteten zu. Ruht die Verpflichtung in der Art auf Grundbeſitz, daß fle 
e zu einer Gemeinde gehörenden Beſitzungen umfaßt, fo fann nur die Gemeinde auf, 
löfung antragen. . 

Eind dem Jmangd- und Bannrechte die Mitglieder einer Korporation als ſolche 
trworfen, fo ift nur die Korporation. in ihrer Geſammtheit zur Ablöfung deſſelben 
ug. Sind Bewohner eines Ortes oder Diftrifted vermöge ihres Wohnſttzes dem 
vange» und Bannrechte unterworfen, fo fönnen nicht die einzelnen Pflichtigen, fondern 
rdie Gemeinden, von biefen jedod) jede @emeinde für fih, auf Mblöfung antragen. 
ıthält der Zwangs⸗ und Bannbezirt Grundſtücke, welche nicht. zum Gemeindeverbande 
yören, jo find die einzelnen Beſttzer diefer Brundftüde, unabhängig von den Gemeinden, 
ı Alöfung befugt. | 

.8.35. Wird auf Ablöfung eines ſolchen Iwangô⸗ und Bannrechts (8. 34) angelra> 
2, jo ift deffen jährticher Ertrag nad) den im 8. 32 vorgeichriebenen Grundſätzen zu 
mitten und die Eutſchädigung auf eine diefem Ertrage gleichkommende jährliche Rente 
Uufehen, Ueber bie von jedem Ablöfenden zu entrichtende Rente wird dem Berechtigten 
98.11 ein Anerfenntniß ertheilt. 

8. 36. Die Entfhädigung ift von dem Zwangs⸗ und Bannpflichtigen aufzubringen. 
üffen dazu mehrere Ortſchaſten beitragen, fo wird dad Beitrags-Verhällniß der Gemein» 
1, jo wie der etwa außer einem Gemeindeverbande befindlichen Grundbefißer von ber 
g. mit Vorbehalt des Rekurſes an bie Min. des Inn. und der Fin., feftgefegt. Der Zeit: 
uft von welchem an die Rente zu zahlen ift, wird durch die Reg. beſtimmt, fofern nicht 
Betheiligten fi) darüber einigen. Mit diefem Zeitpuntte hört die Zmangs- und 
anpfidt auf. — Die Entihädigungdrente Run durch Zahlung des fünf und zwanzig⸗ 
ben Petraged, zu jeder Zeit abgelöft werden, und der Berechtigte muß fid) die Abloͤſung 
ih in Etüd zahlungen, jedoch nicht unter 100 —55— gefallen laſſen. 

III. Allgemeine Beſtimmungen. 

8.37. Die Verhandlungen wegen Feſtſtellung der Entſchädigungsanſprüche, ſowie 
"old Entſchaͤdigung zu gewährenden Kapitalieg und Renten erfolgen durch einen Kom⸗ 
fürlus der Reglerung !). . | 


IM. d. K. Min. d. Inn. u. d. Kin. v. 31. Dft. 1846, betr. die Koften in 
Unterfuchungen wegen der im Werwaltungdmege zu beranlaffenden Entzies 
hung gewerblicher Konzelflonen ꝛc. . 
»x. In mie weit ed angemeffen und zuläffig fel, bie Sührung bon Unterfuhungen 
und Erörterungen auf den Brund der allgemeinen Gemwerbe-Ordnung richterlichen 
Beamten zu übertragen, darüber ift neuerlich auf die Anfrage einer anderen Reg., 
sunterm 12. Juni d. 3., von Eeiten des Fin. Min. eine Entfcheidung ergangen, > 
welche der K. Meg. In ber anliegenden Abfchrift ter desfalligen Verfügung (a.) . 
»anbei zur Kenntnißnahme und Beachtung mitgetheilt tvird, da es bei jener Anfrage 
‚zwar zunächſt um Ermittelung von Entfhädigungen für aufgehobene Berechti⸗ 
‚gungen ſich gehandelt hat, daß der Entiheidung zum Grunde liegende Prinzip 
saber auch auf die zur Sprache gebrachten Unterfuhhungen über bie Entziehung 
»gewerbiidyer. Konzefllonen und dergleichen volle Anwendung findet. | 
»Bertin,-den 31. Oftober 1846. , 


Der Minifter bes Innern. . Der Finanzminifter, 
v. Bodelſchwingh. am. a. v. Düeöberg. 
nl. a. 


»Das Entſchädigungsgeſetz zur allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Jan. pr. 
hat Abfichtiich die Negulirung des Entihädigungs-Verfahrend prinzipaliter in bie 
»Hände der Verwaltung gelegt, weil die hier einfchlagenden Verhältnifte von der 
‚Art find, Baß dabei weit weniger das ftrenge Recht, als Billigkeits⸗Rückſichten in 
"Betracht a ziehen find. Schon biefe Ermägung macht es bedenklich, nad) dem 
»Antrage der K. Reg. die Inftr. der erhobenen Entihädigungsanprüce der Negel 
nah in die Hände bon Gerichtöperfonen zu legen. Es fanır aber auch bie von 
»Ihr ganz allgemein behauptete Leberbürbung der Landräthe Ihres Bezirks mit 
»Befheiten und daher die Nothwendigkeit, ihnen dad Negulirungd «Verfahren 
sobzunehmen, nicht enerfannt werben. Der Regel nad) hat Sie daher mit der 
»Betreibung dieſer Angelegenheiten die Ihr untergeordneten Verwaltungsbeamten 
"zu beauftragen, und fofern der eine oder der andere in der That mit Geſchäften zu 
süberhäuft kin ode, wie in andern Füllen bafür Sorge Yu tragen, daß ihnen bie 
nöthige Hürfe zu Theil werde, bie Üebertragung de® Bert an Untergerihte 
2 * u 
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8. 38. Bei biefen Berhandlungen (8.37) find, wenn bad Eigentum und bad Rukungl 
recht an einem berechtigten oder verpflichteten Brundftüde verſchiedenen Perſonen zuſteh 
diefeiben ſammtlich zuzuzichen. Zu den Nutzungsberechtigten find die Pächter hier nid 


nen. 

8. 39. Ober-Eigenthämer, Lehnöherren, Lchne- und Fidelfommißfolger, Wiedertaufl 
bereditigte, Hypothetenglãubiger und antere Realberechtigte find nidyt von Amtötveg 
zuzuzichen; denſelben ftcht aber frei, bei dem Verfahren ſich zu melden und ihre Gere 
fame wahrzunehmen. . 

8. 40. Dem Obereigenthümer, Lchnöherrn oder Wieberlauföberechtigten, dedgl. M 
beiden nädyften Fideifommißanwärtern, fowie bei Lehnen, fallo der Befiger feine Ichal 
fähige Deicendenz hat, den beiden nächſten Agnaten, ift, fefern fie befannt find, von d 
Einleitung des Berfahrend befonderd Nachricht zu geben; find diefeiben nicht befamnt, od 
findet ver Kommiffarius (8. 37) fonft Antoß, fo ift von diefem durdy öffentiiche Bekam 
madhung ein Termin zu beftimmen, bis zu welchem bie Betheiligten fidy melden föne 
Diefer Termin ift auf ſechs Wochen hinauszuſetzen und durd) das Amtöblatt zwei Main 
drei zu drei Wochen befannt zu machen. ° 

Diejenigen, welche fid) nicht meiden, ind mit Einwendungen gegen bie Verhandi 
gen nicht weiter zu hoͤren. | 

8. 41. In denjenigen Fällen, in welchen die Entſchädigung aus der Staatölaffe geive 
Ioir (50. 23, 27, 29, 32, 33) ift zur Wahrnehmung des fißtalifhen Intereſſes ein 4 
au en. Ä 

In anderen Fällen ift, infomeit die aufgehobene Berechtigung auf eine ganze 
ſchaft ſich erftzedte, bei der Inftruttion anftatt der Pflichtigen die Kommunalbehörde 
ziehen, welche für bie Verhandlungen ein rtreter zu beftellen hat. Eiad mehrer 
ſchaften betheitigt, fo haben die Kommunaldthörden über einen gemeinſchaftlichen V 
ſich zu einigen; ſollte dieſe Einigung binnen einer Friſt von ſechs Wochen nad) erga 
foren nicht erfolgen, fo ift die Reg. befugt, einen ſolchen gemeinſchaftlichen 
‚ter zu beitellen. . . 

8° 42. Die volftändige Erörterung der Sache barf au) dann nicht unter 
wenn die Aniprüche der Beredhtigten von der Kommunalbehörde der betheiligten & 
anerfannt werden. 

8. 43. Wenn barüber, ob eine Berechtigung zur Zeit der Publikation der allgeril 
Gewerbeorhnung re&tögültigeriweile unmiderruflid, beftand, oder über den Llmfang 
Beredhtigung Streit entſteht, fo hat dad Plenum der Reg. durch ein mit Gründen 
fertigendes Nefolut zu entiiheiden. 

Gegen dieſes Reſolut fteht binnen einer präftufivifchen Frift von ſechs Wochen 
Eröffnung defieiben jedem der Beteiligten der Refurd an dad Finanzmin. oder die 
fung auf rechtliches Gehoͤr offen. 

8.44. Maß die nad) 8. 41 beftellten Vertreter bei tem Verfahren im Verw 

. oder im Redtömwege erflären, oder was darin gegen diefeiben entſchieden wird, hat für 
genwärtige und fünftige Einwohner ber betheiligten Ortſchaften bindende Kraft, 
erſchied, ob fie Beiwerbetreibende find oder nihdt. . 

8. 45. Bis zur erfolgten Fenftellung der Berechtigung und ihres Umfanged if 
Verfahren wegen Ermittelung deö Betrages der Entihädigung auözufegen, infor 
Berechtigte nicht etwa die Einleitung oder Fortſetzung deſſelben auf feine. Gefahr 
Vorſchuß der Koften verlangt. 

Eobald aber der Entſchaͤdigungsanſpruch an ſich feſtſteht, ift auch der Betr 
Entihädigung zu ermitteln und feftzuftellen. 

Diefe Ermittelung und Fehftellung wird in Anfehung der Normalentfhäpdigun 
den Mahlzwang nadı Maaßgabe der 88. 29 und 30 durch bie Reg. bemirft. 

In anderen Fällen find dafür die Beftimmungen der 88. 46—50 maaßgebend. 

8. 46. Die Ermittelung des Beragee ber Entihädigung erfolgt durch den Kom 
rius (6. 37) unter Zuziehung von zwei Beifigern, bon denen Einer durdy den Bere 
ten, der Andere durch die zur Entihädigung Verpflihteten oder beven Vertreter (Bi 



















ober deren Mitglieder fann nur da, mo individuelle Verhättniffe dieſe Anord 
beſonders rathfaın machen, geftattet werden. Rückſichtlich der Koften der 
miffarien ift e8 bei Regulirung diefer Angelegenheiten eben fo zu halten, 
bei' derjenigen anderer Berivaltungd-Angelegenheiten; in fo weit biefe Koftro 
Fiskus zur Loft fallen, find fie aqus dem für bie Entihädigung beftimmien 
zu entnehmen. o Berlin, ven 12. Juni 1846. 

An die Königl. Reg zu N.N, Der Finanzminifter. Flottwell 
(Min. BL d. Inn. Verw. 1846, S. 235, Ar. 329.) 


F 
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Innen einer vom Kommiffarius zu beftimmenden Friſt zu wählen iſt; gefdhieht bie Wahl 
Innen diefer Frift nicht, fo ernennt ber Kommiffar die Beiſther. 
8.47, Ad Beiflger wählbar iſt jeder unbefcholtene, in ben Befhäften bed Bürgerlichen 
tbend erfahrene Dann. . FR 
Die Beifiger fönnen nur Erfaß der Reife, Zehrungs · und Verfäumnißtoften verlangen. 
8.48. Die nad) Vorfehriit der 88. 48 und 47 gebildete Kommifflon hat bie faftiichen 
Bälle, welche auf den Werth der aufgehobenen Berechtigung einwirften, boUfändig 
‚erörtern, r 
Bei diefer Erörterung find alle gefeßlihe Berelsmittel, mit Ausnahme der Eided- 
tion, ſowle beö nothivendigen Eides, zuläifig. Kommt es au die Ermittelung bed Rein» 
iged eined Gewerbed an, fo find bei Feftftellung deſſelben die Durchſchnitte ber Markt 
fe der nähften Marttftadt aus ben Jahren 1815—1844 um Brunde zu legend. 
Für foiche Orte, wo biöher die Preiſe der Badtvaaren, des Fleiſches und ded Bleres 
(den Beregtigten nicht willlührilch beſtimmt werden burften, fondern Tagen bafür 
iden, oder bie Beichaffenheit der Waaren einer Kontrolle unterlag, fönnen bon dem 
in. für den auf einen Geutner Mehl, Fleiſch urd Braumalz zu rechnenden reinen 
in gewiffe Säße beftimmt tverden, welche bei der Mbfhäßung zivar ermäßigt, aber 
überichritten werden dürfen. . 
8.49. Abgaben und Leiftungen, zu benen bie Berechtigten in Beziehung auf die aufs 
bene Berechtigung berpflihte twaren, find bei Ermittelung des Werihs oder des Hein» 
ine in Abrechnung zu bringen. “ 
Sofern dergl. Abgaben und Zeitungen dem Fiskus oder.einer Korporation bon 
betreibenden zuflanden, oder an eine Rämmerel oder Bemeinder für eine innerhalb 
Kommunalbezirfed beftchende Berechtigung zu entrichten waren, fallen biefelben hin⸗ 
ohne daß dafür eine Entihädlgung IN gewähren ift. 
In andern Fällen wird die Entfhädigung für den Wegfall ber gedachten Abgaben 
Bingen demjenigen, welcher zu ber Hebung berechtigt war, nach Vorſchrift der 
5-28 gewährt. 
#50 Rad Beendigung der Inftruftion reiht die Kommiſſton bie Verhandlungen 
am Gutachten der Meg. ein, welche bie zu gemährende Entihädigung durch einen 
eihLuß feftfeht. 
Das an Ken Beſchluß mit Gründen abgefaßte Refolut wird den, Betheitigten 
den Rommiffarius (8. 37) in einem hierzu anzufeßenden Termine eröffnet und in 
bollfändigen Ausfertigung außgehändigt. 
Iedem der Betheitigten fteht gegen dieſed Refolut mit Ausſchluß bed Rechtötveges nur 
Ben an das Finanzmin. offen, weicher binnen einer praͤtluſiviſchen Frift von ſechs 



















hen nad) Eröffnung des Reſolutes bei dem Kommiffarius angemeldet werden muß. 
 Refurögefuch muß die Nechffertigungögründe ber Beichierde enthalten. Daffelbe 
Iid dem Begentheite zugefertigt, toelcher felne Ertoiederung binnen einer präftufivif—hen 
von vier Wochen einzureichen hat, . 

Bei dem, was in der Neturdinftang entfchleben wird, behält «8 unabänberlid) fein 

enden, 
8-51. Das rehtöfräftige Nefolut ber Reg., ſowie bie Entfheibung des Finanzmin., 
die Wirkung eines redtöfräftigen Ertenntniffes. 
8.52. Die Ablöfung eined Zwangs- und Bannrechts kann auch im Wege ber freien 
bereintunft, opme Mitwwirtung ver Reg. erfolgen. Dod) find ſowohl bie Berechtigten, 
die Verpflichteten befugt, die Prüfung und Vefätigung des Lertragee durd) die Reg. 
Deriangen, Der beftätigte Vertrag hat bie Im 8. 51 feftgefeßte Wirkung. 
8. 53. Ueber die Verpflichtung, Velträge zur Berzinfung und Tilgung ber Entfehäbi- 
‚fapitalien (88. 11—20), fowle zur Sahlung ‚oder Abtölung der Entfhädigungörenten 
22,28, 35, 86) zu feiften, entfcheidet, mit Ausflug de® Rechtätveges in erfter Inſtanz 
Reg. und in zioeiter Inſtanz das Finanzmin. 
8.54. Streitigfeiten über die Mblöfung ber Entfhäbigungärenten werden, mit aus · 
(ab beö Mechtstvegen, in erfier Juftang durch bie Reg., und in ätvelterInftang durch das 
"anyınin, enffchieden. ’ 
ie 8. 55. Die Einziehung und Verwaltung der im 8. 53 gedachten Beiträge, imglelchen 
h Suthtung der in den 88. 11—21 erwähnten Entfhädigungs-Rapitatien und Zinfen, 

Die der in den 88 22,28, 25,38 bezeichneten Entfhäbigungsrenten und Ablöfungs- 
HAOplalen fg in den Stäblen ber Kommunaibehörde und auf bem Sande derjenigen 

HÄTLe 06, Melche Die Neg. dazu befondere beflimmen wird. 

—2 Die Verzinfung der Entihädigungöfapitalien (8. 12) und die Zahlung der 
Woftkungsrenten (89. 22, 20—28, 32, 33, 35, 30) erfolgt jähtild) postnumerande, 
"le Belheiligten jich nicht auberS einigen. . 
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8. 57. Wollen Gemeinden bie im 8. 85 gedachten Entfchäblgungefapttalten borkhrf 
toelfe bezahien, fo behalten Wir und bor, diefed dadurch zu befördern, daß Wir derſcha 
geftalten, bie erforderlichen @elbmittel gegen Obligationem, die auf jeden Inhaber 
aufzunehmen. Die Gemeinde tritt al$dann den Entfchäbigungsberpflichteten gegri 
an die Stelle der Berechtigten. - 

8. 58, Die für bie aufgehobenen oder abgelöften Berechtigungen feftgefteten Cı 
digungen treten an bie Stelle der biöherigen Berechtigungen. Waren diefe ein Iı 
eines in das Hppothefenbuch eingetragenen Grandſtücks oder felbftftändig in das Hnpı 
fenbud) eingetragen, fo muß bie Berichtigung des Hypothekenbuchs von Amtötoegm 
koftenfrei erfolgen: Die Behörde hat vor Auöfertigung des Anerfenntniffes nicht nur 


die Entthädigung nad) dem Hhpothefenbuche zu beurthelten fel. 


hi 
geroährten Entichäbigurig überlaffen; wird für die aufgehobene Berechtigung eine 
digung überhaupt nicht gerväprt, fo Tann der Pächter für ben Wegfall der Ber 
einen Erſatz nicht In Anfprac nehmen. J 

Will der vachter ſich mit der Rutzung der dem Bereähtigten zu Theil werdendent 
fchädigung nicht begnügen, oder wird biefem eine Entihäbigung überhaupt nicht g 
fo fteht dem Wächter nur frei, fofort die Wufhebung ber Pacht zu verlangen; er muß 
diejes Verlangen, falls ed ſich bon einer aufgehobenen Berechtigung handelt, vor 
Ablaufe des Jahre 1845, und im Kalle der Ablöfung einer Berechtigung binnen 
Monaten, nahdem ihm der feRgeftellte Betrag der Entſchädigung befannt gemacht 
gegen den Berechtigten ſchrifilich ertlären. 

Wird don biefer Befugnig Gebrauch gemacht, fo find die rechtlichen Folgen ber 
hebung nach den allgemeinen gefegtichen Vorſchrifien gu beurteilen. If jenes Berk 
innerhalb der oben befimmten Friſt dem Berechtigten nicht erflärt worden, fo muß 
KRägpter die von ihm übernommenen Verpflihtungen ohne Abzug fortgefeht erfüden. 

Urfundiid 2. (8. ©. 1845, ©. 79.) . 


v1. | 
Verordnung d.9.%ebr.1849, betr. bie Errihtung von Genug 
beräthen und verſchſedene Abänderungen ber allg. Gewerhe 
Ordnung. 
Wir Friedrich Wilhelm ıc. 2c. berorbnen auf Grund des Art. 105 der Verfof 
urfunde, nach bem Antrage Unferes Staatsmin., was folgt: 


1. Errihtung von Bewerberäthen. 
jeden Ort oder Bezirk, foo wegen eines erheblichen gewerblichen Ve 
iB au einem @etverberathe obtonitet, foll ein folher auf dem Antrag 
Gewerbetreibenben, nach Anhörung der gemwerblihen und faufmännifhen Korporc 
und ber Gemeinbebertreter, mit @enchmigung be8 Minifterium für Handel, Gewerde 
öffentliche Arbeiten errichtet werden, - 

8.2. Der Gewerberath Hat bie allgemeinen Intereffen des Handwerks- und de 
betriebeö in feinem Bezirte wahrzunehmen und die zur doͤrderung beffeiben geeigt 
Einrichtungen zu berathen und anzuregen. 

Der Gewerberath ift aud) außer den Fällen, in benen feine Vernehmung befonb 
borgeiehrieben If (88. 26, 27, 29, 30, 34, 67, 70) mit feinen Anfihten und Borjelisn 
in alten Angelegenhelten zu hören, bei denen ed fih um Anordnungen hanbeit, weit 
die Verhältniffe bed Handwerts · und Zabrifbetrieded eingreifen. Tied gilt instefend| 
von ber Errichtung neuer und bon der Muflöfung oder Vereinigung betehender Innunzs| 
und Geſellenderbindungen forvie don den auf Arund ber 88.168, 169 der Bemerbe-D1% 
mung und der 88. 45, 56, 87, 58 ber gegenmärtigen Verordnung burd) Ortöfatuten Ir 
zuſehenden Belimmungen. 

„, Der gewerberath hat ferner’ die Befolgung ber Borfchriften über bad Innungthen 
über die Meiſters und efelenprüfungen, über die Annahme und Bchandiung der 

ten, Gchülfen, Lehrlinge und Fabritarbeiter, über bie feftgeftellte Abgrenzung der At 

befugniffe und über fonftige gewerbliche Verhältniffe zu übertwachen. Derfelbe it — 
feine Wahrnehmungen über bie erwähnten Angelegenheiten zur Kenntniß der veſenn 
zu a eriten. er ift verpflichtet, auf deren Verlangen Auskunft zu ertheilen und ntot: 
ten zu erftatten. 
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Bei den In den 88: 28, 35, 36,47, 49 begeichneten Angelegenheiten fteht dem Gewer · 
halhe die Entfeheidung, mit Ausfchtuß des Rechtörveges, jedoch mit Worbehalt der 
kichmerbe bei der Blegierung zu. 

8.3. Die Mitglieder des Gewerberathes find zu glelchen Theilen aus dem Hand- 
terftande, aus dem Kabrifenftande und aus dem Handelöftande feines Wezirfs zu 


Ähten. 

Nac) den erwähnten drei- Klaffen ber Mitglleder zerfällt der Gewerberath ih brei 
Mpeilungen. 

Soweit jedoch) die gewerblichen Werhättniffe des Orts oder Bezirkes cine andere 
Nammenfegung umd Eintheilung der @ewerberathed nothiendig machen, bleiben die 
Ährechenden en dem Minifterlum für Handel, Gewerbe und Öffentiiche &rbet- 
Foorbehatten- (8. 1.) 

8.4. Die Zahl der Mitglieder jeder Abthellung fol eine ungerade fein und auf min- 
ens fünf feftgefetgt twerden. B 

85. In der Handiwerfö- und in ber Kabrifabthellung des Beiverberatheß follen die 
Migeber (Handiverfemeiter, Fabrifinhaber) und die Arbeitnehmer (Gefellen, Gehülfen. 
Anführer, Fabritarbeiter) gleiche Wertretung, jedoch mit der Maaßgabe erhalten, dag 
zur Erlangung der ungeraden Mitztieberzahl in jeder Abthellung erforderliche Mit» 
Maus den Arbeitgebern zu wählen ift. “ \ 

86. Für jedes Mitglied wird auß ber Kaffe, welcher daffelbe angehört, cin Stell» 
Ihreter genäht, welcher, wenn dad Mitgtieb vor dem Ablaufe feiner Mıntögeit audfchels 
Foder zeittweife an der Ausübung des Amtes verhindert wird, für bie noch übrige Dauer 
IFAntögeit oder für die Dauer der Verhinderung eintritt. IM ein Stellvertreter an der 
Mibung ded Anıtes verhindert, fo wird einer der übrigen Stellvertreter, zunächft aus 
Afeiben Stiaffe, vom Worfigenden der Abthellung (8. 19) einberufen. 

87. Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stelbertreter find 

sum Handiverfö- und Fabritftande gehörende Arbeitgeber und Arbeitnehmer und alle 
Nindige Handeltreibende, weiche Dad bierundztvangigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben 
fit mindeftens je Monaten im Bezirfe des Beiverberathes wohnen oder in Arbeit 
Mn, mit Ausnahme derjenigen: 

1) weiche fich im Vollgenuffe der bürgerlichen Rechte befinden, 

d) weldje in Konturs jich befinden, oder ſich für zahlungsunfählg erflärt Haben, 

9) welche burch einen Beichluß der faufmännifhen Korporation oder der Hanbelöfam- 
mer bon deren Mitgliebichaft ausgefhloffen And, - \ 

A) welhhe die faufmännifchen Mechte durch ein rechtskräftiges Erfenntnig verloren 


haben, 
5) weldye wegen Ablohnung ber. Fabritarbeiter durch Waaren (88. 50—52) beftraft 
worden find. 

88. Wähıbar find alle Wahiberechtigte, weiche das breißigfte Lebensjahr zurüdge- 
haben und ihr Getverbe ſeit fünf Jahren betreiben, 

Berfonen; helche im zweiten Grabe mit elnanber verwandt oder berihtwägert, oder 
ide Gefeltichafter deffelben Handelö-, Fabrit- oder Handmwertögefhäftes find, fönnen 
Mt zu gleicher Zeit Mitglieder des Gewerberathes fein. 

8.0. Die Mitglieder jeder Abtheilung des @ervetberathed werden auf bier Jahre von 
(mienigen Kaffe getwähtt, weicher fie angehören. - 

Fr die Handiverfd» und für die Fadrifabtheltung erfolgt Die Wahl der Mitglleder in 
Woiteren Wahtverfanmiungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. . 

Glauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klaſſe nicht die ausreihende 
bl brfähigter Mitglieder, welche die gefeglichen Bebingungen der Wähibarfeit erfüllen, 
Finden, jo find fie befugt, ihre Vertreter aus den Arbeitgebern zu wählen. 

%.10. Zur Leitung der Wahlen ernennt die Hegierung einen Kommiffarius, ober, 
Mein die Bildung ımehrerer Wahlbezirte erforbertid) Aft, mehrere Rommiffarien. 

Lover Kommiffarius beruft dureh eine, diergehn Tage bor dem anberaumten Wahl- 
(onine zu erfoffende Betanntmahung bie Wahiberechtigten zur Wahlverjammlung. 

8. 11. In jeder Gemeinde ded Wahlbezirtg hat die Kommunatbehörbe ein Verzelch ⸗ 
DIN der am Orte mohnenden Wahiberchtigten oufzuftellen und mit Berüdfictigung ber 
M- und Zuge fortzuführen. Dafielbe ift, wenn eine Wahl abgehalten werden foll, 
Wort nad) erfolgter Beranntmachung deG Wahitermins acht Tage lang zur Einfiht des 
Geperbetreibenden außzuiegen. Während diefer Krift fönnen bie Im Verzeichnife über- 
Hrgenen Wapıberecptigten auf nachträgliche Einfchreibung ihrer Ramen antragen. Ueber 
De Yuläiigtelt eines felden Antrags entfcheidet die Kommunalbehörde mit Borbehalt des 
Art am die Negierung. Durc) die Einfegung des Rieturſes wird bie Fenftellung des 
aueh, Welches mad) Ablauf der ermähnten adttägigen Krift zu fließen und dem 

ommifarius zuzuftelten ift, nicht aufgehalten, on 
























136 Die organiſchen Befehe bed Beiverbeivelend. 


8.12. Nur die in den Verzeichniſſen der Kommunalbehörden eingefchriebenen Bay I 
berechtigten werben bei den Wahlverfammiungen zugelaffen, Abweſende können vu f 
ihrem Stimmrechte feinen Gebrauch machen. 

Nach Eröffnung der Wahlperfammiung ernennt der Kommiffartus zwei Stimme 
‚fammler und einen Schriflführer. Die Wahl erfolgt durch ‚otimmengeill nad abjeluk 
Stimmenmehrheit. Wird bei einer Abftimmung feine abfolute Stimmenmehrheit eilar 
fo find diejenigen beiden Kandidaten, weiche die meiften Stimmen erhalten haben, ck 
: engeren Wahl zu bringen. Im Fall der Etimmengleichheit enticheidet Dad Loot. - 

Das Wahlprotofoll ift.von dem. Kommiffarlus, den Stimmenſammlern und we 
Schriftführer zu unterzeichnen und der Regierung einzureichen, welche die Wahlen, we 
dabei vorjchriftömäßig verfahren, und den Bedingungen der Wählbarteit (8. 8) genügt 
beftätigt. Für diejenigen Wahlen, welchen die Beftätigung verſagt wird, ift eine m 
Wahlverſammlung anzuberaumen. | . | 

Ueber Beichwerden gegen die Anordnungen ber Regierung entſcheidet das Min 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

8. 13. Die bei der Einfegung des Gemerberathed ernannten Mitglieder uud SM 

' bertreter werben, durdy einen Kommiffarius der Regierung, durch Handfchag verpfid 
und eingeführt. 

Bon den Mitgliedern ſcheiden am Ende bed zweiten Jahres aus: - 5 

a) aud der Handwerks⸗ und aus der Zabrif-Abtheilung des Gewerberathes bie (u 
ber aus ter Klaffe der Arbeitnehmer gewähtten Mitglieder und eben fo viel Migle 
ber auß der Klaſſe ber Arbeitgeber; 1 
) aus der Abtheilung der Handeltreibenden die kleinere Hälfte der Mitglieder. 
“ Unter den: zu berfelben Klaſſe gehörenden Mitglievern werben diejenigen, 
zuerſt auöfcheiden, durch das Loos beftimmt. 

Mit jedem austretenden Mitgliede ſcheidet zugleich deſſen Stellvertreter aus. | 

8. 14. Vor dem Ausſcheiden ber im 8. 13 bezeichneten Mitglieder und Stellveriäg 
und fpüter alle zwei Jahre vor dem Audfcheiden berjenigen, deren bierjährige Wed 
abläuft, find die zur Wiederbeiegung ihrer Stellen. erforderlichen Wahlen, bei reichen 
Audfcheidenden wieder gewählt werben fünnen, abzuhalten und Ai prüfen. Nach erfolg 
Beftätigung diefer Wahlen werben die Gewählten durch ben Vorligenden bed Gewei 
rathes verpflichtet und eingeführt. Ä | 

8. 15. Die Mitglieder des Gewerberathes verwalten ihr Amt unentgeltlich. | 

Ihre Suspenflon vom Amte und die Entfernung aus demfelben erfolgt in benienig 
Fällen, in weichen ſolche bei Kommunalbeamten Statt findet, nad) dem für die Suse 
fion und Amtsentſetzung der Letzteren vorgefchriebenen Verfahren. 

Außerdem tritt die Suspenflon und Amtsentſetzung ein, menn ein Mitglie 
Gewerberathes ober ein Stellvertreter au8 einem der im 8.7 ermühnten Brünbe die V r 
higung zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder verliert. In den ebengedadten WE 
len ift ber Vorfigende des Gewerberathes befugt, dem Betheiligten die Ausübung I 
Amtes vorläufig zu unterfagen, er muß aber hierüber föfort an die Regierung Ba 
erftatten, weiche Die Suspenflon zu beftätigen ober aufzuheben hat. 

8. 16. Die Berathung ber zum Gejichäftöfreife des Gewerberathes gehörenden An 
legenheiten erfolgt, menn ſolche bie Interefien der verſchiedenen Abtheilungen berühren # 
gemeinſchaftlichen Sitzungen aller oder der betheiligten Abtheilungen. 

In anderen Fällen find die Geſchäfte der einzelnen Wbtheilungen in getreum 
Sitzungen zu erlebigen. | 

8.17. Zur Gültigkeit der Befchlüffe ded Gewerberathes ift die Anmefenheit 10 
menigftend drei Mitgliedern erforderlih. Treten mehrere Abtheilungen zu gemeln 
lichen Sigungen zufammen, fo ift die Anweſenheit von mindeftens drei Mitgliebern IM 
Abtheilung erforderlich. | 

Die Beſchlüſſe werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im Yalle der Ei 
mengleichheit entfcheidet die Stimme des Vorfienden. oo. 

8. 18. Die Orbnung der Sigungen und der Befhäftsführung bei den Beiverberaik 
und bei deſſen Abtheilungen wird durch ein Regulativ beftimmt, welches von dem Bent 
berathe zu entwerfen und ber Megierung zur Beftätigung vorzulegen if. 


8. 19. Die Mitglieder jeder Abtheilung mählen aus Ihrer Mitte, nad) obfolut 
Stimmenmehrheit, einen Vorfißenden und, für deffen Geſchäftsführung in Verhinderung 
fällen, einen Stellvertreter auf aimel Jahre. In gleicher Art wählen ſaͤmmtliche Mitgitde 
des Gewerberathes aus ihrer Mitte den Vorfigenden.ded Gewerberathes und einen En: 
vertreter für defien Berhäftsführung in Verhinderungsfäflen. Die Namen ber Bemähl 
find der Regierung anzuzeigen. Bel der Erneuerung biefer Wahlen, welche bon aiet! # 
zwei Jahren nach der jedesmaligen Ergänzung des Gewerderathes erfolgt, find bie, 
Gewaͤhlten, fofern flenoch zu ben Mitgliedern des Bemerberathed gehören, twieber woͤhldan. 
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¶ 20 Det @eiverberatt wählt nach abfofuter Stimmenmehrheit einen Schriftführer 
ind einen Boten, weiche vom Vorfigenden verpflichtet werden. Die Ihnen zu gewähren» 
den Befoldungen find vom Gewerberathe vorzuf—hlagen und von der Wegierung fefl- 


en. 
8.21. Die Beſchaffung und Unterhaltung ber für ben Gewerberalh nöthigen Ge- 
Ntöräume legt den Gemeinden ob, für deren Vezirf der Gewerberath errichtet wird; 
'e haben auch die Koften der erfien Einrichtang au beftreiten. Wo Staatögebäude ente 
(ihre und für den Gewerberalh geeignete Naumlichteiten darpieten, werden biefe dem 
übertviefen terden. Die Koſten für die laufende @eidhäjtsführung, mit 
laß der Befoldungen des Schrlitfährers und bed Boten, werden durch Beiträge der 
reibenden des Bezirtö gededt. Die erforderlichen Beiträge find dom Gewerbe⸗ 
‚mit Genehmigung ber Regierung, nad) den bon biefer fetgefiellten Wertheitungd- 
ra auszufchreiben. Ihre Einziehung erfolgt nöthigenfall® dur Egefutton im 
mgowege. 
58: 22. In: Berechnen Orten, für welche ein Beiverberath nicht befteht, find bie dem⸗ 
‚zugewviefenen Angelegenheiten von der Kommunalbehörde zu erledigen. 


I. Handwerfömäßiger Gewerbebetrieb. 
8:23. Den nahftehend benannten KHandivertern iſt fortan ber Beginn des felbft> 
'n Gewerbebettiebes nur dann geftattet, wenn fle entweder in eine Innung, nad) 
inigem Nachmweife der Berähiaung zum Betriebe ihres Gewerbes aufgenommen find, 
biefe Befähigung vor einer Brüfungörommiffion ihres Handiwerts beſonders nachge - 
u haben. Dicke ‚Handiverter find: 
Dlüter, Bäder, Pfefferfüchter und Konditoren. Fleiſcher, Gerber aller Art, Lederberci- 
fer, Korduaner, Wergamenter, Schuh- und Pantoffelmacher, Handſchuhmacher und 
Beutier, Kürfchner, Sattler mit Einfluß der Riemer und Taͤſchner, Tapezierer, Buch- 
er, Seiler und Neiffchläger, Bürftenbinder, Perrüdenmader, Hutmacher, Tud- 
her und Tuchbereiter, Meber und Wirfer jeder Art, Wofamentirer und Knopima- 
', Schneider, Tiſchlet und Stuhlmacher, Mader und Siellmacher, Groß- und Klein⸗ 
ter, Drechdler aller Art, Kammmacıer, Korbflechter, Töpfer, Blafer, Brob- und 
Steinjchmicde jeder Art, Mefferichmiede, Nagelfhpmiede, Kupferfchmiede, Büchfenma- 
her, Sporer, Schloffer, Feltenhauer, Nabler und Siebmader, Klemptner, Schwerdt ⸗ 
feger, Gürtler, Gelb» und Nothgieher, Glockengleher, Zinngiefer, Bold- und Silber⸗ 
en 4 und Sitberfchläger, Uhrmacher, Wergolder, Maler und Ladlirer, Färber, 
reufieber, 3 
4. Maurer, Steinhauer, Schiefer und Ziegeldeder, Haus- und Schiffögimmer- 
‘, Mühten- und Brunnenbaumeifter und Schornfteinfeger haben ſich über bie Befühie 
zum feibftftändigen Betriebe ihred Handwerts durdy dad Im 8.45 der Allg. Gewerbe - 
d: 17. Jan. 1845 vorgefchriebene Zeugniß der Reglerung auözuweiſen. Im Uebri- 
find ir * gewerblichen Verhättniffe die Beſtimmungen der gegenwärtigen Verord⸗ 
'g ma nd. 
8 Ei Baumeifter And nicht befugt, bei der Zeitung von Bauunternehmungen bie 
en berjenigen Handwerte, für weiche fie dad Befählgungsgeugriß der Regierung nicht 
ken, ober dem im 8.23 vorgeichriebenen Rachwels der Befähigung nicht geführt haben, 
ne Zuziehung geprüfter Meifter ausführen zu laflen. . 
8.26. So weit in einzeinen Orten oder Begirfen für bie im 8. 23 genannten Hand» 
't andere Benennungen üblic) find, oder beftimmte Arbeiten biefer Beiverbe bie aus- 
(liche Befchäftigung befonderer Klafen von Handiverfern bilden, fann die Megie» 
ac Anhörung des Gewerberathed, den Nächweis der Befähigung für biefelben 
anordnen. 

Das Minifterium für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten iſt ermächtigh, biefen 
Resineis nad) Maafgabe der örtlichen Verhättniffe und nad) Wernehmung des Gewerbe» 
Ile au für anere, as-bie im 9. 23 genannten @emerbe-vorzuftrelben ober für ein, 
biefer Beiverbe zu erlaflen. 

ER, Dem Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten fleht bie 
®kfugniß zu, Werfonen, deren Befähigung zu dem beabfichtigten Betverbebetriebe ander« 
heit fefieht, in befonderen Ausnahmefällen, nad) Vernehmung ded Getverberathes, von 
Dar im $. 93 borgefchriebenen oder na) 8. 28 angeordneten Prüfung für die Befugnig 
Alm klbfftändigen Generbebetriebe zu entbinden. j 
9.28, Darüber, weiche Arbeiten zu den unter ben einzelnen Handwerlen (88 23, 


%2 Rerrkötungen gepören, ha ber Berzerberath mit Bereflötigung ber 
ie ‚ung, bon ber Negierung oder bon dem Minifterium für Handel, Gewerbe 
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Arbeiten getroffenen Anordnungen nach ten Verhältniffen des örtlichen 
ed zu entſcheiden. . 
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8. 29. Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke durch dieſelbe Perſon tanz, | 
wenn baburd) erhebliche Nachtheile entftehen, nad) Anhörung der bethelligten Imunga 
und bed Beierberathes, durch Ortäftatuten (8. 168 der Beimerbeorbuung), bem örtlichen 
Verhaͤlmiſſen entiprechend. beichräntt werden. | 

8. 30. Die Befiimmungen des 8. 23 finden auf den Betrieb von Fabrilanſtalien P 
ſowie auf vie Anfertigung von Kabrifaten, deren Erzeugung zu den Rebenbeicyäftigung 
ber Landleute der Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarbeit beivirft wird, feine tu 
wendung. Die durch örtlihe Verhältniſſe bedingten näheren Feſtſetzungen hierülaß 
nen Regierung, nad) Anhörung des Gewerberathes und der Kommunal-Brhörteit 
bor l n. | 

8.31. Den Fabrifinhabern ift die Biſchäſtigung von Handmerfögefellen nur fondi 
fie derfeiben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fabrikate, ſowie pe 
Anfertigung und Inftandhaitung ihrer Werkzeuge und Beräthe bedürfen, neftatte. 

8.32. Yabrifinhaber, weiche ein den Beftimmungen der 88. 23 usb 26 viefer Vox 
ordaung unterliegenbed Gewerbe betreiben, ohne die Befähigung zum handiverfamägie 
Betriebe deſſelben nachgewieſen zu haben (8. 30), hürfen außerhalb ihrer Yabritkätil 
feine Geſellen oder Gehuͤlfen beichäftigen. 

8. 33. Inhaber von Magazinen zum Detaliverfauf von Handwerkerwaaren dürg 
fid) mit deren Anfertigung nicht befaflen, wenn fie nicht die zum Betriebe des betreffegnagg 
Handwerks erforderliche Meifterprüfung beftanden haben. | 

Ausgenommen hiervon find biejenigen, weiche in Betreff der gewerbemäßigen Anier 
fiaung foiher Waaren, vor Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung, die voriäriig 
mãßige Anzeige bei der Kommunalbehörde gemacht haben. | 1 

8. 34. Wo das Halten von Magazinen zum Detailverkauf von Handwerkerwac 
erhebliche Nachtheile für die gewerblichen Verhältniſſe des Ortes zur Folge hat, kann tun 
Drtöftatuten für netwiffe Gattungen von Handwerkerwaaren feftgeleßt werden, vor WW 
Antegung folder Magazine denjenigen, welche nicht zum ſeibſtſtändigen Betriebe ber tag 
Handiwerte befugt find, nur mit Genehmigung der Kommunaibehörde geftattet fei, meiä 
dann nur nad) borgängiger Bernehmung ber beiheiligten Innungen und bed Berveie 
rathes au ertheilen iſt. 

III. Prüfungen der Handwerker. 


8. 35. Die Zulaſſung zu den nach 88. 23, 24, 26 abzulegenden Meifterprüfug 
ift fortan von folgenden Bedingungen abhängig: 

1) Der zu Brüfende muß das vierundzmwanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt Haben; ı 
befönderen Gründen fann jedoch der Gewerberath bie Prüfung eines Geick 
ſchon nad) vollendetem einundzwanzigſten Lebensjahre geftatten. , | 

2) Der zu Prüfende muß fein Gewerbe als Lehrling (8.44) bei einem felbftftandigeg 
Gewerbetreibenden erlernt, und die Gefelenprüfung (8. 36) beftanden haben. 

3) Seit ber Entiaffung aus dem Lehrlingöverhältniß muß ein Zeitraum von mindef 
ftend drei Jahren verlaufen fein; ausnahındmeife kann jedody der @erverberali 
die Brüfung ſchon nad) Ablauf eined Jahres geftatten, wenn der Geſelle durd da 
Beſuch einer gewerblichen Lehranſtalt oder fonft Gelegenheit gefunden hat, die # 
dem beabfichtigken @ewerbebetriebe erforderlichen Kenntniffe und Yertigfeiten # 
erwerben. 

Ver den Erfordernifien zu 2 und 3 bei einer früheren Prüfung genügt bat, Tann de 
Prüfung für den Betrieb eined anderen Gewerbes ohne vorgängigen Nachweis einer '# 
dies zweite Gewerbe beftaudenen Lehrlings⸗ und Geſellenzeit ablegen. 

Kür Perſonen, welche bei Verfündigung ver gegenwärtigen Verordnung als Bei 
ober Gehütfen beſchäftigt find, genügt der Radymeis einer dreijährigen WBeichäftigung I 
dem betreffenden Gewerbe. " 

8. 36. Die Brüfung eines Lehrlings über die einem Geſellen nöthigen Kenntniffe und 
at en iR dor dem Ablaufe eined dreijährigen Zeitraums nad der Aufnahme in di 

ehre nicht zuläflig- 

Ausnahmömeife kann dieſelbe, mit Zuſtimmung des Lehrherrn, bon dem Gewerberatt 
ſchon nach Ablauf einer einjährigen Lehrlingözeit geſtattet werden, wenn.der Lehrling det 
wanziaſte Lebensſahr zurüdgelegt, oder durch den Beſuch einer Gewerbeſchule ober font 
Betegenheit nefunden hat, die einem Geſellen nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten in fir 
zerer als dreijähriger Friſt zu erwerben. 

8. 37. Die Meiftere und Gefellenprüfungen (88. 35, 36) werben bei jeder Innem 
durch cine Kommiffion bewirkt, weiche aus einem Mitgliede der Kommmunalbehördt al 
Morfigenden, and zwei von der Innung gemählten Meiftern und aus zwei von den Brit 
len des Handwerk gewählten Geſellen befteht. Jährlich ſcheidet aus biefer Kommiſſton di 
Meifter und ein Befelle aus, welche jedoch wieder wählbar find. 
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8. 38. Wer don der Prüfungstommiffion einer Innung als unbefähigt zurüdgewie⸗ 
en if, Tann hiergegen den Returs an bie Kreis-®tüfungstonmiffon beffelben Handiverfs 
Integen, Diefergitefurd muß binnen vierzehn Tagen nady bem Tage ber Zuftellung des 
Müdneifenden Beſcheldes bei der Kommiifion, weiche ſolchen eriaffen Hat, angemeibet 
Beiden. 

8. 30. Für jedes Handwerk (8. 23) find von der Regierung In ben einzelnen Kreifen 
dad Moafgabe ber örtlichen und gewerbilchen Verhaͤltniffe eine oder mehrere Kreid · Prů⸗ 
Inpstommiflonen einzufeßen. Jede derielben wird unter dem Vorfige eines bon der Re» 
nung ernannten Kommifjarius aus zei Meftern und zwei Befellen geblivet. Zu die 
m Behufe wählen alljährlich in jeder Stadt ned Wrüfungebezirfe6 die Innung oder, to 
(ne Innung nicht befteht, die Meifter des Handwerts zwei biß bier Meifter, beögleichen 
Re Befellen des Handweris zivei biö vier Gefellen, unter welchen der Vorfigende in jedem 
seinen Falle die bei der Prüfung zuzuzichenden Mitglieder der Kommiffion ausrwählt. 

8.40. Gewerbetreibende, welche einer -Innung nfcht beitreten wollen, önnen bie 
1 bei der Kreid- Prüfungstommifiton ablegen. Deögleihen können bie nicht bei 

Sanung aufgenommenen Lehrlinge die Gefellenprüfung bei ber Kreiß-Brüfungsfoms 
Ei beftehen. Gegen die Entiheidung der Kreis-Prüfungstommifflen IR der. Refurs an 

\e benahbarte Kreiö-Prüfungsfommiifion zuläffig, deren Wahı dem Refurrenten freifteht. 
er Neturs ift binnen vierzehn Tagen bei ber Rommifflon, vor weicher Die Prüfung Statt 
linden hat, anzumelden. 

#41, Wer den Returd (88. 38, 40) nicht HE angemeldet hat, darf erft nach 

en werden. 
— bei der Erledigung des Reiurſeb tie bel der ſpöteren — 

„bie 






auf diefen Theil zu befchränfen. 
er zu Brüfende muß darthun, dag er im Stande fel, bie gewöͤhnllchen Ar⸗ 
kines Gewerbes felbftftändig, oder, fofern es fih um bie Prüfung eines Lehrlinge 

Al, ol6 Gefelle auszuführen. , ü 

„Die näheren Beftimmungen über bie Präfunge- Aufgaben „und über bie Form ber 
HR und Entiaffmgsgeugniffe bieiben dem Minifterlum für Handel, Gewerbe und 
Intiiche Arbeiten vorbehalten. 

#43. Die Brüfungszeugnifie der in den 88. 37, 39 ertähnten Prüfungstommiffio- 
Un pelten überall ald genügender Nachtweis der gewerblichen Befähigung ſowohi für die 
Mifnahıne in eine Innung, toie für dieBejugniß zum felbftftändigen Betriebe diefes Hand· 
Me. Daffelbe gilt hinfichtlic der im 8. 45 der Geweibe · O. erfosderten Befählgunge- 
(figniffe der Regierung. BI 

Eine Wiederholung der beſtandenen Prüfung fann aud), wenn der Geprüfte feinen 
Mahnort verändert, nicht verlangt werden. 


W. Berpältniffe der Lehrlinge, Gefellen, Gehülfen und Fabrits 
arbeiter. 

8.44. MS Lehrling IN jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur Erler» 
ing eined Geiverbes in Arbeit tritt, ohne Unterfhieb, eb bie Erlernung gegen Lehrgeid 
Per imentgeittiche Hürfsteiftung Ctait findet, oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. 

#. 45. Dur) Ortöftatuten fann fefigeiegt werben, daß die Aufnahme und Entlaffung 
Mr &ehrlinge, für deren Gewerbe am Orte eine Innung befteht, oder errichtet wird dor 
Der Inpung erfolgen folte; imgleihen fan baburd) eine tvedentfpredyende Mitroirtung 
0 Innung bei der Aufficht über die Ausbildung und über das Betragen derjenigen Lehrs 

deren Sehrherten nicht zur Innung gehören, angeorbnet werden. 

8. 46. Vor ber Feftftellung der in Ortöftatuten aufzunehmenben Mnordnungen über 
Erhäitniffe der @efellen und Gehülfen find Vertreter derſelben (Mitgefellen) mit ihren 

Amertungen zu hören. 

„Smmungsangelegenheiten, welche bie Intereffen der Geſellen und Gehülfen berühren, 
Miffen zubörderft durch den Vorſtand der Innung gemeinfdaftlic mit Vertretern der 
Okfeken zum Iivede der Vermittelung berathen werben. . 

1,94%. Handiverfömeifter (88. 23, 24, 20) bürfen ih zu den tehnifhen Arbeiten 
ed Weiverbeg mu der Befelien, Gehüfen und Lehrlinge Ihre Handwerto bedienen, for 
Rei nicht vom dem Geiverberathe eine Ausnahme geftattet wird. 

Die Befeäftigung toeiblicher Rerfonen unterlegt feiner Befhränfung. _. 

48 @efellen und ®ehülfen dürfen, fonelt nicht nach den 88.31, 76, Ausnahmen 
Eloit fnden, in Ihrem Geiverbe nur bei Weiftern ihres Hanbivert8 in Arbeit treten. 

n 8-49. Die tägliche Arbeitszeit der Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge und gebntarseiter 
be Veiverberathe für die einzeinen Handiverfds und Kabritzweige nad) Anhörung der 

*helgten feftzufehgen. 
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\ 

Zum Arbeiten an Sonn» und Feittagen iſt, vorbehalttich der anderweitigen Bere. 
barung in Dringtichkeitöfällen, Niemand verpflichtet. | 
. 8.50. Babrifinhaber, ſowie alle Diejenigen, welche mit Ganz⸗ oher Halbfahrltote 
Handel treiben, find verpflichtet, bie Arbeiter, welche mit ber Anfertigung ber Fabritate ju j 
fie beihäftigt find, in baarem Gelde zu befriedigen. | 

Sie dürfen denſelben feine Waaren freditiren. 

Dagegen fönnen ben Arbeitern Wohnung, Feuerungsbebarf, Landnugung, regeimähg 
Beköfigung, Arzeneien und ärztliche Hülfe, ſowie Werkzeuge und Etoffe zu den von ihuaß 
auzufertigenden YZabrifaten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabreicht werben. 

‚8. 51. Die Beftimmungen bed 8. 50 finden auch Anwendung auf Famillenglitdt, 
Gehuͤlfen, Beauftragte, Beihäftsführer, Falforen und Aufisher ber dort bezeichneten Par 
fonen, ſowie auf ®ewerbetreibende, bei deren Geſchäft eine der erwähnten Berfonen m⸗ 
mittelbar oder mittelbar betheiligt ift. ' | 

8. 52. Unter Arbeitern (8.50) werden auch biejenigen verſtanden, welche außerhch 
ber Fabrifftätten für Yabrifinhaber oder für bie ihnen gleichgeftellten Perſonen die zu term 
Gewerbebetriebe nöthigen Ganz⸗ oder Halbfabrikate anfertigen , oder ſolche an fie abſtha 
ohne von dem Verkaufe vieler Waaren an Konfumenten ein Gewerbe zu maden. 

8. 53. Mrbeiter, deren Forderungen den Vorfchriften der 88.50—52 zuwider, ande 
ald durch Baarzahlung berichtigt find, können zu jeter Zeit die Bezahlung Ihrer Kor 
rungen in baarem Geide verlangen. 

$. 54. Verträge, welche den 88. 50-52 zumiberlaufen, find nichtig. 

Daffelbe gilt von Verabredungen zwiſchen Zabrifinhabern oder ihnen nleichgeftelke 
Perſonen einerfeitö und Arbeitern andererfeitö über die Entnehmung der Bedürfniſſe dice 
Ichteren aus gewiſſen Verfauföftellen, forte überhaupt über Die Verwendung des Verdim 
ſtes derfeiben.zu einem andern Zwede, als zur Betheillaung an Einrichtungen zur Leibe 
ferung der Lage der Arbeiter oder ihrer Famillen (8 50). . 


8.55. Forderungen für Waaren, weiche ungeachtet ded Verbotes den Arbeitern be; 
bitirt worden find, Fönnen von Fabrifinhabern und von den ihnen gleichgeftciiten (rw 


Kaffe von Arbeitern befteht, zu welcher er gehört. Sind mehrere ſolcher Klaſſen vorhank | 


fo fällt die Forderung-allen zu gleichen Theiten zu, in Ermangelung derartiger Anftoit 
aber der Drtdarmenfaffe. 


V. Unterffügungdfaffen und ähnliche Einrihtungen. 


8.56. Durch Ortöftatuten kann für Alle, weiche im Bemeinbebezirfe ein Gerrit 
felbftftändig betreiben, für welches dort eine Innung befteht, mit Zuftimmung der Inuum 
bie Verpflichtung feitgefeßt werden , ven Kranken⸗ Sterbe⸗ und Hülfskaſſen der Innux 
genoflen, imgleihen ven Wittwen- und Waifen- Unterftügungsfaffen derſelben beizutt 

In foihen Fällen darf hinfichtiic der Beiträge und fonftigen Leiftungen zu! 
erwähnten Kaflen und der daraus zu gewährenden Unterftügungen zwiſchen ven Innungr 
genoffen oder ihren Angehörigen und andern Betheitigten fein Unterfchied Statt fintt 
Auch muß den nicht zu den Innungen gehörigen Betheltigten, durch ftatutariiche Ancı 
nungen für die einzelnen Kaflenverbände, eine den Verhältnifien entſprechende Theilnahn 
an der Kaflenvermaltung und an den Berathungen über vie gemeinfamen Kaſſenanget 
genheiten gefichert, und in gleicher Art wie den Innungögenofien Belegenheit gegeben I" 
ben, von den Ergebniflen der Kaffenverwaltung Kenntniß zu nehmen. | 

8. 57. Durch Ortöftatuten fann für Alle, welche am Orte gleiche ober verwandie Or 
werbe felbftftändig betreiben, die Verpflichtung feſtgeſetzt werden, zur Beförderung folk“ 
Einrichtungen, welche 

1) die Unterbringung oder Uinterftügung arbeitfuchender, erfrankter oder aud anden 
Brfinden hülfsbedürftiger @efellen oder Behülfen, oder 
2) die Fortbildung der Lehrlinge, Befellen oder Gehülfen bezwecken, unter beu tel 
ber Kommunaibehörde mit Genehinigung der Regierung feitzuftellenden Bedisgur 
gen zufammenzutreten und dazu Beiträge aus eigenen Witteln zu entrichten. Tier 
Beiträge find für alle Betheiligte'nach gleichen Grundſätzen abzumeffen. Ä 
Als Befammtpeitrag der felbfiftändigen Gemwerbetreibenden zu den Koflen ber unter. 
gedachten Einrichtungen darf ein höherer Betrag als die Hätfte desjenigen, melhen de 
mitbetheiligten Gefellen und Gehülſen entrichten, nicht in Anfpruch nenommen werden 

Auch kann den ſelbſtſtändigen Gemwerbetreibenden purd die Ortoſtatuten bie m 

pflichtung auferlegt werben, die Beiträge ihrer Befehlen imd Gchülfen zu den o) 


Verordnung d. 9, Febr 1849. 141 


en Einrichtungen, unter Vorbehalt ber Anrechnung auf bie näͤchſte Lohnzahlung, 
vorzufchießen 
8. 58. Die Beftimmungen im 8. 169 der Gewerbe ⸗O. über bie Regelung ber Wer- 
‚ältniffe der feibftftändigen @etverbetreibenden zu Ihren Geſellen und Lehrlingen, ſowie 
Iber die Verpflichtung der Geſellen zu ihrem Weitritt zu den Gefelentaffen finden auch auf 
tabrifarbeiter Anwendung. 5 

Auferdem fann durd) Ortsſtatuten für bie Fabritinhaber die Verpflichtung feſtgeſetzt 
berden, ſich bei den UnterNügungöfaffen der Kabrifarbeiter durch Beiträge aus eigenen 





Ditteln bis zur Hälfte des Betrages, den bie bei ihnen beidäftigten Mrbeiter aufbringen, “ 


ı betheiligen, auch die Beiträge der letzteren, unter Vorbehalt der Anrechnung auf bie 
ihfte Lohnzahlung, verzufchießen. . 

In den, bon ber Negierung zu genehmigenben Statuten ber einzelnen Verbindungen 
nd Kaflen muß den Fabritinpabern eine Ihrer Stellung als Arbeitögeber und ber Höhe 
Ihrer Beiträge entjprechende Thelinahme an der Raffenverwaltung eingeräumt erben. 

8.59. Alle Beiträge der Befellen, Gehütſen und Babritarbeiter zu den in.ben 88. 144, 
169 ver Geiwerbe-D. und in den 88. 57, 58 ber gegentwärtigen V. erwähnten Kaflen und 
Eorihtungen, ſowie die zu denfelben von den feibftftändigen Gewerbetreibenden und von 


den Fabrifinhabern zu teiftenden Beltraͤge und Borfchüfle fönnen von ben zur Zahlung. 


Kerpflichteten durch egefutivifche Beitreibung im Vertvaltungswege eingegogen werben, 


VI. Innangdgebühren und Abgaben. 
8 60. Die Gebühren und Abgaben, weiche biöher 
1) bei der Aufnahme neuer Mitglieder ig eine Junung bon den Mufgenommenen und 
2 bei der Aufnahme und Enttaffung der 2ehrlinge bon diefen ober von ben Lehr» 
herren * 
an berfgjiedene Kaffen und andere Hebungöberechtigte zu entrichten waren, find fofort einer 
Nenifion zu unteriverfen, und, ſoweit e8 nod) nicht geihehen, nad) den folgenden Beſtim⸗ 
Fangen zu regeln. 
8.61. Zur Innungsfaffe dürfen 
1) bei der Aufnahme neuer Mitglleder bie bisherigen Aufnahmes Bebühren, ſowelt 
ſoiche ben Sat von 5 Mihirn. nicht überfteigen, dis nad) erfoigter dieb ſion ter äl» 
teren Innunyöftatuten (8. 66 diefer V.) fort erhoben, dagegen 
2) bei der Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge neben der Erftattung ber Im 
8. 159 der Beiverbe-D. ermähnten baaren Auslagen feine @ebühren ober fonftige 
Zahlungen. eingezogen werben. 


8.62. Weder für mittelbare noch für unmittelbare Staatsbeamte dütfen bei den im - 


8.60 bezeichneten Verhand ungen Gebühren oder Abgaben erhoben werden 

8. 63. Alle Zahlungen und Abgaben, welche bisher bei ben Im 8. 60 gedachten Ver⸗ 
anlofjungen an den Fisfus, an eine Gemeinde- oder eine Ortsarmenfafle zu entrichten 
paren, werden, foweit deren Muihebung nicht bereits durch den Artikel 40 der Berfaflungd« 
as erogt ift, hierdurch aufgehoben, wogegen bie dafür zu gemährenden @egenleiftuns 
‚gen wegfallen. . 

Daffeibe gitt hinſichtlich der in jenem Fällen für andere Berechtigte (Kirchen, milde 
Stiftungen u. f. iv.) erhobenen Zahlungen und Abgaben, ſoweit biefe Berechtigte nicht nach 
B hen 65 napmelfen, baß Ihre Hebungsrechte auf befonderen tätigen Erwerboͤtiteln 

ruhen. 


‚8. 64, Der Antrag auf Anerfennung eined Hebungorechts auf Brund eines Läftigen 
Srmerbstitels (8. 63) muß bis zum Schluffe des Johred 1849 bei der Reg. fchriftlich angee 
Krys 37 Geſchleht Died nicht, fo geht der Berechtigte ſeines Hebungstechts don 

ertuftig. 

8. 65. Den rechtzeitig angemeldeten Antrag auf Unerfennung bed Hebungsrechts 
(8.64) hat die Meg. durch die Kommunaibehörde mit Zuziehung ded Berechtigten und 
der beiheitlgten Innung erörtern zu laffen. Nach Boregung ber adgeſchloſſenen Berhand« 
Auen enijheidet dad Plenum der Reg. durch ein, mit Gründen auszufertigendes Reſolut 
dat unb bis zu welchem Betrage ber Berechtigte zur Borterhebung ber Abgabe 

gt iR. 


befu 

Gegen biefeg Mefolut fteht binnen einer präffufloifchen Friſt von ſechd Wochen nach 
Jufellung der Ausfertigung deſſelben ſowohl dem Berechtigten wie ber beiheiligten Innung 
der Refurs an bad Min. für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten oder die Berufung 
Auf rehtichen Behör ofen. 

—— ein Thell den Rechtsweg, fo iſt auch ber von dem andern Theile eingetvenbete 
im echtswege zu erledigen. 

8.66. Die Statuten der älteren Innungen ſind nach Maafgabe dieſer V. zu reni- 
diren und obzuändern. Die rebibirten Enttoürfe müffen. binnen drei Monaten ben dieg., 
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behufs der Feſtſtellung durch das Min. für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, dit 
. gereicht werben. 
VII Allgemeine Beftimmungen. 


8. 67. Ausländer find zum Betriebe eines ftehenden Gewerbed, ſoweit ihnen nik 
die Erlaubniß dazu In Ermiederung der im Auslande den biefleitigen Gewerbetreibendn 
entgegenftehenden Befchränfungen überhaupt zu verfagen ift, nur au erheblichen @rünteg 
zuzulaffen. Ueber diefe Gründe ift vor ber Zulaſſung eines Ausländers jederzeit ık 
Bemelnde des Ortes, mo dad Gewerbe betrieben’ werden fol, ingleichem bie betpelli 
Innung und der Berwerberath zu hören. Ä 

Daſſelbe git, wenn von audländifhen Getverbetreibenden bie Naturalifation (8. 
des G. v 31. Dez. 1842, ©. S. 1843, ©. 15) beantragt wird. ' . 

Die Beftimmungen biefe8 Paragraphen finden auf Angehörige deutfcher Staaten nf 
fo lange Anwendung, als nicht für biefelben die gegenfeitige Zulafjung der &etverbetreiber | 
den zur. Anfäfligmadyung und zum Gewerbebetriebe nad) gleichen Gründſätzen geregeiti J 

8. 68. Die polizeiliche Ertaubniß zum Handel mit gebrauchten Kleidern oder Bi 
mit gebrauchter Wäfche oder mit altem Metallgeräth, zum Betriebe des Bfandieihgemer 
zur gewerbömäßigen Vermittelung von Gelchäften. oder zur Uebdrnahme von Aufträge 
namentlich zur Abfaſſung ſchriftlicher Auflüge für Andere, ſowie zum Gewerbe ber Loh— 
lataien und anderer Berfonen, welche auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in Wirte] 
häufern ihre Dienfte anbieten (8. 49 der Bew, D.), ift zu berfagen, wenn die darübt] 
zu bernehmende Kommunalbehörde nad) Anhörung der Bemeindevertreter bie Nüguctdd 
und dad Bedürfnig des beabfichtigten Betoerbebetriebed nad) den dıtlichen Verhältifl 
nicht anerfennt. | ⸗ | 

8. 69. Deffenttiche' Verfteigerung neuer Handwerkerwaaren dürfen, ſoweit fie niH 
im Wege ber Exekution, oder im Auftrage eined Gerichte® oder einer anderen öffentlid 
Behörde erfolgen nur mit befonderer Genehmigung der Kommunalbehörbe des Berfkh 
gerungdorted Statt finden. 

8. 70. Wo nach der biöherigen Ortsgewohnheit gewiſſe Handimerfertwaaren, int 
nicht zu den Gegenftänden des einem Jeden freigegebenen Wochenmarktverkehrs Ru | 
(8. 78 der Bew. Drdn.), nur bon den Bewohnern des Marftorted auf dem Wodem 
marfte verfauft werden durften, fann die Regierung, nad) Anhörung des Wermerberatiig 
den einheimifchen Verfäufern bie Fortſetzung des herfümmlichen Wochenmarttoerfehrd 
jenen Handwerfermaaren geftatten, ohne auswärtige Verkäufer berfelben Waaren aufd 
Wocenmartte zuzulaflen (8. 75 der Gew. D.). | | 

8. 71. Einrichtungen, nad) welchen der Einfauf von Lebensmitteln auf Wodenmir: ] 
- tem einzelnen Klaſſen von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marktes, ſonden 
nur während einer getviffen Zeit geftattet wird, dürfen aud) an Orten, mo folche noch niöt | 
beftehen (8. 79 ber Gew. D.), nad) Maaßgabe des örtlichen Bedürfniffed mit Genehm⸗ 
gung der Meg. eingeführt werben. 

8. 72. Die Ortspolizei⸗Obrigkeit ift ermächtigt, die Bäder und. die Verkaͤufer bin 
Backwaaren anzuhalten, die Preiſe und das Gewicht ihrer verſchiedenen Backwagren I 
gerofe bon ihr zu beftimmende Zeiträume durch einen von außen fihtbaren Anſchlag ım 

erfaufslofale zur Kenntniß des Publikums zn bringen. . , 

Diefer Anſchlag ift foftenfrei mit bem polizeilichen Stempel zu verfehen und tägng 
während der Verfaufözeit auszuhängen. 

Veberfchreitungen der erwähnten Tagen werben nad) 8.186 ber Gewerbe⸗O. beftrafl. 

8. 73. Wo der Verkauf von Badtwaaren nur nad) polizeilich feftgefteliten oder don ' 
ben Bädern und Verfäufern an ihren Verkaufslokalen angeſchlagenen Tagen erlaubt if 
tann bie Ortöpolizel-Obrigfeit vie Bäder und Verkäufer zugleich anhalten, im Werfaufb 
kokale eine Waage mit den erforderlichen geaichten Berichten aufzuftellen und die Benusum 
berfeiben zum Nachwiegen ber verkauften Badtvaaren zu geftatten. 


VIII. Strafbefimmungen. - 

8. 74. Wer den Verbotöbeftimmungen der 88. 23, 25, 31, 32, 33, 47, 69 zutolder- 
handelt oder zu ihrer Umgehung durch Leihung feines Namens mitwirft, iſt mit Geldbuhe 
bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten zu beſtrafen Im 
Wiederholungsfalle fann außerdem auf Verluft der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Vetrktt 
des Gewerbes erfannt werden. | 

Diefelbe Strafbeftimmung gilt für die Webertretung der nach 8. 26 bon derfleg. od" 
bon dem Min. für Handel, Gewerbe und öffentiiche Arbeiten oder nach 88. 29, 34 durch 
Drtöftatuten getroffenen Feſtſetzungen. 

8. 75. Uebertretungen der 88. 50—52 werden mit einer Geldbuße bie zu fünfhunde 
Thalern und im ale des Unvermögend mit verbättuißmäßiger Befängnipftrafe befrof 
Im Wiederholungsfalle wird die Strafe verbopp dt. | 
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Die Geldbuhen fließen derjenigen Kaffe zu, weicher bie im 8. 58 erwähnten Kor 
erungen nad) den dort ertheiten Borfehriften zufallen. . B 

Jede rechtöträftige Verurtheilung wird auf Kofen bed Verurtheilten durch dad Amts» 
olt und andere öffentliche Blätter derjenigen Kreife, in welchen derfeibe und ber beihei- 
te Arbeiter ihren Wohnfig haben, befannt gemacht . 

8.76. Die Verhättniffe ver zur Beſchaffung milltairiſcher Vebürfniffe befimmten 
Ierfnätten und Fabrifen der Militairvermaitung, der Arbeiten in öffentlichen Anftaiten 
Pb ber öffenttichen Bauten, mit Einfluß der Keftungebauhöfe, bleiben der befonderen 
elung vorbehalten ; die Befimmungen der gegenwärtigen V. finden auf biefeiben keine 
Atvendung. ’ 

8. 77. Alte bergegentvärtigen®. entgegenftehenden allgemeinen und befonberen Beftim- 
üngen werden hierdurd; außer Kraft geſeht. 

Urtundlich 2c. 

Gegeben Charlottenburg, den 9. Febr. 1849. 

L. S.) Friedtich Wirherm. 


ad. Brandenburg. v. Ladenberg. b. Manteuffel. v. Strotha. Rintelen. 
db. d. Hepdt. Für den inanzmin.: Kühne. Gr. d. Bülow. 
(®. &. 1849, ©. 93 ff.) 
Dayıt: ‘ B 
Befonntmachung der bon ben Kammern ertheilten Genehmigung zu ber V. 
9. Febr. 1849, betreffend die Errichtung von Gewerberäthen und derſchledene 
binderungen der allgemeinen Gewerbe-Drdnung. om 30. Januar 1850. 
Nachdem die auf Grund bed Artifeld 105 der Verfaffungs-Urkunde unterm 9. Febr. 
Y. eriaffene, in der G. ©. von 1849, ©. 93 verfündete . 
Ö. über die Errichtung von Berverberäthen und verſchledene Abänderungen der allgemei- 
Jen Berverbe-Drdnung, . 
Pen Artitel der Verfoffungs-Urfunde gemäß, ben Kammern zur Genehmigung vorgelegt 
ren ift, haben beide Kammern der gedachten V. ihre Genehmigung ertheilt. 


Dies wird hierdurch zur Beachtung befannt gemacht. 
Kerlin, den 36. Januar 1850. 
Das Staatsminifterium. 


Graf d. Brandenburg. v. Ladenberg. d. Mantenffel. v. Strotha. 
b. d. Hehdt. db. Rabe. Simons, d. Schlelultz. 


(8. S. 1850, ©. 43.) 


Zweite Abtheilung. 
don den Einrichtungen und Maaßregeln zur Beförderung 
der Gewerbe. 


Borbemerkung. 

Die Einrichtungen und Maaßregeln der Staatsreglerung, deren Zweck auf 
Beförderung ber Gewerbe und der Induſtrie gerichtet ift, find thells all⸗ 
jemeiner Ratur, indem fle ſich auf bie Gewerbe aller Gattungen beziehen, 
YiIB ſolche bie nur ein zein e Arten ded Betverbebetriebed Indbefondere betreffen. 


Waod die er ſter en — die Einrichtungen und Maoßregeln allgemeiner Wirk⸗ 
amtelt — dettifft, fo laſſen ſich dieſe wiedtrum unterſcheiden in Diejenigen, deren 
nel auf die Hinwegräumung der dem freien Gewerbebetriebe ent» 
Begenfehenden Hinderniffe gerihtetif, und ſolche, dieeine Direkte Beför⸗ 
derung der Gewerde und ber Induftrie zum Ziele Haben. 
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. Erſte unterabth eilung. 


Allgemeine Maaßregeln und Einrichtungen bezuͤglich aller 
Gattungen der Gewerbe. 


Erſter Abſchnitt. | 
Bon der Hinwegräumung der der Freiheit des Gewerbe: | 
betriebes entgegenflehenden Befchränfungen. 


I Vorbemerkung. 
| Die Geſetzgebung, um den von ihrangenommenen Grundfab der Bewerb 

freiheit zur Geltung zu bringen, hat ed zu nächſt für ihre Aufgabe aner! 
alle mit diefem Prinzip undereinbare, bis dahin beftandene, Befhränktungag 
hinwegzuräumen, welde der Durdführung deffelben hindernd entgeg 
Nanden. Bon den betreffenden Maaßregeln der Geſetzgebung handelt der gegerj 
wärtige Abfchnitt, und zwar: 

1) von der Aufhebung der Gewerbe» Exflufiv» Rechte, d. I. derjen 
Rechte, welche beftimmten Perfonen oder Korporationen die Befugniß ert 
len, gewiſſe Gewerbe mit Audſchluß Anderer auszuüben; 

2) von der Aufhebung der Berechtigung zur Ertheilung gewer 
licher Konzeifionen und der Abgaben dafür; 

3) bon der Aufhebung der JZwangds und Bannredte; 

4) von der Aufhebung ded Zunftzwanged; | 

9) bon ber Aufhebung der Befhränktung bed Bewerbebetriebes a 
die Städte; . | 

6) don der Aufhebung der Beſchränkungen ded gleichzeitigen Betr 
mehrerer Gewerbe; 

7) von der Verhütung des Wiedereintritted neuer Beſchränkungeſ 
ber Gewerbefreiheit. 


Erfied Kapitel.- 


Bon der Aufhebung der ausschließlichen (monopolifizten) 
Gewerbe-Berechtigungen (Gewerbe-Erflufiv- Rechte). 


I, Bereitö dad Ed. v. 2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgemeine 
Gewerbes Steuer T) verordnete im $. 172), daß allein der Bewerbefgti 
ſowohl in den Etädten, äld auf dem platten Zande, dad Recht zum Gewerdehe⸗ 
triebe verleihen, und daß feiner Korporation und keinem Einzelnen hiergegen aud 
irgend einem Grunde ein Widerſpruchdrecht zuftehen folle3). Indeß wurdendk 


N G. ©. 1810 ©. 83. 

2) Vergl. oben ©. 187. 

2) Bon diefem Grundſatze audgehend, disponiren auch die nachſtehenden R.: 

a) N. des K. Min. ded Inn. und der P. (Köhler) v. 26. Dec. 1828 an die 8. Rd. 
zu Liegnig, daß zur Anlegung von WBade-Anftalten fein ausſchließendes Red 
ertheilt werben dürfe. 

»Der K. Reg. wird auf deren Bericht v. 12. d. M., wegen der, bon dem N.N. 
sin Grünberg beabfihtigten Anlage einer Bade-Unftalt, hierdurch eröffnet, daß 
»demfelben ein ausſchließendes Mecht grundfüglic gar nicht, auch nicht auf fiat 
»beftimmte Zeit, ertheilt, dem dieäfälligen Antrage der K. Reg. mithin nicht beige 
»ftimmt werden Tann.» (U. XII. 1073—4, 106.) - 

b) R. des 8. Min. ded Inn. und der P. (v. Rochow) und der Fin. (Graf v. Albenb⸗ 
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Iandenen Gewerde⸗Exlluſiv⸗Gerechtigkeiten nicht unbebingt ohne alle Ents 
ädigung aufgehoben; vielmehr wurde (a. a. D.) befiimmt, 

daß in denjenigen Orten, ivo am 2. Nov. 1810 Gewerbe⸗Gerechtigkeiten Etatt 
fanden, welche nicht auf. einem Brundftüde hafteten, und damit in feiner unger« 
tennlihen Verbindung -ftänden, Die aber dennod In den Hypothekenbüchern 
ingetragen ſeien, eine billige Entſchädigung für die biöher Berechtigten ton 
ven Reg. zu reguliren; daß aber gegen die Beflimmung der Entſchädigung bon 
Seiten der Reg. der Weg Rechtend nit Statt finden folle. | 


Ueber die hiernach verordnete Ablöſung der Exkluſiv⸗Gewerboberechti⸗ 
gen in den Städten ergingen hiernächſt die näheren Beſtimmungen in 
16. v. 7. Sept. 811 über bie poligeilihen Verhältniffe der Bewwerbe!)), wel⸗ 
d unter Bezugnahme auf den 8.17 des Ed. v. 2Nov. 1810, deſſen Prinzip 
iohl auf Diejenigen Gewerbe-Exkluſiv-Rechte auddehnend, welche für ſich allein, 
af die, welche als Pertinenzien eined Grundſtücks im Hypothekenbuche einge⸗ 
gen ſtehen, in den 66. 32 bis 50 verordnete: | | 

Ablöfung ber Real Dee boberedtlgungen. W 
‚8.32. Ausſchließliche, vererbliche und veräußerliche Gewerboberechtigungen in ben 
idten, die als ſolche in den Hypothekenbüchern eingetragen ſind, follen in Bezug auf 
I1d. Ed. v. 2. Rob. v. I. abgeloͤſt, und bis dies geſchehen kann, verzinſet werden. 

8.33. Auch die vormals auf ſtädtiſchen Grundſtücken unzertrennlich haftenden 
werböberechtigungen find davon nicht ausgeſchloſſen, weil durch 8. 4 des Ed. v. 9. Okt. 
17 diefe Unzertrennbarkeit bereits aufgehoben iſt. | 

8.34. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung ſchätzt den Preid, den jede nad) 88. 32, 
ddzuloͤſende Gewerbsberechtigung am 1. Nov. 1810 hatte. Der Magiftrat legt dieſe 
L nit feinem Gutachten der Reg. zur Mevifion und VBeftätigung vor. Gegen bie fo 

igte Tage findet in der Megel feine Einwendung mehr ftatt. | U 
.%.35. Sind die von ben Stadtverordneten anzulegenden Tagen nicht ſechs Monate 
HRublifation dieſes G. bei der Meg. eingegangen, fo verfügt fie felbft Die Abſchätzung 
ſch von ihr gewählte Kommilfarien und fegt auf den Grund derfeiben den Taxwerth feft. | 

8. 36. Die nad) 88. 34, 35 aufzunehmende Taxe bezieht ſich unbedingt blos auf den 
nid der Bemerböberechtigung. Iſt ed demnach auch biöher üblich geivefen, Häufer ober 





ieben) v. 17. Mürz 1842 an die K. Meg. zu Koͤnigoberg. daß ein Magiſtrat fein 
Exlluſtorecht zur Vermiethung geeichter Maaße auf Märkten haben fünne. 

»Die K. Meg. erhält in der Anl. (a.) einen heute dem dortigen Magiſtrate, wegen 
»ded bon ihm In Anſpruch genommenen ausöſchließlichen Rechts zur Vermiethung 
:geeihter Maaße aufden dortigen Märkten, ertheitten Befcheid zur Kenntnißnahme.« 


Anl. a. 

»Der Beſchwerde des Mag. v. 8.v. M., wegen Nichtanerkennung des bon dem⸗ 
»ſelben in Anſpruch genommenen Exkluſlvrechts zur Vermiethung geeichter Maaße 
auf den dortigen Märften, kann keine Yolge-gegeben werden. | | 

»Die Verjährung fann'gegen die Aufhebung perföntiher Exkluſtorechte dieſer Art⸗ 
nachdem biefetbe in Folge allgemeiner gefeglicher Vorſchriften ftattgefunden hat, 
»überhaupt nicht geltend gemacht werden, und eben fo wenig fann e8 In biefer 
Beziehung’ auf die angezogenen Rechtöfprüche, infofern biefelben nur bad Mecht 
zwiſchen den Parteien zum Gegenftande haben und nicht über die Rechte dritter 
»Berfonen entfcheiden, anfommen. Da nun aud) die Maaß⸗ und Gewichtsord⸗ 
nung feine Beftimmung enthält, aus welcher, wie ber Mag. irrthümlich annimmt, 
zu folgern wäre, daß dem Mag. dad Hecht, geeichte Maaße auf den dorligen 
»Moͤrlten zu vermiethen oder vermiethen zu laſſen, ausfchtieglich hat zugeftanden 
siverben ſollen, fo muß e8 bei ben, dieſes Exfiufivrecht abiprechenden Verf. des 
dortigen Rolizeipräf., der Meg. und des Herrn Oberpräfitenten, als vollfoımmen 
»begrändet, ſein Bewenden haben. Berlin, den 17. März 1842. 

»Der Min. des Inn. u.d.®. Der Finangminifter 
w Graf d. Alvensleben. 


Thl.VI.Sd.iI. i0 
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Beräthichaften in Verbindung damit zu verlaufen: fo muß dennoch ber Werth der 
nunmehr forgfältig abgejondert werden. \ — | j 
8. 37. Dagegen tächft aber dem Werthe der Betverböberechtigungen zu: Der Br 
aller in den Hypoihekenbũchern darauf eingetragenen unablöslihen Gefälle und Abgebe 
weicher mit 44 Proz. zum Kapifale berechnet toird. | 
| Geſetzt 3: B. eine Berechtigung, auf welcher zu Solge bed Hypothelenbucht 
Abzug der auf bem Haufe oder Grunbdftüde felbft ruhenden Laften, zehn Thaler Kaͤmm 
efälle haften, fel mit Haus und Beilaß geihäßt uf - - +... 300 
& geht davon zunächſt ab, der Werth des Hauſes und Bellafled, welche 
beſonders tagirt werben müflen. | 
Befebt diefe Taxe betrage «© - » 2 2.0 0. 2 28500 
fo bleiben für den Werth der Berechtigung . - . + - 0 0 00. 150 
Dagegen kommt zu, ber Kapitalwerth der Käumereiabgabe mit . zen 222% 
Iſt alfo der Werth der Beredhtigung.. . . - . + 17221 


8. 38. Der nad) 88. 34 bis 37 vermittelte Werth ver Berechtigung wird v. 1.‘ 
1810 ad; mit 44 Proc. jährlich jedem reblichen Beſitzer einer folhen Berechtigung, er 
darauf Gewerbe treiben oder nicht, verzinft, fo lange und fo weit derſelbe noch nicht aby 
iſt. Die Juhaber erhalten diefe Zinfen in vierfeljährlidhen Zahlungen, find aber, 

dagegen verpflichtet, alle auf der Berechtigung ruhenden Laſten u entrichten und koͤr 
Niemand deshalb entgegen fegen, daß eine Veränderung ihres Befisfiandes durch a 
meine Geſetze veranlaßt worden ſei. 

8.39. Für jedes, auf die nach 88. 32, 33 abzuloͤſenden Berechtigungen gegrü 
Bewer! befonderg wird ein Abiöfungdfond gebildet. Diefer beftcht 

a) aus dem gemeinfhaftlihen Vermögen ded Gewerls, nach Abzug ber darauf ix 
den Schulden; | 

b) aus einem jährlihen Einfommen von anderthalb Proc. des Werths fünmi 
zubehöriger Berechtigungen nad) ber Tage 88. 34 618 37. 

ec) aud den durch die Mblöjung erfparten Zinfen. . 

$. 40. Die Ablöfung gefchieht durch baare Zahlung aus dieſen Fonds, fo weit t 
jedesmal reicht. | 

$. 41. Diejenigen Berechtigungen werden zuerft abgelöft, die am mwohlfeilften e 
boten. werden. Sind mehrere gleich mwohlfeil angeboten: fo werden die Darunter 3 
abgelöft, auf wriche bie mehrſten Schulden eingetragen find. Ergiebt ſich hieraus 
Borzugdrecht, jo entſcheidet das Loos. Ob die Berechtigung nod) benutzt wird oder 
hat auf die Ablöfung derfeiben feinen Einfluß. Bu 

$. 42. Niemand fann ein niedriger Preis, ald der nad) 88. 34 big 37 beſtimmte, 
engen werben; nur muß er ſich, wenn er auf diefen befteht, gefallen lafſen, mi 

blöfung. alten nachzuſtehen, die unter ber Tage verfaufen wollen. | 

$. 43. Die eingetragenen Gläubiger dürfen der Ablöfung wider den vollen Taxr 

nie widerſprechen. Dagegen find fie nicht verpflichtet, in eine Ablöfung unter der 
zu willigen, menn badurd) ihre hypothekariſchen Rechte’ verlet werden. 

$. 44. Kein Inhaber einer Berechtigung darf die Ablöfung verweigern, fo balt 
ber volle Taxwerth angeboten wird. 

$. 45. Da bei den Ablöjungen nad) 8.37 auch die Kapitalwerthe der auf die B 
tigungen eingetragenen Gefälle und Abgaben bezahlt werben: fo müflen die Kuralı 
ber Kaffen, wozu fle biöher floflen, nicht verfäumen, dieſe Kapitalwerihe alsdann ti 
ziehen, und die Kaffe dadurch für die aufhörende Abgabe zu entſchädigen. 

8. 46. Der Fonds zu der Verzinfung $. 38 und Amortifation 8. 39 entſteht bad 
daß alle, die bad Gewerbe im Polizeibezirke der Stadt fortan betreiben, p. 1. Dec. f 
bis zur erfolgten gänzlichen Ablöjung jährlich Proc. des Geſammtwerths ber Bere 
gungen, die zu ihrem Gewerbe gehören, in vierteljährigen Raten bezahlen. 

Die Verpflichtung, hierzu beizutragen, hängt allein von vem @ewerböbetriebe ch 
Wer alſo eine Berechtigung beſitzt, zahlt dennoch nichts, wenn er das Gewerbe nicht treibt 

Wenn 3. 8. fämmtlihe Schuhbänfe einer Stadt auf 15,000 Thir. tagirt find: N 
zahlen alle, die in dem Polizeibezirke dieſer Stadt das Schuhmachen auf eigene Redsum 
treiben, fie mögen eine Schuhbant befißen ober nicht, — oder unzünftig fein, zuſam 
men genommen jährlid) 900 Thir., alfo vierteljährlich 225 Thir.. Hiervon werden zei 
bie Zinfen für die Berechtigungen nad) 8. 38 bezahlt und ber Weberreft zur Abloͤſung ned 
88. 39 bis 45 verimenbet. 

$. 47. Die, melde die Abgabe $. 46 auföringen, koͤnnen fi über deren Wertheiluns 
unter fi) einigen. Findet feine Einigung ftatt: fo vertheilt der Magiſtrat biefelbe un 
fie, nad) dem Verhältniß der Gewerbeſteuer, die fie zahlen. 

5.48, Die Abgabe $. 46 wird mit’der Gewerbeſteuer eingezogen. Der Mogiire 
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ot die babom au leiſtende Merzinfang- und Abidſung. Die Siadlderordneien control⸗ 
ihn hierbei, wid bei-der Bertpattung anderer. Communalgeiber. 
5. 49. Der Magiftrat ift perföntich verantwortlich dafür, daß ber Ahlöfungsfonde 





| rwerfs zu nichts andern, ald zur Mbiöfung der dazu gehörigen Berechtigungen der ⸗ 
dl, aud) die Abköfung auf feine Weiſe verzögert werbe.. Die Reg. find verpflichtet, 
uf befonderö zu achten. 





8.50. Sobald alle zu einem Gewert gehörigen Berechligungen adgelöft find, Hört . 


Thgabe 8. 46 gänzlich auf. 

Dazu: 

1) Deilaration bed ®. d. 7. Sept. 1811, die polizeilichen Verhältniffe der 
be betr. Vom 11. Juli 1822, 
Bir Friedtich Wilhelm ꝛc. 20. Da bie in dem G. v. 7. Sept. 1811 über bie Ablöͤ- 
der Bel Dererbäberehligungen 88. 32 bi8 50 enthaltenen Vorfchriften bon ben aud- 
nen Behörden theils unrichtig angewendet. thells nicht Überall anmendbar gefunden 
je berorbnen Wir, nad) se Sutahten Unfers Staatörathe, wie folgt: 

> 8088.32 und 83. . 
3.1. Auch diejenigen ausfchlieglihen, vererblichen und veräußerfihen Gewerbobe · 
hqungen in ben Stäbten, ielche, ed fei gar nicht, oder nicht mit allen dieſen Eigen» 
tem, in ben Hhpothelenbüchern eingetragen find, ſollen abgelöfet, und, bI8 biefed 
then, verzinfet werden, in fofern jene Eigenſchaften, infonderheit dad Redyt, die Ver« 
tung der @erechtigfeiten zum Gewerbe nleiher Art verhindern zu fönnen, auf andere 
at es ſei durch Privllegien oder durch ben Beſitz eines Unterfagungsrcchts, 
in werben. . 
9.2. Doc) find überall nur ſolche Berechtigungen zur Mblöfung zugulaffen, welche 
malb des Zeitraums v. 1. Jan. 1791 bi8 zum Tage der Befanntinadung bed G. v. 
ii. 1810 entteder auögeübt, ober aber für fich allein, außer Verbindung mit Grund» 
kn, berfauft worden find. 
u 88. 34 biß 37. 


* 
* Bel ber. Abſchaͤtzung bed Preifed der Berechtigungen iſt durch bad G. v. 7. Sept. 
die verfaſſungsmaͤhige Einwirtung der, der Meg. vorgeſetzten Behoͤrden leinebweges 
offen, vielmehr find ſowohl die Stadtverordneten · Verſammiungen und Mag., 
Reg, den deöfalifigen näheren Anweiſungen der betr. Min. pünftlid) nachzutommen 


tet, 
Zu 88. 38, 39, 46 u. 47. 


8.4. Der Fond zur Verzinfung und Ablöfung fol fortan an allen Orten, wo ber 


Kange- und Tilgungeplan nicht (yon feftfteht, und in Ausübung gefgmmen ift, nicht 
ven den Beiverbireibenden gleicher Art, fondern auch von ber Stadtgemeine auf- 
werben. 

. 5. Alle diejenigen nämlic), welche dad Gewerbe im Polizeibezirfe ber Stadt fortan 
fen, haben nad) bem Umfang ihre Geiverbe6 erbäuenigenäßige jährliche Beiſteuern 
em Ablöfungsfond zu Ieiften, unb ber Mag. ber Stadt hat dieſelbenn, mit Vorbehalt 
Returied an die borgefeßte Weg. dergeftalt zu beriheilen, daß fein @ewerbtreibenber 
ach außer Rahrungöftand geſeht werde. " 

Den Inhabera ber abzulöfenden Berechtigungen follen jedoch keine Baarzahlungen 
Sonnen, fondern Ihre Beiträge. mitteift Kompenfation von ben ihnen gebührenden 
>» und Entihpäbdigungäfummen in Mbzug gebracht tverden. 

8.6. Was nach Morechnmg des fhuldenfrelen Betverbsermögens und der Beiträge 
Menerbtreibenden mod) fehlt, um die @blöfung der unten (8. 8) enthaltenen Beftime 

gemäß zu Stande zu bringen, muß in darnad) berechneten gleichmaͤhigen Jahres- 

die Stabtgemeine ans ihren Witten zuſchiehen. 

8.7. Die Rädtifhe Behörde jeden Orts beftimmt, unter Genehmigung ber feg., in 
der Ort diefeß geichehen fol. Sie fann dazu nicht aulein die ihr in dem G. über bie 
tung ded Wogabenivefene d. 30. Mai 1820 $. 13 freigelaffenen Wittel wählen, fon- 
1 and) eine Erhöhung ber Steuer auf das Braumaiz und eine Verbraudhäfteuer auf 
Brennmakerial in Worfchlag bringen. 

8.8. &ler Orten, too der Berzinfunns- und Ablöfungsfond noch nicht geblibet if, 
Floihes nunmehr fofort dergeftalt geſchehen, daß der Ablöfungäplan fpäteftens nad) 
Auf bon zwel Jahren In Ausübung fommt, und biefer Mblöfungsplan muß fo anger 
It fein, dat dad ganze Wblöfungegefhäft in längfteno Dreifig Iahten, vom Tage der 

dung iefer Deilaration an gerechnet, beenbigt if, An fofern nicht bie Gemeine, 
9 größere Aufhüfle sine kürzere Tilgungäperiobe herbeiguführen, fürnöthig erachten follte. 

8.9. Die frit dem 1. Dez. 1810 angeſchwollenen Zinfen des MblöfungsiwerthB ber 

"ehigungen folten, im Mangel einer Einigung über eine frgereBeiäilgung allmäplig 
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neben den laufenden Zinfen dergeſtalt berihtigt werden, daß fie fpäteftend mit dem € 
der Ablöfungöfrift völlig getifgt find, und können über diefe Zinsrückſtände uniet 
Anerfenntnifie audgeftellt werben. 
$. 10, Dagegen follen aber auch die Bemeinen berechtigt fein, bie feit dem 1. 
1810 nicht eingezählten Beiträge derjenigen, melde feitbem die mit ausichliekik 
Gewerbeberechtigungen beihmert gemefenen @emerbe betrieben haben, in dem $.5 beit 
ten Mauße nachträglich enzubeben. | j 
(8. ©. 1822 ©. 187.) 
Mit Bezug hierauf erging nachſtehendes Publik. der K. Weg. zu Kir 
berg v. 26. Ian. 1823, betr. die Ablöfung der Real-Gewerb8-Berchhtigun 
Zur Ausführung der Allerh. Dekl. v. 11. Juli d. 3. (®. ©. St. 14. Ar. 14 
Bezug auf die in dem ©. v. 7. Sept. 1811 megen ber polizeit. Verhältniſſe ber Gem 
über die Ablöfung der ſteal-Gewerbs⸗Berechtigungen $5.32 bis 50 enthaltenen Vorſcht 
wird ben Mag. derjenigen Städte des hie. Reg. Depart., in welchen die Ablöfungs-kx 
genheit noch nicht definitiv regutirt iſt, hierdurch folgende nähere Inſtruktion erſheill 
Das ganze Abiöfungsgefchäft bezieht ih Im Weſentlichen auf 
A. die Prüfung und Anerkennung ber Ablöfungsfähigteit der Gewerbsberechtig 


überhaupt; 
B. Abſchätzung und Feſtſetzung bed Werthes derſelben, und 
C. die Regulirung der zur Ablöfung des legtern aufzubringenden Beiträge, oder dk 
dung eined vorſchriftsmäßigen Verzinſungs⸗ und Amortifations-Yonde. 
Mit befonderer Rüdfiht auf die dermalige Lage dieſer Ablöfungs-Aingelegenpeit tn 
wir zunächſt auf diejenigen Grundſätze im Allgemeinen aufmerkſam madyen, tmong 
fernern Einleitungen in diefem Beichäfte vorzüglid) ausgehen müffen. 
adA. In Betreff der Brüfung und Auerfennung überhaupt. 
Eine Berechtigung darf nicht eher ald zur Abloͤſung geeignet anerfannt werde 
die Dazu gefeßlich erforderlichen nothmendigen Eigenſchaften gehörig nachgewieſen fm 
Zu diefen Erfordernifien gehört in Gemäßheit des $. 1 der Dell. Hauptfählid: 
1) Der Beweis der Erfiufiv-Eigenfchaften, db. h. des Rechts, die Vermehruig 
Geredhtigfeiten zum Gewerbe gleicher Art verhindern zu können. 

Dieſes jus exclusivum ift eigentfid) nur allein Gegenſtand ber geſetzlichen 
fihtiguug und muß, in fofern von der Gewerbeberedhtigung an fidy, d. h. der ® 
niß, dad Gewerbe treiben zu dürfen, forgfältig unterfchieden werben. Die® 
eines ſolchen Exkluſiv⸗ oder Unterfagungdsftechtö darf nicht vermuthet, fondern 
bollftändig dargethan werben. 

Die vorherrfchende Meinung: daß die Abtöfungsfähigfeit ſchon daraus folgt, 
ber Betrieb gewiſſer Gewerbe ftetd bon ber vorangegangenen Erwerbung 
Grundſtücks oder einer Gewerbſtelle, fogenannten Banf u. f. m. abhängig get 
ift unrichtig, und ein ſolches Verhältnig kann die Eigenjhaft ber Ausſchließlt 
rechtlich noch nicht begründen. | 

Daſſelbe gilt von der Eintragung in die Hypothekenbücher, fofern barin 
zugleich außer der Vererblichkeit und Veräußerlichkeit ber dent 
berehtigung beren Ausſchließlichteit befonderd mit vermerli 
den; da aud bloße Beiverbe-Befugniffe häufig eingetragen worden find. _ 

Während nun die frühere Beftimmung bes ®. v. 7. Sept. 1811 $. 32 die ® 
fung der Gewerbe = Berechtigungen überhaupt dahin befchräntt, daß ſolche al ı 
ſchließlich, vererblich und beräußerlid in den Hypothekenbüchern eingenagen 
müffen, erhält. der d. 1 der Det. dieBegünftigung, daß diefeiben auch alöbann & 
loͤſet werben follen, in fofern auch ohne bypothetarifche Eintragung jener Eigerſ 

ten, und infonderheit die Ausſchließlichkeit, auf andere rechtliche Weiſe nachgent 
werden fünnen. 
Diefes kann gfhehen: | , 
direfte: durch Privilegien, wenn darin der numerus clausus ausbrüdid " 
halten, und nicht etwa zugleich durch bie fogenannte Kaffations-Kiauful eine 7 
mehrung der Berechtigfeiten, nad) Umſtänden vom Landesherrn oder dem Auält 
bed Privitegii unmittelbar vorbehalten worden ift; 
b) isbirefte: durch den Beweis für den Beſitz bes Unterfogungsrechts im Elunt k 
8.649 Tit.9 Ip. I des. 2. M. 
‚Demnädhft bürfen aber - F 
2) vach Maaßgabe des 6. 2 der Dekl. überall nur ſolche Berechtigungen gut em m 
augelaflen werben, welche innerhalb des gefeglichen Zeitraums v. 1. an. 119 „ 
zum Tage der Bekannimachung bed G. b. 2. Rod. 1810 entweder ausgrüßl 
aber für ſich allein, außer Verbindung mit Grundſtüden, verfauft worden MI) 


u 
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Obgleich gegenwärtig die Wrüfung und Anerkennung ber Wblöfungtfähigfeit vörzüg« 

Eommunalfache bleibt, fo ift dennoch der Staat aus landespotigellihen riet 

attid dabei intereitet, daß hierin frenge,nad) vorftehenden Brunbfägen verfahren 

mit etwa von Seiten der ftädtiihen Behörden auch ſolche Gewerbe · Berechtigungen 
böfungsfähig anerfannt werden, die darauf geſetzlich feinen Anfprudy haben, woraus 

Noihwenbigteit einer diesfeitigen Prüfung und refp. Veftätigung einer ſoichen Aner- 

ung von felbft einteuchtet. 

Würde dagegen ein biesfallfiger Anſpruch von ben Cominunalbe hoͤrden zurüdgerolefen, 

Dürde ben Intereflenten atvar der Wefurs am die vorgeſetzte Landed-Wolizelbehörde 

Bleiben; indeß bürfte ſih die K. Meg. alsdann borzüglid) nur auf die Unterfuhung 

barfbriftömäßigen Verfahrens überhaupt befhränfen, ohne event. den vermeintlich 

Mligten die Provofation ad viam juris gegen die Commune zu verfagen. 

IB. Wegen der Abihäbung und Feſt ſtellung des Werths ber nad 

7 obigen Grundfäken anzuertennenden Ablöfungd «Beredtie' 

gungen. 

Urmerten wir hier nur im Allgemeinen, daß zwar der nachzuweiſende Kaufwerth 

nad) twie.dor jur Baſis dienen, indeh nad) den höhern Beftimmungen nunmehr 
nur der neuefte allein berücfichtigt, fondern auf den obgedachten, durch $. ? der 

Ip. 11. Juli d. 3. bezeichneten Zeitraum zurüdgegangen werden fol. 

Auch, darf im Folge berfelben in der Megel nicht nur bei diefer Ermittelung der 
N vorgefommenen Kaufmerthe ſtehen geblieben, fondern e8 ſoll auch, nad) Analogie 
34 6 ©. d. ?. Sept: 1811, fo viel wie möglich noch auf andere Momente der 
Bd vorgefchriebenen Shäsung Büdjicht:genommen werden. Dahin wäre 3. B. 
Dnlihte Berüctfichtigung des Werth6 der Gewerhe · Serechtlgung an ſich, ohne Egftur 
gehören, fo weit fid) derfelbe irgend abmeffen Ieße, ingleihen reip. ein verhätnig« 

Abzug für die nicht toirtlich ausgeübten @erectigtelten, oder, too angenommen 

Könnte, daß die entbehrten Zinfen in dem Werfaufspreife ſchon zum Thell mitbe - 

find. \ 

kraach und wegen der nad) 8.3 a a. D. bei ber Abſchätzung des Prelfed vorbe · 
kn höhern Einwirkung ändert fich die nanze Baſſs aller etwa ſchon projeftirten oder 
fgefesten Abtöfungs- und Tilgungöpläne, die daher auch weiter nicht zur Audfuͤh - 

Fonmen tönnen. 

I Ras num 

MC. die Aufbringung ded Fonds zu Berainfung und Ablöfung, oder 
Shle fernermweite Anfertigung diefer Wıäne ſeibſt betrifft, fo folen bie Diegfallfigen Bel- 

‚nad 8.4. der Deft., hinfort niht allein bon den @eiwerbetreibenden gleicher Art, 

m and) von der Stabigemeine ‚aufgebradyt werden, 

Fidegen diefer und nad) 8. 6 a..a. D. nacıgelafienen Ertveiterung des Berzinfungd- 

Eimortifationse Fonds gegen- die Borſchriften 66. 38, 39, 48 und 47 des ®. v. 

Eipt. 1811 darf von einer vermeintlichen Verpflichtung des Pistus zur unmittelbaren 

Murrenz bei der dieöfalifigen Aufbringung nicht mehr die Rebe fein. 

Anberfeits ifl-aber nicht zu verfennen, daß ſich baburd dav Interefie der Kommunen 
ltielbar wejenttich verändert hat, und diefelben in fofern zur nenauen Beobachtung 
 Behufs der Anertennung der Ablöfungsfäptgteit aufgefteiiten Grundfäge nun um fo 
Mrdon fetbft-anfgefordert werden. 

F9e angelegentlicher wir nun die möglichfte Beldhleunigung ber endlichen Ertebinung 
inichtigen Angelögenheit wünfchen, defto nothivenviger ſcheint es und, bie Räbtifhyen 
en zubörberit durch dieſe Bemertungen auf den richtigen Standpunft ber gehörigen 

eilung und fernern Behandlung der Sache hlazuführen. 

Bo die Nothiwendigteit eined neu einzufeitenden Werfahrend einiritt, kommt c& jeht 

Mt auf die Berihtigung ded Puntts ad A. ober auf die event.inochmalige Prüfung 

Praranf zugündenden Feftftellung der wirtlichen Abtöfungefähigfeit der vorhandenen 

A-Beiverböberechtigungen ſelbſt an. Ri J 
Die Einleitungen ad B. Behufs der Werthſchaͤzung toͤnnen vorläufig noch in fo meit 

Merbieiben, als nicht etwa ſchon die frühere Anerfennung,” infonderheit ber Extluſſv⸗ 

— nad). ben borermähnten —— non bier aus beftätigt worden Ift, oder 
)e noch) audy jet durchaus unzweifelhaft eriheint. 

Eben fo muß ad C. der Bildung des Ablöfungeplaus bis zur nölligen Mepulirung 

Au B, für jest mod) Auftand gegeben werden, wenn e8 gi den Maginräten 

men bleibt, ich rüctjihtlich der Wahl’oder Unmendbarteit per nad) 8. Tbeö ®. 

FII-Aull d. 9. Behufs des auizubtingenden &blöfunge- Fonds freigelaffenen Mittel im 

Enberfänbnik; ver Stadtoerorbneten event. vorläufig zu cılären. 

@.Y.52—1, 89.) > 


1). Bon der Befbrderung ber Gewerbe; 


2) Die Frage: ob eine Beiwerbeberechtigung in die Stathegerie ber geickliä 
abzulöfenden gehöre, unterliegt der gerichtlichen Kognitton und muß nidt mr 
mit dem Fiskus, fondern auch mit denjenigen, weiche die Ablöfungdfumme ar 
zubringen verpflitet find, ausgemacht werden, während demnächſt die Vol 
‚ Rredung des Erkenntniffed lediglid, zum Reſſort der Verwaltungsbehörden geht 
Died nehmen an: | Ä Ä 
a) Das R. des Juſtizmin. v. 4. Nov. 1817. (Mn. XX. 219.) 
by) Dad M. deſſelb. Min. v. 27. DM. 1834, 
Bergl. diefe M. im Medizinalweſen [Ihl, VI. des Wertes) Bd. 
©. 632 u. 633. 0 | 
L In Betreff der Berfon des Verklagten in folhen Prozeſſen find i 
folgende Beſtimmungen zu beachten: 
a) Plenarbeſchl. ded Geh. Ob. Trib, v. 30. Mai 1842, 
| Klagen auf Anerkennung der Ablösbarfeit bon Gewerbe-Berechtigungen nad) den 
v. 7. Sept. 1811 und der Deftaration v. 11. Juli 1822 können nur gegen bie betr. 5 
mune, bertreten durch ihren Magiftrat, uad nicht gegen den Fiskus angeftellt werden. 
Min. Bl. d: inn. Verw. 1842 ©. 286 Nr. 392, Juſt. Min. Br 1842 ©.: 
Entfheid. Bd. 8 6.118) . Ä 
Vergl. aud) dad R. des Juſtizmin. v. 1. Juli 1837. | 
(Ann. XXI, 1068, f. unten ©. 157.) | \ 
by C. R. des Königl. Juſtizmin. (Uhden) d. 8. Juni 1846 betr. die 34 
hung des Fidkud zu Mechtöftreitigkeiten wegen Abgaben, die für den Betrich d 
Gewerbes entrichtet werden, in denjenigen Landestheilen, in welchen jene Abg 
erſt durd) die Bewerbe-D. v. 17. Jan. 1845 aufgehoben worden find. 
Zur Berihtigung der Anflchten, welche über die Natur grunbherrlicher Abgabe 
Anwendung des 8.30 des Gewerbe-Steuergeſetzes v. 2. Nov. 1810, durch welchch 
ben damaligen Umfang der Monarchie alle Abgaben von Bewerben, infofern fie d 
rechtigung zum Betriebe derfeiben betreffen, aufgehoben tworden, hervorgetreten wars 
bie Dekl. dieſes 8. v. 19. Febr. 1832 (G. S. ©. 64) erlaffen werden. Nach derſelde 
die Erledigung eines dieferhalb zwiſchen ven Berechtigten und Werpflichteten entfteher 
Streites zunächft Ihrer gütlichen Vereinbarung überlaffen; ev. hat aber der Richter! 
über zu entſcheiden. Diefen Grundſätzen entfprechend, hat die Gewerbe-D. v. 17. J 
b. 3. im 8. 3 ebenfall8 alle Abgaben, welche für den Betrieb eined Gewerbes bi8 zu ih 
Erſcheinen entrichtet werben mußten, aufgehoben, und dabei beftimmt, daß nach der 8. 





— 





alſo Niemand betheiligt iſt. In den Landestheilen dagegen, in welchen die Aufhedt 
ber gewerblichen Abgaben erſt durch die Gewerbe⸗O. v. 17. Jan. v. J. erfolgte, IR 
Lage der Sache eine andere, weit bie Entichädigungs-D. v. 17. Jan. dv. J. um 
gewiſſen Vorausſetzungen einen Entihädigungd-Anfpruc gegen den Fiskus einräumt. 

Das Intereſſe ded legtern ift daher ‚bei dem Ausgange eined joihen Streites nit 
blo8 weſentlich betheiligt, fondern der Streit Tann überhaupt, ohne daß Fiskus dabei zug 
zogen, gehört und gegen ihn enffchieben worden, nicht zum Auötrage kommen, indem cM 
5108 zwifchen ven Berechtigten und Werpflichteten ergangened Judikat dem nicht zugezoge 
nen Fiokus, In Beziehung auf bie Entihädigungsfrage, bei dem nad) 8.43 der Abloͤſung 
D. ftattfindenden Verfahren nicht präjubiziren würde. Es iſt zwar hiernach zu erwer⸗ 
ten, baß die Berechtigten bei einem nad) 8. 3 der Bewerbe-D. entſtehenden Red 
ftreite bem Fiokus litem denungiren werben. Um indeß für ven Yall, daß ſolches geſchied 
eine unnöthige Verplelfättigung von Prozeſſen zu vermeiden, werden die Berichte derjenl 
gen Landestheile, in welchen bie Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerdes entrid 
tet erben, erft durch die Bewerbe-D. dv. 17. Ian. v. 3. aufgehoben worden ſind 
angewieſen: a 

in allen Fällen, wo darüber ein Prozeß angeftrengt wird, ob eine Abgabe den m 8.9 
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ber Beiverbe=D. bezeichneten angehöre, fofort zur Etaletiung des Prozeſſes ‘der 
betr, Reg, infofern biefe nicht etwa fetbft ſchon Partei fein möchte, Abfchrift det Rlage 
nahrichtlich mitzutpeilen. J “ 
Dem Fiöfus bleibt alsdann Überlafen, als Intervenient zugukreten;:md bleibt auf 
Anträge der betr. Behörden In jedem einzelnen Yale nach ben Lmftänden zu verfügen: 
(Min. Bi. d. jan. Verw. 1846 ©. 98 Nr. 147, Juft. Min. Bi. 1846 ©. 120.) 


3) R. ded 8. Juflmin. d. 6. Junt 1834. Ueber die Verpflichtung einer 
xporatlon jur Berichtigung ‚der Ablbſungoſumme einer abldsbaren Geiverder 
tigkeit findet der Rechtsweg nicht ftatt. . 
ine folche Klage ift durchaus unzutäfftg, weil über Anſpruͤche biefer Art der Rechts - 
It geſtattet if. Diefer ift nur dem Inhaber einer @erechiigfeit, über bie Brage , 
— ob biefelbe ablöfungsfählg fel? nicht aber über dad Ablöfungdquantum, 
ie ftattfindenden Wtobalitäten und über dad bei der Mblöfung ftattfindende Verfahs 
a. Ueber diefe brei Begenftände ift der Rechtoweg durch 8. 17 bed ©. d. 2. Nov.1810 _ 
3.6), burd) 88. 32, 50 de ©. d. 7. Sept. 1811 (©. ©.) und die Deft. v. 11. Juli 
26. ©.) ausbrüdiich ausgefchloffen. "Aber auch ſchon nad; allgemeinen Grundfägen 
im ein ſolcher Anfpruch nicht durch Brogeß verfolgt werden. Die Kretſchmer zu 8. wol -· 
urc) die angeftellte Klage eine Befreiung von den Beiträgen erlangen, zu weichen die 
ente —E Sehufs der Ablöfung einer Gerechtigteit fle für ſchuldig 
hat. &8 tommt daher auf die Immunität bon einer allgemeinen Abgabe 
je alle Mitglieder einer gemwiffen Klaffe entrichten follen, und hierbei findet 
8.78 Tit, 14 Thl. IT. de8 4. 2. WM. und 8. 36 der ©. v. 26. Dec. 1808, tvegen ber» 
Ierter Einrichtung der Provinziatbehörben (@. S.) der Rechtötoeg nicht ftatt. ” 
(Min. Utten I. 2526. — Gen. G. 23 Vol. 5 Fol. 102.) i J 
4) Ebenſo iſt der Rechtoweg ausgeſchloſſen gegen bie bon der Kom⸗ 
Ibehörde erfolgte Wertpeilung der Weiträge zum Mblöfungsfond. 
ber Spricht ſich Dad nachftehende Erf. ded K. Kompetenz» Gerihtöhos 
.5. Mpril 1848 auß. - 


uf den don der K. Reg. zu Siegnit erhobenen Kompetenz⸗Konflikt in der bei dem 
erlandeögericht zu Ologau anhängigen Fusaehfade des Bürgers und Bafthofbeflgers 
©., Kiägers, wider den Magiftrat zu S, Verfiagten, betr. die Verpflihtung zur 
uerung zu bem Näbtifchen Brqugeredhtigteitö- Amortifationd- Fonds, erkennt ber 
ihtehof zur Entfheidung der Kompetenz-Ronfiitte für Recht: . 
der Rechtsweg in diefer Sache für unzufäffig und ber erhobene Kompetenz ⸗Kon · 
daher für begründet zu erachten. 


. Bon Rechtowegen 
b ger Dub gondoſchelbe 8 Ju © eher an ber Orege Der: nätjhen 
Bürger amd BafHofebefiher &. zu ©., welchtr an ber Brenze 
bmart ein Örundftüd und eine Brauerei deſitzt und für Betreibung der Ichteren eine 
er Anordnung beruhende, vom Magiftrat vorſchriftmaͤßig verantagte gewerb ⸗ 
Ibgabe zu entrichten veipflichtet getoefen ift, hat, nachdem bie Bewerbe-D. vd. 

"% Jan. 1845 ertaffen tvar, dad Brauerei» @ebäude über die Brenze ded Wolizeibezirts 

18 15 Schritt von feiner Wohnung beriegt, und behauptet, num feiner Verpfikhtung 
richtung jener Abgabe enthoben zu fein. In den Wermaltungd-Iuftanzen mit fei- 
Ieöfälligen Mnträgen abgewieſen, hat er den Kechtöweg beichritten und. bei dem K. 

Iandeögericht zu ®. fein Riagepeiitum dahin gefellt: 

ı den Magiftrat zu ©. mit feinen Anfprüchen an ben Kläger wegen VBeiſteutrung zu 
a Mäbtikhen Brangerechtigteitg-Amortifatlone- Fonds ab- und für immer zur Ruhe 
du verweiſen. 

Das 2. Dberlandeöger. hat bie Klage eingeleitet, die 2. Reg. zu 2. aber dem Kompe- 
np &onfüft erhoben, indem fle ausführt, dad vorliegende Streitobjett bilda feinen Gegeu⸗ 
Iand des Pripatrechts, ed handie fid hier vielmehr um eine Kommunalabgabe, welche der 

\ogifirat zu veranlagen berufen fe. 
Der Xtäger hat, bon der nach 8.5 de ©. v. 8. April 1847 ihm zuftehenden Befug- 

"5 Oebrauch machen, ſich über den erhobenen Kompetenz-Konfütt unterm 21. Junl v. J. 

ertlärt und babel eingeräumt: . 

»dah wenn einer von benen, welche dad Brauereige werbe im Poligeibezirfe ber. Stadt 

©: treiben, auf Befreiung bon ben Beiträgen zu dem Braugerechtigteitß - Amorlifa- 
Konk-Gonbe gefigt hätte, der Bea ausgeiehlofien he en und in dem 

iger glaubt aber zur Zahl diefer Gewerbetrelbeuden nicht zu gehöre 

8,46 da in. ea Ei 8.5 der Deft. v.11. Juli 1822 (melche die Berpflihe = 
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ww - Kon ber Beförderung ber Beiverbe; 
dung zur Abgabe Fl bie Geimerbetreibenben bed ftäbtifchen Potlzeibesirts befchränten) dir 






. henige befondere gefeßliche Borfhrift für ſich geltend machen zu fünnen, welche nad) 8.1 
des ®. d. 11. Mai 1842 die Zulaffung einer richterlihen Entfpeidung bedingt. 

Die Förmlichteiten find beobachtet, in der Sache ſelbſt muß der erhobene Rompriamy 

Konfüitt für begründet erachtet werben. 

8 ſieht feft, Daß der Ktäger im Poligeibezirt Ber Stadt ©. wohnt; es fich! 

feft, daß er darin geroiffe, auf das Brauerel-@emerbe bezügliche Handlungen vor: 

Da M it, weicher durch ®. AR ber DD. Dept BEAT nn DE a 


auf dad Branerei-@erverbe Sesügtihen ‚Handlungen foldye find, welche feine Heranziehum) 


der Magiftrat, fondern das über die Veranlagung zu der Abgabe enticeide. Di 

ar Rain mei aus Dh — 

11. Juu 1822 lautet: B 
alle biejenigen, welche da8 Betverbe im Pollzeibezirfe der Stadt treiben, haben nal) 
dem Umfange ihred Gewerdes, Beifleuern zum Ablöfungsfond zu leiften, und 
Magiftrat der Stadt hat diefelben mit Vorbehalt bes Hekurfes an die Megierung ka 
genait zu bertheiten, Daß fein @etverbetreibender dadurch außer Nahrungsftand dl 

. | 


Hieraus giebt fidy unzweifelhaft, daß bad Geſetz den Wermaltungäbehürben 
Veranlagung 3 ü 






age auf Befreiung 

ſchlacht· und mahifteuerpfüchtigen Stadt wohne. aut iſt, oder gegen eine Entſchen 
isAngelegeuheit der Richter mit % 

Fra etreten werden fann, auszuſprechen, in Beziehung auf ein geroifed Or 


aefualif Erörterung um deshalb‘ nicht et, well e8 ſich Dabei icht um ei 
—A — hal geeigni Ach dabei gar nicht u 





Bas ſchließlich den vom Kläger d gemachten Einwand betrifft, feine Behr 


bon ber&bgabe werde nad) 8.2 der®.b. 11. Mat 1842 durch ein beſonderes @efeh 
indet, al dad ®. b. 7. Sept. 1811 im 8. 46 nur bie Befteuerung ded innerh 


—X begründendes beſonderes Geſetz ge betrachten fel, benn das @. v. 7. Stpl. tzu 
eben fein Spezlals ſondern ein allgeme 
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{usführung bie ‚hier einſchlagenden Werhätfniffe der Feſtſetzung durch bie Wertvaltunge- 
14% ausdrüctic, inter, und demnach felbN bad prozefiualifche Berfuhren atse 
licht. 
ı ‚Berlin, * 5. ee f eibung ber Roı te 
Önig. @erichtöhof zur Catſcheldung der Rompetenz-Konftikte. 
Ruf. Min. 2 1848 ©, 209, Mn, BL. d. In. Verw. 1848 ©. 260 Rt. 300, 

5) Charakter der Ausjhliepligkeit der Bewerbeberehtigungen. 
Inler Auöjclieflickeit einer Gewerbeberechtigung iM Geſch loſſen heit der 
Iunft (numerus elausus) zu verfehen. . 

Der II. Senat ded Db. 2. Ger. zu Bredlan in bem Mppellationdurtel v. 
I. März 1834 und das Geh. Ob. Trib. in dem Mebifiondert. v. 17. März 
85 nehmen an, daß ſich die Ausſchließlichteit der Gewer deberechtigung weder 
Wider Zuverficht ded nöthigen Schugeß gegen unzänftige Beiverbeteibende, oper 
Mir, die von audtwärtd Waaren einbringen möchten, noch aus dem onerdfen Er⸗ 
Ib ber Gerechtigkeit folgern laffe, und überhaupt dann nicht anzunehmen fe, 
Kan keine gefchloffene Zahl der Zunftbereötigten angegeben iR. » 

Shlef. Ardiv Bd. 3 ©. 333.) , 

6) Wenn die Ausichlieflihkeit einer RealgewerbesBerechtigung zur Begrüns 
Ing Ihrer Ablöfungdfänigteit durch ein Unterfagungdredht dargethan werben fol, 
FR der Nachweld eined gegen den Staat erworbenen Unterfagungeredhted ers 
Mberlich. . 

"Früher hatte dad Geh. Ob. Trib. angenommen, daß dad Unterfagungss 

nur gegen. jeden unbefugten Gewerbegenoſſen durch Audſchlleßung deſſelden 
lusübung ded gleichen Gewerbes innerhalb der Gtabt erworben werben müffe. 
W Urtel d. 11. Mai 1827, (Entfheid. 8b. 7. ©. 81). Mleln ſowohl durch 
kn. 23. April 1835, als durch den Plenar-Befhl. v.26. April 1841 ift der 
ie Sa aus folgenden Gründen außgefprodhen worden, 

Die ausfchlieflichen Gewerbeberechtigungen gehören in die Klaſſe der auf Exkluſtv- 
Üllegien beruhenden Rechte. Privilegien gu verleihen, ommt nad) 8. 7 Tit. 13. Thi IL. 
FM 2. Mur dem Oberhaupte ded Staats zw, und dieſes hat gemäß 8. 183 Tit. 8 
4 D. allein das Mecht, eine bieher ungefchtoffen geivefene Zunft In eine gefdloffene zu 
Mandeln, d.h. bie Zahl der Mitglieder, ans welchen die Zunft an einem Orte beftehen 
U (numerus elausus), zu beftimmen. Die Befugniß tes Staates, dies zu tyun — nach 
m Sprahgebraud) des A. 2. M. ein negatives Recht — Tann, einer einzelnen Benofs 
haft von Bewerbetreibenden gegenüber, durch bie bloße Unterlaflung des @ebrauds 
9 in ber längften Zeit nicht aufhören. Der Staat fann vielmehr jene Vefugni nur das 
(56) verlieren, wenn Kälte vorfommen, In denen diejenigen, welche die Aufnahme in eine 
mdwerter-Benoffenihaft oder Zunft verlangen, bon ber Ießteren zurüdgetviefen werben, 
Kit ic) diefetbe für geichloffen hält; jene hiergegen Beſchwerde führen, bie betreffende 
Aal fic) aber auf ihre geichloffene Verfaffung beruft, und ber Staat nicht weiter auf die 
Naffung der Aufnahme Suchenden brfteht. Nur in diefer Yıt iſt die Erifteng eined dem 
Abemeitten negativen Rechte ded Staats entgegenfebenben, genen die Vermehrung der 
Iechtigfeiten zum Gewerde gleicher Art gerichteten Unterfagungsredjte benfbar, und 
nit beiten Befig felbftredend auc) nur gegen ben Etoat zu erwerben. 

Bei der entgegengefeßten Auſicht, wonach unter bem im 8. 1 der Detl. d. 11. Juli 
922 gebachten Unterfagungsrecht nur die Befugniß zu verftehen fein fol, die Betreibung 
6 zunftmäßigen @etverbes denjenigen zu unterfagen, bie feine Weiverbeftelte oder foge- 
Annie Bant.befigen, wird das Verbietungdrecht gegen unzünftige Beiwerbetreibenbe, ber 
lunftgtwang, mit ber Extiufivität einer Gewerbeberechligung derwechſeit. Gleichwohl kann 
% eine Zunft, die nicht durd) ein Pribifegium für eine geichloffene erttärt Ift, nicht feibft 
'e Mechle einer ſolchen blos dadurch verida| daß fle mährend einer noch fo langen 
(Al nur eine geioiffe Anzahl von Bant« oder erbeftelienbefiger anertann: und aufge» 
ommen hat, indem hierdurch der Staat In feiner Befugniß, eine Bermehrung ber @eredye 
Iteiten zum Gewerbe gleicher Art nach Imftänden eintreten zu laffen, noch nicht beichränft 
Od. Bei enfgegengefehter Annahıe würde ein gleicher Enifchädigungsanfpruch aud) an« 
'cen Junfigenoffen, von denen früher ebenfalß der Junftzwang audgeäbt toren , und 
Ne nit minder burd) den Betrieb ihre @i 8 feitens unzünftiger Meifler leiden, nicht 
!ufprechen fel, während ihnen dad @ejeß unftreitig einen foldyen nicht gerwährt. Der 
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Umſtand, baf der Beweis über ben Beſttzerwerb eines Unterſagungsrechtes in demo 
angenommenen Sinne in den meiften Fällen nicht geführt werden könne, hebt bie Ro 
wendigkeit dieſes Beiweiſes nicht auf, ſobald man denfelben einmaf bon bem @efch als 
boten anfehen muß. (Entjcheid. Bd. 7 S. 78—87.) 

7) 8. des Juſt. Din. dv. 11. Eept. 1816. Bei den Gewerbbdbereqhlig 
gen des platten Landes findet weder eine Entihädigung don Eeiten 
Staats, noch eine Ablöfung von Seiten der Bemwerbetreibenden ftett. 

Euer Exc. beehren wir und auf das Schreiben v. 26. Juni d. 3. über die Frage: 

ob aud) die früher auf dem platten Lande auoſchließlich ausgeübten — * 

tigungen, namentlich der Bäder, Höfer und Schlächter ſich zur Entſchädigung 
Abloͤſung eiggen? 
unſere Anfihten und biöherige Verfahrungsart in Nachſtehendem mitzutheilen. 
Durch das Ed. v. 2. Nob. 1810 iſt die allgemeine Gewerbefreihelt eingeführt, 
durch deſſen 8. 17, nach: welchem feiner Korporation und feinem Einzelnen ein Wi 
fpruchörecht, aud weichem Grunde ed auch fein: möge, zuftehen fol, find alle bis dahin 
ftandenen ausſchließlichen Gemwerbeberechtigungen mit einemmale und zwar bergeftalt 
gehoben, daß es als Regel angenommen werden muß. 

dem Einzelnen kann für den Verluft feines biöherigen Exkluſtvsrechts darum 

jpecielle Entfchädigung bewilligt werben, weil er foldhe in der Erweiterung ber 

legenheit zum Erwerb’ ſelbſt fuchen muß und finden fol. ” 

- Die einzige Ausnahme, welche das befagte Geſetz am angeführten Orte ftatuirt 
ber Fall, wenn eine für fid) und ohne Beziehung auf ein ®rundftüd beftehende Gew 
gerechtigfeit in dem Hypothekenbuche eingetragen ift. Es würde hier für etwanige ein 
gene Gläubiger gar fein Mealrecht übrig bleiben, und theils deshalb, theils aud), weil 
der Werth einer ſolchen Gerechtigkeit auffallender barfteilt, ad in der Verbindung mit 
Grundftuͤcke; endlich auch, weil In diefen feiteneren Fällen die Entfhädigung aus ©: 
fonds nicht fo grabezu unmöglich erfcheint, wie bei ben Srundftüdögerechtigfeiten, if 
au.ber gejeglichen Diopoſition, wid bemerft, Veranlaſſung genommen worden. 

Durd) die 88. 32 seq. des Ed. v.7. Sept. 1811 wurde für fämmtliche, in den S 
ten vorhanden gemefenen auöfchließlichen , vererblichen und veräußerlihen Gewerbsb 
tigungen das beſondere Abiöfungdverfahren angeordnet, ohne Unterfchled, ob die ® 
gung für fi allein, oder als Pertinenz eines Grundſtücks im HYypothefenbuche ftcht; 
ohngeachtet Beziehung genommen wird auf ben 8.17 ded Ed. v. 2. Non. 1810, jo if 
derfelbe keinesweges auöbrüdtich aufgehoben worden. &8 ift ihm alſo auch nur in d 
auf die ſtädtiſchen Gewerbeberechtigungen durch das neuere Geſetz von 1811 derogitt, 
er. befteht noch Hinficht8 der ohne Zufammenhang mit einem Grundflüde in dem H 
thelfenbudhe etwa eingetragenen Berechtigungen des platten Zanded. Daraus folgt 
auch, daß bei einer Gewerböberechtigung bed platten Zanded, die mit einem Grun 
verbunden iſt, weder eine Entſchädigung bon Seiten des Staatd nad) dem Ebd. v. 2. 
1810, noch eine Abtöfung nady dem ©. d. 7. Sept. 1811 ftattfinden fann. 

Berlin, den 24. Aug. 1816. I == . 

Dem K. Ob. 2. Ber von Litthauen wird im Verfolge des auf den Bericht bed Koly 
b. 7. Mai unterm 26. Juni e. ergangenen W., dad in Betreff ber Frage: ' 

»ob aud) bie früher auf dem platten Sande ausfchlieglidy ausgeübten Gewerbede 
rechtigungen, namentlich der Bäder, Höfer und Schlächter fi zur Entihadigen 
und Abidjung qualifiziren ?«. . u 
jet eingefommene MAntmwortfchreiben der K. Min. ver Fin. und ded I. v. 24. Aug. «P 
Abſchriſi mitgetheilt x. (Min, Akten A. 7111. — Ben. ®. 23. Vol. 1.) 


8) Dad Erf.ded Beh. Ob. Trib. v. 24. Juni 1847. erflärt eine Bäder 
dankgerechtigkeit in Litthauen für ablödbar. (Mechtsfäfle Bd. 1 ©. 2521. 

9) Vergl. dad Entſchädigungs-Geſetz zur allgem. Gewerbe⸗D. v. 17. iur 
1845 9.43. (f. oben ©. 132.) nn 
II. In den feit 1814 neu oder wiedererworbenen Landedtheiles 
A. Im Allgemeinen. | | 

In den feit dem Jahre 1814 neu ober wiedererworbenen Zandedtheilen jal 
durch Publikation ded 9. 2. M. mit den dafjelbe abündernden Verordnungen bi 
Gewerbe⸗Geſetze v. 2. Nov. 1810 und 7. Sept. 1811 nicht mit eingeführt wer 
den. Mo daher daſelbſt Exkluſiv⸗Gewerbe⸗Berechtigungen beftanden, find fle burg 
Diefe Geſetze nicht aufgehoben worden. Died ſprechen die K. D. b. 13. JR 
1826 und 13. Jan. 1827 (6. S. 1826 ©. 108. und. 1827 &. 20). and; aud bin 
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"08 In der Berichte des Beh. Od. Trib. d. 20. Aug 1834 (Jahrb. Bd. 4. 
5.333) näher motlbirt. . " “ 
Vergl. hierüber aud bad R. der Min. des I. u. d. F. d. 19. Febr. 1836. 
(Anna. XX, 218, f. unten in der Note zum Kap. III.)) — 
B. Die ehemals K. Werppälifhen-Landeötheile betreffend. 
In diefen Qandeötheilen twurden die Gewerde-Exkluſid ⸗Berechtigungen durch 
Ne algemeinen Weitphälifcyen Gewerhe -Geſetze v. 5. Aug. 1808, betr. die Ein» 
ührung einer Patent» Steuer?) und d. 12. Febt. 1810, melhed bie Erhedung 
vr Batent-Gteuer feftfeßt?), aufgehoben, wenn Died auch nicht auddrücklich außs 
pſprochen iſt. J 
Died nehmen an: ö 
1) dad @eh. Ob. Trib. in dem Erf. v. 22, Mal 1839, 
(Entiheid. Bd. 4. ©. 230.) 
2) dos Min. der G. U. u, M. Bing. und der I. d. 2. Jan. 1837. 
(Annal..XXl. 258.) 
Vergi im Medizinalwefen-[Thl. VI. des Werked], 8b. 1.&.637 — 639. 
C. Die ehemald Kalferl. Franzöfifgen und Großherzoglih 
dergſchen Sandeötheile, nebft denjenigen, melde zu den Franzö— 
is Hanfeatifgen und LippesDepartementö gehört haben*). 
Auch in biefen Sandediheilen wurden alle Gewerbe- Ertlufibrehte durch bie 
temdherrliche Gefehgebung aufgehoben. 
Die betr. Gelege find folgende: J 

1) für dad vormalige Königreich Weſtphalen die Dekrete v. 5. Aug. 
1808 u. v. 12. geh. 1810. (Bulletin des lois vom 3. 1808. No. 80. und 
bom 3. 1810. No. 8.) 

2) für dad vormalige Grohherzogthum Berg dad Dekret b: 31. März 
1809 (Bulletin das lois Tom. I. pag. 342) und . 

3) für die vormald Hanfeatifhen und LippesDepartementd die 
Franzöfihen Dekrele v. 15. u. 28. März 1790 u. 17. März 1791. 
(Code gönerat Frangois, Tom. VIII. pag. 37 u, 39.) 

D. Großherzogthum Poſen. 
G. d. 13. Mat 1833 wegen Aufhebung der audſchließllchen Gewerboberech⸗ 
figungen in den Städten der Prodinz Voſen. 

Wir Friedrich Withelm ec. tc. Da in mehreren Städten Unferer Provinz Poſen noch 
Zunftzwang und ähnliche Befhräntungen des Gewerbfielhes bad zeitgemäße Fortſchrelten 
defieiben hemmen, fo verordnen Wir bierburch, auf ben Antrag Unfers Staatominiſterlums 
und nad) bernommenem Gulachten Unſers Staatörathö, mie folgt: 

1. ufebung der gewerblichen Smangsrechte in ben Städten. 
8.1. Ale andfchliehtichen Gerverböberechtigungen der Zünfte und Korporationen oder 
Aingelner Individuen in den Städten Unferer Yrovinz Poſen find, wo dergleichen noch ber 
fehen, von dem Tage der Verfündigung Diefed Befeeö an, aufgehoben. 


) In Betreff der Upotheker-Pribilegien Inößefondere vergi. dad . bed Min. 
FR Bett x. an . d. 27. Dec. 1823, f. im Medizinalweſen [Thl. VI. des Wertes), 


Br. .S. 636 637 

?) Oefeh-Bulletin des Königreihe Weftphalen, Jahrg. 1808 ©. 274 ff. , 

?) a.a. D,, Jahrg. 1810 Fr 

*) Diefe Zanbestheife And: “ 

a) die Broping Sadıfen, mit Ausnahme ded ‚Bergothums Sachfen und ber 
von Shwargburg- Sonderähaufen und Schmarzburg- Rubolftadt 
md SadfensWeimar abgetretenen Diftrifte, Imgfelchen des @ebieted bon Er» 
fat, und der Berteite Elbiſchen Theile der Aitmart und bed Herzog- 

um! agbeburg; 

b) De Brobing Meftbhalen, mit Ausnahme des Her zogthums Weftphalen 
und der Graffhaften Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenfteins- 
Berleburg, fordle ber Nemter Burbad und Reuentirhen, und ° 

©) der bieffeits- Rheinische Theil der Provins Kleve und Berg, ſoweit biefer 
dum Departement bed Appellationsgerichis zu Hamm gehört. 
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8.2. Die Befugniß zum Betriebe eines Beiverbes kann daher mit ber Wuirkung iu 
Unterfoqungöredtee fernerhin nicht in Anfpruch genommen werben. 

U. Entfhädigung der Juhaber von Bemwerböberehtigungen. | 

8.3. Die Inhaber von ausſchließlichen, veräußerlihen und vererbti- 

hen Gemwerbeberechtigungen in ben Städten (8. 1) (Bantgerechtigteiten) follen für io 

Verluſt berfelben einen Anfprud) auf Entfhädigung erhalten. - 


a) Allgemeine Beftimmungen. 














b) Entſchädigungsverbindlichkeſit. 

8. 7. Zur Entihäbigung der Inhaber einer abiöfungsfähigen Gewerbeberecht 
find diejenigen verpflichtet, welche, ohne in dem Beſitze einer ablöfungdfähigen Berecht 
zu fein, for an in dem Polizeibezirke einer Stadt dad Gewerbe, dem die Berechtigung 
gehörte, ausüben; befreit von diefer Verpflichtung find mithin bie bißherigen Ia 
einer ablöfungsfählgen Gemerbeberechtigung. ' 

8. 8. Der Ablöfung des Werthö einer Gewerbeberechtigung fann weder bon dem 
Gewerbdabgabe Berechtigten, noch von dem Im Hnpothetenbuche eingeragenen Glaͤub 
beg Bankbeſitzers miderfprochen werden. " 


0) Ausmittelungs- und Abſchätzungsverfahren. 

8.9. Sofort nad) Bekannimachung dieſes Geſetzes follen bie Inhaber von Bewerte 

beredhtigungen von dem Magiftrat aufgefordert werden, binnen drei Monaten, bei Cerul 
ihrer Forderung, den Anſpruch auf Entſchädigung anzumelden und zu begründen (8. %) 

8. 10. Der Magiftrat erörtert die vorhandenen Erfordernifie des Entichädig 
Fri und reicht die. Verhandlungen der Regierung zur Feſiſtellung deſſelben burd 

n Reſolut ein. 44 
8.11. Wenn ber Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch von der Regierung ald unbegründet zurie 
getviefen worden, fo findet, nach der Wahl der Sntereflenten, binnen vier Wochen 
erfoigter Publifation, entweder die Berufung auf richterfiche Enticheldung- oder der Rrtu 
an bad Min. bed Inn. für Handel und Gewerbe ftatt. Haben die Intereffenten einen da 
beiden Wege gewählt, fo, fönnen fie auf den andern alsdann nicht mehr zurückgehen. 

8 12. Wenn wegen Verabfäumung der dreimonatlichen Anmeldungsfrift (8. 9) M | 
Entfhädigungs- Anſpruch der Inhaber verloren gegangen, fo fann derſelbe doch bit 
einer anderweiten präftuflbifchen Yrift von drei Monaten noch bon den Realgländigm 
bed Bantbefigers geltend gemacht werden. - | 

8. 13. Sobald hiernach die Anfprüche auf Entſchädigung feftftehen, wird der Kahlla⸗ 
werth einer einzelnen Geiverbeberechtinung nad) dem Durchſchnitts⸗Verkaufa⸗ oder Bert! 
bungöpreife in den Jahren von 1797 bi 1832 von dem Magiftrat — in den Eläbten 
weiche einem Landrath untergeordnet find, jedoch mit deſſen Zuziehung — abgefchägt u 
bon ber Meglerung feſtgeſetzt. ⸗ 

8. 14. Die Abſchätzung ſoll ſich allein auf die Gewerbeberechtigung beſchränken, un! 
beren Werth, fo wie er nad) lerfoigter Publikation dieſes Geſetzes ermittelt ift, fenfel 
Es ſollen daher die etwa mit der Gewerbeberechtigung In Verbindung beräußerten or 
bererbten Mealitäten und Utenfilien eben fo wenig, als bie auf bem Bewerböbetrich ruht 
den arundherrlihen oder Kaämmereiabgaben, melde mit Fünf Procent fapitalifirt werd. 
ur Berechnung gezogen werben. - | 
8. 15. Gegen die nad) 88. 13, 14 audgemittelte und feſtgeſetzte Tage iſt fein Red" 
verfahren, fondern- nur ber Nefurd an das Win. deö Inn, jür Handelt and Gewerde 
anpelegenheiten zulaͤßig. —— — | 


.: 
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jem Verhältutffe verthei . 

8.20. Nach dem Verlauf des zwanziglͤhrigen Zeitraums (8. 17) find’alle Anſprücht 
er Berechtigten auf Entfhädigung erlofhen. 

8.21. Realgläubiger, welche etwa in Stelle bed Berechtigten bie Entſchädigung 
a &nfpruch nehmen (8; 12), treten dadurch nur in die Rechte und Pflichten ded Berech ⸗ 
hten Cie muͤſſen ſich, wenn der Betrag der Realfchulden den auögemittelten Kapitale 
veıth, ber etverbeberehtigung überfteigen folte, die Vertheilung ber Entichäbigungöbe- 
füge nach der Priorität Ihrer Forderungen unter ſich gefallen laſſen. Wenn dagegen nadı 
brer Befrieblgung ein Ueberfchuß verbleibt, fo tommt derſelbe lediglich dem Mblöfungsfonds 


Aftatten. . 
Urtunbikh (8.6.1833 ©, 52.) 


az: - > 

R ded X. Juſtizwin. (Mühler) d. 1. Juli 1837 an die K. Ob. 2. Ber. zu 
Bofen und Bromberg. Die Klagen wegen Entſchädigung für Aufhebung ausſchließ⸗ 
Ihır @erwerbeberechtigungen In den Städten der Probinz Poſen find nur'gegen 
un Flokub zu richten. . 

Es iſt Hei den Berichten im Oroßherzogthum Poſen darüber Zweifel entftanden: 

ob twegen der in Folge des ©. b. 13. Mal 1833 (®. ©. ©. 53 ff.) aud der Auf⸗ 

hebung ber suchen Sewerbsberechtigungen in ben Städten ber Brobinz 

Voſen, hergeleiteten Entfchäbigungs-Anfprüche, werm ſolche bon ber Regierung als 

unbegründet zurädgeroiefen werden, bie 8. 11 a. a. D. nachgelaffene Klage gegen 

den giotus oder gegen ben betr. Magiftrat angeftelit werben müfle 
der Juftlamin. if mit dem Min., reiherrn v. Brenn, nad) den barüber ftattgehabten 
Aangen, darin einberftanden, daß biefer Zweifel ſich aud dem Geſetze felbft bahin 
daß die Klage nur gegen den Fiskus und nicht gegen ben betr. Magiſtrat gerichtet 
werben. fönne. 
Rad) 8. 10 bed ©. d. 13. Mai 1833 tommt dem Magiftrat nur die Verhandlung und 
Trörterung über dieſe Entſchaͤdigungs · Anfprüche zu, wogegen bie Regierimg allein durch 
Refolut darüber entſcheldet € berfteht ſich mithin bon felbft, daß nicht der Wagiftrat, 
seffen Anficht nur ais Gutachten a fonbern der Fisfus auf -Anerfennung bes Entichä- 
gungs-Anfpruche, welcher demnaͤchſ nad) Befinden gegen die Entihädigungsberpflichte- 
en geltend zu machen ift, in Klage genommen werden muß. 

Ein gegen den Magiftrat ergangenes Urtel kann die Regierung fo wenlg binden, als 
deffen bloße Erflärung; dieſe Hat allein das gewerbepolizeilicht Intereffe zu vertreten, ben 
Magifträten kann die Kognition darüber nicht übetlaffen twerben. 

Das Kollegium hat ſich daher in borfommenden Fällen hiernach zu adıten, auch bie 
Untergerichte deß Depart. hiervon zur Rahadhtung in Kenntnig zu fehen. 

(Ann. XXL. 1068. — 4. 178.) 

Vergl. jedoch ben Plenarbeſchl. de Beh. Ob. Trib.-d. 30. Mai 1842, 
welcher annimmt, da bie lage nicht gegen den FiOFuß, fondern nur gegen bie 
betr, Kommune, vertreten durch ihren Magiftrat, zu richten feit).(j.o6.&. 180.) 
_— \ 


) lenarbeſchluß bezieht Ä d nad) dem Inhalte feiner . 
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III. Die allgemeine‘ Geierbe-D. v. 17. Jan. 4845 hat bie letzten 
Schranken befeitiget, welde in einzelnen Landedtheilen“!) nach der oben 
(ad 1, und II.) mitgetheilten, bid dahin erlaffenen Befebgebung noch in Betteff 
der Gewerbe» Ezklufin,Berehtigungen beflehen geblieben waren ?), indem 
biefelbe im $. 1 beſtimmt: | Ä 

Das in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen noch verbundene Reät. 
&inderen ben Betrieb eines Gewerbes zu unterfagen, oder fie darin zu beichränfen (aut 
ſchließliche Gewerbeberechtigung) wird hierdurch aufgehoben, ohne Unterſchied, ob dee; 
Berechtigung an einem Brundftüde haftet oder nicht. (&. ©. 1845, ©. 41.) 

Der $.10 a. a, D. verweiß in Betreff der Entf hädigung der Biöherigen, 
Berechtigten auf dad gleichzeitig emanirte Entfhädigungdgefeb?). Zugli 
wird jedod) hinzugefügt, daß Died letztere Geſetz nicht hinſichts der Entſchädigu 
für diejenigen Berechtigungen: Anwendung findet, welde ſchon vor Verkündi 
gung der Gewerbe⸗O. v. 17. Ian. 1845 aufgehoben oder für ablöß 




















fein Grund zu der Annahme vorhanden, bafı das Geh. Ob. Trib. bezüglich 
genannten Provinz einen abweichenden Brundfag annehmen follte. 


1 Diefe Landestheile waren im Wefentlihen: das deraogtbum Sadfen, du 
- Herzogthum Magdeburg, dad Herzogthum Weftphalen nebft 
Grafſchaften Wittgenftein - Wittgenftein und Wittgenftein- Bert 
burg, und die Brovinz Neuborpommern nebft Rügen. Vergl. oben 
II. ad €. in der Note 4, ©. 185. . 


2) Hiſtoriſch iſt hier folgender R. zu ermähnen, die nad) nunmehr erfolgter Aufhebung 
alter Bemerbe-Egfiufiv-Berechtigungen feine weitere praftifche Bedeutung haben: 
a)... der Min. des Inn. und der Fin. v. 16. Juli 1836. In den Vezirfen d 
jentgen Bteg., wo Gewerbe⸗Exkluſto⸗Berechtigungen exiſtiren, iftinben Ge me: 
beſcheinen zum umherziehenden Betriebe der Zufaß aufzunehmen, daß d 
den Gewerbeſchein der ®emerbebetrieb.nur inſofern geftattet werde, als letz 
ren nicht Extluſtv⸗Berechtigungen entgegenſtehen; ein polizeilicher Schz 
ift indeß den Erftufto» Berechtigten nur dann auf ihr Anrufen zu gewähr 
wenn ihnen ein foicher In den Privilegien, Verleifungdurfundben 2c. ausdrüd- 
lich zugefichert iR. (Ann. XX. 692—3. 142.) 

b) R. derfeiben Min. v. 24. Nov. 1836, daß im Reg. Bezirt Frankfurt dad 
(Gorſtehende) R. v. 16. Juli 1886 nur auf die Gewerbe⸗ Berechtigungen ber 
Papiermũhlen und der Mpothefe zu Forſta zur Anwendung zu bringen. 
(a. a. O. XX. 603—3. 143.) 

0) C. R. des Min. d. Inn, für Gewerbe⸗Ang. v. 20. Ian. 1837, daß die Exkluſw⸗ 
Berechtigten zu ihrem Schlige ‚nicht jedesmal den Rechtaweg zu befchreiten g 
brauchen, vielmehr die Reg. dazu nach dem Umfange ber Zuſicherung und 
bes potizeit. Reſſorts verpflichtet find. (Mnn. XXI. 218—1, 221.) 

d) M. ber Min. des Inn. und der Fin. v. 10. April 1837, daß bad (oben milge 

theilte) 8. v. 16. Juli 1836 überall zur Anmendung zu bringen, wo einzelnen 4 
- Innungen das Recht zum ausſchließlichen Handel mit befiimmten @egenftin . 
ben zufteht. (Ann. XXI. 220-1. 222.). 


2) Vergl. daſſelbe oben S. 125ff. Da die gewerblichen Vorrechte größtentheils nur auf 
pollzelt. Anorbrungen beruhten und die Abſicht, ven Inhabern dadurch für i.nıner ein 
nußbared Recht zu verleihen, ſich faft niemals nachweiſen läßt, jo war im Allge 
meinen feine zureichende Veranlaſſung vorhanden, die Inhaber wegen ber Aufhe⸗ 
bung dieſer Berechtigungen zu entfchädigen; Indeß hat die Gewerbe⸗O. v. 1845 
fid) dennoch verantaßt gefunden, da8 Prinzip der Entfhädigung anzunehmen, 

weil es thatfächlich fel, Daß viele gewerbliche Exfiufio- Berechtigungen gleid) Anfangs 
als Gegenftände des Privat⸗Eigenthums verliehen worden, nod) mehrere aber mil 
ausdrüdlicher oder ſtiuſchweigender Genehmigung ber Staatö-Reg. fpäter in dat 
Privat-Eigenthum übergegangen, und in den neu erworbenen Landesdtheilen vor 
bem Preuß. Bouvernement länger als 20 Jahre als mohlertvorbene Privatrechte 
anerfannt und gefhügt worden find. Es twurde Daher um fo mehr für gerecht erad» 
tet, den Inhabern eine Entſchädigung nicht zu verfagen, als fogar während der 

Dranglale und ungewöhnlichen Ereigniffe, unter benen die Geſetze won 1810 am 

1811 In8 Leben traten, eine billige Entſchäͤdigung verheißen und gewährt worden. 
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ar erfläct worden, in Behreff deren ed vielmehr bei den bid het ig en Vorſchriften 
wendet. Diefe find bereitd oben (ad I. und IL) mitgetheüt worden. 

IV. Bel der Abfaſſung der allgemeinen Gewerbe-⸗D. d. 17, Ian. 1845 kam 
e Krage zur Sprache: 

v Aufhebung hinſichtlich der Gewerbes Beredtigungen felbf ober nur 
iötlid) ihrer Extluſid⸗Qualität angeordnet werden folle? J 
Anfangd hatte man die Abſicht, zu beflimmen, daß ſpäteſtend mit dem Tode 
derzeitigen Inhaber ale gewerblichen Berechtigungen, infonberheit bie Real⸗ 
ewerbesBerehtigungen, gänzlich erlöfchen und jede weitere Uebertragung 
Aben unſtatthaft fein folle. Bereit bei den Beratungen ded Geſetzes im 
aatöminifterium erhob ſich indeh Widerſpruch hiergegen. EB wurde gels 
b gemacht, daß in den alten Probinzen durch das ®. v. 2. Nov. 1810 nicht 
Neal⸗Gewerbe⸗Berechtigungen aufgehoben worden, ſondern nur da® 
It denfelben verbundenen Exklufid⸗ oder Wider ſpruchdrecht. Nur für dus 
Here fel eine Entiyädigung bewilliget, für die fonftigen Eigenfdyaften der Gewetbb⸗ 
schtigung aber nicht, und biefe Eigenfcyaften befänden daher fort. Cin ähnz 
bed Berhältniß finde auch in den zum bormaligen Königreihe Weftphalen 
örig geweſenen Landebthellen ſtatt, indem auch bort nicht die Real-Beiverbes 
rehtigungen, ſondern nur deren Wirkungen aufgehoben worden. &8 fehle an 
der Beranlaffung, jegt weiter zu gehen, ald im Jahre 1810, da die Beibehaltung 
m Real-@eiverbe-Berechtigungen, neben den patenticten, ber Gewerbeftelheit auf 
he Beife hinderlich fe. \ 

Gegen dieſe Anſichten würde von der andern Eeite bemerkt, daß bie Exiſtenz 
AReal» Gewerbe, Berechtigungen mit dem Prinzip, aud welchem die Geſetze 
Nov. 1810 und 7. Sept. 1811 hervorgegangen, und fofern man biefed- 

ip als dad der Beiwerbefreiheit bezeichne, mit legterer felbft in unverein⸗ 
am Widerfprudye ſtehe. Durch jene Befee fei die Befugnig zum Betried aller 
twerde, welche biß dahin als ein Vorrecht Einzelner angefehen worden, mit Vor⸗ 
halt der durch dad allgemeine Wohl bedingten Einfhräntungen, für ein natürs 
bed Recht eined Jeben erklärt, und bad Vorrecht habe dadurch bon ſelbſt anfger 
ht. Sel daffelbe mit einem zu dem betreffenden Zwece vorzüglid geeigneten 
tunbftüde Verbunden geivefen, fo werde ſich Diefer natürliche Vorzug aud) ferner 
m ſelbſt geltend machen, ohne daß es eined deöfalfigen Anerkenntniſſes bebürfe, 
Atbehre aber dad Brundjlüd eines ſolchen natürlichen Torzugd, fo ſel audy fein 
und vorhanden, demfelben ſolchen durch eine geſetzliche Fiktion beizulegen. Eben 

folge aus der Natur der Sache, daß eine Gewerböberedtigung, die nicht mit 
nem beflimmten Grundfüde verbunden getvefen, nicht ferner ald ein Recht egiftire, 
ahdem bie Berechtigung Gemeingut Adler geworden. Wolle die Geſetzgebung, 
ibem fle den Gewerbebetrieb für ein matürliche® Medyt Aller erkläre, daneben noch 
e Fittion befonderer Gerechtfame und deren Ausübung anerkennen, fo twürben im 
Verlauf der Zeiten einem foldyen Auerkenntniß Wirkungen, bie man gar nicht beabs 
Ötige, beigelegt, und Vorrechte in Anſpruch gekommen werden, auf diefe Weiſe 
ber leicht die mit Mühe befeitigten Eztlufib-Rechte wieder Herbortreten. Die Aners 
mung don Meals@eiwerbe-Beredhtigungen fei Daher politifc) bedenklich. Ueberdied 
468 praftifd, unauöführbar, bei den mit eifem Exfluflvum verbunden geweſenen 
tulsBeiverbe-Gerechlfämen das Egtluflvum von der Gewerbe ⸗Berechtigung ſelbſt 
“gejiclt zu trennen, daß erſteres abgefondert von letzterem zum Gegenftande der 

Igung gemacht werde; denn beide Rechte fländen in fo ungertrennlider „ 
ung, Daß ber Werth) des einen ohne ben deö andern nicht ermittelt werden 
a der Werth beftehe eigentlich nur in ber Verbindung beider Rechte und in 
t ttragbarteit derfelben. Rur infofern, al bei getoiffen Gewerben Befhräns 
ungen in ber Begehung beibehalten oder neu eingeführt werden folten, daß Die 
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Zahl der geiverblihen Anlagen nad) bem Behürfniß feſtgeſtellt werde, fünnten bi 
Realberechtigungen unter Umftänden nod) von Werth fein, indem badurd dr 
Beſitzer und feine Nachfolger gegen eine Berfagung der Befugniß zum Gewerbe⸗ 
betriebe aud dem Grunde, daß kein Bedürfniß vorhanden ſei, gefhüht würden. 
Adgefehen aber davon, daß in dieſem Kalle die Vertheidiger von Befchräntunge 
in dieſer Beziehung mit ſich ſelbſt in Widerſpruch geriethen, liege darin imme 
feine zureichende Veranlaſſung, allgemein dad Fertbeftehen der Neal: Beredhtigun 
auszuſprechen; vielmehr genüge ed, wenn diefer Punkt bei den einzelnen Bewerben, 
binfihtlid deren Beſchraͤnkungen der angegebenen Art beſchloſſen werden möchten 
3. B. den Apotheken, Brauereicn, Brennereien, Schankwirthſchaften 2c., beſondet 
geregelt, und den Beſitzern von Brunpdflüden, bie biöher mit Berechtigungen verſeh 
waren, die Zufiherung ertheilt werde, daß ihnen der Betrieb der betreffen 
Gewerbe aud dem Brunde, tell fein Bedürfniß vorhanden, nicht verfagt werden ſe 
Alsdann habe der Beſitzer ed immer in feiner Hand, bei Veräußerungen den Wer 
in Auſchlag zu bringen, welchen .die Gewißheit babe, auch ſolcheb Gewerbe, bei ve 
audgejeßter perfünlicher Befählgung, in dem Grundſtücke ungehindert fortſetzen 
bürfen, nnd er befinde ſich in Feiner fchlehteren Lage, ald wenn die Kortdauer 
Real⸗Gewerbe⸗Berechtigungen allgemein audgelprochen werde.. 

Es entſtanden nunmehr im Laufe der Berathungen des Staatöminifteri: 

aud Zweifel Darüber: | 04 
. 0b durd) die Gefeße vom 2. Rov. 1810 und 7. Eept. 1811 und- refp. dım 
Die Weſiphaͤliſche Befebgebung in den durch diefe Geſetze betroffenen Land 
theilen die Aufhebung aller Real⸗Gewerbe⸗Berechtigungen felbft erfolgt ei?! 
Das Juſtizmin. ſuchte Bie Negative (in einem Votum v. 17. Oft. 18 
auszuführen. Daffelbe bemerkte, daß (in Sadyen der Wittwe Steiniger c/.a. Fi 
_ cum) durch drei fonforme Urtel, zulegt vom Geh. Ob. Trib. Diefe Unfidt om 
nommen fei, tweil twohlertvorbene Rechte nicht tacite, nicht dadurch, daß man an 
ren Verfonen gleiche Rechte ertHeilt, aufgehoben werden Fönnten. Did 
Anſicht feien damals aud) der Staatöfanzler und daB Juflinmin. beigelreten. & 
ſei auch richtig; denn die aligemeinen Grundfäße ber 66. 39, 60 und 7O ber Ei 
zum A. L. R. felen dei der neueren Gerwerbegefeggebung nicht berlaffen wordt 
Man müfje unterfceiden : | 
a) dad Recht zum Berwerbelrieb an ſich, und 
.b) das einigen diefer Rechte beigeleute Exkluſivrecht. 

Died letztere habe fidy nicht mit der Gewerbefreiheit vertragen, und 
halb aufgehoben werden müffen, aber nur gegen Entſchädigung, und Died fei de 
Sinn ded 6. 17 des Ed. dv. 2. Rod. 1810 und der 66. 32 ff. des Ed. v. J. Eeh. 
1811. Man wolle zwar den F. ˖17 auf Entſchädigung für alle BewerbesB eredr 
tigung beziehen, weil nidyt ausdrüdlid) des Exkluſiv-Rechts darin Erwähnung 

















4) Das R. des K. Min. des Inn. und der Poliz. (Köhler) dv. 16. Aug. 1825 an de 
8. Meg. zu Oppeln, welches diefe Frage verneint, fpricht ſich in folgender At 
. darüber aub: | - | 
Die K. Reg. fcheint varauszufeken, daß die neuere Geſetzgebung alle Ara 
‚ »Bewerbe-Berechtigungen aufgehoben habe. J 
Dies iſt jedoch keinesweged fo unbedingt der Fall, indem nur die Exkluſir 
«Berechtigungen aufgehoben find, eine Aufhebung der Grundgerechtigkeiten uhr! 
»nirgends gefeßlich auögefprochen worden if. (Mau. IX. 725—3, 133.) A 
Denfelben Grundfag haben aud) die R. des K. Min. des Handeld und dr 
Ron. und ber poll. v. 9. Dec. 1822 an die 8. Reg. zu Oppeln (9. VI. 1071) 
und des X. Min. des Ian. und ber Poliz. v. 13. Yan. 1827 (A. XI, 217) ang 
nommen. | | N 
Vergl. hierüber aud) den 8. 55 ber Gewerbe⸗O. v. 17. Ian. 1845 und 
8. O. 0.7. Febr. 1335 sub Nr. 9 nebft Ergänz. dazu. (f. unten.) 
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efchiehts allein eimnal fei dles implieite geſchehen, indem der $. cit, von ben 
Jeffehenden Unterfagungs-Rechten handle, wad nichts anderd, ald dad 
Ertinfiotecht fei; yum andern habe nur bei den mit einem Erkluſiv⸗Rechie derſehe⸗ 
em Glewerbe-Berechtigungen von einer Eutſchädlgung die Rede fein können. Nur 
Nea Exklufiv-Mecht habe der Gewerbefreiheit wider ſprochen, nidyt aber eine Gewerbt⸗ 
Berechtigung ohne Extlufio-Recht. Diele lehtere fei in iprem Weſen durchaus nicht 
rändert, ihr"Umfang nicht beichränft, nicht bericht; iht Beſiher Habe ſich alfo 
dcht Defchiweren können, wenn allen übrigen Perſonen daffelbe Mecht gegeben wor⸗ 
81, bom einer-Entfjäbigung alfo aud) feine Rede fein können. Zwar fei dadurch 
Ha Recht an Werth verringert; da er aber fein jus exeludendi hatte, fo habe er 
Fi gefallen laſſen müffen, wenn die Behörde von diefem Ihrem Rechte in vollem 
(aaße Gebrauch machte, fofern nur fein eigened Recht unverändert blieb. Bel ben 
redvtigungen, die einErklufid- Recht hatten, fei nodhmehr geſchehen; «8 fei durch 
Stheilurng der @ewerbefreiheit und Durch Aufhebung des Unterfagungöredhtß($.17) 
6 Exktufioredt, aber nirgendd die Geiverbeberehtigung an fi, aufgehoben, und 
über, iwie der g. 32 d:8 Ed. dv. 7. Sept. 1811 zeige, and nur für die ande 
Hlieglihen Rechte Entichädigung verſprochen (Fß. 17 des Ed. d. 2. Nov. u 
Jaffeibe Habe die Wenphälifche Befehgebung gethan, welche nirgendd die Auf⸗ 
bung der Gewerbes Berechtigungen ausdrüflic aubſpreche. Die Art. 11 
+12 der Wenppälifhen Konftitution d.15.Nov. 1807 fänden hier feine Anivens 
g, da fie nur von ſtändiſchen Korporationen handelten. Auch die Patent- 
ergefeße d. 5. Aug. 1808 und 12. Febr. 1810 enthielten fein Wort. von 
“ direkten Aufhebung der Gewerbe-Berechtigungen. Der $. 19 ded erfleren 
(8e5 vernihte nur die Ezflufin-Qualität, und zwar ohne Entſchädl⸗ 
ngs hieraus aber könne nicht gefolgert werden, daß fie auch die Beredhtigungen 
bft aufgehoben habe.: . 
Diefen Anſichten des Juftigmin. ift jedod), wie die Miniſterial⸗Akten erges 
en, feinediweged allgemein und zu allen Zeiten beigetreten worden; vlelmehr hat 
© 8. Staatömin, hinſichtlich der zum vormaligen Königreiche Weftphalen 
hörig geweſenen Yandeötheile früher und namentlich in einem Immediatberichte 
"22, Nov. 1827 einftimmig die Meinung auögeiproden, daß dort Feine Real⸗ 
Beiderb®% Berchhtigungen mehr beftehen, welche Anſicht auch In der Verwaltung 
igt worden ift!). 
Bei ber definitiven Berathung des Staatsminifteriumd über bie allge⸗ 
Heine Gewwerbe>D. fam die Frage nohmald zur Diskufflon und es waren die 
Ünfihten darüber getheilt; man beſchloß indeß, die Frage: 








) Es dürfte taum zu beziveifeln fein, daß bei Abfaſſung bed Ed. v. 2. Mob. 1810, 
welches noch feine anderen, als die durd) dad Erfordernig perföntiher Qualifis 
ation motioirten Beihränfungen kennt, gewiß nicht daran gedacht ift, die Meals 
Berechtigungen an ſich fortdauern zu laffenz vielmehr dürfte die Mufhebung nur 
deöhalb nicht ausdrüdiich aubgeſprochen ‚ weit man ſolche als ſich von felbft 
derftehend betrachtete. In dem Ed. dv. 7. Sept. IBLL If die Ablöfung und refp. 
Berzinfung der ausfchliehlichen, vererblichen und veräußertihen Real» Beredhtigune 
‚gen nad) ihren vollen Werthe, nicht bloß mac) dem des Egkluffvums, angeordnet, 
und biefer Grundfaß ift nicht bloß in der®. d. I1. Juli 1822 beibehalten, fondern 
atıch überall, two Ablöfungen fattgefunden haben, praftifch zur Anwendung getoms 
men, tie ed aud) füglic nicht anders fein Fonnte, da bei der Werth6- Mbihägung 
eine Trennung ded Exflufioi von der Gewerbe⸗Berechtigung ſeibſt nicht ausführbar 
ift, indem es dazu an ſedem Maafftabe fehlt, und der Fall einer abgefonderten 
Veräußerung des Exttufivi niemals bortommen konnte. Wenn aber fürda ganze 
Mecht voliftändige Entjchädigung gewährt worden, fo wirden die Inhaber offenbar 
ungebührlid) begünftigt worden fein, wenn defienungenchtet ein Theil des Rechts 
als fortbeftchend zu erachten twäre, 

Abl. vu.Bo.i. 11 














4102 Eu Von ber Beförderung ber Gewerbe; 


ob durd die E5. 0.2. Non. 1810 und 7. Sept. 1811 nur bie Ertin 
fin» Qualität, oder auch die Gewerbe⸗Eerechtigung felbR aufgehoben fei? 
auf fi beruhen zu laffen und ſich auf eine Beſtimmung Über Die zur Zeit ua) 
gültigen und nicht bereitd entweder durch frühere Gefehe aufgehobenen, oder durl 
vollftändige Ablöfung, ſowohl ded Erkluſidi, als des Rechtes ſelbſt, erloſcht 
Real⸗Gewerbe⸗Berechtigungen zu beſchränken. 
Der Beſchluß fiel dahin aud: 
daß mit den Berechtigungen zum Widerſpruch gegen den gleichartigen Gewer 
betrieb ‚Anderer, oder gegen deſſen beliebige Auddehnung, nicht aud 
Mecl-Bewerbe-Beredhtigungen felbft (d. h. die Rechte, deren Inhaber 
nur felbft ein beftimmted Gewerbe betreiben, fonbern die Befugniß dazn 
weder für ſich afein oder in Verbindung mit einem Grundſtücke, aud 
Andere übertragen: Dürfen) aufzuheben, 

Diefer Grundfag iſt in dem zur Publikation gelangten Geſetze beibe 
worden, und Deöhalb beſchränkt ſich der 8. J deſſelben auf Die Aufhebung 
Exkluſivi, ohne der Real⸗ ⸗Gewerbe⸗Berechtigung felbft weiter zu ermäh 
‘im 6. 64 aber wird, beftimmt, daß neue Neal-BeiverbesBerehtigungen nicht 
begründet werden bürfen, und im 6. 65 wird hinzugefügt, daß die zur 3 
noch befiehenden Beal-Bewerbe-Berechtigungen auf eine andere gefetzlich 
lifizirte Perſon in der Art übertragen werden bürfen, daß der Erwerber 
Gewerbe⸗Berechtigung für eigene Rechnung ausüben darf. 


V. Zu den (ad IV. erwähnten) Real» Gewerbes Berechtigung 
gehören inöbefondere diejenigen, welche fid) auf Die Getränke⸗Bereitung bi 
hen (Brau- und Brennerei⸗-Gerechtigkeiten). 

Tabor, Tractatus de jure cerevisiario, Arg. 1656; auct. Giess. 1663; 
Deuiſche überſetzt, Negensburg 1722. 

Schöpfer, de jure braxandi. Frankf. 1677. 

Schöpfer, vom Bierbrauredht. Nürnberg, 1732. 

Fr. A. Fisch her, de jure coquendi et vendendi cerevisiam. Vit. 1765. 

Mosham, Mbhandiung über dad Bierbraurecht. Ingolſtadt. 1791. 

Scheidt, de eo quod justum est circa virum adustum. Giess. 1793. 

Hommel, de jure vini adusti. Lips. 1753. | 

Ueber die Braugeredtigfeiten der Städter und der Gutöbefißer im asian N 
beburg. Ein rechtöfräftiges Ertenntnig. (Klein's Ann. Bd. 19 ©. 1 

Veber die Schlefifche Verfaſſung: 

Bater, Mepertorium der Preußiſch-Schleſiſchen Verfaflung. 8. I. Abth. II. 88.82 
WVon der Brau⸗ und Schank⸗ au Branntwein⸗Urbar⸗Gerechtigkeit. ©. 28 
und Bd. II. S. 206. 

MWiemweit in Schleflen eine Schanfgeredhtigfeit durch einen bor der Werordnung 
6. Oft. 1774 erlangten auhigen —* auch ohne Verjährung gegrünbel Ir | 

. tünne (Klein's Bd. I. ©. 2 

Judifat über diefelbe Frage in: — Bd. V. S. 96. | 

‚Ueber den Brauurbar in Schefien, KBredlau, bei Meyer 1807. { 

Dad A.L. R. handelt von diefen Gerechtigkeiten in dem Titel von Zwa ngb 
imd Bannrehten (Thl. 1. Tit. 23 96. 53 — 95.) 

- , Daffelbe giebt folgende Begriffd- Befimmungen: ° 

a) die Braͤugerechtigkelt ift die Befugni, Bier zum Verkaufe zu derſu⸗ 
tigen ($. 93.); 
b) die Schankgerechtigkeit begreift dad Mecht, Getränke ſowohl in garen, 
| old in Meineren Quantitäten zu verlaufen, unter fid) ($. 54); 

0) der Ausſchank oder die Krugnahrung enthält nur Die Befugeli, 
Getränke in Gläfern, Flaſchen, oder andern fleineren Duantitäten zu du⸗ 
kaufen ($. 55); 

d) der Krugberlag befteht in der Wefugniß, eine gewiſſe Schantnätte n | 
dem bafelbit audzufhänkenden Betränte zu. verſorgen ($. u). 
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Es wird hinzugefügt, daß weder He Brau⸗, noch Schankgerechtigkeit 
ı fid ein JZwangsrecht unter fi begreifen (8.57); wogegen ber Krug⸗ 
ztlag bie Befugniß enthalte, dem Inhaber der Schanfflätte zu unterfagen, daß 
dad auszuſchenlende Getränk nirgends anderd hernehmen dürfe ($. 58). | 

Nach $. 90 gilt dasjenige, ad von der Braugerechtigkeit und den übrigen 
y darauf beziehenden Wecyten, verordnet iR, aud) don der Befugniß, Brannts 
in zu brennen (Branntweinbrennerel«- Öerchtigfeit). 

Ed ergiebt ſich hieraus, daR die Bran» und Branntweinbrennereis 
erechtigkeit an fi feine Zwangs- und Bannredte, fondern nur 
swerbesBerehtigungen (mit Exkluſiv-Qualität) und in der Regel Reals 
frerbe-Berechtigungen waren !). . = 
Bis zum Jahre 1810 war die Befugnik, Bier und Brannttvein zum Abſatz 
Andere zu bereiten, ein ftädtifches Gewerbe, welches gewöhnlich ald eine Gerech⸗ 
feit an gewiffen Käufern haftete, und auf dem Lande hatten die But®- 
ron dieſe Berechtigung alb eine mit dem Gute verbundene in Veit genommen 
rau: und Brenn-Urdar) und gegen Die Anfehtungen ber Städte auch behaup: 
2), indem fie in der Megel dieſe Urbare durch erbliche Veräußerung oder Ser: 
hung an Hinterſaſſen gegen einen immermährenden jährlidyen Find bemubten. 

Dad Ed. v. 2. Nov. 1810, indem ed die Gewerbefreiheit einführte, entzog 
% Erfiufivrecht und hob ($. 30) and) alle biöherigen Abgaben von den Gewer⸗ 
kauf u = J 
on das Ed. v. 7. Eept. 1811 über die polizeil. Verhältniffe der Gewerbe 
daifigirte dies, indem ed in ben 66. 52 und 53 bejtimmte: 

852. Das Recht zum Abſatze an Andere zu brauen und dad Recht Branntwein zu 
panen überhaupt, verbleibt auf dem Lande den biöherinen Beſitzern deſſelben., , 
8.53. Doch foll ed auch von Brundbefigern ayögeubt werden dürfen, die nachwei⸗ 
1 daß fie als Eigenthümer oder Erbpädhter ein Grundvermögen befigen, weldyed nach _ 
wihaftiicher Tage einen Werth von 15,000 Thalern hat. In Abfiht auf Diejenigen, 
Ihe auf den Grund ded Ed. v. 2. NRob. v. 3. Brennerelen anlegten, ohne im Beflg 
td Grundſtücks von vorerwähntem IWerthe zu fein, foll unterſucht werben, ob die Fort⸗ 
jung des Gewerbes ihnen ohne Nachtheil verftattet werden kann. Iſt dieſes nicht, fo 
L ihnen für den erweislich aus der Aufhebung erwachfenden Schaden, boliftändige Eni⸗ 
aͤdigung aus den Staatöfaffen gegeben werben ®). | 
Eds war alfo beftimmt: | 
a) daß (auf dem Lande) die Inhaber einer Neal: Bewwerbe : Berechtigung dab 
Gewerbe nad) wie vor. andüben fünnen; . | 


— — — 





') Aus dieſem Grunde wird davon an dief em Drte und nicht bei den Zwangsé⸗ 


und Bannredten gehandelt, obwohl die genannten Berechtigungen allerdings 


wit Zwangs⸗ und Bannberehtigungen verbunden fein fonnten und häufig auch 
damit verbunden foaren. — Dagegen gehörte ber Krugverlag (d. 1. dad Recht 
einer Zabrifationdftätte, ben Inhaber einer Schantftätte zu zwingen, bon ihr fei- 
nen Bedarf zu entnehmen) zu den Zwangs⸗Bannrechten, meöhalb darüber 
bad Nähere bei legteren mitgetheilt wird. L, 

) Vergl. die älteren zahlreichen Verordnungen darüber, melde in Fiſcher' 5 Kame— 
ral und Bol. Recht Bd. 3 88. 565- 569 ©. 202 ff. allegirt worden; -Deögl. uber 
die Brennereigerechtigkeit, a a. O. Bd. 3. 88. 1193— 1201 ©. 781 ff. 

3) Das R. des K. Min. des Inn. für H., Gewerbe u, Bauw. (Beuth) v. 11. Aprit 

1832 (0. XVI.474 — 2,84) bemerite, Daß die 88. 521.53 des Ed. 0.7. Sept. 1811 
auf die Anlage und den Betrieb von Effigbrauereien feine Anwendung fän« 
den. — Dad N. der Min. bed Inn. u. d. Yin. p. 28. Mai 1829 (an die Weg. zu 
Danzig) hatte auögefproden, daß wenn Jemand die Real Berechtigung zum 
Branntweinbrennen befige, darin, als iu dem Größeren, die Brauerei» 
Bereibtigung liege, und deöhalb dir Ummandlung einer Brennerete 
gerechtigfeit in eine MS eauerei zu geftatten, ſolches aber eintretenden Falls im 
Öhpothefenbuche, und, wenn die Gerechtigkeit nicht intabulirt fel, auf dem Origie 
naleErbpachto⸗Kontratte zu dermerten ſei (M. XIII. 378 a 
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b) daß Andern ein Gewerbeſcheln barauf nicht ertheilt werden folle, ohne da 
NRachivelß eined Grundbeſihes von 15,000 Ihakern an Werth. 

Diefe letzter e Beſchränkung ift durch die allgem. Gewerbe ⸗O. d. 17. 
1845 wieder befeitiget worden, welche im $. 39 beftimmt: 

Die in einzelnen Zandeötheilen beftehenden Vorfchriften, wonach bie Bench: 

‚zur Anlage neuer Branntweinbrennereien und Bierbrauereien bei ländlichen Grundf 
nur dann erthelit werden darf, wenn biefe Grundftäde nad) landwirthſchaftlicher 
einen Werth von 15,000 Thalern Haben, werden hiermit aufgehoben *). 

Olerdurch ift der Rechtszuſtand wieder fo hergeftellt, wie in der Zwiſe 
zwiſchen dem Ed. b. 2. Nov. 1810 und dem G. vd. 7. Erxpt. 1811, d.h. 
RVolizeibehörde Tann ganz nad Gutbefinden Jedem Die Anlegung und, B 
einer Braus und Brennerei geftatten, und daneben beftchen bie Beal - @ei 
Berechtigungen zum Betricbe diefed Gewerbed fort. EB deſtehen alfo gege: 
tig zweieriel Battungen von Brau- und Brennereien: 

a) Anftalten anf Grund einer Realberehtigung, welche ald Berechtigkeiten 
wie vor beräußerlic find und.den Erwerber zum Betriebe der ©: 
bereitung berechtigen), und , “ 

b) Anftalten auf Grund einer poligeilihen Genehmigung, welche Den 
Ertverber oder den Erben zum @eiwerbetriebe nicht berechtigen. 

Das Gewerbe der Brauerei und Brennerei if fomit jegt ein frei 
nur der allgemeinen poligeiliden Genehmigung und Aufſich t un! 
liegended. Der $.27 der Gewerbe-D.'dv. 17: Ian. 1845 fährt nämlich, 
die erwähnte polizeiliche Aufſicht betrifft, die Branntweinbrenner: 
und Bierbrauereien unter benjenigen.gewerblihen Anlagen auf, 
einer befonderen polizeiligen Genehmigung bedürfen, und 
dabei zugleich anf den bereit® oben angeführten $. 39 a. a. D., wonach Diej 
Vorſchriften aufgehoben werden find, welche beflimmten, daß bei Lämbli 
Grundfiüden die Genehmigung zur kinlage neuer Branntweinbrennereien 











») ‚Hierdurd) find folgende Beftimmungen antiquirt : 

a) C. R. des 8. Geh. Staatöınin. v. 6. Sept. 1818, daß eine Abzweigung 
Vererbpachtung einer vermöge des Normalwerthed von 15,000 Thalern 
legten ländticyen. @eträntebereitungs-Anftalt von dem Hauptgute nicht 
Haft In. (@. IL. 1014. — 4, 1 . 

b) WR. der Min. des H. u. des Inn. d. 10. Rob. 1310, baf bie nach 8. 534 
Ed. d. 7. Cept. 1811 erforderlicen landſchaftilhen Tagen von ben Regie 
rungen aufzunehmen. (A. IV. 760. — 4, 32. 

©)-R. ded Min. des Inn. u. der Vol. d.19. Aprit 1827 (an bie eg. zu Oppeil 
daß die Veräußerung und Abtrennung von Brauerelen und Brennereien od 
Rittergütern nur infofern zuläfftg, als folhe entiveber auf früherem Beil 
beruht, ober zugleich mit einem Grundwerthe von mindeſtens 18,000 That 
veräußert wird. A. XI. 461. — 2, 111.) 

4) 8. bed Min. des Inn. und ber Bot. b. 7. Juni 1830 (nebft bem W. ber Sie 
des.H. u. der Fin. v. 16. Märg 1829 u. bed 9.0.19. Gebr. 1828), daß die ka 
legung von Brennereien und Brauereien auf ländlichen, wenn aud) zu eine 

“ Haufe in der Stadt gehörigen @rundftäden, nur zuläffig, wenn did 
Veflgungen oder Felbfluren einen Iandfhaftl. Taxwerth don 18,000 Thale 
haben. (M. XIV. 423 — 2, 111. 

®) Publ. der Meg. zu Magdeburg v. 8. Aug. 1823, daß im bo: Depart. da 

u. un cn Morfrinen ber 4. Ger. ©. II. 6.88. 12—14 auszufertige 

N) Pubt. der Meg. zu Rönigeberg b. 20. Iunt 1825, betr. bie zur Wegründuns 
der Anträge auf Kongefflonirung neuer (ländiicher) Brauereien und Brenn 
reien belaubringenben Tage und fonftigen Urfunden. 

(@. IX. 463. — 2, 131.) . 
®) Beat hierüber den $. 9 der K. D. v. 7. Febtr. 1835 nebſt den Ergäng. dazu. U 
unten). 
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thranereien nur dann ertheilt. werden dürfe, wenn biefe Bruudflüde einen Tage 
Ih von 15,000 Thalern Haben *). , — 

Der $.4 Nr. 3 Litt. a. der Gewerbe ⸗O. b. 17. Jan. 1845 aber befei» 
et and) gänzlich die bißherigen Ztwangd » Bannredte ber Brennereien 
Brauereien, ſofern ſolche nicht auf einem Wertrage zwiſchen dem Berechtig⸗ 
und den Verpflicteten beruhen, In welchem alle indeß, nad) $. 5 a. a. D., 
Ablöfyng, jedoch nur auf den Antrag des Werpflichteten, ftatifindet. 

Ueber die Brundfäge bezüglich bie Entfhädigung und Abldſung für 
durd) die @ewerdesD. v. 17. Yan. 1845 aufgehoben, oder für abldbar 
ärten Berechtigungen dieſer Art, vergl. $. 10 der Gewerbe-D. und das Ente 
Digungd-@efeg d. 17. Jan. 1845. (. oben S. 108 u. 125 ff.) 


VI. Die allgemeine Getverbe:D, d. 17. Jan. 1845 macht indeh felbft einige 
nahme von dem Brundfaße, daß alle Getverbe-Monopolien und Exllu— 
Berehtigungen aufgehoben fein follen, 
Diefe Audnahmen find folgendes 
A. In Betreff der Regalien und Monopole de8 Staat}. 
« In diefer Btzichung beflimmt der $. 6 der GeiverbesD.: 
‚In den beftehenden Vorſchriſten toegen ber Kegallen und Monopole bed Staats und 
daraus entfpringenden Befchränfungen bed Betriebes einzelner Gewerbe wird durch 
‚gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Indbeſondere glit dies von ben das Verge 
m bereffenden Vorſchriften. - 
Bereitd daB Gewerbes SteuersEd. d. 2. Nod. 1810 enthielt eine ähnliche 
ift, indem baffelbe im $. 20 beftimmte: 
er Handel mit Salz, Spielfarten und Stempelpapier, die Haltung von Privat- 
und ®rivattotterien bleibt ferner abhängig von ber Genehmigung der kompetenten 
te. (®. ©1810 ©. 83.) 
* Ed mußte der In Rede iehende Borbehalt der Rechte bed Staatd bezüg⸗ 
der Regalien und Monopole beffelben in der Gewerbe-O. audgeſprochen 
den, weil die Benutzung und Ausübung jener Rechte die Beſchränkung der 
In einfchlagenden Gewerbe nothivendig machte, wenn micht Eingriffe in jene 
te felbft ftattfinden ſollen. So fann namentlich dad Poſt-Regol, wenigfiend 
feinem jegigen geſchlichen Umfange, ohne gewiſſe Beſchränkungen des Fuhr⸗ 





) Was das Deſtlllatlons⸗Geſchäft betrifft, ſo waren darüber folgende Beſtim- 
mungen ergangen: 

a) R. ded X. Min. des H. (d. Büloto) u. der Fin. (d. Klewitz) db. 17. Mai 1819 
(veiches durch das Wublif. der Reg. zu Danzig v. 14. Yunt 1819 [9. III. 
410. — 2, 69] zur Öffentl. Kenntniß gebracht rwurbe), daß dies Gewerbe auf 
dem Lande nur folhen Perſonen zu geftatten, welche eine Real-Berechtir 
gung haben, oder ein Grundbermoͤgen bon 15,000 Thalern nachtveifen fön- 
nen, und dadurch zum Branntieinbrennen befugt find. — Died R. wurde 
durch daß W. des K. Min, des Inn. und ber Vol. (. Rochow) v. 23. Juni 
1837 in Erinnerung gebracht, weſches zugleich bemerkte, daß In den Städ- 
ten das Gewerbe des Deftillirend zu den freien gehöre, wozu ed feiner 
fpesietten Ertaubniß bedürfe. (9. XXI. 518. — 2, 214.) , 

b) R. der X. Win. des Inn. und ber Pol. (v. Mebing) und der Fin. (Kuhl- 
meper) d. 18. Juli 1840 an bie K. Reg. zu Stettin, welches gieichfalls die 
Veftimmung des M. dv. 17. Mai 1819 aufrecht erhielt, B 

(Min. UL. 1840 ©, 314 Nr. 564.) . 
©) R. derfelb_ Win. v. 31. Aug. 1840 an die X. Neg. zu Stettin, deſſelb. Inhalts. 
», (Min. 8. 1840 ©. 382 N. 676.) ” B x 
Diefe Beftimmungen find für befeitiget zu erachten, ba nad) 8. 30 ber 
Veierbe-D. b. 17. Ian. 1848 für Branntweinbrennerelen und Biers 
brauereten bad Erforberniß eined Grundbeſitzes von 18,000 Thalern aufe 
gehoben ift, daB Gewerbe des Deftillirend’ aber Ichiglich eine Gattung 
%8 Branntweinbrennerei-Gewerbes bildet. ' 





166. Bon ber Beförbaung ber Gewerbe; 


mannös@einerbrd, das Salz: Monopol ohne Befchränfungen bed Bergbaned, 14 
Salzſiedens und ded Salzhandels, nicht vollſtändig audgehbt werben. 

Man ift davon ausgegangen, daß dieſe Befchräntungen infofern zu den ca 
wenigſten ſchädlichen gehören, ald fie Jedermann im Staate treffen, fchon feit I» 
ger Zeit beffanden haben, und durch. die Gewöhnung daran weniger fühle 
geworden ſind, der daraus entjpringende pefunläre Gewinn der Befammtheit 
Statten kommt und ihre Aufhebung die Nothwendigkeit nach ſich ziehen würde 
den Daraus für ben Staat hervorgehenden Verluſt durch neue Auflagen zu deen 

Die hier In Betracht fommender Regalien und Monopole bed Staatl’ 
find Übrigen folgende: 

1) daß Poſt⸗ Regal; 

2), dad Münz-Megal; 

3) dad Bergwerfd-Negal; 

4) dad Rotterie-Monopol; 

5) dad Monopol ded Salzhandels; N 

6) dad Monopolded Handeld mit Stemp elpapier. 


Zu erwähnen if hier nod): 


AA, des früher befandenen Mühl— „Stein-Regals. 

Nach den älteren Verordn. v. 16. Ian. 1770 (Ed. Samml. v. 1770 S. 
nebſt deklarat. R. v. 20. Tec, 1771 (Ed. Sammt.e.17715.373), d. 29. 
1773, v. 6. Mai 1793 (N. C.C. Tom. IX. Nr.33 de 1793 S. 1555, Rabe's Zu 
Bd.2 ©. 431) und der Dell. v. 29. Juli 1802 (N. C. C. Tom. XI. €. 965 X. 
de 1802, Stengel’8 Beilr. Bd. 16 ©. 147, Rabe's Samml. 85.7. ©. 185) mut 
Kebrifation ver Mühlſteine und der Handel damit dem Staate vorbeh 
ten und cd War vorgeſchrieben, daß die Müller in der Regel verpflichtet ſein 
ten, ihren Bedarf an Mühlſteinen aus den K. Mühlſtein-Fadbriken zu 
nehmen. Dieſe Beſtimmungen wurden indeß durch nachſtehende V. aufgeh 
ben, welche die Zubereitung von Mühlenfteinen ſowohl, ald den Handel damit 
ein völlig freicd Gewerbe erklärten: 


a) 8.0.23. Yan. 1808, ivegen Aufhebung ber Beihranfung ded Ha 
mit Müptenfteinep in Oft» und Weſtpreußen. | 

u Bei der Schwierigkeit, die Provinzen Oſt- und Meftpreußen mit ben benötbi: 
Mührlenfteinen aus den eintändifchen Steinbrücen zu verfchen, haben Wir beichloffca. ; 
Beförderung der Mehl» und Graupenfabrikution, da8 bisher beftaudene Mühlenſteimt 
in Rückſicht der gedachten Provinzen, hiedurd) aufzuheben. . | 

Wir geftatten daher einem Jeden, der. dazu fonften berechtigt ift, und fi) damit at; 
ben will, nicht allein vie Zubereitung von Mühienfteinen aud Feldfteinen, fondern aud 
freien Handel, ſowohl mit ein» afd audlaͤndiſchen Mühlenſteinen aller Art, ohne wei 
Beſchraͤnkung. 

Wir erlaſſen gleichſalls aus vorbemeldeter landesväterlicher Abſicht, das fogenas! 
Müntenftein-Interefle bei der Einfuhr fremder Mühlenſteine, und genehmigen es. dat 
bige gegen biefe in dem Afcife-Tarif v. 22. Mai 1806 verordnieten a sifegeälle eingebrs 
werben fünnen. (®. ©. 1806-1810 ©. 279, Rabe’d Samml. Bd. 13 S. 764.) 
| b) ®. v. 20. März 1809, wegen Aufhebung ber Beſchränkung de Sir 
deld mit Mühlenfteinen in der Kurmark, Neumark und Pommern. 

Nahdem durd) das Patent v. 23. San. 1808 die Einſchränkungen ded Handel T- 
- Mühlenfteinen in Oft» und Weftpreußen bereitd aufgehoben find, finden Wir Uns dew 
gen, auch Unſern getreuen linterthanen in ber Kurmark, Neumark und Bommern er 
gleiche Befreiung angedeihen zu laſſen und haben daher beſchloſſen, zur Beförderung d 




















1) Ueber das Syſtem der Regallen nad) dem A. 2. M., vergl. deu Aufias dee 
Duesberg in Simon und v. Strampff Zeitſchrift für roiffenjchaftt. Bcearde 
des Preuß. Rechts. Bd. 25, 59 ff. — Vergl. uͤbrigens das Nähere in Betteñ X 
‚ Regalien und Monopole bes Staato in Eh. IX. des Wertes (Domus: 
wıd Regalien). 
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Neht und —— — auch in biefen Probinzen das biöher beftandene Mähten- 
ein-egal aufzuheben. 

ir geftatten daber einem Jeden, ber fonft dazu berechtigt it, nicht aflein die Zube» 
bon Mühlenfteinen aus Yelbfteinen, fondern auch den Handel mit eine uud aus⸗ 
Iniinen Nühlenfteinen aller Art ohne weitere Befhränfungen. 

Bir erlaffen das fogenannte Müblenftein-Intereffe bei der Einfuhre fremder Mühlen» 
Ine und aenehmigen, daß felbige gegen eine Afchjeabgabe von Reun Pfennigen eztiuflve 
Kertrag für den Thaler ihred Werlho eingebracht werden fönnen. 

(©. S. 1806—1809 ©. 790, Rabe’ Sammı. Bp. 10 ©. 67.) 

BB. Fabrifction der Spielfarten und Handel mit denfelden. 

Diele waren früher ein Monopol des Staats und ed berordnete ind 
dondere ber $. 37 de Stempel-®. d. 7. März 1822 (W. ©. 1822 S. 71), daß 
a unbefugte Handel mit Spieltarten an ſich ſchon mit Konfidkation der Vorräthe 
a einer Geldbuße von 50 Ihalern zu beftrafen, auferdem aber die Unterfus 
mg und Ahndung damit verbundener Verfürzungen ded Staatseinkommend 
id Unterfchleife den Umftänden nad) befonderd vorbehalten bleibe. 

Died Staatd-Monopol IR aufgehoben durch die ®. dv. 16. Juni.1838, 
ih. Die Ftelgebung der Yabrifatlon und des Verkaufs von Spielkarten, mit Bore 
alt einer Stempel-Abgabe "). . 

Mir Friedrich Wilhelm zc. 2c. haben auf ben Antrag Unferes Staatsmin. beſchloſſen, 
n bither für Rechnung des Staats betriebenen Handel mit Spielfarten, ſowle die Ver— 

jung derfelben, unter Beibehaltung einer Stempelabgabe, und mit den zur Sicherung 

teren erforberlihen Beichräntungen und Kontrolen, freigugeben. 

ir berordnen demnach für den Umfang der Monarchie Folgendes: 

8. 1. Die Einfuhr von Epielforten aus dem Auslande, einfchlieglid, ber Zollbereind- 

ten, bleibt, nad) tie bor, verboten; bie auß einem Theile des Inlandes in das 
Inere, durch das Musland gehenden Kartenverfendungen jind jedoch, unter Beobachtung” 





[ermeetioen Kontrolmaaßregeln, erlaubt. Wegen ber Durchfuhr austänbijcher Spiel> _ 


m foınmen die zoligefeglichen Beftimmungen zur Anwendung. 

8.2. Der Handel mit Spieltarten, weiche Im Inlande‘verfertigt werben, wird mit 
ml. Januar 1839 freigegeben, und ber Kartenverfauf Seitens der Steuer» Verwal« 
ing an diefem Tage eingeftellt. Die Zabrifation und der Verfauf von Epielfarten derf 
tod auch bon diefem Tage ab, nur durch Fabrikanten und Händler erfolgen, welche bazu 
le Erlaubniß erhalten haben. . 

‚8.3. Die bereits beftehenben Kartenfabrifen bürfen ohne beſondere Erfaubniß in ben 
isher dazu benußten Räumen fortbetrieben, neue Fabriken dagegen nur nach, 
ergängiger Benehmigung Unfere& Fin. Min. angelegt, und erft mit dem 1. Jan. 1844 
1 &ctrieb qefegt werden. 
et 4. Die Genehmigung zu einer neuen Spielfarten» Fabrit wird nur in dem Falle 
üt, wenn 
1) dieſelbe in einem Orte, der mehr ald Zchntaufend Einwohner hat, und woſelbſt ſich 
ein Hauptzoll» oder Hauptftgueramt befindet, angelegt werden, und bie zu einem 
fabritmäßigen Betriebe, fo wie zu einer angemeffenen Aufficht und Kontrole Sei- 
tens der Steuerverwaltung, erforderliche Einrichtung erhalten foll; 
2) eine auf 3000 bi8 5000 Rihf. zu beftimmende und nad) ertheilter Konzeffion fofort 

zu beſtellende Kaution angeboten wird. . 

ME dem Befuche Ift jedesmal ein Pian ber eingurichtenden Fabrifräume, einſchliehlich 
‚er Lotale zur Aufbetrvahrung ber Materialien und Karten, einzureichen. Die Fabrikaniage 
ehr muß aber fpäteftens binnen drei Jahren, von dem Zeitpunfte ber Genehmigung an 
rechnet, vollendet werden, widrigenfalis bie Ichtere ihre Bültigteit verliert. 

8.5. auch die Inhaber der bereit beftehenden Fabriken müflen bor dem 1. Okt. 
1838 dem Hauptamte, in beffen Bezirke bie Kabrifen ſich hefinden, eine Zeichnung und 
Beichreibung der Räume, welche zur Verfertigung und Yufberrahrung der Spielfarten, 
/onie der Materlatien beflimmt find, einzureichen, und die zur Aufbewahrung der Spiele 
farten erforderlichen Räume nad) Vorfehrift ber Steuerbchörbe einrichten. Zu einer Raus 
fionsbefteflung von 3000 bis 5000 Mthi. find aber nur die Beſthnachfolger der gegentvärs 
figen Inhaber diefer Kabrifen, bei Veriuſt des Fabritatiensrechts, verpflichtet. j 

6. Eine Veränderung, Verlegung und Erweiterung der beflarirten Yabrit- Einrich- 








) Durd) diefe G. ift das Publit. des Prob. St. Dir. zu Magdeburg 0.21.Ian.1837, 
ber. den Handel mit Spielfarten, (Ann, XXI, 51. — 1,57) antiquirt. 


168 Bon ber Beförderung ber Beiverbe; 


tung barf, ſowohl bei ben bereits beftchenben, als auch bei den neu anzulegenden Kobritn, | 
nur nah BOB Genehmigung Unferes Sin. Min. vorgenommen werben. Bei &rit- 

veränderungen muß ber Beſitznachfolger dem betreffenden Hauptamte fpfiteftens binnen 
vier Wochen bon dem ftattgefundenen Eigenthumswechſel Anzeige machen. 

8. 7. In den tongefflonirten Fabrifen barf auc) für ben audwärtigen Verkehr geır- 
beitet tverben. Form, Güte und Fabritpreis der Spielfarten hängen von dem @utbefinn 
jedes Fabrifanten ab. Die Blider unterliegen jedoch der Cenfur, und die Muſſtrung da 
Rüdfelte muß bei frangöfiihen Karten zu 32 Blättern von denen zu 52 Blättern Ieidk| 
ertennbar verfchieden fein; auch find die Fabritanten nehalten, von jeder Sorte Epielti' 
ten, welche fle zu verfertigen beabfihtigen, ein Mufterfpiel bekdem Houptamte niederzuit- 
nen, und einem Blatie jedes Spieles ein Zabrifzelhen zu geben. Diefed Zeichen muß 
Namen und Wohnerk des Fabrifanten enthalten, und unteriiegt ber Benehmigung Uni 
Bin. Min. Letzteres wird aud) für jede Spieltartenforte bad Blatt beftimmen, welde 
dem Fabrifzeihen zu verfehen ift. ' . 

8. 8. Säinmtilche Kartenfabritanten ftehen unter fleuerlicher Kontrolle, und unten 
‚gen den feuerlichen Rebiftonen. Auch Hausfuhungen find unter den, in den 88.54 
Pr D ‚um Steuergefege vom 8. Febr. 1819 angegebenen Bedingungen und Maahge 
geftattel 

8. 9. Jeder Fabrifinhaber ift gehalten, nach einem von dem in. Min. borzuidr 
benden Formulare vor bem Anfange jedes Monats, und das Erftemal vor dem Anjıt 
beöjenigen Monats, in weichem die Kabrifation für ben freien Handel in Foige dieſer 
beginnt, eine verbindliche Deflaration über den im Laufe des nächſten Monats ftattfint 
ben Fabrifationöbetrieb abzugeben. 

8. 10. Die gefertigten Spieltarten müffen von dem 8.9 gedachten Zeitpunfte ad, 
näherer Vorſchrift der Steuer Behörde twöcentiic oder monatlich dem Fontrolirend 
Steuerbeamten in der Fabrit, in borfchriitsmäßigen Umfchlägen eingejhlagen, zur Revi 
vorgelegt werden. (8. 16.) 

8. 11. Dem Hauptarnte iſt zu gleicher Zeit anzumelden, weldye Anzahl von Kar 
ſpielen jeder Gattung: £ b 

a) zum inländifhen Wbfaße, 
b) zum Mbfage ind Ausland beftimmt fet, und 
e) über weiche Anzahl die weitere Beſtimmung zur Zeit noch vorbehalten werde 

Die Verfendung von Spielfarten zum Abſahe In den Zollvereinäftanten iſt jedoch 
geftattet, foweit fremde Karten in einzelnen Bereinöftaaten zum Gebrauche im Lande il 
haupt eingefühıt werden dürfen. 

8. 12. Die zum inländiſchen Abfage beftimmten Kartenfpiele gelangen, Behuft de] 
Stempelung, an das Hauptamt. Die Steinpelung geſchleht auf Sem oben zu legen 
Coeur· Ah / und beginnt mit bem 1. Oft. 1838. Veriendungen zum inlaͤn diſchen Wl 
bürfen aber erft Im Laufe des Monats Dec. 1838 erfolgen und bleiben die geftempel 

‚ Karten bis bahin unter Mitverfhluß des Hauptamts. 

8. 13. Die zur Verſendung ind Ausland beflimimten Karten werden unter Nuffct 
‘Hauptamts verpadt, und in dem getoöhnfichen Begfeitihein-Verfahren abgefertigt, Colt 
intänbifhe Karten aus einem Theile bed Inlandes in den andern durch das Ausland dt 
fendet werben, fo Ift das bei dergl. Waaren-Verfendungen überhaupt vorgefchriebene Ber 
fahren zu beobachten. - 

8. 14. Diejenigen Kartenfplele, über welche fich der Fabritant die weltere Beftimmasz 
vorbehätt, bleiben unverpadt unter Mitverfhluß ded Hauptamts, und iſt der Yabrlal 
verpflichtet, bie dazu noͤthlgen Anftalten zu treffen. Ihm Neht jederzeit frei, qußer an Com? 
und Sefttagen, barüber ben 88.12 und 13 gemäß zu verfügen; boch If Dabon minbeftah 
Taged vorher, während der Dienfftunben, dem Amte Anmeldung zu machen. 

8. 18. Ueber bie verfertigten Karten, Deren Ctempelung, Aufberwahrung und Bert‘ 
dung, IA der Kabrifat gehalten, nad) Worfchrit der Steuerbehörde, Bud) zu führen m 
ſolches zur Einficht der Steuerbeamten In der Fabrit offen zu legen. J 

8 16. Jedes Kartenfpiel if mit einem ümſchlage zu verſehen. Die dom den 
Umfchtäge bleibt zwar der Wahl des Zabrifanten überlaffen, diefeiben müffen jedoch de 
Kartengattung und den Namen und Wohnort des Fubrifanten angeben, und eineDeiuun 
Behufð der Stempelung enthalten. J * 

8. 17. Die bei ber — vorkommenden überzähligen und Ausfcuitltt 
müffen gefammelt und unter Veifhluß gebracht, und die Ausichußbiätter in der von N! 
Steuerbehörde zu beftimmenden Zeit, unter Aufſicht ber controlirenden Beamten, anbrash" 
bar gemacht werben. 

8. 18. Der Rartenftempel enthält unter bem Adler die Angabe bed Steuerbetlif‘ 

ſowie das Zeichen des Hauptamtß, bei weichem die Stempelung berichtet iſt. 


\ 
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ür die jebt gangbaren Spielfartenforten fol die Stempelfteuer betragen: 
bergr. für.da8. Spiel Taroffarten und Kränzöfiihe Karten zu 52 Blättern; 
ergr. für Branzöflihe Karten zu 32 Blittern (Piquetfarten) Deutſche Kare 
und Traplierfarten. 

). Für die Abführung ber Steuer fönnen den Fabritinhabern angemeflene, aufı 
iheinlihen Abfaß berechnete Friſten, gegen bintängliche Sicherheitöftellung, 
Ipilligt werden. Steuer-Erlaß oder Erſatz fann nur bon Unferm Yin. Min. und blos 
dem Falle gewährt werden, wenn geftempeite Kartenjpiele, bei der Berpadung oder Auf⸗ 
mahrupg in den dazu beftimmten Habriträumen, durch einen underſchuldeten Zufall zum 
Brand untauglich geworden find, und das Greiguiß fpäteens binnen 24 Stunden. 
fer Eintiejerung der berborbenen uneröffneten Kartenfpiele, fofern biefeiben durch ben 
alt nidıt ganz derioren gegangen, dem betreffenden Hauptamte angezeigt wird. 

8.21. Den Fabritanten it der Einzeinverfauf von Epielfarten unteriagt. Der Abſatz 
der Fabrit darf nur an Verfonen, welche zum Detailpandel mit Epielfarten berech⸗ 
ind (8. 22) und nicht unter einem Dubend Spiele von jeder Battung nefchehen. 

8. 22. Der Detaiipandel mit Spieltarten darf nur vom Werfonen betrieben werben, 
ide dazu bon dem Hauptamte, zu deſſen Bezirfe ihr Wohnort gehört, Die Genehmigung 
alten haben und diefe darf nur Handeltrelbenden ertheitt werden, welche 
a) Öewerbefteuer von ftehendem Handel entrichten, und ; 

b) an einem Orte wohnen, in dem ſich ein Zolle oder Steueramt befindet. 

‚Hunbeltreibenben, welche an andern Orten wohnen, darf der Detailhandel mit Spiel 
fen nur mit Genehmigung Unferes Fin. Din. geftattet werden. Baftoirthe,Kaffeeihän- 

und andere Verfonen, welche Bäfte halten, dürfen zroar den Bedarf für ihre Bäfe 
faufen, der Vertauf von Epieltarten ift innen aber niemals zu geftatten, wenn fie auch 
Reid) als Hanbeltreibende Beiwerbefteuer entrichten. 

8.23. Alte Spieltartenhändier ftehen unter feuerfiher Kontrole, und es findet auf 
die Rörfehrift 89.54, 55 der D, zum Steuergefeße b. 8. Febt. 1819 megen ber 
asfıhungen gleichfalls Anenduhg. Indbefondere And fle verpflichtet: 

A)die Räume, In denen bie Aufbewahrung ber Karten und deren Verfauf ftattfinden 
fol, ven Hauptamte anzuzeigen; ” hi 

b) nach Vorſchrift ber Steuerbehörbe über ben jedesmaligen Empfang von Karten, nad 
den einzelnen Fabriken und Sorten, fo wie Yiber ben täglichen Ablag ein Kontobuch, 
zu führen und diefed Buch auın @ebrauche bei den Revifionen offen zu legen. 

— der angezeigten Räume iſt die Auſbewahrung und ber Verkauf von Spiele 

m unterfagt. . 

8.24. Der Verkauföprelö von Spielfarten unterliegt feiner amtlichen Kontrofe. 

8.25. Wer ohne vorherige Genehmigung de Fin. Min. Spieltarten zu berfertigen 
ernimmt, ober nad) erhaltener Eriaubniß vor erfolgter Anzeige bei bem betreffenden 
hptamte mit der Fabritation begiant, (8. 8) verfällt, neben Konfiöfation der @eräthe, 
eriallen und bereitß berfertigten ober In ber Anfertigung begriffenen Spieltarten, in 
Geldſtrafe bon 500 Mihl. Für ſedes Spiel, dad über 50 bereits berfertigt If, wird die 
dfrafe um 10 Mtht. verichärft. 

8. 26. Wird die Yabrifation von Karten in andern, ald den bazu angefagten Räumen. 
genommen, fo tritt dieſelbe Geldſtrafe, nebft Konfisfation der in den unangefagten Räu- 
"pefnbtihen Geräthe, Materialien und gefertigten ober In der Anfertigung begriffenen 

tn ein. 

8. 27. Sind bei den 8. 10 vorgefchriebenen Rebiftonen bie in einer Fabrit gefertigten 
ten nicht voflftändig angegeben und vorgelegt, oder ungeftempeite Karten wider bie 
thrift des 8. 13 ohne Mitwirkung der Steuerbehörbe verjendet worden, fo zieht dieſes 
fahren bie Ronfifation der nicht angegebenen oder verfenbeten Spielfarten und bie 
d5 verordnete @eldftrafe nach fich. 

8%. 28. Die unbefugte Entfernung von Spielfarten aus bem 8. 14 angeorbueten 
merverfchluffe iſt mit derſelben Strafe zu belegen. 

8.29. Wer ivegen eine8 dieſer Vergehen (88. 25—28 incl.) ſchon einmal beftraft 
fben it, und fich deffeiben oder eines andern In den 88. 25—28 gedachten Vergehens 
mtai8 fchuldig macht, ift nicht nur mit den vorbefimmten Strafen gu beiegen, fondern 
d de Rechts die Kartenfabrifation ferner zu betreiben, für verluftig zu erflären, ohne 
i s einer dorgängigen Belehrung über dieje Folge ter Wiederholung des Vergehens 
af. 











8.30. Die Entfernung überzähliger Karten aus der Fabrif, oder der Ausfcyußblätter, 
‚or leßtere unbrauchbar gemad)t worden find, (8. 17) ift, fofern nicht nad) dem Vorſte - 
den eine höhere Strafe eintritt, mit 10 -50 Atht. Strafe zu belegen. LUnrichtigteiten 
—X h H I machenden Detlarationen ziehen gleichfalls eine Geldſtrafe von 10 bie 

. nach ſich 
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8. 31. Der unbefugte Handel mit neuen und jebes öffentliche Feilbleten bon bereit 
- gebrauchten Spielfarten wird an fi ſchon mit Konfisfation der Vorräthe und einer Oct: 
ſtrafe von 10—50 Rihl. belegt. Finden fich bei einem Händler, gleichviel ob berfelte tie 
- Genehmigung zum Kartenverfaufe erhalten hat, oder nicht, ungeftempelte Rarten, fo ter 
fällt derſelbe in eine Geldſtrafe don 200 Mtht. und wird außerdem ber etwa erhaltene 
Befugniß zum Handel mit Spieltarten verluſtig; werden mehr als 20 tungeftempelte Ku— 
tenfpiele borgefunden, fo wird die @elpftrafe um 10 Kthl. für jedes mehr vorhanten 
Spiel verichärft. 

8. 32. Karten, welche nicht mit deri nach ben biöher gültigen Geſetzen, ober mit den 
in dieſem Geſetze vorgeichriebenen Stempel verfehen find, werden überhaupt, mo fie ſid 
porfinden, fonflözirt. Wer dergl. Karten vom Auslande einbringt, ausländiſche oder Inline 
difhe ungeftempelte Karten vertheilt, in Gewahrſam hat, oder damit ſpielt, verfällt fer 
jedes Spiel in eine Strafe von 10 Rthl. Gaftwirthe, Kaffeefchänter und andere Perſo 
weiche Gäſte halten, verfallen in dieſelbe Etrafe, wenn in ihren Häufern‘oder Lokalen 
ungeftempelten Karten gefpielt worden ift, und fie nicht nachroeifen können, Daß dies oh 
ihr Wiſſen geicheben fel. 

— 8.33. Bei Vergehungen gegen diefe B., worauf feine befondere Strafe angeor 
ift, fritt eine miltführliche Strafe von 1— 10 Rthl. ein. | 

8. 34. Ten Geldfirafen iſt auf den Fall, daß der Verpflichtete diejelbe zu entrichten 
unbermöyend fein follte, in allen borgedachten Füllen (88. 25-33) eine verhältnißmaͤß 
Gefüngnißftrafe, Feſtungsarreſt, oder Strafarbeit zu fubftituiren. | 

8.35. Sämmtlihe nach dieſer ®. eingehende Geldſtrafen erhalten die Tenunzian 
nach) Abzug des dritten Thells für den Steuerbeamten-Wittwen⸗ Untertüßungs + Kon 
Wegen der fubfidariihen Vertretungsperbindiichfeit dritter Berfonen, ver Beſtechung 
Steuerbeanten, der Widerfeglichkeit gegen diefelben und des Strafverfahrens formen 
#8. 19 ff. des ®.p 23. Ian. 1838 wegen Unterfuhung und Beſtrafung der Zollvergt 
zur Anwendung. (G. S. 1838, ©. 370.) u 

Dan: | ' 

ER. dis 8. Gen, Dir. der Skeuern (Kuhlmeyer) d. 5. Jan. 1839 01 
K. Reg. zu Pot Sdam und zur Nachachtung an fämmtl. Prod. St. Dir., die? 
rechtigung zum Handel mit Spieltarten betr. | 

Durch die Schiußbeftiimmung bed 8. 22 deö ©. v. 16. Inni 1838 haben, wie 
ber 8. Meg. auf den Ber. v. 18. Dec. pr. ertviedere, hauptſächlich nur folche Perle 
welche ſitzende Bäfte halten und dieſen aud) das Kartenſpiel in ihren Lofatten geft 
können, bon dem Detailhandel mit Spielfarten ausgeſchloſſen werden follen. Hit 
folgt, daß Perionen, weicht mit Eßwaaren und ®etränten handein, und deshalb in 
Klaſſe A. oder B. beftenert find, blos aud dem runde, weil fie auch das Schau: 
Speiſegewerbe, durch Ueberlaſſung ihrer Waaren zur fofortinen Verzehrung im ihren 
. ben, in einem geringen Umfange betreiben, der Handel mit Spielfarten nicht verfugt 
den fann. Die C. Verf. 9.26. Oft. 1830 und 29. Oft. 1831 find hierbei zur Richtſc 
zu nehmen, fo, daß denjenigen Handeltreibenden mit Getränken und Speifen , meld 
gen ihres zugleich betriebenen geringen Schanf- und Speifegeiverbes der befonderen Ir 
fteuerung in Klaſſe C. nicht unterliegen, zum Detailhandel mit Spielfarten zu veraltet 
biejenigen Handeitreibenden dagegen, weiche neben der Befteuerung in Klaffe A. ori 
auch In der Klaſſe ©. fteuern müflen, davon audzufchlichen find. 

(A. XXI. 349. — 2. 70, Centralbl. des Fin. Min. 1839. S. 20. No. 1?.) 


B. In Betreff der öffentlihen Fahr» Anftalten. , 
In diefer Beriehung beftimmt der 8. 7 der Gewerbe⸗O. v. 17. Yan. 18%: 
Die wegen der Befugniß zum Halten öffentticher Zühranftaften beſtehenden Beſin. 
mungen bieiben unverändert. Sofern Führgerechtigfeiten ausſchließliche Berechtigung 
find, fönnen ſie von dem Winifterlum gegen eine nach den Grundſaätzen des G. v. 16.32 
1838 (®. ©. 1838 ©. 353 ff.) ') au gewährende Entſchädigung aufgehoben werden. 
(®. &. 1845 ©. 43. | \ ; 
Dad A. L. N. Thi. 11. Tit. 15. enthält hierüber folgende Beftimmungen:”) 















-——— 








1) Vergl. beim Abgabenmefen (Thl. X. des Wertes) in dem Abſchn. bon Kon’ 
munlfationd- Abgaben. 
2, In Vetreff der Befugniß zum Halten von Kähnen auf dem Saal. Strom be⸗ 
merft dad Publik. der K. Meg. zu Merfeburg v. 2. Febr. 1835: - q 
»Yu Befeitigung bon Zmeifein madyen wir hierturch befannt, daß mitteilt! 
des Min. ded Inu. für Betverbe-Ang. und des K. Fin. Min. anerkannt morte 


— 
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8.50. Fähren und Prahmen zum eigenen Gebrauche kann jeder Anwohnerẽ eines ſol⸗ 
en (ſchiffbaren) Fluſſes halten., 
„8.5 Das Hecht aber, Fäͤhren und Prahmen zur Ueberſetzung für Geld zu halten, 
hort zu den Regalien des Staat. 

Die Gewerde⸗Polizei⸗Geſetzgebung hat hierin niht8 geändert!). Häufig 
indeß dies Megal Pertinenz eines Privatgrundſtückes geivorden, oder. fonft in 
9 Privat-Eigenthum übergegangen, und für diefen Fall foll die Aufhes 
ing gegen Entfhädigung zuläffig fein?). 

Zur Verhütung von Unglücksfällen bei dem Gebrauche der Fähs 
n find bielfache Beſtimmungen der Min. und der Prob.» Behörden ergangen. 

Veral..diefelben beim Polizeiweſen (Thl. VI. ded Werkes) Bd. 2. ©. 11 
20, 793—796 u. Suppl. Bd. S. 116—118, desgl. Publik. der K. Reg. 
|Rarienwerder v. 27. März 1844. (Min. Br. 1844 ©. 130 No. 145.) 

In Betreff der Fährgerechtigkeit auf dem heine, vergl. dad G. v. 4. Juli 
340, (8. S. 1840 S. 227) nebft Inſtr. dazu v. 25. Scpt. 1840. 

(Din. BL. 1840 ©. 421) (f. Polizei-Weſen, Bd. 2. S. 703-796.) 

Veber die Dualifitation und Prüfung der Inhaber öffentlicher Fäh⸗ 

n, dergl. F. 45. der Gewerbe⸗O. v. 17. Jan. 1845. (f. auch unten in Thl. IV.) 


G. Die audfhließlihe Berechtigung der Scharfrihter und 
Jofenmeifter zur Ableberung des gefallenen Viehes (Abdederei- 
ar Kavillerie-Gerechtigkeiten). u 

Tie allgemeine Gewerbe-O. v. 17. Ian. 1845 enthält im $. 8 folgende 
Kfimmung s _ or | 
Die zur Zeit In-ben einzelnen Landestheilen geltenden Vorschriften über dad Abdecke⸗ 
iwtſen bleiben bis zur beendigten Reviſion berfelben in Kraft. 

Es beftehen in Anſehung des Abdedereitvefend, auf welches die Beſtimmun⸗ 
nded Ed. v. 2. Nov. 1810 und 7. Seht. 1811 wegen Aufhebung aller Exklu⸗ 
» und Widerfpruchdredhte niemald zur Anwendung gelommen find, zur Zeit in 
m einzelnen Landedtheilen fehr verfhledene Befebe und Einrichtungen. 

In vielen Provinzen, 3. B. in den Marten, Bommern, Preußen, dem 
ürſtenthum Erfurt, dem Herzogthum Weftphalen und den Graf: 
daften Wittgenfleins Wittgenftein und VittgenfteinsBerleburg, 
tniht nur der Betrieb des Mbdeder- Beiwerbed von dem Beſitze einer Abdeckerti⸗ 
krehtigkeit abhängig, welche ſich auf einen beftimmten Bezirk bezieht, fondern «9 
nt auch Niemand, der nicht befonderd egimirt ift, dad Mecht, fein gefallened Vieh 
IR abzuledern, oder den Abdeder, an den er fidy wenden will, zu twäblen, fordern 
muß dem Bezirko⸗Ablederer auch alle brauchbaren Veberrefte ohne alle Entſchä⸗ 
igung überlaffen, während biefem dagegen mancherlei befondere Abgaben und 
iſige Verpflichtungen, namentlid) in Beziehung auf die Veterinair-Polizei, obliegen. 

In anderen Provinzen, 3. B. Schleſien, Sadhfen, Poſen und Neu» 
Iorpommern, iſt zwar ein eigentliched Zwaugs-Verhältniß, wenigfiend im Als 
kmeinen, niemald rechtlidy begründet geivefen, indeß dad Selbflabhäuten entweder 
rd polizeiliche Worfchriften beſchränkt oder herkömmlich unterblieben, und der 
verböreife Betrieb der Abdederei von dem Beſitze einer dedfalfigen Realberech⸗ 
EEE | 


ft, daß das Regl. v. 3. Mai 1797, megen Befugnlß, auf dem Saalſtrome 
»Kähne zum eigenen Gebrauche halten zu Dürfen, als durch die ehemals weft: 
»phälifche Befeßgebung aufgehoben betrachtet werden muß. 

(8. XIX. 1. 200.) 


— 


') Died bemerft auch das M. ded Min. der Fin. u. d. Pol. v. 17. März 1817 

(9. I. 222, f. im Polizei⸗-Weſen [Tht. VI. des Werfed], Bd. 2. ©. 11.) 

*) Vergl. auch über das Regal der Staats-Fähr-Gerechtigkeit, indbeſ. deren 
Verpahtung, die in Ihr. IX. des Werfed (Megalten und Domänen) gegebenen 
Befimmungen. 
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tigung oder einer perfönlichen Konzeffion abhängig und darin gewöhnlich ein be 
flimmter Bezirk feftgefebt. 

In denjenigen Provinzen endlich, welhe zum Königreihe Wefphale, 
zum Franzöſiſchen Reiche, oder zum Großherzogthum Berg gthin 
haben, findet in diefer Beziehung unbedingte Kreiheit Statt, wenn glei, von da⸗ 
felden nicht überall in gleihem Maaße Gebraud) gemacht wird. 

Da die über diefen Gegenftand erforderten Gutachten der Brovinzial-Brhir. 
den ſowohl, ald die Anträge der Provinzialftände darüber fehr abtveichend audze 
fallen waren, indem bon, vielen Seiten völlige Aufhebung aller Ztwangd: um 
Bannberehtigungen, von andern Eeiten dagegen allgemeine Einführung im 
felben bezüglidy ded in Mede ftehenden Gewerbis verlangt trorden war, fo tur 
bei Berathung ber alig. Gewerbe⸗O. v. 1845 beſchlbſſen, vorläufig den-status 
beizubehalten und deſſen Verbefjerung von einer abgefonderten Berathung abhiw. 
gig zu machen, indeß da8 Abdeckerei-Gewerbe unter diejenigen aufzunehn 
deren Betrieb don dem Nachweiſe der erforderlihen Kenntniffe und Yäbigtete 
abhängig zu machen (Bewerbe-D. 88 45, 46). Auch wurde verordnet, daß nen 
AbdedereisAniegen die Genehmigung der Regierung erfordern fol! 
(88.27 u. 20 a. a O.); ſowie daß durd) die Lanträthe Taxen für die Abdet 
aufgeftellt werden därfen (8. 92 a. a. D.). 

Die vorbehaltenen weiteren Beftimmungen find bid jetzt nicht ergangen; 
den Provinzial» Candftänden von 1845 vorgelegten Vorſchläge wegen Auihe 
bung der Abdeckerei⸗Gerechtigkeiten haben fein Mefultat gehabt. 

Vergl. übrigens über die Verhältniffe der Scharfrichter und Abdecker 
Nähere im Medizinalweſen [Thl. VI. des Wertes] Bd. . S.758— 777. 


D. Die Erfindungd= und Einführungsd- Patente. 
Aug. Charl. Renouard, Traite des brevets d’invention, de perfectionnemen! 
d’importation. Paris. 1825. 8. (Vergl. des Engl. Rechtes mit dem Franzoͤſiſchen 

C. Wolf, die Lehre von den Gewerbd-Privilegien. 8. München. 1829. 
Fr. 8. Wint, Grundfäge des Patentweſens. Wichtigkeit der Erfindungs- und Einführu: 
. Batente jür die Induftrieu. die dringende Nothmendigfeit einer allgemeinen Batentzdi 
gebung für Deutihland. Mit einem Anhange, die Hauptbeftimmungen der | 
nelchenben Patentgefege in den verſchiedenen Zändern enthaltend. gr. 3. Chemni. 


Dr. 4. Schuller, Handbuch der Geſetze über ausſchließende Privilegien auf neue Er 
dungen, Entdedungen und Verbeflerungen im Gebiete der Induftrie, enthaitend Ir 
Driginattergt ber in den bebeutenderen Staaten deshalb geltenden Geſetze, Patent. 
Verordnungen u. dergl., mit nebenftehender Leberfegung jener, die in fremt 
Sprachen erlaffen wurden, und erläuternden Bemerkungen. 8 Mien. 18#. 

Gentral:Blatt für Preuß. Zuriften, Jahrg. 1840. S. 908. ff. } | 

Die aus gemerbliden Patenten entipringenden Befugniffe find zwar 
den eigentlihen audfchließlihen Gewerbe-Berehtigungen inſofern nit 
ganz gleich zu flellen, ald dergl. Patente ſich nicht auf den audſchließlichen Betrich 
eined Getverbed im Allgemeinen, fondern vielmehr nur auf die ausſchließlich 
Anwendung einer befouderen Yabrikationd-Methode, oder die ausicyliepliche Br 
fertigung eingelner, beſonders fonftruirter Gegenftände beziehen. Eigentlich würde 
daher aud der Beftimmung des $. 1. der Gewerbe⸗O. dv. 17. Yan. 184 
die Aufhebung diefer Befugniffe gar nicht gefolgert werden können; indeß if, 
zur Vermeidung etwaniger Mißverftändniffe, im 6.9 a. a. O. auddrücklich bemerf: 

Die befonderen Vorfchriften über Ertheitung und Benutzung der Erfindungs-Patenk 

fommen ferner zur Anwendung. (©. S. 1845 ©. 43.) 

Much if die Ertheilung von Patenten überhaupt ein gewerbepolizeilidt 
Begenftand, und die fortdauernde Bültigkeit der desfallſigen Beſtimmungen muktt 
daher jedenfalld audgefprocen werden, um den fonft möglicheriweife darüber en' 
ftehenden Zweifeln vorzubeugen. 
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Die leitenden Brundfäße, von welchen hier außgegangen werben muß, find 

olgende: | 

Obgleich Fein ausſchließended Recht an einem verdffentlihen Gedanken 
wfteht, fondern Jeder dad, Recht zu deſſen Benugung und Anwendung hat, und 
bbgleich dies Recht auch namentlich in Beziehung auf eine beffere oder wohlfellere 
dereitung der zu menſchlichen Zwecken dienlichen Begehftände ftattfinden muß; fo 
ann doch derjenige, welcher einen nützlichen Gedanken zuerft faßte und audführte, 
nit Bißigkeit verlangen, daß feine für alle Andern ohne deren Zuthun vortheil- 
‚afte Erfindung ihm nicht allein Nadıtheil bringe. Died würde aber bei tech⸗ 
ifhen Erfindungen leicht der Fall fein. Es würden nämlidy Dritte die vollendete 
findung benugen fönnen, während ber Erfinder viele, vielleicht Foffpielige Vers. 
she zu dem Zwecke derfelben maden und fein einträgliched Gewerbe verfäumen 
able. Zum Erfaße diefer Audlagen und zu einem billigen Gewinne vermag der 
finder nur dann zu gelangen, wenn er feine Erfindung eine verhältnigmäßige 
it hindurdy ohne Mitbewerber benutzen kann. Dazu redhtfertiget ſich die 
inendung eined Staatsſchutzes und die zweckmäßigſte Form dafür ift die 
sthellung eined Patents, twodurd die Obrigkeit demjenigen, ‚der im Gebiete 
er Induftrie eine neue Erfindung macht, oder eine ſchon erfundene Sache weſent⸗ 
& berbeffert, oder eine ausländifhe Erfindung zuerfi einführt, die Berechtigung 
heilt, die erfundene, verbefferte oder eingeführte Sache in einem beftimmten 
Imfreife und durch eine beftimmte Zeit ausöſchließlich zu benußen. . 

Für den Preuß. Staat find in diefer Beziehung nachſtehende Beſtimmun⸗ 
ergangen”). | | | | \ 

1) Publik. des K. Min. für H. u. Gewerbe (vd. Bülow) v. 14. Dft.1815, 
ir, die Grundſätze wegen Batent-Ertheilunganf Erfindungen und Berbefjerungen?). 

Da es nöthig ift, das Publikum über die Bedingungen näher zu unterrichten, unter 
eihen fünftig Patente, als auf einen befimmten Jeitraum beſchränkte Berechtigungen, 
m ausfhließlichen Benußung einer neuen ſelbſt erfundenen, betrachtlidy verbefferten, oder 
om Auslande zuerft eingeführten und zur Anwendung gebrachten Sache, zur Ermun« 
rung und Belohnung des Kunſtfleißes, In dem gefammten Umfange der K. Staaten 
thet werden follen, jo bringe ich hierdurch mit Allerh. K. in der K.D. vd. 27. Sept.d.3. 
uegeiprochener Genehmigung Folgendes über diefen Begenftand zur allgemeinen Kenntniß : 


1) von ber Fähjigfeit, ein Patent in obigen verfchiedenen Beziehungen zu erhalten, 
t Niemand perföntidy ausgeſchloſſen, . der irgendwo im Staate Bürger oder ftimmfähiges 
Nitglied einer Gemeinde ijt. 

2) Jede Sadye kann der Gegenftand einer Patentirung werden, wenn fie nur neu 
tfunden, reell verbefiert, oder im Fall der bloßen Einführung audländiſcher Erfindungen 
oiitlih dur den Impetranten im Lande zuerft befannt gemacht und zur Anwendung 
bracht worden Ift. 8 

3) Wer ein Batent erhalten wil, muß das desfallfige Geſuch bei der Prob. Weg. 
mbringen, biefem Geſuche eine ganz genaue Befchreibung und Darftellung der zu paten« 
enden Sadye, durch Modelie. Zeichnungen oder Schrift und ſoweit e8 moͤglich ift, durch 
Ile drei Miltel zugleich, beifügen, auch fich erftären, ob er dad Patent für die ganze 
Anand, oder für einen beftimmten Theil derfeiben und für welchen Zeitraum zu haben 

nicht. 


Lı 3 


„ ‚Die Reg. verantaßt eine Prüfung der angezeigten Erfindung oder Verbefferung durch - 
Sahberftändige, und berichtet über die Gewaͤhrung des Geſuchs an das Fin. Min., wel⸗ 
hes entweder eine neue Prüfung vornehmen läßt, oder auch den Grund der durch die 
Bro, Weg. angeftellten Prüfung über dad Geſuch, ſowohl in Abſicht der Batentirung im 
Algemeinen, als über den Umfang und die Dauer des Patents entjcheidet, und demnächſt 
— — — GEREEREESN 
i) Ein Patent dieſer Art (v. 11. Oft. 1821) für den Legat. Rath v. Fauche⸗Borel 
(auf 20 Jahre) zur Verfertigung von tragbaren, geruchloſen Zatrinen, ſowie ber 
aus Erfrementen zuzubereitenben Düngmittel (Poudrette und Urate) findet ſich in 
„, den Annal. V. 965 abgebrudt. j Ä 
) Die 8. Meg. zu Trier hat dies Publik. mittelſt Belanntmachung d-18. Dit. 1823 
anderweitig zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. (M. VIL 82%.) 
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das Patent ſelbſt ausfertigt und vollzieht, die eingereichten Modelle, Zeichnungen und 
Beſchreibungen aber ſorgfältig aufbewahren läßt. 

4) Die kürzeſte Zeit der Dauer eines Patents wird auf ſechs Monale, die laͤngſie ar 
funfzehn Jahre beftimmt. 

5) Jeder Batentirte muß fpäteftens innerhalb ſechs Wochen, nad) Vollziehung del 
Batente, in den Amto⸗ und Intelligenz⸗Blättern jeder Brobinz, auf welche fid) das Batrı 
erfiredt, befannt machen, daß, und worüber er ein Batent erhaiten habe umd auf die ni 
dergelegte Beichreibung vermeifen. . . ' 

Ueberalt, wo die Befanntmachung binnen obiger Friſt nicht erfolgt ift, wird I 
durch dad Patent verlichene Recht für erlofehen angenommen. | | 

6) Der Vatentirte muß von dem ihm verliehenen Rechte längftend bor Ablauf wi 
ſechs Monaten Bebraudy zu machen anfangen, widrigenfalls fein Necht ebenfalls fl 
‚ erlofchen eradytet wird. 

7) Außer den gewöhntichen tarifmäßigen Stempel- und Sportelu-Koften, fol, W 
Belebung des Kunſtfieißes, feine befondere Batentfteuer bezahlt werden, wogegen c& M 
bon ſelbſt verfteht, daß der Patentirte die geſetzmäßige Gewerbeſteuer, gleich alten übrig 
Wewerbtreibenden, entrichten muß... 

8) Wenn Jemand vollſtändig zu erweiſen im Stande iſt, daß er die nämliche Sog 
worüber ein Batent ertheilt worden, früher oder gleichzeitig mit dein Batentirten erfundt 
oder in der nämlichen Art verbefiert hat, fo wird bemfelden das Hecht, feine gleiczeit 
‚oder frühere Erfindung oder Verbeflerung zu benußen, durch daß ertheitte Patent inf 
Art beihrantt. 

9) Wird von Seiten ded Patentirten behauptet, daß pr bon Jemand in feinem Rad 
beeinträchtigt worden, fo ınuß er feine Beſchwerde bei der Neg. derjenigen Probin), 
welcher der Beeinträchtigte feinen Wohnflg hat, anbringen, und gebührt der Neg., 
Vorbehakt ded Mecurfed atı das Fin. Min., die definitive Entſcheidung über die Beſchwen 
nach der unten folgenden Beftimmung. . 0 

10) Wer überführt wird, ein durch ein Patent erlangted Recht, beeinträchtigtz 
haben, dem wird, unter Aulaftlegung der Unterfuhungd-Koften, die Benutzung ol 
‚Anwendung der patentirten Sache, auf fo lange, al8 dad Patent befteht, unteringt " 
auch befannt gemadıt, daß er im Wiederholung» Fall mit Konfiöfation der vorge fun 
Werkzeuge, Materialien und Yabrifate beftraft werden würde, Welche Strafe, wens 
Drohung fruchtlos iſt, dergeftalt zur Ausführung gebracht wird, Daß ſämmtliche konfich 
Dbjefte dem Patentirten zur weiteren Benugung übergeben werden, welchem aufere 
überlaffen bleibt, im Wege des Civil⸗Prozeſſes, den ihm sugefügten Schaden augen! 
Beeinträchtiger geltend zu machen. (N. VII. 827.-4, 53, Din. Bl. 1849 ©. 238.) 

Dazu: | 
a) R. des K. Min. der Fin. u. des H. (d. Bülow) v. 27.Mpril 1817 an! 
K. Reg. in Berlin, betr. Die Abtretung und Vererbung eined Patents. 

Derjenige, welcher durch ein Patent im den Beſitz des Kechto geſetzt ift, ein il 
eigenthümliche Methode in der Fabrikation oder einem andern Begenftande "ausichtiel 
innerhalb eines beſtimmten Zeitraums -und eined beftimmten Bezirks auszuäben, iſt at 
‚ befugt, dieſes Recht andern abzutreten, welche nach 8. 1 des Bubiif. über die Ertheile 
der Patente v. 14. Det. 1315 perjönlid dazu qualificirt And. Eben fo wenig hat ek MM 
Bedenken, daß ein von dem Erbiafler ermorbened Patentrecht auf hefien Erben übern 
welche deffen Ausübung hiernach gleichfalls einem Dritten übertragen fünnen. Es if dig 
Anfiht bei dem Entwurf der Veränderungen nicht aud den Mugen berioren orten, in 
dadurch nicht nur von der K. Reg. am Schluſſe des Ber. v. 13. d. DE. angeführte Rr4 
richt vermieden worden, ſondern aud) bewirft ward, daß bie Patente fein Hindernif W 
Verbreitung nützlicher Begenftände werden, indern der Batentirte es häufig ſeinen In 
angemefjen finden wird, fein Recht mehreren Individuen gleichzeitig abzutreten, wenn M 
Batent von einem ausgedehnten Umfange iſt oder daß ed ihm an Kapital fehlt oder bad Beni‘ 
ſelbſt e8 mit ſich bringt, daß eine größere Konkurrenz Ihm nieht fadet. (W. L. 97. 03) 

b) C. R. des K. Min. des Inn. für H.u. Gewerbe (v. Echndinann) v. 25. Rd 
1831, an fümmtlide K. Reg., betr. die öffentlihe Bekanntmachung ertheilkt 
Patente durch die Staatözeitung und durd) die Reg. Amtöblätter. 

Mit Bezug auf bie €. ®. des vormaligen Min. des H. v. 8. Dft. 1818 (Anl. 2) 
wird der K. Keg. eröffnet, daß der Inhatt und Gegenſtand eined auf den Grund deo 
Publik. v. 14. Dit. 1815 audgefertigeen Batents, auf Verlangen des PBatentirten, gen! 
mit und nach ben Worten ber in der Staatözeltung enthaltenen amtlichen Belenntmadut} 
durch die Amtäbl. zur allgemeinen Kenztniß gebradıt warden muß. 

Hiernach Ift bie Redaktion bed Amtabi. der A. Reg. mit: Anweiſung zu verſehen. 


. 
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- Anl. a. | -, 

Die Erfahrung hat.gelehrt, daß diejenigen, welche Patente erhalten, die Bublif. wegen 
'rtheilung derjeipen nicht bei den Reg. nachjudyen, Sondern Bekanntmachungen anfertigen, 
ud der Kedaftion der Amtsbl. zuſtellen, weiche häufig fo abgefaßt find, daß ver Gegen⸗ 
and des Patento darin nicht deutlich und genau abgefaßt if. oo. 

Im dieſem Webelftande abzuhelfen, werden künftig die Ntotififatorien an die Reg., 
egen erthellter Patente jo abgefaßt werden, daß fle dasjenige ausführlich enthalten, was 
der Befanntmachung des ertheilten Patents, über den Gegenſtand gefagt werden darf, 
id die Keg. werden dieſe Notifikatorien dem Redakteur des Amtsbl. nachrichtlich vorlegen, 
t hierauf für eine angemeſſene Redaltion ber Bekanntmachung verantwortlich iſt, und 
ih dahin zu fehen hat, daß Empfehlungen bes @egenftandes durch bie Inhaber, als nicht 
hin gehörig, unterbleiben. . 

Berlin, den 8. Dft. 1818. 


 A.XV. 889.3, 27) . 
e) C. R. des K. Min. ded Inn. für H.u. Beiverbe-Angel.(d. Schudmann) v. 
J. Dec. 1831, an fümmtl. K. Reg. betr. die Öffentliche Bekanntmachung ertheils 


r Patente auf Erfindungen und Berbefferungen. | 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß bie 8.5 des Publit. v. 14. Oft. 1815 enthaltene 
oiärift, wegen der Befanntmachung der ertheliten Patente durch die Empfänger, nicht 
mju vieler Schreiberei, au Mißverfländniffen, fondern auch zu bedeutenden, weit über 
khundert Thaler betragenden Koften für die Empfänger führt, welche mit dem Zwecke 
ng zu bringen find, fo lange eine gründliche Unterfuchung der Patentfaͤhig⸗ 

borhergeht. u | \ 

Es wird daher Folgenves beftimmt: BE 

1) da6 Min. des Inn. läßt jedes auögefertigte und eingelöfete Patent burch die Staalb⸗ 
kitung ge öffenti. Kenntniß bringen; | 

de K. Reg. hat dafür zu forgen, daß jede in bie Staatögeitung aufgenommene 

Bekanntmachung biefer Art fofort. von Amtswegen in Ihr Amtsblatt wörtlich anfgez 

nommen werde, wenn das Patent fi auf Ihren Meg. Bez. erſtrectz; —* 
d) die Bekanntmachung burch die Zeitungen und Intelligenzblätter der K. Neg. wird 

nicht tweiter verlangt. (U. XV. 807.4, 62.) \ ” 

d) C.R. deo K. Min. ded Inn. für H. u. Gewerbe (v. Schumann). 1; Mai 
33, on fämmtl. K. Meg., betr. dad Verfahren bei Klagen über Eingriffe in 
viligle Patente oder über Beeinträhtigungen derfelben. | 


Die K. Meg. wird hiermit angewiefen, bon jetzt ab in allen Fällen, wo Sie burdy ein 
ſolut auf die Klage über Eingriffe in ein Batent oder Beeinträchtigungen deſſelben zu 
iheiden. hat, die erforderlichen Materialien zur Benrthellung der Sache, weldye in dem 
tahten der technifchen Gewerbe⸗Dep. enthalten find, von bem unterz. Bin. zu erbit- 
‚indem bie Erfahrung gelehrt, daß bie biofe Kenntni der Patent-Formel, auch mit 
fe der Urtheile von Sachverſtändigen, zur fihern Entſcheidung folcher Streitfälte nicht 
reiht. (Mt. XVII — 493—2. 150. . | 

e) R. ded K. Min. für H., Bewerbeu. öffentl. Arbeiten (d. d. Hehdt) v. 4. Okt. 
49 an ſämmtl. K. Reg., betr. die Bekanntmachung über die Ertheilung oder 
fhebung eines Erfindungs-Patents durch die Amtsblätter. 


Es iſt zu meiner. Kenntniß gefoinmen, daß bie Beſtimmungen ded C. R. v. 17. Dec. 
I über die Publikation der ertheilten Erfindungs⸗Patente inſofern nicht überall gleich: 
Hg zur Anwendung gebracht iind, als die vorgeſchriebene Publitation durch die Ämtö⸗ 
ter mitunter ungebührlid) verzögert worden ift. Demgemäß finde ich mich veranlaßt, 
8. Weg. hierdurch mit Bezug auf das C. M. v. 17. Dec. 1831 wiederholentlich anzu⸗ 
ien, dafür Sorge zu tragen, daß jede in den Preuß. Staats⸗Anzeiger aufgenommene 
fanntmachung über die Ertheitung oder Aufhebung eines Erfindungs-Patents fofert 
d dem Eintreffen des diefeibe enthaltenden Stüd8 des Staatdanzeigers in das zunächſt 
heinende Stück des Amtöblattd_ aufgenommen werde, indem ich noch befonder& darauf 
merffam made, daß berjenige Beamte, der ſich in dieſer Hinficht einer Verſaäumniß 
aldig macht, ſich Regreßanſpruchen ausſetzen würde, deren Gegenſtand ſehr beträchtlich 
ılanı. (Min. Bi. 1840 ©. 227, Nr. 328.) | 

2) Uebereinkunft ber zum Zoll» und Handelövereine verbundenen Reg. wegen 
thellung don Erfindungdpatenten und Privilegien. om 21. Sept. 18425. 


anntmachung der Vatifikation v. 29. Juni 1843. _ 


Min. für H. und Gewerbe. - 
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Es bleibt zwar Im Allgemeinen einem jeden Vereinöftaate vorbehalten, über viekri 
tung von Patenten oder Privilegien zur ausichlieglihen Benusung neuer Erfindun, 
Gebiete der -Induftrie, es möge von einem Privlleglum für eine inländifhe & 
(Erfindungspatent) oder von einem Priviieglum für die Ucbertragung einer ausı Kr | 
Erfindung (Einführungspatent) id handeln, nad) feinem Ermefien zu befchtiehen und 

+ ihn geeignet ſchelnenden Vorfhriften zu treffen; die fämmtücen Vereinsftaaten vu 
digen fid) jedop), um eineötheild die, aud Sergieichen Privilegien hervorgehenden Br 
„tungen der Freiheit des Vertehts unter den Wereinöftaaten möglichft zu befeitigen, ai 
thelt8 eine @lelhmäßigteit in den.tweienttihyen Buntten zu erreichen, in Polge des bei 
grhung der Zolivereinigungeberträge gemachten Vorbehalts alierjeits dahin, die na 
genden Grundſaͤtze über dad Patentwelen zur Ausführung zu bringen. 

I. €8 follen Patente überall nur für folche Gegenftände ertheilt werden, melde 
ich neu und eigenthümlich find. Die Ertheitung eines Batents darf mithin wicht Nat 
für Gegenſtaͤnde. welche ver dem Tage ber Crthellung des Batentö innerhalb beo Wr 
gebiets |hon auögeführt, gangbar, oder auf irgend eine Weije nt waren; indbefonf 
bieibt diefelbe außgefdlofien bei allen Gegenſtaͤnden, die bereits in Öffentlichen Werten 
In⸗ oder Auslandes, le mögen In der deutſchen oder iu einer fremden Sprache geidy 
fein, dergeftalt dürch Befhhreibung oder Zeichnung dargefleüt find, daf Danad) der 
führung durch jeden Sacyverftändigen erfolgen funn. 

Die Beurthellung der Neuheit und Eigenthümlichkeit ded zu batemtirenden 
ſtandes bleibt bem Ermeſſen einer jeden Begierung überlaffen. 

Für eine Sache, weiche als eine Erfindung eines bereinötändifchen Unterthand an 
tannt und zu Guuſten des letztern bereitö in einem Bereinsftaate patentirt more 
Toll außer jenem Erfinder feibft, oder deſſen Nechtönachfoiger, Niemanden ein Pol 
einem andern Vereinoſtgate ertheilt werden. 

1. Unter den im Artitel I. andgebrüdten Vorausfegungen kann auf die Werbefl 
eineß fhon befunnten ober eines bereits patentirten Gegenitandes ein Patent glei 
ertheitt tverben, fofern bie angebrachte Menderung etwas Neues und Eigenth 
macht; e8 wird jedoch durch ein folhes Patent in dem all, wenn die Werbefferung 
bereit patentirten @rgenftand betrifft, das für diefen leßtern ertheilte Watent nicht ba 
trächtigt, vielmeht ınuß das ect zur Mitbenugung des uriprüngtid) hatentirten 0% 
-Randes-bejonderd-eriworben werden. 

III. Die Ertpeitung eines Patents darf fortan niemals ein Necht begründen 
- a) die Einfuhr. folcher @egenftände, melde mit dem patentirten übereinftimmen, 
b) ben Berfauf und Abfaß berfelben zu verbieten oder zu beichränten. 
wenig darf daburch dem Batent:Inhaber ein Hecht beigelegt tverden, 
e) den Öc« oder Verbrauch bon dergleichen Gegenftänden, wenn folche nich 
ihm bezogen oder mit feiner Zuftimmung anderweitig angejchafft find, zu unleri 
mit alleiniger Ausnahme des Falles: . 

wenn von Mafchinen und Werkzeugen für die Kabrifation und den Gem 

betrieb, nicht aber von allgemeinen, zum Ge» und Werbrauche des gröhern I 

tum8 beftimmten Handelsartiteln die Rede iſt. 

IV, Dagegen bleibt eb jeder en ern g überlafien, durch Eriheilung © 
Watents innerhalb ihres Gebiete dem Patent-Inhaber: 
1) ein Reqt zur ausſchließlichen Anfertigung oder Ausführung des im’Mebe Nicht 
egenſtandes 
zu gewähren. 
Ingleicyen bleibt es jeder Meg. anhelngeftellt, Innerhalb ihres @ebicled® 
Vatent-Inhaber 
2) das Recht zu ertheilen, 
a) eine neue Fabritationsmethode, | 


























ober 
b) neue Mafchinen oder Werkzeuge für die Fabrikation e 
in der Art ausſchlie ßlich anzumenben, baß er berechtigt ift, allem denen 
Venugung der patentirten Methode oder den @ebraudy des balentictes 
u anterfagen, welche das Recht dazu nicht bon ihm erworben, oder ben ball 
jegenftand nicht von ihm bezogen haben. 
V. €8 follen in jedem Bereinftaate bie Unterthanen ber übrigen Berti 
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anten ſowohl In Betreff der Verleihung von Batenten, als auch hinfichtic des Schutzes 
ir bie durd) bie Watentertheilung begründeten Befugniſſe, den eigenen Unterthanen 
leid\behanbelt werden. 

Die in einem Staate erfolgte Patenterthellung fol jedoch feinestweges als eine Rüd- 
di geltend gemacht werben dürfen, aus welcher nun aud) in andern Vereinsftaaten ein 
ütent auf denfelben Gegenſtand nicht zu verſagen wäre. Die Entfcheldung der Frage, 
Kein Gegenftand zur Patentvertheitung geeignet fl ober nicht, bleibt vielmehr Innerhalb 
Tgemeinfam vereinbarten Grenzen dem freien Ermeffen jedes einzelnen Staated nach 
#don ihm für räthlich befundenen Grundfügen vorbehalten, ohne da diefem Ermeflen 
I bie Worgänge in andern Vereinsftanten borgegriffen werden darf. Die Bewährun; 
18 PatentS begreift ferner für den Unterthan eines andern Xereinsftaates die Behgniß 
Felbfiftänbigen Niederlaffung und Ausübung des @etverbes, in weiched ber patentirte 
Mafand einfhlägt, nicht in jich ; viemehr Ift bie Vefugniß hierzu nach Maahgabe der 
Mıflung jedes Staates befonders zu erwerben. , 

VI. Wenn nad) Ertheitung eines Patente der Radtwels geführt wird, daß bie 
Amisfehung der Neuheit und Eigenthinmlichkelt nicht gegründet geweſen fei, fo foll dafe 
De fofort zurücgenommen terden. In ſoichen Yällen, too der patentirte Begenfand 
Dr Einzelnen fon früher befannt gewefen, von diefen jedoch geheim gehalten worden 
Bleibt dad Patent, ſowelt deffen Mufhebung nidt etwa durch andermweite Umſtaͤnde 
Migt tird, zwar bei Kräften, jedod) gegen die gedachten Perſonen ohne Wirkung. 
VIE Die Ertheitung eines Patented in einem Bereinsftaate ift fogleid, "mit allge» 
her. Brzeihmung des Begenftandeö, des Namens und Wohnortes des Patent ⸗Inha - 
IB, fo wie der Dauer des Patents in den zu amtlichen Mittpeiungen beftimmten Wläts 
Möffenttid) zu berfünden. 

— — Art iſt auch die Proloncation eines Patents oder die Zurüdnahme deſſel- 
iauf des un ſprůnglich beftimmten Zeitraums öffentlich befannt gu machen. 

WIN, Die fämmtrichen Vereinsregierungen werben ſich nach dem Ablaufe jede Jah _ 
Mesltändige Berzeichniffe der im Laufe Yefelben ertheilten Batente gegeufeitig mittheiten. 
" Lorftehende Uebereinfunft wird, nachdem folde allfeitig ratificirt worden ift, biete 
iur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 29. Juni 1843. \ 

I Für den Minifter der außtoärtigen Angelegenheiten. 
Br. d. Aidensleben. 
(®, ©. 1843°©. 265.) 


E. Die Schornfleinfeger-Zwangd,Bezirke, 

Da dad Gewerbe⸗Steuer ©. d. 2. Nov. 1810. alle beſtehende Exkluſid⸗ 
Derbe-Beredtiguingen aufhob, und wegen der did dahin in bielen Orten und 
Diltten beftandenen Kehr»Bezirte der Schornfeinfeger keine Audnahme 
te, fo mußte diefe Einrichtung, \ 

nad) tweldyer die Schornfleinfeger In den ihnen angetolefenen Diſtrikten ihr 
Gewerbe ausfhliehlic andüben, und deren Bewohner fogar zwingen kön⸗ 
hen, fid) ihrer zu getoiffen Perioden zu bedienen, 
Faufgehoben erachtet werden. VBeor indeß die Aufpebung zur Ausführung 
9, erfhien bad Gewwerbe-Pol.-Ed. d. 7. Sept. 1811, weiches im $. 104 
Bednete: 


Die Zivangöbezirfe der Schornftelufeger werben auß pollgellichen Gründen und da 
B ornfteinjeger für bie ordentiihe Ausübung Ihres Hanbiverfe® verantwortlich und 
Wein ihrem Bezinte verpflichtet find, beibehalten.  (.&. 1811 ©. 273.) 

Died wurde anfänglic) fo audgelegt, als folten die Kehr-Bezirke aud) da, 
fie früher nicht befanden, eingeführt werden; indeß ergaben fid In mehreren 
dingen aus der Verfchiedenartigeit der Konſtruktion der Schornſteine und der 
Men Gebäude erhebliche Echtvierigfelten und ed zeigte ſich Indbefondere, daß «8 
mandyen Gegenden, in welchen dad Geſchäft didher von den Haudeigenthümern 
MM vorgenommen wurde, aud ganz fatis und ohne Befahr vorgenommen 
ben fann, eine fehr große Härte fein würde, die Zuzlehung der Schornfeins 
ineifter unbedingt vorzufchreiben. Dedwegen beihränkte man ſich fpäter auf 
Klug bed status quo, fo weit nicht an einzelnen Drtn, Seränberungen 

IA ve.i. x 
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gewünſcht und bon den Wehörden ziedmäßig befunden turen). Wirlät 
Kehrbezirke beftchen in einigen der im Jahre 1815 erworbenen Probinzen; Inh 
größeren Theile derfelben aber findet völlige Frelhelt fratt, 
Die Gewerbe:D. v. 17. Jan. 1845 befimmt nun im $. 562): 
Die Kehrbezirte der Schornfleinfeger fönnen nach dem Ermeflen ber Reg. nidla 
da, wo le bisher beftanden, beibehalten, fondern auch da, wo fie biöher nicht befiar 
‚eingeführt, anderfeitö aber auch aufgehoben und verändert werden, ohne daß beshalt 
Bezirköfhornfteinfegern ein Widerſpruchsrecht, oder ein Anjpruc auf Gmtihädigu 
zufteht. Nur da, io Zwangsrechte beftehen, if eine Aufhebung oder Bejchränlun 
diefen Rechten untertvorfenen Kehrbegirken erft nach borgängiger Ablöfung der Zi 
rechte & 6) zuläfig. (B. ©. 1845 ©. 52.) 


az: 
R. ded K. Min. ded Inn. Abth. II. (d. Manteuffel) b. 20. Eeht. | 
au ſaͤmmtl. K. Reg., betr. die Einrichtung, Aufhebung oder Beibehaltung 
Schornfteinfeger-Kehrbezirke. 
Die Beftimmung bed 8. 56 der Allgem. Beiverbe-D. hat die Einrichtung, Auflel 
ober eibepaltung derSchornfeinfegersKehrbezirfe vom bem Bejcht. der SR, Meg. all 
jemadt. 
5 Da die Regulirung des Schornfteinfegertvefens hauptſächlich durch polizeilihe 
ſichten bebingt wird, fo war e8 nothiwendig, den eg. die jebftftändige Entjcelbung 
darauf Dezüglichen Angelegenheiten beiguiegen. Mnderer Geitö Lüßt fic) aber, bei der 
Berührung, in welcher die Regulirung des Schornfleinfegerwejens mit den häustidm 
Wirthiepaftlihen Einrichtungen der Eingefeffenen fteht, auch nicht verfennen, dap hier 


?) Die Brundfäße hierüber find hauptjädlid im den N. bes Wein. bed IM 
26.Rop. 1822u.24. Juni 1835 nebſi den dazu erlaffenen ergänzenden und 
ternden R. und Publ. der einzelnen Prob . Veh., entivideit worden. DI 
gehen im Allgemeinen bahin: 

a) die Schornfleinfeger-Zivangöbezirfe ind da beizubehalten, mo fie zur Jul 
Publ. des Ed. d. 7. Sept. 1811 bereits beftanden haben; wogegen bie Einfül 
neuer Ztangöbezirte nur in folhen größeren Städten nachzugeben ift, \W 
bon ber ZofalsRoligei-Behörde In Uebereinftimmung mit den Kommunal 
fentanten gerünfdt toird; =, 

b) wo feine Imangöbezirte beftehen, ba follen die Hauöbefiker einen quali) 
Schornfteinfeger wählen und der Reg. anzeigen; — 

e) an Drten, wo den Hanöbefigern ausnahn oweiſe bie eigene Neinigung der 
fteine nachzulaſſen, und mo dies ſchon biöher gefchehen ift, foll jpezielue poll 
Kontrolle ftattfinden; 

4) feibft wo Zmangsbegirte beftehen, haben die Echornfleinfeger fein Mideriht 
recht gegen Sufbebun derfelben, und gegen Anfegung mehrerer Schon 
kurs fie find feine Offizianten, fondern nad Belieben zu entlafjende 
werter; 

e) e8 If dafür zu forgen, daß bie Bezirke fo eingerichtet find, daß das Min. bil 
zu fontrolliren vermag. 

Bergt, beim Bolizeimefen (TH. VI. des Wertes) Bd. 2. ©. 216-8 
Suppl. 8b. ©. 156—159. . 

) Die Motide biefer Vorfehriften waren, daß bie Einrichtung der Kehrbesllt 
feuerpofigeit. Beziehung, befonder8 in den Städten, ganz stedmäßlg Id, 
die-regelmäßige Reinigung der Schornfteine, für welche der Bezirfö-Schom 
feger deranwortuch It, und welche oft von den Hausbeſthern vernadläfgt 
ben würde, zur Verhütung von Feuersbrünſten beitrage. Bei jehr jorgW! 
BVeauffichtigung fönne jedod) ber Zwed auch ohne eine jolche Einrichtung I 
werben, und an bielen Orten, 3. B. in Dörfern, die au iolirten Gehöften be 
würde fle überfläfftg fein. Die Lofalverhältniffe hätten überhaupt auf ben Li; 
oder Unwerth biefer Einrichtung den enticeidendten Einftuß, umd ed fei naht & 
gmedtmäßigften, deren Beibehaltung umd neue Einführung vom den N) 
Kt Reg. abhängig zu machen. Iubeh folten feincöregs neue Egtluflo 

ung zu Gunſten der Schornfeinjeger tonftitwirt werden; be 
mehr folle die ganze Einrichtung nur al8 ein pollzeit. Öegenftand behandelt med 
unb eben deshalb zu allen Zeiten denjenigen Movifitationen umterliegen, IF 

durch Veränderungen in ben Zofatwerhättniffen nöthig terbem, ohne Dil 

Bezirtö-Schornfteinfeger benfelben zu widerſprechen befugt fe, 
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onders Brund vorhanden ift, bie Eintwirfung ber Behörde mit den Wünfden ber Ein⸗ 


effenen, ſoweit Died ohne Beeinträchtigung der polizell. Intereffen gefchehen fann, im 
nffang zu erhalten. | 


Die K. Reg. wird deöhalb veranlagt, bebor Sie eine Entiheidung auf Grund ber 
rihriften des 8. 56 der Allg. Gewerbe⸗O. trifft, Die Ortoͤpolizei- und Kommunalbe⸗ 
rden mit Ihren gutachtlicdyen Meußerungen zu vernehmen und den Anträgen berfelben, 
peit dem nicht polizeiliche Rückſtchten entgegenftehen, möglichft ſtattzugeben. 

(Min. BI. d. Inn. Verw. 1845 ©. 299 Nr. 325.) 


F. Die Apotheken. 

Die urfprünglidye Errichtung einer Mpothele erforderte von jeher die Erlaubs 
j der Obrigkeit, und girg früher von den Etadt:-Öbrigkeiten aus; in fpäterer 
it aber wurde diefelbe von der Prüfung und Genehmigung der höchften Landed⸗ 
elinalsBoligel-Behörde abhängig gemaht!). or dem Jahre 1810 mwurben 
Ihe neue Konzeffionen wie Privilegien behandelt, und. gaben in der Regel eine 
rerblihe und veräußerliche Berechtigung, die mit der Betriebö⸗Anlage felbft In 
bindung gebradt wurde (Mealberehtigung)?). Diefe aud jener Zeit 
rrührenden Berechtigungen find in den älteren Landeötheilen, welche nicht unter 
zanzoͤſiſcher, MWeftphälifcher oder Belgiſcher Geſetzgebung geftanden haben, noch 
N Gegenſtände ded Verkehrd). Nah dem Jahre 1810 wurden nur nod 
trſönliche Konzeſſionen zur Anlegung von Mpothefen ertheilt, wenn dad 
kdürfnig einer Vermehrung derfelben nechgewieſen wurde *). 
BVergl. Bad Nähere hierüber beim Medizinal»Wefen (Thl. VI. Wb. 3 
Weikeo) Bd. I. S. 628—648. 

m Ueber die Aufhebung ded Intelligeng>Ziwanged, vergl. unten 

n Ill. Kap. | | | 


Zweites Kapitel, 


Bon der Aufhebung der Berechtigung, Konzeflionen 
zu gewerblichen Anlagen, oder zum Betriebe von Gewerben zu 
ertheilen, und Abgaben für den Betrieb eines Gewerbes _ 
| aufsufegen und zu erheben, 


Da viele Gewerbe ihrer Natur nad) bei Ihrem Betriebe daB Gemeinwohl 
rühren, wohin Indbefondere Diejenigen gehören, welche Anlagen erfordern, die 
ich örtliche Befchaffenheit oder Lage die Nachbarn oder dad Publikum übers 
wpt benadhtheiligen oder beläftigen, desſgleichen diejenigen, tweide durch unge⸗ 
ten Betrieb gemeinfchädlich werden, und diejenigen, welche durch Unguverläfs 
eit der Gemwerbetreibenden in fittliher Beziehung ben Gemeinwohl gefährlich 
erden können, fo bedarf ed dabei der obrigkeitlihen Beaufſichtigung. Dazu 
aren von Miteröher ald erfie Inftanz die Ortdobrigkeiten berufen. In Deutſch⸗ 
ad haben ſich au diefen obrigkeitlichen und publiciftifchen Rechten VBermögends» 
the entwidelt, und ed find hieraud indbefondere die Berechtigungen ber 
Iudherrihaften und Ortsobrigkeilen, auf ihren Beſitzungen Bewverbetreibende 
Mufegen und zu Tonceffioniren, entftanden. Selbſt auf ſolche Gewerbe If diefe 
brigkeitliche Befugnig außgedehnt worden, bei weldyen cine Einmifhung der Obrig⸗ 





) Bert, d. Berg, Handb. des Vol. Rechts, Bd. 2. S. 90 ff., WAR. ILS. 


JULR.U.8. 8.463, Apoth. D. p. 11. Oft. 1801 Th. 1. 88. 1 u. 2. 

) Gewerbe⸗O. v. 17. Yan. 184588. 65 u. 54, welcher Ießtere 8. für ſolche Mpothefer, 
die nit im Beſttze eined Real privileglums befindlid) find, außer der Appro⸗ 
bation, noch die Konzeffion des Dber-Bräfidenten erfordert, In weicher 
Pr Sand das Grundſtuͤck, wo bas Gewerbe betrieben werden ſoll, beftimmt 
ein muß. | 

) Vergl. hierüber die V. v. 21. Oft, 1811 (G. S. 1811 ©. —2 
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keit aus pollgelliäjen oder anderen Gründen fich nicht rechtfertigt. Die Pi 
Drt8 »Obrigfeiten haben daraud eine Finanz» Quelle gebildet und Die Qi 
Konzelflonen gegen dauernde, regelmäßig toicderfehrende Abgaben erthellt, 
Mißbrauch hat die neuere Gefeßgebung befeitiget, indem fie die Eorge für 
Gemeinwohl der Staatdobrigkeit übertragen und den Gutöhertidaften die 
niß entzogen hat, gewerbliche Konzeifionen zu ertheilen oder zu berfagen, Ik 
fi) in fonfequenter Folge audy die Aufhebung der Befugniß zur Erhebng 
Abgaben für die Ertheilung folder Konzeffionen anfclieht. 

1. Für die nad) dem Jahre 1807 bei dem State verbliebenen Sanbıl) 
wurde durd dad Ed. v. 2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgem 
Getverbefteuer die algemeine Freiheit der Gewerbe dergeftalt eingeführt, 
Befugniß zum @etverbebetriebe lediglich bon der Verleihung bed Geiwerbeiä) 
durch die hierzu beftelten Etaatöbehörden abhängig gemacht wurde, woburd, 
hin die biöherigen KonzeffiondsErtheilungen Sciten® der Gutöherefi 
und Ortd-Öbrigfeiten überflüffig gemocht und befeitiget wurden, Im Folgt 
fen verordnete der $. 30 a. a. D.: 

Afte biöherigen Abgeben don den Gewerben, infofern fie bie Berechtigung zum 
triebe deffelben betreffen, al8: Koncefflonägelb, Nahrungsgeld von fataftrirten 
ober unter welcher Benennung fle fonft vortommen, fle mögen alljährlich oder it 
für alle Mat an Unfere Kaffe, Kaͤmmereien oder an Grundhern entrichtet ioerdeil, 
mit Einführung der Gewerbefteuer auf. 

Eben biefeß It der Fall mit den Paraphen-Beldern. (G. ©. 1810 ©, 86.) 

Zur Erläuterung diefer Vorſchrift erging die Deklaration bed $. d0 
Gewerdeſteuergeſethes v. 2, Nov. 1810, d. d. den,19. Febr. 1832, 

Wir Friedrich Wichelm zc. 2. Die Verſchiedenheit der Anfichten, tmethe UM 
Natur grunbherrlicher Mbgaben bei Antvendung des 8. 30 ded Beiwerbefteuerg 
2. Nov. 1810 fattfindet, erfordert zur Befeitigung der badurd) entftehenden Ungı 
der Rechte und zur Verhütung bon Progeffen eine nähere Beftimmung; meöhal 
auf ben Antrag Unfered Staatsmin., nad) erfordertem Gutachten Lnferes tan! 

8. 1. Abgaben, welche auf einem Grundſtüde haften und bom jevem Befiger 
entrichtet werden müflen, 8 möge das @ereibe, zu welchem dad Grundftüc beftimm 
betrieben werden oder nicht, gehören nicht Ju ben Abgaben bon Gewerben, melde 
Bi 30 het Geiverbefteuergefehed d. 2. Nov. 1810 mit Einführung ber Gemerbefteun 

oren follen. 

8. 2. Wenn bei einer mit Brundbefl berfnüpften Abgabe nicht auszumittein I 


















Abgabe nicht erfannt werden, ed müßte denn die Zahlung entweder mit Vorbehalt, ode 
Folge a: durdy Widerſpruch gegen bie Verpflichtung beranlaßten Exefution ji 
worben fein. 

8. 5. In den feit Vertündigung des ®. v. 2. Nob. 1810 über bie In Mebe iehen 
Abgaben ergangenen rechtöträftigen Ertenntnifen, imgleichen in den, darüber in jener 
unter ben Betheitigten getroffenen, re—htögültigen Abtommen, tvird Durch bie gegen) 
V. nichtd geändert. 

ad x... (®. S. 1832 ©. 64.) 


au: 

») R. d. 8. Juſt. Min. v. 7. April 1834, betr. die Auslegung bed $. IM 
Deitaration d. 19. Febr. 1832. 

Der 8.1 ber Deit b. 19. Febt. 1832 fielit zwel Vebingungen auf, mıter di 

eine Abgabe wicht für eine Gerverbe-Abgabe anzufehen fei, ‚und vereinigt beide Bedlngın 
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mdurhbieRopulation »unb,« fobaßbeide Bedingungen zugleich vorhanden fein můſſen 
gun die Beftimmung des 8. 1 eintreten foll, während, wenn auch nur eine derfelben fehlt, 
& Beflimmung 8. | nicht eintritt. Dies iſt hier der Fall. Die erfte Bedingung; dag 
ENbgabe auf dem Orundftüd hafte, iR durch die Hhpothefarifche Eintragung vorhanden, 
Degen ber Nachtwelb: daß die Abgabe bon jedem Beſttzer felbft wenn er nicht daß 
werbe treibe, entrihtet werden müffe, bon Ihnen nicht geführt ift. 

Em. sc. berufen ſich zwar deshalb darauf: . 

1) daß ber Zine eingetragen fei, atfo von jedem Beſltzer gezahlt werben müffe. Mber 
mal ift diefe Bedingung und die Eintragung nicht identiſch, was ſchon daraus folgt, 
le als bejondere zweite Bebingung neben ber erften Bedingung, daß die Abgabe auf 
in @rundftüde hafle getrennt bezeichnet toird, waͤhrend, ivenn unter ber zweiten Bebin- 
An nur die aus der Eintragung folgende Verpflichtung gemeint wäre, es ihrer befonde» 
N erwähnung neben ber erften Bedingung gar nicht beburft hätte. Yum ündern folgt 
Mut, dag die Verpflihtung: Scant- und Bachins zu zahlen, im Hybothenkenbuch 
Mertt ift, noch telaesweges die Verpflichtung, biefen Zins auch dann zu zahlen, wenn 
dad Gewerbe nit treibt, fondern nur die Zahlungspflicht eines jeden Vefgers, tel» 
das Bewerber treibt. 

2) Berufen Sie ſich darauf: daß der Zins gezahlt fel, obgleldy feit langen Jahren 
# Gewerbe nicht getrieben worden. Aus biefer Zahlung allein folgt aber noch feined» 
ned bie Verpflichtung, den Zins auch dann zu zahlen, wenn man bad Gewerbe nicht 
N, fondern nur: daß ed gefchehen fel. Die Verpflichtung muß ſich auf ein entgegen= 
Imnes Necht beziehen, welches nur burd Vertrag oder Verjährung begründet 
Sen fann. Das Dafein eines Vertrags« Verhästnifies behaupten Cie nicht. Bon 
{m Aguifitio» Verjährung dieſes Rechtes fann aber nicht die Hebe fein, da Sie zwar 
Nuupten, Daß der Zins feit 40 Jahren bezahlt fel, nicht aber angaben, felt welcher Zeit 
Sebe, ohme daß das Gewerbe exerzirt iſt, gezahlt worden, und nur hierauf würde es 
Vommen fönnen ; denn die Verpflichtung an fi, den Zins zu zahlen, wenn dad Gewerbe 
Wien wurde, ift anerfannt, und bedurfte ed feiner Verjährung zur Ermerbung des 
Or, aber das Mecht, den Zins zu fordern, menn das Gewerbe nicht betrieben wurde, ift 
Mtingeräümt, und nur biefes bedarf eined Beweiſes der Berlöbrung, daß nämlid) der 
Mmisrend 30 Jahren gefordert und bezahlt worden, obgleich in diefen 30 Jahren das 
Were nicht betrieben ift. Die Behauptung daß ber Find auch zu Zeiten bezahlt ich, 
} db Gewerbe nicht beirieben worden, twurde, ſelbſt wenn fleald richtig ertoiefen wäre, 
Verjährung noch nicht begründen, fondern nur den Bemels der Behauptung: daß das 
Iverbe während 30 Jahren nicht egerzirt und deſſen ungeachtet der Zins bezahlt fel. 

Rurwenn Sie diefen Bemeis geführt hätten, fönnte bon der Verpflichtung ſedes Beſitzers 
"Zins felbft dann yu zahlen, wenn dad Gewerbe nicht egerzirt werde, die Mebe fein. 

Da Ew. ıc aber dieſen Beweis nicht angetreten haben, fo fehlt eine der Bedingungen 
98. 1, der Dett. v. 19. Febr. 1832 und die Richter haben daher mit Recht unterfucht, 
de 8. 2 angegebene Präfumtion begründet fel, oder nicht, und-hier fid) für dad Gegen ⸗ 
Al entihieden, weshalb Ihnen, ſetbſt wenn Sie geirrt hätten, fein Vorwurf au machen ift. 

(det. gen. deö Juft. Min., Steuerfahen Nr. 9 Vol. 4, Fol. 130, Bräff ac. Ergäng,, 


2b. 2 ©. 763.) 

b) Für die auf Mühlen» ®rundftäden haftenden Abgaben beftiimmt 
Fey d. 11. März 1850, betr. bie auf Mühlen Grundftüden haftenden Real» ” 
Im, im $. 1: 

Bei Beurtheilung ber Frage: 
ob die auf einem Mühlen ⸗ Brundftüde haftenden Abgaben durch bie-Beftimmungen 
8 8. 30 des Ed. dv. 2. Nov. 1810 (®. ©. 1810 ©. 86) oder des 8. 3 der allgem. 
dewerbe · O. d. 17. Yan. 1845 aufgehoben worden find, ober nicht, 
Immen fünitig die Beftimmungen der 88. 1 und 2. der ®. v. 19. Feb: 1832 (G. S. 1832 
%.64) nicht mehr zur Anwendung und beivendet ed ĩediglich bei den allgemeinen Brunds 
ihen über die Vewelbfuͤhrung und Bemwelstaft !). (G. S. 1850 ©. 146. 

6) Bald nad) dem Ericheinen des Ed. v. 2. Nov. 1810 entftanden zahl⸗ 
the Progeffe Über die Bedeutung ded $. 30 deffelben, indem von vielen Grund» 
Üden Abgaben entrichtet wurden, deren Bezeihnmung ald Gewerbe⸗, Schanl-, 
ber, MüplensZind etc. zc., oder deren Betraͤchtlichkeit, in Verbindung mit 
m Werthe der verliehenen Grundftüde, auf die gewerbliche Natur der Abgas 





—— — 
) ugl In piefer Beziehung das Nähere in: b. Köͤnne, das ®.b. 11. März 
1850, betr. die auf Mühlengrunbftüden haftenden Reallaften, nebft einem praft, 
Kommentar zu vemfelben 2c. 8. Brandenburg. 1850, ©. 16-24. 
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ben zu deuten ſchienen. Die Entfchelbungen ber Gerichtehöfe barlıber ficken de 
verſchleden aub. Der Begriff einer gewerblidhen Abgabe war nicht y 

felhaftz fondern die Zweifel beftanden darin, ob in dem einzelmen Kal 
eine auf einem Grundflüde haftende Abgabe unter diefen Begriffe FubTum 
werben könne oder nit? Dad Geh. Dber-Tribungl bemerkte in 
von ihm erforderten Eutachten, daß weder Die Morte deö Geſehes, mod bie Il 
wißhelt über die harakterifiihen Kennzeichen einer Grundabgabe die Entfhul 
zweifelhaft machten, fondern die Ungetwißheit über bie Natur der Abgabe 

ob biefe nämlidy für die Erlaubniß zum Gewerbebetriebe emtri@ 
worden oder nit. Dennod) eradtete die Befehgebung ed, bei ben ai 
Ienden Berfciedenheiten ber In richterlichen Erfenntnifien angenommenen @® 
fäße, für ein Bebürfnig, durd eine gefetlihe Deklaration gewiſſe 
male und Rehtövermuthungen feftzufeßen, welche bei den Enticheibungen da 
ob bergleihen mit@rundbefiß verbundene Abgaben für gewerbliht 
erachten feien oder nicht, maßgebend fein follten. 

Died war die Beranlaffung der Dell. d. 19. Febr, 1832. 

Der $. 1 derfelben giebt ben Begriff der Geiverbe-Abgaben megal 
und ztvar in derjenigen Yuffaffung, welche ihm biöher jhon dad Geh. DS 
Zribunal?) beigelegt Hatte, indem baffelbe annahın, 

daß Grundabgaben feine andere feien, ald ſolche, welche auf einem @ 
ftäde felbft haften und von jeden Beſitztr deſſelben entrichtet werden mil 
er mag dad Gewerbe, zu welchem dad Grundftüd beffimmk 
betreiben ober nidt. 

Für Diejenigen Fälle dagegen, wo died Kriterium mit audrel 
ſtellte die Deft. im $. 2 eine Rehtöpnermuthung zu Gunſten der Bereit 
ten bahin auf, 

daß alddann die Vermutung für die Eigenfhafteiner Grund 
gabe eintreten folle. 

Allein auch dieſe Deil., auf deren Jahalt im $. 3 der allg. Getverbe@ 
17. Ian. 1845 al für alle Landedtheile maafgebend, beriviefem mai 
hat fidy nicht ald zureichend bewährt; vielmehr find aud mad deren 
bielfad) Brogeffedarüber geführt, ob eine auf einem Grumdftüde haftende Nogabı 
Grundabgabde oder eine Bewerbeabgabe fi. Eie find in der W 
zum Nahtheile der Verpflichteten entſchieden worden, 

Das Geh. Ober» Tribunal, hat indeh in neuerer Zeit (mm 

+ 15. Sebr. 1847) einen Plenar-Befhhluß 2) gefaht, weldher den 68. I u. 2 

Dell. d. 18. Febr. 1832 eine Audlegung gegeben hat, welche die früher dar 
hergeleiteten bebenflichen Folgen großentheild befeitiget. 

Es wor nämlih: | 

a) von dem genannten @erihtöhofe Cin Betreff ded $. 1 der Dell.) frühl 
der Ea angenommen worden: 

Der Umftand allein, daß von einem Grundſtücke, mit welchem ber Belrieh di 
Betverbe& verbunden ift, ein jährlicher Zins zu entrichten ift, bemeift für fü) allein 
nicht, daß diefer Zins eine Brundabgabe fel; es muß vielmehr, um biejed annehmen 
toͤnnen, no h befonders bargelhan fein, oder aus den Umftänden berborgehen, 
der Zins entrid;tet werden muß, ba8 @etverbe, toozu das Grunbfküct befkirmt if, mia 
betrieben werden oder nicht. 


*) Das Beh. Ob. Trib. hatte dies in einem Berichte an das Yuft. Min, b. 10. Mor 
1824, welcher dem 8. 1 der Defl. v. 19. Zebr. 1832 zum Grunde Kegt, entoidek 

0) Fr denſelben in den Entfch. bed Beh. Ob. Trib, Bb, 14 (neue Kolge Dr.l 
©. IH—l14l. 
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Später wurde dagegen angenommen: 
daß ber Abgabenpflichtige den Beweis anzutreten habe, daß die Abgabe nur dann ent⸗ 
richtet werden dürfe, wenn dad Gewerbe betrieben werde, weil die Vermuthung dafür 
fireite, daß der Ruheftand feinen Grund zur Ermäßigung des Zinſes habe abgeben fols 
ten; er wolle einen Vortheit erreichen, ſel daher auch der Betweiöpflichtige. 


Der Plenarbeſchluß v. 15. Febr. 1847 hat indeß die ältere Meis 
ung für die richtige erflärt, indem derſelbe folgenden Medhtöfah annimmt: 

Der 8. 1 der Defl. v. 19. Febr. 1832 ſtellt feine Rechtovermuthung dafür auf: daß 
Abgaben, welche auf einem zum Gewerbebetriebe beftimmten Brundftüd haften, von 
jedem Beſitzer deſſelben entrichtet werben müffen, e8 möge da8 Bewerbe betrieben wer⸗ 
den oder nicht; vielmehr beruht das richterliche Urtheit hierüber auf Thatfachen, welche 
von derjenigen Partei, die ich anf die Borfchrift des 8. 1 beruft, angegeben und erwies 
fen werden inüffen. 

8) Hinſichtlich ded $. 2 der Dekl. war ed zweifelhaft befunden worden: 

ob die in dieſem $. erwähnte gefeglidye Wermuthung für die grundzindliche 
Natur der Abgabe von vornherein dem Abgabepflidhtigen entgegenftehe, jo daß 
er fie jededmal durd den Beweis, daß die Abgabe die Berechtigung zum 
Betriebe ded Betverbed betreffe, widerlegen müfje? 
der 
ob dieſe Vermuthung erſt Platz greife, wenn die obwaltenden Umſtände und 
dad Reſultat der Beweiſeb-⸗Aufnahme feinen näheren Aufſchluß Über die Natur 
der ſtreitigen Abgabe entnehmen lafjen? > 

Die zulegt erwähnte Anfiht wurde in früheren Entfheldungen des Beh. 
Dier- Tribunald für die richtige erachtet, und dabei angenommen, daß, wenn⸗ 
glid über den Grund und die Entftehung der Abgabe keine direfte Beweismittel, 
nomentlid) feine auddrüdliche Vertragd-VBeflimmungen, vorhanden find, dod dem 
hterlihen Ermeſſen überlaffen fei, nad) der ganzen Lage der Sache und demjenis 
en, was auß einzelnen Beſtimmungen der vorhandenen Kaufbriefe und den ermits 
dten Umftänden und Verhältniffen herborgehe, zu urtheilen. 

Später wurde dagegen die zuerſt erwähnte Anficht für Die richtige erad)- 
et, und zugleich angenommen, daß der Mbgabenpflichtige, welcher die Befreiung 
yon der biöher don ihm entrichteten Abgabe verlangt, den Beweis für Die gewerb⸗ 
Ihe Natur voktftändig führen, alſo nachweiſen müffe, »daß die auf dem Grund» 
füde haftende Abgabe nicht diefen Brundbefiß betreffe, vielmehr für die 
Berehtigung zum Betriebe des Bewerbed, zu welchem dad Grundſtück beflimmt 
ſch entrichtet werde.« 

Der Plenarbeſchluß v. 15. Febr. 1847 erklärte indeß die ältere Meis 
nung für die richtige, indem derſelbe folgenden Rechtdſatz aufitellte: 

Die richterliche Vermuthung für eine Grundabgabe greift erft dann Platz, wenn bie 
In jedem einzelnen Yalle obmwaltenden fattifchen Verhältniffe oder fonft von den Par⸗ 
teien dargethanen Thatumftände dem richterlichen Ermeffen feine hinreichenden Gründe 
darbieten, entweder: 

eine gewerbzinsliche, 
er 


f | 
b) eine gemifchte Abgabe | u N 
al8 vorhanden anzunehmen. j 
d) Um den aus 6. 3 der Def. v. 19. Febr. 1832 folgenden Anfprud) auf 
theilweifen Erlaß der Abgaben zu begründen, liegt dem Verpflichteten 
der Beweid ob, daß ſich die Abgabe wenigſtend theilweife auf den Gewerbes 
betrieb bezieht. 
Ed find indeß die Worte ded Befeed: 
sob die Abgabe ſich auf den Gewerbebetrieb bezieht,« 
oder, wie der 6. 2 der Deklaration ſich auöbrüdt, 
»ob die Abgabe die Berehtigung aum Betriebe bed Gewer⸗ 
bed betreffe« Ä | 
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don ben Gerihtöhöfen derſchledenartig aufgefaßt umd ausge 
legt worden, 

Dad Geh. Ob. Trid. Hatte bei früheren Entfcheidungen angenommm; 
€ fel nicht der Beweld erforberlid), bafı ber Find für die Konzefflon zum Gene 
betrieb fipuliet worden, fondern e8 genüge zum Nachwelſe der geiverbyint 
Natur ber Abgabe, daß Diefelbe auf dem Gewerbebetrieb Lafte, fid gan 
thellwelſe auf denfelben beziehe. Der Umftand, daf die Abgabe neben einem 
gelde Aipulict, und die daraud gegogene Folgerung, daf fie dann ald ein Teil 
Kaufgeldes anzufehen fei, ferner, dah die Abgabe auf einem Grundftüde p 
und mit diefem zugleich verfauft worden, fei nicht genügend, um bie Mbgabk) 
eine Grundabgabe zu adıten, und die Prüfung, ob biefelbe für die Berech 
zum @eiverbebetrieb auferlegt worden fei? aud zuſchliehen. 

Bei fpäteren Entſcheldungen if} dagegen davon ausgegangen torben, 
der Berpflihtete nachwelfen müffe, die Abgabe werde für die Konzefflon und 
rechtigung zum Gerverbebetriebe entrichtet, fo wie daß und inwieweit bie Gem 
Konzefflon mit veranfchlagt, deren Werth in ben Zind aufgenommen, und Die 
aeffion mit berfauft worden fe, Ed Mi’ferner in Beziehung auf Mühlengrund 
der Umfland, daf die Nittergutöbeflßer in Schlefien im Befige ded Mechted 
fen, die Konzeffion gunf Betriebe ded Wühlengetverbed au ertheilen, Für gan) 
erheblidh erHlärt, weil bei Veräußerung einer fertigen Mühle die Berechtigung 
Betriebe ded Müblengetverbed damit dergelalt unzertrennlich berbumden fel, 
le nicht ald befonderer Begenftand ber Veräußerung angefehen tverden könne, 

Diefe Verſchiedenheit der Entſcheldungen gab Xeranlafjung, die beiden 
ſelhaft gewordenen Fragen: 





aur Eutſcheidung des Plenurid des Geh. Ob. Trib. zu bringen, und ni 
wurden durch den Plenarbeſchluß v. 15, Febr. 1847 2) folgende Rehltl 
feRgeteit: 
a) Bel einer mit Grundbeſtz berfnüpften Abgabe braucht ber Abgabenpfilchlike 
egründung ded Anfpruches auf ganzen oder theiltveifen Erlaß nicht nadızu 
daß der Zins für die Ihm ertheitie Konzefflion zum Gewerbebetrieb entrichtet: 
den; es genügt vielmehr, um die geiverbliche Natur des Zinſes anzunehmen, 
der Zins ben @eiverdebetrieb kifft, — befteuert?). 


PAS 
) Vergl denfeiben In ben Eutſch. des Geh. Ob. Trib. Bb. 14, (Neue Folge Bh 
©. 123-134. 


) ‚Hiernad) find alfo überhaupt Diejenigen Abgaben aufgehoben, welche in MIR 
fit auf den Betwerbebetrieb und feine Einträglichteit auferlegt toaren, oder, ME 
anderen Worten, nicht biod diejenigen Abgaben, tveihe für die rehtlihe 
chteit bed Betverbebetriebeß auebedungen worden (eigentiiched Konzefflonkich 
fondern aud) die auf die fattifhe Möglichkeit des Berverbebekriebeß bereut 
Abgaben oder Abgabentheſie. Diefer Brundjat findet auch auf diejenigen Sunbel" 
theile Anwenbung, in weichen die Betverbe-efehgebung bon 1810 nicht gli, Inden 
die @ewerbe-D. d. 17. Jan. 1845, welche die betr, Prinzipien des 6 b. 2. Net: 
1810 auch für biefe Qandeälpelte einführte, iu 8.3 alle die Abgaben — 
für den Betrieb eines Gewerbes (alfo nicht blos für bie erehtigung in 
Betriebe), entrichtet werten. Dies ift von bein Beh. Ob. Trib, in bem Bear 
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'b) Die Ausmittelung: ob die Abgabe ſich theild auf den Grundbeſitz theils auf einen 
@erveibebetrieb bezieht? wird dadurch nicht außgefhloflen, daß die Abgabe bi 
—— 7* — fertigen, bollftändig aubgerüſteten Mühlenwerts von Seiten 

ber mit ber Mühlengerechtigfeit belichenen Butöherrfhaft, vorbehalten worden. 

- Die Gründe diefed wichtigen Plenarbeſchluſſes loſſen ſich im Wefentlis 

‚dahin zufemmenfaffen: > 

Die Befiger der mit Gewerbeberechtlgungen verfehenen ländlichen Grundſtücke 

m nicht, wie die Befiger von Gewerbegerchtigfelten in ben Städten, eine Ent- 

gung für die ihnen aus der Einführung der Gemerbefreiheit entitandenen 

je eihalten; fondern es ift Ihnen nur (dur den 8. 30 des Ed. b. 2. Nov. 1810) 

'bebung ber biöherigen Bemerbe- Abgaben verhelhen worden. Ihre Lage war 

machthelliger, als fie ſich diefe Befreiung ftet8 erft burd) koſtſplellge Yrozeffe erfünie 


ten. 

den über bie Natur dieſer Abgaben entitehenden Prozeſſen war die Behauptung: 
abe jel eine —— dad alleirige Vertheidigungsmiltel; wobei dann 
Behauplung, »ber Zinöberechtigte fei in jelnem Beſitze zu fchüßen, und eine bei 
ıg eines Grunditücs vorbehaltene Abgabe ſel unter alten Umftänden für eine 
bgabe zu achten,« beſonderes Gericht gelegt wurde. EB iſt jedoch Behufs einer 
Würdigung der abweichenden Anfihten vornemlich die Bebrängtheit beider 
lem, der Berechtigten, fo wie der Verpflichteten, In’6 Auge zu faffen, weiche durch die 
bung’ der vererblichen und veräußerlihen Gewerbeberehtigungen auf dem Lande 
atfhädigumg hervorgebracht worden if. Es wird dann auch der wohlthätige 
und Ziwedt des 8. 3 der Dell. v. 19. Febr. 1832 Mar werden, weicher fein anderer 
biltige Vertheilung des entftandenen Schadens und Verluſtes zu 
U 



























tien. 
Das Wefen einer Grundabgabe Tann nur darin beftehen, daß fle von der Nutzung 
'onüct8 aufgebracht wird, fei cd, daß dieſes zu einem anderen @rundftüc in einen 
gteitö -Verhältniß; fteht, oder daß dem Vefger nur das Gebrauchdrecht, einem 
dad Eigenthumsrecht gebührt. Iſt das verpflichtete Grundſtück zu einem Gewerbes 
be eingerichtet, fo wird diefe Einrichtung befondere, Untoften veranlafiende Baulich- 
üfordern, die einen Werth haben, folglich aud) bei Beftimmung ber Höhe der Ab- 
bon Einfluß geivefen fein Fünnen. Beim Gewerbebetriebe auf dem Lande vor Eins 
ag ber allgemeinen Gewerbefreihtit Fam aber ein WerthBobjekt in Betracht, welches 
undbefi ganz fremd it. Der Nitterqutstefiger mar der alleinige Inhaber von 
eibeberechtigungen, nur bon ihm fonnte die —X ein Gewerbe zu betreiben, em⸗ 
nen werben; ihm mußte fie abgefauft werden. Eigenthümliche eberlaffungen gegen 
‚den Werth erfchöhfendes Kaufgeid waren aber theild wegen Mangels deö dazu crfor= 
u Vermögens nicht auöführbar, theils ftand dem auch bie Qutsunterthänigfeit der 
Mlefaffen entgegen, weiche die Lebertranung eines vöfig freien Eigentums nicht, am 
beninften dann geftattete, tvann die Berechtigung al® Zubehör eines Grundftädh er- 
werben follte. Die Ueberlaffung einer Beiverbeberehligung, Heferte auch eine fichere 
eigiebige dauernde Einnahme-Quelle, da die Ausfhlieplichfeit de6 bertiehenen 
verbebettieb6 dem damit Privifegirten eine gefiherte Egifleng berihaffte. Die folcher- 
‚auferlegte Abgabe hat iediglich die Natur einer auf dem Gewerbe laftenden Steuer, 
fan unmöglich deshalb eine Brundfteuer gemorben fein, weil ber Belaftete cin 
ndftüct befigt, welches an und für ich einen geringen Werth hat, und aus defien Ertrag 
Mbit Abpabe-in feiner Art aufzubringen vermag. Nur der Bewegungdgrund zur Beiviltir 
geiner folhen unverhättnigmäßigen Abgabe Seitens des erften Erwerber iſt Denfbar, daß 
mit dem Grundftüc die werthootie Gewerbeberechtigung übertragen worden. Hiernach 
fein Unterfepted ziwifchen denjenigen ewverbetreibenden ftattfinden, welcher ſchon ein 
Munhftüd befißt und Bayı eine Gewerbeberechtlgung ertolrbt, und demjenigen, welcher 
(Mm zur Konzeffion allein Berechtigten ein Grundftüc zugleich mit der Getverbeberechtie 
abfauft. Der Unterjehied fönnte mur darin beftehen, daß es Im zuerft gedachten 
ar ift, daß lediglich über die Gewerbeberechligung fontragirt und der Zins für 
leberlaffung auöbedungen fei. In dem andern Falle erhätt dag Grundftüd dadurch, 
#8 mit ber Gewerbeberechtigung ſhon verfehen IR, grade den erhöhten Werth, und 
nit abzufehen, vie dem Erwerber noch erit in Veweis darüber abgefordert werden 





befehl. d. 16. Febr. 1847 pichtig aufgefaßt und es iſt eine bollfommen un. 
begründete Anficht, wenn von anderen Gerihtöhöfen angenommen worden 
it. daß in den Sandeötheilen, wo das Ed. b.2. No. 1810 gilt, bios die für bie 
tehtitche, nicht auch für die faktiſche Möglichkeit ded @ewerbebetriebes ausbe= 
dungenen Abgaben für aufgehoben zu erachten feien. 
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koͤnnte, daß die Gewerbe · Kongefjlon zu den Werfaufeobjetten nezählt worden fei, um 
wie es möglich Ift, daran zu zwelfein und einen Verweis zu fordern, daß und Intierveil &ı 
Gewerbe-Rongefflon mit berfauft worden. 

Da das Mühlengeiverbe ohne die Mühfengerehtigfeit gar nicht betrieben tor 
burfte, fo ift letztere beim Verkaufe der Mühle ganz von jeibit mit das Verkaufe, 
Unzutreffend ift die Behauptung: teil bel der Veräußerung einer fertigen Mühle die ® 
tigung zum Betriebe bed Wühlengemerbed damit ungertrennbar verbunden fei, könne Newa 
als beionderer @egenftand der Veräußerung angefehen werden. Bor dem Jahre 181m) 
eine Mühle ohne Gewerbeberechtigung fein möglicher Qerfaufögenenftand. Die Gem; 
berechtigung iſt davon genommen, Geriert h der Mühle alfo auf dended Mühlemmen 
und des Grund und Bodens reduzirt. Die frage it aiſo die, wer den Ed) 
den tragen ſoll? Dad verpflichtete Grundftüd vermag die Steuer nur, fomweit u nu 
bar ift, aufzubringen; muß ber Beflger beffen ungeachtet vie Abgabe fortentrichten, jo WU 
bie Steuer allein auf feinem @etverbe, und in feiner Art auf dem Grumbftücte. Würd 
Gewerbe muß er aber dem Staate.die Steuer zahlen und jür ven Verluft der Berediigd 
foll er der Steuer an den Grundherrn fedig werden. Kür fein Bewweiöthema ift es 89 
allerdings eine fchlagende Thatfache, wenn er nahmeitt, der ganze Ertrag des @rundiiäd 
welchem die @eiverbeberehtigung genommen ift, erreicht nun nicht mehr ben Betrag 
Abgabe, und e8 It ein bflliger Maaffad ber Thellung, wenn der Neberihuß ald den 
merbebetrieb belaftend angejehen wird. 

Die Anficht, daß dem Gewwerbetreibenben bie Steuer nur dann erlaſſen werden 
wenn er nachweiſt, daß fie ausbrüdlic und allein jür die Komzeifiom bebund 
worben, iſt verwerflich, weil bie Abgabe nicht bie Konzeifion allein betrifft, vielmehr 
ben @etverbebetrieb belaftende Steuer ift. Es ergiebt ſich dics aus der Veranlaffung =) 
dem ausgeſprochenen Zweck bed Geſetzes b. 2. Nov. 1810 über die Einführung der 
iwerbefeuer, in deſſen Eingange Beides ausgeſprochen iſt. 

Unter den im 8. 30 a. a. O. gegen die eingeführte allgemeine Gewerbeſteuer 
hobenen &bgaben von ben Gewerben, find baher nur folche zu berfichen, die — 
Natur einer Steuer haben, namentlich aud Verhälnifien hervorgegangen find, vermag 
welder bis bahin dem Berechtigten ein Beſteuerungdrecht zuitand. 

Von biejem Gefichtöpuntte ift auch bie Deft. b. 10. Febr. 1832 ausgegangen; @ 
nicht nur hat fle, tie ihr Eingang ergiebt, die in Berichung auf den — 
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aus dem grundherrlihen BVerhältniffe entfprungenen Abgaben zum Begenftande 
bern es werben auch im 8. 1 alle folche Abgaben, die mit dem Gemerbebetriebe in WE 
Verbindung ftehen, als nicht zu den im 8. 30 de Ed. b. 2. Nov. 1810 ald aufgeht 
bezeichneten gehörig, dargeſtellt. R | 
Hiernach muß es daher als ein harafterififches Merkmal einer geil 
ainslichen, für aufgehoben zu erachtenden Abgabe an einen Brundherrn anga® 
werben, daß fi ihre Konftituirung wirflid aus dem mit dem grundhr 
lichen Verhältniffe verfnüpft gewefenen Bechte zur Ausübung ein 
Regals in Bezichung auf gewilfe Gewerbe nur herleiten läßt, all 
einem gemiffen Befteuerungdredyte des Brundherrn entiprungen ift, und 
die Natur einer Steuer beigelegt werden kann. 


Die Richtigteit dieſes Brundjages findet (mie näher 
aud) in ben Materialien ber Dett. v. 19. Febr. 1832. 
1. In den nad) dem Jahre 1813 neu» und wiedererworbenen Landeih® 
len erlangte dad Ed. d. 2. Nov. 1810 Über die Einführung einer allgeme 
Gewerbe ⸗Eteuer (f. ad 1.) feine Gültigkeit; hier blich alfo die Berechtigung 
Ertheilung von Beiverbes Konzeffionen und zur Erhebung von BewerberAbgadt 
in ſoweit nicht bereitö deren Aufhebung durch die fremdherrlichen Gefchgebung® 
erfolgt twar, noch fortbeftehend. Dagegen verordnete für den ganzen Umfang 7 
Monarchie dad ®. d. 30. Mai 1820 über die Einrichtung ded Abgaben 
im $. 9,1) 
da fämmtlihe Gewerbes, Patent: und Nahrungh⸗Steuern, die in den fell M® 
1. Ian. 1813 wieder oder neu ertworbenen Zandestheilen (zu Staatd+ Ka 
biöher erhoben worben, aufhören ſollten. 











gezeigt wird) Ihre Befkätien] 











1) G. ©. 1820 ©. 137. 


Hinwegräumung ber Beſchraͤnkungen; Aufhebung der Exkluſid⸗Rechte. 187 


In Bezug auf die in den vormals Sächſiſchen Aemtern für den Betrieb 
ed Niehfchnikted biöher erhobenen Pachtgelder und fonfligen Abgaben indbes 
Indere ergingen in biefer Hinfiht: 

a) ER. der K. Min. ded Ian. (d. Shudmann) und d. Fin. (d. Kles 
) 8. 14. Jan. 1824 an die K. Reg. zu Merfeburg, Frankfurt, Botds 
um, Siegnit (und in ähnlicher Art an die K. Reg. au Erfurt). 

Der K, Meg. wird hierbei die wegen Erlaffes der In fämmtt. vormals Cächflichen 
Intern für ven Biehfehnitt noch beftehenden Pachtgelder und fonftigen Abgaben unterm 
Ib. 0, ergangene Allerh, S. O, In Abfehrift (Ani. a.) mitgetheitt, um Sid) darnach zu 
(bien, nd jallö im den ehemals Sachſiſchen Theilen des dortigen Weg. Bez. dergl. Abgä- 
u noch beftehen, deren Abfegung von an betr. Etats in Antrag zu bringen. 

nl. a. ' 

ir finde es auf Ihren Ber. d, 3. d. M. gleich unzwedmaͤhig, den Viehfhnitt außer 
Mribgabe, die für den dazu berechtigenden Gewerbſchein erlegt wird, noch befonder6 Er 
Meuein, oder die durch Prüfung approbirten Cadyuerftänbigen in beftimmte Wegirte zu 
Hin, und autorifire Sie, nicht nur die if den Memtern Weißenfee und Langenfalza für 
Mn Biehfhnitt: nod beftchenden Pachtgelder, fondern auch alle ähnliche In anderen vor- 
Ms Sächflihen Wemtern etwa noch vorfommende Abgaben zu eriaſſen. 


Berlin, den 8. Ian. 1824 
Friedrich Wilhelm. 


An 
Fr Etnatö- Minifter v. Schudmann . 
und v. Klewitz. (A. VII. 268. — 1.144.) 


b) MR. derfeld. K. Min, d. 27. Oft. 1824 an bie K. Meg. zu Erfurt. 

Ve X. D. d. 8. Jan. d. 3., monad) in den Amts-Ortihaften die Verpachtung der 
Sllifh- Berechtigung zum Wiehjonitt nicht ferner fatt finden foll, fann auf die Privat- 
Perölgungen nicht angewendet werden, ba, hierin einzugreifen, nicht beabfichtiget ft: 
Minh muß e6 Tediglic) der Einigung zwiſchen den bisher Berechtigten und Werpfichtes 
(8 oder event. dem richtertichen Außfpruche überlaffen werden, ob dergt. Präftationen 
MW hirtiich feuerartig, alfo als in Folge ded 8. 9 ded allg. Abgaben ⸗Geſches d. 30. Mai 
BD nepfaltend auzufehen find, oder ob fle fortbeftehen fünnen. 

Ju Anwendung diejed Prinzip® auf den im er. b. 9, d. M. erwähnten befonberen 

‚ hat die K. Nteg. bon der Verpachtung der ausfchliektichen Ausübung des Vlehichnit« 
(9, Seitens de6 Rittergutöbefiger N. N. an ben 2c. N. N. weiter feine Kenntnig zu neh» 
‚ven, mithin zivar „ wenn ber ıc. N, N, ſich über feine perföntihe Qualififation zu gedach⸗ 
Ku Gewerbe außtmeifet, demfelben einen Gewerheſchein zu ertheiten, die Ausfertigung einer 
Wonkeren Konzeffion aber von der Hand zu weiſen, du ed einer ſolchen bon Seiten ber 
Sankeöbepörbe micht bedarf. (4. VIIL. 1174. — 4. 120.) ö 

I. Für das Großhersogthum Poſen erging: . 

1) da6 G. v. 13. Mai 1833 wegen Aufhebung der geiverblihen und perfüns 
ihn Abgaben und Leiftungen In ben Mebiatftädten der Provinz Poſen. 

Wir Friedrih Wilhelm 3. 2c. Um die Mebiatfädte der Provinz Rofen Hinfichttich, 
it bgabenberhältniffe mit den Etäbten in den älteren Provinzen, fo welt e8 noch nicht 
schen, völlig gteich zu ftelten, und um fle zur Beförderung ihred Wohiſtandes und Ihrer 
Penerbfamteit bon den biöher nech an die Brundherren entrichteten perfönlihen und 
rerblichen Abgaben und Leiftungen zu befreien, verorbnen Wir auf den Antrag Unfered 
Sonleımin. und nach angehörtem Butachten Unferes Ctaatsrathe, wie folgt: n 
m 8. 1. Mit dem 1. San. 1834 fallen in den Mediatftädten der Provinz Poſen ſämmt⸗ 
N * Böher noch fortbeflandene Handel» und Konfumtiens-Abgaben von Waaren, ferner 
Innoaaben um Beiftungen, tveiche für Die Berechtigung zum Wetriebe von Getperben, In 
Mfinnten Terminen oder ein für allemal, entrichtet werden, in ber Art weg, wie ſolches 
6 die 89. 17 und 18 deö ©. d.26. Mai 1818 und 8. 1 der ®. d. 8. Febr. 1819 alle 
— ind dur) 8. 30 des Gewerbeſteuer⸗ G. v. 2. Mod. 1810 und deſſen Dell. v. 19. 
or. 1832 für ben damaligen Umfang ber Monarcjie angeordnet ift. 

FAKE Es find ferner mit demfeben Termin aufgehoben alle beftehende Abgaben und 
$) für die Befreiung von geiverblichen Zwangs· und Bannrechten (Behränfegtwang); 
b) Fe KH oder Yafhebung ausfchtießlicher diechte zur Beträntebereitung 
im Ausfchanfe; 
fir en gmangemeifen Oebrauch von Waltmühen, Matz- und Wraufäufern, Wan- 
gen und ähntichen getverbfichen Anlagen; und l 
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4) fännnttiche perfönliche Abgaben und Leiftungen, einſchllehlich ber, pexföndichen Akys 
ben ber Juden, welche von den Kämmereien, Örundherren ober bon den Domalıc 
taffen biöher in den Mediatftäbten der Provinz Bofen erhoben find. 

8. 3. Für den Vertuft der hiernad) aufgehobenen Abgaben und Leiftungen fell 
Grundherren nach ben weiter folgenden Beftimmungen entſchädigt erben, 

Eine Entfchädigung der Domainenfaffen und Kümmerelen finbet micht ftakt, 1 
fallen die Gegenleiftungen weg, welche ihnen in Bezug auf die aufgehobenen Abgaben 
Leitungen obgelegen haben. 

8. 4. Die Ermittelung des Betrages der den Grundherren gebührenden Entichäbll 
beforgen die Reg. Der Oberbräfident foll die Brundherren öffentlich auffordern, d 
einer breimonatlichen Präftufiofrift ipre Anfpräche bei den Meg. anzıimefben, und dIeh 
zu beobachtende Form borjchreiben. 

In den Anmeldungen find zu unterſcheiden, die Entfchädigungsforderumgen fir: 
gehobene Abgaben und Keiftungen: * 
8) welche nad) Juditalen oder Vergleichen, ober nad) dem Anerfenntniffe der 

teten feither untveigerlich entrichtet tworben find; 

b) welche bereits Gegenftand eines Progeffes find; f 

©) welche zwar von den @rundherren verlangt, aber von ben Werpflichteten ber 
werben, derenwegen aber ein Prozeßverfaͤhren noch nicht eingeleitet ift. 

Den Anmeldungen müffen bie Urfunden, auf benen die Forderung der 
beruhet, beigefügt, und e$ muß barin deren Betrag und aus welchen Beld-, Natirale 
anderen Lieferungen und Zeiftungen foihe befteht, unter Bemerfung ber ftottfinb 
Gegenteiftungen, genau angegeben werden. 

Von den Req. werden bie Anmeldungen in ein für jede Mebiatftadt zu eröff 
Regiften eingetragen und den Grundherren Anmeldungs-Befcheinigumgen ertheilt 

8. 5. Rach Eingang ber Anmeldungen iſt annächft beren Richtigfeit feftzuftelen 
bei, ſo wie bei Ermittelung ber Entfchädigung, find außer den Berechtigten und ® 
teten, ber Vorftand der betr. Bemeinde, und ein zu biefem Jwecke von dem Oberbrüf 
ten bei jeder Weg. au beflellender fi6falifcher Antoalt zuguzlehen; dagegen ift bie Jul 
der Zchns- und Fideifommißfolger, der Obereigenthtimer und Wiederfauf&berechtigien 
hybothetariſchen Gläubiger und anderer Real-Berechtigten des Gutes, welchen bie 
auftehen, nicht erforderlich. 

Anertenntnife und Vergleiche, weiche nach Verlündigung biefed Geſetzes in M 
der gedachten Abgaben und Leiftungen erfolgen, find ohne die Zuftimmung bes @en 
vorftandes und beö fiöfaliihen Anwalts unverbindlich. } 

Ueber die angemeldeten Anfprüche find, teenn nicht fchon ein Prozeß barüber un) 
gig I, bie Vetheitigten durch einen Kommiffarius ber Reg. zu vernehmen, Werben il 
ben beftritten, fo hat der Rommiffarius einen Vergleich zu bverfuchen, umb ment 
Bemühungen dieferhatb ohne Erfolg bleiben, den Befikftand zu eimittein Dow 
Meg. durch ein Mefelut feftzuftellen ift. Derjenige, welcher fidh bei bieler Kefiftellung® 
beruhigt, ift verpflichtet, ven Returs binnen bier Wochen präftufidiicher Srift bei dem! 
des Yun. für. H. u. Gewerbe geltend zu machen, oder aber in gleicher Zeitden WegMedi 
ergreifen. Hat er eined von Beiden gewählt, jo fann er auf dad Andere nicht mehr 

hen. Iſt bereits ein Prozeß über den Anſpruch anhängig, fo wird dem @emeink 
Aande und dem fiöfalfihen Antwalte durch die Reg. hiervon Nachricht gegeben und d 
feiben übertafien, fich bei dem Prozeſſe ald Intervenienten zu melden, 
* Sobald bie angemeldeten Anfprüche durch ein Ertenntniß oder Uebereinfommen MS 
VBelheiligten, oder durch rechtöfräftige Entfheidung feftgeftellt worben, läßt bie Meg 
jebe Mediatftadt den Geſammtwerth der Abgaben und Leiftungen, nad) Abzug ber Om 
felftungen, unter Zuziehung der Betheitigten fommiffarifeh ermitteln, feßt bemfelben 
einen motivirten Befhlug auf eine jährliche Geidfumme feft, und macht Diefe Weiikhl 
den Betheitigten befannt, Die unfigirten Abgaben und Leitungen werden babei mad 
Durdfhnitte der Iekten drei Jahre und bie barunter befindlichen marftgängigen Malt 
abgaben nad) den Durhichnittöpreifen ber tet verfloffenen zehn Yahre, andere Hp 
und Leitungen aber nach vorgängiger Schägung durch Sacperftändige zu Gelbe br 
«met. Gegen dieſe Feftfehungen der Reg. findet, unter Auöfchlichung bed Mechtemened 
ein Returs an den Oberpräfidenten, binnen einer Rräftufiv-Srift bon bier Moden nut 

6. 6. Den feftgefeßten Geldbetrag hat jede Mediatſtadt durch Zufchläge gu den tell 
feuern, nad) Maafgabe einer bon dem Fin. Min. zu ertbeilenden Inftruftien, vom 
der Aufhebung der biöherigen Entrichtungen ab, die zur Beendigung ber Abiöfung au" 
bringen und bierteljährig durch die Kreiöfaffe an bie bei dem Oberpräftbiuim eingunlälttt 
Amortifationstaffe abzuführen. Mücftände aus der früheren Zeit zahtem Die DIE BAM 
der Abgabe Verpflichteten an die Berechtigten in ber biöherigen Art, 
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8.7. Bon dem feftgeftellten Geldwerthe der Abgaben und Leiftungen jeder Medlat - 
lobt werden bier Brogent für die Mezepturfoften, zwel Progent für Erlaffe und Ausfälle 
nd bierundzwanzig Prozent an Offiara oder Grundſteuer, zufammen atfo dreißig Prozent 
Dgeleht, und die bleibende Summe wird ats ablößbare Rente in Quartalraten postaume- 
Ando durd) bie greidtaſſen an die Grundherren gezahlt. Mit bemfeiben Termin wird der 
Dariepte Offiarabetrag den Grundherren erlafen und von dem Grundfteuerquantum des 
Ireffenden Gutes auf Anordnung ded Fin. Din. abgefchrieben. 
© 8. 8. Die Grundherren erhalten über die ihnen duftehenden Renten Anertenntniffe, 
Ale vom dem Oberpräfiventen auögefertigt und In eln Schuldbuch eingetragen werden. 
Hefbiöftung erfolgt durch Zahlung ded zanjigfachen Betrages in Summen von minde ⸗ 

& Hundert Thalern nad) vorheriger vierteljähriger Kündigung. Der Min. ber Fin, wird 
ber noch eine nähere Inftruttion erlaffen. . 
7 8.9. It die Abgabe oder Leiftung, für welche bie ßente gewaͤhrt wird, Zubehoͤr eines 
Wis, und diefes ein Lehnfideifommihe, Erbzins oder Erbbachtsgut, oder mit einem Ver- 
Be Niepbrauchörechte, oder mit hypottekariſchen Schulden belaſtet, fo wird in dem 
tantniffe vermerft, daß ber Inhaber darüber ohme Genehmigung des Gerichts bei 
Mm das HHpothefenbuc über dad Gut geführt wird, nicht verfügen könne. Diefe 
FEinisung darf nur mac) Eintoilligung der vorgenannten Real» Berechtigten ertheilt 
im. 


8.10. Die abgelöften Nentenbeträge, über welche der Inhaber des Anerfenntniifed 
Ü6 obiger Beftimmung (8. 9) nicht frei verfügen fann, find an daß Depofltorlum des 
Aalbft bezeichneten Berichts zu zahlen, und nad) den @rundfägen der Abli —D— 
2 über Kapitalabldiungen bei Gütern, weiche mit Einfchränfungen di 

Ihums und mit Mealverbindlichfeiten beiaftet find, zu verwenden. Der Juſt. Min. 

die Berichte mit näherer Initruftion hierüber verſehen. 

7 8.11. Das Geichäft der Nentenzahlung und Mmortifatton leitet der Oberpräfldent. 
Mälpungsfond wird gebildet: - 
aus ben dreigig Prozenten (8. 7), welche bon dem @eldbetrage der Abgaben abzus 
hen find, und welche daher aus den von ben Mebiatftäbten aufzubringenden vollen 
"Summe während ded Laufes der Tilgung der Kaffe verbleiben; 

D) aus dem Betrage der abgelöften Nentenz 

Frans Zufchüffen aus Staatötafen, um dad Abloͤſungögeſchäft in einem Zeitraume bon 





längftend zwanzig Jahren zu Ende zu führen. 
- &1%, Den Weediatftäpten ftcht frei, die nad) der Beftimmung im 6. 0 bI6 zur Been- 
im der Tilgung an bie Amortifationdfaffe Jährlich zu zahlenden Summen auf einmak 

ragen. i 

ie fönnen fich deöhalb vor dem 1. Jull jeden Jahres, unter Kachwelſung ber Zah» 
Ankmittel an den Oberpräjidenten wenden, weicher Ihnen demnaãchſt ben mit Berechnung 
inierufuriums feftzuiegenden Betrag befannt zu machen hat. 

813, Denjenigen Stadtgemeinden, deren Kämmerelfaffen jährliche Zahlungen an 
MrOnmdperrjehaften zu Teiften haben, die aud demim &. 1 und 2 bezeichneten Ybgaben- 
Mbältniffe hervorgehen, foll geftattet fein, diefelben nach den Veſtimmungen dieſes Geſetzes 

Iöfen. Die Stadtgemeinden find jedoch verpflichtet, bei Berluft diefer Befugniß, Ihren 

rag auf Ablöfung der Mente binnen fechs Wochen nach erfolgter Wertündigung des 


Nithes bei der betr. Weg. anzumelden. . 
Urtundlich 2c: (®. ©. 1833, ©. 55.) \ 
Dazu: \ 


a) R. dd K. Min. ded Inn. für Gewerbe» Angel. (vd. Brenn) d.28. Febr. 
DT an die K. Reg. zu Pofen. Refuröverfahren in Entfcädigungd> Ungel. für 
Withobene, gewerbilche und perſonllche Abgaben und Leitungen, 

Dit dem, nach dem Ver. der X. Meg. b. 23. b. M. in der Snttoäntgunpsfache bes 

Prim N., für aufgehobene gewerbliche und perfäntiche Abgaben und eiftungen der 
DE gleichen Namens beobachteten Verfahren, fann ſich dad Min. nicht einberftanden 
Niüıen, " 
Das ©, d. 13. Mai 1833, wegen Aufhebung der audſchlleßlichen Bewerbeberechtigun. 
Mic, hat im 8. 5 ein boppeltes Verfahren vorgefchrieben; einmal über bie Keftftellung 
 Aniprüd)e felbft, und ziveitens, über ven Betrag der Entfpädlgung. In beiden Källen 
en die Meg. in erfter Inftanz enticpeiden, Im -erftern jedoch mit der Maaßgade, daf 
Mm Betpeitlgten die Wahl gelaffen tvird, den Mefurs an bad Win. zu ergreifen, oder auf 
EM Mechtöneg zu brobogiren, im ziveiten alle iſt dagegen ber Mechtötveg ganz ausge 
bloffen und nur der Nefurs an ben Oberpräfidenten nachgelaffen. 

In dem bortiegenden Kalle Hat nun die. X. Reg. burd) Refolut d. 26.Aprii 1834 den , 
Infbeuch bes Dominii auf Entjehädigung für die burd) das gedachte ©. anfgehobene 


“Innerhalb der gejeglihen Friſi der Nefurs an dad X. Oberpräfldium zuftehe, 
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Abgabe von bem Brennereibetriebe in der Stadt N. für begrünbek erflärt, die Entiän 
über ven Betrag der Entſchaͤdigung aber ad separalum veriviefen, um gegen dick 
ſcheldung iR vom Magiftrate refurrirt worden, dem Verfahren jedoch Fein Morkyany 
ben, fondern fpäter eine Infiruftion über den Betrag der Enlihädigung eingeliid, 
Anficht der KR. Weg. über letztern in der Verf. d. 1. Sept. a. pr. audgeibrochen, und di 
‚tere Erfiärung hierüber bon den Vetheiligten erfordert. E8 ift aber fein aureichender 
borhanden, Nac) der bon der K. Meg. getroffenen Einteitung, genen die Meget Sellent 
Win. in der Relurd-Inftanz nicht dlod für den Anſpruch an fid), fonderm aud) üb 
Vetrag ber Forderung zu enticheiden, um fo teeniger, ald Die X. Meg. felbft- noch I 

ſcheidung barüber eriaflen Hat. Die K- Meg. erhält daher das allein über dem Wet 
Mogiftrats zu N. gegen Ihren Bejcht. d. 26 April 1834 abgefahte Nejotut in derfnl 
ur weiteren Beranlaffung, und wird zugleich angeiviefen, Demmächit über ben Bei 
dein Dominlo zu gewährenden Entichädigung mitteift eined förmlichen Mefolutd zur 
nen, und ſolches den Intereffenten mit der Belchrung zugufertigen, baß ihnen dw 











‘ Ant. a. . 
Auf den von dem Magiftrat der Mediatftadt N. gegen die Entſcheidung ber; 
zu Poſen v. 26. Mprit 1834: 
die Entſchaͤdigung des Deminti daſelbſt für bie von den Brennerei-Werechtiglen 
Stadt gleihen Namens für den Brennereibetrieb zu entrichtende, Durch bad ®. b. 104 
1833 vermeintlich aufgehobene Abgabe betr., 
eingelegten Refurs ertheilt das Min. des Inn. für Genwerbe-Angel hiermit zum Mefol 


daß, 
ba bie Verpflichtung zur Entrichtung der vorgedachten Abgabe, Propinationszind 
fowohl dur Anerfenntniß der Verpflichteten, al durch redjtöfräftige Entfcpelbum 
Neht, über die Natur bieier Abgabe, als einer folhien, helche burd) Da& anntam 
betroffen worden ift, ebenfalls fein Zweifel obmwalten kann, Seiten® bes Mei 
aud) nicht6 zur Widerlegung des Ausiprucs der K. Meg. borgebracht hworben IR, 
bie Eniſcheldung derfelben d. 26. April 1834, wie hierdurch gefcjieht, Lediglich zu DA 


Berlin, den 28. Febr. 1837. 
Min. deö Ian. für Getverbe-Augel 
(9. XXL. 221—1, 223.) b. Brenn. 


b) 8. D. 0.28. Juni 1837, betr. die Einziehung der @elbbeträge, Il 
Medlatſtädte der Probinz Pofen zur Entihädigung der durch dad ©, b. I 
1833 aufgehobenen perfönlidyen und gewwerblichen-Abgaben aufzubringen 

Um die Einziehung der Beidbeträge, tvelhe die Medlalſtädte der Provinz Wall 
Entſchaͤdigung der durch dad G. d. 13. Mai 1833 aufgehobenen gewerblichen und 
lichen Abgaben und Leiftungen aufzubringen haben, zu erleichtern und Dad Anl 
bedeutender Rüdftände zu verhüten, beftimmte Ic) hierdurch auf den Antrag bed & 
Min.: Sobald die von den Örundherren angemeldelen Anfprüche nad) 8. 5 des gl 
ten G. auf ben Grund des Veflyitandes durch dad Nefolut der eg. fefigerteilt Ind, 
diefe Behörden den Geldbetrag ber feftgefiellten Amprüche. zu berechnen, und ohne 
Acht auf die eingelegten Rechtömittei provijoriich nad) Maahgabe 8. 6 des. @., fon! 
laufenden, als die feit dem 1. Yan. 1834 rüdjländigen Gelpbeträge in bem Medlal 

ur Bepartition und Einziehung zu bringen. Die eingezogenen Geldbeträge find DIE 
Ämortifationstaffe ausm zu befegen. Müſſen in Verfoig einer rechtökräftigen Em 
dung der von ben Örundherren angemeldeten Anjprüche, die aufzubringenden eIdl 
einer Mediatſtadt herabgeſetzt werben, oder findet demgemäß eine gänglicye Befreiung‘ 
don ftatt, fo wird da zu biel eingezogene mit den aufgefommenen Zinfen burd) 
nung auf die laufenden Veträge, oder durch baare Nüczahlung erftattet, Weges 
3ahlung der Enifhädigungdrenten an die ®rundherren bewendet e8 bei bem Well 
gen de ®. Diefe Ordre Ift durd) die ©. ©, befannt zu machen. 

(®. ©. 1837. ©. 133.) 


e) 8.D.0.29.Aug. 1838, betr. die Abänderung bed in dem @, keguit 
hebung der perfönlichen und gemerblicyen Abgaben und Zeiftungen im dem RK 
Mäpten der Probin, Pofen d. 13. Mai 1833 vorgefehriebenen Werfahrend M 
Wolöfung der den Grundherren zuftchenden Entfjävigungdrenten, 

Auf.den Ber. bed Staatsmin. d. 3. d. M. verordne Ic), zur Wereinfadhung MU] 


dem ©. tvegen Wufhebung der geimerblichen und berjöntichen Abgaben und sn 
den Mebiatftäbten der Proviag Yojen v. 13. Mai 1533 borgefchriebenen Beral® | 





bei Ablöfung der den Grundpesten zuftehenden Entihädigungsrenten, forte au Ed" 
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ıg ber Mediatſtäädte bei Aufbringung Ihrer nad) 6. 6 des G. zu leiſtenden Beiträge 
Igended: 

8.1. Bor dem Ablaufe bed dritten Quartals 1838 erfolgt die Kündigung ſämmtll⸗ 
bis dahin definitiv anerfannten Renten, und deren Ablöfung wird am 1. San. 1839 
irtt. Jede Ipäterhin feftgefehte Rente ift künftig gleichzeitig mit der Ausfertigung 
Anerfenntniffes zu fündigen und nad) Ablauf ber vierteljährigen Kündigungäfrift 
ulöfen. u 


8.2. Das hierzu erforderliche Kapitel wird aus ben Betriebs⸗ und Depofital-Fonde 
Fin. Min. unverzinslich vorgeichoflen. - 


8.3. Statt der von den Mediatſtädten nach 8. 6 des G. aufzubringenden vollen 
Idbeträge ihrer Abgaben und Leitungen follen diefeiben nur 
) den Betrag der den Grundherren nach 8.7 des ©. zuftehenben, fowohl der bereits 
feſtgeſetzten, als der noch feftzufegenden Renten v. 1. San. 1834 ab bis zum 
Tage der Ablöfung, alfo 30 Prozent weniger zu zahlen und 9 
b) den Erfa des nach 8. 2 dieſes Erlaffed aus den Fonds des Fin. Min. hergegebe⸗ 
nen Kapitalvorfchufles zu leiſten haben. 
Hinſichtlich der grundherrlichen Abgaben⸗Rückſtände aus ber Zelt vor dem Jahre 1814 
ih es bei ben Beftimmungen des 8. 6 des ©. 
3.4. Denjenigen Vtedlatftäbten, weiche durch bie aufgehobenen getverbiichen und 
foniihen Abgaben befonder& belaftet gemefen find, und denen megen ihrer Mitteltofig: 
tder Erfah ded nad) vorſtehendem 8. 3 b. ihnen vorzuſchießenden Kapitald befonders 
wer fallen würde, foll ein angemeffener Erlaß daran gewährt und von ihrer Schuld 
geihrleben werden. Die dazu zu vermendende Summe darf den Betrag von 15 Pro⸗ 
des gefammten Wblöfungstapitald nicht überfchreiten. 


8.5. Die in jeder Mediatftadt in Yolge des 8. 6 ded ©. für die Jahre 1834 ausge⸗ 
niebenen Gemeineſteuern werden vollftändig eingezogen und zunächft zur Zahlung der 
h vorſtehendem 8. 3 a. bis zum Schluß deö Jahres 1838 von jeder Stadt zu hahlen- j 
n Rente, der fich ergebende Ueberſchuß aber zur theilweiſen Erftattung des vorgeſchoſſe- 
nAblöfungdfapitald verwendet. Ä 

5.6. Der Fin Min. hat unter Konkurrenz ded Min. ded Inn. die Summen feſtzu⸗ 
ien, weiche jede Mediatſtadt v. 1. Ian. ded Jahres 1839 ad, zur Zahlung der Hüd: 
nde an nod) feftzufegende Nenten v. 1. Jan. 1834 ab bi6 zum Tage der Ablöfung und 
tRuderftattung des vorgefchoffenen Ablöſungskapitals jährlich aufzubringen hat. Dies 
Jahresbetrag darf jedoch ohne Zuſtimmung Seitens der Mediatftädte in feinem Jahre 
her atd diejenige Summe geftellt werden, welche fie nad) 8. 6 ded G. zu zahlen gehabt 
ben würden. Hinſichtlich bes Verfahrens bei Repartition diefer Beiträge bewendet ed 
| den ertheitten Vorſchriften. Die Megierungen haben jedoch die Veranlagungsrollen 
vollziehen, die Erhebung durch die Eiementarempfänger der Staatöfteuern beforgen zu 
fen und das Einziehungsberfahren in gleicher Art wie bei den Staatöfteuern zu leiten. 

8.7. DieMediatftädte ftellen über dad von Ihnen zu erftattende Kapital Anerkenntniſſe 
ween Eremplaren aus, wovon dad eine, mit dem Visa der Neg. verfehen, ihnen zus 
dgegeben wird. Die Abzahlungen erfolgen vierteljährlich durch die Kreiß-Kaffen an bie 
tg-Haupt-Kaffen zu Pofen und Bromberg gegen Quittung die von den Reg. unter dem. 
nerlenntniſſe, welches fich in dem Beſttze der Stadt befindet, außgeftellt wird. Bu glei« 
er Jeit bewirkt die Weg. die Abfchreibung auf dem zweiten Exemplar des Uinerfenntniffes, 
eihed nad) vollendeter Abzahlung des Kapitals quittirt und ebenfalls zurücgegeben wird. 

8.8. Bel dem im G. und in den ergangenen Inftruftionen borgefchriebenen Ber» 
Ihten, wegen Ausfertigung und Eintöfung der den Grundherren auögeftellten und nod) 
Wufellenden Nenten » Ancrkenntniffe, behält es fein Bewenden, bad Geſchäft der 
Inertifationdfaffe ſchließt mit der vollendeten Ablöfung und ber Finanzminifter hat das 
hnungsweien nach den in Folge biefer 8. veränderten Werhältniffen anderweit zu 
In. (6. ©. 1838 ©. 447.) S 


d)R.D. v. 14. Febr. 1839, betr. die Gebühren» und Stempelfreiheli ber 
zethandlungen über gerichtliche Depoſitlon und Auszahlung der für Aufhebung 
er gewerblichen und perfönliden Abgaben umd Leiftungen in den Mebdiatftädten 
et Probinz Poſen feſtgeſetzten Entihädigungsd-Renten. 

Auf Ihren Ber, v. 20. Dec. v. 3. genehmige Ich nad) Ihrem Antrage, daß die Ver⸗ 
Andlungen wegen gerihtiiher Depofltion und Auszahlung der Entichädigungd-Menten, 
he aud dem G. b. 13. Mai 1833, betr. Die Aufhebung der gewerblichen und perſoͤn⸗ 
Yen Abgaben und Leiftungen In den Mebiatftädten der Brovinz Bofen, in Folge Meiner 
die v.ꝰq. Aug. v. 3. definitlv feſtgeſetzt worden find, frei von Depoſital⸗ und Gerichts⸗ 
wbuhren, ſowie bon Stempelabgaben erfolgen foll, bergeftalt, daß von ven Empfüngern 
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nur Kopialien, Porto und andere baare Auslagen zu entrichten find. Sie haben bien 
gemäß dad Erforderliche zu verfügen. (G. ©. 1839 ©. 105.) 

2) Indbefondere bie Aufhebung der fogen. Jy ok⸗Abgabe In ben Erin 
ded Broßherzogthumd Poſen, betr., fo ergingen Darüber: . 

a) R. der K. Min. des Inn. (d. Schudmann) und der Fin. (t. Not) 
9. Ian. 1826 an die K. Reg. zu Pofen. J 

Bel ber von der ®_ Weg. in dem Ber. b. 10: Oft, v. J. dargeſtellten Lage ber & 
mag der Stadt N. N. überlaffen werben, bie bis ult. Dec. 1820 dafelbft üblich ] 
Zyoͤt · Abgabe ferner einzuziehen, indem jet erft ein fpezieller Rechtätitel, auf 
beruht, ald erviefen anzunehmen if. Cd verfteht fid) aber von felbf, daß at: 
runde bei der Einziehung nicht fo, wie bei der Einziehung von Steuern bie abı 
tie Egefution anzumenen ift, fondern bei etwaniget Weigerung beiden Theilen ii 

“ werden muß, ſich wegen ber Vergangenheit und. Zufunft im rechtilchen Wege autri 
au fegen; tie denn aud) burd) da6 K. b. 28. Dec. 1820 zwar der Zyst. alt allge 
Abgabe, für unzufäfflg erklärt, Felneöweges aber den einzelnen Stäbten verwehn d 
dasjenige, maß fie aus fpeziellem Mechtötitel von Einzelnen zu fordern haben, im N 
wege von ihnen einzufiagen. (A. X. 103. — 1,79.) 

b) R. deö X. Min. bed Inn. Abth. I. (Köhler) v. 18. April 1626 an 
Brauerſchaft N. N. im Großherzogthum ofen. 

Der Brauerſchaft zu N N. wird auf die Geſchwerdeſchrift b. 26. v. M. zum Brit 
ertheiit, daß bie Min. des Inn. und der Fin. burd) das MR. d. 28. Dec. 1820 die } 
Abgabe auf die Weigerung der Brauer, fie ferner zu entrichten, im Allgemeinen inf 
für abgeſchafft erflärt haben, als fle eine allgemeine in ben dortigen Stäpter. be 
mit den neuen Steuergefegen unverträglihe indirekte Steuer if, und bap bi 
felbe überall, wo fle dies ift, auch fernerhin aufgehoben bleibt. 

Durd) jenes M. haben aber die einjelnen Stabt-Rommunen eben fo werig gehn“ 
werben follcn und fönnen, daöjenige, was fie aus Vertrag’oder anderem fpeziriemi‘ 
Titel von Einzelnen zu fordern haben, von ihnen zu fordern, als die Einzelnen, ihre‘ 
ziellen Verpflihtung nachzutommen. 

Liegt nun der Brauerſchaft in N, N., mie ſich aus den gepflogenen Verhande 
ergeben hat, in Folge förmtichen mit ber Kommune — — — tie Ver 
tung ob, einen geroiffen Zins für daß Ihr überlaffene Braurecht an die Komm 
zu zahlen, fo ift es lediglich Ihre Schuld, wenn Diefelbe dasjenige, maß von der 
wegen ber inbireften &bgabe berorbnet worden iſt, auf blefen vertragsmäßlgen Zins 
nen, ja nicht einmal den von ben Min. toegen be& Aufhörens ber fndireften Abgni 
ten Termin anerfannt, vielmehr im Wege des Prozeſſes noch eine frühere Aufhebun 
‚Binfes verlangt hat. 

Das unterz. Min., welches bie privatrechtlichen Befugniffe der Kommunen auf“ 
nicht autorifirt ift, ſeht fich daher auch außer Stande, die Supplifanten gegen bie 
der Nichterfüllung Ihrer vertragsmäßigen Verbinbiichfeiten zu fügen, und muß I 
wenn Sie Sich mit dem Magitrat dürch Bersicih zu Berfändigen nicht vermoͤgen,. 
llch überlaffen, die Sache im edtötege zur Entſcheidung zu bringen. 

(8. X. 104. — 1,80.) 
- IV. Die Gewerbe»D. d. 17. Jan. 1845 beflimmte bemmädhft (für 
ganzen Umfang der Monardjie) in den $$. 2 u. 3: 

8.2. Ferner werden aufgehoben, alle Berechtigungen, Koncefflonen zu gewerbiii® 
Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen. 

8.3. Vorbehaltlid) der durch dad G. d.30. Mai 1820 eingeführten Gewirke— 
erden ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Berwerbes t 
iverden, foroie bie Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen. Iſt jeden 
Gewerbeberechtigung das Recht zur Unterfagung ober Beichränfung des Behr: 
ftehenden Gewerbes verbunden, fo muß die darauf ruhende ganze Abgabe bis 
Tage geleiftet werden, an welchem ber Betrieb diefed @etverbe8 bon einer Meron bir” 
nen wird, gegen die der Widerſpruch hätte geltend gemacht terden Tönnen. Db 
Abgabe zu ben aufgehobenen gu rechnen fel, ift In allen Sanbeötheiten nach Injalt dr ® 
d. 19. Febr. 18321) (©. S. S. 64) zu beurthellen. (©. ©. 1845 ©. 41.) 

Ueber die in ben Landedthellen, wo die Aufhebung der Berechtigung 1 
Gewerbe ⸗ Konzefflond« Erthellungen und der Bewwerbe-Mbgaben erft durd N 









































1) Vergl. oben ©. 180, 
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eterbe:D. v. 17. Ian. 1845 erfolgt if, hierüber gu gemwährende Entfhädis 
ung, bergl.$. 10 der BetverbesD. und das Entſchädigungs⸗G. v.17. Ian. 1848. 
5. oben ©. 108 u. 125 ff.) 

V.Aus der oben S. 180 gegebenen Dell. v. 19. Febr. 1832 (ſ. sub Nr. I.) und 

ren mitgetheilten Auölegungen Seitend ded Geh. Ob. Trib. ergiebt ſich zwar 
reitd, daß nad) Lage der beftehenden @efehgebung nur diejenigen geiverbli- 
en Laften und Abgaben, welche den Bewerbebetrieb betreffen (beftenern) 
it aufgehoben zu erachten find; ed ift indeß bon Intereffe, hier Diejenigen. 
Irundfähe, welche in biefer Beziehung von den Gerichtdohöfen aufgefellt wor⸗ 
find, dad Nähere mitzutheilen. 
A. Ed if im Allgemeinen angenommen worden, daß zwar allein aud ber 
Jezeihnung einer Abgabe in den betr. Verträgen und Urkunden fein beftimm» 
et Schluß auf deren Eigenfhaft ald Gewerbezind gezogen werden dürfe, 
Hader Die Benennung keinesweges ohne Einfluß auf die Beurtheilung ber 
chtlihen Natur einer Abgabe bleiben könne. 

In diefer-Veziehung führt: | 
) das Geh. Ob. Trib. (in einem Erk. v. 24. Nov. 1843) auß, daß nad) 
6.65, Tit. 4, Thl. J. ded A. L. R., der Einn jeder Willenderflärung, mithin 

auh die in einem Wertrage gebrauchte Bezeichnung einer Mbgabe, nad der 
gewöhnlihen Bedeutung der Worte verfianden werden müſſe; die Art ber 
Benennumg könne deöhalb nur da für einfluglod eradylet werden, wo ſich nach⸗ 
teilen Laffe, daß bie Intereffenten mit einem Namen oder einer Bezeichnung 
einen unrichtigen Begriff verbunden haben, da dann allerdingd dad wahre 
Behtögefchäft aud den ſich ergebenden Merkmalen abgeleitet werden möge. 
Bo dergl. Merkmale nicht vorhanden, fondern die Richtigkeit der Bezeihnung, - 
ald einer getperblidyen Abgabe, auch in den übrigen faktiſchen Verhältniffen 
eine hinreichende Betätigung finde, da fei Die Ahgabe für einen Gewerbes 
sind zu erachten. (Entfcheid. des Geh. Ob. Tıib., Bd. 9, ©. 377 ff.) 
I) Benn in einem Mühlen» Kaufvertrage feftgefegt worden, daß ein Beldzins 
anfatt der Mühlen-Med-Betreide und Maftungdgelder entrichtet 
werde, fo deutet Diefe Benennung die Ratur einer Gewerbeabgabe an, weil 
die bezeichneten Leiſtungen Brodufte der Mühlennahrung find. Denn die 
Moftungögelder Fönnen nur auf dad Staubmchl und die Kleie, melde zum 
Mäſten des Viehed dienen, bezogen werden, fofern nicht nachg wieſen wird, 
daß dem Müller eine befondere Maftungdberehtigung übertragen worden iſt. 

So erfannt von dem Geh. Ob. Trib. unterm 18, Febr. 1842. 

Koch's Schieflfch. Archiv, Bd. 5, S.450 ff.) " 
3) Ueber die Bedentung des auch in älteren Verträgen und Urkunden borfoms 
menden Ausdrudd » Mühlenpacht« hat dad Beh. Ob. Trib. ſich ebens 
falld audgeſprochen. J | | 

a) In einem Erf. v. 29, Mai 1847 wird auögeführt, daß dieſer Auddruck 
nicht beweife, daß die Abgabe für ertheilte Gewerbe Konzeffion 
Nipulirt worden; fle deute vielmehr auf dad Gegentheil, nämlid auf 
eine Vergütigung für die eingeräumten Nutzungen der Mühle, 

Mechtofälle ded Geh. Ob. Trib., Bd. 1, S.158, Nr. 74.) 

b) Auch in dent Erk.v. 10. April 1847 wird angenommen, daß der erwähnte 
Auddruck feine fihere Anzeige eined Bewer bezinfed fei, da berfelbe keinen 
Rrengen Begenfab zum Begriff »Brundgeld« bilde. 

(0.0.0. 8.42, Nr. 21.) | 
4) Auch die Bezeichnung » Mühlenzind « (oder Zind für bad Mahlen) 
If nieht entfheidend für Die Natur der Abgabe, da diefe Benennung kei⸗ 
ULVILBRL, Ä | 13 | 
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neötweged gleich bedeutend ift mit einem Zinfe, welcher für bie Beredi 
gung zum Vetriebe de Mühlenhandiverkö gezaplt wirdz es Tormmt bi 
alddann auf die Umftände an, unter welden der Zind gezahlt wird, um 
ber Benennung einen Schluß auf defien Eigenſchaft zu ziehen, 

So erfannt von dem II. Senat ded Ob. 2. Ber. zu Breslau und 
dem Geh. Ob. Trib. unterm 12. Nov. 1833 und 28, Oft 1834. 

(Rods Schieſiſch Arhiv, Bd. 3, S. 373 und 380.) 
5) Die vezeichnung: »beftändiger erbliher Zind« fehl ber Behaup 
daß der Zind vom Gewerbe entrichtet werde, entgegen. 

So ertannt von beiden Senaten ded Db. 8, Ger. zu Dru 
unterm 30. Sept. 1834 und 2. Mär; 1837. Denn während der @i 
zind, indem er die Gewerbethätigkeit belaftet, nur die Perfönlicykei 
Zahlerd angehe und vom Gewerbe und deſſen Betriebe. entrichtet tor 
ein beftändiger, erblidyer Zind ald cine dad Eigenthum bed — 
ſtückd einſchraͤnkende Laft anzufehen, welche jährlich für beffen Beh 
Genuß der Herrſchaft, d. h dem jedeömaligen Gutd⸗ oder @rundherrn, {U 
richten ſeiz und während der Gewerbezind nur für Die Dauer des — 
bebetriebed gezahlt werde, deute die Bezeihnung: »beftänbiger 
erblicher Zind« auf einen folden hin, der aud Daun zu entrichten, 
dad Gewerbe nicht betrieben wird. 

Eoch's Schleſiſch. Ardiv, Eh. 2, S. 507 u, 512.) 

B. Wenn es nahgemwiefen ift, daß in einem beftimmten alle eine 
als eine Abgabe vom Gewerbe zu erachten jei, fo ift diefelbe nicht allein ig 
Falle für aufgehoben anzufehen, wenn die Gewerbeberechtigung allel 
felb ſtſt an dig Gegenſtand einer Verleihung geweſen ift; fondern auch Danny 
ein Grundftüd, weiched mit einer Gewerbebetechtigung verſehen ift, üb 
worden. 

Diefen Brundfah hat dad Geh. Ob. Trib. in zahlreichen Entfd 
feftgehalten. 

€9 erhelle deffen Richtigkeit [don daraus, daf der $. 30 bed Ebd, d. 
1810 beifpieldweife dad Rahrungdgeld von fataftrirten 
aufgehoben aufführe. Unzweifelpaft aber werde der behauptete Sat 
Vorſchrift ded $. 3 der Det. v. 19. Febr, 1832. Danady fei auddrädlid‘ 
Abfonderung borgefhrieben, wenn Die Abgabe gemifchter Natur it, I 
fie ſich theild auf den Grundbeſih, thells auf den Getverbebetrieb begieht, EB 
alfo lediglich darauf an, von weldem Objekt der Zind entrichtet wird; 
wenn fogar in dem falle, wenn eine ungetheilt fipulirte Abgabe ber Art 
handen if, Die Tpeilung bewirkt werben folle, fo ſel ed ungtveifelhaft, daß bie befi 
derd, able zugieich mit einer Grundabgabe verfprodene Gewwerbeabgabe, 
deöhalb, toeil dad Getverberecht ald Zubehör ded Brundüded betrachtet 
Habe fortbeftehen follen. Dazu fei auch fein geſetzlicher Grund vorhanden, 
war dad @ut dor der Stipulation der Bemerbeabgabe ſchon Eigenthum bed 
beberedhtigten geivefen, fo liege feine @rundberleipung vor. War aber bad 
thum bed Guied urfprünglidy, unter Vorbehalt ded Zinfed, verliehen worden 
habe, nad) $. 815, Tit. 18, Thl. I. bed U. 2. M,, folder Zind mit dem 
in der Megel glelche Rechte. So wie nun aber durch deu unberjdulbeten 
und Untergang bebjenigen Tpeild oder Etüded bed berlichenen Grumbflädh, 
welchen ein befonderer Zind vorbehalten worden, die Verpflihtung zur 
tung deffelben ihre Endfhaft erreiche (8.770 a. a. D.)5 eben fo munfte and), 
allgemeinen Grundfägen, ſchon durch ben Derluft der Beiverbeberediligung, 
fie aud) mit dem Grundflüde verbunden war, ber dafür. flipulirte befondee 34) 
wegfallen, Diefe Worfärift fel-alfo Durch den $. 3ider Dell. o. 10. Behr15] 
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& auf ben Fall audgedehnt, wenn der Zind von dem ganzen Brunbflüde in 
uf und Bogen ungelrennt flipulirt worden, aber vom gemifdhter Natur iR. . 

Diefe Anſicht IR unter Mndern in dem Erf. des Geh. Db. Trib. d. 18. 
br. 1842 (Kody9 Schleſſch. Arhiv, Bd. 8, ©. 450) und ganz befonder® in dem 
f. defielben Gerihtöhofed d, 24. Nov. 1843 (Entſcheid. des Geh. Ob. Trib. Bd. 9, 
377.) audgeführt worden, und deren Bidytigkeit undedenklich anzuerkennen. Es 
Int alio in allen Fällen, die Bewerbeberehtigung. mag allein.und felbfis 
Indig, oder In®erbindung mit einem Gründſtücke verliehen worden fein, 
biplic) auf die Fehftelung der Natur der Abgabe an. Iſt ber Zind ein reih 
Werblicher, fo fält er ganz weg, aud) wenn dem Werpflichteten ein Grund⸗ 
[& yıit verliehen worden I; wird feftgefteüt, daß er wenigftend theiiweife 
Aehliher Natur if, fo iR «8 ein gemiſchter Zind und dann muß, nad) $. 3 
FH, die dort angeordnete Theilung eintreten. 


. Beiden Einfluß auf die Beurthellung ber Natur ber Beiverbeabgaben 
Ihren erfolgte Eintragung in bad Hppothekenbuch? 

Dos Geh. Ob. Trib, hat (in dem Erf. d. 8. Mehr. 1842) angenommen, 
her Umftand, daß ein Gewerbe, Zind ald Grund⸗Zind in daB Hypothe - 
Dad) eingetragen worden, die urfprünglige Natur diefed Zuſes nicht verän⸗ 
Wiöune, und daß diefer Umſtand dem Erwerber ded beredhtigten Ritterguteß, 
hen biefer ſih im redlichen Glauben befunden, fein Recht gebe. Sei barge- 
der Zins ein Gewer de zins fel, fo behalte er diefe Eigenfchaft ungeach⸗ 
Irbüder Eintragung ald Grundzins bezeichnet Morden; denn biefe Eins 
Hug bewirte feine Kovalion. Unerheblid) fei ed and), ob der Eigenthämer deö 
Wulö bona fide den Zind old Grund zind erworben habe, weil derſelbe ald 
Der aufdem Grundflüde eingetragen fiche; denn der Verkäufer bed Wittergutß 
Bniht mehr Rechte übertragen können, als er ſelbſt befeifen, und die Votſchrift 
PUSH. Spt. 4. Tit. 20, 6423, wonach die Berität der im Hhpothelen- 
Be ingnffieten Forderung, wenn dieſe durch Eeffion an einen Dritten gediehen 
Diht beftritten werden dürfe, könne auf Meallaften, welche mit der eigen» 
Anlihen Erwerbung eined Grundſtückes ald Zubehör deffelben afquirirt werden, 
Glanivandt werden, (Kodys Schieſiſch. Archiv, Bd. 8, ©. 455.) 

Danfelben Grundſatz hat der höchfte Gerichtöhof in den Etk. v. 30. Juni 
6. Dit, 1847 gur Anwendung gebracht, melde die erfolgte hypothelariſche 
Diragung-eines Zinſes für einfluplod erklären, weil fie feinen Med;tötitel gebe, 

(Mechtsfälle des Beh. Ob. Trib. Bd. 2, ©. 30, Nr. 14 u. ©. 283, Ar. 142.) 

Die Anfiht ded Geh. Ob. Trid. muß un bedentlich für richtig erachtet 
Mt; denn der vom HHpothefencichter einfeitig vorgenommene Uft der Einfdyreis 
9 eined Vermerls in dad feiner Führung anvertraute Hypothekenbuch fann 
Ümald der Rehtögrund oder dad Rechtogeſchäft fein, durch melde bad Im " 
Üinsetenbuche bermerfte Realrecht oder die eingetragene Kealverbindlichkeit zur 
Minen Exiften; gelangt; eine jede hypothekatiſche Eintragung fest vielmehr 
Mlhlic, einen rehtögültigen, durch Geſetz oder Willenderflärung begründeten 
"el zur Eintragung voraub. (9. 2, R. Thl. 1. Tit. 20, $$. 2 ff., 6,11 u. 12, 
10, 402 u, 403.) 

6 ergiebt ſch Hieraus, daß bie bloße Eintragung einer Abgabe in das 
oihetenbuch, deð Verpflichteten völlig einflußlos iſt und gar feinen recht⸗ 
den Werth Hat, wenn wicht außerdem nadaewiefen wird, daß ihr ein 
Aliger Rehtötitel zum Grunde liegt. Iſt diefer Bed lötitel nicht In dem Eins 
quugdvermerfe angegeben, fo muß er von dem Berehtigten anderweitig dar 
Ahan werden und fein Inhalt ift alddann bei Beurteilung der Matur ber 
"gabe allein entfpeidenb. 
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196 Bon ber Wefbrberung ber Beiverbe; 


D. Bei den Redhtöftreitigteiten über Gewerbeabgaben iſt häufig auch auf 
VBehufd der Regulirung der Öffentlichen Steuern aufgenommenen Werhandiı 
und die daraud gezogenen fogenannten Gaffiond» Tabellen (Grunj 
Katafter) Bezug genommen worden. 1 

Die Berihtöhöfe haben-indeß übereinkimmend angenormen, — 
diefe Urkunden keinen Beweis hinfihtlid) der Dualität (der Ratur) deö Zul 
liefern, welcher an die Gutsherrſchaft entrichtet. wird, und daß, wenn aus vu) 
Verhandlungen gegen die Gutöherrfdaft ein Auertenntniß rädfichtlid) der 
ſchaffenheit ded Zinfed entnommen werden folle, jedenfalld die Zuziehung der Gi 
herrſchaft zu dem Berhanblungen, ober deren Genehmigung Eeiten® ber Gutthe 
ſcheft bargethan werden müfle. | 

©o haben die beider Senate bed Db. 2. Ber. zu Bredlau und 
30. Sept. 1834 und 2. März 1837 und unterm 3. Dit. 1834, Deögl, dad 
Ob. Trib. unterm 12. Mai 1837 und 4. März und 26. Juli 1848 enticint 

Eoqh Schleſiſc. Archiv, 8.2, S.501 ff., Rechtöfälle bes Beh. Ob. Trib. BU 
©. 411, Rr. 200, u. Bd. 4, ©. 221, Ir. 107.) 

“Denn dad GrundfteuersKatafter feinur zum Zwecke der zu entı 
den Steuern angelegt und berühre die Verhältniffe ber Berechtigten und Berl 
teten nicht; ed Tönne daher beffen Jahalt audy nicht bie Ratur, fondern nur ® 
Größe eine® Zinfed darthun, und die barin getroffene Vert heilung — 
nothwendig ald willführlidy und auf die Entſcheidung über die Dual 
Zinfed einflußLos erfheinen; hie Vorſchriften der A. Ger. O. Ipt. I. U, 
$$. 158a. und 158c. paßten aber garnicht hierher. 

Die Richtigkeit diefer Eutſcheidungen Bann nicht bebentli gefunben ch | 
ba unzweifelhaft die erwähnten Verhandlungen und Urkunden gar nicht bill) 
tiget haben, eine Feſtſteilung der rechtlichen Eigenfhaft beir. Ant j 
unter den Bartheien zu begründen, vielmehr nur zu finanziellen Stall | 
sweden aufgenommen tworben find; jedenfalß aber nur alddann bon jur 
Derthe in Bezug auf da Redtönerhältniß ber Partheien ufker Id) 
tönnen, wenn fie mit beren Zupiehung aufgenommen, von ihnen genehmigt va) 
und etwaige redhtöverbindlihe Anerfenntniffe erhalten möchten, weldhed [IF 
mal nad) den obiwaltenden Umfänden zu prüfen fein wird. Im biefen SE 
beftimmt denn auch bie A. Ger. D. in Il. L, Zit. 10, $. 159, daß die 210) 
und Steuer-Regifter nur infofern Gtenerkraft haben follen, al® Diejeibe #) 
Zugiehung fämmtlider Intereffenten aufgenommen worben find und um dein) 
einen bollen Beweis aubmachen. 

E. In den meiften Fällen pflegt zum Beweiſe der Natur der ftreitig 5: 
denen Getverbeadgaben auf bie vorhandenen Beränperungd s Berträge I 
dad Brundflüd Bezug genommen zu iverden. . | 

Es if daher von befonderer Wichtigkeit, die Brundfäge zu erörtern, mil 
dabei in Betracht zu ziehen find. 

Dad U. 2. R. ſchreidt im Thl. II. Tit. 7,6. 137 vor: ! 

Die Pflichten der Unterthanen gegen Ihre Herrfgpaft werben hauplfi | 

ben Rauf« oder Annahmebriefen; hiernädhft nach den gefegmäßigen Erb» und DI 

regiftern ober Urbarien; und endlid) nad) den Wropinziaigefegen beurtheit. 

Der $. 140 a. a. D. verordnet deren gerichtliche Abſchließung. | 

Ed lenchtet nun ein, da, wenn die Mede iſt don den Verpflidtungen 
Wuftifalbefiger gegenüber der Gutsherrſchaft, es der Iegteren nicht 17 
Medt, zur Begründung ihrer Rechte auf Foldye Verträge Bezug zu nehmen, mi 
unter ben Rufifalbefigern unter einander errichtet worden, fondern M 
fie Rd aur auf den erſten WeräuferungdBertrag (dem fogenannten Prim!" 
DialeBertrag) fügen darf. 
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Dad Geh. Ob. Trib. hat died aubdrücklich anerkannt in dem Erf. d. 
‚April 1845, welched den Mechtöfag aufftellt: 

Rur nad) ſolchen Kauf» und Annahmebriefen, bie gerichtlich vom Gutöherrn und 
dem Beflker einer Mufifaiftelle geſchloſſen find, nicht aber nach Kaufberträgen ber 
Sirenbelger unter einander, And die Pflichten ber Letzteren gegen die Gutöheren zu 

en. 


ti 
Die Gründe der Entfheibung führen auß: 

. u des A. 2, 9. IL, 7 läßt hierüber feinen Stoelfel. Es verordnet naͤm⸗ 
B: »Den neu angehenden Beſthern unterthäniger Stellen follen bie vorhin 
darauf gehaftgten Laften und Abgaben toltifürtich nicht erhöht lerben.« 

& in aljo der Fall vorausgefegt, mo Mufiitaiftellen an den Gutsherrn erfebigt 
ind, und bon ihm gemäß 8. 14 dafelbft twiederum beſetzt werden müffen. Wenn e& 
zunim 8. 139 dafelöf heißt: 

Wenn aber dergl. Mbänderung erforderlich Ift, fo muß der Brund davon, und 
worin bie der Stelle gegen bie llebernehmung neuer oder größerer Laſten zuges 
wendeten neuen —X beftehen, in dem Kauf» und Annahmebriefe — 

Ach angezeigt fein,« 
fo jılgt hleraus einmal: daß ber im 8. 137 bafelbft erwaͤhnte Vertrag ber erfte fein 
mut, in welhem dad Medtöverhättnig fn Beziehung auf bie Leiftungen von einer 
Aufifattefle feftgefteitt it, weil die fpäteren, Wbänderungen enthaltenden, Verträge 
ante die Beſtimmung des 8. 138 ff. fallen; — und dann: daß nur von Verträgen 

Butöherrfchaft mit dem Etelenbefiger im 8. 139 und mithin auch im 8.137 

dnfabft, bie Rede ift. In Beziehung auf die mit dem neu angehenden Beftger berab- 

mmiten Mbänbderungen If überbied der Im 8. 139 bafelbft gedachte Vertrag ber erfte. 

(Entfcheid, ded Geh. Ob. Trib., Bb. 13, ©. 335.) 

denfelben Grundfa hat der hoͤchſte Berichtöhof berelts in einem Erf: 
0. Spt. 1835, aufgeſiellt, welched in dieſer Beziehung audführt, daß der 
ITEM. 2. M. Thl. 1I. Tit. 7 feine Audnahme von dem allgemeinen Grund⸗ 
eng. 75, Thl. 1., Tit. 5a. a. D., audſpreche, wonad Niemand Redte auß 
rigen dritter Perſonen herjeiten darf, außgenommen, wenn er biefen Vers 
Ipen nit Bewilligung der Kontrahenten auödrüdlid, beigetreten’ ift, und ſodann 
I hefend hinzufügt, daß, wenn ed zuläffig wäre, daß der Gutäherr aus Kon⸗ 
Allen, durch welche ein bäuerlicher Beſiher dem Andern fein eigenthümliches, nur 
iniyen Abgaben an den Grundherrn belafteted, But verkauft, Rechte erwerden 
man den bäuerligen Beflgern auch dad Recht zugeſtehen müffe, in ihren 
tn ihre Werpflihtungen gegen den Butöheren mit rechtlicher Wirkung für 
den ſchzuſſellen. Hlerdurch würden aber offenbar ben bäuerlichen Wirthen twiber 
I Redtögrundfäße die Mittel in bie Hände gegeben werden, ſich nad) Belieben 
# aden ihren Verpflichtungen lob zuſagen. 

Eochd Schtefifh. Archiv, Bd. 2, ©. 496.) 

Es iR indeh noch ſpeziell die Frage entftanden: 
in der gerihtöherrlihen Konfirmation, melde früher nad) Schle⸗ 
fiber Verfaffung zur Bültigfeit aller über Immobilien ber Unterthanen ges 
Nöloffenen Veräußerungdverträge erforderlich, war, ber Beitritt ber Butöherr- 
Ndaft zum Vertrage liege? 

_ Dad Beh. Ob. Trib. hat In dem zuletzt erwähnten Urthelle auch biefe 
Tage verneint; benm bei der Konfirmation habe die Gutsherrſchaft In ihrer 
igenſchaft als Berichtöherr gehandelt, da nad) der Schleſiſchen Verfaſſung alle 
träge über Immobilien zu ihrer Gültigkeit der Befätigung der Berihtd» 
Dorigteiten bedurften; ed koͤnne mithin In ber Konfirmation ber Beitritt ber 
Jutöherrfhaft zu den Kontrakten, in der Abſicht, Rechte daraus zu erwerben 


iöt gefunden werben"). 
















) Derfeiben Anſicht ift Baumelfter (eh. Ober-Iuftigrath), welchet bemerft, 
daß nad) der Rechtöregel: confirmatio non dat jura, sed ea quae sunt, confr- 
mat, in der gutöherrlichen (richtiger wohl gerichtöhertlichen) Konfirmation bie 
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Diefe Ausführung if volllommen überzeugend; es iſt aber nad) darauf 
zuwelſen, daß, wenn gleich die ftattgefundene gerihtöherrliche Konfirmali 
Beräußerungdberträge über Rufifalbefigungen, Feine Handlung ift, aus 
der Guts herrſchaft in Bezug auf dergleihen Brundflüde Mechte er 
werben fonnten, diefelbe dennoch in vielen Fällen geeignet fein kann, tin Wen 
der Entfeidung für die gewerbliche Natur der Abgaben zu bilden, ini 
nãmlich der Inhalt de konfieniirten Bertraged hierfür ſpricht. Denn jeder 
Käufer mußte ſich in der Negel zur Entrichtung ded urfprünglid fir 
Zinfed verpflichten, und der Butöherrfchaft den diedfälligen Vertrag zur Bi 
gung vorlegen. &8 it aber unzweifelhaft die Bermuthung begründet, bif 
Konfirmation verfagt fein türde, wenn bie Gutsherrſchaft nidyt mit dem in 
neuen Bertrage aufgeführten Zind einverftanden geweſen wäre, 

Aus dDiefem Gefitöpuntte kann daher der Aft der Konfirmation lenc 
ged völlig einfluplos für die richterliche Ertwägung fein. 


F. In der Provinz Schlefien indbefondere wird in fehr vielen Fäl« 
Bewels der gutöherrliben Abgeben durch den Inhalt der Urbarien zu | 
gefuht. Dad Geh. Ob. Trib,, welches früher in feiner Anficht hierüter cho 
hat mittelft Plenarbeſchl. v. 26. Febr. 1844 angenommen, Daß der in ı 
Schleſiſchen fonfirmirten Urdarium enthaltene Vermerk über das guts 
Recht durch fid) felbft und ohne, daß aud dem Urbarium der Reid 
(Titel) diefed Mechted erhelle, genüge*). 

(Entiheid. bed Beh. Ob. Trib. 8b. 9. ©. 117 ff.) 

Es folgt Hierauß indep in Bezug auf die von Auftifalgruudfiidn 
entrihhtenden Abgaben feineöiweged, dag alle in den Urbarien- verzeichneten IN] 
ben dieſer Art ald fortbeftehend anzufehenz vielmehr bleibt e8 ber frı 
lichen Beurtheilung anheimgegeben, ſowohl aud der Faſſung des Urba 
aud den fonft elwa vorhandenen Dokumenten und aud den übrigen erh | 
und Umftänden zu ermeffen, ob detgleichen Abgaben bie Natur aufge 
Gemwerbeabgaben haben oder nicht? ). 

G. Da in manchen Yällen auch noch nad der Publikation bel 
28. Dft. 1810 wegen Aufhebung der Zwangd s Bannrechte in ben ahgeld 
Verträgen neue Mühlens Abgaben flipulirt morben find, und die Zi 
nen, indbefondere nad) Erlaß der allg. Gewerbe-O. d. 17. Jan. 1845, 
freiung von dergleichen Abgaten gefordert haben, fo If «8 ftreitig genin 

























Einräumung neuer Rechte nicht gefunden werben fönne, und daß biefeibt 
wenig den Beitritt der Outsherrichaft zu einem unter Dritten geſchloſſenen 
trage einſchlleße. (Koch's Schleſiſch. Ardiv, Bd. 2. ©. 492. Note 1.) 
Vergl. über diefen Plenarbeihluß: Ruh in Koch'd Schleſiſch. Archiv, 
©. 129, deögt. die Auffäge von Burharbdi, Dr. Kahle, Roloijund.d. 
nen in ber Jur. Wochenſchrift pto 1848 ©. 221 ff. 236 ff., 441 ff. u. pro 
©. 185 fu. 207 f - \ 

2) Das Beh. O5. Trib. hat in Bezug auf Urbarken auch noch folgende A 

füge aufgeftellt: . \ 

a) Die Bermerfe über unftreltige Punkte in interimiftifchen, bon den 
Urbarien« Rommifftonen zu Breslau und Blogau beftätigten Urbarled, 
nügen zum Beweife ber Exiftenz ber dadnich feftgeftellten Rechte und Bei 
tungen, wenn auch der. Entftehungönrund derjelben nicht angeneden if. _ 

(Ext. d. 5: Mai 1847, Entjcheid. des Geh. Ob. Trib. Vd. 14 & 
Vröj. Nr. 1864.) 

b) Das Anertenntniß einer Verpflichtung, ohne Angabe des Entftehungegr.t 
der Verpflichtung, begründet biefe Berpflichtung feLbft moch nicht, wenn # 
in vorbereltenden Urbarlalverhandttungen abgegeben if, weiche die Ei 
tung eine& förmlihen Urbarlums nicht Zur Yofge gehabt haben. 1 

(Ert; b. 3. Mal 1844, Entfiyin. deb Wen. Od, Trib. Bo 11 0.95 
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ob die nad dem 28. Oft. 1810, erft neu ftipnlirten Mühlenziufen für aufs 
gehobene Bewerbeabgaben anzufehen ?") 

Dad Beh. Ob. Trid. hat in mehreren Entiheldungen biefe Frage pers 
eint; denn mit dem Jahre 1810 hätten Die Gewerbe⸗Konzeſſiond⸗Abgaben ihr 
nde erreicht und Miühlengerechtigfeiten oder Betriebo⸗Konzeſſionen nicht mehr 
lichen werden können. Ed if alfo zu vermuthen, daß dergleichen Zinfen, 
enn fie dennoch verabredet worden, für etwad Andered verfproden worden, 
nd ed fe unerheblich wofür Died gefchehen fein möge. 

(Erf. des Geh. Ob. Trib. v. 12. April und 2. Aug. 1848, Mechtöfälle bes Beh. 

Ob. Trib. 8b. 4.5.7. Nr. 4. u. ©. 242 Rr.118) i 

Wenn gleich dieſe Anfiht im Allgemeinen ald bie richtige erfcheint, fo 
ed doch in den ſpeziellen Fällen fletd auf den Inhalt und die Kaffung der 
er, Berträge anfommen, da ed unzweifelhaft möglidy ift, daß fi daraus Mo; 
une ergeben Tönnen, welche ar herauöftellen, daß, ungeachtet der Unzuläffigfeit 
r Ertheilung neuer Mühlen Konzeffionen Seitend der Butöherrfchaften, den⸗ 
0% dergleichen verliehen und zum Begenftande ded Vertraged gemadht worden. 
ke Bermuthung wird freilid in dergleihen Fällen immer zu Gunſten ber 
ſerechtigten ſprechen. 


H. Imvielen Fällen, namentlich da, wo der Domainen⸗Flidkus ber Bes 
chiſte iſt, ſind Die verſchliedenen auf Mühlen haftenden Abgaben durch neuere 
Ihiommen anderweitig regulirt und fixirt worden, und ed iſt dedhalb bie 
stage entftanden : 

inne fern dergleichen Verhandlungen auf bie rechtlihe Natur der Abgaben 
bon Einfluß find ?2) 

Zuvörderfi iſt in biefer Beziehung darauf hinzuwelſen, daß die Dekl. v. 
9. Fehr. 1832 im $. 5 die Beſtimmung enthält, daß in den feit Verfünbigung 
86.9.2. Nov. 1810 Äber die in Rede fiehenden Abgaben unter den Bethei⸗ 
gien getroffenen, rehtögältigen Abkommen, durd) die erwähnte Dekl. nicht® 
eändert werde. Ä 

Diefe Beftimmung fteht im Einklange mit der allgemeinen Redhtöregel 
"6.21 der Einleit. zum A. 2. R., daß bei Beurtheilung von Streitfragen die 
ſeſonderen Nechtötitel vor den allgemeinen und fpeziellen Geſetzen den 
Sorug haben ſollen; fie war aber nothwendig, teil die 8. v. 19. Febr. 1832 
Äh ald eine Deklaration des G. d. 2. Nov. 1810 anfünbdigt, und der 6,15 
er Einleit. zum A. L. M. beftimmt, daß die von Selten ded Geſetzgeberd nöthig 
kfundene Erklärung eined älteren Geſetzed (authentiſche Deflaration) in 
den noch zu entfcheldenden Rechtofällen den Audfchlag geben folle. Durch bie 





') Diefe Streitfrage befchräntt fich felbftredend auf diejenigen Landestheile, 
für welche das G. v. 28. Oft. 1810 Gültigkeit erlangt. hat, und kann in den übri- 
gen Landestheilen nur für diejenigen Yale in Anwendung gebracht werben, 
wo nah Publik. ver Gewerbe⸗O. vd. 17. Ian. 1845 die Bemerbefreiheit 
un am Zeitpunfte eingeführt ift und nachher noch Mühlenabgaben ftipulirt 

?) Die Fälle, too der mahlzwangsberechtigte Mühlenbefiger mit den Mahl⸗ 
zwangspflichtigen bed Bannbezirkes vor der durch das Geſetz erfolgten Auf 
hebung des Mahlzwanges Verträge gefchloffen hat, durch melde an die Stelle bes 

ihm bon den Zwangsgaͤſten zu entriötenben Mahl: oder Nutzgetreides an- 
dere Abgaben (3.8. firirte Betreibezinfen) gegen die Aufhebung des Zwangse⸗ 
rechts gejeßt worden find, gehören zwar nicht hierher; ed iß indeß zu erwähnen, 
daß die Gerichtohoͤfe die Anficht ausgefprochen haben, daß dergleichen Abgaben 
durd) die durch das Ed. v. 28. Oft. 1810 verordnete Aufhebung bed Pabnwange 
nicht weggefallen ſeien. (Vergl. die Erf. des Ob. 2. Ger. gu Breslau in 

Soch Schleſiſch. Archiv, Bd. 1. S. 176— 186.) — Bornemanı ift derfelben 
Auſicht. (Spftem des Preuß. Civilrechts, 2, Ausg., Bd. 4. S. 400.) 
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20° Bon ber Beförderung ber Gewerbe; 


Beſtimmung de $. 5 ber Defl. v. 19. Febr. 1832 wurde fomit andgejbrahm, 
daß auf Diejenige Audlegung, welche der Befehgeber dem $. 30.10 &.| 
d. 2. Nov. 1810 nunmehr gegeben, nicht zurüdgegangen werden dürfe bei dan) 
jenigen Verträgen, durch weiche bie Intereffenten, nad) Verkündigung bed Eb.4. 

2. Nob. 1810, ihre betreffenden Verhältniſſe geordnet hätten; imdern e& bilm 

bei folhen Abfommen fein Bewenden behalten follte. 

In diefem Sinne hat daB Geh. Ob. Trib. in mehreren Fälı zu 

Nachtheile ber Verpflichteten entfcieben. 

‚ a) Einem Müler war von der Gutoderrſchaft die Erlaubrig zum Bau 
Bindmühle ertheilt, und ed waren ihm bie Eintwohner zweſer Dörfer 
Zwangdmahlgäſte übertviefen worden. In dem betr. Vertrage waren, & 
einem Grundgelde für daB Haus, alfährlid, 2 Mispel Moggen bedun 
Nach Aufhebung bed Mahlzivanged durch bad Ed. v. 28. Dit. I810 
der Müler dom Staate eine Kapitald» Entihädigung für den Merlufl 
Mahlzwanged audgezahlt und wänfdte nunmehr mit diefem Gelde die GA 
der Kornrente abzulöfen. Es kam (im Jahre 1829) zioiichen ihm und 
Gutöherrfhaft ein Vertrag zu Etande, wonach der Scheffei Rom 
15 Athir. verrechnet, die Outdherrſchaft hiernach wegen der einen Hälfie 
Kornrente aud dem Entichädigungd » Rapitale abgefunden, und zugleld f 
gefeßt wurde, »baß der Müller für die Zukunft nur 1 Wispel nach dem ji 
maligen Martini-Breife an bie Butßherrfhhaft abzuführen habe.« 

AS der Müller fpäterhin (nad) dem Jahre 1845) biefen Zind nicht 
entrichten wollte, weil folder ein aufgehobener Gewerberimd: fei, fehl] 
Guts herrſchaft ihm entgegen, daß die Abgabe ald Rekognition. verihi 
Wequivalent der Mühlengerehtigteit und des Mahlzwanges, und Die 
handlung von 1829 ald neued Unerfenntniß entgegenftehend ei. 

Das Beh. Db. Trib. erkannte (unterm 2. Ott. 1847) auf dad 
beftehen der &bgabe, indem audgeführt-wurde, daß dem Müller der 6 
Dell. d. 19. Febr. 1832 entgegenftehe, daß die Verhandlung vom 1820 
bloßed Anertenntniß der Mbgaben, vielmehr von der einen Seite bie 
fung der halben Abgabe durch Kapital zugehanden, und bom Geil 
Müllers dagegen auddrüdlid übernommen worden fei, für die Zuunit 
BWiöpel Korn abzuführen. Die Verhandlung fei alſo mehr, ald ein 
Anerfenntniß , fie drüde zuglelch die Natur der Abgabe in der Art aub, 
fle für den Mahlzwang oder für eine Geregtigfeit entrichtet worden, 
nad dem Ed. v. 28. Oft. 1810 zwar aufgehoben, aber nur bom El 
und nicht don der Gutöherrfdaft, zu vertreten war; und außerdem fel jll 
Einne ded 8.405 0.2. 8.1. 14 ald Vergleich, jelbft nach $.454 u,0. 
ald Novation zu betradhten, indem einer zweifelhaften Abgabe eine 
Iofe fubftituirt und damit jede Anzeige für die Eigenſchaft einer Geiverbeah 
auf immer befeitiget ſel. 

(Nechtöfäle des Geh · Ob. Trib. Bd. 2. S. 270 Nr. 135.) 

b) Einem Müller, welcher auf eigene Koften mit Genchmigung der Gutthern 
bei einem Nittergute eine Windmühle erbaut hatte, war von ber Gutäherrli 
in dem mit biefer abgeſchloſſenen Vertrage (dom Jahre 1716) mehfl dN® 
Morgen Land in jedem Felde und dem Holz zu den Mühlenruthen, al 
bad Zwangsrecht gegen die Butdangehödrigen beigelegt tworden, wogegen I" 
felbe jährlich an »Mühlenpadt und Brundgeld« 24 Rthir. zur entrichten DD" 
nahm. Dad But gelangte demnächſt an den Fidkud, welcher eine Erhöhnn 
der Geldabgabe einführte. In dem hierbei zum Grunde gelegten Anjalaıt 
vom Jahre 1804 war der Zind für Land» und Viehyuct vom Ziut# 
den Betrieb der Mühle geſchleden, und erfterer auf LO Minis, 12 &4- 
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8 Pf. letzterer auf 60 Nthlr. 7 Ser. 6 Pf. feftgeftellt. Der damalige 
Müplenbefier beantragte indeß eine Fixirung der Abgabe, und die Vers 
handlungen jchloffen mit einer Erbverfchreibung vom Jahre 1809, nad) wel⸗ 
her Fiokus don der Holzperabreihung frei, dem Müller der Mahlzwang über 
neu anzufegende Familien entzogen, und ihm dagegen die Werfiherung gegeben 
wurde, daß die im Jahre 1804 feſtgeſetzte »Mühlenpaht« von 72 Rthlr. 
unter feinem Vorwande erhöht werden fole. Nach Erlaß der Gewerbe⸗O. v. 
17. Zan. 1845 erbot fid) nun der damalige Befiter der Mühle, den früheren 
Anfhlägen zufolge 11 Rthlr. als Grundzind fortzuzahlen, verlangte dagegen 
Erlaß der übrigen 61 Rthlr. als eincd aufgehobenen Bewerbezinfcd, Dem 
wurde entgegengefeßt, daß die Abgabe regulirt fei, ohne Rückſicht darauf, ob 
das Gewerbe betrieben würde oder nicht, daß fie demnad) von Anfang an 
niht Geiverbezind gemwefen, jedenfald aber diefe Eigenschaft im Wege ded Vers 
gleih8 oder der Novation untergegangen, und durch die Erbberfchreibung von 
1809 ein reiner Erbpachto⸗Kanon eingeführt und an deren Stelle getreten fel. 


Dad Geh. Ob. Trib. erkannte indeß (unterm 10 April 1847) auf das 
sortbeftehen der ganzen Abgabe, indem angenommen wurde, daß der Zin 
adiefem Falle ald ein Bewerbezind überhaupt nicht feftgefeßt worden !), 
Kenn eine Scheidung im Zinfe mitteift der fpäteren Muͤhlenanſchläge erfolgt fei, 
dfiunter dem, den größeren Theil bildenden Zind aud) der Betrag des Mahls 
wangs vorzugsweiſe zu berüdfichtigen. Indeß der neue Vertrag von 1809 befeis 
Agte alle Zmeifel über die Natur ded Zinfed, indem die beiden Kathegorien dep 
Land und Mühlenzinfes in die Einheit »Mühlenpadyt« verſchmolzen worden. 
Eei nın glei) weder dad Beſitzrecht, noch die Zindpfliht an ſich ſtreitig oder zwei⸗ 
elhait geweſen, ſo habe doch Fiskus dad Recht beheuptet, den Zins in fehejähri- 
en Perioden zu erhöhen; Died Recht habe er aufgegeben, und dad Geſchäft fei 
mnad nach 6. 405 U. 2.9. I, 16 wirklich für einen Vergleich zu erachten. 
Einer beränderlichen, von’ dem Willen des Zindempfängers abhängigen Abgabe 
t eine untwiberrufliche und gleihmäßige Abgabe fubfituirt, Mühlenzins und 
Brundging gänzlich aufgegeben, und, wie bei Erbpadhtöverträgen, eine fire Müh—⸗ 
paßt ohne Gewährleiſung und’ ohne etivanige Mebifion eingeführt; ed fei alſo 
m Einne des F. 454 a. a. D. eine neue Verbindlichkeit an die Stelle der vorigen 
geieht und demzufolge die ältere durch Novation erlofhen; die neuere aber nit 
anufchten, da der Müller dad Mecht des Fiskus, den im Urvertrage beſtimmten 
Find mittelft periodifcher Ertragdanfchläge zu erhöhen, nicht in Ziveifel gezogen habe. 

Die Richtigkeit dieſer Entſcheidungen des höchſten Berichtöhofes unterliegt 
nd den erheblidhften Bedenken. u. 

Zubörderft iR darauf hinzuweiſen, daß der 6.5 der Dekl. 0.19. Febr. 1832, 
auf melden die erftere der beiden Entſcheldungen fid) vorzüglich flüht, Leineds 
weges die unbedingte Aufredhterhaltung aller feit Verkündigung des G. v. 
2 Non. 1810- über Mühlenabgaben errichteten Abkommen anordnet; fondern 
außdrüdlih hervorhebt, daß es nur bei den rehtögültigen Abkommen diefer 
At fein Qeivenden behalten folle, und acc nur vorfchreibt, Daß auf dergleichen 
Ablommen die deflaratorifhen Bellimmungen der ©. v. 19. Sehr. 1832 
niht mit rückwirkender Kraft angewendet werben follten, womit alſo eigentlidy nur 
audgeſprochen ift, dag wenn ſich aus dergleichen Verträgen bereitd die eigentliche 
— — — — 


) Diefer Grund der Entiheidung ericheint allerdings: unter den obmaltenden Um⸗ 
Händen des Falles gerechtfertiget, da der Zins hier urfprünglich theils von 
Grund und Boden, thells für das übertragene Bannrecht veriprochen wurde; 
ed fteht diefer Grund aber au ſich in gar feiner Verbindung mit der hier zur 


ntheilung borliegenden Frage von ber rechtlichen Wirfung der flattgefundenen 


— 
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Natur ber Abgaben ergebe, für die richterliche Beurtheilung ber Eigenſchaft 
ber Abgabe nur der Inhalt diefer Verträge, nicht aber die Deflarationnt 
ihren, zum Nachtheile ‚der Verpflichteten gereichenden, Rechtövermuthungu 
maaßgebend fein folle. 

Schon hieraud folgt alfo unbedenklich, daß demMRichter die Pflicht odlig, 
in jedem einzelnen Falle, wo nad) der Aufhebung der Ztvangd-WBannreik 
und der Einführung der Gewerbde ⸗Freihent Werträge Über die biäher entridts, 
ten Mühlenabgaben geſchloſſen worden, ſich der Prüfung gu unterziehen: 

ob dergleichen Verträge ald redhtögültige Abkommen anzufehen find? 

Ed leuchtet ein, daß die Rehtögültigkeit nicht bloß in Bezug anf 
perfönlihe Dispofitiondfähigkeit der Kontrahenten und die Form 
Geſchaͤfts, fondern audy in der Veziehung geprüft werden muß, ob dab Ahlen 
men ein materiell gültiges iſt. 

Dad Geh. Db. Trib. hat nun dergleichen Abkommen unter einem zwie 
fach en rechtlichen Geſichtopunkte aufgefaßt, nämlich erflidy unter dem 
Novation, und zweltend unter dem ded Vergleichd, und hat fie aud 
ten Standpurkten unbedingt für rehtönerbindlid, eradtet. 

k * tommt darauf an, nach beiden Seiten hin die Frage näher ind 
30 faſſen. 

Die Rovation (Umfdaffung) gehört, nad) der landrechtlichen Leher 
zu den Mitteln ber Mufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten, und Rd 
Rechtogeſchãft, durch welches eine ueue Verbindlichkeit ausdrüdlid an die Ei 
der borigen gefeßt, fo daß leere daburd aufgehoben wird. | 

Zu den Erforderniffen einer rehtögültigen Nobakion gehört it | 
zunächſt, daß die dis dahin beſtandene Berbindligkeit von Folder ®| 
ihaffenheit fei, daß eine darauf geleiftete Erfühung nicht zurüdtgeforkt 
werden Fann (obligatio naturalis)2). Es fieht mithin dem durch did 
vation Verpflihteten frei, die nemere Verbinblichteit zu widerrufen, johde 
die Bedingungen nachweiſt, unter welden eine Zahlung zurücgeforbertmete 
tann, mit anderen Worten, die Bedingungen der condiclio indebiti. {ip 
gehört, abgefehen von dem Falle betrüglicer Werleitung zum Irrthume) k 
Ausmittelung: a) daß für die Perfon bed Zohlenden gar feine, auch nicht eine Di | 
noroliſche Zahlungöverbindligkeit vorhanden war; b) daß ber Empfänger daduh 
einen Vortheil erlangt habe, zu welchein er gar kein Recht hatte; €) dah bie di 
lung aud einem wirklichen Irrthume geſchehen fei*). Es folgt hieraus, daf ie 
durch einen, nadı Erlaß ded die Beiwerbeabgaden aufhebenden Ed. v. 2. Rt 
1810 abgefglofienen, Nodationd-MWertrag Verpflichteten nicht verfräm 
werden darf, den Nechweis zu führen, daß die Abgaben, welche er bid dahin ı 
richtet hatte und an deren Stelle die neu Nipulicten treten folen, ge werblichu 
KRatur, mithin dur) den $. 30 a. a. D. aufgehoben waren, daß er ſih nk 
hin im Irrthume befunden s), wenn er fid) flatt derfelben zu einer Johlıg 





2) Berge. U.2. R. L Tit. 16 8. 454. | 

®) Dies bee das ©. 2. R. auddrücklich in Th. I. Tit. 16 88. 467 u. 468, Inder 
ed vorfhreibt: 

8. 467. Iſt die Nodation gültig; fo kann bie neue Verbindlichkeit unter da 
Bortande, baß bie alte nicht rehtöbeftändig geweſen fel, nicht angefochten erh 
R a & 468. ‚Dog, kann be a —* eben Ben Umpänben, — Let 
forberung einer fteten Zahtun; die zur Tilgung einer dl 

eingefchrittene neue Werbinbilchfeit ende, b 

2) Berg. U. 2. Hua D. 88. 166, 167. 

*4. y 

») &6 genügf hierbei ber Rachiveiß eines ftattgefundenen Rech töirrthumb (err" 
jeris). ®ergl. ben Pienarbefhl. ded Beh. Ob. Trib. v.19. Oft 1940 (fr 
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perpflichtete, wozu er gar feine Verbindlichkeit und zu beren Einpfangnafne 
alfo der andere Kontrahent gar fein Recht hatte. 

Die Nodation if alfo in den Fällen, wo der Verpflichtete überhaupt im 
Stande if, den Nahtweid ber gewerblihen Natur der urfprüngliden 
Abgabe zu führen, für ihn völlig unverbindlich, und fteht Ihm alsdann auch 
nach $. 5 der Dell. v. 19. Feb. 1832 feinediveged in der unbedingten Weiſe, 
iole der höchſte Gerichtöhof angenommen hat, entgegen; vielmehr fann der Richter 
fh niemald ded Eingehens auf diejenigen Umftände entziehen, welche der Vers 
pilihtete für Die Natur der Abgabe als einer gewerblichen beibringt, und 
deren Nechweis alddann die Unverbindlichkeit de Novationdgefchäftes 
u fid) ziehen muß. 

Zu den Erforderniffen einer Novation gehört aber ferner auch bie 
Abſicht der Kontrahenten, eine wirkliche Novation vorzunehmen. Diefe 
Ahfiht muß entweder durch Worte audgedrückt werden, oder daraus zu erfennen 
kin, daß die neue Verbindlichkeit fo beſchaffen, daß fie mit der alten zugleich nicht 
beftchen ann 1). EB ift aber namentlid Feine Novation anzunehmen, wenn 
dieRontrahenten nur dahin übereingefommen find, daß an Die Stelle von Natu⸗ 
ral-Leiſtungen ein Geldzind treten folle; vielmehr ift dann nichts anderes 
vorhanden, als ein Vergleich Über die Neftimation, indem ftatt der urfprünglid) 
deſprochenen Sache ihr Werth geleiftet werden fol, der, weil er ſich nicht von 
fthit verfteht, fondern ungewiß ift, durch Vergleich beftimmt wird 2); e8 ift died 
alio Iediglich ein Vergleich, über die Modalitäten ber Zahlung, welcher in der 
Natur der Verbindlichkeit nichts ändert 3). 

Diefer Fall iſt derjenige, welcher beſonder bei den Mühlen der Domä- 
hensYemter vielfach vorgelommen iſt. In Folge der Ebd. v. 28. Dft. und 
2. Rod. 1810 war dur die (nit publicirten) 8. D. dv. 31. Dft. 1820 und 
3. Juli 1826 eine Regulirung der Domanials Mühlen» Abgaben angeordnet, 
und ed find über Die dabei zu beobadhtenden Brundfäße mehrere Inftruftionen ded 
Fin. Min. erlaffen worden +), welche inöbefordere die Abſonderung der eigents 
üchen fogenannten Brunbrenten®) von denjenigen Vortheilen, welche der 
Betrieb des Mühlengewerbes auf einer gemiffen Mühle durd die Lage 
der lehteren voraudſetzen läßt 6), anordnen, und dabei beflimmten, daß in Abficht 
ded zuleht gedachten Theild ber Abgaben den Mühlenbefiggen die Befugniß vorbe⸗ 
halten werden ſolle, für bie Folge auf deren anderweitige Kegulirung anzu⸗ 





— des Trib. Bd. 6 S. 399), dergl. Duraberg In Simon’d Zeitfchrift, 
Bd. 1 S. 290 und Bornemann's Eyſt, Bb.3 ©. 573, 570. 

i) Vergl. A. L. R. 1. 16 88.454, 455, deögi. Koch's Lehrb. ves Preuß. Privatrechto, 
Bd. 2S. 159 8. 541. 

2) Berge. Koch's Preuß. Privatrecht, Bd. 3 S 159, und deſſen Lehre vom Webers 
gange der Forderungsrecte, 8. 50 ©. 29 

) Vergl. A. 2. M. Thl. I. Tit. 16 8. 13. 

*) Dergl, Anftruttionen find namentlid) unterm 21. Mai 1821 und 10. Aug. 1826 
ergangen, welche indeß nicht veröffentlicht, ſondern nur den betreffenden Behoͤrden 
zur Nachachtung zugefertiget worden ſind. 

3) Zu den hierbei in Betracht zu ziehenden Gegenſtänden werden gerechnet: 
a) die Zinſen bon dem Werthe des Gebaͤudes und bed Bodens. von der Hof⸗ 
ftelle xc., b) der Betrag don ben aur Mühle gehörigen Grundflüden an Ader,, 
Wiefen, Hutung 2c., c) die Zinſen bon dem Werthe der bei der Verleihung unents 
geltlich überlaffenen Gebäude ꝛc., d) der Werth der bei einer Waffermühle nıit 
üderfaflenen Waflerfraft 2c. 

*) Dergleichen Abgaben beruhen auf dem befonderen Lokalwerthe der Mühle in Be- 
ziehung auf den bortpeithaften Betrieb bes Mühlengemerbed. Die Juftruftionen 
Rellen die Brundfäge feit, nach welchen der von den Mühlen durch diefen Betrieh 
zu erwartende. Reinertrag zu ermit tein. 
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tragen, wenn fie eine ohne ihre Schulb eingetretene Werminderung Im Debild:t 
hältniß nachwelſen könnten. 

Hleraus erhellet klar, daß derglelchen Abkommen In der Regel 
Anderes find, als blofe Umtvandlungen von Natural-Abgaben in Grit) 
Abgaben, und daß dadurd, wenn nicht andere Umſtände hinzutrefen, tvad frei 
in jedem einzelnen Falle geprüft werden muß, eine Nod atlon niht 
getreten if, fo daß alfo dadurch die Natur der Abgabe felhft nicht berän 
worden, vielmehr dem Mühlenbefiger der Nachweid der urfprünglih gewerbl 
Hen Eigenfehaft der Xeiftung unbedingt aud) in folden Fällen offen ftehen muß” 

Wenn hiernähft dad Geh. Ob. Trid. Verträge ber oben ermähn 
Gattung anter dem Geſichtopunkte von Vergleichen beurtheilt, fo it zuzug 
ben, bag beren Rechtögültigkeit in denjenigen Fällen nicht in Zweifel geiod 
werden fünn, wo ihr Inhalt ergiebt, daß fie ald wirkliche Vergleichen. 
ſchloſſen tworden find. Died ſetzt aber nothivendig voraus, daf die Komtrahen 
über ihre wechfelfeitigen Rechte und Pflichten uneinig oder zweifelhaft gen 
fen find, und daß ein gegenfeitiged Geben oder Nadlajfen ftattgejung 
habe?). Wo nun dad Abkommen biefen Erforderniffen nicht entfpricht °), W 
iſt don einem eigentlichen Vergleiche nicht die Rede, und es Fann ein [al 
ched Rehtögefchäft dann nicht nad) den @rundfäßen von Vergleichen beurtidl 
erden; bielmehr twürde Dafjelbe nur ald Verzicht, Anerfenmntniß om 
Schenkung in Betracht kommen können *). Ein Anerfenntnif; aber fell 
feiner rechtlichen Wirlſamkeit voraud, daß aus demfelben dad Beiwußtjeinie 
Erklärenden hervorgehe, daß durd die Erklärung etwas Unbeftimmtes odet 
felhafte® in den beftehenden Verhältniffen näher beftimmt werden folles). 
wird alfo in Fällen der in Rede ftehenden Art nur bann gegen den Werpfliäl 
fpreden, wenn and demſelben Mar erhellt, dahß er fih ded Eady- und Recht 
hältniffed betoußt geivefen, und ed feine Mbficht geivefen fel, die Abgaben, 4 
welche fi die Erlärung bezieht, wirklich als ſolche anzuertennen, wel 
Natur nicht durch den $. 30 deö Ed. d. 2. Nob. 1810 aufgehobener gem 
licher Zinfen haben. Rach diefen Grundfäßen muß der Inhalt des Abkommal 
in jedem einzelnen alle genau erwogen tverben 5), 


1) Dies ift au) in den Motiben be von Selten ber Staats-Megierung Im It 
18480. Natlonal-Berf. vorgelegten ®.-Entwurfs anerfannt, indem zums 
a. a. D. bemerft wird, daß, wenn Iedigtid Umtandlungen bon Natural -Akalt 
in Geld · Abgaben erfolgt find, was in jedem einzelnen Falle zu prüfen fei, DIA 
ondermeitigen egulirung nicht entgegenftehen Fönne, ba burch eine ſolche 
Novatlon nicht zu erachtende Umwandtung die Natur ber Abgabe jeibit nic!" 
ändert worben fei. (Verhandl. der Nationat-Verf. Bb. II. ©. 1956.) 2 

2) Nach 8. 405 de6 M.L.. Xp. I. it. 16 find Vergleiche nur folce Bertig 
durch melde die.Barthelen die bisher unter ihnen freltig ober awell?" 
haft gemefenen Rechte dergeftalt beftimmen, bag wech felfeitig etmad amt 
ben oder nachgelaffen wird. 

3) Dies fcheint wenigſtend bei dem erften ber beiben oben mitgetheilten, bon D= 
Geh. Ob. Trib entichiedenen Medtsfälle In Zweifel gegogen werden mil 
obwohl ein beftimmtes Urtheit hierüber nur auf die Einſicht des betr. UN 
mend fetbft wurde gegründet werben koͤnnen. 

+) Bergl. &. 2. M., Ih. 1. Til. 16.89. 410, 411, Ko qh's Mecht der Fotde 
80. 3 ©. 913 8.382. 8 

*) ergt. hierüber Rod) im Schleffh. Archid, Bb. 4 ©. 147 u. Bb.5 SD? 

*) Dad Geh. Ob. Trib. hat (in dem Erf. b. 24. Rob. 1843) in diefem Si" 
ebenfalls — daß ein, nad) der durch die neuere Vewtrbe 
erfolgten Wufhebung der @etverbeubgaben, abgegebened did ſed Anertennin) 
einer Ge werbeabgabe feinen Anſpruch auf deren fernere Entrichtung bei 
tönne; eine neue Verpflichtung, zu welcher e& am jedem Titel fehlen 
habe ber Anerfennende wurd) das bloße Anertenntniß nicht übtrnomme 
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Einer befonderen Erwähnung bedürfen hier endlich noch folde Aner⸗ 
Inntuiffe der auf Ruftitalgrundftüden haftenden Laften, welche, tie ed häufig der 
int if, bei Gelegenheit der Dienfablöfung abgegeben worden find. 

Dad Beh. Ob. Trib. hat (in dem Erk. v. 30. Juni 1847) fehr richtig 
geführt, dap wenn audy bei einer ſolchen Veranlaſſung dad Anerkenntniß des 
nid ald Gruͤndſchuldigkelt abgelegt worden, Died dod) völlig unerheblich 
denn ed gelte eim ſolched Unerkenntnig nur ald eine Hiforifche Angabe, 
Age der Dienftablöfung felbft fern und verbreite ſich nicht über die Natur deö 
Inte. 

Zugleich wird bemerft, daß unter ſolchen Umfänden auch der Betätigung 
WAdlöfungdsMezeifed nicht etwa nach $. 170 der V. v. 20. Juni 1817 
MBlrkung beigelegt werden könne, daß der Mußifalbefiger mit feinen Einwen⸗ 
Ngtn aud der gewerblichen Natur der Abgabe nicht weiter zu hören fel. 

(Mehtsfälle des Geh. Ob. Trib., Bd. 2 ©. 30 Nr. 14.) 

L € ift die Frage tntflanden: 

ob der für ein Mühlengwangdreht (Bannrecht) verſprochene Zins) 

dur die Aufhebung der Bannrechte ebenfalls aufgehoben fei? 

Die Gerichtöhdfe haben dieſe Rechtofrage nicht gleiyFörmig entſchleden. 

Dad ©. d. 28. Oft. 1810 über die Aufhebung der. Ziwangd» und Bann- 
Mk befimmt im $. 2: . \ 

&5 foll weder der Werfäufer, noch der Erbberpädhter, noch ber Bmangepfiätige 
berbunden fein, jür Die Aufhebung (des Zivangerechtes) Eviktion zu elften, oder 
irgend eine Entſchaͤdigung zu übernehmen. 

Diefe Enticjädigung hat (nad) $. 3 a. a. D.) der Staat felbft übernommen. 

‚Ölernad) ift «8 ziwar Mar, daß der biöherige Bannberechtigte dad für dad 
Dneecht bezahlte Kaufs oder Erbftandögeld nicht zurädfordern kann; wad 
Ütr den zugleich oder autſchliehlich verabrebeten, zugleich nod) auf ein Grundftüd 
Ängetragenen Zins für dad Bannrecht betrifft, fo haben die Zinäpfligtis 
den häufig die Unficht geltend zu machen geſucht, daß fle von deſſen Entrichtung 
Arelt werden müßten, well der Zindberedtigte feinerfeitd den zwiſchen ihnen 
Mithenden Vertrag nicht mehr erfüllen könne, Sie tollen alfo daß befchende 
Kehieerpältnig für ein fortdauerndes obligatoriſches Verhältniß erachtet 
Miffen, welches zu jeder Zelt wechfelfeitig erfült werden muß.- . 

Dagegen madyen Ne Zindberedhtigten die Natur der Bannrechte ald 
olut dinglicher Kechte geltend, bei deren Uebertragung nur eine einmalige 
Ünfesung ded Nachfolgerd in den DuafisBefit (die Ausübung) ded Rechtd erfor» 
bei) fi, um den, der Nebertragung zum Grunde liegenden, Vertrag von ihrer 
Exite voländig zu erfüllen, wogegen auf ber andern Seite der borbehaliene 
Ind die Stelle ded Kaufpreifeß vertrete, welcher nicht bloß auf der Gerechtigkeit, 
[dern zugleich noch auf dem damit in Verbindung geftandenem Immobile vers 
Doert fei, und nunmehr al eine Hhpothek von dem Befiger diefed Grundſtüces 
Atihtet werden müfje, nachdem die Beredhtigteit untergegangen fel, ebenfo, wie 
Anpital und Zinfen würden bezahlt werden müffen, wenn dad Kaufgeld geftundet 
md dur) Eintragung verfidyert worden wäre. 


der urfprängtiche Kechtstitel fei, des Mnertenntniffes ungeadhtet, rechtlich wirkungb - 

108 geworben. (Entfd). bed Geh. Db. Trib., Bd. 9 ©. 376—380.) 
Ueberdasineinem Urbarium oder in Urbarial-Berhandlungen enthaltene 
Anertenntniß folher Abgaben, vergl. oben sub F. \ 

) ESÄR hier barauf aufmerffam zu machen, daß Bannred)t etwas ganz anderes 
iR, a8 eine Gemerbeberedhtigung. Der Gewerbeberedhtigte hat als 
folder niemals ein Bannredt. Wbgaben von Bewerben und Zins für ein 
Bannredt find alfo ganz derſchledene Dinge; ber 8.30 des Ed. d. 2. Nov. 
1810 aber hebt nur die @emerbe- Abgaben auf. 
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Der 11. Senat ded D. 2. Ber. zu Bredlau hat über bie Frage, helheisn 
ber I. Senat diefed @erichtöhofed verſchleden entfhleden hatte, abweichend etz) 
a) In einem Erf. d. 2. Oft. 1835 führte derfelbe aus, daß der Zind für | 
x Mahljwangsreht aufgehoben fei; denn wenn glei dab ©. v. 26.0 
1810 died unentſchieden laffe, fo folge & dod aud den allgemein 
Grundfägen des U.L.R. Th. 1. Tit. 5 96. 360, 364, 365 über bieh 
Zufall unmdglid gewordene Erfüllung von Verträgen, für 
Anienbbarfeit aud) ber $. 763 Tit. 18. I. I. ded U, &-M. ſpreche 
minder folge aud der Natur der. gweifeitigen Verträge, daß de 
Kontrahent nur infofern die Erfülung dom dem andern fordern !Ü 
ald er ſelbſt erfült habe oder dazu bereit und im Stande fei. Der 
ward, baf nad) $.2 ded G. v. 28. Oft. 1810 der Veräußerer der 
beregitigung nit zur Entſchäͤdigung für Aufhebung ded Bannrecjied 
pfligtet fein folle, daß eB aber eine Entfhädigung fein tolärde, wen 

der Aufhebung ded Bannrehted auch der dafür entrichtete Find we 

fel nicht zutreffend. . Denn der Sinn diefer Befchitelle fei nur ber, 

Jeder feiner Seitd denjenigen Werluft tragen müffe, der ihn buch 

hebung ded Banurechtd trifft, ohne von irgend Jemand Entfchäpigung 
dern zu fönnen. Der Bannberechtigte verliere das Zwangdredht, oh 
den ihm unterworfen getvefenen Perſonen Entfhädigung, ober bon 

Verleiher Berähr fordern zu fönmenz und der Werleiher verliere dunl 

Mipulirten Zind. (Rod's Scleſiſch. archid, Bd. 1 S. 196-197.) 

b) In einem Erf. v. 25. Mai 1837 führte indep Derfeibe Bericht 
dad Gegentheil aus. 
Da, nad) 8. 3 des G. v. 28. Oft. 1810 der Staat die Entſchädl— 
nommen habe, fo fei eö Mar, Mn der Müpfenbeflker nur an viefe 
fpruch wegen Aufhebung des Dlühlenstoanges habe. Der Verät 
Mahizwangsrechto habe feinerfeits den Vertrag vollftändig erfiuit, Ind 
bei der Mebertragung den Wtühlenbefiger in ben Beſih des ihım gegen ein 
bertauften Bannrechts gefet habe. 8 fönne alfo nur die Frage fein, 0 
Verkäufer des Bannrechtes dafür Gewähr zu leiten fhuldig jel, DU 
Bannrecht dem Wühlenbefiger entzogen worden. Hierdon aber entiind 
nicht blob das Spezialgefe des 8. 2 a. a. D., fondern er fei dabon and 
den allgemeinen Regein don der Gewährleiftung befreit; denn zur Geil 
fung ſei der Verkäufer oder Auftor nur dann, wenn dem Verkäufer bad 
ober bie Sache durch Urtel und Recht entzogen wird, niemals aber aldbann 
bunven, wenn ber Verluſt Durch Höhere Macht Herseigeführt wird, 
(a. a. D., ©. 211— 212.) 

Dad Geh. Db. Trib. hat fd bereitd in dem Erf. b. T. Dft. 180 
Die zulegt von dem II. Eenate ded Ob. L. Ger. zuBreölau angenommene) 
nung entfhleben und die Zinfen für aufgekobene Mahlzwangdrente [IR 
befiepend erklärt. In den Gründen der Entſcheidung heißt ed: 

Die allgemeinen Gefege über Erfühung ober Aufhebung der Verträge tape 
durch Zufal, unabmendbare Betvalt, oder Uebermacht eintretenden ln 
(88. 364 ff. 0.2. R. 1. 5) fönnen hier gar nicht Bias greifen, heil dab @ 
28. Dit. 1810 als Speztalgefeß entfeldet, welches in 88. 2 ff. genigendt 
fegungen für bie aufgeivorfene Frage enthält, und nad) allgemeinen 
grundfäßen (88. 53, 59 int. zum 4.2. #.) das jüngere Gejeg bor dem Al 
von Sorte Fr vom allgemeinen Geſetze ben Vorzug hat, 


In der That muß denn aud dleſer lehteren Anfiht, melde her bs 
Gerihtöhof auch in neueren Entſcheidungen 3) aufrecht erhalten hat, der DH 
asgehen werden. 


1) Vergl. bie Ert. de Geh. Ob. Trib. d. 29. Mat und 13, Nob. 197. MP 
fälle des Geh. Db. Trib., Bd. 1 ©. 157 Mr. 74.0.8, 3 5, 123 Ru 02) 





























Hintwegräumung der Beſchraͤnkungen; Aufhebung ber Exfiufiv-Redte. 207 


&5 if zwar von den Zindpflichligen auf die Vorſchrift de A. L. R. Th. J. 

1.5 8. 364 Bezug genommen, welche beftimmt: 
Enteht die Unmöglichteit, ben geſchloſſenen Vertrag zu erfüllen, durch einen 
Zufall oder duch unabwendbare Gewalt oder Uebermacht, jo wird ber Vertrag 
für aufgehoben angefehen; 
I fie haben behauptet, daß dieſe Vorſchrift hier zur Anwendung kommen müffe, 
Üder Vertrag Seitend der Veräußerer ded Zwangdrechtes zwar eine Reihe von 
Iren hindurch erfüllt fei, biefelden indeß etzt hierzu nicht mehr im Stande 
In; und «8 fei hier Vie Rede von einem Wertrage, der fortwährend in jedem 
Ährevon jeder Seite erfüllt werden mülfe. 

Alein diefed Qehtere IM nicht gugugeben. Die Verträge ber in Rede 
Daten Gattung find nämlich Feine Verträge über Handlungen (facio ut 
5); 18 ift dadurd) den Müllern nur dad Mühlenzwaugdrecht über einen Bezirk 

einen Zind verliehen; daß der Werleiher jährlih dabei Handlungen 

mofle, iſt nicht Berfproden. Dad Anhalten der Ztoangöpflihtigen zum 
Men auf biefer Mähle würde aud) nit Sade bed Beräufererd ded 
Annrehted, fondern der Juftig getvefen fein. Ein Ztwangs-Mühlenrecht iſt ein 
Äneht, und Barngerchtigkeiten find felbftfländige din gliche Kechte. Ein 
ternded obligotorifhed Verhältniß zwiſchen dem Berechtigten und dem 
ferer in der Art, daß der Bertrag jeded Jahr von Jedem von Neuem erfüllt 
dt, Weldhed eine erbliche Wermiethung oder Verpachtung fein wide, wobei ber 
Mähter Eigenthämer des Bannredhted-geblieben und der Müller nur 
Nihter deffelben geworden wäre, iſt dabei niemalß eingegangen worden. Der 
Minferer hat vielmehr den Vertrag vollſtändig ſeinerſekts erfült, wenn er 
HMiler in die Aubübung ded ihm concedirten Mechted verſetzt, ebenſo wie ber 
Möufer einer förperlihen Sache den Vertrag erfült, wenn er ben Käufer in 
An Bes ſetzt. 

Dagegen if aber der Werpflihtete aller dings in einem Falle von dem für 
Waufgepobene Barnrecht verfprochenen Zinfe befreit, nämlid dann, wenn 
PMBonnzedht nicht noch mit einer anderen fortdauernden Sache verbunden und 
Emumärtige Zindſchuldnet nicht perfdnliher Schuldner if. Der Zinds 
Mehligle darf fidy nämlich wegen de borbehaltenen Zinfed nur an dad Objekt, 
der Zins vorbehalten worden ift, halten; ift dieſes ganz untergegans 
1, fo fällt auch der darauf gehaftete Zind fort. Ed kommt afo Darauf an, 
Ph Mühlenzwangdreht in Verbindung mit anderen Gegenftänden 
lichen ift, und alfo auf biefen der Zind mit haftet, oder auch ob zur Sicherheit 
MAinfed eine ‚andere noch fortbeftehende Sache mit verfärieben iſt. Mur in 
Iefem Falle kann der Zin® noch don die ſer Sache gefordert werden. 

R. Odsleich ded Geſetz alle diejenigen Abgaben für aufgehoben erklärt 
U melde gewerblidher Natur find, fo hat daſſelde dennoch angeord⸗ 
O dap eine Rüdforderung einmal gezahlter Abgaben diefer Gattung in 
Ftgel nicht fRattfinden und darauf nicht erfannt werden fol. Aub⸗ 
Ihmömeife fol indeß eine ſolche Kücforderung zuläffig fein: 

4) wenn die Zahlung mit Vor behalt geleiftet worden; und 
h) wenn bie Zahlung in Folge einer durch Widerſpruch gegen die Verpflich- 
tung veranlaßten Ezefution geleiftet worden. 

Died verordnet der $. 4 der Dell, v. 19, Febr. 1832. (f. oben S. 180.) 

Zu erwähnen ift hierbei, daß dad Geh. Ob. Trib. unterm 4. Uuguſt 
"3. Nov, 1847 entf&ieben hat, daß der $. 4 a. a. D. nur auf ſolche Abgas 
m anwenddar fei, bie ſchon vor Publikation de G. d. 2. Nov. 1810 beftanden. 

Ertſq. de Beh. Ob. Trib., Bd. 15 ©. 490 Präj. Nr. 1933.) 
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Dritted Kapitel. | 
Don der Aufhebung der Zwangs- und Bann-Nechte, 


Fiſcher's Lehrbegriff fämmtlicker Kamerals und Polizeirechte, ſowohl von D 
anb ah als indbejondere von ben Preuß. Staaten, Bd. II. 8$. 862 - 











Vorbemerkung. 


Dad Allgemeine Landrecht fand bei feiner Publikation noch Die nad 9 
nem Deutfchen Rechte beftehenden Zwangds> und Bann⸗Gerechtiglei 
in voller Ausdehnung vor und feine Tendenz ging dahin ?), in Thl. ‘1. Tit. 3 
Epftem allgemeiner leitender Grundſätze für diefe Materie aufftellen, an w 
ſich Die zu entwerfenden Brovinzial»Befeßbücher in ziwedmäßiger Weife und 
Bedürfniffe der einzelner Provinzen entſprechend, anſchließen ſollten. 

Nah der Begriffd-Beftimmung ded Allgemeinen Landrechts wird 
ZmwangdsBerehhtigfeit Die Befugniß verftanden, den ihr unterworfenen 
fonen die Anfchaffung oder Zubereitung gewiffer Bedürfniffe bei jedem Ant 
alds dem Berechtigten, zu unterfagen ($. 2 a. a. O.), mobel bemerkt wird, daß 

gleichen Zwangs⸗Gerechtigkeit ſowohl gewiſſen phyſiſchen oder moralifchen Perſ 
zukommen, ald mit dem Beſitze eines gewiſſen Grundſtücks verbunden ſein le 
(§. 3 0.0.8.) Bannrecht heißt eine ſolche Zwangd⸗Gerechtigkeit, melde 
Berechtigten gegen alle Einwohner eined gewiſſen Bezirkd, oder gegen gewiſſt 
ſen derſelben zuſteht (F. 4 a. a. O.). 

Dieſe Zwangs- und Bann⸗-Gerechtigkeiten nun find nach un 
für den geſammten Umfang der Preuß. Monarchie aufgehoben oder doh 
ablößbar erklärt worden. 


Erfter Titel. 
Leberficht der betreffenden Gefeßgebung im Allgemeinen. 


I. Der erſte Schritt, welchen die Befeßgebung in Diefer Beziehung thal, 
Die Publ. ded Ed. v. 29. März 1808°), modurd für die Provinzen Dh 
preußen und Litthauen, mit Einfluß des Ermelandes un M 
Marienwerderfhen landräthlihen Kreifed der Mühlenzven 
d. 1. Dec. 1808 an gegen Entſchädigung der Zwangsberechtigten für gün 
‚aufgehoben erflärt wurde. 

J. Hiernähft berordnete dad Ed. v. 28. Dit. 18103) für den ganıd 
damaligen Umfang. der Monardyie, daß vom Tage bed Erlaffed deijeiben d 
der Mühlenzwang, der Braus und der Branntweingmwang, oder M 
mit dem Beſitze einer Mühle, einer Brauerei, Brennerei oder eined Schaufb m 
bundenen Recht, Andere zu zwingen, daß fie dafelbft ihren Bedarf entweder map 
len oder ſchrooten laffen, ober dad Getraͤnke audfchlielid, beziehen müffen, fond 
in den Städten ald auf dem platten Zande aufhören ſolle. 

11T. Die 8. D. v. 23. März 1836 *) erläuterte hiernächſt, daß dab & 
v. 28. Dit. 1810 wegen Aufhebung ded Mahl», Bier- und Branntwein, Zmaf 
ſich feinem ganzen Inhalte nad) nur auf die damals zur Monardie geh" 
rigen Provinzen befhränte und in den fpäter neu oder wiederermir 
benen Zandedtheilen nicht mit eingeführt fei, in biefen letzteren alſo da 





) derg. hierüber Suarez Schlufrebifton in v. Kampk Jahrb. Bd. 41 ©. 7. 
) G. S. 1808 ©. 218, Rabe's Samml. Bd. IX. ©. 176, f. unten. 

) & ©. 1810 ©. 95, ſ. unten. 

) G. ©. 1830 ©. 168, f, unten. 


% 
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tohls, Biers und Branntweinzwang ba, wo er wirklich beſtand, zur Zeit noch 
ht aufgehoben fei!). | " 2 

IV. Das Ed. v. 2. top. 1810 wegen Einführung einer allg. Gewerbe⸗ 
ver?) verordnele zwar nicht auddrüdlid, Die Aufhebung der Ziwangd, und Bann» 
hte; indeß wurde ſolche doch indirekt durch deſſen Beſtimmungen in den 66.16, 
'und 31?) herbeigeführt, indem hiernach der Brundfag allgemeiner Freiheit 
d Getverbebetriebed aufgeftellt und jeded dem entgegenftehende Hinderniß für 
Ritiget erflärt wurde. 

V. Hiernächſt verorbnete daB Ed. v. 7. Sept. 1811 über bie polizeilichen 
shältniffe Der Berverbe +) im $. 51, daß in Rüdfiht feiner eigenen Kons 
ation Niemand mehr einem Mahl» und Betränfe-Zwange unterworfen 
afıle, hob alfo Died Zwango⸗ und Bannrecht ausdrüslic auf. 


VI. Für diejenigen Landedtheile, welche vormald eine Zeitlang zum Königs 


er die dortigen Mealberedhtigungen, in den 66. 60 und 61: 
8.00. Es find und bleiben ohne Entfhätigung aufgehoben: 

Ydie zZwangs- und Bannrechte aller Art, mit Inbegriff der perfönlichen Abga⸗ 
ben, welche etwa früherhin für die Befreiung von der Zwangspflicht übernommen 
fin möchten, ſowie der perfönlichen Dienfte, welche für die Fabrifations- Anftalt 
geleiftet werben mußten. | 
8.61. Sollten dagegen folhe Abgaben oder Dienfte einem Grundſtück als Meallaft 

Degen, fo find dieſelben in diefer Aufhebung nicht mitbegriffen; vielmehr find darauf 


ide Weftphalen gehört haben, beflimmte ferner dad G. v 21. April 1825 _ 


) Shon das MR. ber 8. Min. des Inn. für Beiverbe-Angelegenheiten (dv. Brenn), 
ded Inn. und ber Bol. (Köhler) und der Fin. (v. Alpensleben) v. 19. Febr. 1836 
on die K. Meg. zu Liegnitz bemerfte: 

»Durd) die Allerh, 8. O. v. 23. DM. 1826 und 13. Jam. 1827 (G. ©. S. 108 
und 20) ift anerkannt, daß für die ſeit dem 3. 1814. neu ober wledererworbenen 
»Bropinzen durch die Publ. des A. L. R. mit den baflelbe abändernden, oder 
sergänzenden V. das ©. v. 28. Dft. 1810 wegen Aufhebung der Zwangs⸗ und 


»Bannrechte feine Gültigkeit eriangt hat, worüber fi audy der Ber. des Beh. Ob. 


»Trib. v. 20. Aug. 1834 (in den Jahrb. Bd. 44 ©. 333 seq.) weiter berbreitet. 
»Ebenſowenig find für diefe Propinzen die ©. dv. 2. Nov. 1810 und 7. Sept. 1811 
zur Ausführung gekommen, durch welche die Gewerbefreiheit in die alten Provin⸗ 
»3en eingeführt worden ift. | 

»Durch mehrere Allerh. K. D. Sr. Maj. des Könige ſteht gegentwärtig auch 
»der Brundfag fett, Daß, wo die Exkluſiv⸗Gewerbeberechtigungen rechtlich beftehen, 


»diefeiben durch die Beftimmungen des Regul. b. 28. Aprif 1824 wegen bed. 


»Bemwerbebetriebed im Umherziehen nicht beeinträchtigt werben dürfen.« 
A. XX. 218. — 1, 164.) | | 
’) 8.6. 1810 ©. 79. 
‘) vgl oben ©. 87 ff. Ä 
0.5, 1811 33. — Daß dies Ed. und das Ed. v. 2. Nov. 1810 feine An« 
wendung für die neu- oder wieberertvorbenen Probinzen finden, in welchen dad 
ML. HN. mit den dad letztere abändernden oder ergänzenden Verordnungen ein 
geführt worden, fpricht das M. der K. Min. des Inn. für Gew. Ang. der Fin. u. 
deö Inn. und der Bol. v. 19. Febr. 1836 (M. XX. 218. — 1, 164) auedrücklich 
aus. — Zu bemerfen ift indeß, daß In der Stadt Danzig und deren Gebiete dab 
Ed. 0.2. Nov. 1810 und dad Gewerbe⸗Pol. Ed, v. 7. Sept. 1811 fpeziell publizirt 
worden find (ſ. Entwurf eines allg. Gewerbe⸗Pol. G. nebft Motiven. Berlin, 
1837, ©. 43). Hlerauf geftüßt, fpricht dad R. der K. Min. des Handels (d. Bü⸗ 
io), ded Ina. (v. Schudmann) und der Fin. (vd. Klewitz) v. 25. Rob. 1823 
(A. VIL. 953. — 4, 132) aus, daß die Beftimmung bed für die Stabt Danzig er« 
laſſenen Brau⸗Regl. v. 30. Dec. 1800, wonach bad Verfhänten fremder Biere in 


= 


der Stadt unterfagt worden, wie ber, übrige Inhalt des Regl., eine landespol. Bor» " 


fhrift getvefen, durch weiche feinem Einzelnen ein Recht auf deren Fortdauer erwach⸗ 
fen könne, und welche, ald mit den neueren Grundfügen des freien Verkehrs Im 
Innern unvertraͤglich, nicht mehr aufrecht erhalten werben koͤnne; fowie daß von 
den Landbieren eine Thor-Eingangd-Mbgabe nicht mehr erhoben fpeiben bürfe. 
OLVIL ABb.. 








| 
| 
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biejenigen Beftimmungen anzuwenden, welche oben für andere Abgaben und DE 
gegeben worden find. °%. ©. 18% 6.83.) . 


VII. Ganz in derfelben Art und Weile didponirte dad @, 0.21, April 
Über die Realberehtigungen in den Landedtheilen, welche zu bem chem 


Großhergogthum Berg eine Zeitlang gehört Haben, in den $$. 41 und 
(8. ©. 1825 ©. 102) 


VII. Das ©. v. 21. April 1825 über die Realbercchtigungen in den ® 
beöthellen, welche vormald zu den ranzdfifhen Departementd ein 
‚lang gehört haben, beſtimmten in den $$. 39 und 70: 
8.39. Es find und bleiben ohne Suthäbigung aufgehoben: 

6) ale JZwangs⸗ und Bannredhte mit Einfluß ber für die Befreiung bel 
Smangepidt übernommenen perfönlicen Abgaben und der für Die Kabrifal 
anftait zu leiftenden perföntichen Dienfte, Imgteichen derjenigen Reallaften, 
etwa dieſe perfönlihen Abgaben oder Dienfte früheıhin verwandelt wort 


moͤchten 
8.70. Ganzlich ausgenommen von biefer Aufhebung find in demenigen 
theile, welcher vor der Vereinigung mit Frankreich zu einer andern ‚Herrfchaft, als ia 
Königreihe Weftphalen gehörte: 
+ a) biejenigen Zwangs · und Bannrechte, zu welchen urſtrünglich eine andere I 
als ber Butsherr der Zruangäpflichtigen berechtigt war; 
b) diejenigen, für deren Gründung der @utöherr den Bannpflichtigen tod) & 


Vorthelle, als die bloße Erhaltung der Yabritationsanftalten zugeftanden hal 
ee hatung SLR 


1X. $ür die Provinz Poſen erging in dieſer Beziehung dad ®. v, IN) 
1833 wegen Aufhebung der Swangd» und Bannrechte in der Probinz Poj 

Wir grledrich Wilhelm 2c. haben, um den Verkehr und Getverbfleig in Unfen WE 
ding Pofen von jedem läftigen Ztvange au befreien, auf den Antrag Unſers 
und nad) eingeholtem Gutachten Unſers Etaatörath8 zu vererdnen befchloffen: 

8. 1. Die in der Wrobinz Rofen noch beftehenden Itvangd- und Bannrechie, WE 
Uch das mit der Befugniß zum Betrieb der Brauerei und Brennerei biöher ur 
gewefene Recht des Getränke - Kouſumtions zwangeb und bie Schanfgerechtigteit, WE 
biefeibe in einem beftimmten Bezirk ausſchliehend ausgeübt worden, find mit ml 

’ der Verkündigung des gegenmwärtigen ®. aufgehoben. 

8.2. Was unter Jmangs- und Bannrechten überhaupt, und unter Konfum® 
awang, fo wie unter ausfließenber hantgerechtigfeit zu berftehen fei, beftimma® 
Lorfchriften de ©. 2. M. Th. 1. Tit. 23 88. 1—22 und 88. 53—95. 

8.3. Die Ligenthümer und Erbpächter eines @ruadftäd bieiben jeboch In ben @f 
de8 Rechts, zum Mbfag an Andere Vier zu brauen oder Branntivein au brennen, ul 
fabrigirte Getränf im Einzelnen zu verfaufen, fo tie in dem Befit;e ded durch Kerl 
ober ausbrüdtiche Verträge erworbenen Krugverfage. AL. R. Ti. I. Tit. W8.0 

8. 4. Verträge, wodurch ber Inhaber einer Schanfftätte ſich verpflichtet, 
nem Debit erforderliche Getränte nur aus einer beflimmten abrifationöftätte zu nA] 
(Verlagsrecht), fönnen aud) ferner errichtet werden. 

Verträge, wodurch Jemand ſich untertwirft, ben Bedarf zu feiner eigenen — 
tion aus einer beftimmten Schanfftätte zu nehmen, dürfen, bei Strafe der Nicht 
auf die Dauer eined Jahres gefchloffen werben. 

8. 5. Die Anlage neuer Brauereien und Örennereien auf Ländlichen Grm 
iſt don der Genehmigung der beir. Reg. abhängig; biefe Genehmigung barf nur 
erden, wenn ber Eigenthümer ober Erbpächter eined Grundſtücks einen nad) lan 
lichen Torgrunbfägen ermittelten Kapitals Grvndwerth von 15,000 Mthlr. oder d 
nachmweljet. Die Beurtheilung diefed Nachweifed gebührt der Meg., umd ein Medt 7 
Widerfprud_fteht dem Befiger eines bisher ausgeübten Konfumtionszrwanges oder 4) 
fliegenden Schantrechts nicht zu. 

8.6. Neue Schantfätten auf bem Lande können nur unter befonderer Genehm 
der Reg., und zwar nur auf den ntrag einer Gemeinde unter dem Nachweis ded © 
niffes, und wenn zuvor der zur Ausübung des Schankrechts bereditigte Grundhe 
feinen Einwendungen ‚gehört worden, errichtet werden 

8. 7. Benn in eingeinen Fällen durch die Aufpebung ber Zivangs- und Banı 
(8. 1) ein wirfiicher Schaden entftehen follte, fo wird In lien Fällen eine Ber 
bed wirklichen Schaden nad) den Brundfägen und Beftinmungen Unferer B. d. 16. 
1818 89. 1,2 Litt, 0, 88. 3, 4, 6—11 incl, (®, ©. ©. 178 ff.), weiche Mir Di 
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ich in der Probinz Poſen in Kraft ſetzen, und für die bezeichneten Fälle in Anwendung 
bracht wiffen wollen, aus Staatskaſſen gewährt werben, | 

Dagegen foll weder ber Verkäufer, noch der Erb- ober Zeitberpächter, nocd der 
dangpflichtige verbunden fein, eine Entſchädigung für jene Aufhebung zu leiften. 

8. 8. Der Berechtigte ift der im 8. 7 ertheilten Beftimmung gemäß, Behufs der Aus» 
Kelung jeined Verluſtes, verbunden, den Debit, welcher in dem Zeitraum bon 1816— 
25 einſchließlich, und den Debit, welcher in den Jahren 1834, 1835, 1830, 1837 ftatt« 
unden hat, nachzuweiſen; und ed fol durch Vergieichung des Durchſchnitts biefer vier 
bre mit dem Durchſchnitte jener gehn Jahre ber entftandene Ausfall ermittelt werden. 

: Eine Vergütigung dieſes Ausfalld findet jedoch nicht ftatt, wenn dem Berechtigten 
angel an Thatigkeit, Induftrie und @üte des Fabrikats nachgewieſen werden kann und 
My nat als eine unmittelbare Folge des aufgehobenen Zwang⸗ und Bann» 

anzufehen ift. | 

8.9. Rad) dem Ablauf hed I. 1837 follen dieInhaber früherer Zwangs⸗ und Bann⸗ 
bi (8. 1) durch eine öffentliche Bekanntmachung der Kreispolizei-Behörde zur unmel⸗ 
ig und Beicheinigung ihrer Entſchädigungsanſprüche, bei Verluſt derſelben, binnen 
vr ehömonatlihen Frift aufgefordert werden. Ä 

Urtundiih ze. cc. (8. ©. 1833 ©. 59.) Ä 

Dazu: 

1) V. v. 4. Mai 1839 zur Ergänzung bed G. v. 13. Mai 1833, wegen 
iſhedung der Jwangd⸗ und Bannrechte in der Provinz Pofen. 

Wir x. verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsmin. zur Ergänzung bed ®. v. 
„Mai 1833 wegen Aufhebung. der Zmangd- und Bannrechte in der Probinz Bofen, 
j wenn über bie Rechtmäßigfeit des Titel oder über den Umfang eines Zmangs- und 
annrehtö oder einer ausſchließlichen Schanfgerechtigfeit Zweifel entſtehen, zunachft das 
mum der Meg. darüber nad) vouftändiger Erörterung des Sachverhältniſſes dutch ein 
tolut zu entfcheiden hat, gegen welches der Betheitigte Binnen einer präftufivifchen, vom 
age der Bublifation ab laufenden Friſt son ſechs Wochen entweder ben Mecurd an das 
fin. der Sin, und des H. einlegen, oderauf rechtliches Gehör bei dem fompetenten Ger. 
ragen fann. Kat er Eins von Beiden gewählt, fo fann er auf das Andere nicht mehr 
rüdgehen. Dad G. hat die Inftr. und Entich. befonderd zu befcheinigen. 

Urtundfich ac. ꝛc. (G. ©. 1839 ©. 206.) ' 

2) R. deb K. Juſtizmin. (Wähler) v. 9. Febr. 1841 an dad K. Ob. 2. Ger. 
Bf | 

DemK. Ob. 2. Ger. wird auf den Ber. v. 20. Nov. v. 3., betr. ben bon ber dortigen 
‚Reg. erhobenen Kompetenzkonflikt in Sachen ber Stadtfommune zu N. wider den 
Mus, im Einterftändnig mit den Herren Min. des Inn. u d. Fin., Folgendes eröffnet. 

Die®. v. 4. Mai 1839 für dad Großherzogthum Poſen hat bie Berufung auf den 
echtoweg nur alsdann für zuläffig erklärt, wenn über bie Rechtmäßigkeit des Titeld, oder 
a Umfang eines Zwangs⸗ und Bannreihte oder einer ausſchließlichen Schanfgeredhtig« 
it Zweiſel entftehen; die Entfheidung der Frage aber, 

ob dem früher Berechtigten eine Entſchädigung überhanpt und event. nad) welcher 
Öhe zu gemähren fel? fteht nad) der V. v. 15. Sept. 1818 8. 10 (8, S. S. 178) und dem 
auf dezug nehmenden ©. v. 13. Mai 1833 aubſchließlich den dort bezeichneten Ver⸗ 
Altungöbehörben zu. | . | 0 

Hiernach haben fich die Ber. nicht blos über dad Entſchädigungs qu an tum jeberfelbft- 
Indigen Erörterung und jeder Entſcheidung zu enthalten, Sondern bürfen auch über bie 
ehflihtung des Fiöfus zur Entfhädigung überhaupt meber verhandeln noch erkennen. 
dhätte fid, daher in der vorliegenden Sache der Antrag ded Klägers, fo weit derſelbe ber 

tihen Kognition unterliegt, lediglich auf Anerfenniniß des in Anfprudy genommenen 
08 in dem behaupteten Umfange befchränfen follen. Hierüber hinaus darf weder bie 
Afr., noch das künftige Erkenntniß zugelaffen werden. 

(Min. 81. d. inn. Verw. 1841 ©. 91 Nr. 122). | 

3) R, der 8. Min. des Inn. u. d. Pol. (d. Kochow), ded K. H., Abth. I. 
) Ladenberg) u. d. Kin. (Gr. v. Alvensleben) dv. 25.März 1841 an d. K. Weg. 


Bromderg und Rofen. 

Auf den Ber. v. 12. Juni v. 3., die Entihädigungsanfprüche bed Müllers N., wegen 
ufhebung jeines Mühlenzwangsrechts, betr., wird ber K. Reg. eröffnet, daß, da nad) 
der V. v. 15. Sept. 1818 dem Ianbeöherrlichen So die Wahl zufteht, ob er bie, 
mitteite Entſchaͤdigung dem Berechtigten als fortlaufende jährliche Mente zahlen, ober 
att deſſen demfelben ein Kapital geroähren will, bei welchem die Rente mit fünf Proz. zu 
apital geihlagen wird, ed erforderlich ift, daß In dem Wefolute dieſez Wohtrecht dem 





























Ich Ihrer Anficht bei, daß Wevifionen Frugverlagäpflichtiger Schantftätten unter 
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gar ‚ausbrüdtid vorbehalten bleibe, und hat bie 8. Meg. daher im allen Film 
or Ihred Mefoluts hlernach zu fallen. Geichieht dies, fo ift nicht vohl 
die Regulirung der Verhättniffe zwiſchen dem Domainen-Fistus und abgabenpfiäl 
Berechtigten, welche hiernächft eintreten kann, zu Vertvictelungen Weranlafjung are 
da bie für die Aufhebung des Zmangöredhts zugeiprodhene Entichädigung ledigud 
Stelle des letztern tritt, und ebenfo, wie diejes, einen Gegenftand ber gang 
abgabenberechtigten Domainen-Fistus ausmacht. Um jedoch bad Intereffe bes Kl 
berechtigten, 100 ein ſolches obivaltet, fc viei thunlich, zu fihern, wird Die R. Men 
den-Borgängen, melde in den Älteren Provinzen der Monarchie Rattgetunben haben, 
geiefen, in a Fällen, wo ein foldhe® obtaltet, dem Tenor Ihred Mefolutd die 2 
inzugufügen: . 
daß bem N, N als Erbberpächter ober Erbzinsherr (wo biefe Fälle eintreten) unbe 
falis alg Realberehtigter und Hppothefengläubiger der für Ihn auf dem Mühlen 
Rüd haftenden Abgaben feine Ihm gefeßlich zuftehenden Rechte vorzubehalten. 
' (Min.BL. d. inn. Verw. 1841 &.92 Nr. 123.) 

4) R. de 8. Min. ber 3,.(Mühler), d. Fin. (d.Bodelfhtoingh) u.bi 
(®r. d. Arnim) d. 12. Sept. 1843 an den K Oberpräf. der Problug Rolle 

Em. Hochw. fommuniziren wir anbei bidimirte Abjcrift der Allerh. 8, D.E 
2. M. (Ani. a.), betr. eine Petition der Brovinzialftände des Broßherzogthumb 
20. Aprlı 1841, wegen Grmeiterung ber den trugverlagsberechtigten Dominien bel 
FH neuer Schänten zuftehenben Befugniffe und wegen den ihnen unter pa 

Meng zu geftattenden Reviſſonen verlagöpflichtiger Krüge, mit dem Erjucen, 9 
ſchieunigſi den Abdruck diefer Ordre in den dortigen AmtöbL zu veranlaffen, und d 
tere an die X. Weg. zu Poſen und Kromberg zu berfügen. 

nl. a. 

Auf Ihren Ber. v. 16. v. M., bin Ich mit Ihnen einberftanden, daß ber® 
®. v. 13. Mai 1833 nicht nach dem Untrage der Provinzialftände bed @rofheritf 
Bofen Im der Petition v. 20. April 1841 dahin abgeändert werden fanır, daß I} 
gung einer neuen Schantftätte dad zum Ausichanfe und Krugverlage berechtigte D 
nicht bloß mit feinen Einwendungen gehört, jondern ſoiche aud) nur dann erlauhl 
wenn dad Dominium dem macıpemiefenen Mangel ſelbſt abzuhelfen micht bereit fd 
indem eine Anorbnung biefer art zu einer Wiederherftellung der aufgehobenen au 
— Schanfgerechtigfeiten hinführen würde. Da jedoch bei dem Betriebe ber 
toirthfchaft auf dem platten Sande bie Interefien der Volizei mit denen der Dom) 
WNegel nach in einer für den Zweg förberlichen MWeije aufammentreffen, wie 
fon feither von ber VWerwaltung anerlannt worden, fo will Ich, daß in bei 
denen wegen befonberer Umftände bie Anlegung einer neuen Schantftätte 
gefunden wirb, und das zum Ausfchanfe und Krugverlage berechtigte Dominl 

bärfniffe felbft abzubeifen bereit if, bemfeiben eine borzugsieile Berüdflä 
Thelt werden foll, ohne ihm jedod) einen Brechtsanipruch hierauf einzuräumen. WM 


























lichem Beiftande mit der privatrehtlichen Natur der Krugberlags-Verhättniffe niht 
bar find und in den®. feinen Anhalt finden; dem auf ®ertattumg folder Mebiflonen 9 
teten Antrage der genannten Provinzlarftände kann daher keine Folge gegeben 
Sie haben diefen Meinen Befehl durch die Amntöblätter des Broßherzogthume 
Öffentt. Senntniß zu bringen, und die Kehörden danach mit Artveifung zu berfehen. 
Sansfond, den 18. Muguft 1843. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter Mühler, v. Bodelfhmwingh und Grafen b. Arnim, 

(Min. Bl. d. Inn. Verw. 1843 ©. 264 Nr. 354.) B 

X. Hieran fäjließen fid) endlich die Beflimmungen der GeiverbesD.b. 17. 
1845, $$. 4 u: 5, woburd für den ganzen Umfang der Monardit 
im $.,4 a. a. D.’begeipneten Zwangd > und Bannrechte für aufgehoben 
worden, und feftgefegt wird, daß alle übrigen, hiernach nod) midpt aufgchoi 
Ztvangd» und Bannrechte, wenn die Bedingungen bed $. 5 a. a.D, bocpaitd 
find, auf den Antrag bed Verpflich teten abldobar fein follen. 

Dieſe $$. befimmen nämlich : % 

8.4. Bon den noch deftehenden Ztvangd- und Bannrechten erben bechult) 


jehoben: 
% alle Atoangs- und Bannrechte, welche bem istus, einer Rämmerek ober BY 
innerpaib hres Rommunalbezlrt8, ober einer Korhoration von Gerverbetreibenben M 
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hen, oder bon Einem biefer Betechtiglen erft nach dem 31. Dee. 1836 auf einen Ande · 


ren übergegangen ſind; 
Halle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung nad) Bem Inhalte der Berleijunge- 
Urtunde ohne Entfhädigung zuläflg; und 
N ofern die Aufhebung nicht fchon In Big ber Beftimmungen zu 1 und 2 eintritt: 
das mit dem Befige einer Mühle, einer Brennerei oder Brenngerechtigteit, einer 
Brauerei oder Braugerechtigtet, oder einer Schanfftätte verbundene edit, bie Kon» 
fumenfen zu ztoingen, daß fie bei ben Berechtigten ihren Bebarf mahlen oder fhroten 
laffen, oder das Getränt ausilieglic bon deinſelben beziehen (der Wahlztvang, ber 
Branntweinziwang und der Btauzwang), 
b) bas ftädtiihen Bädern und Zlelfchern zuſtehende Recht, bie Einwohner der Stadt, 
der Vorftäbte oder der jogenannten Baunmeile zu zwingen baf fle Ihren Bedarf an 
Bebädt oder Fleifch ganz oder theilmelfe bon jenen ausfchliegtih entnehmen, in allen 
zu 3 gedachten Fällen jedoch aur dann, wenn dad Ztvangäredt nicht auf einem Vers 
Itage zipifchenn dem Berechtigten und dem Verpflichteten beruht. 
785. Diejenigen Jiwangd: und Vannredhte, weiche nicht burd) bie Beftimmungen des 
Fi anfgehoben find, fönnen von ven Verpflichteten abgelöft iwerden, wenn die Verpfliche 
nauf @rundbeiig haftet, die Mitglieder einer Korporation ala ſolche betrifft, oder Be⸗ 
nern eimes Orts oder Diftriftg bermöge ihred Wohnfitzes obltegt. Daffelbe gilt von 
Mn Rechte den Inhaber einer Schanfflätte zu zwingen / dah er das zu feinem Debit erfor- 
1% Getränt aus einer bejtimmien Babrifaionsjtätte entnehme. Dem Berechtigten fteht 
Befogüif, auf Ablöfung anzutragen, nicht zu. (®. ©. 1845, ©. 42.) 
7 Wit Bezug hierauf bemerkt dad MR. der K. Min. der Fin. iFlottwell) und 
MW dm. (d. Manteuffel) v. 27. Dt. 1845 an die K. Reg. zu Merfeburg, in 
Ükeff der Nichtaufhebung ded Zmangd-Badrehted: 
” Mad) 88. 4 und 5 der Gewerde ⸗O. d. 17. Jan. d. 3. gehört das Zwangs -VBadrecht 
Shieder KR. Meg. auf den Ber, b. 17. Jull d. J. eröffnet wird — zu denjenigen Bereche 
fs, welche im Allgemeinen nur der Ablöfung auf ben Antrag des Verpflichteten 
fie. 
 Insnahınamweife ift zwar jened Zwangsrecht aufgehoben, wenn es einem ber 
EN ART. 1 bezeichneten Berechtigten zugeftanden hat; diefer aus der Perſon des Bes 
Mllnten Herguteitende Grund ber Aufhebung greift jedoch) nicht Pia, wenn dem Fidtus 
Bir einer Korporation nur ein Srbpadhereet an ber betreffenden Zwangsberechtigung 
Mlehk, oder wenn das Eigenthum der Iekteren ztolihen dem dibkus ac. und einer Private 
fon getheilt in; denn in dieſen Fällen bildet Flölus 2c. nicht für ſich, fondern nur in 
Sneinihaft mit dem Privat- Eigenthümer das berechtigte Subjeft, auf defien Werechtis 
15 bie Beftimmung deö 8. 4, Nr. 1 a. a. O. nicht bezogen werben fann, ohne Ießtere, 
A des Gejeßgeberö zuwider, auf Gerechtſame einzelner Privatperfonen aus⸗ 
nen. 











Die R. Meg. hat nad) dieſen @runbfägen ben bon ihr vorgetragenen Spezlalfall zu 
Miteiben, aud) in Zukunft banach zu verfahren. 

(Mi, Bi. d. inn. Verw. 1845, ©. 318, Nr. 356.) 

XI. Aus der obigen Darftelung ergiebt ſich, daß nach dem gegentoärtigen 
Elande der Gefeßgebung die befiandenen Jwangs» und Bannrechte in der Regel 
fir aelaben zu eradten; indeß finden hiervon dennod einige Audnah⸗ 
men fatt. 

A, Die in einigen Landedtheilen beftehenden Abdeckerel⸗ oder Kapilles 
Mderehtigkeiten, welche jum Theli nicht bloge Eztiufid-Beredhtiguns 
den, jondern mit einem Ziwangds und Bannredhte verbunden find, bleiben 
Nö beftehen, Died beftimmt dır $. 8 der allgem. Gewerde ⸗D. d. 17. Ian. 1845 
Aubdrücich, 

Rergl, darüber oben Kap. L, sub VI. ad C,, ©. 171 ff. 


B. Aufhebung ded Intelligengsgmwange®. 

Dem grogen Militair- Walfenhaufe zu Potödam ft von feinem Stifter, 
lg Friedrih Wilhelm I., dad audfclieflihe Medt.zur Heraudgade von 
fogenannten Inteligengblättern und der Intelligenzzwang ober dad audfdylieplihe 
Arht zum Ahdrud don Intelligenz«Artiteln beigelegt worden. Diefed in den Jahr 
'a 1727 und 1734 nur für den damaligen Umfang der Monargjle verlichene 
Vrlblegium Hat fpäter eine toeitere Musbehnung erhalten und. erftredte ſich em ⸗ 
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nachſt über bie Provingen Brandenburg, Preußen, Pommern, Satin 
und Weftphalen. Die gefehlihe Grundlage für diefe falliſch ſchon früher cn 
getretene Ausdehnung lag In der K. D. d. 18. März 1834. (®, ©. 1834, © 
Eine Ausdehnung bed Privilegiumß auf bie Rheinproninz hat, mit Rücidı 
auf die eigenthümlichen Berhältniffe dieſer Provinz und die in derfelben beftchen | 
Gefehgebung, nicht ftattgefunben. In der Provinz; Schlefien aber tonnte hl 
Privileglum ded Militair-Waifenhaufed.nicht Play greifen, well bafelbft dad Iniı 
ligenztoefen fogleih nad) der Beſihnahme für Kechnung der Staatskaſſen eingeris 
tet worben war. 

DaB urfprünglihe Recht der für Kechnung bed Milltetr-Walfenheufes erfüu 
nenden Intelligenzblötter zum audſchließlichen Abdrud von Intelligenz⸗ Artiteln hu 
on einigen größeren Orten, 3. B. Berlin, Königöberg 2c., mit der Zeit die 
angenommen, daß ſolche Artikel zwar audy in anderen Öffentlichen Blättern puhl 
zirt werden durften, aber vorher bei den Intelligenz» Romptoiren abgeftem) 
erben mußten, wad nur dann geſchah, wenn zugleich, der Abdrud im Sntell 
Hatte nachgeſucht ober tenigftend die für benfelben au entrichtende @ebühr bejall 
wurde, Mit einzelnen Lofalblättern beftanden ferner Werträge, wonach benjclhu 
gegen Entrichtung einer beftimmten jährlihen Abgabe die Aufnahme bon Intel 
genz⸗ Artikeln ohne vorherige Mbftempelung bei ben Intelligenz-Komptairen gejtolt‘ 
ar. Endlid) war auch nachgegeden, daß die öffentlichen Anzelger der eg. 
hlätter Intelligenz: Artilel, ohne gleldyzeitige zivangöteife Einrädung in die Jutıl 
genzblätter, aufnehmen durften. 


Da beffenungeadhtet der Inteligenz-Infertiondzivang und bie Inteligenzbii! 
Einrichtung fich al fehr läftig ergab, fo twurde Eeitend der K. Etapte-Meg. W 
Kammern ein Geſetzentwurf wegen Aufhebung bed Intelligenzblatt-Ztwanges ı 
gelegt und ed ift demnächſt mit Zuflimmung der Kammern dad nachfolgende Gi 
21. Dec. 1849, betr. die Aufhebung des zu Gunften des Militeir -Waifenhal 
zu Potsdam biöher beftandenen Anteligeng-Infertiondztwanged und der amtlee 
Inteligenzblätter, erlaffen: 

Wir Friedrich Wilhelm ıc. 2c. verordnen unter Juſtimmung ber Kammern, tod 

8.1. Der bisher zu Bunften: bed Mititair- Watenhaufed zu Potsdam beftan 
Intelligeng-Infertionöztvang wird mit dem 1. Ian. 1850 gänzlic) aufgehoben. 

8.2. Von eben der Zeit (8. 1) ab, hört zugleich überall die amtliche Ausgabe t 
Intelligengblättern auf. Der Min. des Inn. ift ermächtigt, wenn es ſich als ziedmölg 
ergiebt, für Berlin ein befondere® Amtoblatt nebft Anzeiger zu gründen. ; 

8. 3. In allen Fällen, in welchen bie Befche eine Betanntmahung burd) das Intel 
gengblatt vorfhreiben, tritt mit dem 1. Jan. 1850 an beren Stelle eine Belanntmadun 
dur) den öffentlichen Angeiger des Amtöblatted. 

Wo die Rubiitation folher Befanntmachungen ſowohl durch Dad Intelligengblatt, Mit 
durch den Anzeiger vorgeferieben ift, genügt die Publitation durch ben Iegteren. " 

8. 4. Dem Mititair-Walfenhaufe zu Wotdam wird für bie Entziehung ber Ihm fi 
tungsmäßig biöher.aus dem Iutelligenz-Jufertionsztwange uud der Herauönabe von I: 
teligengblättern zuftänbigen Einfünfte vom 1. Jan. 1850 ab aus der Staatötaffe tt 
lährlihe Entfchädigungörente von vierzig taufend Thalern gezahlt. 

Auc, übernimmt der Staat die in Folge der Aufhebung des biöherigen Intellgetz 
Inſertiondzwanges und Intelligengblatttvefens etwa zu gewaͤhrenden Enpäoigunges a 
Beamte und fonftige Interefienten. B 

Urtundlich x. (©. S. 1849, ©. 441.) 





















C. Das Krugverlandredit. ö 
Dad 0.2. M. let in Thl. 1. Tit. 23. $.-56 folgende Definition Did 
Nechted auf: h 
Der Krugverlag befteht In der Befugniß, eine‘getoiffe Schantftätte mit dem deſehl } 
auszufchentenden @etränte zu verforgen! 
4, Das Erf. des Geh. Ob. Trib. d. 23. Aug. 1848 bemerkt zur Beftimmung Mi 
Begriffs des Krugberlagsrechtd: der Zived befeiben fel nur, Die Gustesgceilt 
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guten rauf Im $.57 0. 0. D. bemerft worden, daß weder die Braus, 
Hanfgeredtigteit an fid ein Zwarge recht unter fich begrei t ber 
58 in Betreff de8 Rrugverlagd hin: he 
Dogegen enthält der Krugberlag bie Befugniß, bem Inhaber-der Schant zu 
Tagen, daß er das auögufchenfende Getränf nirgend auderd hernehmen X 
Das Ed. 0.28, Oft. 1810 wegen Aufhebung bed Maple 2c. Zivange® hatte 
beRimmt: 

Der Mühlengwang, ber Brau- und Branntweinzwong, ober bad mit bem Beſttze 

Nühle, einer Brauerei, Brennerel, oder eined Schants verbundene Recht, andere zu 

ingen, Daß fle bafelbft ihren Bedarf enttveder mahlen und fhrooten, oder daß @etränte, 

jhlieflich besiehen müffen, hört bom heutigen Tage an, fotvohl in den Städten, als auf 
P blatien Lande, ohne Unterfchleb der Qualität der Beflgrechte anf. (@.©.1810©.95.) 
Hiernach war aud, daB Krugderlagdredht allgemein für aufgehoben zu, 
Im. 
& erfolgte indeß deffen Miederherfellung, jedoch nur für dad platte 

1102), durch daB Ed. v. 7. Eept. 1811, betr. die polizeilichen Werhältniffe der 

erde, welches im $. 54 verordnete: 

Lerträge, todurd) der Inhaber einer Cchanfftätte ſich verpflichtet, das zu feinem 
Aa ghorderilche Betränt aus einer beftiinmten Yabritationöftätte zu nehmen (da® Ver⸗ 
Arche), fönnen auch ferner errichtet, und wo dies Btecht auf Grund der Verjährung ober 
irüdliher Verträge bereits befteht?), kann es nur durch gegenfeitige Einwilligung aufs 
Pioben werden. Beiträge, wodurch Jemand ſich untertolrft, ben Bedarf zu feiner eigenen 
nlıntion aus einer beflimmten Schantfätte zu nehmen, find dagegen für nicht gefchlofz 
a ju echten, da fle der unter $. 51 beftlmmten Breipeit zuwider find. 


in berwerthen unb (nad) 8: 53) dem bermöge ber Brau- und Brenngerechtigkeit 
8 Gutes zum Werfauf gefertigten Betränf einen fihern Abſatz au verſchaffen. Ein 
‚Sandelöbetrieb mitteift Ein» und Verfaufs liege außer der Ahficht ded 8. 56, folge 
aud nit aus der Natur des Zwangsrechts, welches nach 8. 53 den Krüger nur 
hindern folle, fein Getränf anderömwoher' zu nehmen. Das Krugbverlagdrecht fee 
daher eine Kabrifationsftätte voraus. Dem entiprehe auch die Definition, weiche 
der 8.54 des Ed. d. 7. Sept. 1811 gebe, und fei dad A. 2. R. einer anderen Deu- 
tung fähig, fo müffe doch der 8. 54 a. a. D, entfcheiden, well nur bie bort beſchrie- 
benen Krugberfagörechte vom Beiche aufrecht erhalten worden. 

(Redtsf. Bb. 4. ©. 208. No. 147.) ‚ 

') Die (duch M. d. 20. Dec. 1782 beftätigte) Entfheid. ber Geſetz-Kommiſſ. b. 
18, Dec. 1782 beftimmte, baß in Hinterpommern eine mit der Kruggerechtigteit 
verfehene Grundherrichaft einen nicht unterthänigen, eine erb- und eigenthümliche 
Mühle befigenden Müller nicht zwingen fönne, daß cr den Branntwein fo er ge- 
btaucht, deögleichen das zu Ausrihtungen und Hochzeiten und fonft von ihm zu 
taufenbe Bier aus dem herrfhaftiihen Kruge nehmen müfle. 

(Sammi: aller Entſcheid. der ®.-Komm. 1. Samml. ©. 47. Nr. 34.) 

) Dies fpricht das N. des X. Min. der Fin. u. des Inn. d. 4. Jull 1846 aus, indi- 
ces bemerkt: 

»— Zubörderft muß die K. Meg. darauf aufmerkfam gemacht tverben, baß bie 
»definitioe Entſcheidung darüber, ob ein Krugberlagsredht beftche oder aufgehoben 
»fei, nicht ber Vermaltungsbehörbe, fondern dem Hichter gebährt, Belchmerbeführer 
»daher an blefen zu bertveifen gewefen wäre. Hlernächft iſt aber auch die von Ihr 
»dem 8.1 des Ed. v.28. Oft. 1810 gegebene Auslegung nicht richtig, Indem dadurch 
»auc) dad Krugberlagäreht allgemein aufgehoben worden. Died — ſich thels⸗ 
»daraus, daß ed ber Beflimmung des 8. 54 des Ed. v. 7. Sept. 1811 bedurſt hat, 
»um jenes Recht jedoch lediglich für das platte Sand wieberherzuftellen, theilt aus 
»ben ergangenen rihterlichen Entſcheidungen, weshalb Sie auf dad Jubitat deö 
»Beh. Ob, Trib. in Sachen des Magifratd zu N. wider N., abgebr. im 5. Bd. 
»der Entichelb. jenes Berichtähofes, S. 364. verwieſen toird.x 

(Ber. Min. Bi. 1846 ©. 116 Nr. 181.) 

?) Das Beh. Ob. Trib. hat (in dem Ert. v. 30 Dec. 1843) ausgeführt, daß bie 
Vorſchrift bed 8. 54 bed Ed. d. 7. Sept. 1811, monad) dad auf Brunb eines aut» 
brüdtichen Wertrages beftehende Krugverlagsiccht fortdauern foll, voraudfebe, baf 
dad Recht durch einen Wertrag zwiſchen bem Inhaber der Schantftätte und 
dem Beredhtigten entftanden fel. (Jur. W. 1844 ©. 603.) 


216 Bon ber Beförberung ber Geiserbe; | 


Für bie Probimg Pofen dißponirt dad @. v. 13. Mai 1833 5.3 uL. 
in gleihem Sinne. (Bergi. oben ©. 210.) 


Dazu: 
MR. ded RMin. ded Jun. für Betverbe-Ung. (d. Brenn) d. 22. April 18H 
an die X. Reg. gu Bromberg. an F 
Durch 8. 186 @. a der und im ber 
—— Mai 1833. die —— — — 










befindlichen Geitroge d 23. Mei 1801 cat 
fh aud, dah dor Abfchluß beffel ominio die ausihliektihe Schanfbeiugnije 


sch entftanden, und diefer endlich durch jenen Bertrag bahn entidieden worden iſt: 


Diefe Befugnif mar die Etadt ohne Ziwelfel berechtigt, anf zwel beftimmte Schanttittn 
gegen Entrihtung eine® Zinfed, zu übertragen, und wenn dies geſchehen, fo mifen 
Befiger ber Schanfflätten al Realichanfberedhtigte betrachtet werben, benen bie pellrlikt 
Erlaubnig zum Betriebe des Berverbes nur nady Maßgabe ber Beftimmungen beit! 
a. a. D. veriveigert werben fann. € wirb daher zunächft darauf anfommen: ob die 
übung der durch 8. 3 des gedachten Vertraged ber Bürgerſchaft eingeräumten Shui 
fügniß zeither ftt8 in befimmten Ecanfflätten ftattgefunden hat, road ſich anlıa 
Bericht der X Weg. nicht mit Zubertäfilgkeit ergiebt. Wird dies feftgeftelit, jo fonım 
Befigern der Schonfflätten, wenn bei ihnen bie Bedingungen bed 8. 3 des torgeduätt 
Gejeged vorhanden find, und le darauf antragen, der fernere Betrieb des @Berverbet mtl 

rt werben. Entgegengefeßten Falls haben die Supplitanten aber weder ein Rt 
zu verlangen, daf ihnen felbft der Betrieb Led Schontgewerdes geftattet werde. mod fin 
nefeklihen Anipra) auf Sewährung der Eriaubniß zur Ausübung diefes Gewerdes but 
einen Dritten, da Ihnen alddann ein Real-Schantreht gar nicht zufteht. 

(@. XXI. 823. — 2. 218.) 

Die allg. Gewerbe-O. d. 17. Ian. 1845 hat aud) dad Krugverlagh 
regt fäinettweged unbedingt aufgehoben. Durch den $. 4 derfelben?) wird di 
Zwangöreht nur für zwei Fälle volfändig aufgehoben, nämlid: 

a) wenn doffelbe dem Fiotus, einer Rämmerel oder Bemeinde innerhb 
ihred Kommunalbepirf9*), oder einer Korporation don @etverbetreibenben zul 
oder von einem dieſer Berchtigten erft nad) dem 31. Dic. 1836 auf cinen Ar 
dern übergegangen if; 





%) Berg. in Bd. I. 

) Vergl. oben ©. 212. 

») ‚Hiernad) IR das €. I. ded Win. des H. d. 14. April 1818 befeitiget, meld 
die Reg. anwies nicht mehr baranf zu halten, bag Stäbte ihr ihnen gegen — 
Krüge zuſtehendes Getränfegwangereht mar an bie Imangapfiihtiger w 
äußern oder berpadhten dürfen. (ft. IT. 489. — 2. 112.) 

ben fo if die ireitig geivelene Srage: ob der 8 54 des Ed. b. 7.Cxpt. ll 
weicher ven auf Verjährung ober ausdrüdtihen Wertrag beruhenden Krug 
aufrecht erhält, auch anf Rüdtifche Verechtigungen biefer Art zu bezichn Mi! 
nicht mehr von praftifchem Intereffe, ba jet durd) Den 8. 4 der alg.Benaktl 
alte —— der Stabtgeineinden aufgeboben- find. Diefe gran” 
in einem früheren €. R. dcd Staatemin. d. 16. ebr. 1821 (Bredtauer Ani 
1821 ©. 34) bejahet worben, toyrbe aber [päterhin von den Winipaia»!" 
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b) wenn bie Aufhebung nach bem Inhalte der Verlelhungs-Urkunde ohne 
atfeäbigung zuläffig iſt, \ 

Infofern ein Krugberlagdrecht unter biefe beide Kathegorien fältt, iſt 
Mibe.ald aufgehoben angufehenz; Im Uebrigen aber iſt dafjelbe, Infofern die 
Niederherftellung durch den $. 54 des Ed. d. 7. Sept. 811 erfolgt it (d. h. 
Wem platten Sande) alt Fortbeftehend anzufehen!). J 


Ed fann aber auch in dieſen Faͤllen, nach $. 5 ber allg. Beiverde-D.?), auf 
Hüntrag ded Verpflicteten die Ablöfung erfoigen). 





meint, (Bergt. €.R.'de8 Staatemin. d. 5. Juni 1824 (A. VIII 590. — 2. 184], 
M. de6 Win. des Inn u. der Fin. v. 12. Jull 1825 [A. IX. 723. — 3. 130), 8. 
ie Juft. Min. d. 25. Juni 1836 [Ergänz. ber Br. Rechtob. Bd. 2. ©. 752] und’ 
Bubt. der Meg, zu Bredfan d. 24. Juli 1825 [A. IX. 724. — 3. Du, iefer 
Ksteren Anficht it aud das Beh. Ob. Trib. (In den Ert. v. 19. Ott. 1838 und 
9. Aug. 1839). Daffelbe fpricht ſich in folgender Art aus: 

»Das ©. d. 7. Sept. 1811 betrifft blos Berechtigungen der gedachten Art auf 
dem Sande. und ift anf Nädtifche Berechtigungen nicht zu beziehen. Die erglebt 
»ber ganze Zufammenbang ber in dem G. enthaltenen Vorſchrifien. Die 88.1—31 > 
»treffen allgemeine Betimmungen über bie polizeilichen Verhältniffe der Gewerbe; 
‚in den 88. 32—50 if nur von den Mealgererbeberedhtigungen in den Etädterr 
»die Mede; der 8. 51 ießt feft, daß in Nüdficht feiner eigenen Konfumtion Nie» 
‚mand einem Wahl» und ®etränfeziwange mehr unterworfen fei, und in den 88. 
52—55 wird endlich dabon gehandelt, wie es mit den Realberechtigungen auf 
‚dem Sande gehalten werden foll. Die 88. 52 und 53 indbeſondere beftimmen, 
ah das Merht, zum Abfag an Mndere zu brauen, und das Recht, Branntwein zu 
brennen , auf dem Lande den biöherigen Weflgern beffelben verbleibe, und ſetzen 
ssugleich feſt, unter welchen Bedingungen folhes auch Andern eingeräumt werde; 
ader 8. aber handelt von Anfegung neuer Schantftätten auf dem Lande. Der 
»8. 54 fteht folglich mit denjenigen vorſchriſten, die nach Ihren ausbrüdlihen 
Morten nur die Berechtigungen auf dem Lande betreffen, In fo genauer Verbin» 
»dung, daß derfeibe ebenfall nur auf ſolche Berechtigungen zu beziehen if. Hier 
‚mit ftmmt auch das bei dem 8. 52 befindliche Marginale: »Wisherige Realberech- 
stigungen auf dem Lande · überein. 

»Das durch den 8. 1 ded Ed. d. 28. Oft, 1810 allgemein aufgehobene Kruge 
»berlagörecht ift mithin für bie Städte durch den 8. 34 ded ©. d. 7. Sept. 1811 
nit wieder hergeftellt.« 

(Entfheid. Bd. 8. ©. 362 ff) . 


') Wenn Hr. Dr. Koch (in f. Zehrbud) bed Preuß. gemeinen Privatrechtd, Berlin 
1845, ©. I. ©. 657 8. 398) dit Behauptung aufftelt, daß ber Krugberlag bi6 
auf die meuefte Zeit betanden habe, nun aber da, wo er nicht auf einem Vertrage 
beruhe, aufgehoben fel, was aus 8. 4 Nr. 3 der Gewerbt+D. v. 17. Jan. 1: 
folgen fell, fo fcheint dies mindeftens nicht ohne Bedenken zu fein. Nur der 
Branntmwein, und ®raugmang (nämlich dad mit bem Beflge einer Brenne · 
tel oder Brennerei- Gerechtigteit. einer Brauerei oder Brauerei» @erechtigfeit, oder 
einer Schantftätte verbundene Recht, die Ronjumenten zu zroingen, baf fie das 
Getränt auöfchließlich von dem Berechtigten beziehen) ift, mit Musnahme ded Fal⸗ 
Ie6, wenn das Zwangdrecht nicht auf einem Vertrage beruht, aufgehoben worden; 
dagegen ift der Krugberlag (nämlich das Mech, den Inhaber einer Sant» 
fätte zu zroingen, daß er das zu feinem Debit erforderliche Betränt aus einer be» 
Rimmten Yabrifationsftätte entnehme) Teinesiveges unbedingt aufgehoben, 
jondern, wie der 8. 5.0. a.D. ergiebt, nur für ab1d8.bar auf Antrag ded Bere ch⸗ 
tigten erflärt worden. Rad) 8. 54 des Ed. d.7. Sept. 1811 aber befteht berfelbe 
aufdem pratten Sande nicht Bloß infofern er ſich auf Vertrag, fonbern auch 
wenn er ſich auf Verjährung grünbet, fort. 

») Brgl. oben ©. 213, 

°) In diefem inne fpricht ſich auch dad R. bed K. Min. ber Fin. ($lottwelt) und 
des Inn. (d. Manteuffel) b. 23. Aprit 1846 (an die Weg. zu Oppeln) aus, 
teldheß’bemertt: 

ct. So biel das Krugberlagsrecht betrifft, fo hat bie allg. Betverbe-D. daffelbe 
»ald ein Zwangorecht nur in den In 8.4 Nr. 1 bezeichneten Fällen aufgehoben, 
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sı8 Bon ber Beförderung der Gewerbe; 


„Mit Rüdfiht auf dieſe Lage der betr. Gefehgebung find die nadıftche 
Erläuterungen nod) von praktiſchem Intereffe., 

AA. Betreffend die Frage: inwiefern die Krugberlagöredhte burd 
$. 54 des Ed. d. 7. Sept. I811 wiederhergeftellt worden? 

1) R. ded Min. ded Inn. u der Fin. d. 9. April 1812 (mitgetheilt 
das Publ. der Meg. zu Bredlau, v. 30. Mai 1812). Die durdy den $. 54 
Ed. d. 7. Sept. 1811 erfolgte Wiederherflelung der Krugberlagörechte, 
ſich nur auf diejenigen Schanlſtätten, über welche Dad Verlagöreht ſhon vor 
laffung des Ebd. v. 28. Dft. 1810 audgeübt worden ifl. 

Es find verfchlebentliche Zweifel über den Umfang ber Krugberlageredhte, welde 
8. 54 des Ed. v. 7. Sept. 1811 zum Theil twieder hergeſtelt worden, entftanben 

Um diefe Zweifel zu heben, find wir durch die W. de hohen Debart, im Min, 
Inn. für die ®er. und im Win. der Fin. für die Etaatseinfünfte, b. 9. April a & 
rifirt und veranlaft, gemäß der Erklärung Sr. Ept. des Herrn Stantstanzlerd, jü 
manns Achtung hiermit befannt zu maden: 

daß die Wiederherftellung beregter Vertagsredhte ſich nur auf diejenigen ei 

Schanfftätten bezieht, über welche das Verlagöreht jd;on vor Erlaffung did 

3. Oft. 1810 entweder auf den Brund ber Verjährung, oder ausbrücrlicher Dal 

siveifelöfrei ausgeübt tworben ift. (Brest. Amtebl. d. 1812 ©. 222.) 

2) Ein Krugberlagdreht, welches aud Verleihung von eimer EN 
herrührt, AR für aufgehoben zu erachten, obgleidy daffelbe auf Dem Hu 
ausgeübt wird, da eine Berlegung ber Fabrifationsftätte unzuläffg ift. 

Co erfannt bon dem MI. Senat” ded Geh. Ob. Trib. per 
13. April 1848. (Heätöf. Bo. 4. ©. 16) 

BB. Betreffend den Umfang des Kechtb. 

1) Ein Iudifat erfter Inftanz (melde näher nicht bezeichnet ift), bil 
dad Krugderlagsrecht dahin, daß der Verpflichttie nur ſchuſdig Tel, 
Dualität don Betränfen, wie ſolche don dem Berechtigten fabrizirt tmird, Dal 
felben zu entnehmen, nicht abec Getränke feinerer Qualität, wenn fie bei Diw 
rechtigten nicht zu haben find, andertvärtd einzukaufen und audzufchänten, 

x Der zweite Richter und dad Beh. Ob. Trib. führen dagegen and 
die Worte im $. 56 »mit dem dafelbft audgnfhänfenden Betränl 
und im $. 58, »daf er dad audzuſchänkende Getränte,« feinen 
Eina zulaffen, eis den, daß alleö Betränte, weldhed in der verpflichteten € 
flätte audgeihäntt werden fole, nirgendd ander8 hergenommen iwerden N 
Die Beſchränkung auf die von dem Berechtigten fabrigirte Qualität am Ce 
fei in der Definition ded Krugverlagsrehts nicht enthalten, und wiberlegt 
aud) aud der geſchichtlichen Entfiehung deffelben. (Gentraibt. 1838 ©. 29 1) 

Bornemann tritt diefer Legteren Anſicht bei(Eyit.[2. Ausg] Bd.4& 

2) Wergl. die Erk. ded Ob. 9. Ger. zu Srantfurt und des 
Trib. d. 18. 3on.:1840 u, d. 22. Jan. 1841 dm Gentralbt. für Iurifl I 
S. 726 — 734, dedgl. die Ext. ded Beh. Ob. Trib. v. 15. Ott. 1847, (M 
8.3. ©. 37 Nr. 19.), d. 12. Aug. 1848 (a. a. D. Bo. 284); 06, 
1848 (a. 0. O. &. 333); u. d. 16. ej. m. (a. 0.0. €. 355). 

In Betreff ded Brofherzogthums Pofen vergl. dad Erf. de Geh, ch 
Zrib. v. 30. Juni 1847. (Redtöf. Bd. 1. S. 299.) 





»in allen übrigen aber für ablösbar erklärt, urd a 

»ded Verlogspfichtigen, wie 8. 5 foiched deutiich er; Treffen daher Dee | 

»ausfegungen, unter benen nad) 8. 4 Mr. 1 1. c. das n zuftehende Sup 

»lagsrecht aufgehoben fein twürde, reie von Ihnen. behauptet ift, mict zu, 0 

»Sie alb Verlagkberechtigter auch fein Becht, auf Mdlö ng zu proboglren+ 
(Ber. Min, Di. 1816 ©. 94. Nr. 140) 


dies nur auf ben Ali 
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3) Rublif, ber K. Reg. zu Bumbinnen v. 26. Sept. 1824 betr. die 
Nmmung ded Etärfegraded bed auf den Zwangd« Debitftellen zu verfaufenden 
anntweind, 

‚Zur Vermeidung bon Stretigeiten zwiſchen Propinationseigenthümern oder Paͤch · 
Fund den zwangepflichtigen Krägern und Schänkern wird hlerdurch mit Genehmigung 
‘Din. des Inn. d. 4. d. M. feſtgeſetzt, daß die Stärke des don den Fabritationde 
an die dem Verlage berfelben untertorfenen Krüger oder Schänter zu liefernden 

meins, nach Anleitung der wegen der Branntweinfteuer ergangenen Beftimmungen, 

ins 50 Brad nad) Tialles enfhatten muß. (9. VIIL 906. — 3. 125.) 

CC. Bertuft des Rechts. 

Geht dad Krugverlagdrecht verloren, wenn der Inhaber deffelben Die Fa⸗ 
ationsftätte verlegt? 

a) Dad Geh. Ob. Trib. führt (in dem Erf, v. 6. Sept. 1833) aud, daß 
ber den urfprünglichen Kontraft gehandelt wärde, wenn der Verpflichtete 
änt aus einer andern, ald der urfpränglic beftimmten Fabritationdftätte 
men genöthiget fein folte. Der $. 56 ded A. 2. R. 1.23 fege eine bee 
t Kebrifationsflätte voraus, wedhalb aud dad Ed. v. 7. Erpt. 1811 Im 
dad Verlagörecht entftehen laſſe, »wenn der Inhaber einer Schankitätte ſich 
ihtet, dad zu feinem-Debit erforderlihe Getränt aud einer beftimmten 
(uionsftätte zu entuchmen.« (Themis Bb. 1.S. 1163.) 

Bergl. auch die Ausführung deß Geh. Ob. Trib. im Centralbl. für Juriſt. 
1838 ©. 111 u. ©.243 ff. (j. oben sub BB. Zuf 1 ©. 218.) 

. b) Die entgegengefegte Meinung wird audgeführt in dem R. der K. Win. des 
0. Shudmann)u. der Fin. (d. Mob) v. 27. Febr. 1828. 

dm Worten des 8. 56 Tit. 23 Thl. I. des A. 2. M.: 

Ampertag beiteht in ber Befugniß, eine gewiſſe Schantftätte mit dem bafelbft 
häntenden Getränke zu verforgen,« 

Beftimmung nicht gefunden werden, baß ber Verlagsberechtigte das audzuſchän⸗- 
Örtränte fetbft fabrigiren, oder aus einer beftimmten Yabritationöftätte entnehmen 
- üben jo wwenig ift auß 8. 151. ©.: 
der Iwangsberechtigte den Bebürfnifien des Werpflichteten feine Genüge leiſten, 
1} a er ſich gefallen laſſen, daß legterer ſich feine Nothburft auf andere Welſe 

ft, 


‚ dafj der Krugberechligte ſich dA au fabrlzirende Betränf, woher er will, dere 
dirfe, wenn ber Verfagöberechtigte dad Getraͤnt nicht ſelbſt fabrizirt. Der 8. 51 
btRolizei-Ed. dv. 7. Sept, 1811 erwähnt zwar einer beftimmten Fabritationse 
' daraus wird aber nod) nicht zu folgern fein, daß dadurch der landrechillche Begriff 
agsrechtö Hat geändert werden follen. (%, XI. 176. — 1.88.) . 
DD, Zuläffigteit ded Rechtöweges Über ben Preis, für wels 
der Krugderlagdberehtigte zur Ablaffung des Geträntd an 
Ndwangspflichtigen verpflichtet ifl. 
Shreiben des K. Juſtizmin. d. 1. Ecpt. 1818. 
er Cxc. ermangte ich nicht auf dad Echreiben v. 1. d. M. (V. 7273) zu erwidern, 
Ih mit dero Anficht, da über die Frage: 
"eihen Kreis die Biere und Branntweine von ben Krugberlagäberedhtigten ten 
'göpfichtigen Krügern verfauft werden müffen, 
Rechtend zugelaffen werben muß, bolfommen einberftanden bin, indem berfelbe 
durd) ein ®., och durch Die Allerh. K. D. v. 14. Mai c. ausgeſchloſſen worden iſt. 
Din. Akt. A. 7904. — Gen. 6. 23. Vol. 3. Fol. 241.) 


E. Obrigfeitilher Schuß des Krugderlagdrechtd. 

Vetgl. unten Zit. IV, sub No. II. 

D. Das Berpältniß der Dorffhmiede. 

&8 iR die Frage entſtanden: ob diejenigen Verträge, wonach eine Gutöhert» 
iſt oder Gemeinde ihre Schmicdearheiten gegen ein beflimmted Entgeld nur bei 
a Chmieh im Dorfe; und nicht bei einem fremden arbeiten laſſen darf, durch 
I Getverbe: Steuer: Ed. d. 2. Nov. 1810 und die Gewerde D. d.:17. Ian. 
45 aufgehoben worden find? . 



















2» Bon ber Beförderung ber Geiverbe; 


1) Dad Geh. Ob. Trib. hat durch den Blenarbejäl. v. 14. Mär] 
angenomiien, . | 
daß dad mit ben Miltergutds und Dorffmieder in ben älteren Provind 
eine beftändige Gerechtigkeit verbunden geteefene Recht auf dad fogm 
Schärfgetroide, auch in ben Fällen, wo fin Älteres bertragämäßige 
vorliegt, durch Einführung der allgemeinen Gewerbefreiheit nicht 
hoben fel. 
Zur Begründung wird audgeführt: 
Daß dad Recht ded Dorfſchmieds auf daß fogenannte Schärfgetreibe ba, imo # 
auf einem bor Publifation ded BewerbefteuersEd. v. 2. Nov. 1810 errichteten {Ü 
hen Verträge beruht, durch Die Einführung der allgemeinen Berverbejreiheit nict © 
gehoben zu erachten ift, kann auch unter der Voraudfegung, daß dur) einen folam 
frag bie gefeblich gegebene Berverbefreiheit beichränft ober nehindert hoürde, mad Wi 
D. b. 19. Aprit 1813, nicht zmeifeihaft fein. Auch hat hierüber feine Verfhicit 
Anfihten obgewalld. Die gedachte 8. D. hat indef nichts über die Korn 
Bemeid bed beftehenden Vertragsrechts vorfchreiben Wollen, jondern nur üben 
Dafein tines Vertrages vorausgeſebt, und ſolched, wenn c6 nur aus einer JE 
Publ. ded Ed. v. 2. Nov. 1810 herrührt, für verbindlich erflärt. Es ift aber jener 
des Schmiebehandiverfes, wie baflelbe auf dem platten Rande borgefunden # 
aus Zunft- und Innungdzwang, ais vielmehr aus freier Vereinigung smle 
Schmied und den Bewohnern de& platten Landes herborgegangen. Wenn and! 
trags-Inftrument über die Annahme des Schmied8 beigebracht werden fa 
doc) bie Natur einer beftändigen Berechtigfeit — welche in ber zur © 
geteiten Frage borausgefegt wird — auf die urfprüngliche Eriftenz eineh 
berhaupt zurüdfchliegen. Cine foihe Einigung — wäre fle wwirftich ber * 
den Beiverbefreiheit entgegen — müßte bie in der 2. D. v. 19. April 1813 
Wirkung hervorbringen. Der Schmied kann daher in dem bemertten Fällen ud 
langen, daß die Betheiligten, wenn aud) nicht ferner bei ihm arbeiten kajfen, dad 
bertraggmäßigen 2eiftungen gewähren, auf weiche er ein vor den 
begründetes, von der gedachten Ordre anertanntes Redjt ertvorben hat. E 3 





















barauf: ob ein ſolches vertragomãßlges Verhoͤltniß vorliegt, nicht einmal am, I 
Mede fiehende Recht überhaupt nicht als durch Einführung der allgemeinen 
freifeit für aufgehoben erachtet tverden fan. Daß ©. v. 27. Dit. 1810 ficht DES 
freiheit und das Aufhören ber Bann- und Zwangsrechte, ald etwas von einan 
unabhängiges an, und hat auch, dem Verfprechen gemäß, demnächft über 
- Maofregein befondere Evifte erlaffen. Nur auf diefe fommt ed an. In de 
nun d. 7. Sept, 1811, find im erften Satze ebenfalls Getverbefreiheit und 
Zwangd« und Vanngeredhtigteiten von einander gehalten und unter/® 
und dabei in Betreff ber lehteren Sutraärigung wegen mwohlberg 
Rechte zugefihert worden. Das Ebd. d. 2. Nov. 1810 hat jerner Lediglich 
rung ber allgemeinen @etverbefreiheit, nicht aber bie Muihebung der Bas 
Zmwangsgerehtigfeiten, zum @egenftande, und fhon deshalb würde 10 
nichts über das In Rede ſtehende Recht des Dorfihmiebt, weiches I) bad) nur el 
Begriff einer Zmangegerechtigfeit bringen ließe, herieiten fajlen. Died @&® 
‚aber auch nur in den 88. 16 u. 17 Beflimmungen, welche möglichertoeife bier 
tverben fönnten. Zu ben hier bezeichneten, im Hpyp.-Wuche eingetragenen ® 
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1) Diefelbe Anſicht hatte dad Beh. Ob. Trib. in einem Erf, (Dot) 
nicht), weiches im Centralbi. jür Pr. Yur. 1839 ©. 10 ff. abgebrudt 
ſprochen; dedgl in dem Ert. v. 27. Juni 1834 (Kochs Schlef. Arc. BP. 
Davon var indeß (häterhin der IL. Sen. ded Beh. Ob. Trib, abgemidtn 
deshalb gelangte die Frage aur Entfcpeidung ded Plenum, melded 3:4 
Meinung _aufredt erhielt. 4 

Dad Db. 2. Ber. zu Ratibor hatte (in dem Erf. v. 11. Jan. 130 
falls die Anficht auögefproden, daß bie In einem Lrbariuım getroffene TZ 
eintunft, wonad) der Schmied der Herricyaft bie Schmicbeanbeit für einen FE 
Breiß liefern folle, für die Herrihaft eine Zrnangäverbindlichteit begründt " 1 
Schmied arbeiten zu faffen, und dah dieß Werbättnif; durch fchleihie AN“ 
fofort für die ‚Herrihaft unverbindlid) werde. (Kod)’ö Schief. Arc. 

Vergt. aud) das Ext. des Ob. 2. Ger. zu Glogau v. April 1812 es 
Kom. zum C. 2. R. 11.8, 88. 139, Thi. II. ©. 967, weiches vom gelben 
ten auögeht. 
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glelten gehört das fraglichelMecht nicht, eben fo wenig gu denjenigen aus chllehlichen, 
jerblihen und veräußerl. Beiverbeberedhtigungen In den Städten, worüber dad ®. , 
kr die poligeil. Verb, der Beiverbe x. d. 7. @ept. 1811, in ben 88. 32 ff. und die Det. 
M1. Zul 1822 Beflimmungen enthalten. Das einzige, was fi demnad) aus den 
16 und 17. deö Geiwerbefteuer-Ed. d. 2, Rob. 1810 für bie dortiegende Frage folgern , 
, Wäre, dap einem mit einem Gewerbeſchein berfehenen Schmied die Vetreibung bes 
iebehanbiverfs aud) an dem Wohnorte bed zwangäberedhtigten Schmieds oder in 

Nähe nicht verfagt werden kann, und ber Letziere der Anfegung beffelben nicht twider- 
Ken darf. 
fiber aus bem bloßen Mangel eined ſolchen Wiberipruchrechts folgt noch nicht ohne 

'red der Verluft deö mohlhergebrachten, und als eine Sehänbige Gerechtigtelt bisher 
übten Mechts des ziangöberehtigten Schmied® auf das Schärfgetraibe. Auch das 
4 entgegengefegte Meinung in Bezug genommene G. über die poligell. Verh. der 
be 26. d. 7, Sept. 1511 fteht derfelben nicht zur Seite. Der 8. 54 beffeiben, gefats 
ar ausprüclieh die Errichtung neuer Verträge, wodurch der Inhaber einer Schant · 
fh verpflichtet, das zu feinem Debit erforderliche Betränt aus einer befiimmten 

lonöftätte zu entnehmen. Sonft enthält dieſes Geſetz in Beziehung auf dwange- J 

le nicht, als den 8. 51, welder indeh mehr gegen, als für die darauf geſiütte 

Ihoriht. Denn derfelbe verordnet: In Rüdfiht feiner elgenen Konfumtion it Nies 
DB mehr einem Mahl- und Geträntezwange unterworfen, und ſpricht mithin‘ 

jrelung der eigenen Konfumtion nur in Vetreff des Mahl und Betränte- 

nged aus, und gedentt anderer Zwangsrechte nicht. Jener 8. fleht daher auſchel⸗ 
et Zwangsrechte da, wo fie vorhanden find, wenigftend In fomeit, ais nicht der 
Tte6 Öcwerbefteuer-Go. b. 2. Nob. 1810 entgegenNeht, ais fortdauernd an. 
Dies findet aucy in dem Gd. wegen der Mühlengerechtigfeit und Mufhebung bes 
mwanges, des Bier- und Bramntweinziwanges b. 28. Oft. 1810 feine Beftätigung. 
. Durd) die Beſtimmung des 8.1 diefed Ed.b.28.Dft. 1810 erhielt die vorbemertte all» 
Bntine Bereifung der Aufhebung der Bann« und Zwangögeredtigtelten In dem Ed. v. 
filben Ronats, welches unter den berſchiedenen Arten derſelben nicht unterfcheidet, 
Glönterung und VBegränzung. Es nicht bentbar, daß der @efeßgeber, wenn er Wirte 
Delufpebung aller Zwangö: und Bannrechte gewollt hätte, Died in dem Ed. v. 28. des 
Monats und Jahres, welched eben die Ausführung jener Verheigung im Ed. 
(bar, nicht eberifo allgemein auögefprochen, fondern fi auf den Mahl- und Ge» 
Meywang befchränft haben follte. Ueberdles war, wie bemerkt, in dem Ed. b. 
FON 1810 Die Aufhebung der Barn- und Imangägerehtigfeiten ausbrädtic nur mit 
Mlufiserung einer Entjhäpigung abfeiten des Staatd da, wo ein Veriuſt 
vis hat den worzufereibenden @rundfägen erviefen volrd, angefündigt, 
leihen Grundjäge find aber in dem Ed. b. 28. d. M.u. I. nur in Betreff 
Ahle und Betränteawanges borgefchrieben worden. Wenn deren analoge 
endung aucd) zuläffig wäre, jo paffen fle doc nicht auf Zmangörecdte anderer Art, 
Fa nicht auf den Sch miede zwang, welder dad Eigenthümlihe hat, daß, nicht 
de einzelne Arbeit jeveömal ein beftimmter Gab vergütet wird, fondern für den 
Hammten Bedarf an Schmiedearteit, ohne Rüdfht auf den Betrag, (yon im Vor⸗ 
Kine ein für allemal in Pauſch und Bogen beftimmte Quantität Getraide als aljähr» 

Brgenleiftung fengeiebt ift. Es wird deshalb auch weder in dem Ed. v. 28. Ott. ĩ810 

in einem andern Geſehe eine Ent chadigung abfelten de& Staats wegen folden Schar 
9 augefihert, weicher durch Aufhebung anderer Zwangorechte ald ber geraden, 
len jein möchte; e6 ift alfo Die, wenn auch vieleidht urfkrünglidh beabfichtigte, doch 
Dernur an die Bedingung ver Entfhädigung gefnüpfte Aufhebung biefer 

ern Iwangärechte nic in das Leben getreten. 6 if} Daher der Schmiedezwang nad 
#8. 16 und 17 des Ev. b. 2. Non. 1810 nur Infomeit befchräntt worden, daß ber 
wongöberechtigte Schmied der Anfegung eines neuen Schmieds an feinem Wohns 
ber in deffen Nähe und der Ausübung des Schmiedegewerbes durch denfelben nicht 
ifbrechen darf, die bioher Zivangöpflidhtigen jet berechtigt find, Ihre Schmiedearbeie 
(U ganz ober tpeilweife durch einen audern, al8 den blöher Stoangäberechtigten fertigen zu 
Men. (Entf. Bp. 7. ©. 341 fi.) 

2) Dad Ext. ded Geh. Ob. Trib. d. 23. Febr. 1849 hat demnähft 
NN) angenommen, daf der Schmledez wang durd die Gewerde ⸗O. d. 17. Ian. 
(845 nicht aufgehoben, fondern nur für ablöͤdbar erklärt worben fel. 

Die Gründe führen aud: 

Der 8, 1 der Bewerbe-D. b. 17. Yan. 1845 begieht ſich nur auf audſchließlihe Bes 
N) Bereäfigun en, nicht aber auf Zwangd» und Bannredhte (M.2.8,1.23 

), von weldhen Die 88. 4—10 a. 0. D. handeln, wogegen ber 8. 11 Borfgriften für 

















— 











2 - Von ber Beförderung ber Gewerbe; 4 
beides Causfcließlic Gewerbeberechtigungen und Zwangs⸗ und Bannrechte) enthält 
namentüich fetieät, Daß ſolche bie für aufgehoben oder ablöäbar erachtet fint, tünfti; to 
Berjährung gar nicht mehr erworben, durch Vertrag oder andere Medhtötitel aber ne 
einen zehnjährigen Zeitraum begründet werden können. Die Betverhe= SC. unteri 
fonad) auf das Beſſimmteſte zwiſchen beiden Gattungen und biefe Scheitung 
dad Entihädigung-®. zu denfelben in Beziehung auf bie zu teiftende Entfehjädigu: 
genau fe, wie id) aus Vergleichung der Vorſchriften in 88. 1 ff., 88. 7 ff., && 
88. 34 ff. und deren Marginalien ergiebt. Der 8. 1. der Betverbe-D. bezieht de 
nur auf auöfhlieglihe BemwerbesBerechtigungen, zu melden der Schmiede: 
nicht gehört, welcher zur Gattung der Zwangd» und Bapnrete zu zählen if, 
halb derfelbe nur in ven Fällen des 8. 4 Nr. 1 und 2 für aufgehoben zu era 
ebrigen aber, nad) 8. 5 a. a. D., nur ablö®bar auf Antrag des Berpflimtefen 

(Entiheid. 8b. 17 ©. 289.) 

E. Die Schornfleinfeger- Zwangdbezirke. 
Vergl. hierüber in Kap. I. sub Nr. VI. Lit. E, (Oben ©. 17 fi. 


Zweiter Titel. 
Bon der Aufhebung des Mühlen-Zwanges und des Getränke Zwang 
insbefondere. j 
I. Dad 9.2, R. behielt In Betreff diefer Gattungen der Zivangt: 
Bapnrechte die vorgefundenen gemeinrehtlihen Brundfäge im Meientliden 
und ſtellie baher in Thl. I. Tit. 23 dis Prinzipien darüber, und gwar: 
a) in $$. 23—52 vom Mahlzwange; 
b) in $$. 53—89 vom Brau> nud Schankzwange, und 
P in $$. 90—95 vom Brauntweinzwange, 
auf. 
MI. Diefe Geſetzgebung ſteht indeß nicht mehr in Gültigkeit. 
Bas 


A. bie alten Provinzen, d. h. diejenigen, welche in Folge bedTifiut 1 
dend bei Wreußen verblieben, betrifft, fo erging: 

1) für OR» Preußen, Litthauen, Ermeland und ben Mar 
werderſchen landräthliden Kreid das Ed. v. 29. März 1808, ber." 
Mäüptengeregptigfeit und die Aufhebung ded Mühlenzwanged ?), welched für" 
genannten Landeötheile in den $$. T—10 den Mahlzwang gegen Enthält 
aufhebt. 

Nachdem Wir Alterhöchft ertvogen haben, daß das bisher in Unfern Probiniri U 
Preußen und Litthauen, mit Elnſchluß des Ermelanded und des Marienwerterit‘ 
räthlihen Kreifes, behauptete Mühlenregal an ſich der Finanzverwaltung feinen 
hen Nußen gewährt, und daß befonderd dab, fowoht Unfern König. ais den Priv 
len zuftehende Zmangöredt zum Drud der Einwohner, hauptiählidy der untern U 
tlaffe, gereichet, ohne daß e6 jemald gelingen fann, diefe, der Wohlfahrt bes Lande 
der heilfamen Vermehrung der Mühlen entgegenftrebende Verfaſſung durd P 
und fonftige mäere Beftimmungen unfhädliher zu machen, Wir auch nıd) 
Unfere getreuen Unterthanen geic) umfafferden landeöpäterlihen Vorſorge et niht«' 
ten dürfen, daß das gemeinfhädlihe Monopol ber Mehtiabritation, während ed nl 
Thelle der Provinz aufgehoben wird, in dem andern beibehalten werde; als haben 
nicht länger Anftand genommen, die Geſetze, worauf der Mühlenzwang in 
erwähnten Provinzen beruht, und worin den Grundbeflgern die Anlegung 
unterfagt if, nämlic) das Mühlenreglement für Oft-Breußen v. 5 Ott. 1786 und 
thauen b. 14. Dec. 1785, ferner die Vorfehriften des A. 2. M. Thl. I. Tit. 23 88. 
29. Tot. II. Tit. 15 88. 236, 237, 240, 242 und den Zuf. 230, des Op-Prauf. frei | 
‚slalrccht6 hiemit gänzlich aufzuheben, und dagegen zu berorbnen: 

Aufhebung des Mühlenregals. 

8. I. Jeder Eigenthümer darf auf feinem Grunde und Boden Mühlen aler I“ 

Privatgewäffern und Windmühlen antegen, 6108 gegen Mebernehmung der in der Prct! 




















1) Es gehören Kierher zwar nur die 88. 7—10 bed Ed., indeß wurd halt d | 
befiern Meberflcht wegen hier vollſtändig gegeben. 
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jeden neuen Mahlgang gebräuchlichen Mühlengewerksſteuer; in Rückſicht der Waſſer⸗ 
d Schiffemühlen an und in öffentlichen Fluͤſſen aber, hat es bei ven Vorfchriften des 
2. R. TpL..lI. Tit. 15 88. 229—232 fein Vewenden. | 


| Begünftigung des Anbaues neuer Mühlen mit . 

Rüdfiht auf etwa entgegenliegenden Bolizeieinrihtungen und 
Privatgerechtſame. 

8. II Wer eine neue Mühle bauen, eine eingegangene wieder herſtellen, fie an einen 
bern Ort verlegen, oder in eine andere Gattung, verivandeln, oder mit mehreren Bän- 
ı verfehen will, muß ber Landes⸗Polizei-Behörde, mit Einreihung des Plans ber beab- 
figten Einrichtung, Anzeige davon machen. Sol eine neue Waflermühle angelegt 
tden, jo muß ber Bauherr foldyes, und od es eine ober» oder unterjchlägige, oder eine 
mermühle fein fol, in ben benachbarten Gegenden an zwei Sonntagen in den Kirchen 
d gleichzeitig einmal in den Intelligenzzettein befahnt machen. 

8. II, Die Landed-Bolizei-Behörde darf den Bau oder die Veränderung nur infos 
munterfagen, alö der eingereichte Plan einer etwa deſtehenden Polizeieinrichtung nicht 
af ift, in welchem Falle er hiernach abgeändert werden muß. " Sie beichräntt fi) hier⸗ 
if und ift zur Wahrnehmung etwa entgegenftehenvder Privatiehte von Amtswegen 
der befugt, noch verpflichtet. 

6. I1V. Dem Eigenthümer einer ſchon vorhandenen Mühle ſteht ein Widerſpruch 
einen neuen Muͤhlenbau zu, wenn ihm dadurch das zu ſeinem Betriebe erſorderliche 
er entzogen, oder ſelbiges zu ſeinem Nachtheile zurückgeſtauet wird. Es muß aber 
t Widerſpruch binnen ſechs Wochen präkluſiviſcher Friſt vom Tage der Bekannima⸗ 
gin den Intelligenzzetteln an, ſowohl ‚ver Landes-Polizei-Behoörde angemeldet, als 

m Bauherrn von demjenigen, der den Bau feibft hindern will, angezeigt werden. 

8.V. Ein ‚gleiches Widerſpruchsrecht ift jedem andern eingeräumt, ber durch die 
anne Mühlenanlage eine Gefährdung bei der Benutung feines Grundeigenthums 
fürdtet. | | 

8. vl. a det bie Landes « Polizei Behörde einen folhen angebrachten Widerfpruch 
88. IV.und V.) nach ber verhängten ſachverſtändigen Unterfuhung nicht erheblich, oder 
ift der Blan zu der Anlage zur Erledigung des Widerſpruchs ſich abändern, oder ift der 
Biberfpruch nicht binnen ber präftufipifhen ſechswoͤchentlichen Friſt nicht angemeldet wors 
bi fo darf die neue Mühlenanlage nicht unterfagt, auch bei den Gerichten auf Unterlaſ⸗ 

g oder Einftellung ded Baues Feine Klage angenommen, vielmehr allenfalls daſelbſt nur 
a Unſpruch auf Schadenerjaß geltend gemadht werben. _ 
| Aufhebung des Mühlenzwanges. 

„8. VII, Der Mühlenzwang, ober die mit dem Beſitz einer Mühle verbundene Befug- 

j, andere zu zwingen, daß fte ſich derfelben bedienen, hört in Oft-Breußen und Lit- 

nuen mit den 1: Dechr. 1808 gegen Entihädigung der Zwangsberechtigten ſowohl in 

Mm Elüdten, als auf dem Lande, in Rüdficht aller Mühlen, weichen bie Zwangsgerech⸗ 

igfeit beigelegt ift, ohne Unterſchied der Qualität der Beſttzrechte, nad) der Willführ der 

mangöpflihtigen gänzlich auf, indem es von ihrer Erflärung abhängt, den Zwang aufs 
heben oder beizubehalten. Es darf alfo vom 1. Dec. 1808 ab, jeder Mahlgaft, der ſich 

u Beibehaltung deb Zwanges nicht ausdrüdtich unterworfen hat, fein Getreide zum Ab- 

adlen in jede beliebige. Mühle innerhatb Landes bringen, mithin auch der Stadtbemohner 

die Zandmühle, und der Landbewohner in die Stabtimühle; doch verſteht es ſich von 

If, daß erſterer (der Stadtbewohner) die Mahl⸗Akciſe dennoch bezahlen muß. 

Entihädigung des Erbpadt- oder Pachtbeſitzers der Zmangdmühle. 

8. VIII. Die Entihäigung wegen ber fünftig zu verftattenden Wapifreiheit, fol dem 
dangeberechtigten Mühlenerbpächter oder Pächter in der Art gewährt werden, daß ihm 
Canon oder die Pacht, oder überhaupt die Abgabe, welche von der Mühle für dag 
Ingungörecht derfeiben bisher entrichtet rBorden, ganz oder zum Theil erlaflen wird. 
3 1X. &o mie die Summe der Entſchädigung des Zivangöberechtigten ben gänzlichen 
Top jener Zeiftung (8. VIII.) niemals überfteigen darf, fo wird zwar bermuthet, daf bie, 
Toffung ber ganzen: Abgabe zur Entſchädigung erforderlich ſei; doch fteht ſowohl dem 
bereigenthümer oder Werpächter der Mühle, ald den bisherigen Mapipflichtigen zu jeder 
ei der Beweis offen, daß ber Ausfall an dem Gewinnſte des Müliers geringer fei und 
‚Bird demfelben alddann auch nur ber wirkliche Auöfall vergütet. Ä 

Mühlendierfte und Freiholz. 

8. X, Wo bisher bon den Mahlpflihtigen zur Unterhaltung der Zwangsmühle Bau⸗ 

enfte geleiftet worden, fünnen dieſeiben künftig‘, nach aufgehobenem Zwangsverhältniß, 

icht weiter gefordert werden, und, muß der Muller auch deöhalb durch bie Erlaſſung des 
inſeg ſich für entſchaͤdigt halten. Dagegen iſt dad Recht zum freien Bauholze hierdurch 
urn ſoſern aufgehoben, daß der Müller ſich eine Abfindung in Gelde, welche den zwan⸗ 

Iglährigen Durchſchnitt ber Forſttaxe nicht überfchreiten darf, gefalten laffen muß. 





224 Bon ber Beförderung ber Gewerbe; 


Mahllohn. 

8. XI. Die Beſtimmung des Lohns für die Mäüpjenfabrifate bieibt zwat bemi 
Uebereintommen zwiſchen dem Mahibebürftigen und dem Müller überlaffen, ven 
ein ſolches nicht getroffen worden, fo darf dennoch ber Müller nur die folgenden kin 
Mahllohns in Weide ais die hochſten fordern, nämlich: 

)W DE ——* — Groſchen Preuß. pro Cap} 
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-Defung bes Eigenthümersd der Mühle. 

8. XII. Der Ausfall, meichen bie Kaffen erleiden, twohin ber ben Můhlenbehen 
Entfcpädigung erlaffene Zins geaahtt tworben ($. VIII), tolrb durd) eine Abgabe 
weiche bie Mahlpflichtigen für erhaltene Mapıfreipeit erlegen. 

. XI, Diefe Abgabe wird in Rüdficht ber Rönigt. Erbpachtömühlen auf bem 
ai8 eine Orundſteuer von den biöher mahipfüchtigen Gütern, mit einer Erteichterug 
Käthner gegen die Hubentoirthe, erhoben, und hier den übrigen Grundſituem, a 
Etädten aber der Mahlakcife zugefchlagen. 

Diefe Abgabe wird nad) dem jebigen etatsmäßigen Ertrage jeder K. Mühle in 
beriich figirt, ohne jemals bei vermehrter Seelenzahl der Mahigäfte (deren jährfik. 
fignation nunmehr gänglid) wegfält) erhöhet, ober bei verminderter Angahl berieben 
abgefeht werden zu Fönnen. 

8. XIV. Den Eigenthünern ber®rivatmühlen fteht das Recht zu von ben bi 
Mapıpflichtigen, wegen der aufgehobenen Zmangögeredhtigfeit, ſich auf eine — 
entſhaͤdigen zu laffen. Die Summe biefer Entſchaͤdigung wird durch Wertrag ode 
terliches Ertenutniß fengefegt. “ 

Von ben Duirbein. 

8. XV. Der Gebraud) der Hanbmühlen (Quirdein) iſt auf dem Lande Ja 
nicht in den Städten erlaubt. 

Bon den Mühlenwaagen und bem Verhältnig des Menis zun 

etreide, 

$. XVI. In jeder Mühle wo nod) feine Mühlenmwaage vorhanden ift, muf ri 
fogleic) und fpäteftenö bis zum 1. Dec. 1808 eingerichtet werden, damit ſich jeder M# 
‚gaft berfelben, mit Zuziehung ded Müllers, allenfall8 auch ohne einen vereibii ten BR 
nad) Belieben bedienen fann. ° Bei entftehenden Streitigfeiten muß ber Mühe m 
Weisen brei und achtzig Biund ſchwer 














47 Bid. feines Mehl 12 Megen. 
x 23 - mittel = IT. 
id alee... SEE 
I Sqheffel 7 Megen. _ 
Vom Koggen achtzig Pfund fhiver 
32 Pd. feined Meh 29% Debe, 
36 - mittel = 2 » 
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” & rock und 1 ‚Sceflel 64 Mese. 

don einem Scheffel Roggen gefchrootet und ungebeuteli 
sc 8X. Brodbmehl . . 9 1 Scheffel 6 Megen 

dem Mahigaft in geftrihenem Daahe gewähren. Wiegt Das Getreide mehr ober menkf 
fo muß der Müller bad Mehl nad) dem, aus ben borftehenden Sätzen ſich —3 
Verhaͤuniß gewaͤhren. Zum Meflen des Getreides und Mehis, weiched jederzeit auf 
Tangen ded Mahigaftes geſchehen muß, muß der Müller geaichte ganze, halde oder k 
Scheffel, und wenn ber ahlgon dergleichen mitbringt, dieſe gebrauden. Auch min 
Müller auf Verlangen dem ablgafte über bad zur Wühle abgelieferte Getreide Air 
Empfangſchein ausftellen, ben ihm der Mahlgaſt bei dem Empfange des Mehled 


3 
a Bon den Rangtafeln. . " 
8. XVII. Jeder Müller muß eine ſchwatz angeftrichene mit rothen ober heiß 
Nummern verfehene Rangtafel halten, und fle Öffentiic in der Mühle dergefalt an ha 
gen, daß fle von Jedem gefehen werden fann. MWuf biefe Tafel muß der Mülr 
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tamen eined Jeden, deſſen Mahlgut er annimmt, einfchreiben, und ihm die Nummer durch 
u mwiederabzuliefernded Zeichen von Blech zuftellen, wobei er ihm feinen Vordermann 
fonnt zu machen hat. Unter feinerlei Borwande darf der Müller dasjenige Getreide, 
deſſen Abmahlen fhon der Anfang gemacht ift, legen laffen, fondern er muß daſſelde 
hterdingd völlig abmahlen, bevor er ſich auf etwas anderes einläßt. Die Reihe der 
tafel darf nur durch Getreide, welches für bie öffentlichen Magazine over zur Ber: 
ung ber Armee vermahlen wird, imgleidyen durch Malz» oder Branntweinſchroot, 
»d in den Städten durch das Bäckergut, wenn es nicht über dreißig Scheffel beträgt, 
ıterbrodhen werden. Es verfleht fid) jedod) von ſelbſt, daß jeder Mahlgaſt fein Getreide, 
ich nad) der Eintragung auf der Rangtafel, zurüd' nehmen fann, wenn ihm die Abwar⸗ 
ng der Heihe zu lange dauert, _ 
| Bolizeigefege und Strafen . 

1:8. XVII. In Müdficht der Volizeigefege, in Mühlenfachen hat ed bei den Vorfchrif- 
ImA.L. R. Thl. U. Tit. 15 8. 243 u. ſ. w. fein Bewenden, und wegen untüchtigen 
d detrügerifchen Mahlend, ſowie wegen Ueberſchreitung des im 8. XI. vorgefchriebenen 
ons, find gegen den Müller die im erften Theil Tit.23 88. 42—46 vorgeſoriebenen 
ſen anzuwenden, dergeflait, Daß der bereitd dreimal beftrafte Müller, nicht blo6 wenn 
Jpächter oder Erbzinäbefiger, fondern auch wenn er Einenthümer der Mühle ift, in 
Falle durch den Erbzinsherrn oder Erbverpädter, und in dieſem Falle durch den 
kus, zum Verfauf der Mühle ober ber Erbpachtögeredhtigfeit angehalten werden fann. 
fe Kontraventionen der Müller gegen dad gegenwärtige Editt find auf die Anzeige 
Printrähtigten von der ordentlichen Obrigfeit ded Müllers willkührlich, jedoch nach⸗ 
ih an demſelben zu beftrafen. | 
Mad} diefer Unſerer Alterh. V. hat fi) ein Jeder, den ed angeht, genau und pflicht« 
hu achten 2c. (®. ©. 1808 ©. 218, Rabe's Samml. Bd.9 ©. 176.) 


Dazu: 
a) K. O. v. 22. Sept. 1826, über die Nichtanwendung der wegen des Mühr 
md ergangenen V. v. 28. Dft. 1810 und deren Dekl. auf die dem Ed. v. 
Nöry 1808 unterliegenden Zandedtheille der Provinz Preußen !). 
Auf den Ber. des Staatsinin. v. 17. v. M., über die Mühlengefeßgebung in Oſtpreu⸗ 
fee Ih hierdurch, zur Befeitinung bed entftandenen Zmeifels, feft: daß die Geſetzge⸗ 
ig über dad Mühlenweſen ih Oftpreußen und Litthauen, mit Einſchluß des Ermiandes 
Ides Varientverderfchen landräthl. Kreiſes, durch das Ed. v. 29. März 1808 für abge» 
Ben zu achten, und daß dieſes G. durch die für Die übrigen Bropinzen der Monarchie 
B. Oft, 1810 ergangene V. und deren fpätere Deft. feine Abänderung erlitten, viel 
In allen einzelnen Beftimmungen volle Gültigkeit behalten hat, ohne dag die ®. v. 
31810 und deren Dell. in den oftpreuß. Bteg. Depart. umd dem Marienmwerderichen 
Manwendung kommen können. Was dugegen bie näheren Feſtſetzungen über ein» 
Pegenftände ded G. v. 20. März 1808 betrifft; fo habe Ich hierüber zudörderft dad 
Machten des Staatsraths erfordert. Das Staatöınin. hat diefen Befehl durch die G. ©, 
0 gleichzeitig feinem ganzen Inhalte nach durch die Mıntöblätter der drei betr. Reg. 
elannt mahen zu laffen. (G. ©. 1826, ©. 85.) n 
b)8.D.v. 25. Sept. 1836, betr. das Verfahren, welched zur Beförderung 
5 Abſchluſſes der Vergleiche über die, den betr. Mühlenbefigern in Preußen für 
ie Nufpebung ded Mahlzwanged im Wege der Gnade zu gewährenden Entſchä 


igungögelder 2c. zu beobachten if. | 
ur Beförderung des Abſchluſſes der Vergleiche über bie Entihäbigusgägelder, die 
ih den durch das ©. pn. 29. März 1808 betroffenen Miühtenbefigern in Preußen für die 
ufhebung des Mahlzmanges durch Meine Ordre v. 4. Muguft 1834 im Wege der Gnade 
ügefichert habe, fege Ich, auf Ihren gemeinfchaftlihen Ber. v. 28. Aug. d. 3. nad) Ihren 
Atragen hierdure) feſt: ’ 
I) Bei den Vergleichöunterhandlungen über dieſe Entfchädigungdgelder, fo wie bei Aus⸗ 
— der verglichenen Summe iſt in Beziehung auf bie Legitimation des Eigen⸗ 
ümer . 
a) darauf zu haften, daß vor Allem ber Empfänger ber enffehäbigung ſich als der 
im Hypothekenbuche eingetragene Eigenthümer, Erbpächter, Erbzinsmann ꝛc. 


I) Vereitö daß, durch das Vublif. des K. Ob. L. Ger. zu Infterburg v. 10. Dec. 
1822 befannt gemachte R. ded K. Juft. Min. v. 6. Nov. 1822 hatte bemerkt, daß 
das Mühlen-Ed. v. 29. März 1808 für ein Provinzial⸗Geſetz anzufehen, welches 
dur) das allg. Ed. v. 28. Oft. 1810 feine Anwendung nicht verloren habe. 

(4, VI., 883—4, 25.) 
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b) find mit. dem Eigenthum oder dem anberteitigen Beſttztitel einer gtoangäberedi 





dung. . 
4) Rüdfichtiich der Hupothefengläubiger und anderer Reatberedhtigten, welche mit 

ten, &bgaben ober andern fortlaufenden Leiftungen im Hhpothefenbuche eing 

find, foll nad) den Vorfchriften bed 2. M. 88. 460—465, Tit. 20, Th. I. und in 

b. 20. Juni 1835, 88. 8 und 10 verfahren werden. 

Ic) beauftrage Sie, diefen Erlaß durch die G. ©. zu publiziren. (®.&. 1836, EN 
2) Für die übrigen Landeötheile (mit Ausflug der ad 1 begeidt 
melde nad) dem Frieden don Tilſit bei Preußen verblieben, erging dad 4 
28. Dt. 1810 wegen der Mühlen» Geredtigteit und Aufhebung bed Mi 
Zwangs, ded Bier- und Branntweinzwangs in der ganzen?) Monardjie 2), mil 
in den $$. 1—4 den Mühlenzwang und den Brau- und BranntweinsZiargd! 
zwar theiltveife gegen Entſchädigung, aufhod. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛtc. 2c. J x 

In Verfolg des Ed. v. 27. Oft, über bie künftige Finanz ⸗Verwaltung verorduen ® 
Folgendes: 

8. 1. Der Mühlengtvang, der Brau- und Branntweinzwang, oder das mit dem &e 
fiße einer Mühle, einer Brauerei, Brennerei, oder eines Schants verbundene Redıt, az 
gu zwingen, daß ſie bafelbft ihren Bedarf enttvever mahlen und fhrooten, ober dad Getrit 
ausfchlieglid beziehen müflen, hört vom heutigen Tage an, ſowohl in den Städten, aldıf 
dem platten Sande, ohne Untericjied der Qualität der Beflkrechte, auf. 

8. 2. Da die Theorie und bie Erfahrung betveifen, daß bie Aufhebung der Imank 
und Bannrechte in der Regel feineörveges die Einnahmen der früher Berechtigten mind 
fondern bei der gewoͤhnllch vermehrten Gonjumtion erhöht, fo foll weder ber Berlünit, 
nod) ber Erbpäcter, noch der Zeitpächter, noch ber Zwangopflichtige verbunden fein t 
jene Aufhebung Ebiction zu leiften, ober irgend eine Entſchaͤdigung zu übernehmen. 

8. 3. Weil jedoch Örtliche Verhäutniffe einzeine Ausnahmen jener allgemeinen Arnd 
begründen und Schaden für den Berechtigten herbeiführen Fonnenz fo wirb der Etat 
diefen Fällen die Entihädigung nad folgenden Vorſchriſten leiſten. 

Der Berechtigte welſet nad: R 

a) Den Debit, weicher in den letzten 10 Jahren vor dem Kriege nach genau geführte 
Büchern Statt fand; J 


1) Rãmlich in der damaligen Monarchie; jedod,, in Folge der X. D. b. 22. &t- 
1826, mit Ausfhlug don Oftpreußen, itthauen, Ermeland und bem Maier 
werderſchen Kreije. (f. oben, ©. 225.) 

2) &8 gehören von biefem Ed. hierher nur bie 88. 14, indeß toird bad ganit 
Gefeg hier der Ueberfiht wegen im Zufammenhange gegeben. 
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b) den Debit, welcher in ben nächſten 4 Jahren, vor Aufhebung der Bannrechte an 
gerechnet, eintritt. Vor Ablauf der 4 Jahre kann von einer Entihädigung nicht die 
Rebe fein, da die Zeit erft den Erfolg der Aufhebung der Bannrechte lehren Tann. 

e) Daß der liquidirte Ausfall, (welcher übrigens nie präfumirt wird) ohne fein Ver⸗ 
ſchulden und nicht durdy Mangel an Thätigfeit, Induftrie und Güte des Yabritate 
ftattfand, fondern lediglich a8 unmittelbare Folge der aufgehobenen Bannrechte, 
weniger Getreide vermahlen, weniger Betränte abgefeßt worden fei, als verhältnife 
mäßig in jener frühern Periode. Verringerung des Debitd aus andern Gründen, 
3. B. wegen Abnahme der Menfchenzahl, kann nicht zur Berechnung gezogen erben. 

Der Ausfall, welcher hiernach dennod) ftattfindet, wird nad) 3Ojährigen örtiihen 

Durdfchnittspreifen berechnet und erfeßt. Ein prozeſſualiſches Verfahren kann hier⸗ 

über nicht eingeleitet werben. 

8.4. Da, mo auf Unfern Domalnen felt dem 1. Yan. 1808 der Mahl» und Betränfe- 
dang gegen eine Geld⸗Entſchädigung von Seiten ber Zwaugopflichtigen aufgehoben ift, 
ind diefe nicht mehr eingeforbert. 

8.5. Wer überhaupt zu Bauanlagen auf einem Grundftüde geſetzlich berechtiget ift, 
teögleihfalld zu Anlagen von Mühlen, die durch Waſſer, Wind, thieriiche Kräfte oder 
Yimpfe getrieben terden, ferner von Brennerelen und Brauereien mit Beobachtung der 
offenen und noch zu erlafienden Polizei-Vorſchriften in Abfiht der Feuerficherheit. 

Jedoch darf ohne Genehmigung ber Landespolizel-Bchörde feine Mühle angelegt, 
xt eine vorhandene verändert werden. 

8.6. Wer eine Mühle bauen, eine eingegangene herftellen, oder an einen andern Ort 
zlegen will, muß ber Zandespolizei-Behörde mit Einreihyung des Plans, aus dem, wenn 
heine Waffermühle iſt, das Nivellement fihtbar wird, von ber beabfichtigten Einrichtung 
ſazeige machen. Zugleich muß der Bauherr folched, und ob es eine Obere, Unterfchlägige, 
der eine Banzermühle fein foll, in den benachbarten Benenden durch Anſchlag an den 
Ihenthüren und in den Krügen, fo wie gleichzeitig dreimal in den SIntelligenzblättern 
n Fitungen befannt machen. | 

Bel allen Mühlen, die nicht Waflermühlen find, bedarf ed nur ber Bekauntmachung 
m die Beiiger ber zunächft gränzenden Brundftüde. . 

8.7. Ein jeder, der durch die beabfichtigte Mühlenanlage eine Gefährbung feiner 
lechte fürchtet, muß den Widerfpruch binnen 8 Wochen präftuflolfcher Frift, vom Tage der 
Agedachten Bekanntmachung an, ſowohl bei der Landespolizei⸗Behoͤrde, ald ‚bei dem 
auherrn einlegen. . 

Der Befiger einer fhon vorhanbenen Wind- oder Waſſermühle, hat als folcher fein 
Aered Widerfpruchsrecht gegen die neue Antage, als wenn fle ihm Wind oder Waſſer in 
em Maaße entzieht, oder letzteres aufftauet, daß er nach der Art feines biöherigen Betriebs 
nen Schaden beweiſen Tann, wofür er nicht vollftändig entſchädigt wird. Es verfteht fid), 
ch im Iehtern Fall der Echadenerfaß nur dann angenommen werden darf, wenn bie Lan⸗ 
xöpolheibehörde die neue Anlage als überwiegend vortheilhaft anerkennt. 

‚88. Die Landespolizei⸗Behoͤrde fann den Bau und die Veränderung einer jeden 
Mühle, fo wie Die Erlaubniß zum Betrieb der Brauerei und Brennerei verfagen, ivenn , 

a) die Anlage in allgemeiner landespolizeilicher Hinficht, oder aus überwiegenden Grün⸗ 
den des allgemeinen Beſtens unzutäffig ift, 3.8. bei einer Waflermüple, wegen eines 
der Landeötultur hinderlihen Wafferftandes, 

b) ein nach 8. 6 erhobener Widerſpruch gegründet befunden worden. 
an en die Entſcheidung ber Landespollzei⸗Behoͤrde kann der Weg Mechtend nicht 
griffen werben. 

‚8.9. Handmühlen, woburd) Getreide oder Hülfenfrüchte zerrieben, zerquetfcht, oder 

u Irgend eine Art in Ihrer Geſtalt verändert werden, werben verboten. 

(8. &. 1810, ©. 95.) | 

B. In den neus und wiedererworbenen Provinzen gilt die sub A. 
atgeſtellte Geſetzgebung nicht. 

Ed ſpricht died die K. D. v. 23. März 1836, betr. bie Anwendung ded Ed. . 
.28. Dit. 1810, wegen Aufhebung ded Mahl⸗ Biers und Branntweinzwanges 


I den neuen und twiedervereinigten Provinzen, auß !). 


en . 


i) Durch biefe 8. O. wurde eine bis dahin Fontroderfe Frage entfhieden, auf 
welche ſich namentlich bezogen: n 
a) Rt des 8. Yuft. Min. d. 30. Or, 1822 (Jahrb. Bd. 20, S. 265, Gräff, Bd. 1, 


. 121.) m 
b) R bed K. Juſt. Min. v. 20. Aug. 1824 (Yahıb. Bd. 24, S.255, Bräff,B.1, 
. 120). 
15* 


/ 








‚ Königreihe Weſſphalen, zum Großhergegthum Berg und zuben ra 


‚und des Herzogthumd Magdeburg; 
‚ Phalen und der Grafſchaften Wittgenfein und Wittgenftein-Berlehh 
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Obgleich dad Ed. v. 28. Ott. 1810 wegen Aufhebung des Mahl- Bier- und 
— nad) feinem ganzen Inhalte nur auf die damald zur Nonarche 
Probinzen fi) beichräntt, fo haben doch nad) Ihrem Ber. d. 25. v. M. mehrere Om. 
diefer Befchränfung entgegen erfannt und das Ed» ohne gefehliche Beftimmung und 
berlenigen Provinzen zur Anwendung gebracht, welche fpäter mit der Wonardıle ve 
ge worden. Um folden abweichenden Mnfichten ein Ziel zu ſehen, will Ich au 

intrag hlerdurch noch beſonders erflären, daß das obengedadhte Ev. in den 

‚ober tiebereriworbenen Probinzen bei Einführung bed U. % M. nicht mit eingefüht 
biefen Zändertheilen alfo der Mahl- Bier» und Branntwein · Zwang da, mo er mil 
beftand, zur Zeit noch nicht aufgehoben ift. Sie haben diefen Erlag zur Belehrung 
Gerichte durch die ©, ©. befannt zu machen. (®. ©. 1836, &. 168.) 

Bad nun: 

1) bie neu: und wledererworbenen Probingen, worin bad U.L.M. bern) 
eingeführt ift, betrifft, fo zerfallen dieſe in zwei Abtheilungen, nämlich 

a) in jene, two die Zwangs⸗Gerechtigkeilen bei der Einführung der I 
Rehtöbücer bereitd abgefhafft waren und dad Müllergeiverbe frei pt 
war, und ° 

b) in jene, wo diefed nicht ber Fall. 

Zu a. Zu den Landeöthellen ad a gehören alle Diejenigen, in weld 
bie Srangöfifhen Geſetze gegolten haben. 

Ganz unfreitig iR died in Anſehung derjenigen Sandeötheile, welde 


















söfifhzhanfeatifhen und Lippe-Departementd gehört haben. 

Diefe Landeötheile find: 

a) die Provinz Sach ſen mit Auönahme ded Herzogthumd Sadll 
und ber unbedeutenden, von Shwarzburg-Sonderdhaufen und Schn 
burgsRudolftadt und Sahfens Weimar abgetretenen Diftrikte, ing 
ded Gebieted von Erfurt und der dieſſeits Elbiſchen Theile der All 


B) die Provinz Weftphalen, mit Audnahme ded Herzogthums 


forie der Nemter Burbad- und Neuenkirden, und 
® y) ber dieffeitd rheinifhe Theil der Provinz Cleve und DM 
fo weit diefer zum Depart. des Db. 2. Ger. zu Hamm gehört, 

Die drei Gefeße, betr. die Rechtöberhältniſſe ded Brundbefited und date 
berechtigungen Im den gedachten Landedthellen d. 21. April 1825, $. 60 @ 
refp. $$. 39 u. 41°) Haben die während der Fremdherrſchaft erfolgte Aufl 
aber Zmangd- und Banngeredligteiten auddrüdlidy beflätiget. Die nad) 
der Fremdherrſchaft wieder an Hannover gefommenen und von dieſem an Fi 
abgetretenen Diftrifte, nämlid die Memter Redenberg und Klötze nebll 
Dörfern Rüdigeröhagen und Gänſetelch, machen jedody eime Autnci 
indem dafelbf, nad) $. 118 ded cit. @efehed, bie Bannrechte nicht aufgehoben, 9 
dern nur für ablödbar erflärt worden find. Auch in dem Gebiete der vormalı@ 
hanfeetifhen Depart., welches nicht borher dem Königreice Wefiphal@ 
einderleibt war, find durch den 8.40 a. a. D. die Mühlen;wangörechte, unter 30 


IM. Juft. Min, d. 19. März 1832 (nebft Urtel des Geh. Di. tl 
Gahrd. Bd. 39, ©. 123, Grüff, Bd. 6, ©. 68), 
d) Ber. des Geh. Ob.Trib..20. Aug. 1834 nebft Ert. d. 13. Jan. 1834 (U 
VO. 44, ©. 333, vergl. Jur. Zeit. 1835, ©. 91 
e) R.D. d. 5. Sept. 1333 (Jahr. Bd. 47, ©. 517, Bräff Bd. 10 | 
Auc) das Bräl. ded Geh. Ob. Trib. b. 17. Sept. 1847 führt auß, dafı In ® 
v. 28. Ott. 1810 in den feit dem Jahre 1814 mit der Monarchie bexeinigten 
bingen und Ortfhaften gar feine Anwendung finde. 
(enfe. 32, 15, ©, 493 Rröj. Ars 1922.) 


1) Bergt. oben S. 209 u. 210. 
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halt der Ablöfung, in fofern aufrecht erhalten, ald der Berechtigte ein Anderer, 
d der Butöherr der Zwangspflichtigen, oder berfelbe zivar der Butöherr ber 
vangspflichtigen geweſen ift, den letzteren aber nody andere Vortheile, ald die 
oße Erhaltung der Fabrikationd⸗Anſtalt in Rüdficht auf die Zwangspflicht zuges 
nden haben. ° 

Die Freiheit ded Müllergemwerbed, ſowie die aller Übrigen Getverbe, 
ır in ben ad a. ertwähnten Landedtheilen ebenfalld bereitö hergeftellt, nämlich: 

, ec) in dem bormaligen Königreihe Weſtphalen durd bie Defrete v. 
Aug. 1808, Art. 19 und v. 12. Febr. 1810, Art. 21, (Bulletin des lois 
%. 1808, Nr. 50, u. v. 3. 1810, Nr. 8), 

R) in dem vormaligen Broßherzogthum Berg burd dad Dekret v. 
1. März; 1809, Art. 8, (Bulletin des lois T.1., p. 342) und 

y) in den pormald Hanfeatifhen und Lippe-Depart. zufolge ber 
ranzöſiſchen Dekrete v. 15. und 28. März 1790, Art. 22, v. 2. und 17.März 
(91, Art. 2 und 7. (Code general Francais, T. VIII. p. 37 u. 39.) 

Die Voraudfegungen, worauf dad Ed. v.28.Dft. 1810 beruht, nämlich Die 
eiverbefreiheit und die Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte, fanden ſich alfo 
den fraglichen Provinzen bei der Einführung bed U. L. R. bereitd vor. Deffen 
achtet hat die K. O. d. 23. März 1836) entfchieden, daß aud) in dieſen 
mdeötheilen das Ed. v. 28. Dft. 1810 nicht mit für eingeführt zu eradhten 2). 

Indem Fürſtenthum Siegen, weidyed nad) der Aufhebung ded, Groß⸗ 
nogthumd Berg eine Zeitlang unter RaffausDranifcher Hoheit ſtand und in dies 
" dnifhenpgriode von der Herrſchaft ded franzöſiſchen unter jene ded gemeinen 
eiihen Rechts, an deſſen Stelle erft mit der Publikation ded Patents v. 21. Juni 
8253) das 9. 2. M. getreten ift, zurückkehrte, it der Mechtözuftand im Wefents 
den derfelbe. Durch die Bergifchen Defrete v. 31. März 1809 und 13. Sept. 
SIL iR daſelbſt Die Freiheit aller Getverbe und die Aufhebung aller Zwangd⸗ 
id Bannrechte verfügt worden, und die Naffau-Dranifhe ®. v. 12. Dec. 1813 
N alle durch die Bergifche Gefebgebung begründeten Rechte auddrüdlic aufrecht 
‚halten, " | 

ö) Außer Den vorgedachten Landedthellen ift die franzöſiſche Geſetzgebung auch 
2 der zum Herzogthum Warſchau gehörig gervefenen Brovinz Rofen 
ef den Kulm⸗ und Mihelaufhen Kreifen, und dem Gebicte von 
born bi8 zu deren Vereinigung mit dem Preuß. Staate in Kraft getvefen. 
urd) ein auddrüdliched Gefeh find dafelbft während der freindherrlichen Meg. die 
Rihlmwangs-Bercdhtigkeiten nicht aufgehoben worden; ob indeß dieſe Aufhebung 
Iht eine noihwendige Folge der Einführung ded Code Napol&on getvefen fei, 
aräber ind daB Ob. 2. Ger. zu Marienwerder und dad Ob. Appell. Ger. zu 
sofen verſchiedener Meinung. Erſteres behauptet die affirmative und Ichtered Die 
Kative Meinung. Das Juſt. Min. ift in einem Schreiben .an dad Fin. Min, 
‚1. Juni 1827 der Anfiht des Ob. 2. Ber. zu Marienwerder beigetreten. 

(Act, gen. I. Abth. Nr. 12, Vol, 2.) | 
„  Diefe fügt ſich auf die Vorſchrift ded Code Napoleon art. 686, wodurch 
errbituten, Die einer Verfon, und nicht einem Brundftüde auferlegt und zu Gunſten 
iner Berfon, und nicht eined Grundſtücks beſtellt find, für unftatthaft erflärt wers 
en, und auf die Vorſchrift des Warſchauſchen tranfiterifhen G. v. 10. Okt. 1809, 
ii. (Warſcheuſche G. S. Bd. IE. S. 52), wonaqh frühere Kechte nur in ſoweit 
Oribeftehen bleiben, als fie nicht einem Verbotögefege ded Code Napoleon zuwi⸗ 


—— — — — 
)Vergl. oben ©. 227. Ä UU 
Vergl. über das Unrichtige dieſer Entſcheidung die Ergänz. u. Erläut. der Preuß. 
„Rchleb. v. Grff ec., 2. Audg. Bd. 2, ©. 502—503. u 
6. . 1825, ©. 153. Ä 
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‚ber laufen. Da man nun bei der Redaktion ded cit. art. 686 gerabe folcheMeht, 
wie der Mühlenzivang u. f. w. im Auge gehabt hat, diefer folglidy mit unter dal 
Verbotsgeſetz fäht, fo wird daraus der Schluß 'gezogen, Daß jened Recht nicht fer 
ner habe beftehen können. Dieſe Argumentation ift zwar nicht über alle Zieh 
erhaben, allein fie entfpridt ganz dem Geifte ber franzöſiſchen Legidlation, un. 
verdient um fo mehr Berüdfichtigung, ald fie zu den nämlichen Btefultaten, ı 
unfere neuere Geſetzgebung hinführt. 

Unter der Voraudſetzung der Aufhebung des Muͤhlenzwanges iſt Die Behar 
tung des Ob. 2. Ger, zu Marienwetder, daß aud dad Mühlen⸗Ed. v. 28. Ui 
1810 für eingeführt zu achten fei, nicht zu beftreiten. Dad Staatdmin. hat jedoh 
unterm 8, Dit. 1826 (cf, die cit. Akten) die entgegengefebte Anficht angenommu; 
und fo hat aud bie 8. D. v. 23, Mär, 1836 1) entichieden. | 

Für dad Großherzogthum Poſen ift indeß dad G. v. 13. Mai 183 
wegen Aufhebung der Zivangd> und Bannrechte 2) ergangen, welched davon cuk, 
zugehen fcheint, Daß der Mühlenzwang bereit durch den Gode Napol&on auf 
hoben fei, indem ed nur »bie noch beitehenden« Zmwangd- und Bannrechte auf, 
nämli den Getränke-Konſumtiondzwang und die Schanfgerechtigkeit. | 

: Zu b) Unter den Provinzen, wo unfere vaterländifche Belek, 
gebung zwar eingeführt if, ber Mühlen» und Gewerbezwangabe 
noch fortbeftehen blieb, nimmt | 

«) da8 Herzogthum Sadfen nebft den Markgrafſchaften Oben 
und Niederlaufiß den wichtigften Platz ein. E ift zwar aud) hier die Fra 
erhoben worden: ob nicht dadurch, daß dad A. L. R. mit allen abandernden ın 
ergänzenden Beftimmungen durch daB Patent v. 15. Nov. 1816 (G. S. S. M 
eingeführt und alle frühere allgemeine Landesgeſetze außer Kraft gefegt worg £ 
die obigen Beſchränkungen für aufgehoben und dad Ed. v. 28. Oft. 18108 - 
anwendbar zu achten fei? Allein da dur dad obige Patent alle wohl erworbos 
Mechte namentlich, aufrecht erhalten wurden, fo kounte der allgemeine Wechlel | 
Geſetzgebung keinen zureihenden Grund. abgeben, bie Mühlen» und fonfigd 
Zmwangdredte für aufgehoben anzunehmen. Ohne die Freiheit der Gewerbt wm 
Abſtellung der Zwangorechte fehlt ed aber an der Grundlage, worauf dad Ei. !. 
28. Dit. 1810 beruhtz fo lange dieſe nicht hergeftellt war, liche ſich dad Ed. ni 
andführen. Aus den individuellen Verhältniffen welche In den gedachten Landedthe— 
len ftattfinden, würde daher fhon von felbft folgen, daß dad Ed. nicht angemart 
werden fünne, wenn aud) der Geleßgeber ſich nicht Darüber befonderd audgelprodt 
hätte; diefed iR aber in einer 8. D. v. 30. Juni 1823 (Acta des Min. d. I 
sub rubro: »Mühlenfahen« Nr. 62) gefchehen, und hierin feſtgeſetzt worden DI} 
dad Sächſiſche Generale v. 8, Mai 1811 (dritte Fortſ. ded Codicis August! 
2. Abth. S. 311) und in subsidium die Vorſchriften ded A. 2. M, 2it. A 
Thl. I. dafelbft zur Norm dienen follen?). Dad Generale enthält nur et 
wefentliche Abweichung von den Beftimmungen des Tit. 23 des A. L. R., nämld | 
jene, daß eine Batrimonial»@erihtöbarkeit zur Anlegung einer Mühle auf eigen! 


1) Oben ©. 227, 
2) Dben ©. 210. 
3) Dies Ipricht auch dad M. d. K. Min. des Handels u. d. Inn. v. 13. Maild24 
bie 8. Reg. zu Franffurt ans, weiches bemerft: ’ 
»Auf den Ber. vd. 11. Aprit v. 3. eröffnen wir der K. Meg , daß miruniff | 
»die von ihr vorgefchlagene fubfidariiche Anwendung des Mühlen-Eo. p. 2. I 
»1810 auf die vormals fähfifchen Landeötheile nicht erfiären können; vie) 
„meifen mir Diefelbe hlerdurd an, in @emäßheit der Beflimmungen im der N 
»bereitö unterm 9. Juli 1823 mitgetheilten 8. D. v. 30. Juni ej., im allgemeiuer 
„nach den Feſtſetzungen des Generale v. 8. März 1811 zu verfahren xc. 
(a, VIII. 877—2, 140.) 
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kunde und Boden teiner beſonderen Konzeſſion bedürfe; dieſe Vorſchrift, welche 
on ben Sächſiſchen Rechtögelehrten auf eine unumfchränfte Befugniß gedeutet 
urde, ft aber durch die angeführte K. D. auf Mühlen zum eigenen Gebrauche 
craͤntt worden. 

Für die Saͤchſiſchen Stiftoländer und die Markgrafſchaften Ober» und Nie⸗ 
mLaufig find befondere Mandate tvegen ber Mühlen» Unlagen bald nad) ber 
riheinung des oben erwähnten Generale’s ergangen, welche mit dem Generale 
ı ber Hanptfache Übereinftimmen. 

(ef. die 8. für dad Stift Merfeburg d. 13. Ang. 1812 und für bie Ober, 
auſitz b. 12. Mug. 1812 in dem cit. Alt.) 


4) Dad Gebiet von Erfurt gerieth durch den Zilfiter Frieden unter die 
rangoͤſſſche Herrfchaft, e& wurde nicht definitiv zu irgend einem Staate geſchlagen, 
ondern bIB zur Miederbereinigung mit der Krone Preußen von einem probiforis 
hen Goupernement verwaltet. Died war die Veranlaffung, daß dafelbft während 
mer Zwiſchenperiode da8 U. 2. R. in Kraft blieb. Bon einer Wiebereinführung 
iefed Geſetzbuched konnte alfo feine Rede fein; gleihtwohl wurde dad Publik. 
Jatent b. 9. Sept. 1814 fo gefaßt, daß ed auf alle wieder vereinigte Probinzen, 
nd alfo auch auf dad Gebiet von Erfurt bezogen werben mußte Wan bat 
aber diefem Patente die Wirkung beigelegt, daß dafelbft Die feit 1807 in dem 
fruf. Staate ergangenen, dad U. 2. R. abändernden, ergänzenden und erläus 
enden Beflimmungen für eingeführt anzufehen feien. (cf. Heinemann, Status 
orrehte von Erfurt, Abthl. 1. Abſchn. 3 $. 26 ©. 195.) 


68 entſteht demzufolge auch Hier die Frage: ob dad Ed. v. 28. Dft. 1810 
28 eine abändernde Beſtimmung ded 4. 2. R. Geſttzebkraft erlangt habe? Dieb 
ſt zu verneinen, da die Gewerbefreiheit hier nicht angeordnet, und die Zwangs⸗ 
ereditigkeit nicht aufgehoben worden, folglidy die zur Anwendung ded Ed. noth⸗ 
verdigen Voraudſetzungen nit vorhanden find. 

Befondere Provinzialrechte exiſtiren, zufolge ded obigen Werkes von Heines 
nann, in dem Gebiete von Erfurt über den fraglichen Gegenſtand nicht; es finden 
ider daſelbſt die Vorfchriften ded A. 2. R., welche bort niemald ihre Gültigkeit 
orrloren haben, ferner Anwendung. 

y) Bad die Legidlation ded Mühlentvefend in den unbebeutenden, von 
Sahfen- Weimar, Schwarzburg-Sonderdhaufen und Schwarz 
urgsRudolftadt abgetretenen Diftriften betrifft, fo hat in jenen keinen 
laaten der alte Mechtöruftand, welcher mit jenen In den K. Sächſiſchen Landen 
roͤſtenthellg gleichartig iſt, feine große Veränderungen erlitten, und da dad Säch⸗ 
ſche Rubtikationd > PVatent dv. 15. Nov. 1816 durd die V. vd. 25. Mai 1818 
20.3 (G. S. ©. 45) In.den obigen Diftriften für exekutoriſch erklärt ift, fo 
udet eine weſentlich verfchiedene Verfafjung nicht flatt; wenigfiend müffen dort 
a subsidium Die Vorſchriften ded N. L. R. Tit. 23 Thl. I., mit Ausfgluß ded 
id. v. W. Oft. 1810, für anwendbar erachtet werden. 

d) In dem Herzogthume Weftphalen und den Grafſchaften Witte 
enftein und Wittgenftein-Berleburg, weldhe von dem Großherzogthume 
)eſſen abgetreten find, ift Die alte Berfaffung ded Mühlenweſens nicht abgeändert 
orden, namentlich find dafelbft die Zwangdo- und Bannrechte nicht aufgehoben 
vorden, Das Möplen- Ed. vd. 28. Dft. 1810 kann bemaufolge, obwohl das 
l. L. R. mit den fpätern, abändernden, ergänzenden und etläuternden Beſtim⸗ 
nungen durch daB Publike⸗Patent v. 21. Juni 1825 (0. S. S. 153) eingeführt 
N iſt, bier nicht zur Anwendung kommen, jondern nur der Tit. 23 bed 


&) Die Aemter Burbad-und Neuenkirchen, welcht von Naſſau⸗Dra⸗ 
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nien an bie Krone Preußen abgetreten find, ſtanden in der Periode v. J. 1807 
1813 unter Naffeu-Weilburg-Ufingfcer Hohhelt. Die kurze Rückehr di 
Difiriftd unter der Herrſchaft feined urfprünglihen Landedherrn hat in dem 
hergehenden Rechtözuftande nichts geändert. Die Verfaffung ded Mühlenwe 
ift hier, wie in den übrigen, bon NaffausWeilbürg-Ufingen erworbenen Lant 
theilen, wovon unten die Rede fein toird, Au feiner alten Verfaſſung, unter 
behaltung ber Zwangd- und Bannrechte, ftehen geblieben. Die Einführung 
a. 2. M., welche durch dad obige Patent v. 21. Juni 1825 erfolgt ift, hat 
feine Wirkung gehabt, ald daß der Tit. 23 des A. L. M., mit Audſchluß bed 
v. 28. Dit. 1810, an bie Stelle des gemeinen deutſchen Rechts getreten if. 

2) Die Prodinzen, worin unfere gaterländifhen Rechtsbuͤcher noch 
Gefeheötraft haben, beftehen: 

a) aud den jenfeit8 rheinifhen Landestheilen; 

b) auß dem Diftrifte ded Düffeldorfer Regierungdbegirts, 
her nad) der Auflöfung des Großherzogthumd Berg interimiftifd im 3. 1813 
1815 dem General⸗Gouvernement zu Tüffeldorf untergeordnet geivefen ift; 

0) aus dem von Naffau-WeilburgsUfingen abgetretenen 
biete, weldeö den fogenannten oſtrheiniſchen Thell ded Koblenzer-Depart, bi 

d) aud der Stadt und dem Stabtgebiete von Weßlar, und 

e) aud Reu-Borpommern, 
bon denen eine jede, in Anfehung ded Müplentvefend, ihre befondere Werfaffung 

a) In den mit Frankreich vereinigt gewefenen jenfeitd che 
ſchen Probinzen, too Die franzöflihe Geſehgebung ‚vorläufig noch beftcht, 
alle Zwangd» und Baunrechte in Kolge ber Defrete d. 15. u. 28. März I 
art. 23 u. 24 u. b. 25. Aug. 1792, art. 5 ohne Eutſchädigung abgefhafll, 
nur Diejenigen, welche ſich auf einen befonberen Vertrag zwiſchen einer ®eı 
und einem Pribatmanne, welcher nit der Grundhert derfelben ift, gründen, 
folge eined Außfprud8 bed Kaſſationshofes v. 7. Frimaire bed Jahred 
aufrecht erhalten worden. 

(Code general frangais T. V. pag. 348, 426 u. 427 u. Anmar.| 

Die Anlage von Mühlen ift dafelbft ein Gegenſtand ded freien Benehh 
und nur bei Anlagen an ſchiff · und fiößbaren Strömen wird die @enehmigung id 
Stoated erfordert. Die franzöfiichen Geſetze, wodurch diefe Grundſähe ieh: 
ſtellt find, find die nämlichen, weiche oben, wo bon den vormaligen franölit 
Hanſeatiſchen Departementd bie Rede geivefen iR, angeführt find. 

b) In dem Theile ded Düffeldorfer Departementö, welchet ji 
Großherzogthume Berg, und nad deſſen Auflöſung interimiftifch zu da 
General-Bouvernement zu Düffeldorf gehört Hat, gelten, obwohl hier Die fab 
söfifche Befebgebung noch befteht, hinfictlid der Ubfhaffung der Zwangd- m 
Banngerechtigfeiten bie nämlidyen Geſetze, melde in den Diftritten ded gedad! 
Großherzogthums, wo dad &. 2. R. bereitö eingeführt ift, Gültigfeit haben u 
oben bereit® angeführt worden find. Wegen ber Unlegung neuer Mühlen fat 
bier jedoch zwel befondere V. des bormaligen General-Goubernements d. 30.3 
und 8. Nov, 1814 erſchlenen, welche mit den Vorſchriften de Ed. d. 28. 0 
1810 gan übereinfiimmen und gegentoärtig noch befolgt werden. ef. die Allen M 
Min, ded Inn. sub rubro: Mühlenfahen Ar. 68. 

ec) In den tormaligen Naffauifhen LandedtHeilen- if höher N“ 
Geiwerbefreiheit nicht eingeführt, und namentiic, find die Zwangs- und Banned 
nicht abgeſchafft, fonbern in der V. v. 9. u. 11. Dec. 1815 8. 7 1) (Mafacitt 


) Diefe B. iſt zwar erft nad) ber- Abtretung des fraglichen Bebietes an ruht 
erfolenen, und hat folglich dafelbft eine ©efehtraft, fie beiveift aber, baf di BU 
rechte früher bajelbft nicht aufgehoben tworden find. 
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S. 8.1 S. 330) ſogar auddrücklich aufrecht erhalten worden. (cf. bie, Dar⸗ 
lung der Rechtöoverfaſſung in dem oſtrheiniſchen Theile des Koblenzer Deyart. 
8 in den b. Kamptz'ſchen Jahrb. Bd. XXVI. ©. 24.) 


Beſondere Probinzialrehte über dad Mühlenweſen giebt ed hier nicht, fon» 
n ed treten dafelbft die Grundſätze ded zur Zeit nody geltenden gemeinen deut: 
n Rechts ein, welche den Befimmungen ded Tit. 23 ded A. L. R. im Weſent⸗ 
kn gleich find. 


d) In der vormals freien Neihsfabt Wetzlar, worin zu ber Zeit, 
‚fe zum @roßhergogthume Frankfurt gehörte, bie franzöfifhe Geſetzgebung eins 
ührt war, wurde zu Anfange dc8 I. 1814 von dem damaligen interimififchen 
meral:Bonbernement dad gemeine deutſche Recht wieberhergeftellt, welched hin- 
hlich ded Mühlenweſend mit dem U. 2. R. in der Hauptfahe übereinftimmt. 
bdie franzöfifhe @efebgebung in diefer Hinfiht eine Veränderung begründet . 
be, iſt ald zweifelhaft zu betrachten, da die tranfitoriihe ®. p. 25. Juli 1810, 
Anfehung aller Nechtdinftitute, worüber der Code Napoleon nit diöponirt, 
d namentlich) In Anfehung der Patrimonial-Befugniffe, es bei ben biöherigen 
ſthen betvenden läßt, und befondere V. darüber niht ergangen find. 


e) MNEUs Vorpommern und Rügen, wo Dad gemeine deutfche Recht 
Hfortbefteht, hat ed niemald Zwangs⸗ und Bannrechte gegeben, und die An« 
ge don Mühlen ift dort ſtets ald ein unbefchränftes Recht der. natürlichen Freiheit 
ikben, fo daß Iandedpolizeiliche Kongeffionen dazu niemald ftattgefunden haben. 
Eden Ber. der Meg. zu Stralfund v. 1. Juni 1824 in den Akt. ded Min. d. 
ar. sub rubro:" » Mühlenfadhen» Nr. 60 Vol. 2.) 


IL. Die allgem. BewerbeD. v. 17. Ian. 1845 6. 4 hat für den gan 
allmfang der Monardie den Mahliiweng, "den Branntweinstvang And 
Erauzwang, mit Audnahme ded Yalled, wenn dad Zmangdredt auf einem 
Trage zwiſchen dem Berechtigten und Berpflichteten beruht, für aufgehoben ers 
it, und nah $. 5 a. a. D. findet aud) im letzteren Kalle auf den Antrag bed 
pliäteten die Ablöſung ſtatt.  «Wergi. oben S, 213.) 


Dritter Titel. u 


Ton der Entfhädigung für die Aufhebung der Zwangs⸗ 
und Bann » Nedte. 


I 


a der Provinz Oftpreußen und Litthauen nebſt Ermeland und 
dem Marienwerderſchen Kreiſe. 


In dieſen Landedtheilen ſollten nach dem Ed. v. 29. Mär; 1808 als Ents 
Ydlgung dem Zwangsberechtigten, MühlensErbpächter oder Pächter, der Kanon 
"die Pacht, oder überhaupt die Abgabe, welche von der Mühle für daB - 
ungerecht derſelben biöher entrichtet worden, ganz oder zum Theil erlaffen und 
bei bermuthet worden, daß die Erlaffung der ganzen Abgabe zur Entfdädigung 
jorderlidy fe. " Dem DbersEigenthümer oder Verpädter der Mühle ſowohl, ald 
m bisherigen Mohlpflichtigen ſollie jedoch zu jeder Zeit der Beweis offen fichen, 
d der Ausfall on dem Gewinnſte des Müllerd geringer fei, uud wenn dieſer 
weiß geführt trürde, folte dem Müller nur der wirkliche Audfal vergütet wers 
N Für den Verluſt bed Berechtigten durch den Erlaß der Abgabe follten bie 
Serien Ma hipflichtigen auflommen. 


Vergl. daB Nähere hierüber in den 66. 7— 9 bed Ebd. v. 29. März 1808 
"ber 8, D. 6. 25. Sept. 1836 (f. oben ©. 222 fi. u. 225.) | 


234 Bon der Veförberung ber Gewerbe; 


II. 
In den übrigen Provinzen, in welchen unter ber Preuß. 
vor ber Publikation der Gewerbe⸗D. vd. 17. Jan. 1845 Die Zwangh 
und Ezflufiv-Mehte aufgehoben find, mit Ausfqluß v 
herzogthums Poſen. 
„.. Im biefen Landedtheilen hat der Staat bie Entſchädigung der ® 
übernommen. | 
Es beftimmen hierüber: 
1) dad Ed. v. 28. Okt. 1810 megen der Muͤhlengerechtigler 
$6.2—4. (f. oben ©. 226.) | 
2) Die®. v. 15. Sept. 1818, wegen der für Die Mufhebum! 
und Getränkezwanges nach dem Ebd. v. 28. Dft. 1810 zus leiftende 
gungen. 
ir 2c. Thun fund und fügen zu wiſſen: 
In unferm Ed. d. 28. Oft. 1810, wegen der Mühlengerechtigfeit und Er 


Mühlen», Biers und Branntiweinzwanges ift beftiimmt worden, daß denienk 


nen Beflgern dieſer Zwangs⸗ und Bannrechte, welche durch deren Wufhebu: 
Schaden erleiden möchten, bafür Entſchädigung vom Staate gewährt merke: 

, Zur Erfüllung diefer Zufiherung verorbnen Wir, nad) erforbertem @utt 
Staatsrathes Folgendes: . 

$. 1. Die Vorausfegung in dem 8. 2. des Ed. v. 28. Oft. 1810, daß it 
ber Zwangs⸗ und Bannrechte, in ber Regel keinesweges die Einnahme der fr 
tigten vermindert habe, und bie darauf 'gegründete Vorſchrift bes 63, daß u: 
örtliche Verhältnifie einzeine Ansnahmen begränden können, wird hiermit! 
beftätiget. Jeder Entfchädinungsanfprud muß atfo durch ſoiche örtliche Per 
grünbet, und der behauptete Schaden als unmittelbare Folge der aufgehobenn‘! 
bollftändig nachgewieſen terden!). 

* 8.2. Da in den Vorſchriften über die Art biefer Betweisführung, melde! 
Eb. p. 28. Oft. 1810 enthält, einige nähere Beftimmungen nöthig geworden ii 
Wir hierdurch feft, daß der Berechtigte nachmelfe: 

a) den Debit, weicher in ben 10 Sahren von 1796 bis 1808, einfhiic 
\ Wi ben Debit, welcher in den 4 Jahren 1811, 1816, 1817 und Isl} 

en hat. 

c) Findet ſich bei der Vergleichung bed Durchſchnitts diefer 4 Jahre mit! 
fhnitt jener 10 Jahre ein Ausfall, fo hat der Berechtigte ferner zu erweiſen. 
Ausfall ohne fein Verſchulden und nicht burdy Mangel an Thätigfeit, Induſti 
bed Fabrikats fattfand, fondern lediglich als unmittelbare Folge der aufgehobt 
rechte meniger Getreide vermahlen, oder weniger Getränke abgefeht worden 
Durchſchnift der 10 früheren Jahre. Verringerung des Debits aus anbern Ort 
wegen Abnahme der Menfchenzahl, kann nicht zur Berechnung gezogen werd“ 

8.3. Auch find zur Nachweiſung des Schadens in Fällen, mo ber Erf: 

aenau geführten Büchern erwieſen werden Tann, andere gefeßliche Beweidmin 
Ausnahme der Eidesdelation, zuläffig. „ 
- 8.4. Der nad) biefen Beftimmungen ausgemittelte, und nach SOjährit 
Durcfehnittöpreiien zu Gelde berechnete Ausfall macht die Entfchäbigung der 
aus, und wird entweder als bleibende Rente oder mit 5 Proz. zu Kapital geit 
Kapital vergütet. a 

8. 5. Jeder früher zum Mühlen⸗ oder Getraͤnkezwange⸗Berechtigte, mad“ 
ftehenden Beltimmungen, einen durch die Aufhebung des Zmangsredhis en 
Schaden nachzumelfen fi getraut, muß feinen Entihädigungsanfprud; m 
Monaten, von dem Tage der Verfündigung biefer V. an, bei der Kreiäktt 
ben. Nach diefer Zeit foll auf feine neue Anſprüche weiter Rüdficht genomm 
Jeder, der ſich nicht gemeldet hat, fo angefehen werden, als fei ihm die auf! 
Zwang⸗ und Bannrechts nit zum Nachtheil geweſen. 


1) Das R. v. 22. Maͤrz 1817 erwähnt einer ungebructten K. ©. b. 12! 
nad) welcher Mühtenbeftger, welche auf Entſchaͤdigung einen rehtlh * 
Anſpruch haben würden, durch bie entmeber bon ben Erbpächtern oT Ar 
bigern wider file angeftellten Klagen nicht unverfchuldrt zu @rundt en 
follten. (Jahrb. Bd. 9 S. 190. Gräff Bd. 1 ©. 119). 


- 
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Die Yusmittelung ded Schabenß liegt ber Kreiöbehörbe unter Leitung ber Meg. 
r bie Kreiöbehörde aber zur Beweisaufnahme ſchreitet, muß fie zuerft ſumma⸗ 
uchen: ob der Fallder Entſchädigung durch befondere örtlihe Ver— 
als Ausnahme vonder Regelbegrünbetfei? und darüber gutachiftch 
j. berichten, meiche vorab darüber entfcheidet, ob die Beweisaufnahme ftatt« 
er der gemachte Aniprud) fofort zurückgewieſen werden foll. 
Bei dem melteren Verfahren kann bie Kreisbehörbe, wo fle es nöthig findet, 
ber Reg. dazu angetviefen wird, einen Quftizbedienten aus dem Kreife zu den 
nahmen und andern Verhandlungen zuziehen und die Yuftizbebienten find ver⸗ 
ch auf die Aufforderung ver Kreisbehörbe dieſen Geſchäften zu unterziehen. 
Peg. bleibt vorbehalten, in einzelnen Fällen, dem Befinden nach, die Ausmit⸗ 
Schadens auch andern Kommiffarien außer den Ktreiöbehörben zu übertragen. 
Bei ver Ausmittelung des Schadens ift der Zegitimationäpunft ber zur Entichä- 
rechtigten nad ben. gefeglichen Vorfchriften zu berüdfichtigen; jo daß, bei ges 
jenthumd- und Nußungdrecten, nur mit Zuziehung aller Theilnehmer verhan⸗ 
n fann. In Beziehung auf die vom Staate zu leiftende Entihädigung, find 
Theilnehmer nur als eine Perſon zu betrachten, und ed ift ihre eigene Sache, 
oder im Wege Nechtend auseinander zu feßen. 
Nach dem Abfchluffe des Verfahrens reicht bie Kreisbehörbe die gefammten Vers 
n ber Reg. ein, weiche jedoch in Fällen, mo von Entihäbigung eines Domal- 
ücks, oder eined Domainenpächterd bie Rebe iſt, nad) vorheriger Anfrage bei 
ızmin., burc einen Beſchluß in Pleno die Entſchädigungsſumme feftfeßt. 
. Der Mechtötveg findet gegen die Entfcheidungen der Meg. (88. 6 und 9) nicht 
Dem Berechtigten fteht aber binnen 10 Tagen nad) der fürmlihen Bekannt⸗ 
berfelben ber Rekurs dagegen an bad Min. des Inn. und dad Din. für die 
ınd den Hanbel frei: 
. Bei demjenigen, was von biefen Min. gemeinfchaftlich auf ben eingelegten 
ichloffen wird, behätt ea unabänderlich fein Bewenden. ⸗ 
. Die gegenwärtige V. findet übrigens nur auf diejenigen Provinzen und Theile 
tonardie Anmenbung, welche bei der Bekanntmachung bed Ep. v. 28. Oft. 1810 
en bereinigt maren. 
befehlen Unferm Staatsmin., Tinfern Meg. und Kreisbehdrden, dieſe B. ihrem 
‚halte nach zur Ausführung zu bringen. (G. ©. 1818 ©. 178.) 


Ju: 

Zu 69.2 —4. 

M. der 8. Min. ded H. (v. Bülow) u. des Inn. (vd. Schudmann) v. 
1821 an die K. Reg. zu Liegnib. Verfahren bei Evaluation der durd) 
ig ded Getränkezwanges entftandenen Verluſte. | 


bie Anfragen ber K. Meg. in ihrem Ber. v. 24. Dec. v. 3. beir. das zu beobad)« 
fahren bei der Evaluation der durch Aufhebung des Getränkezwanges entſtan⸗ 
riufte, wird diefeibe dahin beſchieden, baß: 


die Vermeigerung einer Schabloßhaltung für ben unter dem ganzen Debitd-Aus- 
der fpätern Beriobe allezeit mit begriffenen Ausfall an dem Verlage zwangopflich⸗ 
er Krüge, nicht zu rechtfertigen fein würde, meil das G. beftimmt, daß (indistinete) 
r Debit der einen Periode mit dem Debit der andern verglichen werden foll, 
die Differenz audzumitteln, wofür unter gewiſſen Voraudfegungen Entſchädigung 
ordert werden fann. Hiernach iſt feine Befugnig vorhanden, dem Liquidanten 
dem Debits-Audfall ber fpätern Perione im Banzen, ven Mudfall am Verlage 
zwaungspflichtigen Krüge zu fürzen. 
werden die Schwierigfeiten, welchen bie Wusmittelung der breikigjäffligen ört⸗ 
‚en Durdfchnittöpreife, um danach den Werth des Ausfalls an dem Debit der 
tränfe anzufchlagen, unterliegen, nicht verfannt. So weit die Bolizeitagen der 
ädte vorhanden find, (jeit 1810 werben fte überall fehlen) darf man felbige unbe⸗ 
iklich, 018 die örtlichen Breife, aus denen der Durchichnitt gezogen werben fann, 


rachten. Im Uebrigen halten ſich die unterz. Min. nicht für befugt, Beftimmun« - 


ı dahin zu treffen, daß in den Fällen, wo bie dreigigjährigen örtlihen Durch— 
nittöpreife nicht außdgemittelt werden Tönnen, gemwiffe andere Preiſe fubftituirt wer⸗ 
1. Inzwiſchen wird der 8. Meg. nachgelaffen, in dergleichen Fällen, die den land⸗ 


— — 


schon dad M. v. 30. Aug. beftinmte, daß über die Ausmittelung der Entihäd’ 
ung fein prozeyalifched Verfahren bor Bericht ftattfinze. 
(Jahrb. 8d.108.5. Graff Bd. VU. S 4) 
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ſchaftlichen Detagations-Prinzipien zum Grunde Legenden Breift di; 
mum ber dreißigjährigen Durchfchnittöpreife anzufehen, und bie bon. 
ten geforderten Breife infofern zuzugeftehn, als folche dieſes Mintmamnt:) 
ad 3. muß, da dad Geſetz bIo8 von Jahren ohne weitere Bezeihnu; 
angenommen werden, daß die gewöhnlichen Kalender-Jahi 

und es darf daher, in den Fällen, two der Debit nicht aus den R: 

Liquidanten, fondern aus den Megiftern der Steuer-Wehörben nade 

da8 ehemalige Rechnungs⸗Jahr dem bürgerlihen Sahre nicht fubir:: 

Uebrigend wird der K. Meg. empfohlen, da, mo ſtädti ſche Kommu: 
zum Getraͤnke⸗Zwang berechtigt geweſen zu fein behaupten, auf bie Prüfen; 
beiaubringenden Bewelsmittel, daß wirklich ein Privilegium exclusivum ei 
ftattgefunden,, in jedem Falle befondre Sorgfalt zu verwenden, und nammt: 
fehen, daß zwiſchen einem foldyen privilegio und ber demfeiben micht gleide 
füdtifhen Bann Meile wohl unterfchieben werde, da auf ben Br: 

‚feine Entihädigungs-Anfprüche geltend gemacht werben fünnen. (A. V. 8 

ß) Vergl. R. v. 13. März 1821. (ſ. unten zum 8. 7.) 

b) Zum $. 3. 

R. der K. Min, des H. (vd. Bülow) u. ded Inn. (v. Schudman)t 
1823 an die 8. Meg. au Cöslin. Verpflihtung zur Ablegung de 
Zeugeneided in MühlenEntfhädigungd-Angelegenheiten. - 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 17. v. M. die Ablegung bes all 
gen⸗Eides in Mühlen-Entihädigungd-Angelegenpeiten betr., eröffnet, doß At 
liegenden Falle nur auf eine Belehrung der Dorfgerichte von NR. N. des Ju: 
men wird, 

daß fle die von ihnen angegebenen Conſumtions-Quoten ber Einwohner nr 
dingt richtig, [pndern nur ihre Auöfagen, wie fie ſolche zu Protokoll erflän‘ 
der don ihnen angezeigten Modifikation, daß ihre Angaben über den © 
Bedarf fih nur auf Bermuthungen gründeten ꝛc. eidlich zu bekräftigen 

Menn das landräthi. Offiium dies den Dorfgerichten gehörig erlauten 
Verhandlung mit denfeiben die erforderliche Umficht anwendet, fo iſt eine fer 
gerung des Eides, befonderd bann, wenn die Dorfgerichte auf die geſetzlichen $ 

eigerung auſmerkſam gemacht werden, nicht zu erivarten. 

Sottte der Eid aber dennody abgelehnt werben, fo bleibt es ber Beur. 
K. Reg. überlaffen, in mie weit Sie die unbeeidigten Ausfagen ber beir. Der 
Nücdficht auf deren mehrere oder geringere innere Wahrfcheinlichfeit als Ber: 
‘ober gegen den Brovocanten annehmen und ſolche Ihrer inpleno zu faflenben®: 
über ben Entſchädigungs-Anſpruch bed Beflkerd ‘der Haus-Mühle zu R. RN.“ 

legen will. 
! Es verfteht fich übrigens von felbft, daß bem Probocanten event. mat 
theils, den er etwa durch bie Vermeigerung bed Eides Seitens ber gedachten“ 
erleiden möchte, der Regreß an letztere nach Anleitung ber Beflimmungen iM! 
Thl. I. Tit. 10 8. 185 und 186 und 8. 204 Nr. 5 vorbehalten bieidt. 

(A. VIL 954 - 4, 133.) 

c) Zum $. 4. | 

o) ER. der K. Min. für H. u. ©. (v. Bülow) u. bed Jar t 
mann) v. 1. Oft. 1821 an die K. Reg. zu Frankfurt, Potsdam, Brei 
Dppeln, Stettin, Cöslin, Danzig, Marlenwerder und Magdeburg. 
gung der ehem. zwangöberechtigten Domanial⸗Mühlen-Geſitzer durch Jah 


Die K. Meg. wird In Verfolg der an biefelbe wegen Entſchaͤdigung derchem:' 
berechtigten Müller erlaffenen General-Berf. nady dem Wunſche des K. Fin. MM 
angetwiefen, Hinſichts der Domantal-Mühlen-Befiger auf Entihädigung 12: 
ten in fo weit zu erfennen, als ſolche mit ber jährlichen Domanial-Fralat 
Mühle compenflret, oder (in fo weit fie die Bergangenheit betrifft) zur Ual:- 
aufgelaufenen Reſte angewendet werden fann. 

Dergl. Erkenntniſſe find nur dahin abzufaffen: ‚ 
daß bem N. N. ald Befiger der Mühle zu N. N. für die Anfhebung detg 
eine jährliche Entſchädigung von — ithir. — Gr. — Pf. zuſtehe, melhe 1 
als ſolche durch Compenſation mit rüdftändigen ober fortlaufenden Dome“ 
ber Wühle gervährt tverben fönne, durch ſolche Eompenfation, in fo nit 4 
nicht ftattfinden fönne, durch Kapital in Staatöfchuldfcheine nach dem" 
berechnet, zu gewähren. (WM. VI. 88—1, 38.) 
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FM. der 8. Min. für H. u. G. (vd. Bülow) und bed Ian. (v. Schuck⸗ 
10. Febr. 1822 an die K. Reg. zu Stettin, Frankfurt, Breßlau, Lieg— 
In, Edslin, Danzig, Marienwerder und Magdeburg. Zehlungdart der 
18 zwangsberechtigten Müllern zuerfannten Entſchädigungen. 
d. Reg. wird in ber Ant. (sub a.) eine Abſchrift des von Er. Durchlaucht dem 
Staatö-Stanzler, wegen ber Zahlungsart der den Müllern für den durch Xüfe 
Mahlzwangs erlittenen Verluft zuerfannten Entihadigungen, an die K. Haupt» 
we taatef ulden unterm 30. v. M. erlaffenen Schreibens zur Nachricht und 
ıgefertigt. . 


Anl. a. 

‚on dem Mühlenbefiger N. N. zu N. N. angebrachte Beſchwerde wegen verwei⸗ 
ırzahlung ber ihn für die Aufhebung des Mahlzwanges feſtgeſetzten Entſchädi⸗ 
ie 3. 1811 bis inki. 1819 im Betrage von 2027 Athir. 5 Gr. 10 Bf. hat mir 
ihern Prüfung der Sache unter Mitwirkung der K. Min. des H. und des Inn. 
ıng gegeben, in Folge deflen der Grundſatz aufgeftellt und von mir genehmigt 
t, daß die den Mühtenbefigern für die Vergangenheit zuerfannten auf baares 
hneten Entſchädigungen auf Staatsſchuldſcheine nach dem jedesmaligen Eourfe 
:r Zahlung reduzirt, und auf diefe Weife die Forderungen in Staatöfhuldfchel- 
x Der) fetzufegen und bei der K. Staatsjhulden - Tilgungsfaffe In- 
u ftellen find. 
m ich die K. Hauptverw. für bie Staatd-Schulden hiervon in Kenntniß feße, 
Dieſelbe zugleich erg., die obgedachte Korderung deg N. N. von 2027 Athir. 
Bf. nunmehr in Staatöjcyuldfcheinen berechnen zu laffen und die Zahlung des 
nden Betrages an den N. N. gejättign zu verfügen. Die K. Min. des Inn. u 
). und die ®. werden megen biefer Beftimmung ſämmtl. Reg. mit Inftruttion 
ınd bemerfe Id) noch ergeb., daß in Anfehung der nad) Maaßgabe des jährlichen 
ber Müller zu berechnenden und denfelben zu ihrer definitiven Entfhäbigung 
o zu beiilligenden Kapital-Summe, e8 bei der in Folge des Butachtend des K. 
58 ergangenen allgemeinen Feſtſetzung verbleibt, wonach ber jährliche Ausfall- 
Gent zu Kapital berechnet und dann in Staatöjchuldfcheinen nad) dem Nenn⸗ 
ögezaht werden foll. (U. VI. 89. — 1,36.) 

C. 8. der 8. Win. des H. (dv. Bülow) und des Inn. (vd. Schudmann) 
Rärz 1825 an die K. Meg. zu Rotödam, Frankfurt, Stettin, Eöölin, 
‚Liegnis, Oppeln, Danzig, Marieniverder und Magdeburg. Art und 
t Berechnung der Entfhädigungd »Mente der Müler für den durch Auf⸗ 
cd Mahlzwanges erlittenen Verluft. 

Entihädigung der Müller für den durch die Aufhebung ded Mahlzwangs erlittes 
aft, ift bisher nach den dieſerhalb ergangenen Beftimmungen für die Vergan- 
durh Staatd- E tuldiheine nad) dem Cours-Werthe, für die Zufunft 
h Rapitafiftrung des den Müllern zuerfannten jährlichen Ausfalıs nach dem Satze 
o Eent in Staat», Schuldiheinen nad) dem Nennmwerthe gemähret worden. 
K. Hauptverw. ber Staatöfchulden beabfichtigt indeflen, die gedachte Entjchäd!- 
ı jebt ab, ſowohl für die Vergangenheit, als für die Zukunft, In baarem Gelde 
ren, hat jedoch dagegen Hinfichtd der leßteren eine Kapitalifirung nad) dem Satze 
o Gent in Antrag gebracht. - 
3 bie Befriedigung der Müller für die Vergangenheit nad) Maaßgabe des feftges 
ihrlichen Entfhädigungs-Duanti, nicht weiter in Staatöfchutdfcheinen, fondern In 
Beide erfolge, fann nad der Natur der Sache nicht dad mindefte Bebenfen 


8 bie Gewährung ber Entfhädigung für die Zukunft anlangt, fo beftimmt der 8.4 

‚15. Sept. 1818, daß die als Entſchädigung außgemittelte Rente mit fünf vom 

zu Kapital gerechnet, und fo auögezahlt werben fünne. Da bei vem- Erlaffe jener 

t eine Auszahlung In baarem Gelde vorausgeſetzt worden, bie Auszahlung 

ich der früheren Einrihtung nur in Staatsfchuldfcheinen zuläffig war, fo ſprach 

‚on Sr. Maj. dem Könige Allerh. genehmigte Gutachten des K. Staatd-Haths 

vr. 1721 über diefen Punkt dahin aus: | 
wenn bie Auszahlung in Staats-Schuldſcheinen gejchehe, die Mente mit ' 
bom Hundert zu Kapital angefchlagen werben müffe.» . 

rauf gründete fich die Beitimmung zu 5, unfered C. R. v. 15. Juni 1821. 

an nun die 8. Hauptverw. ber Staatsſchulden bie Entſchädigung ber Müller für die 

durd) Kapitaliſirung der jährl. Rente nach dem Saße von Mi nf Brocentin baa⸗ 
ide auszahlen toill, fo kann fic) auch In Anfehung dieſes Punfted nichts zu erinnern ' _ ⸗ 


* 


288. Bon der Beförderung ber Bewerbe ; 


finden, da bie ermähnte Auszahlung formohmder Vorfchrift Des 8. 4 du: 
1818, ald dem von Sr. Maj. dem Könige genehmigten Gutachten bei 8.8. 
v. 8. Febr. 1821 völlig entfpricht. 

Die K. Rey. wird daher angetviefen, bon jebt ab Ihre MReſolute bahin « 
bie bom 1. Nov. 1810 ab zu gewährende jährliche Rente für bie Verganger 
Gelde und für die Zukunft ebenfalls in baarem Gelde, jedoch durch Kapita-t| 
nad) dem Satze bon fünf vom Hundert zu vergüten fei. | 

Diefe Feſtſetzung findet aud) auf die Domanial-Müller Anwenbung, & 
ed inziwifchen bei der durch uniere C. Verf. v. 1. Dft. 1821 angeordneten &. 

»inſoweit die Entfhädigung nidyt durch Kompenfation mit rüdftändigen ! 
»fenden Domanial-Abgaden gewährt werben fünne,« ! 
fein Bewenden behält. j | 

Der 8. Hauptverw. der Staatd-Schulben ift übrigens überlaſſen wor 
wegen der Form ber künftig aufzuftellenden und bei ihr einzuvelchenben & 
Liquidationen befonders zu inſtruiren. (M. IX. 220. — 1, 152.) 

8) R. der K. Min. ded Ian, ber Fin. und des K. Hauſes v. 25. 
an die K. Reg. zu Bromberg und Poſen. Vorbehalt der Entſchäd 
Mente. | 

Auf den Ber. v. 12. Juni v. 3., die Entfhädigungsanfprüche bed Milk 
Aufhebung feines Mühlenzmangdrechtes betr, wird der K. Meg. eröffnet! 
8.4 der ©. d. 15. Sept. 1818 dem landesherrl. Fiskus die Wahl zufteht, of) 
teite Entihädigung dem Berechtigten als fortlaufende jährlihe Rente zah 
deſſen demielben ein Kapital gewähren will, bei welchem die Rente mit 5 W 
pital geſchlagen wird, es erforderlich iſt, daß in den Reſolute dieſes Wahlten 
ausdrüdtidy vorbehalten bleibe, und hat die K. Meg. daher in alien Faͤllen de: 
Reſoluts hiernach zu faſſen. Gefchieht die, fo ift nit mohl abzufehen, wie 
rung der Berhältniffe zwifchen dem Doimainen-Fisfus und abgabenpflichtig! 
‚ten, welche hiernächſt eintreten fann, zu Verwickelungen Veranlafſung gebe 
für die Aufhebung des Zwangsrechts zugeſprochene Entjhäbt ung lebigid| 
bed Lebtern tritt, und ebenfo, wie dieſes, einen Gegenftand der Befriedigung N 
berechtigten Domainen-Fistus ausmacht. Um jedoch dad Intereſſe des AN 
tigten, wo ein ſolches obmaltet, jo viel thunlich zu ſichern, wird die K. Req. 1 
gangen, welche in den älteren Provnzen der Monardjie ftattgefunden haben. 
in ir Faͤllen, wo ein ſolches obwaltet, dem Tenor Ihres Reſoluts die Berl 
zuzufügen: | 

daß dem N. N. als Erbverpächter oder Erbzinsherr (mo dieſe Fälle en 

jedenfalls als Rcalberechtigter und Hypothekenglaͤubiger der für ihn auf da 

grundftüde haftenden Abgaben feine ihm gefeglic, zuftehenden Kechte vorz 
(Min. 8. 1841 ©. 92.) 

d) Zum $. 5. 

R. des Min. ded Inn. (v. Schuckmann) v. 22. Mal 1828 an die 
N. N.ſche Erben, und abſchriftlich an die K. Reg. zu Potddam. Gegen 
des ©. v. 15. Sept. 1818 feſtgeſetzte Präkluſtofriſt findet feine Refiten 

x. ıc. Wenn die Supplifanten mit Ihrem bei ber Meg. angebrachten # 
Entihädigung für die Bufhebung ded Mahiztvanges ber Ihnen in K. N. su: 
fenen beiden Winbmühlen abgewiefen worden find, fo ift Died In &emägpelt ie 
deö 8. 5 der V. v. 15. Sept. 1808 gefchehen, Inden Sie Ihren Anfpruc m 
dieſem Paragraph beftimmten fechsmonatiicyen Zrift angemeldet haben. Die 
enthaltene Kiauſel, daß nach Ablauf der beftimmten Frift auf feine neuen Ant; 
Art weiter Nüdfiht genommen werden foll, ſpricht deutlich die Prakluſſon ir: 
aus, weiche fich nicht während der gedachten Friſt gemeldet Haben, und ed I. 
in dem angezogenen 8. entiyaltene Zuſatz, 

daß Jeder, der die Frift verftreichen laffe, fo angefehen werden folle, ald be 
Nachtheil erlitten. . 
nicht, wie die Supplifanten ausführen wollen, dahin ausgelegt werden, ald I! 
en, welche fpäter einen erlittenen Nachtheil nachweiſen würben, ihre Anfprükt- 
blauf der Bräfiufipfrift vorbehalten bleiben. F 

Die in dem, von ben Provokanten angezogenen 8. 535 Tit. IX. Zp. IF 
in Betreff der Verjährung rüdfichttih der Minorennen enthaltenen Bein 
nen hier feine Anwendung finden, indem fich diefelben auf Brivatredte c 
aber von einer Entſchädigung bie Rede ift, welche ver Staat für eine befondr? " 
Begenftänden burd) ein beſonderes Wefeß zuſichert. Sollte die Anſicht da ®®" 


‘ 
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vürben bie Mühlenztvangs-Entihädigungs-Ungelegenheiten noch Tange nicht 
yaft erreichen. Denn hienach könnte ein Sntteäbigunge- Anfpruch,, der im 
i ein unmünbiged Kind bon einem Jahre gediehen, noch 23 Jahre fpäter, alfo 
geltend gemacht werben, was bem Zwege bed ®. v. 15. Sept. 1818 ganz 
est it. hen um fich gegen dergl. Anſprüche in fpäterer Zukunft zu fihern, 
3. bie fechömonatliche Präftuflofrift feftgefebt. . 
: inbeffen aud) analogiſch nad) allgemeinen geſetzlichen Beflimmungen bon einer 
Ithat der Minorennen hier bie Rede fein Fönnen, fo wäre es nicht das von den 
en aflegirte ®., fondern ein beneficium restitutionis, wie es gegen gerichtliche 
ın nad) 8. 13 Sit. 16 der Proz. O. nachgelaſſen ift. Dann wäre dad G. d. 
1818 ald Bräftuflond-Urtel anzufehen, und müßte deſſen Stelle vertreten. 
folchen Fäden eine vierjährige Reftitutiondfrift ftattfindet, fo wäre diefe Krift, 
16 ©. im Dec. 1818 publicrt worden, ſhon im Dec. 1822 abgelaufen, alfo im 
‘, mo bie erfte Anmeldung Seitens der N. N. ſchen Erben geſchah, längft vers 
oefen, und alfo auch hlernach der Anſpruch derfelben jegt nicht mehr zu begrün, 
: folhe Meftitutionäfrift tann aber auf ein fpezielle® G., wie das b. 15. Sept. 
falls nit Anwendung finden. 
5upptifanten mäffen daher, tva8 ben Antheit der Winorennen betrifft, ſchon aus 
ınde, wie hiemit gefchieht. abgeiiefen werden; bei den majorennen Erben kann 
olchen nadıträglihen Zulaſſung um fo weniger die Rebe fein. 
1. 823. — 2, 130.) : 


Zum $.7. 

ber 8. Min. bed H. (d. Bülotv) und ded Ian, (v. Schudmann) d: 
, 1821 an die 8. Weg. zu Frankfurt. erfahren der Kreissehörden 
erung der Entſchädigungö-Anſprüche wegen bed aufgehobenen Mahl⸗ 


®. Weg. wird auf ben Ber. b. 15. b. M., betr. Die Ihr gu Nachachtung mitges 
ber v8 zu Potsdam entwerfene Inftruftion für die Kandräthe, in Beireff des 
3 bei Erdrterung ber Entjchädigungdanfprüde wegen des aufgehobenen Made 
tröffnet, daß es bei der von Ihr geſchilderten Lage der Sache für jet allerdings 
r erforberlidy fpeint, den Gegenfland durch eine allgemeine Inftruftton für Se 
örden des bortigen #eg. Bez. bom Neuem aufguregen, inbem es ietmehr hin · 
n in ben einzelnen noch welier vortommenden Fallen, wo es noͤthig ſcheint, bad 





der Kreisbehoͤrden, nad) Inhalt der gedachten Inſtruttion, unter den von der 


x zutäffig erahteten Mobifitationen ergänzt und berichtigt wird. 
iell wird der K. Meg. übrigens Nachftehendes zu erfennen gegöem 
> von Ihr wegen Abnahme des Zeugeneides aufgeworfene Bedenken erfheint 
rheblid). Die Frage: ob Zeugeneide nothwendig von gerichtiihen Behörden 
nommen werben müſſen fann hier im Allgemeinen unerörtert bleiben. Die 
fung ber Entiyäpigungs-Anfprüde der Inhaber aufgehobener Bannrechte ift 
: ben Berichten entzogen, und ben Bermaltungöbehörden übertragen. Letzteren 
die 8. b. 15. Sept. 1818 8.7 bloß naggelaſſen, aber feineöiwegd zur 
cht gemacht, zu den Beweldaufnahmen 2c. Juſtizbeamte zugugiehen. 6 fann 
er gar feinem Zweifel unterliegen, daß bie Vertwaltungsbehörden, fofern fle von 
r Radhlaflung keinen Gebrauch machen wollen, in biefem Falle die Zeugeneide 
ſt abzunehmen befugt find, und daß es zu deren @ültigfeit der Zuziehung einer 
ichtöperfon nicht nothivendig bedarf. 

ber in der fraglichen Inftruftion dem Müller zur Begrändung feines Entihädis 
g8-Anfpruces auferlegte Rachteeiß, daß die Siwangögäfte ohne fein Verfhulden- 
geblieben find, allerdings hinreichend; wenigftend berechtigen die Vorſchriften 
8. b. 15. Sept. 1818 nicht, hierüber hinaus zu gehen. 

m wenigften verpflichten fie den vormaligen Inhaber einer Bannıgerechtigteit 
iner folhen Bemweisführung, tvie die K. Neg. vorfhlägt. Da ed num unftatte 
ift, Anforderungen an die Wrovofanten zu machen, welde in bem Befet nicht, 
-ündet find, fo muß e& bei der angeführten Beftimmung der Inftruftion fein 
—A des Beweiet über ben durch bie Aufhebung ber 
ch bie laffung des Betvcijes über ben burch bie Aufhebung Bann 

it erlittenen Muofall am Gemap! mitietft Erforfchuug ded brüfiumkliit 

die in der Inftruftion näher angegebene Reife, ker 
r Seite der Nothiwendigfelt, da viele ehemalige 3 

ganze Ortfchaften von ber Banı-Mühle megun 
gmahlenden probocirt wird, eine gar zu gi 
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zu müffen, weiches ohnehin felten zum Zweck führen bürfte, ver. 
anderen Seite aber eine Erleichterung in die Beweisführung legen: 
ber Fidfus niemald benachtheiligt werden fann, weil es fi alt: 
hanbelt, ein Minimum de Debitd auszumlittein, welched die hoirtis 
nicht überftelgt. Eben deshalb iſt die Nachlaſſung mit den Vorjor 
genannten V. auch mohl verträglich. 
Von der früher auögeiprochenen Anficht : 

- doß in ben 3. 1796 bis 1805 nur dad Zwangsgemahl ad com; 

önne, 

find die Min. zurüdgefommen, nad) 8.2 der ®. der Debit (indis 
ber ganze Debit, mit Einfhiuß des Freigemahls, während beide: 
gewieſen merben foll, (X. V. 339. — 2, 42.) 


f) Zum 6.8. 

o) R, de K. Min. des Inn. (Köhler) v. 27. Mai 1826, 0 
zu Stettin. Verfahren bei Andzahlung der den Müllern bewil 
digungd⸗Gelder. 

Das K. Fin. Min, hat den von der K. Meg. an daſſelbe und bad 


erftatteten Bericht d. 26. v. M., die in Antrag gebrachte nähere Beltimm 
bei Auszahlung der den Müllern bewilligten Entſchädigungen zu beobadıter 
mit dem Bemerken hierher abgegeben, daß die K. Meg. in Anſehung der | 
Domainen- Fiskus ald Ober-Eigentyümer oder Erbverpädhter der M 
ſchon mit der erforderlichen Anweiſung verfehen worben fel, der Domalnc 
bei den Begenfländen bed vorliegenden Berichts fein Interefie habe. 

Daffelbe hat daher die meitere biesfällige Verf. dem Min. des Inn. ı 

Da nun aud, was die Brivatmülfer betrifft, ſchon durdy den 8. 8 ber 
1818 vorgefchrieben worden ift, mie es bei getheilten Eigenthumd- und 
mit der Auömittelung der Entfhädigungen und der Auszahlung der Enil 
gehalten werden folle, fo wird die K. Reg. wegen Ihres vorgedachten Al 
geieglihe Beftimmung mit dem Beifügen vermwiefen, daß ed Hinfichte 
Gläubiger jeden Falls hinreiht, wenn die K. Meg. vermöge Ihres offi« 
forgt, daß felbige von der gefchehenen Feftfegung der Entfhädigunge-Sun 
tigt, und dadurch in den Stand gefeßt werben, Ihren etivanigen Wide 
Auszahlung der Entfchädigungägelder an den Beflger der Mühle, in Er 
biesfälligen gütlichen Vereinigung mit dem Lebteren , Im Nechtömege du 
ſchlag zu begründen. , (U. X. 424. — 2. 100.) 


4) Wem gebührt die Entfhädigung, welde für bie ! 

Mühlenziwanged durd) das Ed. v. 28. Dtt. 1810 gewährt w 

Der Blenarbefhl. des Beh. Db. Trib. v. 18. Dit. 1847 ı 

Der Anſpruch auf die Entfhädigung, welche der Staat mad) dem Ed. 

und der ©. 0.15. Sept. 1818 für bie Aufhebung des Mahlzwanges In Me 

teiftet, ift auf den Singular⸗Sukceſſor des im Jahre 1810 berechtigten Be 

lengrundftüds ohne befondere Verabredung nicht übergegangen. | 

(Entfheid. Bb. 15 ©. 46, Juſt. Min. BI. 1848 ©. 131, Min. B 
1848 ©. 54 Nr. 56.) 

Denfelben Grundfaß hatte das Beh. Ob. Trib. in dem | 
1834 (Simon, Kechtsſpr. Bd. 4 S. 303.) audgefproden, wogeg 
2. Mär, 1832 und 6. Dft. 1833 (a. a. O, Bd. 3 ©. 184 ff) 
hatten, daß die Entſchädigung an Die Stelle ded aufgehobenen DH 
trete, und gleich diefem auf jeden Erwerber, als eine Vertinenz 
übergehe, woraus von felbft folge, Daß jeder Beſitzer einer feit Em 
v. 28. Dft. 1810 in mehrere Hände gelommenen, vormaligen 3 
denjenigen Theil der Entjhädigung, welcher in feine Beſitzzeit 
machen könne, 

g) Koften und Porto. 

a) N. der K. Min. ded H. (v. Bülow) u. ded Iun. u. d. 
mann) d. 6. Dec. 1819 an die K. Meg. zu Potödam. Vorſchuß 
Audmittelung der Entfhädigung der Müller für die Aufhebung d 
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en Ber. ber K. eg. v. 19. DH. e., betr. die bei Ausmittelung ber Entihäbi- 
Müller für die Aufhebung des Mahlzwanges entftehenden Koften an Fuhr⸗ 
ıng, Diäten, Zeugengebühren und Meitengeldern, wird derſelben eröffnet, daß 
als Ertrahent ſolche in jedem Falle vorſchießen muß, und nur, In fofern ihm 
prud genommene Entihädigung zuerkannt wird, die Wiedererftattung vom 
fordern berechtigt If. Hiernach hat die K. dieg. in vorkommenden Fällen zu 
(A. III. 996. — 4. 71.) ' 


R. des K. Min. ded Inn. (Köhler) v. 7. Juli 1827. Die Mühlens 
ntfhädigungdgelder find portopflihtig, wenn Die Auszahlung nicht 
ir, fondern durch bie betr. Berichte erfolgt. (4. XI. 656. — 3. 40.) 


K. D. v. 24. Dit. 1823, daß den bannberechtigten Mühlenbeſitzern we⸗ 
bung ded Getränkeswangd von Seiten des Staatd eine Entſchädigung 
ftet werden fol. 


Mir vorgelegte Gutachten des Staatsrathö, über dad Bedenken: ob den bann⸗ 
3 Mühlenbeſitzern auch für ſolchen Verluft, den fie durch Aufhebung des Ge⸗ 
ages erlitten haben, cine Entfhädigung von Seiten des Staats zu Ieiften ſei? 
dahin beftätiget: daß die Mühienbefiger für diefen Theil ihres Verluſtes eine 
ung vom Staate nicht fordern fünnen, weil der Gewinn, den der Müller durch 
nfezwang mittelft der größeren Konfumtion ber Brauereien und Brennereien 
zufällig war, und das Bannrecht ded Getränkezwanges mit dem ihm übertwies 
rechte des Mahizwanges in feiner Inneren Verbindung ftand, meöhaıb der Ins 
Getränkezwanges diefed Hecht, ohne Widerfprud von Seiten des Müllers, auf: 
nd eben hierdurd , mittelft der vermehrten Einfuhr fremder Getränfe in ven biö⸗ 
annbezirf des Müllers, den Bewinn befjelben zu vermindern oder ihm ſolchen 
zu entziehen, unftreitig befugt mar, woraus von felbft folgt, thelld, daß ber 
ı Getränfezwong allgemein aufheben fonnte, ohne fih dadurch dem Müller 
Entfhädigung zu verpflichten, theils, daß der Verluſt, den die Erbpadhtmüller 
Aufhebung ded Getränkezwanges erleiden, nicht zu ben Gegenſtänden gehört 
a8 Geſetz d. 28. Dft. 1810 verfügt, indem es 8. 2 den Regreß gegen ben Erb- 
ausſchließt. Ob der, Erbpachtmüller einen ſolcheu Megreß geltend machen könne, 
unabhängig von der Vorſchrift des G. v. 28. Oft. 1810 8. 2, lediglich nad) den 
ngen des A. L. R. 88. 207 ff. Tit. 21 Thl. I. und dem Inhalte bed Erbpacht⸗ 
zu beurthellen. Dad Staatsmin. hat hiernady weiter zu verfügen und biefe Ente 
durch die G. S. befannt zu machen. (®. ©. 1823 ©. 168.) 


Auszug aus dem Landtagbabſchiede für die brandenburgifchen und nieder» 
en Brovinzialftände, v. 17. Aug. 1825. Entfhädigung ber alten Mühs 
r betr. 


dad Geſuch der alten Mühlenbeftßer, für die aus der Aufhebung des Mahlztvanges 
yahjenen Nacıtheile eine volftändigere Entjchädigung zu gewähren, und die fer- 
lagen neuer Mühlen einigen Beſchränkungen zu unterwerfen, befcheiden Wir Un⸗ 
uen Stände dahin, daß Wir bei ber durch Die ®. v. 15. Sept. 1318 bereits ges 
Srieichterung. der Bemelsführung über dic Eyiftenz des Schabens und bei den 
zirklich ſchon erfolgten und fortwährend nody erfolgenden Entihädigungen ber 
ne fernere Erweiterung der im Ed. v. 28. Dft. 1810 auögefprochenen Enlſchädi⸗ 
ndfäge nicht geftatten fünnen, daß Wir indeflen Unfer Staatömin. beauftragt 
n8 Beſtimmungen in Vorſchlag zu bringen, wie den feit bem Mblauf ber präftufe 
rift durch neue Mühlenanfagen entftehenden Beriuften vorgebeugt, und wie ders 
Berlufte vergütigt werden follen. (A. X. 474.) 


IH. 
In der Bropinz Poſen. 


ir das Großherzogthum Poſen wurden durd dad ®. v. 13. Mai 


infichtlic der Entſchädigung die Beftimmungen der 8.0.15. Sept. 18187) 
ut der Maaßgabe für anwendbar erklärt, daß dafelbft zur Begründung 
tihädigung® »orberung der Debit aud den’ beiden Perioden von 1816 
18 und von 1834 bis 1837 nachzuweiſen, und ber Beweid ded Nichtvor⸗ 


—— 


Bergl. oben ©. 234. 
NL ®,L 
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Obgleich das Ebd. ’v. 28. Okt. 1810 megen Aufhebung bes Mahle, Bier⸗ und? 
wein⸗Zwanges nad) feinem ganzen Inhalte nur auf bie bamals zur Monarchie gr. 
Probinzen fi beichräntt, fo haben doc) nad) Ihrem Ver. v. 25. v. M. mehrere &: 
diefer Beichräntung entgegen erfannt und dad Em ohne gefehlihe Beftimmun; : 
benjenigen Provinzen zur Anwendung gebracht, weiche fpäter mit: ver Wonargjie :: 
ge mworben. Um folden abweichenden Unſichten ein Ziel zu ſetzen, will Ich au. 

ntrag hierdurch noch beſonders erflären, daß das obengedachte Ed. in den fpät: 
oder twiedererworbenen Provinzen bei Einführung des W.2. R. nicht mit eingefi: 
biefen Länderthellen alfo der Mahl⸗ Bier» und Branntwein⸗Z3wang da, mo er: 
beftand, zur Zeit noch nicht aufgehoben iſt. Sie haben dieſen Erlaß zur Belchre: 
Berichte durch die &. ©. bekannt zu machen. (G. ©. 1836, ©. 168.) 
Was nun: 

1) die neu: und wiederertvorbenen Provinzen, worin daB A. L. R. bıı 
eingeführt ift, betrifft, fo zerfallen diefe in zwei Abtheilungen, nämlich 

a) in jene, two die Zwango⸗Gerechtigkeiten bei der Einführung der‘ 
Nechtobücher bereitd abgefhafft waren und dad Müllergeiwerbe frei gr 
war, nnd 

b) in jene, wo dieſes nicht der Fall. | 

Zu a. Zu den Landeöthellen ad a gehören alle diejenigen, in mt 
bie Franzöſiſchen Geſetze gegolten haben. 

Ganz unſtreitig iſt Died in Anſehung derjenigen Landedtheile, weldt 
Köðnigreiche Weſtphalen, zum Großherzogthum Berg und zuden 
zoͤſiſch-hanſeatiſchen und Lippe-Departementd gehört haben. 

Diefe Landestheile find: 

a) die Provinz Sadyfen mit Ausnahme ded Herzogthums Ex: 
und der unbedeutenden, von Shwarzburg- Sonderdhaufen und Sär. 
burg-Rudolftadt und Sahfens Weimar abgetretenen Diftrifte, in: 
ded Bebieted von Erfurt und der dieſſeits Elbiſchen Theile ber Alt: 
und des Herzogthumd Magdeburg; 

ß) die Provinz Weſtphalen, mit Audnahme ded Hergogthumd® 
phalen und der Grafſchaften Wittgenftein und WittgenfteinsWerleh: 
fowie der Aemter Burbad- und Neuenkirhen, und 

° y) der dieſſeits rheiniſche Theil der Provinz Eleveund®: 
fo weit Diefer zum Depart. des Db. 2. Ger. zu Hamm gehört, 

Die drei Geſetze, betr. die Rechtöperhältnifje ded Brundbefiged und ders 
berechtigungen In den gedachten Landedtheilen dv. 21. April 1825, $. 60: 
vefp. 66. 39 u. 41!) haben die während der Fremdherrſchaft erfolgte Muhr 
aßer Zwangs⸗ und Banngerechtigkelten außdrüdlicy beftätiget. Die nad uf: 
der Fremdherrſchaft wieder an Hannover gefommenen und von biefem an gu. 
abgetretenen Diſtrikte, nämlid die Memter Nedenberg und Klötze mil 
Dörfern Rüdigershagen und Gänfeteih, machen jedody eine Aut 
indem daſelbſt, nach $. 118 des cit. Geſetzed, die Bannrechte nicht aufgehoben 
dern tur für ablösbar erflärt worden find. Auch in dem Gebiete ber vom: 
hanfeetifhen Depart., welches nicht borher dem Königrelche Wellp)- 
einberieibt war, find durch den 8.40 a. a. D. die Mühlenzwangsrechte, unle! 


c) R. des K. Juſt. Min. v. 19. März 1832 (nebft Urtel des Beh. D&“ 
(Jahrb. Bd. 39, ©. 123, Gräff, Sp. 6, ©. 66), in 
d) Ber. ded Geh. Ob. Trib. 0.20. Ang. 1834 nebft Erk. v. 13. Ian. 1891 1 
Bd. 44, ©. 333, vergl. Zur, Zeit. 1835, ©. 91 M 
e) X. OD. d. 5. Sept. 1833 (Jahrb. Bd. 47, ©. 517, Gräff Bd. 10, ©.8', 
Auch dad Vräf. des Geh. Ob. Trib. v. 17. Sept. 1847 führt aus, bh 
p. 28. Ott. 1810 in den feit dem Jahre 1814 mit der Monarchie vereinigt? * 
binzen und Orlfchaften gar feine Anmendung finde. 
(Entf. Bd, 15, S, 493 Präj. Nr 1922.) 


2) Vergl. oben S, 209 u. 210. 
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alt der Ablöfung, in fofern aufrecht erhalten, alb der Berechtigte ein Anderer, 

ber @utöherr der Zwangspflichtigen, ober berfelbe zwar ber Butöherr ber 
‚angspflihtigen geweſen ift, den leßteren aber noch andere Vortheile, ald Die 
Be Erhaltung der Fabrifationd-Anftalt in Rudi auf die Zwangspflicht zuges 
nden haben. 

Die Freiheit ded Müllergewerbed, ſowie bie aller übrigen Gewerbe, 

r in den ad a. erwähnten Zandeötheilen ebenfalld bereitd hergeftellt, nämlich: 
‚ 0) in dem bormaligen Königreihe Weftphalen dur bie, Dekrete d. 
Aug. 1808, Art. 19 und v. 12. Febr. 1810, Art. 21, (Bulletin des lois 
%. 1808, Nr. 50, u. v. 3. 1810, Nr. 8), 

ß) in dem vormaligen Broßperzogthum. Berg dur‘ daB Dekret v. 

. März 1809, Art. 8, (Bulletin des lois T.1., p. 342) und 

7) in den bormald Hanfeatifhen und Lippe-Depart. zufolge ber 
anzöſiſchen Dekrete v. 15. und 28. März 1790, Art. 22, v. 2. und 17. März 
91, Art. 2 und”. (Code general Francais, T. VII. p. 37 u. 39.) 

Die Voraudfeßungen, worauf dad Ed. v.28. Dt. 1810 berupt, nämlid) die 
twerbefreiheit und Die Hufhebung der Zivangd> und Bannrechte, fanden ſich alfo 
den fraglichen Provinzen bei der Einführung ded A. L. R. bereitö vor. Deſſen 
geachtet hat die K. D. v. 23. März 18361) entſchieden, daß auch In dieſen 
ndeötheilen dad Ed. v. 28. Dft. 1810 nicht mit für eingeführt zu erachten 2). 

Indem Fürſtenthum Siegen, welches nach der Aufhebung ded, Groß⸗ 
aogthums Berg eine Zeitlang unter Raſſau⸗Oraniſcher Hoheit ſtand und in die⸗ 

Zwiſchenpfriode von der Herrſchaft des franzöſiſchen unter jene ded gemeinen 

itſchen Rechtd, an deſſen Stelle erſt mit der Publikation des Patents v. 21. Juni 
25 3) das A. L. R. getreten iſt, zurückkehrte, iſt der Rechtszuſtand im Weſent⸗ 
en derſelbe. Durch die Bergiſchen Dekrete v. 31. März 1809 und 13. Sept. 
11 iſt daſelbſt die Freiheit aller Gewerbe und die Aufhebung aller Jiwangds 
d Bannrechte verfügt worden, und Die Naſſau⸗Oraniſche V. v. 12. Dec. 1813 
alle durch die Bergiſche Geſetzgebung begründeten Rechte auddrücklich aufrecht 
alten. 

9) Außer den vorgebachten Landestheilen iſt die Franzöfifche Geſetzgebung auch 
der zum Herzogthum Warſchau gehoörig geweſenen Provinz Poſen 
of den Kulm⸗ und Michelauſchen Kreiſen, und dem Gebiete von 
porn bid zu deren Bereinigung mit dem Preuß. Etaate in Kraft geweſen. 
urch ein außdrüdliched Geſetz find dafelbft während ber freindherrlichen Weg. bie 
ühlenzwangd⸗Gerechtigkeiten nicht aufgehoben worden; ob indeß Diefe Aufhebung 
ht eine noihwendige Folge der Einführung des Code Napol&on geweſen fel, 
rüber find da8 Ob. 2. Ger. zu Marienwerder und dad Db. Appell. Ger. zu 
fen verfchledener Meinung. Erftered behauptet die affirmative und letztered die 
jative Meinung. Das Juſt. Min. ift in einem Schreiben an dad Fin. Min, 
1. Juni 1827 der Anfiht des Ob. 2. Ber. zu Marienwerder beigetreren. 

(Act. gen, I. Abth, Nr. 12, Vol. 2.) 

Diefe ftütst fi auf die Vorſchrift ded Code Napoleon art. 686, wodurch 
roituten, bie einer Berfon, und nicht einem Brundftüde auferlegt und zu Gunſten 
er Perſon, und nicht eined Grundſtücks beftelt ſind, für unſtatthaft erklärt wer⸗ 
;, and auf die Vorſchrift des Warſchauſchen tranſitoriſchen G. v. 10. Okt. 1809, 
. 9 (Warſcheuſche G. S. Bd. II. ©. 52), wonaqh frühere Rechte nur in fotoeit 
tbeftehen bleiben, ald fie nicht einem Verbotsgeſetze des Gode Napoleon zuwi⸗ 


ı) 1) Rergl. oben ©. 227. 

2) Vergl. über das Unrichtige biefer Entſcheidung die sang. u. Erläut. ber Preuß. 
Rechtsb. v. —8 2. Ausg. Bd. 2, S. 502—503 

) G. S. 1825, S. 
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‚ber laufen. Da man nun bei ber Redaktlon ded cit. art. 686 gerade folheh, 
wie der Mühlensiwang u. f. w. im Auge gehabt hat, dieſer folglich mit untı! 
Verbotögefeh fält, fo wird daraus der Schluß gezogen, daß jenes Recht nik 
ner habe beftehen können. Diefe Argumentation. ift zwar nicht über ale 3 
erhaben, allein fie entfpriht ganz dem Geifte ber franzöflihen Legidlation, 
verdient um fo mehr Berückſichtigung, als fie zu den nämlichen Mefultake 
unfere neuere Geſetzgebung hinführt. 

Unter der Boraudfegung der Aufhebung ded Mühlenzwanges ift die®: 
tung des Ob. 2. Ger, zu Warienwetder, daß aud dad Mühlen⸗Ed. v. 28 
1810 für eingeführt zu achten fei, nicht zu beftreiten. Dad Staatömin. hat 
unterm 8, Dit. 1826 (cf, die cit. Akten) die entgegengefeßte Anficht angens 
und fo hat auch die 8. D. v. 23, März 1836 7) entihieden. 

Für dad Großherzogthum Poſen ift indep da8 G. v. 13. Maui 
wegen Aufhebung der Ziwangd» und Bannrechte?) ergangen, weldhed daboi 
zugehen fcheint, Daß der Mühlenzwang bereitd durch) den Code Napoleon 
hoben fei, indem ed nur »bie noch beitehenden« Zwangb⸗ und Bannrechte u 
nänlih den Getränke-Konſumtiondzwang und die Schankgerechtigkeit. 

Zu b) Unter den Bropvinzen, wo unfere vaterländiſche6 
gebung zwar eingeführtift, der Mühlen» und Bewerbezmwang 
nod) fortbeftehen blieb, nimmt 

a) dad Herzogthum Sadhfen nebft den Marktgraffchaftent 
und Niederlaufiß den wichtigften Platz ein. Es iſt zwar audy bier die 
erhoben worden: ob nicht dadurch, daß da8 A. 2. R. mit allen abänderntt 
ergänzenden Beftimmungen durch dad Patent v. 15. Nod. 1816 (G. ©. € 
eingeführt und ale frühere allgemeine Landesgeſetze außer Kraft gefeht mi 
die obigen Beſchränkungen für aufgehoben und dad Ed. v. 28. Dit. 181 
anwendbar zu achten fei? Allein da durch dad obige Patent alle wohl erwor 
Mechte namentlich aufrecht erhalten wurden, fo konnte der allgemeine Weil 
Gefebgebung einen zureihenden Grund. abgeben, bie Mühlen» und fe 
Zwangsrechte für aufgehoben anzunehmen. Ohne die Freiheit der Gewerh 
Mbftellung der Iwangorechte fehlt ed aber an der Grundlage, tvorauf dad | 
28. Dit. 1810 beruht; fo lange diefe nicht hergeftellt war, liche ſich dad Et. 
ausführen. Aus den indiniduellen Verhältniffen welche in den gedachten Land 
len ftattfinden, würde daher fhon von ſelbſt folgen, daß das Ed. nidyt ange 
werden fönne, wenn aud) der Befeßgeber ſich nicht Darüber befonderd audgelt! 
hätte; dieſes iſt aber in einer K. O. d. 30. Juni 1823 (Acta des Mind. 
sub rubro: »Mühlenfadhen« Nr. 62) gefhehen, und hierin fengefegt wordt 
dad Sächſiſche Generale v. 8, Mai 1811 (dritte Fortſ. ded Codicis Auf 
2. Ahth. S. 311) und in subsidium die Vorfhriften des A. L. R. Ti. 
Thl. I. daſelbſt zur Norm dienen folen?). Das Generale enthält zur 
wefentlihe Abweichung von den Beſtimmungen ded Tit. 23 ded A. L. R. N 
jene, daß eine Batrimonial»@erihtöbarkeit zur Anlegung einer Mühle auf ty 


1) Oben ©. 227. 

2) Dben ©. 210. an 

2) Dies fpricht auch das M. d. K. Min. des Handeld u. d. Inn. v. 13. Mail 
die K. Reg. zu Frankfurt aus, welches bemerft: J 

»Auf den Ber. v. 11. April vd. 3. eröffnen wir ber K. Reg, daß po n 
»bie von ihr vorgeſchlagene ſubſidariſche Anwendung des Mühlen⸗Ed d.“ 
»1810 auf die vormals ſächſiſchen Landestheile nicht erklären können; ai 
»weiſen wir Diefelbe hierdurdh an, in Bemäßheit der Beftimmungen I!" 
»bereit8 unterm 9. Juli 1823 mitgetheitten K. D. v. 30. Juni ej., im Algen! 
nach den Feſtſetzungen des Generale v. 8. März 1811 zu verfahren ı«. 
(a, VIII. 877—2, 140.) 
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ınde und Boden seiner befonderen Konzeffion bebürfe; dieſe Vorfchrift, welche 
den Sächſiſchen Rechtogelehrten auf eine unumfchränfte Befugniß gedeutet 
de, iſt aber durch die angeführte K. D. auf Mühlen zum eigenen Gebraude 
hränft worden, 

Für die Sähfiihen Stiftöländer und die Marfgrafihaften Ober» und Nie⸗ 
‚Laufig find befondere Mandate tvegen der Mühlen» inlagen bald nad) ber 
heinung des oben erwähnten Generale’s ergangen, welche mit dem Generale 
der Hanptfache Übereinftimmen. 

(ef. die V. für dad Stift Merfeburg v. 13. Aug. 1812 und für die Ober; 
iſitz v. 12. Aug. 1812 in dem cit. Alt.) 


6) Dad Bebiet von Erfurt gerieth durch den Zilfiter Frieden unter die 
nzöſiſche Herrſchaft, e8 wurde nicht definitiv zu irgend einem Staate gefchlagen, 
bern bis zur Wiedervereinigung mit der Krone Preußen von einem probiforis 
n Boubernement verwaltet. Died war die Veranlaffung, daß dafelbft während 
T Zwiſchenperiode da8 A. 2. N. in Kraft blieb. Bon einer Wiedereinführung 
ed Geſetzbuches fonnte alfo feine Rede fein; gleichwohl wurde dad Publik. 
tent v. 9. Sept. 1814 fo gefaßt, daß ed auf alle twieder vereinigte Broninzen, 
 alfo aud auf dad Gebiet von Erfurt bezogen werden mußte. Wan bat 
er dieſem Patente die Wirkung beigelegt, daß dafelbft die felt 1807 in dem 
uß. Staate ergongenen, dad U. 2. M. abändernden, ergänzenden und erläus 
den Beftimmungen für eingeführt anzufehen fein. (cf. Heinemann, Stats 
rechte von Erfurt, Abthl. 1. Abſchn. 3 $. 26 ©. 195.) 

Es entſteht bemaufolge auch hier die Frage: ob dad Ebd. v. 28. Okt. 1810 
eine abändernde Beftimmung ded A. L. R. Geſttzeskraft erlangt habe? Dieb 
u verneinen, da die Getverbefreiheit hier nicht angeordnet, und die Zwangs⸗ 
htigfeit nicht aufgehoben worden, folglich die zur Anwendung ded Ed. noths 
digen Vorausſetzungen niht vorhanden find. 

Belondere Provinzialrechte exiſtiren, zufolge de obigen Werkes von Heine⸗ 
in, in dem @ebiete von Erfurt über den fraglichen Begenftand nit; es finden 
r bafelbft Die Vorfehriften ded U. 2. R., welche dort niemald ihre Gültigkeit 
joren haben, ferner Anwendung. 

y) Wad die Legislation ded Mühlentvefend in ben unbebeutenden, don 
ıhfen- Weimar, Schwarzburg-Sonderdhaufen und Schtarzs 
rg⸗RKudolſtadt abgetretenen Diftrikten betrifft, fo hat in jenen kleinen 
aaten der alte Mechtöruftand, welcher mit jenen in den K. Sächſiſchen Landen 
ßtenthells gleichartig iſt, Feine große Veränderungen erlitten, und da dad Säch⸗ 
ye Bublifationd»Batent v. 15. Nov. 1816 durch die ®. v. 25. Mai 1818 
2u. 3 (G. S. ©. 45) in.den obigen Diſtrikten für exekutoriſch erklärt ift, fo 
et eine weſentlich verſchiedene Verfaſſung nit ſtatt; wenigftend müffen dort 
subsidium die Vorſchriften des A. L. R. Tit. 23 Thl. I., mit Ausflug deb 

‚db. 28. Dit. 1810, für anwendbar erachtet werden. 

Id) In dem Herzogthume Weftphalen und den Grafſchaften Witt 
ıftein und Wittgenftein-Berleburg, welde von dem Großherzogthume 
Ten abgetreten find, ift die alte Berfaffung ded Mühlentvefend nicht abgeändert 
den, namentlid find dafelbit die Zwango⸗- und Bannrechte nit aufgehoben 
den. Dad Mühlen Ed. vd. 28. Dft. 1810 kann demzufolge, obwohl dab 
E. M. mit den fpätern, abändernden, ergänzenden und etläuternden Beftims 
ngen durd dad Publike⸗Patent v. 21. Juni 1825 (@, ©. S. 1853) eingeführt 
den ift, hier nit zur Anwendung kommen, fondern nur der Tit. 23 bed 


5 Die Aemter Burbad-und Neuenkirchen, welchẽ don Naſſau⸗Ora⸗ 


— 
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nien an die Krone Preußen abgetreten find, flanden in der Periode v. J. 
1813 unter Naſſau⸗Weilburg⸗Uſingſcher Hohheit. Die kurze Nüdttr: 
Diſtrikts unter der Herrſchaft feines urfprünglihen Zandeöherrn hat inte. 
hergehenden Rechtözuſtande nichts geändert. Die Verfaſſung des Mütier 
if hier, wie in den übrigen, von NaffawWeildurg-Ufingen erworbene C 
theilen, wovon unten Die Rede fein wird, in feiner alten Berfaffung, mtr! 
behaltung der Zwangd- und Bannrechte, fehen geblieben. Die Einfühn:: 
A. L. R., welche durch das obige Vatent v. 21. Juni 1825 erfolgt if, ke: 
keine Wirkung gehabt, ald daß der Tit. 23 des A. L. R., mit Aubſchluß 
vb. 28. Dft. 1810, an die Stelle bed gemeinen deutſchen Rechts getreten it. 

2) Die Provinzen, morin unfere haterländifhen Rechtöbücher ne 
Befeheöfraft haben, beftehen: 

a) aud den jenfeitö rheinifhen Landestheilen; | 

b) auß dem Diftrikte bed Düffeldorfer Regierungdbezirtt 
her nad) der Auflöfung bed Großherzogthums Berg interimiftifcy im 9. 18 
1815 dem @enerals@ouvernement zu Tüffeldorf untergeordnet geivefen if: 

c() aus dem don Naffau-Weilburg>Ufingen abgetreten 

biete, welches den fogenannten ofirheinifhen Theil des Koblenzer-Depatt.| 
d) aus der Stadt und dem Stadtgebiete von Wetzlar, un 
R e) aud Neu-Borpommern, 
bon denen eine jede, in Anfehung bed Mühlenweſens, ihre befonbere Berfafl: 
a) In den mit Frankreich vereinigt gewefenen jenfeitö:! 
[hen Provinzen, mo die franzöflihe Geſetzgebung vorläufig nod) beflc 
alle Zwangd» und Bannredhte in Folge der Defrete v. 15. u. 28. Mar 
art. 23 u. 24 u, v. 25. Aug. 1792, art, 5 ohne Eutihädigung abgeſchef 
nur Diejenigen, welche ‚fi auf einen befonderen Vertrag zwifchen einer Ge 
und einem Privatmanne, welcher nicht der Grundherr derfelben if, grünt: 
‚ folge eined Auefprudd ded Kafjationshofed dv. 7. Frimaire ded ZJahrıd 
aufrecht erhalten worben. 
(Code general francais T. V. pag. 348, 426. u. 427 u. Anmt 
Die Anlage von Mühlen ift dafelbf ein Gegenſtand ded freien Gr: 
und nur bei Anlagen an ſchiff- und flödbaren Strömen wird die Genehmige 
Stoated erfordert. Die franzöfifchen Geſetze, wodurch diefe Brundfäse 
felit find, find die nämlihen, welche oben, wo von ben vormaligen frar 
Hanfeatifhen Departementd die Rede geweſen If, angeführt find. 

- 5) In dem Theile des Düffeldorfer Departements, melde 
Großherzogthume Berg, und nad deſſen Auflöfung interimißijh ! 
General-Bonvernement zu Düffeldorf gehört hat, gelten, obwohl hier die 
zöfifche Geſetzgebung noch deſteht, hinſichtlich der Abſchaffung der Zwengẽ 
Banngerechtigkeiten die nämlichen Geſetze, welche in den Diſtrikten ded gid 
Großherzogthums, wo dad A. L. R. bereitd eingeführt iſt, Gültigkeit habt 
oben bereitd angeführt worden find. Wegen der Anlegung neuer Mühe 
hier jedoch zwei befondere V. ded vormaligen Beneral-Goubernementd d. 30. 
und 8. Rod, 1814 erſchienen, welche mit den Vorſchriften des Ed. b. 28. 
1810 ganz übereinflimmen und gegenteärtig noch befolgt werben. cf. die Alt 
Min. des Inn. sub rubro: Mühlenfahen Nr. 68. 

c) In den tormaligen Naffauifhen Landestheilen- in Mi“ 
Gewerdefreiheit nicht eingeführt, und namentiich ſind die Iwangs⸗ und Bar 
nicht abgefchafft, fondern in der V. v. 9. u. 11. Dec. 1815 8.71) (MR 


3) Diefe V. ift zwar erfi nach ber- Abtretung ded fraglichen Gebietes anf 
eiſchlenen. und hat eig daſelbſt feine Geſetztraft, fle beweiſt aber, dah dit? 
rechte früher daſelbſt nicht aufgehoben worden ſind. 
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Bd. 1 S. 336) ſogar auddrücklich aufrecht erhalten worden. (cf. die. Dar⸗ 
der Rehtoverfaſſung in dem oſirheiniſchen hee des Koblenzer Depart. 
ı ben v. Kamptz'ſchen Jahrb. Bd. XXVI. ©. 24.) 


geſondere Vrovinzialredhte über dad Wüblentwelen giebt ed hier nicht, fon» 
8 treten dafelbft die Grundſätze ded zur Zeit nody geltenden gemeinen deut⸗ 
Rechtö ein, ‚welche den Beſtimmungen ded Tit. 23 des A. L. R. im Weſent⸗ 
jleid) iind. 

|) In der vormals freien Reichbſtadt Wetzlar, worin zu der Zeit, 
zum Großherzogthume Frankfurt gehörte, die franzöſiſche Geſetzgebung ein» 
t war, wurde gu Anfange des 3. 1814 von dem damaligen interimiſtiſchen 
al: Boupernement dad gemeine beutiche Recht wiederhergeftellt, welched hin- 
) ded Mühlenwefend mit dem U. 2. R. in der Hauptſache übereinftimmt. 
e franzöfifche @efeßgebung in dieſer Hinfiht eine Veränderung begründet . 
ift als zmeifelhaft zu betrachten, da die tranfitorifhe V. v. 25. Juli 1810, 
ehung aller Rechtsinſtitute, vorüber der Code Napoleon nicht disponitt, 
amentlich in Anfehung der Patrimonial-Befugniffe, es bei ben biöherigen 
tn bewenden läßt, und befondere V. darüber nicht ergangen find. 


>) In NeusVorpommern und Rügen, wo dad gemeine deutfche Recht 
ortbefteht, hat ed niemald Zwangs⸗ und Bannrechte gegeben, und bie Uns 
on Mühlen ift dort ftetd ald ein unbefchränfted Recht der. natürlichen Freiheit 
en, fo daß landeöpoligeiliche Konzeffionen dazu niemals flattgefunden haben. - 
n Ber. der Weg. zu EStralfund v. 1. Juni 1824 in den ft. ded Min. d. 
sub rubro:' »Mühlenfaden» Nr. 60 Vol. 2.) 


III. Die allgem. Gewerbe:D. v. 17. San. 1845 $. 4 hat für den gans 
‚mfang ber Monardie den Mahliweng, den Branntweinzwang And 
rauzwang, mit Audnahme des Falles, wenn dad Zwangsrecht auf einem 
ge zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten beruht, für aufgehoben ers 
und nah $.5 a. a. D. findet aud) Im Iehteren Yale auf den Antrag bed 
ichteten die Ablöfung ftatt.  (Wergt. oben ©. 213.) | 


Dritter Titer. u 


Bon der Entfhadigung für die Aufhebung der Zwangd- 
und Bann » Nedte. 


L 


er Provinz Dfipreußen und Litthauen nebſt Ermeland und 
dem Marienwerderſchen Kreiſe. 


In dieſen Landestheilen ſollten nach dem Ed. v. 29. März 1808 als Ent⸗ 
zung dem Zwangsberechtigten, Mühlen⸗Erbpächter oder Pächter, der Kanon 
die Pacht, oder überhaupt die Abgabe, welche von der Mühle für baB - 
ngörecht derfelben biöher entrichtet worden, ganz oder zum Theil erlaffen und 
vermuthet worden, daß Die Erlaffung der ganzen Abgabe zur Entſchädigung 
erlich ſei. Dem Ober»Eigenthümer oder Verpächter der Mühle ſowohl, als 
isherigen Mohlpflichtigen ſollte jedoch zu jeder Zeit der Beweld offen ſtehen, 
er Audfol an dem Gewinnſte des Müllerd geringer ſei, uud wenn dieſer 
8 geführt würde, folte Dem Müller nur der wirkliche Ausfall vergütet wer; 
Für den Berluft bed Berechtigten durch den Erlaß der Abgabe folten Die 
igen Mahlpflichtigen auflommen. 


Vergl. dad Nähere hierüber in den 66. 7 — 9 de Ed. v. 29. März 1808 
der K. O. d. 25. Sept. 1836 (f. oben ©. 222 ff. u. 225.) 








224 on ber Befoͤrberung der Gewerbe; 


1. 


In ben Übrigen Brobingen, In welchen unter ber Preuß, Regi 

vor ber Publitation der Getverbe-D. v. 17. Ian. 1845 bie Zivangdr, Bat 

und Exkluſtv-Rechte aufgehoben find, mit Ausfhluß des Gr 
herzogthumd Poſen. 


„In dieſen Sandeötpeilen Hat der Staat bie Entſchädigung der Bercäi 
übernommen. 


Es beſtimmen hierüber: - 


1) dad Ed. v. 28. Oft. 1810 wegen ber Mühlengerechtigkeit ıc. 
$6.2—4. (f. oben S. 226.) 


2) Die ®. b. 15. Sept. 1818, wegen ber für bie Aufhebung deö W 
und Getrnkezwanges nad) dem Et. v. 28. Dft. 1810 zu leiftenden Enti 
gungen. 

Wir x. Thun fund und fügen zu wiſſen: 

.In unferm Eb. d. 28. Oft. 1810, wegen ber Mühlengerechtigkeit und Kuf 
Miühlen-, Bier und Branntteinztwanges ift beftimmt worden, daß denjenigen 
gen Beflgern biefer Siwenge« und Bannredhte, weiche durch deren Wufhebung eı 
Schaden erleiden möchten, bafür Entfhäbigung bom Staate gewährt werden jol 

. Zur Grfühung diefer Zufiherung verordnen Wir, nad) erfordertem @Butcchten Um 
Staatsrathed Folgendes: . 

$. 1. Die Vorausfegung in dem 8. 2. des Ed. v. 28. Oft. 1810, daß tie Auft 

ber gwangt · und Bannrechte, in der Regel leinesweged die Einnahme ber frühe: &F 
tigten verminbert habe, und bie darauf gegründete Worichrift bed 83, baf m 
örtliche Verhättniffe einzeine Mnsnahmen begründen fönnen, wird hiermit 
beftätiget. Jeder Entfehäbigungsanfpruh muß alfo durqh ſoiche örtfiche Ber! 
grünbet, und ber behauptete Schaben als unmittelbare Folge ber aufgehobenen x 
boliftändig nachgetoleien werben !). 

* 8.2. Da in ben Vorfchriften über die Art diefer Beweisführung, welche ber 

&b. v. 28. Oft. 1810 enthält, einige nähere Beftimmungen nöthig getworden find, 
Wir hierdurch feft, daß der Berechtigte nachweiſe: 

a) den Debit, weicher in den 10 Jahren bon 1796 his 1805, einfchliefii 
» ben Debit, weicher In ben 4 Jahren 1811, 1816, 1817 und 1818 fo 


en hat. 

©) Findet fich bei der Verglelchung bed Durchſchnitts dieſer 4 Jahre mit ven O 
fönitt jener 10 Jahre ein Ausfall, fo hat der Berechtigte ferner zu ertveifen, d« 
Ausfall ohne fein Verſchulden und nicht durch Mangel an Thätigteit, Indufrie un 
bed Fabrifats ftattfand, fondern lediglich als unmittelbare Folge der aufgehabenen Ü 
rechte tenlger @etreide bermahlen, ober tweniger Betränte abgefeht worde 
Durdfehnitt der 10 früheren Jahre. Verringerung des Debits aus andern Grüi 
wegen Abnahme der Menſchenzahl. Tann nicht zur Berechnung gezogen werben. 

8.3. Auch find zur Nachweiſung des Schadens in Fällen, wo der Erira; 
nenau geführten Büchern ertoiefen werben kann, andere gefeßliche Beivelämittel, 
Ausnahme ber Eibeöbelation, zuläifig. . 
* 8.4. Der nad) biefen Veftimmungen ausgemittelte, und nach 3Ojährigen Ü 
Durcfhnittöpreiien zu Geide berechnete Ausfall macht bie Entjhäbigung der 
aus, und wird entweder als bleibende Rente oder mit 5 Proz. zu Kapital geid! 
Kapital vergütet. > F 

8. 5. Jeder früher zum Mühlen- oder Getränteztvange-Berechtigte, welder ı 
ftehenden Beftimmungen, einen durch bie Aufhebung des Zwangerechte entf 
Schaden nachzuweiſen ſich getraut, muß feinen Entihäblgungsanfpruc; innerha 
Monaten, von dem Tage der Verfündigung diefer V. an, bei ber Kreidbejö 
ben. Mach diefer Zeit foll auf feine neue Anfprüce weiter Rücficht genomrien, un 
Jeder, der ſich nicht gemeldet hat, fo angefehen werden, als ſei ihm bie Mufpeius‘" 
Zwang · und Bannrechis nicht zum Nachtheil gervefen. 
























°) Daß @. 1917 errähnt ener ungebutten 8. D-b. 1 AR) 4 
nach welcher Müptendefiger, melde auf Entfhäbigung einen rechtich N 
Anfprud) haben, twürben, durd) bie enttveder von ben Erbpäd)tern ober Ihre‘ 
bigern wider ſie angeftelten Klagen nicht unverſchuldet Srumbe gerichie 
folten. ( Jahrb. &. 965.19. Graͤff 8.1 ©. 119). 
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8. 6. Die Ausmittelung des Schadens liegt der Kreisbehoͤrde unter Leitung ber Reg. 
Bevor die Kreiöbehörde aber zur Beweisaufnahme ſchreitet, muß fie zuerft fumma- 
unterfuhen: ob der Fall der Entſchädigung durch befondere örtliche Ver» 
tniffe al8 Ausnahme von der Regel begründet fei? und darüber gutachtlich 
je Reg. berichten, melche vorab darüber entſcheidet, ob die Beweisaufnahme flatt« 
na, ober der gemachte Anfprud) fofort zurückgewieſen werden foll. 
8. 7. Bei bem meiteren Verfahren kann bie Kreisbehörbe, wo fle es nöthig findet, 
von ber Reg. dazu angetviefen wird, einen Zuftizbebienten aus dem Kreife zu den 
kitaufnahmen und andern Verhandlungen zuziehen und die Juftizbedienten find ver⸗ 
ven, fih auf die Aufforderung ber Kreisbehoörde diefen Geſchäften zu unterziehen. 
Den Reg. bleibt vorbehalten, in einzelnen Fällen, dem Befinden nad, die Ausmite 
ig ded Schadens aud andern Kommiſſarien außer den Kreiöbehörben zu übertragen. 
8.8. Bel der Auömittelung des Schadens iſt der Legitimationdpunft der zur Entichä- 
 Bereditigten nad) ben. gefeßlichen Worfchriften zu berücfichtigen; fo daß, bei ges 
ken Elgenthums- und Nutzungoͤrechten, nur mit Zuziehung aller Thelinehmer verhan« 
werden fan. In Beziehung auf die vom Staate zu leiftende Entihädigung, find 
& alle Theitnchmer nur als eine Perfon zu betrachten, und e8 ift ihre eigene Sache, 
zötlich oder im Wege Hechtens auseinander zu feßen. 
8.9. Nach dem Abſchluſſe des Verfahrens reicht die Kreisbehörbe ble gefammten Ver. 
Hungen ber eg. ein, welche jedoch in Fällen, mo bon Entihäbigung eines Domal- 
rundftüdd, oder eined Domainenpächters die Rede ift, nad) vorheriger Anfrage bei 
Finanzmin., durch einen Beſchluß in Pleno die Entſchädigungsſumme feſtſetzi. 
8.10. Der Rechtsweg findet gegen bie Entfcheidungen ber Steg. (88. 6 und 9) nicht 
'. Dem Berechtigten ſteht aber binnen 10 Tagen nad) ber fürmlichen Bekannt⸗ 
fing derſelben der Rekurs dagegen an das Min. des Inn. und das Min. für bie 
erde und den Handel frei: 
8.11. Bei demjenigen, was von biefen Min. gemeinſchaftlich auf ben eingelegten 
8 deſchloſſen wird, behält ed unabänderlich fein Bewenden. 2 
‚8.12 Die gegenwärtige ®. findet übrigen® nur auf diejenigen Provinzen und Theile 


ar Monarchie Anwendung, welche bei der Belanntmachung des Ed. v. 28. Oft. 1810 | 


derieiben vereinigt waren. 

Wir befehlen Unferm Staatsmin., Unſern Meg. und Sreiöbehörben, dieſe V. ihrem 
en Inhalte nady zur Ausführung zu bringen. (®. ©. 1818 ©. 178.) 

Dazu: “ 

a) Zu 6.2 —4. 

eo). der K. Min. ded H. (v. Bülow) u. des Inn. (vd. Schudmann) v. 
Febr. 1821 an die K. Meg. zu Liegnit. Werfahren bei Evaluation der durch 
fhebung de8 Getränkezwanges entflandenen Verlufte. 


Auf die Anfragen ber K. Reg. in ihrem Ber. v. 24. Dec. v. 3. betr. das. zu beobach⸗ 
e Berfahren bei der Evaluation ber durch Aufhebung des Getränkezwanges entftans 
m Berlufte, wird dieſelbe dahin beſchieden, daß: 
d1. die Verweigerung einer Schabloshaltung für den unter dem ganzen Debits⸗Aus⸗ 

jal ber fpätern Periode allezeit mit begriffenen Ausfall an dem Verlage zwangspflich⸗ 

üger Krüge, nicht zu rechtfertigen ſein würde, well das G. beftimmt, daß (indistinete) 
der Debit der einen Berlode mit dem Debit der andern verglichen werben foll, 
um die Differenz audzumitteln, wofür unter gewiſſen Voraudſetzungen Entihädigung 
gefordert werden kann. Hiernach ift feine Befugniß borhanden, dem Liquidanten 
an dem Debitö: Ausfall ber fpätern Periode im Ganzen, ben Ausfall anı Verlage 
ber zwangöpflichtigen Krüge zu fürzen. 

d2, werden bie Schwierigfeiten, welchen die Ausmittelung ber dreißigjähtigen ört- 
lichen Durchfchnittöpreife, um danach den Werth des Ausfalld an dem Debit der 

Betränfe anzufchlagen, unterliegen, nicht verfannt. So meit die Polizeitaxen der 


Städte vorhanden find, (feit 1810 merben fle überall fehlen) darf man felbige unbe» . 


dentklich, als die örtlichen Vreife, aus denen der Durchichnitt gezogen werben fann, 


betrachten. Im Uebrigen halten fich die unterz. Min. nicht für befugt, Beftimmun« - 


gen dahin zu treffen, daß in den Fällen, wo bie breißigjährigen örtlihen Durch— 
Ihnittöpreife nicht auögemittelt werben fönnen, gewiſſe andere Preiſe fubftituirt wer⸗ 
den, Inzwiſchen wird der K. Meg. nachgelaffen, in dergleichen Fällen, bie den land» 
i) Schon das M. v. 30. Aug, beftiinmte, baß über die Ausmittelung der Entfchähje 
ug fein progefyalifched Verfahren vor Bericht ſtattfinde. . 
‚ ahrb. 8d.108.5. Graͤff Bd. I. S 4) 
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ſchaftlichen Detarotions · Prinzipien zum Grunde liegenden Preife ald dad Di 
mum ber breigiglährigen Durdfäpnittsptelfe anzufehen, und die bon den 
ten geforderten reife inſofern zugugeftehn, ais feiche diejes Minimum nicht über, 
ad 3. muß, ba bad Geſetz blos von Jahren ohne weitere Bezeichnung tee, 
angenommen werden, baß Die gewöhnlichen Kalender- Jahre gem 

und es darf daher, in ben Fällen, to der Debit nicht aus den Medınur 
iguidanten, fondern aus den Megiftern der Steuer-Behörden machgetviela 
das ehemalige Rehnungs-Jahr dem bürgerlichen Jahre nicht fubftituirt men 
Uebrigend wird der X. Reg. empfohlen, ba, wo fädtiihe Kommunen u 
zum Wetränfe-3mang’ berechtigt geweſen zu fein behaupten, auf die Prüfung ber 
beizubringenden Beweismittel, daß wirllich ein Privitegium exelusivum et irren 
attgefunden, in jedem Falle befonbre Sorgfalt zu verwenden, und mamentlid) d 
feben, daß zroifchen einem folchen privilegio und der bemfeiben wicht mleich zu ai 
Rübtifgen Bann» Meile wohl unterſchleden werde, da auf den Grund ber 
‚feine Entihädigungs-Anfprüde geltend gemacht werden fünnen. (A. V. 63-1, 

PB) Vergl. 8. v. 13. März 1821. (f. unten zum 8.7.) 

b) Zum $. 3. 

N. der K. Min, ded H. (v. Bülote) u. bed Inn. (d. Schuckmaun) d. 1% 
1823 an bie X. Reg. au Cößlin. Verpflichtung zur Ablegung ded aly 
Zeugeneided in MühlenEntfchädigungd-Angelegenheiten. 

Der 8. Reg. wird auf Ihren Ber. b. 17. d. M. die Ablequng des allgemeine 
gen-Eibes in Mühlen» Entfhädigungs-ngelegenheiten betr., eröffnet, daß e& in dm 
geben Bade nur auf eine Belehrung der Dorfgerichte don N. N. deö Inhalt 
men tolrd, . . 
daß fle die von ihnen angegebenen Confumtiond-Quoten ber Eintvohner nicht ul) 
dingt richtig, (pndern nur ihre Ausfagen, wie fle ſeiche zu Protokoll erklärt, fol 
der bon ihnen angezeigten Modifitation, daß ihre Angaben über den Co 
Bedarf fih nur auf Bermuthungen gründeten ac. eidlich zu befräftigen bil 
Wenn das landrätht. Offidum dies den Dorfgerichten gehörig erläutert un 
Verhandlung mit denfelben die erforderliche Umſicht anwendet, fo ift eine fernen 
jerung bed Eided, befonberd dann, wenn die Dorfgerichte auf die gefeßlichen Kol 
eigerung aufmerkfam gemacht twerben, nicht zu erwarten. 
Sollle der Eid aber dennoch abgelehnt werben, jo bleibt e6 ber Beurih 
K. Reg. überlaflen, in mie weit Sie die unbeeibigten Ausfagen der betr. Dorf 
Rüdficht auf deren mehrere oder geringere innere Wahrjcheinlichteit als Bereit 
oder gegen den Probocanten annehmen und ſolche Ihrer in pleno zu faſſenden Enli 
„über den Ente dbigunge-Anfpruc) des Beflgerd ber Haus-Mühle zu N, N. zum 
legen toill. 

E Es berfteht ſich übrigens von felbft, daß dem Provocanten event. iegen bel 
theils, ben er etwa durch bie Vertweigerung des Eides Seitens der gedachten Dorl 
erfeiden möchte, ber Regreß an Ießtere 105 Anfeitung der Beftimmungen der 1.00 
Thl. J. Tit. 10 8. 185 und 186 und 8. 204 Ar. 5 vorbehalten bleibt. 

(@. VI. 954-4, 133.) 

c) Zum $. 4. F 

a) EM. der K. Min. für H. u. G. (b. Bülow) u. ded Inn. (D. 
mann) d, 1. Oft. 1821 an die K.Reg. zu Fronffurt, Potsdam, Yredlau, X 
Oppeln, Stettin, Cöslin, Danzig, Marienwerder und Magdeburg. En! 
gung der ehem. zwangdderechtigten Domanial- Mühlen; Befiger durch Jahred-N 


Die R. Meg. wird in Verfolg der en diefelbe wegen Entichädigung derehemalt 
berechtigten Dlüller erlaffenen Beneral-Verf. nach bemWunfche de6 X. Fin. Min. I 
angerolefen, Hinſichts der Domantal-Mühlen-Befiger auf Entihädigung in Jahre 
ten in fo weit zu erfennen, als ſolche, mit der jährlichen Domanial-Sräftation &7 
Mühle compenflret, oder (in fo weit fle die Bergangenpeit betrifft) zur Aufräumam 
aufgelaufenen Mefte angewendet werden fann. 

Deigl. Ertenntnifie And nur dahin abzufaffen: _ 4 
daß dem SR. N. al6 Beflger der Mühle zu gi M, für die Auſhebung bed Malin 
ine jährtihe Entfhädigung von — Mthir. — Br. — Pi. auftche, melde ihm In 
al6 ſoiche Durdy Compenfatlon mit rüdftändigen oder fortlaufenden Domanialkf 
der Wühle gemährt werden fönne, durch folhe Gembenjation, in fo weit aben © 
nicht Nottfinden fönne, durch Kapital in Staatöfhuldfäcine nad bemSahe von 4 
beredynet, zu gewähren.  (M. VI. 88—1, 38. 
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6 C. R. der K. Min. für H. u. GO. (v. Bülow) und bed Inn. (v. Schuck⸗ 
in) v. 10. Febr. 1822 an die K. Reg. zu Stettin, Frankfurt, Breblau, Lieg⸗ 
‚Oppeln, Coͤslin, Danzig, Marienwerder und Magdeburg. Zehlungdart der 
eheinal® zwangsöberechtigten Müllern zuerfannten Eutſchädigungen. 

Der K. Reg. wird in der Anl. ‘(sub a.) eine Abſchrift des von Cr. Durchlaucht dem 
sürften Staatd- Kanzler, wegen der Zahlungsart der den Müllern für den durch Aüfs 
ing bed Mahlzwangs erlittenen Verluft zuerfannten Entihädigungen, an die K. Haupt» 
ip, für bie Staatöfchulden unterm 30. v. M. erlaffenen Schreibens zur Nachricht und 
ung äugefertigt. a 


nl. a. 

Die bon dem Mühlenbefiger N. N. zu N. N. angebrachte Beſchwerde wegen verwei⸗ 
ft Baarzahlung der ihn für die Aufhebung bed Mahlzwanges feſtgeſetzten Entfchädt- 
gi die 3. 1811 bis ink. 1819 im Betrage von 2027 Rthlr. 5 Gr. 10 Bf. hat mir 
ner nähern Prüfung der Sache unter Mitwirkung der K. Min. deö H. und des Inn. 
lanlaſſung gegeben, in Folge deſſen der Grundſatz aufgeftellt und von mir genehmigt 
ten it, daß die den Mühlenbeſttzern für die Vergangenheit zuerfannten auf baares 
d berechneten Entfchäbigungen auf Staatsfhuidfcheine nach) dem jedesmaligen Eourfe 
Jeit der Zahlung reduzirt, und auf diefe Weife die Forderungen in Staatsihuldfchel« 
8 Hi na vert) feftzufeßen und bei der K. Staatöjchulden - Tilgungdtaffe in 

ade zu ftellen find. 

Indem ich die K. Hauptverw. für die Staats-Schulden hiervon in Kenntniß ſetze, 
he ich Diefeibe zugleich erg., die obgedachte Forderung deg N. N. von 2027 Athir. 
RIO Pf. nunmehr in Staalsſchuldſcheinen berechnen zu laffen und die Zahlung bes 
agebenden Betrages an den R. N. gefülligft zu verfügen. Die K. Min. des Inn. u 
den H. und die ® werden wegen biefer Beftimmung ſämmtl. Reg. mit Inftruftion 
eben und bemerke ich noch ergeb., daß in Anfchung der nad) Maaßgabe bes jährlichen 
Mais der Müller zu berechnenden und denfelben zu ihrer definitiven Entfhäbigung 
ıfataro zu betoilligenden Kapital-Summe, e8 bei der in Folge des Gutachtens des K. 
Battrathe ergangenen allgemeinen Yeftfegung verbleibt, wonach der jährliche Ausfall- 
Apro Gent zu Kapital berechnet und dann in Staatöfchuldfcheinen nad) dem Nenn« 
Be aubgezahi werben foll. (9. VI. 89. — 1, 36.) 

ER. der K. Win. des H. (vd. Bülow) und des Inn. (vd. Schuckmann) 
16, Mir, 1825 an die K. Weg. zu Potödem, Frankfurt, Stettin, Eölin, 
lan, Liegnitz, Dppeln, Danzig, Marientverder und Magdeburg. Art und 
ütder Berechnung der Entfhädigungd -Rente der Müller für den durch Aufs 
ng deß Mahlzwanges erlittenen Verluſt. 

Die Euſchäͤdigung ber Müller für den durch die Aufhebung des Mahlzwangs erlitte— 
Verluſt, iſt bisher nach den dieſerhalb ergangenen Beſtimmungen für die Vergan- 
Bheit dur Staats- Ehuldicheine nad) dem Eourd-Werthe, für die Zufunft 
dur) Rapitafiftrung des den Müllern zuerfannten jähriihen Ausfalis nad) dem Sage 
14 pro Gent in Staatd-Schuldiheinen nach dem Nennmerthe gewähret worden. 

Die 8. Hauptverw. ber Staatöfchulden beabfichtigt indeflen, Die gedachte Entichäd!- 
gvon jet ab, ſowohl für Die Vergangenheit, al8 für die Zukunft, In baarem Gelde 
fioahren, hat jedoch dagegen Hinfichtö der letzteren eine Kapitalifirung nad) dem Satze 
5 pro Eent in Antrag gebracht. - 

Daß die Befriedigung der Müller für die Vergangenheit nad) Maaßgabe des feftges 
ten jährlichen Entfhädigungs-Quanti, nicht weiter in Staatöfchutdfcheinen, fondern In 
* Gelde erfolge, kann nach der Natur der Sache nicht dad mindeſte Bedenken 


Bad die Gewäͤhrung der Entfchädigung für die Zukunft anlangt, fo beſtimmt ver 8.4 
8. b. 15.. Sept. 1818, daß die als Entihädigung auagemitteit Mente mit fünf vom 
Bert zu Kapitat gerechnet, und fo ausgezahlt werden fünne. Da bei dem. Erfaffe jener 
fhrift eine Auszahlung in baarem Beide vorandgefet worden, bie Auszahlung 
©) nad) der früheren Einrihtung nur in Staatsſchuldſcheinen zuläffig war, fo ſprach 
das don Sr. Maj. dem Könige Allerh. genehmigte Butachten des K. Staatd- Haths 
. —* 1721 über dieſen Bunft dahin aus: 
dab, mern die Auszahlung in Staatd-Schufdfheinen geichehe, die Mente mit 
bier vom Hundert zu Kapital angefchlagen werben müfle.» . 

Hlerauf gründete fich die Beftimmung zu 5, unferes C. R. v. 15. Juni 1821. 

Wenn nun die K. Hauptverw. ber Staatöfhulden die Entſchäädigung der Müller für die 
tnft durd) Kapitaliffrung ber jährl.’Nente nad) dem Saße von fünf Procent in baa« 
1 Beide auszahlen. will, fo kann ſich auch In Anfehung dieſes Punktes nicht8 zu erinnern 
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finden, va die erwähnte Auszahlung fotohPber Vorſchriſt bed 8. 4 der ®. b. 15 
1818, al6 dem von Sr. Maj. dem Könige genehmigten Gutachten des X. Statt 
d. 8. Febr. 1821 völlig entfpridt. 

Die K. Reg. wird daher angewieſen, bon jest ab ihre Reſolute dahin zu falın 
die vom 1. Rop. 1810 ab gu getwährende jährliche Rente für bie Bergangenheit in 
Gelde und für die Zukunft ebenfalls in baarem Gelde, Jedoch durh Kapitat-Entiäit, 
nad) dem Saße von fünf vom Hundert zu vergüten fei. 

Dieje Fefegung findet auch auf die Domanial-Wlüller Anwendung, Hinfd! 
es inzivifchen bei ber durch unfere C. Verf. v. 1. Oft. 1821 angeoroneten Klau 

»injoweit bie Entfhäbigung nicht durch Kompenfation mit rücftändigen, oder | 
»jenden Domanlal- Abgaben gewährt werden könne,« 
fein Bewenden behält, “ 

Der K. Hauptvertv. ber Stantd-Schulden ift übrigens überlaffen worden 
wegen der Xorm ber fünftig aufzuftellenden und bei ihr Eingureisenbent Entcho 
Siquidationen beſonders zu inftrulren. (9. 1X. 220. — 1,152.) 

I) WR der K. Min. ded Jun., der Fin. und ded K. Hanfed v. 25. Mär] 
an die K. Reg. zu Brombeig und Polen. Vorbehalt der Entſchädigung 
Rente. \ 

Auf ben Ber. v. 12. Juni v. J. die Entfchädigungsanfprüce bes Müllers N 
Aufpesung feines Mühlenzmangsrechtes betr., wird ber K. Meg. eröffnet, das, U 
8.4 ber ®.d. 15. Sept. 1818 dem Iandeöherri. Fiöfus die Wah! zufteht, ob er die 
teilte Entſchädigung dem Berechtigten als fortiaufende jährliche Rente zahlen, ode 
deffen demſelben ein Kapital gewähren will, bei welchem die Rente mit 5 Srocent jr 
pital geichlagen wird, es erforberlich ift, bak in dem Keſolute biefed Wahlxecht den} 
ausbrüdtid) bortehalten bleibe, und hat die K. Reg. daher in alien Fällen den Tem 
Mefoluts hiernach zu faffen. Gefchieht dies, fo ift micht wohl abzuſehen, wie die 0 
rung der Verhältniffe zivilen dem Doimainen-Fisfus und abgabenpflichtiger 
ten, welche hiernächft eintreten Tann, zu Werwidelungen Veranlaffung gebe 
für die Aufpebung des Zwangsrechts zugeſprochene Entrhäbl ung lediglich in &W 
deö Lestern tritt, und ebenfo, wie Diefed, einen @egenftand der Befriedigung dei 1% 
bererptigten Domainen-Fisfus ausmacht. Am jedod) das Intereffe des Abgu“" 
tigten, wo ein ſolched obwaltet, fo viel thunllch u fihern, wird die K. Meg. nacı 
güngen, weide in den ätteren Provinzen der Monarchle ftattgefunden haben, 
in allen Fällen, wo ein ſolches obtwaltet, bem Tenor Ihred Reſoluts die Beſtin 
auzufügen: 
dag dem N. N. als Erbverpächter oder Erbginsherr (mo dieſe Fälle eintrelt 
jedenfall® als Realberechtigter und ‚Hppotbefengtäußiger der für ihm auf dem 
grunpftüde haftenden Abgaben feine ihm gefeglid) zuftchenden. Rechte vorzube" 

) 















(Min. Bi. 1841 ©. 

d) Zum $. 5. . Sr 

NR. des Min. ded Inn, (vd. Echudmann) d.22. Mat 1828 an die Mühl” 
N. Nice Erben, und abſchriftlich an die K. Reg. zu Potödam. Gegen die in! 
ded ©. dv. 15. Eept. 1818 feſtgeſetzte Präflufivfrift findet eine Reftituti 

x. ıc. Wenn die Cupplitanten mit Ihrem bei ber Peg. angebrachten Orfi 
Entfcyädigung für die Bufpebung ded Mahigiwanges der Ihnen in N. N. zugehöri 
fenen beiden Windmühlen abgeiviefen worden find, fo ift Died in Bemäßneit der 
deö 8. 5 der ®. b. 15..Sept. 1808 gefchehen, indem Sie Ihren Anjpruch nict in 
diefem Paragraph beftimmten ſechsmonatüchen Friſt angemeldet Haben. Die in 
enthaltene Manfel, daß nach Ablauf der beftimmten Frift auf feine neuen Aufpı 
Art weiter Rüdficht genommen werden foll, ſpricht deuttidy die Vrätluſton für Die! 
aus, welche ſich nicht während der gedachten Friſi gemeldet Haben, und ed Fanı dub ] 















in dem angegogenen 8. enthaltene Zuſatz f 
daf; Jeder, der die Friſt verfreichen iaſſe, fo angefehen twerben ſolle, ald habe tr 
Nachteil erlitten. vi 

nicht, wie die Supplifanten-ausführen wollen, bahin außgelegt werden als folltu "7 

gen, welche fpäter einen erlittenen Rachtheil nachweiſen wurden, ihre Anjprüdt up 

Ablauf der Brätiuflbfrift vorbehalten bleiben. ri 

Die in ben, von den Probofanten angezogenen 8. 535 Tit. IX. Tpl. 1 wii, 
in Betreff der Verjährung rüdfihttich der Minorennen enthaltenen ir 

nen hier feine Anwendung finden, indem fic) dieſelben auf Brivatredte begehen, M 

aber von einer Entihädigung die Rebe ift, welche der Gtaat für eine befonbee St * 

Gegenſtaͤnden durch ein beſonderes Geſet zufichert. Sollte die Anſicht ber Echteun 





— — — 
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a, fo würben bie Mühlenziwange-Entihäbigungd-Ungelegenheiten noch lange nicht 

Endſchaft erreihen. Denn hienach könnte ein Entihädigungs- Anfpruch,, der im 

818 an ein unmünbiged Kind von einem Jahre gebiehen, noch 23 Jahre ſpäler, alfo 

. 1841 geitend gemacht werben, twad bem Zwecke des ®. v. 15. Sept. 1818 ganz 

gengejegt it. Eben um ſich gegen dergl. Anſprüche in fpäterer Zufunft zu fihern, 

ejed G. die ſechsmonatliche Vräftufiofrift feitgefeßt. 

Sollte indeſſen auch analogiſch nach allgemeinen gefeglichen Beftimmungen bon einer 

tswohlthat der Minorennen hier bie Rebe fein fünnen, fo wäre es nicht dad von den 

piltanten allegirte G. fondern ein beneficiun restitutionis, wie ed gegen gerichtliche 

kyungen nah 8. 13 Zit. 16 der Broz. O. nachgelaſſen iſt. Dann wäre bad @. v. 

Sept. 1818 als Präffuflond-Urtel anzufehen, und müßte deffen Stelle vertreten. 

Da in foihen Fällen eine vierjährige Meftitutiondfrift ftattfindet, fo wäre dieſe Frift, 

dem das G. im Dec. 1818 publicirt worden, [hon im Dec. 1822 abgelaufen, alfo im 

‚1827, wo bie erfte Anmeldung Seitens der N. N’ichen Erben geſchah, längft ver⸗ 

m gemefen, und alfo auch hiernach der Anſpruch derſelben jet nicht mehr zu begrün« 
Sine ſolche Neftitutiondfrift kann aber auf ein fpezielled G., wie das v. 15. Sept. 

8, chenfallß nicht Anwendung finden. - 

Die Supplifanten müflen daher, was den Anthelt ber Minorennen betrifft, ſchon aus 

m Brunde, wie hiemit gefchieht. abgeroiefen werden; bei den majorennen Erben kann 

siner ſolchen nachträglichen Zulaſſung um fo weniger die Rede fein. 

(@. XII. 523. — 2, 139.) 

e) Zum $. 7. 

NR ber 8. Min. bed H. (v. Bülow) und ded Inn, (vd, Schuckmann) v. 

Bar, 1821 an die K. Meg. zu Frankfurt. erfahren der Kreiodehörden 

Erörterung der Entfhädigungd»Anfprüce wegen des aufgehobenen Mahl- 

nord, > H 

Det K. Meg. wird auf den Ber, v. 15. v. M., betr. die Ihr zur Nachachtung mitges 

de bon der Reg. zu Potsdam entwerfene Inftruftion für bie Landräthe, in Betreff des 

Hahrend bei Erdrterung der Entſchädigungsanſprüche wegen bes aufgehobenen Mahls 

nged, eröffnet, daß es bei der von Ihr geichiiderten Rage der Sache für jeßt allerdings 

|tveiter erforderlich fheint, ven Gegenſtand durch eine allgemeine Inftruftion für die 

"Behörden bes bortigen Heg. Bez. von Neuem aufzuregen, indem es vielmehr hin⸗ 

#, men in den einzelnen noch weiter bortommenden Källen, two es nöthig ſcheint, das 

fahren der Kreisbehörden, nach Inhalt der gedachten Inftruttion, unter den von der 

Reg, für zuläſſig erachteten Modifikationen ergänzt und berichtigt wird. 

Eprriell wird der K. Reg. übrigens Nachftehendes zu erfennen gegeben. 

1) Das von Ahr wegen Abnahme ded Zeugeneided aufgemorfene Bedenken erfcheint 
unerheblich. Die Frage: ob Zeugeneide nothivendig von gerichtlichen Behörden 
abgenommen werben müflen? fann bier im Allgemeinen unerörtert bleiben. Die 
Brifung der Entfdyädigungs-Anfprüche ber Inhaber aufgehobener Bannrechte ift 
aber den Gerichten entzogen, und den Verwaltungsbehörden übertragen. Lebteren 
hat die ®, d. 15. Sept. 1818 8.7 bloß nadgelaffen, aber feineömegd zur 
Biht gemacht, zu den Beweidaufnahmen zc. Juftizbeamte zuzuziehen. Ed fann 
daher gar feinem Zweifel unterliegen, daß die Bermaltungäbehörden, fofern fle von 
jener Nachlaſſung feinen ®ebraudy machen wollen, in biefem Falle die Zeugeneide 
felbft abzunehmen befugt find, und daß es zu beren Gültigkeit der Zuziehung einer 
Gerihtäperfon micht mothiwenbig bedarf. | 

) It ber in der fraglichen Inftrultion dem Müller zur Begrändung feines Entſchaͤdi⸗ 
gungo⸗Anſpruched auferlegte Rachweis, dab die Zivangägäfte ohne jein Verſchulden 
mögeblieben find, allerdings hinreichend; menigftend berechtigen die Vorſchriften 
er V. v. 15. Sept, 1818 nicht, hierüber hinaus zu gehen. 

Am mwenigften verpflichten fie den vormaligen Inhaber einer Banngerechtigfeit 
zu einer folhen Bemwelsführung, wie die K. Meg. vorſchlägt. Da es nun unftatt« 
haft ift, Anforderungen an bie Brobofanten zu machen, melde in dem Geſetz nicht 
begründet find, fo muß es bei ber angeführten Beſtimmung ber Inftruftion fein 

_ Beiwenden behalten. 

) Durd) die Rachlaffung des Beweiſes über ben durch bie Aufhebung der Banngerech⸗ 
äigtelt erlittenen Nuefall am Gemahl mittelft Erforfhung des präfumtiven Debits, 
auf die in der Inſtruktion näher angegebene Weiſe, haben bie unterz. Min, auf 
Einer Seite der Rothwendigkeit, da viele ehemalige Jwangs⸗Mahlgäſte, oder wohl 
gar ganze Ortfchaften bon der Bann-Mühle wegmahlen, jofern auf Abhörung ber 
Wegmahlenden probocirt wird, eine gar zu große Zahl von Menſchen vernehmen 





‚ lengrundftüd ohne beſondere Berabredung nicht übergegangen 
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zu müffen, welches ohnehin felten zum gwed jühren bürfte, borbeuigen ad 
anberen Seite aber eine Erleichterung in die WBeiveiöführung legen tollen, ir 
der Fistus niemals benachtheiligt werden kann, weil es ich aldbann nur 
hanbelt, ein Minimum des Debits ausgumittein, welches die toirfliche Fon 
micht überfteigt. ben deshalb ift die Radhlaffung mit den Worferiften tr 
genannten ®. auch wohl verträglich. ‚ 
4) Bon der früher auögeiprochenen Anficht 
> vab in den 3. 1796 bis 1805 nur dad Ztwangögemahl ad computum I 
onne, 
find die Min. zurädgelommen, nach 8.2 der ®. der Debit (indistincte) 
ber ganze Debit, mit Einfluß des Freigemahts, während beider Periol 
gewieſen werben foll. (A. V. 339. — 2,42.) 


f) Zum $. 8. 

a) R. des K. Min. ded Inn. (Köhler) v. 27. Mai 1826, an bie 
zu Stettin. Verfahren bei Auszahlung der den Müllern bewilligten 
digungd» Gelder. 


Das". Fin. Min, hat den von ber K. Meg. an bajjelbe und das Min. bel 
erftatteten Bericht d. 26. b. M., Die In Untrag gebrachte nähere Weflimmung mg 
bei Auszahlung der den Müllern beiviigten Entfpätigungen zu beobachtenden Kr 
mit dem Bemerten hierher abgegeben, daß die K. Meg. in Anichung der Mülle, R% 
Domainen-Fisfus als Ober-Eigenthümer oder Erbverpähter der Mühlen t 
ſchon mit der erforderlichen nmeifung verfehen worben jei, der Domalnen 
bei den ®egenfländen des vortiegenden Berichts fein Interefie habe. 

Daffelbe hat daher die weitere biesfälige Verf. dem Min. deö Inn. anheimg 

Da nun aud), was die Brivatmüller betrifft, ſchon durch den 8. 8 der W. b 10 
1818 vorgefchrieben worden ift, wie e8 bei gethellten Eigenthums- und Nuht 
mit der Musmittelung der Entfhädigungen und der Auszahlung der Entfchädign 
gehalten werden folle, fo wird die X. Reg. wegen Ihres vorgedachten Antrages 
geleglihe Beſtimmung mit dem Beifügen beriielen, vah ed Hinfichts der GW 
Gläybiger jeden Falls Hinreicht, wenn die K. Meg. vermöge Ihres officii nob 
forgt, daß felbige bon ber gefchehenen Feftfegung der Entihädigungs-Summen 
tigt, und dadurch in den Stand gejegt erden, ihren evanigen MWideriprud, 
Auzahlung der Entfchäpigungögelder an den Veflger der Mühle, in Ermangtl 
biesfälligen gütlihen Vereinigung mit dem Leteren , im Nechtöivege dur) ein 
ſchlag au begründen. , (. X. 424. — 2. 1W.) 

4) Wem gebührt die Entfhädigung, welche für die Mufebun 
Mühlenzwanged durd) dad Ed. v. 28. Dt. 1810 aewährt twird‘? 
Der Plenarbefhl. bed Beh. Ob. Trib. d. 18. Dft. 1847 nimmt an 

Der Auſpruch auf bie Entfjädigung, welhe der Staat nach dem Ed. b. D. Ol 
und der ®. 0.15. Sept. 1818 für die Aufhebung des Mahlzwanges in Mente od 
teiftet, iſt auf den Eingular»Sufeffor bes im Jahre 1810 berechtigtem Bejiherd MU 






























(Entield. Bd. 15 ©. 46, Juft. Min. Bt. 1843 ©. 131, Min. BI. b. im 
1848 ©. 54 Nr. 50.) 

Denfelben Grundſatz hatte dad Geh. Ob. Trib. in dem Erf. n0, 
1834 (Simon, Rehtöfpr. Bd. 4 S. 303.) audgelprohen, mogegen Die 
2. Mär, 1832 und 6. Dft. 1833 (a. a. DO, Bo. 3 ©. 184 ff.) ang 
hatten, daß die Entihädigung an die Stelle ded aufgehobenen Dinglihen 
trete, und gleid, diefem auf jeden Erwerber, ald eine Pertineng der Hanl 
Üübergehe, woraud von felbft folge, daß jeder Beſther einer feit Emanirung De 
dv. 28. Dft. 1810 in mehrere Hände gelommenen, vormaligen Zwangemähl 
denjenigen Theil der Entfhädigung, welcher in feine Vefitzeit fällt, Un 
maden konne. 

g) Koften und Porto. 

a) R. der K. Min. des H. (d. Bülow) u. ded Jun. u, d. Pol, (b- 


mann) d. 6. Dec. 1819 an die R..Meg. zu Votödam. Rorjcjuf der y 
Audmittelung der Entfhädigung der Mäder für die Aufhebung bed Nablim@r| 


— — I — — — — — J — 
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Auf den Ber. der K. Reg. v. 19. Oft. e., betr. die bei Ausmittelung ber Entſchaͤdi⸗ 
gen ber Müller für die Aufhebung des Mahlzwanges entftehenden Koſten an Fuhr⸗ 
Khädigung, Diäten, Zeugengebühren und Meilengeldern, wird berfeiben eröffnet, daß 
Müller als Eztrahent foihe in jedem Falle borfoießen muß, und nur, in fofern ihm 
in Anfprud) genommene Entſchädigung zuerkannt wird, die Aebererftaltung bom 
ıate zu fordern berechtigt If. Hiernach hat bie K. Yieg. in bortommenden Fällen zu 
ahren. (9. III. 996. — 4. 71.) ' 


PR deß K. Min. des Inn. (Köhler) v. 7. Juli 1827. Die Mühlens 
ng&Entfhädigungägelber find portopflidtig, wenn die Audzahlung nicht 
kittelbar, fondern durch bie betr. Berichte erfolgt. (4. XI. 656. — 3. 40.) 


I) K. O. v. 24. DE. 1823, daß den bannberechtigten Mühlenbefitern we⸗ 
ıAufpebung ded Getränkezwangs bon Seiten ded Staatd eine Entſchädigung 
Ai geleiftet werden foll. 


Dot Dir vorgelegte Butachten des Staatsraths, über dad Bedenken: ob ben bann⸗ 
echtigten Mühlenbeſitzern aud) für folhen Verluft, den fie durch Aufhebung des Ge⸗ 
Hemanges erlitten haben, cine Entfhädigung von Seiten bes Staats zu leiften fel? 
e Ih dahin beftätiget: daß die Mühlenbefiger für diefen Theil Ihres Wertuftes eine 
ihäblgung vom Staate nicht fordern können, weil der Gewinn, den der Müller durch 
Geträͤnkezwang mittelft der größeren Konfumtion ber Brauereien und Brennereien 
Yg, nur zufällig var, und das Bannrecht ded Getränkezwanges mit dem ihm überwie- 
a Bonnrechte des Mahlzwanges in feiner inneren Verbindung ftand, weshalb der In« 
nr des Betränfezwangeß dieſes Hecht, ohne Widerſpruch von Seiten des Müllers, auf- 
kom und eben hierburch , mittelft der vermehrten Einfuhr fremder Getränfe in den bis- 
gen Bannbezirt des Müllers, den Gewinn deſſelben zu vermindern oder ihm foichen 
gech zu entziehen, unſtreitig befugt mar, woraus von ſelbſt folgt, theils, daß ber 
den Getraͤnkezwang allgemein aufheben fonnte, ohne ſich dadurd dem Müller 
En Entihädigung zu verpflichten, theils, daß der Verluſt, den bie Erbpachtmüller 
w bie Aufhebung ded Getränkezwanges erleiden, nicht zu den Gegenſtänden gehört 
über das Geſetz d. 28. Dft. 1810 verfügt, indem es 8. 2 den Regreß gegen den Erb- 
haͤchter ausſchließt. Ob der Erbpachtmüller einen ſolchen Regreß geltend machen könne, 
“hr unabhängig von der Vorſchrift des ©. p. 28. Oft. 1810 8. 2, lediglich nach den 
Binmungen ded 7. 2. M. 88. 207 ff. Tit. 21 Thl. I. und dem Inhalte des Erbpacht⸗ 
raged zu beurtpeilen. Dad Staatsınin. hat hiernach weiter zu verfügen und dieſe Ent⸗ 
Adung durch bie G. S. befannt zu machen. (®. ©. 1823 ©. 168.) 


4) Anzug aud dem Landtagbabſchiede für die brandenburgifcyen und nieder» 
lem Bropinzialftände, v. 17. Aug. 1825. Entfchädigung der alten Mühs 
Ivenger betr, 


Auf daß Befuch ber alten Mühlenbefiger, für bie aus der Aufhebung des Mahlzwanges 
in awachſenen Nachtheile eine vollſtaͤndigere Entfhäbigung zu gewähren, und bie fer- 
en Anlagen neuer Mühten einigen Beihränfungen zu unterwerfen, beſcheiden Wir Un⸗ 
' geireuen Stände dahin, daß Wir bei der burch die ®. v. 15. Sept. 1818 bereits ge- 
teten Erleichterung. der Bemweisführung über bie Exiſtenz des Schadens und bei den 
— wirklich ſchon erfolgten und fortwährend noch erfolgenden · Entſchädigungen „der 
üler eine fernere Ermelterung der im Et. v. 28. Oft. 1810 auögefprochenen Eniſchädi⸗ 
Mögrundfäge nicht geftatten können, daß Wir indeffen Unſer Staatdmin. beauftragt 
ben, Uns Beſtimmungen in Vorſchlag zu bringen, mie den feit bem Mblauf der praͤkluſi⸗ 
ben Frift durch neue Mühlenanfagen entftehenden Verluſten vorgebeugt, und tie der⸗ 

Verlufte vergütigt werden follen. (M. X. 474.) 


11. 
| In der Provinz Poſen. 


Für das Großhergogthum Poſen wurden durch dad G. v. 13. Mai 


133 hinſichtlich der Entiyädigung die Beftimmungen der ®. v. 15. Sept. 18187) 
od) mit der Maaßgabe für anwendbar erflärt, daß dafelbft zur Begründung 
"t Entfhädigung®orberung der Debit auß den’ beiden Perioden von 1816 
825 und von 1834 biß 1837 nachzuweiſen, und ber Beweid bed Nichtbors 
— 7—* | 
) Brgl abe 6, 294. | | 
DLVILSR,L | = 16 . 
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handenfeind einer Verſchuldung auf feiner Seite von bem Berechtigten nid! y 
langt werden ſollte. \ 
Vergl, da8-@. d. 13. Mai 1833 $$. 7-9. (Oben S. 210.) 


IV, Entſchädigung für die durch Die allgemeine Bewerbe:ül 
17. Jan. 1845 aufgehodenen Berechtigungen, 

Die Vorfgriften über die Entfcjädigung der Zwangd» und Bannk 
rechtigten in denjenigen Landedthellen, two die Aufhebung dieſer Rechte erii) 
die Geiverde-D. v. 17. Jam. 1845 erfolgt IR, enthält dad Entfchädigungt: 
d. 17. Ian. 1845 zur Gewerbe⸗D., in den 66.24, 29—33. (GGergl obens 

Der $. 10,der Gewerde ⸗ O. v. 17. Ian. 1845 beftimmt übrigend au 
lid), daß Die Vorſchriften des Entihädigungd»®. d. 17. Ian. 1845 nur ji 
durd) die og. Gewerbe-O. aufgehobenen Berechtigungen maafgebenb find, 
gen’ed hinſichlllch der Entfhädigung für die bereitd dor Berfändigung 
allg. GewerbesD. aufgehobenen oder für ablößbar erflärten Berchtig 
bei den bißherigen Vorſchriften beenden fol. (f. oben ©. 108.) 










Vierter Titel. 


Von dem obrigkeitlichen Schuge der Zwangspflichtigen und Zwı 
berechtigten bei noch beftehendem Geträne- Zwange. 


1. Befugnig der Getränke-Zwangspflichtigen zur-Entnull 
Den eharfe aud fremden Bezirken bei Lieferung untaugll 
Getränke, 


Dad. L. R. Thl. I. Tit. 23 befimmt in den $$. 75— 79: | 

8. 75. Wer das auöfhließende Recht hat, einen ‚gerifen Bezirt mit Betränt” | 
legen, muß bafür forgen, daß feibigeß In gehöriger Büte und Menge bequem zu 

8. 76. Handelt er diefer feiner Schuldigtelt nicht gemäß; fo muß er dazu burt, 
Umftänden angemeffene, Bollgeiftrafen angehalten werden. _ 

8. 77; Lüch muß, fobald ber Brauberechtigte ſchiechtes und Untangkiches Birr F 
tiget, den Itoangäberpflichteten von ben @erichten des Ort8, nad) erfolgter Pri 
Angabe, die Ertaubniß, id) Ihr Getränte andertoärts her anzufchaffen, unmmeigerlid r! 
werben. J 
78. Diefe Erlaubniß banert fo lange, bis der Berechtigte nachgewieſen hat, Wi! 
nunmehr wiederum taugilches Betränfe verfertige. 

8. 79. Wenn berjenige, der durch dad Werfertigen ſchlechten Betränts zu einer 7) 
gerichtlichen Verfügung mehr, ald einmal Anlaß gegeben hat, die Braugeredhtigteit 11T 
zins«, Erb» oder Zeitpacht beißt; fo finden die Vorſchriften 88. 43, 44 Antendung 7 

Mit Baus hierauf find ergangen: . - 

1) E.R.deö K. Min, des Inn, für Gewerbe» Ang. (d. Brenn) d.11. 0 
1835 an die K. Mg. zu Vorödam, Frankfurt, Liegnig, Merfeburg und Ei 
Die Ertheilung der nad) $.77 des W. 2.. L23 erforderlichen Erlaubnik 10 
lediglich zum -Reffort der Polizeiverwaltung. 


Der 8. 77 Tit. 23 Thl. 1. des I. 2. K. giebt in dem Falle, wo bie Broul 
ſchlechtes unb untaugliches Bier angefertigt, den Berichten des Orts bie ©: 
Zwangöverpflicteten, nad) erfolgter Prüfung ber Angabe, die Erfaubni zu erthei 
ihr Getränt anderwelt her anzufdaffen. Da bie 88. 75, 761. o. offenbar auf ein 
ligeiliches Verfahren hindeuten, und die Brovofation aus 8. 77 1. c. ſich fan in 
gegebenen Progeßformen bringen läßt, fo it anzunehmen, daß bie im Geſetze borgefä 
bene Konturreng der Berichte lediglich In der zur Zeit der Abfaflung des @. 2. R. 6x 
denen Vereinigung ber Jurisdittion und Wolizeigewalt in Einer Behörde Ihren 
hat, und die Kognition der Gerichte bed Orts nur um beötolllen im Gefehe ausgeht." 
wurde, weit fie gleichzeitig die Polizei zu abminiftriren hatten. Bei der nah Lie 
Verfafjung beftehenden Trennung beider Verwailungszweige kann es mitpin nicht 1°, 
haft fein, daß die Ertheilung ber nad 8 771. c; erforderlichen Erlaubnig audlal! 
aum Heffort der Wollgeivermaktung gehört. Die R. Meg. wird baher hierbund anger‘ 
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ortommenben Fällen dieſe Erlaubniß zu ertheilen, ober durch die Ihr untergeordneten 
drden ertheilen gu laſſen. Gleichzeitig wird ber K. Reg. bekannt gemacht, daß ber Chef 
Juſtiz mit diefer Auslegung bed G. ſich einverftanden erklärt hat. 
(X, XIX. 484, — 2.126.) ° 

Dazu: 

RM. deſſelben Min. v. 11. Juli 1835 an die K. Reg. zu Breslau. Das R. 
1. April 1835 bezieht fih nicht auf Die Krugverlagdredhte, 

Der 8.77 Tit. 23 Thl. I. ded A. 2, R. disponirt, wie der K. Meg. auf Ihren Bericht 
‚vd. M. eröffnet wird, von dem Kalle, mo bem Brauberechtigten die Befugniß zufteht, 
in gewiffen Bezirk aubſchließlich mit Getränken zu berfehen, und fett mithin 
ms, dag alte Einjaffen dieſes Bezirks zur Entnahme Ihres Bedarfs an Betränfen 
der berechtigten Fabrikations⸗Anſtalt verpflichtet finp. Hiervon iſt ber Fall weſentlich 
Yieden, mo die Verpflihtung zur Entnahme des Bedarfs aus einer beftimmten Yabri- 
een nur auf einzelnen beftimmten Schanfftelten haftet, (Krugverlags⸗ 

well in dieſem Falle für bie Einfaffen feine Imangd-Verpflichtung vorhanden iſt, 
n Bedarf aus den —— Schankſtellen zu entnehmen, und es letzteren alſo 
ſeht, Ich bei ſchlechtbefundener Beſchaffenheit des Getraͤnks anderweitig zu verſorgen. 
I don der K. Reg. angezogene R. v. 11. April c. bezieht ſich nur auf ben zuerſt ge⸗ 
ten Fall, und es iſt um fo weniger Brund vorhanden, bie Beſtimmungen beffelben, 
em Anfrage zufolge, aud) auf den lebteren Fall auszudehnen, als einerſeits eine Gefahr 
dad Publifum, wenn ber Berechtigte die verfagepflicitigen Krüge mit ſchlechtem Fa⸗ 
üverforgt, fo leicht nicht eintreten kann, und andererfeit das Rechtöverhaͤltniß zwiſchen 
Werlagsberechtigten und Verlagsverpflichteten ein rein privatrechtliches iſt. Das Ein- 
ehem der Bollgeibehörbe läßt ſich demnach hier nur in foihen Fällen rechtfertigen, wo 
ebe (hom nach aligemelnen Grunbfüßen begründet fein würde. 

. (XIX, .— 2.127.) 


EM. des K. Fin. Min. (Er. v. Alvendleben) v. 30. April 1841 an 
8. Reg. der Provinzen Preußen und Poſen, ſowie an diejenigen zu Stettin, 
Hin, Bredlau und Oppeln. 

Börttic gleithlautend mit bem sub No. 1 gegebenen R. v. 11. April 1838. 

(Min. Bl. 1841 S. 138 Nr. 204.) 

Did R. ift mittelft C. M. des K. Juſtizmin. v. 10. Mai 184] den Gerich⸗ 
in denjenigen Landedtheilen, wo dad A. 2, WM, gilt, mit dem Bemerken, daß 
 Yıfijmin, ſich Damit einverftanden erllärt habe, zur Nachachtung mitgetheilt 
en, (Luft. Dein, Bi. 1841 ©. 170. Nr. 134.) 


Il, Rompetenz der Gerichte zur Einfhreitung bei Kontraven⸗ 
nengegen Zwangd⸗ und Bannrechte. 

R. ded K. Juziſtmin. (Mühler) v. 12, Aug. 1833 an dad K. Ob. 2, Ger, 
Glogau. Die Eniſcheidung über Kontraventionen gegen Zwangds und Bann⸗ 
je ſteht den Gerichten zu"). 

Kuf Beranlaffung einer Beſchwerde ber Muͤhlenbeſitzer B. und S. hat über bie bereits 

hre 1828 zur Sprache gelommene Frage, In wiefern die Kognition über Kontraben- 
ien gegen Iwangs⸗ und Bannrechte den Berichten oder ben Polizeibehoͤrden zuftehe, 
lid, eine Korrefpondenz mit dem Min. des Inn. für H. u. Gewerbe Statt gefunden, 
dolge deren ber Juſtizmin. in — mit demſelben der Anficht beitritt: 

daß die Kompetenz ber Berichte In folchen Fällen begründet ift. . 
a die Erfiuftorechte find für den, welcher fle befikt, ein Gegenftand des Privateigen- 
mb, und es ift Lediglich Sache der Intereflenten, die Maßregein in Antrag zu bringen, 
'in diefen Befugniffen gefhüßt zu werden. Durch eine Störung derſelben fommt bie 
tatliche Aube, Siherpei und Orbnung nidt in Gefahr, und muß mithin nad) ben 
10,11 X. 17 Thl. I. des A. 2. M. die Einwirkung der Polizeibehörde ausgeſchloſſen 
ben. Die Ausihliefung des gerichtlichen Verfahrens kann auch aus ven 88. 220 seq. 
-STHL IL des 2,2. N, nicht gefolgert werden, da diefe Vorfchriften vom Zunftzwange 


— — — — 


) Dies R,, welches fich auf Krugberlagsredte nicht.beziceht, Ift in denjenigen 
Fallen nody anivendbar, wo noch Zimangd-Bannrechte beftehen, bie durd) bie neuere 
onnenepeehgebung nicht aufgehoben, fondern nur für abloͤsbar erklärt 

em find. 
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handeln, und auf Ztvangs= und Bannrehte um fo feniger ausgedehnt fuerben I 
at8 der ®rund, meöhalb bei jenen ein anderes Werfahren vorgefchrieben ift, darin 
daß bei Entfheibung ber Borfrage, ob eine Störung vorhanden ift, Da8 Technliche I 
‚seinen Gewerbe —A— werden muß, und dies ein Geſchaͤft der Gewehe 
ein Motiv, welches bei Beeinträd:tigung der Zwangs- und Bannrec)te wicht eintreien 

Das X. Ob. 2. Ber. hat daher für die Zukunft hiernach feibft zu verfahren, um 
Berichte feines Depart. mit der nöthigen Anwveifung dieferhatb zu verfehen. 

@. XVU. 777.3. 1223 


IM. Odrigfeitliger Schuß des Krugderlagdrehted. 

1) Die nachſtehenden Erlaffe haben angenommen, dap die Krugverl 
bere&tigten, wenn fie zuglelch bie Bolizei-Obrigfeit ind, berechtiget 
difiomen ber getränfeptvangepflidtigen Krüge zu beioirfen, und dad babı 
‚gefundene fremde Getränfe vorläufig in Beihlag zu nehmen; dafı fie ih 
toegen Beroirfung der Rebifion an die Rolizei - Obrigkeit oder. die Ortöge 
wenden haben, wenn fie nicht ſelbſt die Volizel-Obrigfeit find, da aber Ü 
Konfistation nur den Berichten die Enticheidung gebüihre, 

a) R. der K. Reg. zu Potödam v. 10. Aug. 1819, 

Zur Befeitigung der Zweifel, welche barüber entftanden find: 

„ob den Domainen- Beamten, welche als Wächter von Vrennereien und Drau 
Krugberlagbrecht haben, die Befugniß zufteht, das in den zmangäpflichtigen 
dorgefundene, aus fremden Kabrifationsftätten entnommene, Getränfe zu fo 
‚ober ob bie Entſcheldung über berglelhen Kontraventionen der Krüger deu 
ten zu überlaffen jei? 

wird auf den @rund einer Entſcheldung der K. Diin. des H. u. d. Fin. dv. 12. Ni) 
hierdurch befannt gemacht, daß die Domalnen-Beainten zivar in ihrer Eigenfcafl: 
Algeibehörben, als Stetvertreter der Gutsherrſchaft und Ortöobrigfeit, berechtigt 
einftweilige Befhlagnahme bed in ben zmangspflihtigen SKrügen vor 
auswärtigen Gelränfs zu verantaflen und zu vollziehen, daß aber über 
flötation durch förmlihe, den Ortögerichten zu überweifende Entfcheibi 
fprochen werden muß. Jeder zum Verlag berechtigte Domainen- Beamte ift fchi 
hlernach genau zu adıten, indem er wegen jeineö bei der Sache habenden Jutı 
zuglelch fein eigener Richter fein fann. 

Daß den zwangspflichtigen Krügern, wegen jeder von den Domainen-Beal 
genommenen unrehtmäßigen Beſchlagnahme der Erſatz deö dadurch erlittenen 
unbenommen und vorbehalten bleibe, verfteht ſich vom jelbit. 

Was vorftehend bon den Domainen-Beamten gejagt worden ift, findet md 
tung des oben angeführten Min. X. auch auf die Gutsobrigfeiten, die ein Serugbenl 
haben, Anwendung. 

Undere Brivatberehtigte, die nicht zugleich Kolizeibehörben find, Können 
mit Zugiehung der Potizelobrigteit oder ber Ortögerichte in ihren atmangspflichti 
‚gen Kebiſionen und Beſchlagnahmen ber fremden Getränfe bewirken, meidemmät 
die Entſcheldung über bie Konflötation ebenfalls ben Ortögerichten zu fiberlaffen Il. 

(@. 11. 665. — 3. 16.) 


b) R. der K. Min. des Inn, (d. Shudinann) u. der Fin, (d. M 
18. Mai 1829 an die K. Ren. zu Frankfurt. 


Wenn bie X. Meg. in dem anbermeiten Bericht v. 4. Dec. b. 3. Betr. de 
ob der Verlagsberechtigte bie angebilch gwangöpflihtigen Krüge und Sahanffäln 
diren, und das fremde Betränf auf polizeilichen Wege in Befchlag nehmen dürfe? 

zur Begründung Ihrer Bedenken gegen bie Verf. d. 17. Yug. d. I. den Gap aufftll 
dort vor Bublifation ber G. v 1500 u. 1811 das Verlagörecht auf dem platten & 
allgemein beftanden habe, fo wird Derfelben bemerflic) gemacht, daß biefe Worauf 
Nic) nicht erweiſen läßt, und nur in ‚Hk auf die Städte als richtig angenommen I 
fann. Diele ausgenommen, tvar aud) früher bon jpegiellen Mechtstitetn bie Mede, 24 
nach ift in Beziehung auf den Gegenftand der Ausführung durch jene ®. eine forte IT 
änderung nicht eingetreten, wie bie Meg. behauptet, folglid) das micht begründet, ml 
hieraus Fereiten mil. Die äle aber, fh denen gegen bie Eriftena der ftoi —9 
halb Einwendungen gemacht werden, weil das Verlagörecht jelbftbeftritten nird, (1 
hierbei gar nicht in Betracht fommen , denn eö verfteht fich dom felbft, ba, eben" | 
ntfchieden it, eine Beichlognahme nicht ftatt finden Darf, und e& ift Dahen zu der U" 
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B: daß bem Domalnen - Peomten die Befugni eingeräumt werben würde, in ſolchem 
e dad Verlagsrecht mit Liebergehung des Richters durch Beichlagnahme geltend. zu 
hen, fein Grund, Der Beamte wird aud in feinem Falle Richter in feiner eigenen 
he, ba durch bie Ausführung der Polizeimaaßregeln bie richterliche Entfheidung über 
Kontravention nicht ausgeſchloſſen wird, und eben fo menig wird Ihm ber Vorwurf 
tlaubter Eeilbfthülfe gemacht werden können. Wäre die Meinung der Reg., daß bei allen 
griffen in da8 Eigenthum Anderer lediglich der Weg ber richterlichen Entſcheidung ftatt 
en dürfte, richtig, fo mürde die Polizei von aller Mitwirkung bei Verhinderung ober 
dedung der Diebftähle und Betrügereien auögefchloffen fein. Die Kontravention iſt 
r, fireng genommen, nicht anbered als ein Betrug, Indem ber Krüger dem Anſcheine 
h feine Verpflichtung erfüllt, gleichwohl aber diefen Anfchein benubt, um den Berechtig- 
‚gu deſſen Nachtheil zu hintergehen. Die Beforgniß der Meg., daß bie Juftizbehörden 
Befugniß der Vollzei⸗Obrigkeit zur Beichlagnahme des von einem Verlagäperpflichteten 
heiner fremden Kabrifationsftätte entnommenen Betränts nicht anerlfennen werden, 
f durch Die Zuftimmung des K. Yuftizmin. zu biefer Maßregel und durd die Aufe 
hine berfelben in die (v. Strombedihen) Ergänz. bes A. 2.9. Bd. 1 ©. 321 nad) 
AR. der Min. des H. u. der Fin. v. 12. März 1819 (Mni. a.) erledigt. Auch verwech⸗ 
die Meg. bie angeorbneie Beſchlagnahme mit der Konfiötation, und in dieſer Verwechſe⸗ 
'g finden deren Bedenken einigen Grund, mit der Annahme einer richtigen Vorftellung 
x aud) Ihre Erledigung. , _ 

Es muß daher bei der Verf. verbleiben, und kann aud) in den Källen des Verbachts 
et Kontradention, wenn nur der Verbacht hinreichend begründet ift, die polizeiliche Mit⸗ 

ng erfolgen. Dagegen müſſen allerdingd aus den allgemeinen Badhtbedingungen 8.21 
Borte: »die Derpflichteten Krüge beliebig rebidiren« und meiterhin bie Worte: »folcher 
on: wegbleiben, und muß biefer Baragraph bis dahin, daß bie neue Hebaltion ber 
einen dacts ebingungen überhaupt beenbigt ift, bei welcher hierauf mit Rückſicht ge⸗ 
inmen werden wird, in ben abzufchliegenden neuen Kontraften, durch fpeziellen Zuſatz 
geändert werden. a 

nl. a. 


_ And dem Bericht der K. Meg. zu Potsdam v. 17. Jan. d. 9. haben die unters. Min. 


Mhen, zu weichen Zweifeln in Anfehung ber kompetenten Entſcheidungöbehörde bei ver⸗ 


Yen Krugberiagäredht fie burch die von tem Domainenamte Liebenmwalbe verfügte Kon- 
tatlon ded bei dem Krüger N. zu N. vorgefunbenen, nicht vom Amte entnommenen 
tannttweind beranlaßt worden ift. | 

Die in dlefem Bericht allegirten älteren Geſetze betreffen eigentlich das Brau⸗Intereſſe 
Kt State, und das zu damaliger Zeit damit verbundene Intereſſe des Fiskus für die indi⸗ 
iten Steuern gegen das demſelben nachtheilige Brautvefen auf dem platten Lande. Ge⸗ 
tawoͤrlig aber begründet dad aus dem Ed. v. 7. Sept. 1811 hergeleitete Zwangsrecht der 
Berlogöbrrehtigten auf dem platten Rande einen bloßen Privalanſpruch und eine Eniſchaͤ⸗ 
Igungäfiage gegen ben amangöpflichtigen Krüger. 

Da nun nad 8. 82 Tit. 23 Thl.-I. des U. 2. M. mindeftend die Konfiötation bie 
lie Folge von den Eingriffen in die Imangsverlagägerechtfame ift, und dem’ Berech⸗ 
gien zur Vermeidung des durch den Debit des vorgefundenen fremden Getränks bevor- 
ehenden Schadens bie Beſchlagnahme bed Betränfs, wie folhe nach ven Älteren Geſetzen 
em Fiökus und den ftädtiihen Braufommunen zugeftanden hat, nicht vertwehrt werben 
'ag, jedoch die Zurechtbeftänpigfelt dieſer Handlung nicht dem @utbefinden des Berech⸗ 
gten überlaffen werben darf; fo Tann zwar von ben verlagsberechtigten Domalgenbeam- 
9 die einſtweilige Befchlagnahme des in zwangspflichtigen Krügen vorgefundenen auswaͤr⸗ 
pen Getränts beranlaßt und vollzogen werben, über die Konfifation aber ift durch 
Nmlihe, den Drtögerichten zu überweilende Entiheidung abzufpredyen, und jeder zum 
Sriag herechtigte Domalinenbeamter ſchuldig, ſich hiernad) zu/achten, Inden er wegen feis 
t8 bei der Sache habenden Intereffed nicht zugleich fein eigener Richter fein kann. 

Rad diefen Beftimmungen hat die K. Reg. alfo zu verfahren. 

Berlin den 12. März 1819. 
Min. des H. 2. ıc. Finanzmin. 


b. Bülom. b. Klewitz. 
(8. XIU. 381. — 2. 119.) 
c) R, derſelben K. Min. v. 27, Sept. 1829 an bie K. Meg. zu Frankfurt. 
Aus der don ber 2. NReg. in dem Bericht v. 16. Aug. d. 3., wegen ber Kompetenz 
n Sollgeipehörben bei Kontrabentionen gegen Krugverlagsrechte, angeführten Stelle ber 
Ba d. 18. Mai d. J. folgt nicht, daß bie Pelizeibehörde nur dann, wenn ein rich» 
‘ iheB, nad) dem Jahre 1810 ergangened Judilat die Berechtigung feftgeftellt hat, ober 
Ni der Kontravenient feine Berlagäpflichtigfeit ſelbſt einräumt, zur Beſchlagnahme des 
otdwidrig eingelegten Betränfs qhreiten bärfe, ſouſt aber von ber Beſchlagnahme ab» 
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ftehen mäffe, wenn ber Krüger, unter Weftreitung bes in Anſpruch genommenen 
ber Befhlagnahme widerſpricht und rihterlihe Gntfeeibung anraft. Die 2. 
mot felbft erachten fönnen, daß es nicht bie Meinung gemefen fein fönne, bie } 
hörde müffe durch jeden auch ganz unbegründeten Widerſpruch ic) abhatten laficn 
dem Widerſpruche nicht ein folhed Erfenntnig entgegengefebt werden könne. it 
Berechtigung und indbefonbere über ben biöherigen Beſthſiand in Mnfehung ber Au 
fein Zweifel, fo wird die Beſchlagnahme ftatt finden, und dem Krüger überlefie 
Können, feinen Widerfpruch auspufihren: Db biefem gemäß zu verfahren, ober dr 
fprud) für fo begründet zu achten fei, daß bie Befhlagnahme nicht erfolgen körne, mi 
jedem einzelnen Kalle beurtheift werben. 

Durch den Bachtfontrakt, der zwiſchen dem Domainen-Flokus und bem Dom 
beamten gefchloffen iſt, kann aber allerbinge ber Beweis der Verpflichtung gegen den 
‚ger nicht geführt werben. 

‚Hlerdurd) erledigt ſich die Anfrage der K. Meg. Fu bebarf daher der Xeranll 
.) 


| 
| 
1 
4 
| 
weiterer Beftimmungen nicht. (A. XIII. 911. — 4. 1 
| 





renden richterlichen Entfcheldung, vorläufig in Veſchlag zu nehmen? 

find don den K. Win. des Jun. für Bemerbe-Ang. und der Yuftig übereinftimme: 
entſchleden worden, daß in ſolchen Fällen allen die Kompetenz ber Berichte eintr 
nad} ben neueren gefeglihen Beftimmungen dad Krugberlagd:Verhältniß bio8 priou 
licher Natur ift, und Kontrabentionen in biefem Verhättnifje mithin nicht vor die 
behörden gehören, auch diefen weder durch’ die beftehenden Gefehe das edit, 
fremdes Getränt In Beihlag zu nehmen, fpeglell eingeräumt, noch ein folches Ci 
durch die allgemeinen Rechte und Pflichten der Volizei motibirt werden kant 
Aufrechthaltung der Krugberlagärechte für dad Bemeintwefen nicht wichtiger 
Erfülung anderer Verträge. E8 bielbt daher in bortommenden Fällen, bem zum 
lage Berechtigten lediglich fiberlaffen, die begangenen Kontraventionen wie 
traftöberlegungen durch Auftellung einer Klage bei dem ordentlichen Michter zu rip 
dad Recht auf Entihädigung, etwanige Kontraventiondftrafe 2c. geltend zu madın 
uns untergeorbneten Poligeibehörben haben ſich aber alles Cinſchreitens In biefen 7 
‚genheiten zu enthalten. (W. XVIIL. 824. — 8. 127.) 

Dagegen Hat die, mittelER. ded K. Min. ber Juſt, der Fin. u.d. Ian.t. 12.9 
1843 mitgetheitte K. D. v. 18. Mug. 1843, welde ſich zwar nur aufdadDro 
zogthum Poſen bepieht, jedoch dem Grundſatze nad) von allgemeiner d 
barfeit it, dergl. polizelilche Revifionen für gänzlich unzuläſttgen 
df. oben, Tit. 1, ©. 212.) I 
- 2) Dad M. der X. Min. des Inn. u. d. Polizei (d. Rochow) u. d. 1° 
18. Juli 1840 an die 8. Meg. zu Oppeln, welded die Mebiflon der Chart” 
ducd) den Berlagöbereihtigten, unter pollgeilicher Affifien,, für Rat thart «u 
ſpricht aus, daß dad dabei vorgefundene fremde @eträufe, infomweit die! I 
Feſiſtellung ded Thatbeftanded erforderlich, if, unter Siegel gtlX 
oder, nah Umſtänden, mit Beſchlag belegt werden dürfe. 

Die Fürftliche Rentfammer zu Pleß hat Namens des Dominlums in der LarllT 
v. 13. Sept. d. I. über bie Verf. der KR. Reg. b. 3. Juli pr. Befchtverbe gefihi A] 
darauf angetragen, 
die Voligeibeanten und mit ihrer Juzlehung die Mebiforen für ermächtigt zu if 
daß dei Winkel⸗ ober fonzefflonirten Schänfern vorgefunbene fremde Gehör! 
die8 zur Feſtſtellung des Thatbeftandes erforderlich Ift, vorläufig in Beſchlag un? 
Siegel zu nehmen. 
Diefer Antrag erfcheint nicht unbegründet. Denn in ber Verf. v. 28. Wal 16% 
die K. Reg. auf Brund der X. D. v. 14. beffelben M. angetolefen worden gu berfürct: 
doß die mit landeäpoligeflicher Rongefflon verfehenen Schanftoirthe Inden Beil 
Nicolai und Pleß bei Verluft ifrer Konzeffion von Pollzelwegen — 
den —88 fenben Vranntıveln aus den dadtitanonoſtötten bes Domini! F 
entnehmen. . 
„Diele Berimmung bezieht Ah nun zwar auf Die Schantroirkhe in den 35 
Städten. Es rührt dies aber nur daher, daß die damangen Werfanbimgen zit 
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h Berlagärecht bed Dominiums in feinen Weblafitäbten betrafen, und ba fein-innerer 
und vorliegt, Die übrigen Schänfen in ber Standesherrſchaft anders zu behanbein, fo 
nach demſelben Grundſatze in dem ganzen Umfange der Ießtern zu verfahren. Nach die 
ı muß dem Dominio im Allgemeinen zwar die Befugniß zugeftanden merden, durch 
ıe Polizeibeamten und, in ihrer Zuziehung, durch bie Reviſoren das bei den Schän⸗ 
ı borgefundene fremde Betränt, jo weit died zur Feſtſtellung des Thatbeftan- 
8 erforderlich iſt, unter Siegel zu legen, ober vorläufig in Beichlag au nehmen. 
maus ergiebt fi) aber auch gleichzeitig, daß eine Beſchlagnahme nicht erfolgen darf, 
au der Schänter bei der Rebijion anerkennt, Daß dad Betränf fremd iſt und ein Darüber, 
wie über die Menge bes vorgefunbenen, aufzunehmendes Protokoll voflzieht; daß ſich 

olizeibeamten mit der Siegelung begnügen müflen, wenn. biefe den Umſtänden nach 
öfg und der Schänter bereit ift, eine darüber aufgenommene Verhandlung mit bem 
erfenntnifle zu unterzeichnen, daß er ein verflegeited Bemäß mit bem zu bezeichnenden 
ange im Belle habe; daß aber bie wirkliche Belhlagnahme nur dann eintreten barf, 
mm die Siegelung den Umftänden nad) nicht genügende Sicgerheit gewährt, und ber 
hänter dad Anerkenntniß verweigert; und endlich daß dem Reviſor nicht zufteht, dergl. 
x ohne Zugiehung der Polizeibeamten vorzunehmen. 

Dagegen wurde es fi) nicht rechtfertigen laflen, wenn man nod) weiter gehen und 
n Domlalım, wie daſſelbe gleichfalls beantragt hat, auch dad Mecht einräumen mollte, 
ı Ehäntern den Beſiz fremden Beträntes, mit Ausſchluß des eigenen Bedarfs bei poli⸗ 
liher Strafe, oder gar bei Strafe der Konfiöfation, zu unterfagen. Died würte über die 
nen poligelliher Maaßrenein hinausgehen, und diefem Antrage Tann daher nicht 
willfahrt werden. (Mim BI. d. Inn. Verw. 1840, S. 314, Nr. 565.) 

3) Dad Juſt. Min. hat den Brundfag aufgeftelt, daß die Verletzung bed 
&unkverlagdrechteß keine mit Strafe bedrohte Handlung und nit mit Kon» 
Nation zu ahrden fei, Daß dagegen die Bedingung von Konventional⸗ 
—* dabei zuläffig, indeß Über deren Verwirkung im Wege Rechtend zu 
Vqheiden ſei. £ 
AR. d. 27. Febr. 1832. 

dem Dominio ©. wird auf die Beſchwerde v. 20. Aug. v. 3. zur Reſol. erthellt, daß 
t Antrag auf Konfiöfation ver in einem verlagspflichtigen Kruge borgefundenen fremden 
ante, und auf Beftrafung des Krügerd wegen Einführung ſolcher Gstränte, durch den 
PAbſchn. XV. der Dorf-Bollz.D. für Schleſien vom 1. Mai 1804 nicht begründet 
‚erden fann; denn dieſe Dorf⸗Poliz. D. hat nur in ſoweit verbindfihe Kraft, als fte mit 
in beftehenden Geſetzen übereinftimmt; die beſtehenden Geſetze aber, namentlich das A. L. R. 
ih. I. X. 28 geftatten in dem gedachten Sale weder Konfidfation, noch Beftrafung. 

(Min. Att. A. 2585, Gen. G. Nr, 23. Vel. 4, Fol. 62) 


b)R, d. 14. Febr. 1834. \ 
‚ Dem Suratorlum ber v. E.jchen Büter-Werm. wird auf die Vorſtellung b. 23. v. M. 
ierdurch eröffnet, daß bem Antrage, die fofortige Beſchlagnahme der von zwangsverlags⸗ 
füchtigen Kretfchmern eingeführten fremden ®etränte zuzulaflen, nicht ftaltgegeben werben 
wm. Der 8. 82 aeg. Tit. 23, Thl. I, des A. L. M. bezieht ih auf das ausſchließliche 
raus und Brennereirecht, diefe aber Ift durch dad Ebd. dv. 28. Oft. 1810, 8. 1 und durch 
0.6.7. ept. 1811, 8. 53 aufgehoben, fo daß bie daſelbſt angedrohte Konfisfation 
ed eingebrachten fremden @etränfes nicht mehr ftattfindet, und das RM. ber ehemaligen 
fitgd- und Domalnen- Kammer zu Breslau vom 15. Oft. 1748 durch die erivähnten 
hiese ebenfalls aufgehoben Ift. Für bie Verlehung des Schanf-Wertagärechtö befteht 
ac) keine geſetzuch ausgefprochene Styafe. Wenn dagegen die Parteien feibft ſich ver⸗ 
eig einer ſoichen Strafe unterworfen haben, fo ift es unzweifelhaft, daß auf die- 
t, ſowelt überhaupt Konventional-Strafen zuläffig find, erfannt werden muß. Doc 
ann diefe Strafe nicht anderd ols in Folge einer gehörig fubftantlirten Klage erfannt wer⸗ 
Hi wobei es den Intereffenten überlaflen bleibt, die Beichlagnahme im Wege einer Arreft- 
ne Oder einer fänbung du motibiren. Eine. allgemeine Anweiſung an den Zanbrath 
tr die Berichte in diefer Beziehung kann nicht erfaflen tverben. j 
(Min, Akt. I. 1419. Gen. G. 8, Vol. 5, Fol, 73a.) 


Dagegen hat dad WM. der K. Min..d. Ian. (d. Schudmann) u. d. Fin. 

N Mob) d. 20, Oft. 1827 an die K. Meg. zu Oppeln angenommen, daß allers 

Mir de gerihtliche Beftrafung der Kontraventionen.gegen Getränke-Ver⸗ 

"BERrä he zuläfig fei. 

me ii wirb auf Ihren Ber. v. 18, Aug. d. J. worin. Ele auf nähere Beftim« 
U0G, Ile 68 mit der Verrechnung ber Konfiöfate und der Strafe für Verlegung ber Mechte 
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Hiernach Haben ſich jämmttiche Öffenttiche Behörden und ‚die bormaligen Mi 
werte zu achten. en, Y 

Gegeben Königöberg, ben 29. März 1809. 

Friedrich Wilhelm. 
N. €. C, Tom. XII. b., ©. 813 Nr. 76 de 1809, Nabe, Bd. 13 ©, 821,) 
d) 8.D. v. 17. April 1806, betr. die Zunftfreipeit im Behauen der 

nitsFeldfteine. 

©. 8. Ma}. von Preußen zc. haben aus dem anliegenden Ber. bed Ob. & 
amts mit befonberer Zufriedenheit erfehen, daß es den cifrigen Bemühungen des &x 
und Ob. Hofbaurath8 Becherer rungen Aft, die für verloren gehaltene Kunft ben 
beitung de6 Belbfteingranits In allen Formen und zu manderfei Bauftüden wieder 
finden. Da nun Allerhöchſt denenfelben an ber Erhaltung und Verbreitung dieler 
ihrer Nüglichtelt und Michtigfeit twegen, fehr gelegen jein muß, fo wollen Cie dem 
jem Ziwed abfelten des Ob. Hof-Bauamtsgefchehenen Antrage gern beferiren und & 
mäß hierdurd verorbnen, daß das Behauen der Granit-Keidfteine nicht Durch zum 
gen gwarg gehemmt, vielmehr durch die jedermann zu geftaltende freiheit, folhel 
allen Zwang und Einfhränfung zu treiben, möglieft befördert werden fol, St. 
tragen daher dem Ben. Directorlo hierdurd) auf, in Gemäßheit deffen und horgen Be 
ou biefer ®. das weltere Erforderliche zu verfügen. P 

eriin, den 17. April 1806. 
Frie drich Wilhelm. 


(X. €. C. Tom. XII. &. 135 Nr. 48 a. de 1806, Rabe, Bd. 6 ©. 512.) 

Die große Reform der Preuß. Gefehgebung unter Stein und Harn 
berg blieb indeß bei Diefen zurächft nur bereinzelt daftehenden Schritten, bl 
der Aufhebung bed Zunftztwanged keinegwegd fiehen. Der meitere Gang 
betreffenden Gefeßgebung war folgender : 

1. DadEd. d.2.Rod. 1810über bie Einführung der Geiverbeftener *) m 
in feinem Eingange wiederholt die bereitd beim Anfange der Reorganifale 
Staats audgefprodene Abſicht, »bie Gewerbe von ihren drüdendften Fi 
befreien« und »die zugeficherte voDfommene Getverbefreiheit gewähren zu MI 
Zu diefem Behufe flelte das Ev. ($$. 16 u. 17) ald oberflen Grundidi 
»boß ein Gewerbeſchein demjenigen, auf deſſen Namen er lautet, 
geben folle, im ganzen Umfange ded Etaatd dad in demfelben benannte OF 
‚zu treiben,e und »daß feiner Korporation und feinem Einzelnen. hiergeam# 
Widerſpruchsrecht zuſtehen fole.« Der F. 31 a. a. D. erflärte alle bem ent 
ſtehende gefeglihe Beftimmungen für aufgehobir. 

11. Dad Ed. v. 7. Sept. 1811 über die poligeil. Verhältniffe der Geil 
verordnete hiernähft ergängend, »daß auch derjenige, weldyer bißher nicht NW 
war, auf Grund feined Geiverbe:Echeined jedes Gewerbe treiben dürfe, ohne] 
halb genöthiget zu fein, irgend einer Zunft beizutreten, und daß er befjenund 
tet berechtiget fein fole, Lehrlinge und Gehülfen am unthmen. ($$. 6 um) 
beögleihen, »daß wer biöher zünftig war, dem Zunftverbande zu jeder Jul 
fagen dürfe.« ($. 14). . 

II, Durqh diefe neuere @efehgebung (zu 1. u. II.) twaren mithin alk 
herigen gewerblichen Vorrechte der Innungen und aller Zunftind 
aufgehoben worden; dagegen blieden bie vorhandenen Korporatiol 
faltſſch fortbeftehen, unb ed war in dad freie Belieben eined jeben Geden 
treibenden geflellt, ob er ſich einer Korporation feined Gewerked anſchleſen I 
‚oder nicht. ” 

Dies ift auddrücklich anerkannt in folgenden M.: 

a) R. der K. Min. de8 H. (d. Bulow) u. d. Pol. (Für zu Bittgeaf) 
d. 8. Mär) 1819 an die K. Meg. zn Danzig. 


») 6. ©. 18108 70 ff, f. oben ©.85. 
>) ©. 8. 1811 ©.203 fi. [ oben ©. 80 fl. 
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Die unterz. Min. Können ber in bem Ber. der K. Meg. v. 16. v. M. entiwidelten 
ücht über die Beſchwerde des Schmiedemeifterd N. genen das dortige Schmiedegewert, 
E beitreten, vielmehr wird der K. Meg. mit Bezug auf die vom Min. des H erlaffene 
1.6.6. Dec. v. J., bemerklich gemacht, daß die Zünfte durch die neuere Geſetzgebung 
ötveged aufgelöfet tworben, fonbern deren Aufhebung nur geftattet ift. 

So befteht auch, mie aus den Verhandlungen über die In Rede ftehende Angelegen- 
‚hervorgeht, bie-Schmiebe-Iymung zu Danzig nad) wie vor, und ift mithin auch ihren 
krigen Pillen unterworfen gebiieben. Am wenigſten aber darf biefelbe aus den an⸗ 
Ihrten @ründen den N. excludiren, da hierin eine Wiberfegtichfeit gegen die Anordnun⸗ 
‚der höheren Staatöbehörden Tiegen würde. Unter diefen Umftänden wird bie K. Meg. 
Aula der Schmiedezunft die Ausfchließung des N., fo wie jede andere deffen Rechte 

Anfehen zu nahe tretende oder beſchränkende Handlung, bei Strafe der fofortigen Auf: 
Wig ded Gewerts, und Vermeidung ver gerichtlichen und potizell. Beftrafang, auf das 
Kälte zu unterſagen. (WU. II. 234-1, 149.) 


: DR, der K. Min. des H. (d. Büloto) u. d. Ian. u. d. Pol. (d. Schuc⸗ 
Mm). 10. Juli 1820 an die K. Reg. zu Stettin. 


Der Bewerbegefehgebung von 1810 und 1811 legt bie Abſicht zum Grunde, bie Auf⸗ 
ing der Fünfte bon ſelbſt im Yortgange der Zeit herbeizuführen, und zu dem Ende hat 
IE. v. 7. Sept. 1811 8. 19 segg. diefe Auflöfung bedeutend erleichtert. Nach diejen 
gichen Vorfchriften ift der von ber K. Meg. in bem Ber. v. 21. v. M. borgetragene 
Uder Buchbinderzumft in Stargard zu behandeln. Die Abgabe, welche bei der An⸗ 
Ime eines Jung- Weifterö und eines Zehriings unter dem Namen Bunft- und Wachs⸗ 
Rand der Zunftfaffe an die Kaffe der St. Marienfirhe gezahlt werden mußte, quali» 


af) geſetzlich nicht zur Mblöfung, und hört ipso facto mit der Zunft auf, da alddanın. 


x Jung⸗Meiſter und Lehrlinge bei berfelben mehr angenommen werden. Eine Ent- 

Migung der Kirchenfaffe iann bon der Zunft nicht gefordert werden, da diefe fich ihres 

8 innerhalb der gefeblihen Schranken bebient, und e8 darf diefed Punktes megen die 
ang ber Zunft nicht auögefeßt werden. 

Die Unterftügung der verarmten Buchbinder⸗Geſellen und bie Kur der franf gewor⸗ 
3, legen im Fall eigenen Undermögend nad) Aufhebung der Zunft, in Gemäßheit ded 
864 und 355 Ih. 2 Tit. & des M. 8. M., der flädtiichen Behörde ob. 

Im Ullgemeinen find übrigens nicht zünftige Profeſſioniſten zu ber Erfüllung ber 
Üiht der noch beftehenben Beiverfe gegen die wandernden und erkrankten zunftigen Ge⸗ 
ken belgutragen nicht verpflichtet. (U. IV. 528—3, 34.) 


"Inden in Jahre 1807 mit der Monarchie vereinigt gebliebenen. alten Bro: 


ingen beflandern ſonach an folhen Orten, wo ſich ältere Innungen erhalten hats 
EU, zunftige und nicht zünftige Meifter neben einander mit gleichen gewerblichen 
tchten. Die Bildung neuer Innungen fonnte hier nur in dem Falle ſtattfin⸗ 
en, wenn die Landed⸗Polizeibehörde ed zu einem gemeinnübigen Zwecke für nöthig 
achlete, Betverbetreibende gewiſſer Mrt in eine Korporation zu bereinigen (6. 31 
SE. d. 7. Sept. 1811), welches indeß nur hinſichtlich kaufmänniſcher Korpo: 
nen in einigen größeren Städten gefchehen iſt. 

IV. In den in den Ichren 1814 und 1815 wieder» und neuerworbenen 
andeötheilen wurde Die borftehend erwähnte Befeßgebung nicht mit eingeführt; 
nern ed wurde hier die Zunftverfaffung inſoweit aufrecht erhalten"), alö. fie 
ab nicht dereitz vor dem Anfalle an Preußen aufgehoben war. Died 
ehtere war aber der Fall in denjenigen Zandeötheilen, welhe unter Franzöſi⸗ 
ber, Bergifcher oder Weſtphäliſcher Herrichaft eine Zeitlang geftanden hatten. 
Her blieb aljo dad Innungsweſen gänzlih aufgehoben. In den übrigen tie 
ts und neuerworbenen Landedtheilen Dagegen, ivo der Zunftzwang noch borges 
Inden wurde, blieb er vollſtändig fortbeftehen. Hierbei fand indeß der Linter- 
hled ſtatt, daß in einigen dieſer zuletzt erwähnten Landedtheile ( Herzogthum Weſt⸗ 
halen) Fürſtenthum Siegen und ben beiden Graffchaften Wittgenftein), well bas 
of den Einführung des U. L. R. der Abſchn. III. Zit. 8 Thl. IL. deffelben ſud⸗ 
_—_ MT 


') Dies Ihrihl aud) das R. der Min. des Inn. und der Fin. v. 19. Febr. 1836 (. 
oben &. 209 Note 1) ausbrädtich aus, 


4 
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pendirt wurde (Publ. Wat. v. 21. Juni 1825 $. 4), noch die ehemaligen wi 
gegoltenen, die Zunftrechte betr. Geſetze fortbeſtehen blieben; In anderen hiny 
Herzogthum Sachſen) die Zunftverfaffung nicht nady ben ehemaligen tarı) 
Landeögejegen, fondern nur nad) den Vorſchriften des 4. 2. R. IL. 8 Abfan.ll 
zu beurtheilen blieb *), 

Ju der’ Probinz Neuvorpommern, wo bad 4.2. M. überhaupt ıi 
eingeführt teurde, blieb die dortige ältere Zunftverfaffung vöNig unverändert 
beftehen. . 

V. Für die Probing Pofen erflärte dad G. v. 13. Mai 1833 
Aufpebung der audſchlleßlichen Geterbeberedhtigungen in den Städten?) die 
tufiv-Bewerböberedhtigungen der Zünfte und Korporationen oder einzelner $ 
viduen in den Städien für aufgehoben ($. 1), und ſchrieb vor, daß bie Bufuyl 
zum Betriebe eined @etverbed mit der Wirfung eined Unterfogungärented fin“ 
hin nicht in Unfprud) genommen terden dürfe, " 

VI. Aus dem Vorſtehenden ergiedt fich, daß hinfichtlich der Sunftuch 
niffe in den einzelnen Landedthellen ded Staated bie verfhyledenartigften, im R 
zip entgegengefehten Verfaſſungen neben einander beftanden, theil® volfiän); 
Zunftztvang, theilß beftehende Innungen, aber ohne folhen Ztvang, theild al 
unbeichränfte Gewerbefreihelt ohne alle forporative Vereinigung. Es zrigte | 
daher dad Vebürfniß, in dieſes Werhältnig mehr Einheit zu bringen. DU 
geſchah durch den Erlaf der allgem. „Beiverbe-D. dv. 17. Jan. 1845), I 
Vorſchriften für den ganzen Umfang der Monardie in Kraft 
Diefelbe beflimmte in Betreff der Innungen im Weſentlichen Folgendes 

a) die zur Zeit betehenden älteren Imnungen dauern fern: 
jedod ohne Zwang zum Beitritte ($. 94); 

b) ed dürfen neue Innungen, nad) näherer Beftimmung ded Gefeht, 
bet werden ($$. 101 ff.). 

Dad Grundprinzip der allgem. Gewerbe-O. iſt bie Aufrechteh 
tung deö Grundfaged der Beiverbefreipeit. Die Bewerbe:D. fand zivt 
Lei Arten älterer Innungen vor, nämlich er ſtlich in den im Jahre 1801 
der Monardie bereinigt gebliebenen Landedthellen folde, hinſichtz dern ) 
Gewerbefreiheit bereitd den Zunftzwang und ale gewerblichen Worrehte U 
Iunungögenoffen befeltiget hatte, und gweiten® in einigen im Jahre 18147 
der Monardie vereinigten Sandeötheilen die dort beftehenden alten Ianunge = 
ihren Vorrehten und Privilegien. Durch den Brundfag bed $. 94, monad I" 
die geſehlich beftehenden älteren Innungen fortdauern follen, aber die Befuanl 
zum Gewerbebetriebe nirgendd mehr vom Beitritte zu cl 











1) Dies if in den M. ber Min. des Inp. und bed H. v. 12. Mprif 1819 (a. 111.5 
und des Min- des Inn v. 4. Aug. 1825 (U. IX. 746) ausbrüdtich auöge'prod® 

2) ©, ©. 1833 ©. 5Tff., f. oben ©. 188. 

») a8 interimiftifhe Veftimmung über das einfttveifige Kortbeftehenvorhande” 
gewerblicher Korporationen eraing das €. R. ber K. Din, ber Fin. (d. 2% 
[hwingh) und deö Ian. (©. d. Mrhim) b. 31. Oft. 1842. J 

Des Königs Maj. Haben aus Anlap einer Immedlat-Befchmerde wegen 
»fügter Auflöfung eines Gewerts zu beftimmen geruht, daß in Rüdicht auf 
»bald zu errvartende neue Betverbe-Molizeigefets eine Kuflöfung getverblicher A 
»porationen, wenn auch dazu an fid) Hinreldhende Bründe vorhanden fein nit 
»ten, nicht weiter ftattfinben folle. . * 

»Die X. Meg. wird baher angefviejen, demgemaͤß bie etwa vottom mend 
»träge auf Auflöfung eines. @etvertö gurüczumelfen und bie beftehenben Jußie* 
»bi6 zur Emaration des fraglichen Geſetzes aufrecht zu erhalten.« 

(Nin. Bl. der Inn. Verto. 1842 ©, 386 Mr, 525, Gentrafbl. des Bin. Mi: 

1843 ©. 15 Wr. 12.) 
*) Vergl, oben ©. 107 fi. i 
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ung abhängig fein foll, if aud in Bezug auf bie Verfaſſung der 
ungen bes zweiten Klafje der Brundfah der Gewerbefreiheit audgeſpro⸗ 
worden, nud in Konfequenz biefed Grundſatzeb geftattet der 6. 96 daB belics 
Ausfgeiden ber Mitglieder jener Innungen und die Fortſetzung ded Gewerbe⸗ 
ebeB derfelben nad) ihrem Audtritte. Auch wird (in den SS. 97 und 98) bie 
floͤſung der älteren Innungen geftattet. ° 

Dagegen Dürfen nad) SS. 101 ff. neue Innungen gebildet werben; indeß 
Kö nur unter folhen Bedingungen zuläffig, daß dadurch weder Beſchränkun⸗ 
ber Geierbefreiheit, nod) befondere Vorrechte der Innungdmitglieder, wie fle 
den ehemaligen Innungen in ber Regel ftattfanden, eingeführt werden. Zu 
m Zwecke flellt dad Befeh ald negative Prinzipien auf: 

a) An feinen Orte darf künftig mehr Zunftzwang flattfinden. 

das A. L. R. 11.8 5. 181 (vergt. 8. 224 a. a. D.) beftimmte noch: 

„Wo Zünfte find, muß ein Jeder, der in der Stadt ein zunftmäßiges Gewerbe 
»betreiben will, fich in diefelben aufnehmen laffen.« 

Dagegen beftimmt jegt der F. 101 der Gewerbe⸗O., »daß audſchließliche 
verbeberechtigungen deu Innungen niemald beigelegt werden bürfen,« und ber 
I adb.a. a. D., »daf ein Zwang zum Eintritt in die Innungen nit 

gif.» 

b) Keine Innung darf für gefchloffen erflärt werben ($. 170 ad 7.) 

DEAL. R. II. 8 $. 183 verordnete noch: 

»Der Sandeöherr hat dad Recht, eine bißher ungefchloffen geweſene Zunft in 
seine gefchloffene zu verwandeln. » 

e) Den Innungdmitgliedern darf fein audſchließlicher materlefler Vortheil 
Buihung auf den Bewerbebetrieb beigelegt werden, namentlid nicht die aub⸗ 
icfliche Befugniß, Lehrlinge zu halten; die Befugniß, Befellen zu halten, darf 
d nit erſchwert werden (6.170 ad 3 u. 3). 

Dagegen fchrieb dad A. L. N. 11.8. 6.268 noch vor: 

Nur zönftige Meifter haben dad Recht, Lehrburſchen anzunehmen und Geſellen 
su halten, « . 

d) Die Beſchränkung gewiſſer Gewerbe auf die Etädte hört auf. ($. 12.) 
BALL. HB KT. 185—189 enthielt noch mehrfache Beſchränkungen ded 
eierbebetricheB auf dem platten Lande. 

3 Der gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe ift Jedem geflattet. 


Die neuen Innungen gewähren fomit für den Einzelnen feine gewerb⸗ 
den Vortheile; dagegen befleht ihr pofitiner Zweck in »der Körderung 
T gemeinfamen gewerblichen Intereffen« ($. 104), wohin indbe- 
Were gehören: die Beaufjihtigung der Aufnahme, Ausbildung und ded Betras 
W der Lehrlinge und Gefellen der Innangögenoffen, die Leitung der Verwaltung 
! Rranten«, Sterbes, Hilfd- und Sparkaffen der Innungdgenoffenund die Fürs 
"fe für bie Witten und WBaifen der Innungägenoffen. 

Vergl. dad Nähere hierüber unten in der III. Abth. (bei den Verhältnifs 
? ber Gewerbetreibenben), Unter⸗Abth. II. Abſchn. I, (von den Innungen). 


Fünftes Kapitel. 
Son der Aufhebung ber Befchränkung des Gewerbebetriebes 
anf die Städte, 


De Vevorrehtungen ber Städte in Beziehung auf den Gewerbebetrieb find 
2) dem Zuflande Deuiſchlando und anderer Länder ded Mittelalterd, namentlich 
TAU Herporgegangen, daß nur in den Städten äußere Gicherheit zu finden war. 
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Später twanbten bie Städte, unb befonderd die Zünfte, jeved Mittel an, län 
Befige diefer Vorrechte zu erhalten, und hierbei kamen denfelben !heild die cs 
herrfchend gewordenen nfichten, theil® andere Umfände zu Statten 
trug hierzu auch die eigenthümliche Mfcife-Verfaffung bei, nach welcher cd nY 
tereffe der StaatdKaffe Tag, den Gewerbebettieb möglichſt auf die, al 
Atcife untertorfenen, Städte zu beſchränken. . 

Indeß machte dad Immer dringender werdende Bedürfniß der Landbe 
täglih mehr Audnahmen von der Megel erforderlich, die inbeh mei 
unter läftigen Bedingungen geftattet wurben, namentlich, der, daß bie 
werker nicht nur bei einer ſtaͤdtiſchen Zunft da Meifterreht ertverben, ſonden 
auch zu einer foldyen Halten mußten, und daß fie gewöhniich weder Geſel 
2ehrlinge annehmen durften. Die Folge hiervon war, daß, ganz gr 
urfprünglichen Zwed ber Bewerbe-Verfaffung, bie Dorfhandiverter vr 
wurden, fi einen höhern Grad geiverblider Ausbildung zu erwerben. 
gänzlichen Veränderung drd- Steuer⸗Syſtems fiel indeß jede Veranlafi 
behaltung diefer Vorrechte hinweg, welche ſich überdieß ohne unn 
mittel gar nichtmehr, und felbft dann immer nur fehr unvollitändig un 
wefentlihen Nutzen für die Städte felbft, aufrecht erhalten lichen. 

Aus diefen Gründen hatte bereitö ber $. 16 bed Gewerbe- Ste EN 
2. Nov. 1810 beftimmt: 

Ein Beiverbefchein giebt demjenigen, auf melden er lautet, das Recht, i 
zen Umfange Unferer Staaten, fowohl in den Städten, als a 
Lande, daß in demſeiden benannte Gewerbe und aufidie beftimmte Zeit 
bon den Behörden dabei gefchügt zu werben. 

Die Staatd-Megierung fand ſich demnächſt veranlaßt, die Aufhebun WE 
Vorrechte der Städte, aud in denjenigen Landedtheilen der Monarchie, mı 
noch beftanden, durch den $. 12 der Bewerber. v. 17. Jan. 1845, 
beſtimmt: J 

Die Beſchraͤnkungen gewiſſer Gewerbe auf bie Städte hört auf. 
anzuordnen und zwar um fo mehr, 618 dad. @emeintefen wejentlic da 
firt if, Daß jeded Gewerbe bort betrieben wird, wo ſolches dem GBernerh 
am bortheilhafteften, dem Publikum aber am bequemſten Ift. 




























Schdted Kapitel. 
Von der Aufhebung der dem gleichzeitigen Betriebe veridt 
dener Gewerbe entgegenftehenden Beſchränkungen. 


Mit der Beſchränkung ded Gewerbebetriebed auf einzelne fireng gi 
Genoffenfhaften, und mit dem Bemühen, jeden Einzelnen mögtichft gld 





fein Audtommen zu fichern, hing auch dad Verbot zufammen, gleichzeitig m“ 
Getverbe zu betreiben, wobei man theil® von der Idee, daß eine einzelne PT 
aud) nur einer Genoſſenſchaft ganz angehören koͤnne, theils von der B fer 
audging, daß ein @eiwerbetreibender, der mehrere Wewerbe zugleich betrelbe, ("7 
gefährliher Konkurrent für feine Beierbögenoffen fel. Die neuere Geſchuet 







dar indeß der Anficht, daß died MWerbot Riemanden weſentlich nuhe, aber ® 
weſentlich ſchade. Denn nach der Erfahrung werde ed manchem Gewerden 
den gerade nur dadurch möglidy, audgezelchnete Kabrifate zu liefern, dab f 
zu deren Herborbringung erforderlichen Arbeiten unter feiner Leitung un 
audführen läßt. Iedenfald, nahm man an, fei feine Veranlafjung Di 
der Verbindung mehrerer Gewerbe, ſowelt derfelben nicht fidherheitö> oder 1 
polizeiliche, oder finanzielle Rüdfichten entgegenftehen, irgend ein Hinbernß 
Weg zu legen. | 
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I. Es beftimmte baher bereitö dad Betverbeftener,Eb. dv. 2. Nov. 1810 °) 
. 9, daß der Betrieb mehrerer verfhlebener Gewerbe durch eine und biefelbe 
on nur durch die Loͤſung befonderer Gewerbeſcheine für bie verfchiebenen Bes 


e bedingt fein folle, und daß die entgegenftehenden Zunfteinrichtungen völlig 
dren ſollten. 


II. Dad Gewerbe⸗Pollzei⸗Ed. v. 7. Sept. 18112) aber didponirte in den 
57 und 58. daß die Bewerböberechtigung eined Jeden nad) dem Inhalte ſei⸗ 
Gewerheſcheins zu beurthellen fel und Daß die Entfcheidung uͤber bie Bränzen 
ben lediglidy Der PVolizeibehörde gebühre, - Die 66. 79 und 80 a. a. D. füge 
hinzu, daß Jedermann fo vielerlei Gewerbeſcheine Idfen und fo vielerlei Betverbe 
hzeitig neben einander treiben duͤrfe, ald er felbft wolle; wovon nur infofern 
mohmen ftattfinden folten, als ber $. 20 ded Ed. v. 2. Non. 1810 folde 


driclich feftfege 3), oder die Randed-Wolizeibehörbe ſolche künftig noch beſon⸗ 
Janordnen follte. ü 


II. Diefe Vorſchriften nun generalifirte die Bewerbe=D. v. 17. Ian. 


15 für den ganzen Umfang der Monarchie, indem ber 6.13 a. a. 
befimmte: | 


Der gleichzeitige Betrieb verfchlebener Gewerbe iſt Jedem geftattet, ſowelt nicht beſon⸗ 
‚gelegtiche Vorſchriften eine Beichräntung anordnen, 
aqzu: 
a) Die 66. 59 und 60 der Gewerbe-O. v. 17. San. 1845 beſtimmen: 
8.59. Wer zum felbfiftändigen Betriebe eines ftehenden Gewerbes befugt ift, unter- 
Rdabei nur denjenigen Befchränfungen, welche durch gefehliche oder polizeiliche Beftim- 
ingen angeordnet find. Insbeſondere darf er an feinem Wohnorte in fetten Verkaufs⸗ 
Ken die Erzeugniffe oder fonftigen Begenftände ſeines Gewerbebetriebes fell halten, auch 
und außer felnem Lokale beftellte Arbeiten vornehmen, ingleihem verkaufte Waaren 
Menden und, fo weit es nach Tit. IV. zuläffig Ift, auf Wärtten verfehren. Er ift befugt, 
'judem Betriebe feined Gerwerbes erforderlichen Materialien und Werkzeuge zu ver⸗ 
Ren, und unter Beachtung der bieferhalb beftehenden Vorſchriften überall anzutaufen 
dantaufen zu laſſen. Zum Feilhaiten und Anbieten der gewerblichen Erzeugniffe oder 
enfe auf Straßen und an andern Öffentlichen Orten außerhalb ber gewöhnlichen Martt- 
K oder außerhalb der zum Wartiverfehr beftimmten Plaͤtze bedarf es ber befonderen 
Heubniß der Orts. Polizei⸗Obrigkeit. . 
8:8. In Unfehung der Befugniß der Gewerbetreibenden mit faufmännifchen Rech 
N auch im Umherreifen, entweder felbft oder durch Behülfen, Waaren » Beftellungen zu 
chen oderzum Behufe des Widerverfaufs Waaren auizufaufen, behält es bei den befte- 
aden Lorſchriften fein Zemenben: es foll jedoch diefe Befugniß fortan nirgends mehr 
a 


don abhängig fein, daß ber Gewerbetreibende oder der Gehülfe einer ber chriftlichen 
then angehört, 


b) A. der K. Min. der Fin. (Kühne) und ded Inn. (d. Manteuffel) v. 
3, Märg 1848, | 


Rad) 8. 13 der Gewerbe⸗Ordnung iſt ber gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe, 
fm nicht befondere gefegliche Beichräntungen beftehen, Jedermann geftattet, und daher 
i Betrieb deg Grünkramhandels mit beim Betriebe ded Inſtrumentenmacher⸗Gewerbes, 
Ahed der N. überdies, anſcheinend nicht feibftftändig, fondern nur als Gehülfe betreibt, 
Mi bereinbar. Eine Beichränfung des N. wegen ber erfolgten Verurtheilung feiner Che» 
iſt aber nicht gerechtfertigt, weil der 8. 21 der Gewerbe⸗O. eine ſolche nur in Betreff 
Ehefrauen für den Fall vorſchreibt, daß der Ehemann wegen eined, von ehriofer Ber 
ng zeugenden Verbrechens verurtheilt worden ift, und eine Ausdehnung diefer Beſtim⸗ 
In er, bon dem N. angenommenen Weiſe nicht auläffig ericheint. 

088. Potzel-Bräfldium wird daher veranlaßt, dem Vittfteller den ferneren Betrieb 
Rede ftehenden Handels zu geftatten. 
(Min. BL der inn. Verm. 1848 ©. 169 Nr. 164.) 


\ 








je.) Bergt. oben S. 87. 
 Bergt. oben ©. 93. - 
y ) Dr8.Wa.c.O. verbietet, daß Aerzte Arzneien biepenfiren, Apotheler die Arz⸗ 
nellunft ausähen, und Mätter ſeibſt Hanbei treiben. 
Vl.vu.b i. | 17 
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IV. Die, d. 9. Febr. 1849 Hat Indep dieſe unbebdingte Juli 
ded gleichzeitigen BVetriebed mehrerer Beiverbe in Betreff der hu 
werfer wiederum eingeſchränkt. Diefelde beftimmt nämlich im $. % 

Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Hanbiverte durch diejeibe Werfon Inn, 
dadurch erhebliche Rachthelle entftehen, nach Anhörung ver betheiligten Imungen a9 
Geiwerberathed, durch Ortöftatuten (8. 188. der Beiverbe-D.), den örtlichen Bahin 
entfprepend, befchränft werben. (®. ©. 1849 ©. 100.) 

























\ "  GSiebenteß Kapitel. 


Bon der Verhütung des Wiedereintrittes neuer Beſchräm 
‚der Gewerbefreibeit, 


1. Berträge-äber Dulbungen oder Unterlaffungen, wodurd bit 
werbefreiheit verhindert oder befhränft wird, find ungültig. 
1) 8. D. d. 19, Rod. 1813, betr. die zwiſchen verfchiedenen Kon 
- beftehenden Verträge, welche die Gewerbefrelheit beichränfen. 
‚Infofern zwiſchen verfchlebenen Kontrahenten Berträge befiehen, welche de 
jebene Gewerbefrelhelt befchränfen ober hindern, fommt es bei Beurtheilun 
— darauf an, ob fie bor ber Wubtlfation bed Gerserbefteuer-Ed. b. 2. Nı 
erſt nad) berfelben gejchloffen morven find. Im leßien Falle find fi 
mung eineö allgemeinen Zanbeögefeges errichtet und aljo dergeftalt nicht‘ 
feine Klage deöjenigen Kontrahenten, ber dadurch Rechte erlangt gu haben 
einem Meiner Berihtöhöfe angenommen werden darf. Ach finde Mic) ver: 
hiermit ausbrüdlich zu erflären, und.trage Ihnen auf, in @emäßheit diefer Befln 
melde auch durch die ®. ©. zur allgemeinen Kenntniß; zu bringen ift, das heiter 
derliche zu verfügen. (G. ©. 1813 ©. 69:) 

Dazu: 

a) R, des K. Juſt. Min. v.29. Juli 1814. Verträge gegen die F 
freiheit, und alſo aud) ſolche, wodurd; Mühlen, Bier- und Brandiweinji 
geführt wird, And ungültig. (v. &. Jahrb. Bd. 4 S. 196, Bräff Bd.1 Sl 

b) ®. deſſelb. Min. v. 13. Ian. 1832. Verträge, welche dad Bol) 
Benutzung eined gewiffen Brundfläde® zu einem Gewerbe enthalten, find gl 

0. 8. Jahr. Bd. 89 S. 113, Bräff 8b. 6 ©. 6.) 

e) Kann ſich Jemand rehtögültig verpfliöten, in einem beftimimten 80] 

ein Gewerbe nicht zu betreiben? 
5 a) Dad K. Juſt. Min. hat (in Rüdfiht auf Apotheken) verneint # 
R. d. 19. Sept. 1833. 
(uf. Min. Att. I. 3640. Gen. A. 31 Vol. I. Fol. 258, f. in ben Ergänz.d 
8b. 1. ©. 139.) . 

6) Dad Stadtger. zu Berlin und der Inftr. Sen. ded Kammei 
haben (in den Erf. d. 8. Nov. 1833 und 28. Dit. 1834) gleichfals bern! 
in einem Falle, wo Jemand ſich verpflichtet Hatte, den Vittualienhandel Im 
einer feſtgeſetzten Friſt in einem beflinmten Stadtiheile nicht zu betreiben. 
Gründe führen aud, daß eine ſolche Stipulation die Gewwerbefreiheit beiöt 
und deöhalb nad) SS. 16 und 17 deö Ed. d. 2. Nov. 1810 nicht rediäbe 
Id) fei.. (Qur. ©. 1835 ©. 425 ff) B 

d) Ein Vertrag, wodurch ber Inhaber cined zur Aufnahme bon 
beftimmten Öffentlichen Lokald den Debit ded Weines in demfelben einem D 
\ gegen Entgelt überträgt, kann aus dem Grunde, weil er eine unzuläffige Od 
fung der Getverbefreiheit ober bie Konftitulrung eines Krugberlagsredted 
nicht angefochten werden. 
Ertannt von bem Beh. Ob. Trib. unterm 14. Juni 1845. 
Eniſch. 8b. 12 ©. 291.) [\ 
©) Rad) der 8. D. v. 19. April 1813 find die vor Publikation Kl 
über die Einführung einer allgemeinen Bewerbefteuer d. 2. Nov. 1810 ul" 
vi 
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raͤge, wodurch bie Gewerbefreiheit befcpräntt ober gehindert wird, ald aufges 
n nicht zu erachten. 

Angenommen bon dem Beh. Ob. Trib. durd beim Plenarbeſchl. v. 
)ec. 1842, ' 
(Entfh. Bd. 8 S. 113, Juſt. Min. Bl. 1843 ©. 84, Min. BL ber inn, Verw. 1843 

©. 90 Nr. 118.) . 

f) Vergl. $. 54 des Gewerbe⸗Pol. Ed. d. 7. Sept. 1811. (ſ. oben 8.92.) 

2) @ewerbe-D. v. 17. Ian. 1845 86. 11 und 64. | 
8. 11. Ausſchließliche Beiverbeberehhtigungen oder Zwange⸗ und Bannrechte, weiche 
ı diefed Befe aufgehoben oder für abldsbar erflärt worden find, können fortan durch 
ihrung nicht mehr erworben werden, Durch Verträge oder andere Rechtötitel fönnen 
eihen Rechte nicht auf einen längeren als zehnjährigen Zeitraum begründet huertgn, 
hredungen, wodurch für den Fall der Nichterneuerung bed Vertrages eine Entſchädi⸗ 
‚ießgefegt wird, find nichtig. 
8.84. Neue Realgewerbeberechtigungen bürfen fortan nicht mehr begründet werben, 
1.5.1845 ©, 43.) / 

II. Audſchließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangds und Bannrechte 
im durch Verjährung nicht mehr ertvorben werben. 

(8. Il der Gewerbe-D. v. 17. San. 1845, f. oben.) 





Zweiter Abſchnitt. 
Bon den dire kten Beförderungsmitteln der Gewerbe, 


Die Staatö:Megierung darf ſich feineßiweged cuf die Hintwegräumung ber 
mzwecmäßigen und freien Gewerbebetriebe entgegenftchenden materiellen 
üderniffe beſchränken; fondern ed Legt ihr auch bie Pflicht ob, die Induſtrie 
th die ihr zu Gebote feehenden Mittel zu befördern und zu 
terfüßen, ſowie derfeiben den erforderlihen Schuß zu gewähren. Die 
aprählihfen Mittel zur Erreihung dieſer Zwede find die Beförderung der 
Infiät und technifchen Bildung unter den Getwerbetreibenden, bie Yufmuns 
fung derfeiben bezüglich der einzelnen Induftrie- Zweige und deren direkte 
egunfigung, endlih die Bewährung des nöthigen Schutzed gegen 
befugte Konkurrenz. | 

In aden diefen Beziehungen hat fi denn andy im Preuß. Staate, wenn 
N at überall in dem twlinfchendtwerthen Umfange, bie Regierung wirkſam zu 

en geſucht. 


Erſtes Kapitel. 


bon der Förderung der Einſicht und techniſchen Bildung 
der Gewerbetreibenden. 


„Die wefentlichfte Bedingung der Blüthe der Induſtrie ift Die richtige Bes 
MRbehandlung. Wei Der uneingefhränfteflen Frelheit ded Bemerbebetriebed 
d dem bohfändigen Beſitze der erforderlichen Vetriebömittel, wird ein günftigeß 
ſultat nicht erreicht werden, wenn es den Producirenden an der nöthigen Kennt» 
und Geſchicklichteit gebricht. Daher liegt dem Staate ob, unter dem Stande 
Gewerbetteidenden Den erforderlichen Brad von Einfiht und Fertigkeit zu vers 
ten und ju unterhalten. Hierzu dienen zunächſt zwefmäßige Unterridhtd« 
‚hilten, ſodann Belehrungen über einzelne Zweige der Induſtrie, ferner 
"Beförderung von Wereinen det @eiwerbetreibenben. m 
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Erfter Titer. 

Bon Gewerbe: und Handwerks- Schulen. 
Herger's, gelammelte Nachrichten und, Seibfterfahrungen von Induſtrie- 
——— x, in vinſich auf die fümnt. Reife Deutichlande. 8. Mn 
Dingler, — der ——ù— politechniſchen Alademie. Augth 

erman, über polltechniſche Inftitute. Nürnberg. 1826. 
rougham, Observations upon the Education of Ihe workiug classes and 
—* London. 20th Edit. 1825. Ins Deuhe überfeßt von Kl 


Berlin. 1827, ö 
aöblen amedmäßigfte Einrichtung ber Beiverbe-Schulen uud politechnifchen I 


Kriegfötter, ha keit technifcher Blidungsanftalten. Tübing. 1831. 
NRebenius, über technlſche Lehranftaiten. Carlöruhe. 1833. 
Lehmus, bie Gewerbeſchule ald Staalsanftatt. Nürnberg. 1833. 

d. Klöden, über bie Fortbildung der @eiverbetreibenden außer der Schule, Berlin IE 
Ammermäller, die Real: und Gewerbe-Shulen. Stutig. 1837. 

Jacodı, Rasrit über bad Geiverbe-Schuliveien in Preugen und Sachfen it. 

ig. . 

Die Gewerde beftchen gegenwärtig nicht mehr aus blog medhaniid 
Handgriffen, fondern ed in dabei die Anwendung aller naturtoifjenfdahl 
Grundfäge und Erfahrungen nothwendig geworden; Die immer welter je 
Antvendung dewußter Verfahrungdweilen in dem Gewerbebetriebe, hal 
Vorbildung dafür zum WBedürfniffe gemecht. Es ift daher eim eigened IN 
richto⸗Syſſem für die geiverbetreibenden Klaſſen nothwendig gemorden, Wi 
don ben erften Anfangdgründen dis zur höcften techniſch- ratlonelen 
dung führt. 

Dies iR and) im Preuß. Staate anerkannt und ed beruf hierauf 
richtung ded Bürger», Reals und Gewerbe-Schulwefend, fo 
Handwerkath- und Induftries und Erwerb: Schulen; ber 
oberer Stufe folder Anfalten, des Königl. tehnifhen Gent 
Infituts zu Berlin. 

Vergl. dad Nähere hierüber bein Schulweſen, in Ihl. VEIT. des © 

Ueber die leitenden Grundfäße bei Einrichtung ded GemwerberEil 
wefend und die Aufbringung der dafür erforderlichen Koften fprict 14 
C. 8. ded 8. Min. für H., Gewerbe und Öffenti. Ard. (d. d. Hehdth d. 20. 
1850 an fümmtl. 8. Reg. in nachſtehender Art aus: 

Die'mitteift €. Verf. d.5. Juni d. J der 8. Steg. mitgetheilten Erlaffe, bad 
Schuiweſen betr., haben in mehreren Städten einen erjreulihen Cifer zur © 
neuer oder zur befiern Einrichtung beftehender Brovinzlal- Betverbejchulen herbarae® 
Während ader einige Kommunen fich fofort in anertennenätverthier Weife zu bet A 
daraus eutftehenden Opfern bereit erflärt haben, find von manchen Seiten Aldi 
den Beſitz folher Schulen unter Bebingungen, denen ic meine Zuftimmung I 
mußte, gerichtet worden, weshalb id mich zur Vermeidung auffthiebender Zld@ 

diuugen veraniaht finde, die Betheitigung am den Unterhaltungäfoften ber Wrod 

beipulen, welche von den betr. Kommunen tünjtighin überall in Anfprud) 1 
‚men werben wird, näher au bezeichnen. 

ft man, wie es den Anfchein hat, über die Zivetinäßigfeit ber biefen Anfall 
den Organifation&pfan d. 8. Juni d. 3. für die Jutunit angerviefenen Wichtung 10) 
die Rothivendigteit der dadurch bezwedtten Yusbildung des Handmerfer- und OU 
ſtandes einverftanden, fo wird aud die Pflicht der Kommunen, zu ihrer Untere 
utragen, nicht verfannt werden fönnen. Alle Gründe, durch weiche man biefe BUNT 
fung abzulehnen berfadhen fönnte, würden wenigftens in mod) höherm Moafe % 

fgulen und Ähnliche Anftalten Antvendung finden. Denn deren Wirtfamtet N 

“ En | 
| 

1) Ueber die Errichtung einer öffent. Webe- Schule zu Eiberfeld, MEN 

ı Pal er Rage Defman 28 De 1844. (Min. 21.185 5 HMM 


’ 
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uiger bloß auf eine einzige Stabt berechnet, als bie der Probinzial⸗Gewerbeſchulen; 


enehmen hauptfächlich Die Söhne aus mohlhabenderen Familien in fid) auf, mährend 
x zum Bortheile derjenigen Bürgerkiaffe beftimmt find, die am menigften in der Lage 
ihre Söhne, benen die gewoͤhnlichen Efementartenntniffe zu einem lohnenden Betriebe 
künftigen Gewerbes nicht mehr genügen, auf entfernt gelegene Schulen zu Ichiden, 
in daher feine ber zahlreichen Städte, in welchen bis jeßt Realſchulen eingerichtet wor⸗ 
find, Zuſchüſſe zu Ihrem Unterhaite verweigert hat, fo darf der Hanbmwerker- und Ge⸗ 


‘ 


deftand für die in feinem Intereffe gegründeten Schulen billigerweife eine gleiche Näde 


kermarten. 

Aber auch die Rüdficht auf die Beftimmung ber Probinzial⸗Gewerbeſchulen und ihre, 
Iotalen Verhaͤltniſſen entfprechende Einrichtung wird nicht geftatten, von einer Bethei⸗ 
Fi Gemeinden an ihrem Unterhalte abzufehen. An bie Bründung einer berartis 
ı Säule wird nur da gedacht werben können, wo ein wirkliches Beduͤrfniß darnach 
ganden, und biefes Bedürfnig muß ſich durch ein reges Intereſſe der Bürgerfchaft au 
Amdgeben, indem jene fonft feine, ben auf fle verwandten Mitten entiprechenbe Bedeu⸗ 


t. 

ſich der Unterricht im Zelchnen oder in den praftiihen Wiſſenſchaften mehr dem 
bhandwerle ober der Technif zumenden, und welche Gewerbe, ob 3. B. die Weberei, 
Firberei oder die Metallarbeiten und die weniger fabritmäßigen Gewerbe, die Techno» 
le vorzüglich berüdfichtigen fol, laͤßt ſich nicht ebenfo Durch allgemeine Beftimmungen 
‚ wie ber mehr theoretifche Unterricht, weshalb auch in den Erlafien v. 5. Zunid. J. 
ner Beziehung die Rüdficht auf Iofale Verhältniffe als maaßgebend bezeichnet iſt. 
fonn aber eine zweckentſprechende Richtung der Schule nur dadurch gefichert 

daß die befreffende Bürgerfchaft durch Ihre Drane in angemefiener Verbindun 

bäht bleibt, tie denn bon da auögehenbe, fachbienliche Dorföhläge bereitd mehrfa 
mmen find und Verüdfichtigung gefunden haben. Nun erfcheint aber eine ſolche 
g der Kommune zu ber Schule nur dann gerechtfertigt, und wird auf die Dauer 
Pau beivahren fein, wenn jene nicht allein ein Interreffe, fondern auch durch ihre Lei⸗ 
Bpen einen Anfpruch darauf hat, zu erfahren, mie bie 1 hutmißiet verwandt werben: 
den id) daher verlange, daß die Kommune mit zu dem Unterhalte der Schule beitrage, 
id zugleich weit entfernt, ihr die, Ihr gebührende Mitwirkung bet der Leitung berfelben 
den zu wollen, muß vielmehr darauf halten, daß bie Gemeindevertretung in dem 

8. 18 des Organifatiohdpland vorgefäjriebenen Schulvorftande vertreten fe 

Bon einigen Städten Ift geltend gemacht worden, daß bie Gewerbſchulen mehr pro» 
iiele Anftasten feien, und daß baher die Provinz oder doch ber Regierungdbegirt, wo 
yeine ſolche befinde, ftatt der einzelnen Gemeinde, zu ihrerlinterhaltung beigutranen habe. 
deſc Befichtöpunft richtig toäre, fo würde daraus allerdings folgen, daß bie biöhe- 
vn Stockyuichüffe in Wegfall zu bringen wären und eine einzelne Provinz oder ein 
ngößgirk dafür einzutreten hätte; man würde aber auch dann noch, felbft abgefe- 
5 don den vorher entwidelten Gruͤnden, gewiß mit Mecht fordern, daß bie Kommune, 
welcher die Schule befteht, einen befondern Beitrag dazu Ieifte, weil fie im Befige der⸗ 
a einen Borzug und felbft nicht unbebeutende materielle Vortheile nenieht, welchen 


'$ die ultgendivo unermünfchte Nufnahme austwärtiger Schüler keineẽweges Abbruch 


dieht. € ift aber auch unbegründet, wenn, vielleicht aud einer Mißdeutung des Nas 
% der Brobinztal-Bemerbefchulen, ber fie nur von der Eentralanftalt des ganzen Lan⸗ 
‚dem 8. Gewerbe⸗Inſtitute, beftimmter unterfcheiben foll, vorausgeſetzt wird, daß jede 
de Schule für eine ganze Provinz beftimmt fei, da ſchon jeßt in Ausficht fieht, daß nach 
1 Bebürfniffe eingelse Btegierungäbezitfe mehrere Schulen der rt erhalten werden, und 
wird um fo h ufger der Fall fein, je mehr der Handwerker⸗ und Gewerbeſtand das 
Mirfolß einer über den Efementarunterricht hinausgehenden Bildung erfennen und fid) 
RM Schulen zuwenden wird. ‘Haben biefe an manchen Orten noch nicht bie ertuünfchte 
Rıtung erlangt, fo Ift der Grund dazu borzugätveife in ber Unzulänglichteit der auf fle 
Dendbaren Mitel zu fuchen. 
Demgemaͤß ift bereits In der €. Verf. v. 5. Juni d. 3. audgefprochen, 

KB bei allen nen zu gründenden Bemwerbefchulen vie beir. Gemeinde, außer freier Ge⸗ 
Mh ber nöthigen Kofalien, die Hälfte der aus dem Schulgelde oder aus befonbern 
Einnahmen nicht zu deckenden Ausgaben zu tragen habe, während ber Staat die andere 
dalfte übernehme und außerdem für die erfte Einrichtung bed Lehrapparates forge. - 


't fofortige Umgeftaltung der beflehenden Gewerbeſchulen fann allerdings, wie biefeß - 


are dort ausprüdtich herborgehoben ift, nicht beabfichtigt werden, allein um dieſeibe 
aigſtens nach und nad) zu betvirfen, muß auf die Mitwirkung der Kommunen gerech⸗ 
erden, und ich werde demnach künftighin ald maaßgebend anfehen, 

B die auß der veränderten Einrichtung einer beſtehenden Provinzial» Gewerbeſchule 
kerborgehenben Mehransgaben fo lange durch die betr. Gemeinde aufzubringen find, 


— — J 
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at baren Bnrönh, abgefehen bon ben zu ftellenden Lokallen, bem Staatözufchuk i 

gleichtomm! 

; Ob aber Ausſicht vorhanden fei, daß eine folhe Schule Bebeutung 
werde, um ſolche Dpfer ber Kommunen zu rechtfertigen, muß dieſen zu erwe hr. ü 
bleiben, mird aber"aud) größtentheil8 von ber Unterftügung abhangen, melde die 
findet. Wo diefe auch In Zutunft nicht zu erlangen ift. wird au Bertegung der 
Bedacht genommen werden müffen, wenn in anderen Kommunen eine entipre 
Thelinahme gu erwarten ift. 

Die 8. Reg. hat in borfommenden Fällen bie hier aufgenelten Orundſoͤtze zr 
tung zu bringen. (Min. Bf. ber inn. Berw. 1850 ©. 351 Nr. 442.) 


Zweiter Titel. 
Nügliche Belehrungen über Induftrie. 
Dergleichen find von Selten der X. Staatd-Reg. verſchledeue in Bey 
einzelne Induftriegweige ertHeilt worden. 
Vergl. in diefer Beziehung: ° 
- 1) Publ. der K. Reg. au — d.11.Dec.1820, betr. die Beni 
des Malz Eifige. (a. IV. 761. — 4,33. 
2) Publ. der K. Meg. zu Erfurt v. ii. Ian, 1833, betr. die beı 
Schlichie für Weber. (a. XVI. 302. - 2,73) 
3) ER. der K. Reg. zu Liegnitz d. 38, April 1843, betr. dich. 
mannfche Klahöbrehmafsine. (Win. 81. 1843 ©. 169 Ar. 210.) 
4) ER. des K. Fin. Win. dv. 11. Sept. 1845, betr. die Benusun 
Kreiseintheilungd-Mafchine ded Mechauikus Dertling. 
(Min. Bi. 1845 ©. 305 Nr. 333, f. in Thl. VIII. bed Wertes, Rultur-Wolei) 


5 Dritter Titel. 

Bon Gewerbe- Vereinen. 

Auch dergleichen Infitute tragen weſentlich zur Beförderung ber Ei 

Geiwerbetreibenden bei, 

Ed beftchen folde im Preuß. Staate in nicht geringer Angahl, u 

hen namennich der Verein zur Beförderung des Bewerbfleigesit 

Preuß. Staaten zu Berlin, ber Verein zur Beförderung bei 

werbthätigfeitzu Aach en, und die GewerbesBereine zu — 

Eiblag, Coln, Bielefeld, Düffeldorf, Siegen, Wittgenftein, di 

lau, Bdrlig, Liegnig, Bunzlau, Grünberg, Breifenberg, og 
Neufalz, Naumburg, Erfurt ıc. anzuführen find. 

Bergl, das Nähere hierüber in Thl. VIII. ded Werkes (Kultur: Poli) 














Zweited Kapitel, 
Von Aufmunterung der Gewerbetreibenden. 


Erfter Titel. 

Von Ausfegung von Preifen für nützliche Erfindungen im Gebi 
ber Induftrie. 

Vergl. hierüber Dad Nähere in Thl. VIII. des Werke (Kullur-Poltzeh 


Zweiter Titel, 
Bon Berleifung ber Medaillen für Verdienſt um Gewerbe und 9: 
. liche Leiftungen. 
C. R. dea K. Min, für H., Gewerbe und Öffentl, Ard. (d. d. Hl)? 
31. dus. 450 Fi ‚Hunt, K. Oberpräfldentes und techniſche ee u 
8 6 en. durch, dem abfchriftlich ten Erloß b. 
(Un. a) zu —S "ap " Sen ide, ——— vo 


P 
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liche Leiftungen in ihrem Gewerbe außzeichuen, ober burd) nügliche Erfindungen, wiſ⸗ 
haftliche Thäligtelt oder fouftiges gemeinnügiges Wirken um bie Gewerbe beſonders 
ient machen, ein paſſendes Zeichen öffentlicher Anerfennung zu Theil werben zu laffen, 
größere Medaille mit der Infchrift: »Für Werbienft um die Bewerbe«, in Gold und 
er, und eine Kleinere mit der Infchrift: »Für gewerbliche Leiftungen», in Silber und _ 
ne geprägt werde. 

Nachdem biefe Allerh. Anordnung durch Brabirung und Musprägung ber vorerwähn⸗ 
nehaltlen zur Ausführung gebracht worden, bemerfe ich über die Verleihung berfelben 
ende 

Es entſpricht der Fürſorge der eg für Die Körderung der Inbuftrie, den Gewerbe⸗ 
enden, welche ſich durch rühmliche Leiſtungen in ihrem Berufe bei Gewerbe⸗Ausſtel⸗ 
en ober anberen Veranlaſſungen auszeichnen, aud) Seitend der Reg. eine Öffentliche 
tennung zu Theil werden zu laffen, und überhaupt denjenigen, welche fi um die Aus⸗ 
ing und Förderung der Gewerbe verbient machen, bie Theilnahme der Neg. zu bethä- 
aAnnd dadurch zur Ausdauer und Nacheiferung anzuregen, in ähnlicher Urt, mie bied 
ichtlich Der landwirthſchaftlichen Intereflen feit dem Jahre 1845. durch Verleihung ber 
als geftifteten Breiömebaillen für Verdienft um die Landwirthſchaft und für landwirth⸗ 
tiiche Zeiftungen gefchehen ift. 

Die große Verfchiedenheit derjenigen Kiaffen, welchen durch folche Mebaillen eine An⸗ 
inung oder Belohnung zu Iheil werden foll, vom Heinen Handwerker und gewerbli⸗ 
Wrbeiter, ber ih in der Menge feiner Berufögenoffen durch befondere Leiftungen 
yzeichnet hat, bis zum großen K obritbefiger und Techniker von Huf hinauf, hat ed 
thlich erfcheinen laffen, durch die Ausprägung der Preißmebaillen in den vorermähnten 
diedenen Brößen und Metallen, die zu gewährende Anerfenuung ber Individualität - 

gewerblichen Verbienfted und det Leiftungen anzupafien. 

Die Heinere Medaiue trägt auf dem Avers dad Bilbnig Sr. Maj. des Könige, um⸗ 
nr don einer Btätterberzierung; auf ber Nüdfeite eine Boruffla mit dem Preuß. Adler, 
pter und Kranz nad) einer Kompofition des Director v. Cornelius. Sie ift vorzugs⸗ 
je zur Berteihung im Inlande beftimmt und bietet bie Ausprägung in Silber Belegen- 
bar, gewerbliche Leiſtungen, welche fich durch befondere Schwierigkeit der Ausführung, 
r burdy einen höheren Brad von Gemeinnützigkeit, ober von gewerblicher Ausbildung 
afterifiren, zu belohnen. Im Allgemeinen wird biefe Medaille aber nur für ſolche Ges 
betreibende oder Angehörige des Gewerbeſtandes beantragt werden können, melde 
h vorzüglich brauchbare und ſchoͤne Bewerb& »Erzeugniffe, durch Darftellung neuer 
fe, ober neue Verwendung ober Verbindung bekannter Stoffe durch Schönheit der 
fer, der Formen oder Karben, mit Rüdfiht auf deren Nutzen, dur Vorzüglichfelt 
er Erzengniffe, mit Rückſicht auf deren Preiſe oder in anderer Weile einen befonderd 
yen Brad gewerblicher Tüchtigkeit, Bildung oder Gefhidlichteit an den Tag gelegt haben. 

Die größere Medaille trägt auf der Vorderieite dad Bilduiß Sr. Maj. des Königs, 
ıgeben bon ben Emblemen der Spinnerei, der Schifffahrt, ded Bergbauss und der Mau- 
ei, und auf ber Nüdfelte eine Bruppe, barftellend Minerva und Vulfan, nad) einer 
mpofition bed Direktor vd. Cornélius. Diefe Medaille ift zur Belohnung größeren 

‚ feltenen Berbienfted für bie Gewerbe im Allgemeinen und für die vaterländiiche In⸗ 
trie im Befonderen beftlimmt. 

Die Verleihung der Medaillen ift bon ded Könige Maj. mir überlaffen morben, und 
ich darüber in geeigneten Fällen Em. ꝛc. gef. Vorfchlägen entgegen, bemerfe jedoch, 
dieſelben, abgeiehen bon ben befonderen Ausnahmefällen, ftetd auf die Beurtheilung’ 
verftändiger Organe zu ftügen fein werden. Em. ꝛc. Ermeflen wird überlaffen, 
lefern von ber Brünbung dieſer Preismedaillen in geeigneter Weije dem Betverbftande 
dortigen Provinz Kenntniß zu geben fein möchte. . 


Anl. a. . 
Auf Ihren Bericht v. 10. Okt. d. J. Genehmige Ich, daß zu dem Jede, um Den- 
gen, welche fich durch rühmliche Leiftungen In ihrem Gewerbe audzeichnen, oder durch 
liche Erfindungen, wiſſenſchaftliche Thätigkeit oder ſonſtiges gemeinnütziges Wirken um 
Gewerbe befonder8 verdient machen, ein paſſendes Zeichen öffentliher Anertennung zu 
ii werben zu lafien, eine größere Medaille mit der Infchrift: »für Verbienft um die 
merbe«, in Bold und Silber, und eine Tleinere mit ver Infchrift: »für gewerbliche Lei⸗ 
ıgen«, in Silber und Bronze geh gt werde. s 
Sanbfouci, den 22. Dit. 1849. 
Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. 


An den Win. für H. Gewerbe und öffentl. Arbeiten. 
(Din. Bl. d. inn. Berm. 1850 ©. 280 Nr. 381.) 
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⸗ 
als deren Zuſchuß, abgeſehen von den zu ſtellenden Lokalien, dem C. 
gleichkommt. 2” 


Ob aber Ausfiht vorhanden fei, daß eine folhe Schule BE, 7., . 
werde, um folche Opfer ber Kommunen zu rechtfertigen, muß die" 
bleiben, wird aber' auch größtentheild von der Unterftügung ab! 
findet. Wo dieſe auch in Zufunft nicht zu erlangen ift. wi z 
Bedacht genommen werden müffen, wenn in anderen Ko 
Theitnahme zu ermarten ift. 


Die K. Reg. hat in vorfommenden Fällen die hier * 
tung zu bringen. (Min. Bt. der inn. Verw. 185508 


Zweiter Titel 
Nützliche Belehrungen ü 
Dergleihen find von Seiten der K. St 
einzelne Induftriezmeige ertheilt worden. 
Vergl. in diefer Beziehung: 
1) Budl. der K. Reg. zu Merfebr 
des Malz Eifigd. (Mu. IV. 761.— 4 
2) Bubl. der 8. Reg. zu Erfur 
Schlichte für Weber, (A. XVIL 36 
3) ER der K. Meg. zu 
mannſche Klahöbrehmaftine ( 


4) C. R. des 8, Fin. M mL 
Kreieintheilungd-Mafchine dee . . c 2e Rahel. 
(Min. Bl. 1845 S. 305 Nr. 


. ar irma. ob bie Gegen 


® ar nnenung sugctaflen Merden 

x. .zzır isıer dem Borfige des © 

Auch dergleichen ” - zueeizzereiten Sabrifale, — 2 

| n br . wi... zz aum beauftrage Id ©. - 
Sewerbetreibenden bi we — meren Auszeichnungen nam 
Es beſtehen ſo _ m eynur der Fadrikation und da 

den namentlidy dei ragen Zinfieg auf das Wohl iü- 
Preuß. Staat: Er u 
— fe 4 dr Stun emer Konmiſſton bon 
Ö 7 „esalik, Ind Deren Ernennung Sa. 

Elbing, El: ” > Zee Küorıfare eine ehrenvole c 
lau, Görliß er a. en wird öffentiih befannt 
Neufalz, ° - Zac der einer ehrenvollen Ent“ 
2 u Zr poodineſten eriegt. J 
Vers eu zeit worden, wird eine Probt 


F = . ‚ud re Jundelöminifteriumd niet. 

un cn 228 Juorifanten, feinen Wohnt: - 
np oe Die enthult. 

. Sr Ausſteilung d. J. 1822 1 
nr Sal. A. V. 336. — 29) .- 

sm * u zip. 18206 an ſämmil. K. u 

- > _Y ı% u.a « _ . " ., 
wer japnfate in Berlin. J 
nn me ie don des Koͤnigs Mal. ar 
">, Sum angeordnet worden, jol, 
. Amum Statt finden. 
—7 . es ͤmmt: gi 
"1 Vaxermie= Gebäude unter den wi 
| Pa . ' 3 24 r. Aug⸗ des L. J. und une 
” IB ig m sernehen. ur 
"2 .sert, daß Der Gewerbeſtant he 
NUT ernten but, indem Manche u 
7, sup ceinzeine mil kefonderer Si 
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[4 

4 / anbere aber, ein jebes Yabrikat, zu defien Verſchoͤnerung bie 
en ‘gen hätten, fei ein Kunſtwerk, und als ſolches, nicht für die 

L +2 - 
— ng iſt aber, Waaren darzulegen, wie fle für ben Ver⸗ 
oo, in Quantitöten geliefert werden ober geliefert werben 
⸗ ber Innern Tüchtigkeit, der gewoͤhnliche Fobrikpreis, 
24 nd gellefert werden, ein Begenftand ber größten 


einer Provinz find borzugsweiſe für die Aus» 


:e, bei welchen, weil fle in das Kunftgebiet 
preis fo welt erhöht, daß ein gemeiner 
iind bon ber Austellung keinesweges 

'n der Yabrilanten und Handwerfer, 
iche fle dem Kunſtwerke nähert, An» 


“polizei in den größeren Städten 

‚en, follen mit einer laufenden 

Sie Benennung bed Fabrikats 

Ausdehnung des Gewerbes, 

Materials oder Halbfabri⸗ 

felhaften Verfaufäprels des 

„erbetreibenden' werden übri⸗ 

. etannt find, diejenigen namhaft 

.. Audftelung, zur Erfparung bes Rück⸗ 

„der welche beren Verfauf zu den bemerften 

„von beftimmten Verfaufö-Progenten übernehmen. 

u, daß ſich In der zu ernennenden Kommiffion, wenig⸗ 

„.ı für jeden ber Hauptfabrikationszweige der Provinz finde. 

„‚nftänden, weiche fie für die Natlonai⸗Ausſtellung geeignet hal⸗ 

‚ge ein Verzeichniß, nach Anteitung der Ihnen zu 3 übermwiefenen 

geben ben Nachweiſungen bie moͤglichſſe Vollſtändigkeit, und begleiten 

un Gutachten. 

ondere Aufmerkſamkeit ift auf die Angaben ber Preife zu richten, damit nicht 

- ungeprüfte und einfeltige Verfiherungen ber Gewerbtreibenden, biefe ſich ein 

‚dienft der Wohifellheit Ihrer Waaren anzueignen fuchen, weiches notorifch 

not in der Wahrheit begründet iſt. Es verfteht —* daß dergleichen Bedenken, deren 

tag In dem obengedachten Gutachten erwartet wird, ohne Fiskalität gelöfet 
Baden müffen. (A. X. 7386. — 3. 88.) 


‚VER. ded K. Min. der Kin. (d. Bodelſchwingh) d. 10. Febr. 1844 
' fünnt, K. Reg. mit dem Publik., betr. die Beranftaltung Öffentlicher Auöftels 
gen für die Induftrie: Erzeugniffe deb gefammten Hollvereind. 

Aus dem In fünf Exempiaren beifolgenden Publik. (Anl. a.) vom heutigen Tage, 
ches die K Meg. unverzüglicy durch das Amtsblatt und bie Zeitungen in Ihrem Be» 
fe befonnt zu machen hat, gebe ich Derfelben zu eriehen, daß des Königs Maj die Vers 
Haltung einer Auöftellung für die Inbuftrie» Erzeugnifie des gefammten Jollvereins, 
Ihe bier in Berlin ftattfinten und am 18. Aug. d. 3. eröffnet werden fol, zu genehmie 
" geruht haben. Mit Bezug auf die In jenem Bublit, enthaltenen Beftimmungen, fordere 
die K. Reg. auf, in Gemaͤßheit derſelden Ihrerfeits ungefäumt die entfprechenben wei⸗ 
% Einteitungen und Anordnungen zu treffen. Auch erwarte ich, daß die K. Meg. dahin 
tben werde, der Induftrie des dafigen Bezirks durch Einfendung audgegeichnetefter Fa⸗ 
ir an allen, Branchen eine twürdige Vertretung auf ber allgemeinen Ausftelung zu 


Anl. a. 
Bublifanbum. 
—* die zum Zoll» und Handelsbereine verbundenen Meg. überelngekommen 


gegenfeitig zu unterftügen, damit von Zeit zu Zeit oͤffentliche Auöftellungen für 

ndufriesErzeugniffe des gefammten Vereind zu Stande fommen, haben ded Königd 

2: du genehmigen geruht, daß In bem gegentwärtigen Jahre hier in Berlin eine ſolche 

Ihe für die Induftrie» Erzeugniffe des gefammten Zoll- und Handelävereind ver⸗ 
de - 


Judem Ich dies Hierdurch mit dem Wunfche zur Öffentlichen Kenntniß bringe, daß dieſe 
ndſtelung aflerfeits eine erfreuliche rege Theilnahme finden möge, made ich zugleich im 
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Il Dritter Titel 
| IND Bon Gewerbe» Ausftellungen. 


0— Dieſelben Haben den Zweck, durch die den Gewerbetreibenden und dm 
IN faimmten Rublifum dadurch gewährte Belegenheit ſich von den Forticrilte 
9 | Inbuftrie durch eigene Anfhauung dorzüglichet, vollfommener, einheimifhe 
IH fremder Gewerböprodufte zu unterrichten, und dadurch jene zur Nacheiferun 
90 diefed zur Würdigung und Belohnung des Fleißed jener zu ermuntern. 
} > Die meiften GeiwerbesVereine haben feit mehreren Jahren berjl 
| Audftelungen gehalten, auch And dergl. hin und toleder Seitens der K. Ein 
Ne ’ Regierung veranlaft, und damit BreidsBertheilungen verbunden wor 


&8 find in diefer Beziehung folgende Beftimmungen veröffentlicht more 


r 1) K. O. d. 7. Juni 1821, über die öffentliche Auöftellung inlänn 
Fabrifate. 
\ \ | Auf Ihren Antrag v. 23. März d. I. will Ich über die Ausftelung intänditir 
brifate, und die für die ausgezeicneteften berfeiben anzuordnende Preisaustheilung, % 
gendeö hiermit feftfeßen: B 

1) Qom 1. Sept. 1822 an findet in Berlin die Ausftelung folder baterländifc 

brifate ſechs Wochen hindurch ſtatt; 

2) das Necht zu dieier Austellung zugelaffen zu terben, Hat jedes Kabritat, und 
gröbfte, wenn deſſen Gebrauch allgemein verbreitet, und es im Vergattnih zun 
gut gearbeitet ift; 
bie Öeiwerbetreibenden, reiche an ber Auöftellung Theit nehmen toollen, find 
ten, fich bei ihrer landräthlichen Behörde zu melden, weiche die Nachtmeilung 
Regierungen einreichen; . 
die Regierungen ernennen eine Kommiſſion zur Prüfung, ob die Gegenfin® 
der Bejchaffenheit find, daß fle zur Nationalausftellung zugelaflen werden 

Die Kommiffton befeht aus ſechs Fabritanten unter dem Vorfige des OF 
tath8 ber Regierung. . 
Es findet eine Preiövertheilung für bie ausgezeichneleften Babritate, in * 
filbernen und ehernen Denfmünzen beftehend, ftaft; cuc) beauftrage Jd 
demnäht diejenigen @eiverbetreibenben au höheren Muszeihnungen nam“ 
| machen, weiche durch mefenttiche Verbefferungen in der Yabritation und aut 
neten Betrieb ihres Gemerbes, einen bedeutenden Einfluß auf das Wohl ® 
' vinz und den Abſatz an Zabrifaten geübt haben. d 
6) Die Preiövertheilung gefehleht auf den Ausfprucy einer Konmifjton bon fin 
Mitgliedern, welche hier in Berlin zufammentritt, und deren Ernennung I6 WE 
überlaffe. Auch beftimmt biefe Kommiiflon, weiche Fabritate eine ehrenvole End 
nung verdienen. Der Auefpruch dieſer Kommilflon wird öffentlich befannt 4 
7) Für alle Gegenftände, weiche für preiswürdig oder einer chrenbollen Ermlmt 
werth erfannt worden find, werden bie Tranöportfoften erießt. 
8) Bon allen Begenfänden, wofür ein Wreiß ertheitt werden, wird eine Probe hl 
Waarenfammlung der techniſhen Drputation des Handelöminifteriumd mieten 
mit einer Bezeichnung, weiche den Namen des Fabrifanten, feinen Wohnot, 
— beriltigte Ausjeihnung und ben Preis der Waare enthält. 
(®. ©. 1821 &.9, 4. V. 334. — 2. 39.) 
Die näheren Anordnungen für die Geverdes-Ausfelung d. I. 1822 ul 
dad €, R. ded K. Handelamin. d. 14. Juni 1821. (a. V. 336. — 2.40.) 
2) ER. ded K. Min. ded Inn. d. 29, Sept. 1826 an fämmtl, 8. N 
betr. die Öffentliche Ausftelung baterländifdyer Faprifate in Berlin. 
| " Eine Ausftellung vaterlänbifcher Fabritate, wie fle vom des Königs Mai, dur 
in ber ©. ©. d. 9. 1821 abgebrudte 8. D. d. 7. Juni angeordnet worden, fol, 4 
Alterh. Befehle zufolge im 3. 1827 wiederum In Berlin Gtatt finden. 
Zur Ausführung biefed Befehls iſt Folgendes beftimmt: Y 
Zu 1. die Auftellung der Begenftände wird im Afademie- Gebäude unter den * 
Statt finden. Deren Einfendung muß bis zum 1. Wug. deö f. I., und um 
Adreſſe der X. tehniichen Teputation für Betverbesgekhehen 4 
Zu 2. die (egte Auäftellung hot den Veioeiß geilefert, Daf ber Geiverbefanb dae 
’ berfeiben in einer entgegengefeßten Mrt mipverftanden hat, indem Mande 2 
I mung waren, 8 Tomme badel hauptfädlic) auf einzelne mit kefonderer ©“ 
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gefertigte Städte an, ambere aber, ein jedes Yabrifat, zu deſſen Verfchönerung bie 
Ihönen Künfte beigeitragen hätten, fei ein Kunſtwerk, und als ſolches, nicht für. bie 

Auöftellung geeignet. 

Der Zweck der Auöftellung ift aber, Waaren darzulegen, wie fle für den Vers 
brauch, bon ihren Verfertigern in Quantitäten geliefert werben ober geliefert werben 
fönnen, und bei diefen ift neben her Innern Tüchtigfeit, der gewöhnliche Yabrikpreis, 

‘ u an fie aus ber erften Hand geliefert werben, ein Begenftand ber größten 
ihugielt. 

n ve getnößnicen Haupffabrifate einer Provinz find vorzugsweiſe für die Aus» 

ellung geeignet. 

Begenflände des Luxus, ober Fabrikate, bei welchen, weil fle in dad Kunftgebiet 

einſchlagen, der Preis der Arbeit den Fabrikpreis fo weit erhöht, daß ein gemeiner 

Gebrauch derſelben nicht Statt finden kann find von der Audftelung keinesweges 

ausgefchloffen, bielmehr verdient dad VBeftreben der Kabrifanten und Handwerier, 

Ihren Arbeiten eine Volltommenheit zu geben, melde fle dem Kunſtwerke nähert, An⸗ 

ertennung von Seiten des Staats. , 

3u3. die vom den Landräthen, oder den, Die Gewerbepolizei in ben größeren Städten 
bearbeitenden Behörden, einzufendenden Nachweiſungen, follen mit einer laufenden 

Nummer verfehen fein, ven Namen des Yabrifanten, die Benennung bed Yabrifatd 

enthalten, und zugleich ausführliche Auskunft über bie Ausdehnung des Gewerbes, 

Arbeiterzahl, Abfagorte, Urfprung und Preis des rohen Materials oder Halbfabris 

fats, weiches verarbeitet wird; den gewöhnlichen unzweifelhaften Verkaufäpreis des 

Fabrikats aus der erfien Hand. Die auswärtigen Gewerbetreibenden werben übri» 

geng, in ſoweit fle mit hiefigen Handiungshäufern befannt find, diejenigen namhaft 

maden, welchen bie Waaren, nad) beendeter Ausftelung, zur Erfparung des Nüd- 
tranöports überliefert werben können, ober welche deren Verfauf zu den bemertten 

Breifen oder mit einem Auffchlage von beftimmten Verkaufs⸗Prozenten übernehmen. 

304. die eg. werden dahin fehen, daß ſich in der zu ernennenden Kommifflon, wenig⸗ 
ſtens ein & ochberftändiger für jeden der Hauptfabrikationszweige der Provinz finde. 

Bon denjenigen Begenftänden, melche fie für die National⸗Ausſtellung geeignet hale 

ten, fertigen ſelbige ein Verzeichniß, nach Anleitung der Ihnen gu 3 überiviefenen 

Moterlatten, geben den Nachweiſungen die moͤglichſſe Vollftändigfeit, und begleiten 

Ne mit ihrem Gutachten. | 

Beſondere Aufmerkſamkeit ift auf die Angaben ber Preife zu richten, damit nicht 
durh ungeprüfte und einfeitige Verfiherungen der Gewerbtreibenden, biefe ſich ein 
Verdienft der Wohifeilheit ihrer Waaren anzueignen fuchen, welches notorifch 
wat in ber Wahrheit begründet ift. Es verfteht ih, daß dergleichen Bebenten, beren . 
Vortrag In dem obengedachten Gutachten eriwartet wird, ohne Fiskalität gelöfet 

weiden müffen. (U. X. 736. — 3. 88.) 

HER. des K. Min. der Kin. (d. Bodelſchwingh) d. 10. Febr. 1844 
" fünmti, X, Meg. mit dem Publif., betr. die Beranftaltung Öffentlicher Audſtel⸗ 
ingen für die Induftrie: Erzeugniffe ded gefammten Zollvereind, 

Aus dem in fünf Exemplaren beifolgenden Publik. (Anl. a) vom heutigen Tage, 
Klhed bie K. Meg. unberzüglic) durch) dad Amtsblatt und die Zeitungen in Ihrem Be⸗ 
tie befannt zu machen hat, gebe ich Derfelben au erfehen, baf bed Könige Maj die Vers 
uſtaltung einer Ausftellung für die Induftrie» Erzeugnifie des gefammten Zollvereins, 
vie hier in Berlin ftattfinten und am 18. Aug. d. 3. eröffnet werden foll, zu genehmi⸗ 
im geruht haben. Mit Bezug auf die in jenem Publit. enthaltenen Beftimmungen, fordere 

die K. Meg. auf, in Gemäßheit derfeiben Ihrerſeits ungefäumt die entfprechenden wei⸗ 
wen Einleitungen und Anordnungen zu treffen. Auch erwarte Ich, daß die K. Reg. dahin 
"eden werde, der Induſtrie des dafigen Bezirks durch Einfendung ausgezeichneteſter Fa⸗ 
Nifate Fa allen Branchen eine mwürdige Vertretung auf ber allgemeinen Ausftelung zu 
arten. 


nic 
Anl. a. 
Bublifandbum. 


Nachdem die zum Zolls und Handelövereine verbundenen Meg. übereingefommen 
ıd, ſch gegenfeitig zu unterftügen, damit von Zeit zu Zeit öffentliche Uuöftellungen für 
ie AndufiriesErgeugniffe be& gefammten Vereins zu Stande fommen, haben ded Königs 

qh. zu genehmigen geruht, daß in bem gegenmwärtigen Zahre hier In Berlin eine folche 
lung für die Induftrie » Erzeugniffe des gefammten Zoll: und Handelsbereind ver⸗ 
| erde. 

Indem ich dies hierdurch mit dem Wunſche zur Öffentlichen Kenntniß bringe, daß dieſe 
luhſtelung allerſeits eine erfreuliche rege Theilnahme finden möge, mache ich zugleich im 


\ 





es Bon ber Wefrberung ber Oewerbe; 





ten Preiserhöhu: micht zum ı 
nen Gebrauche eignen, fondern in das Ranngebiet —E 

3) -Die inlaͤndiſchen @eiwerbtreibenden, welche Begenftände für die Ausfelumd 
fenden wollen, mit Musnahme der in Berlin mohnhaften (f. Nr. 6), haben ſih reine" 
bei der Sandräthlihen Behörde ihres Mohn- oder Fabrifortes, oder bei ber foafigen," 
feibft die Gewerbe⸗ Polizei verwaltenden Behörde zu melden, und gleichzeitig bericihe 
‚nöthigen Nachrichten für bie von ihr aufauftelienden Rachweiſungen mitzuih:ilen. 4 
—— welche von ber gedachten Behoͤrde ber betreffenten K. Weg. einjui 
und mit laufender Nummer zu verfehen find, müffen nicht nur bie einzelnen angemev 
Artifel, nebft deren Benennung und Bezeichnung, fo tie den Namen und den Rs 
Fahrltort des Verfertigers enthalten. fondern auch ben gewöhnlichen umgtoeifethafi 
fauföprels, mofür der Mrtifel in größeren Quantitäten belm Abfat aus erfter an 
ferf werben ann, angeben, und zugleich über die Auäbehnung des Gewerbet 
befchäftigte Arbellerzahl, fo tole den Urfprung und Preis des rohen Materie! 
verarbeiteten Halbfabrifats nähere Auötunft geben. — 

Die X. Meg. ernennt behufs der Prüfung, ob bie angemeldeten Sant“ 
der Beſchaffenheit find, daß fle fic für bie Auöftellung eignen, eine Kommifien, = 
indbefondere aud), jebod) ohne peinlihe Rachforſchungen, auf bie Preisangaben ihr 
mert zu richten hat, damit nicht durch ungeprüfte einjeitige Angaben Einzelne ich ir 
dienft der Wopifeitheit ihrer Waaren anzuelgnen fuhen, welches in der Wirltic 
vorhanden ift. Die Kommiffton befteht aus dem die Beiverbe-Angelegenheiten b« 
den anitgliee ber X. Meg. , ald Vorfigenden, und aus ſechs Bemerbetreibenden, — 
Auswahl. fomelt thunlich dahin zu fehen ift, daß für jeden der Haupt-Kabritatic 
des Bezirtd ein Sachverftänbiger Theil nehme. 

5) Rach vorgängiger Prüfung durch die Kommifflon entfcheidet bie X. Re 
Vegen ſtaͤnde zur Ausftelung zuzulaſſen find, wobel zugleich darauf zu feben it, dx 
Begenftänbe, welche durch ihr großed Gewicht ober Volumen wegen Beträc 
Entfernung im Vergteich mit dem Intereffe, bas fle gewaͤhren, unberhättnigmäi; 
portfoften beranlaffen wuͤrden, aubgeſchioſſen bleiben, es fei denn, da ein rin” 
Zrandporttoften (f. Ar. 10) dafür überhaupt nicht In Anſpruch genommen wid. Br 
iprerfelt8 zur Ausſtellung geeignet befundenen Begenftänden, hat bie 2. eg. nad ' 
dung der {hr zugegangenen, nöthigenfall8 zu berboltftändigenden Materlatien (N:. 1” 
Vergeichnig aufzuftellen, welches, mit ihrem Gutachten begleitet, der unten (Mr. 6) a 
ten Kommifton zu überfenden ift.A @eidhzeitig ift denjenigen, bon benen jene Segen!” 
angemelbel find, behufs der Einfendung an eben biefe Kommifflon (Nr. 6) Rad 
geben. 

. 6) Für die Empfangnahme und ufftellung der einzufenbenben Begenfläntt. | 
für Rn jung ber enflgen die Ausftellung betreffenden Befdhäfte, tolrd an 
Vorfig eines Minifterial- Kommiffarius hier in Berlin eine befondere Kommiſſon b 
über deren Ginfegung bie weitere Betanntmachung vorbehalten bleibt. Dieſe R: 
bat zugleich in Anfehung derjenigen @egenftände, melde die In Bertin mohnhafte: 
tmerbfreibenden zur Außftellung bringen tollen, die Prüfung und Entfhelbung, | 
Sammlung ber Materlafien (nad) Nr. 3 bi6 5) unmittelbar vorzunehmen. | 

7) Die Einfendung der zur Muöftelung beftiminten Gegenftände muß bis ja" 
oben (Rr. 1) befimmten Termine an bie eben (Nr. 6) gedachte »Rommiffion für de 
merbe-Auöftellung In Berlin« koftenfrei erfolgen. 

8) Sämmttiche auögeftellte ®egenftände werden für die Dauer der Auöfl 
der Kommiffion (Nr. 6) gegen Feuerögefahr verficyert, überbieß forgfältig beauff 
bor Beihädigungen bewahrt. Sollten aber dennoch Befchädigumgen oder Berl 
fommen, fo wird dafür feine Erfagberbindlichteil übernommen, während eb ben &ir — 
freigeftelit bleibt, nicht nur die üufſtellung ber von Ihnen gelleferten @egenfänd 
oder durch einen ber Kommifflon namhaft gemachten Bevo:imächtigten zu beforget: 
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t u) während des Beſuchts ber Ausſtellung über biefelben noch befonbere Aufſicht 
en. 


9) Vor Beendigung der Ausſtellung kann fein Begenftand aus berfelben zurüdge- 
ımen tverden. Auswärtige Einfender haben, wo möglid), der Kommiffton einen hier 
wienden Bevollmächtigten zu bezeichnen, an weichen bie von ihnen eingefendeten Ge⸗ 
tünde nach Beendigung der Auöftellung abanliefern find; denjenigen, welche in dieſer 
Rt feine Beftimmung getroffen Haben, werden biefelben auf Ihre. Befahr und Mech» 
greipeftive durd) die Poſt oder durch Spebitton nad) bem angegebenen Wohn- ober 
xitorte zurüdgefendet. ben fo ift, falls ber Verkauf der eingefendeten Gegenſtände 
Mtigt wird, derjenige, an welchen die Kaufluftigen zu verteilen und bie Begenftänbe 
5F Ind, ber Kommiffion namhaft zu machen, ba diefe fih mit dem Verlaufe feibft 

affen fann. . 
10) Für den Beſuch der Auöftellung wird ein, feiner Zeit zu beftimmenbes Eintritts⸗ 
erhoben; die Einfender von @enenftänben für biefelbe, refp. deren Bevolimädhtigte 

‚8) haben jedoch freien Eintritt. Aus dem Fonds, welcher aus dem Eintrittögelde und 

Betaufe ber Kataloge auftommt, werden zunädhft bie mit der Ausftellung verbunde> 
Riten, einſchließlich der Berficherung gegen Yeuerögefahr (Mr. 8), beftritten. Der 
maͤchſt etwa verbleibende Ueberſchuß wird dazu verwendet, um, ſoweit er reicht, für alle 
aubwaͤrts eingefandten ins und ausländiihen Sendungen ohne Unterfchied, mit Aud⸗ 
me terjenigen,, für deren Transport nad) Wr. 5 eine Vergütung überhaupt nicht zu ge⸗ 
hren ift, die Tranöportloften, und amar nad Verhältniß der nachgewieſenen Koſten⸗ 
Böge, zu erfeßen; zu dem Behufe müffen aber diefe Koftenbeträge Iäteftene bid zum 

nd. 1844 bei der Kommiflion (Nr. 6) liquidirt werden. Wie fern die auf obige Weile . 

gededten Transportfoften für dergleichen Sendungen den inlänbifchen Gewerbtrei⸗ 

aus öffentlichen Fonds zu erftakten feien, bleibt der weiteren Beſtimmung vorbe⸗ 
Eine Vergütung für den Transport derjenigen Begenftände, weiche von den in 
tn mohnhaften Gemerbtreibenden zur Ausftellung gebracht werden, findet nicht ftatt. 


Berlin, den 10. Febr. 1844. 
| Der Finangminifter v. Bodelſchwingh. 
(Min. BI. 1844 ©. 55 Nr. 63.) 


ER. des K. Min. für H., Gewerbe u, öffentl. -Arb. (v. d. Heydt) v. 
‚Mai 1849 an ſämmtl. K. Meg. Förderung lofater Gewerbe⸗Audſtellungen. 


* Die lokalen Bewerbe-Auäftellungen, welche in den größeren Stäbten ded Staats in 
Keter Zeit häufiger veranftaltet zu erben pflegen, entſprechen, Infofern fle Die Gewerbe⸗ 
n zu mufterhaften Arbeiten anregen, zugleich durch die Anfchauung berfeiben eine 
inere Keuntniß der gewerblichen Erzeugniſſe des Orts verbreiten und auf diefe 
ſt den Abſatz der Wrodugenten befördern, dem gemwerblichen Intereffe und dem Inte: 
ie der bebieffenden Städte und verdienen beförbert zu werben. Es ift zu münfchen, daß 
R Anmmanat= Werrvaltungen ber betreffenden Städte ſolche Unternehmungen durch Ein⸗ 
ung geeigneter Tofale und, wo ed fein kann, aud) durch Geldmittel unterftügen. Das 
ger iſt ed nicht angänglich, aus Staatsmitteln Geldunterftügungen zu ſolchen Unterneh» 
ungen don blo8 lofater Natur zu bemiltigen. Die K. Reg. beranlaffe ich, die anliegenbe 
eranf gerichtete Worftellung des Komite für die Gemerbe-Auöftellung im N. N. ſchen 
wit d. 8. d. M. dem Magiftrat zu N. mit der Empfehlung der Beförderung des Unters 
hmend zugehen zu laflen, den Antragftellern aber zu eröffnen, daß eine Gelbunterftüßung 
16 der Stantötafje nicht gewährt werden fann. Soliten ſich bei diefer Ausſtellung bemer⸗ 
Bötverthe Kortfchritte ber Gewerbthätigkeit zeigen, fo wird dem Berichte darüber zu feiner 
ft entgegen geſthen. (Min. Bi. 1849 ©. 144 Nr. 193.) 
n 9) In Betreff der Verloofung von Waaren aud Gewerbe » Auöftellungen 
ergangen: 
a) 8. des K. Min, des Inn. (d. Medind) u. der Fin. (Beuth) v. 31. Aug. 
BA an die K. Meg. zu Merfeburg. | 
Wenn die 8. Reg. in Ihrem Ber. v. 1. Juni e. darauf anträgt, ber politechnifchen 
«ielihaft in Halle ein für allemal mit der Erlaubniß zur Verlooſung eines Theis ber 
ıden dortigen bon ihr veranftatteten Betverbe - Außftellungen gelommenen Waaren zu 
nſehen. und in dem unterm 29. vr. erftatteten Berichte als vorthelihafte Erfolge der 
ottgehabten Werioofung herborhebt, daß ben Bewerbetreidenden dadurch Belegenheit 
tboten werde ihre Kunſt- und Gewerbderzeugniſſe abzufegen, den Konſumenten aber, 
—5 Brobufen befannt zu werben: fo müffen mir body Bedenken tragen, dem An⸗ 
ahren. 
& tom nämlich nicht lediglich darauf an, daß die Beiverbetreibenden, deren Fabri⸗ 
CIE audgeſpieit find, und bie Gewinner der einzeinen Zoofe mit biefem Lotteriegeichäft zu⸗ 





— — 
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frieben find, fondern e8 iſt nicht minder auch das Intereffe ber Katıfleute zu beridndig) 

weiche mit den auögefpielten Artiteln handeln. 3 
Beſonders aber berlieren die Beiwerbe- Ausſtellungen ſelbſt ganz ihre tahre ® 

tung und rechten Zwect, wenn biefelben von den Bemerdetreibenden haupkfächtic ul 

unmittelbare Verfaufögelegenheit und namentlih als eine Verkaufsgelegenheit au 1) 

Wege der Verloofung betrachtet terden, indem bei Ießterem fic) der Sinm der Thriln 

| weniger auf das, was überhaupt Begenftand allgemeinen Bebürfniffes und alfo vs 

gebehnteren, wichtigeren Getverbebekriebes ift, richtet. 

’ Es ift nicht zu verfennen, daß nicht blos die Menge, fondern namentlich und 
durch eine ganz natürliche Rüdteirfung auch die Art ber Erzeugniffe, welche don 
zelnen Gewerbetreibenden eingefandt werden, bet ſolcher Beirachtungsweiſe tvejentild] 
dere fein müffen, als wenn bon letzteren lediglich ber Hauptzweck im Auge behalten 

B , nämlich ihre Produkte dem- Raufmanndftande und bem Vublitum befammter zu mi 
und baburd) den regelmäßigen Abfatz ber al8 tüchtig und preiswürbig erfannten, 
Produfte ihred Gewerbebetriebs gu vermehren. 

Es erhellt aud), daf nur, wenn bie Gewerbetreibenden bei ihren Einfenbunge‘ 
biefem Befichtöpunfte ausgehen, bie allgemeinen gwege ber Auöftellungen, ein Di 
Vorſchritte und Mängel der Geiwerbötnduftrie gu gewähren, und unter den Benerht 
benden eine auf wirtlihe Berbolfommnung ihres Beiverbedetriehes gerichteten, mal 
nüglihen Wetteifer Hervorzurufen, ſicher erreicht werden koͤnnen. 

Wenn daher auch die Verloofung ber auögeftellten Waaren als eim Mittel us 
tennen, wenigftens reichhaltige Auöftellungen da zu Stande zu bringen, wo bie @ 
treibenden eined ſoſchen Meizmittel8 überhaupt noch bedürfen, jo wird diefelbe hol 
vorliegenden Falle um fo weniger Begünſtigung berblenen, als, daß Letzteres in ber 
gen Probinz der Fall fei, meer geltend gemacht, noch überhaupt anzunehmen if, % 
deriveiten bon ber K. Meg. herborgehobenen Wortheile der Verloofung aber Ill 
nicht mit bem Zwecke der Gewerbe · Auöftellungen in Verbindung fiehen, theild nur 
beutend eriheinen. 

Die K. Reg. wird aus diefem Geſichtspunkte anderwe te Anträge auf bergl 
fungen zu präfen, feinenfali8 aber Iektere ohne Einholung diefleitiger Genepmi 
berftatten haben. (Min. Bl. 1841 ©. 239 Nr. 383.) 

b) ®. berielben Min. d. 17. Eept. 1841 an die 8. Reg. zu Liegnil® 

Die nach bein Ber. der K. Meg. d. 14. Yuti c. beadfidhtigte Verloofung ber & 
Geiverbeberein in N., unter Auffcht ded Magiftrats aus dem Eriöö der abzufegeuM 
a5 far pro Stüd, anzufaufenden Gegenftände ber bortigen Gewerbe - Auöftellun 
den Inhabern der Zoofe, wird zivar für Diesmal in ähnlicher Art, toie dies früher 

| v. 12. Nov. 1838 geſchehen ift, geftattet. Im Allgemeinen aber fann die Verbiutis 
dergl. Austoofungen mit den @etverbe-Ausftellungen nicht als eine Verbefferung für 
angefehen terben. Die Ausftelungen folen hauptfählid dazu dienen, preistmürle 
zeugniffe ber Inbuftrie allgemein befannt zu machen, baburd einen Metteifer und 

Fabritanten zu erwecen, und denjenigen, bie bei gleicher Güte am Billigften liefen, 

Abjay nad) Maaßgabe der wirklichen, auf das Bebürfniß begründeten Nadfrar 
verſchaffen· 

1 ef folder Beziehung kann oft das am Mindeften in die Augen fallende 
gerade am meiften für die Ausftelung eignen. Wenn aber Verlooſungen mit der‘ 
lung verbunden erden, verlieren leßtere ihren erfteren, auf eine nachhaltige HM 

der Gemwerböthätigfeit gerichteten Charakter, da die @etverbetreibenden fich dann md" 

mühen, Künfteleien und Spielereien, bie % freilich für die Verloofung beſſet 

folide und möglichft wohlfell hergeftellte Waaren, zur Auöftellung zu jdiden, mad 
dem reellen Gewerbetrelbenden bie Theilnahme an lehterer berleibet. 

Die K.Meg. hat dieien Geflhtöpuntt bei ferneren derartigen Anträgen nicht au 
Ange zu verlieren, und letere danach möglihft zurädzuhalten. 

(Min. Bi. 1841 ©. 293. Mr. 483.) , 

c) C. R. derfelden Win. d. 6. Sept. 1846 an fänmtl. K. Meg. 

Bei mehreren neuerdings veranſtalteten Getverbe-Ansftellungen, bei tl 
durch Verfoofung auögefteilter Gegenfände die Theilnahme deö Wubiäfumd zu NH 
hoffte, ift ed ausnahmötweife geftattet worden, bergleihen DVerloofungen borzund 

Es hat fich jedoch ald angemeſſen ergeben, auf eine ſoiche Ausnahme vom ben BA — 

die @enehmigung zur Verloofung bon Wusftelungd» Vegernden fünftig nit Il 

erthellen. Die X. Reg. wird hiervon mit dem Auftrage in Kenntnif gejet, eat * 

fällige Anträge fofort zurüctzumeifen, und fofern in Ihrem Bezirle vie —* 

Gewerde⸗ Auöftellungen in Musfigpt ſtehen möchte, durch eine öffentliche Belanntm a) 
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auf aufmerffam au machen, baf bei ben ferner etwa vorfommenben Außftellungen von 
buftrle-Erzeugnifien, die Genehmigung zur Verlooſung ausgeftellter Erzeugnifft grund⸗ 
lich nicht werde ertheilt werben. (Min. Bl. 1846 ©. 164. Nr. 260.) 


‚HDritted Kapitel. 
Bon der Sorge des Staats für Kapital, 


I. In diefer Beziehung kann nur wenig vom Staate gefchehen, nicht allein 
[die Geldmittel nur in felten glüdlichen Zeiten dazu bereit liegen möchten, foris 
n au weil ed an und für fich bedenklich if, mit Staatögeldern Gewerbe zu 
nden und zu unterflüßen. Ä \ 

E9 kann daher im Allgemeinen nicht getadelt werden, wenn der Preuß. Staat 
borſchüſſen an Gewerbetreibende u. dergl. nur ſparſam iſt. 

Kachſtehender Beſtimmungen iſt hier zu erwähnen: 

1) Publ. des K. Oberpräſidenten der Provinz Weſtphalen d. 26. April 
36. Nichtbewilligung vnn Vorſchüſſen aus Staato⸗Kaſſen zur Anlegung von 
nkeltuͤben⸗Zucker⸗ Fabriken. 

Die häufig bei mir eingehenden Geſuche um Erwirkung bon Vorſchüſſen aus Staats⸗ 
fen und anderer Begünftigungen bei beabfichtigter Anlage von Runfelrüben » Zuder- 
nifen veranlaffen mic), Defannt zu machen, daß die Bewährung von Vorſchüſſen zu 
en Fabrif» Anlagen und die birefte Begünftigung berfelben gegen die Grundſätze ber 
m. Verwaltung ift ; mir zudem aud) räthiich fcheint, erft auf die weitere Ausdehnung 
nd fehr geringen Kultur der Runkelrüben in hiefiger Provinz mehr und thätig hinzu⸗ 
fen, weiche doch nothwendig den Fabrik⸗Anlagen borgeben muß, und die Refultate der. 
m erichteten Fabriken abzuwarten. (U. XX, 414—2, 136.) 

2) Bubl. ded K. Fin. lin. (Hanfemann) v. 5. April 1848. Bewilligungen 
dden für Kaufleute und Fabrikanten errichteten Unterſtützungs⸗Kaſſen. 

I) Zur Errichtung bon Unterftügungs-Kaffen für Kaufleute und Yabritanten, welche 
e größere Anzahl von Arbeitern befchäftigen, ift die Summe bon »Einer Million Tha⸗ 
Ir aus der Staatötafle bewilligt worden, und find daraus an einzelne Bezirke ange⸗ 
ſene Beträge zur Mbhülfe der dringendſten Bedürfniſſe vertheilt. 

2) Die Verwaltung diefer Unterftügungs:Kaffen und die Verwendung der Fonds wird 
den einzeinen Bezirken einem Komit& übertragen, welches aus 3 bis 5 Mitgliebern des 
Amann und Fäbrikantenſtandes und einem Kommiffar der Neg. zu bilden iſt. . 

3) Die Verwendung bed Fonds zu den gedachten Unterftügungen erfolgt durch Belei⸗ 
ng bon zu berpfändenden Waaren, fiheren Effelten oder Hypothefar» Forderungen, fo 
e durch Distontirung von Wechfeln, weiche nicht über 3 Monat laufen und die mit Uns 
hriften von minveftens 2 für folide erachteten Perſonen verfehen find. 
ri de Zinsſatz für die aus dem Fonds entnommenen Darlehen wird auf 5 Prozent 


5) Die Friſt zur Rüdzahlung des Dariehnd darf nicht über 3 Monate ausgedehnt 
ben, bei vergeblichem Abiauf der geftellten Friſt, und falls dieſelbe alsdann nicht wieder 
aͤngert wird, erfolgt die Veräußerung der Unterpfänder zur Deckung bed Darlehns nad) 
aßgabe der dieferhalb beftehenden geſetzlichen Vorfchriften. 

6) Interftägungen nad) Maaßgabe der Beftimmungen sub 3 bürfen nur folchen 
tifanten und Kauflenten gewährt werden, welche die beroilligten Dartehen zur Befchäfe 
ng ihrer Arbeiter bermenden und außer Stande find, die zu leßterem Zwecke erfor- 
Ihen Mitte anderweitig zu befchaffen. . 

?) Die Mitglieder des Komites (zu 1) bürfen unter Feiner Bedingung Unterftüßuns 
aus dieſem Fonds erhalten. Ä 
8) Bel Verwendung des Fonds iſt die möglichfte Sparfamfeit zu beobachten, teil 
: Ausficht auf fernere Zufchüffe aus Stagte gonde gewährt werben kann. 

Min, BL der inn. Verw. 1848, ©. 101, Ar. 118.) 


IE, Dagegen ift Hier im Wilgemeinen darauf hinzuweiſen, daß der Staat, wie 
Beförderung der National» Wohlfahrt Überhaupt, fo auch indbefondere zur 
derung und Unterftäßung der Induftrie, feine Thätigfeit in Bezug auf alle 
4 beitragende Einrichtungen und Infitute richtet. 

Es gehören dahin zunächſt Die Beld » Inftitute des Staatd (die Bant, 
Seehandiung und die K. Darlehnd-Kaffe), worüber in Thl. XL ded Werkes 
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gehandelt tolrd; beögt. bad Inſtitut der Privat» Banken unddffentlihegu] 
anftalten; ferner die Aftiens@efellfiyaften, dann aud) die Ajieturan 
anftalten und die Spartaffen. 

Vergl. darüber dad Nähere in dem allgemeinen Xhelle der Koltinn) 


ſchafto⸗ Pflege. 
Vierted Kapitel, 
Von dem Schutze der Gewerbetreibenden gegen ei | 


I. Vorföriften zum Schuge ber Waaren-Bezelchnung. 
1) @. d. 4. Juli 1840 zum Schutze der Waaren ⸗Bezeichnung. 

Mir Frledtich Wilhelm 2c. 2c. verorbnen, um ben Handeisberkehr gegen PM 
Münzen Beyehhuungen zu fchügen, auf den Antrag Unferes Staatsmin. und nad ı 
dertem Gutachten Unferes Staatöraths, für ben ganzen Umfang Unjerer Mon] 
tmas folgt: 

hi 8. 1. Wer Waaren ober deren Berpadung fälſchtich mit dem Namen oder der 

und mit dem Wohn« ober Fabritorte eines Intänbifhen Fabrit-Unternehniers, Produ 
bezeichnet, oder wiſſentlich dergl. fäufchlich bezeichnete Waaren in den Werfehr brion 
infofern damit nicht ein ſchwereres Verbrechen verbunden ift, Gefängnißitrafe, te 
Dauer Eined Jahred und — eine Geldbuhße, weiche die Summe bon Ein Tu 
Thalern nicht überfteigen darf, verwirtt; es fann jedoch in geringfügigen do 
bejonbers mitdernden Umftänden blos auf Beldbuße erfannf erden, 

8.2. Diefe Strafe (8. 1) wird dadurch nicht auögefchloffen, daß bei der 
Bezeichnung ber Name oder die Firma und der Wohn» ober Fabritort mit geringen) 
derungen twiebergegeben worden, welche nur durch Antvendung befonderer Aufncl J 
wahrgenommen tverben fönnen. Ob ein folcher Fall vorhanden, hat ber Richter zu na 
welchem überlaffen bleibt, das Gutachten von Sachverftändigen einzuholen. 

8.3. Ale dem gegentärtigen ®. entgegenftehende allgemeine und beſonden —4 
ſchrifien werden hierdurch aufgehoben, Infonberbeit: 

1) der 8. 1451, Tit. 20, Thl. IL, des 4. 2. I, - 

2) das ®. wegen Einführung eines Fabrifzeichens in ben Prodinzen Schiefic 
Preußen, Weftpreugen, Bommern, Brandenburg und Sachſen auf dem de 
fertigten Stabeilen b. 3. Juli 1818), 

3) die Art. 72—79 des für die bormals Bergiſchen Lanbeötheite ergangenen D7 
wegen ber Einrichtung der Fabrifen-@erichte d. 17. Dec. 1811, 

4) bie auf ber linken Mheinfeite beftehenden Vorfchriftei 

a) dad 6. wegen ber Manufakturen, Fabriten und Wertſtätten v. 22. Gemin” 
‚Jahres XL, Art. 16—18, und 1 
b) beö durch dad Detret b. 20, Febr. 1810 in einer abgeänderten Ka 
sirten Regl. für ben Rath der @eiverbeverftändigen b. 11. Junf 1 


und 
5) der Mrt. 142 des Mheintfchen Strafgefegbuch®, ſoweit er ſich auf Fäufclihe D 

Bezeichnungen mittelft Nachahmung der Siegel, Stempel oder Wtarten der Is# 

bezeichneten Perſonen bezieht. 

8. 4. Die Beftimmungen der 88. 1 u. 2 finden auch zum Schuhe ber Luft 
derjenigen Staaten Antvenbung, mit denen über bie Reciprocität Uebereinfunft e 
worden iſt. (G. ©. 1840, ©. 224.) 

Dazu: - 

a) Min.«Erlärung wegen ber mit der K. Sächſiſchen Weg. getroffenen IF 
eintunft über den wechfeiſeitigen Schub der Waaren-Bezeldinungen. 8. 12. 
1841. 

Gemäß dem 8. 4 ded K. Preuß. G. b. 4. Juli 1840, betr. ben Schuß d 
Bezeichnungen, follen die Beſtimmungen ber 88. 1 und 2 dieſes @®. auch zu 
Untertanen berjenigen fremden Staaten in Wntvendung gebradht werden mi! * 
wegen der beahalb zu beobadhtenben Reciprocitätllebereinfunft getroffen marden IN. 
bem nunmehr die K. Preuß. umd bie K. Saͤchſiſche Reg. unter fo a h' 
gegenfeitig ihre beiberfeitigen Unterthanen in dern gefeblichen Schuße ber 5 
nungen einander gleid) zu ftellen und au behanbein, fo wird dierdurch Seitens 
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ihneten K. Preuß. Din. ber auswärtigen Angel, noch beſonders und ausdruckuch erklärt, 
5 die Beftimmungen der 88, 1 und 2 bed erwähnten G. v. 4. Juli 1840 auch zum 
F ber a ige Untertanen in der gefammten K. Preuß. Monarchie Aniven- 
ng finden follen. oo. 

Hierüber it K. Preuß. Seitö die gegenwärtige Min.⸗Erklärung ausgefertigt, und 
he mit dem K. Infiegel verfehen worben. R 

Berlin, ben 12. Febr. 1841. 

(L, S.) 8. Preuß. Din. ber audio. Angel, 
, Frh. v. Werther. 

Vorſtehende Erklärung wird, nachdem fie gegen eine entſprechende Erklärung ber K. 
Köilfgen Steg. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur Öffentlichen Keuntniß gebracht. 

Berlin, ben 3. März 1841, 

Der Min. der ausw. Angel. . 
| Frh. vd. Werther. 

(8 ©. 1841, ©, 44,) P 


b) Min.-Ertlärung über die zwiſchen der dieffeitigen und ber Fuͤrſtlich Meuß- 
lauſſchen gemeinfhaftlihen Landed» Weg. zu Bera äbgeſchloſſene Uebereinkunft, 
I hinfihtlid) ded Schutzes der gewerblichen Waarenbezeihnungen in den K. 
naten auf der einen Seite und in den gefammten Landen der Kürftlich Reuß⸗ 
eniihen jüngeren Linie auf der andern Seite, die gegenfeitige Gleichſtellung der 
derfeitigen Untertanen herbeizuführen; d. d. den 5. Dft. und befannt gemacht 
n8.RoH. 1842. (Bleichlautend mit der vorſtehenden Erkl.) (G. S. 1842, S. 311) 


e) Rin. Erklärung wegen ber mit der K. Bayeriſchen Reg. getroffenen Ueber; 
fuft über den twechfelfeitigen Schuß der Waarenbezeihnungen, v. 24. Yuli; 
tan gemacht unterm 27. Aug. 1843. (Glelchlautend mit der vorftehenden Erkl.) 

(8. ©. 1843, ©. 309.) 

d) Min.-Erflärung Über die zwiſchen der K. Preuß, und der Herzoglich Braun, 
weigiihen Reg. getroffene Uebereinkunft wegen bed gegenfeitigen Schutzed der 
orenbegeihnungen, v. 15, und befannt unterm 27. Aug, 1843, (Gleichlau⸗ 
ber vorſtehenden Erkl.) (G. S. 1843, ©. 320.) | 

e) Um einer ald Firma gebrauchten Bezeichnung den Charakter einer ſolchen 
derſhaffen, tele andere Perſonen von der Anwendung biefer Bezeichnung 
Mit, muß Die Firma eine oder mehrere-Berfonen benennen; wohingegen 
 Benenmumg einer Fabrik nad) der In derfelben fabricirten Waare, wenn aud) 
eſe Vaare Ihre Bezeihnung nad) irgend einer Perſon erhalten hätte, nicht als 
Mälrlihe Firma gelten kann. | 

(Erf, des Geh. Ob. Trib, d. 17. Juni 1843, Entfcheid. Bb. 9, S. 325.) 


2) V. v. 18. Aug. 1847 zum Schuße der Fabrikzeichen an Elfen » und 
lehlwaaren in der Provinz Weſtphalen und der Rheinprovinz. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. haben In Folge Unſeres Erlaffed dv. 28. Mai 1842,!) 
6) welchen bie im 8.3 Ar. 3, 4 und 5 des G.v. 4. Juli 1840 aufgehobenen Beftim- 
ingen hinfichttich der in der Rheinprovinz bis zur Befanntmachung jenes G. gebrauchten 
dorihriftsmäßig niedergeiegten Yabritzeihen bis auf Weitered wieder in Kraft gefegi 
nen find, daB Bebärfnig andermweiter Vorfchriften zum Schuße der Fabrifzekkhen In 
' Rrobing Weſtphalen und ber Rheinprobing näher erörtern laffen, und verordnen nun⸗ 
dr für die genannten beiden Rrobinzen, nad) Anhörung Unferer getreuen Stände, auf 
Antrag Unfere Staatsmin., was folgt: j 
„® 1. Jeder ſelbſtſtändige Berverbtreibende kann unter den in gegenmärtiger V. vor⸗ 
Öriebenen Bedingungen bie Befuguiß eriverben, den von ihm felbit oder von Anderen 
ihn berfertigten Eifen- und Stahlwaaren, fowie der Berpadung berfeiben, jedoch mit 
—T des rohen und raffinirten Stahis und ded Stabeifend, ein befonderes Zeichen zu 
eQ. Weldhes bon feinem Underen bei ber Verfertigung ober Berpadung folcher Waaren 
gemacht oder gebraucht werden darf. Diefe Befugnik beichräntt ſich jedoch auf Ein 
/ dan und fein Gewerbtreibender barf fich mehrere Zeichen zum audſchließlichen Gebrauch 


nn | | 
') Bergl denſelben im Min. Bi. d. Inn. Verw. 1842 ©. 286 Mr. 398. 
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fern bie guten Sitten verftößt. Auf folhe ‚Zeichen, deren @ebrauch biöher in cine) 
1 T: — 










oder Fabrifengerichte feftzuftellen, und, daß dies geichel en, in ben borbegeli 
blättern zur öffenttichen Kenntniß zu Bringen. en * 

8.3. Wer ich den ansfchfießiichen Gebrauch eines Fabrifzelchens fir Ein 
Stahltvaaren oder deren Verpadung, forwie den obrigfeitlichen Schuß gegen dit 


Pubtifation der gegentvärtigen ®. den Seitpunft deftimmen, bon welchen am ne 
geichen zur Eintragung bei den drei genannten Ger. angemeldet werden fönnen. 

8. 4. Das Beiverbe: oder Fabritengericht Hat jede Anmeldung eined neuen a 
Behufd Feftftellung ber Priorität, fogteich in cinem befondern Megifter, mit 84 
TZages und ber Stunbe der PBräfentation zu vermerfen, und hiernächft die Zul 
Zelchens nach denjenigen geregticen Bedingungen zu prüfen, welche. bon la 
1 


niß zu 

die nneivun erfolgt ift, Innerhalb ber feitgejehten Frift geltend zu machen. N 

Kauf diefer Frift entfepeidet jene8 @er. über die eingegangenen Einfprüche und de 

gungöfählgteit deö Zeichens (8. 10.) 
8. 5. Dad abritzeichen, welches rehtöträftig (88. 10 und 11) für eintrag 

erfannt morben Ift, wird in die Zeihenrolle auf den Namen des Anmelvenven, et 


Reg. bed Bezirtd, In welchem das Ber. feinen Sitz hat, eingefendet. 
Ein Jeder ift befugt, die Zeihenrolle einzufehen und gegen Entrichtung der © 
gebührcn einen beglaubigten Auszug aus derjeiben zu derlangen. 
8. 6. Für bie Eintragung eine Zeichens in die Rolle ift außer den Juferionb hg 
den fonftigen bauten Auslagen und den Koften, welche durch einen Streit über dal 
ır Führung eines Fadritzeihens ® 10) entftehen, eine Gebühr zu entldhin, BET 
bon dem Betverbe» aber Zul —— in jedem einzelnen Kalle beim 
jedoch 5 Rithlt. nicht überfteigen darf. 
i u 7. ud FR Karlakıne eineß Zeichens in bie Rolle des Gewerhe- ober Du" 


J ar ED — — —— En 3 ee Beni — — 
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‚und deren dorichriftsmäßige Bekanntmachung wird has Mcht zum audſchlleßlichen Ber 
uche ded Zeichens bei Elfen: und Etahimaaren oder deren Verpadung für den ganzen 
fang der Provinz Weftphalen und der Mheinpropinz erworben; ed kann jeboch der 
Irer ded Zeichens fein Recht nicht gegen diejenigen geltend machen, für melde etwa 
eibe Zeichen in einer Rolle bereits zingetragen fein moͤchte. 


8.8. Ein Fabritzeichen kann nur mit dem Fabrik⸗ oder Handelsgeſchäft, oder bem 
derbe ſeibſt, für welched es erworben it, an Andere übertragen und vererbt werden. 
d die Firma, für weiche dad Zeichen eingetragen if, aufgeyoben, oder tritt, wenn daß 
haft ohne befondere Firma unter dem Namen des Beſitzers betrieben wird, eine Vers 
erung in deflen Perſon ein, fo muß ber Hechtenadyfolger die Umfchreibung des Yabrifs 
yend iu der Beichenrolle auf die neue Firma oder auf den Namen des neuen Befigers 
nen Jahresfrift, von dem Tage der Veröffentiihung ber neuen Firma, oder im Falle 
n Veränderung in ver Perſon des Beſitzers vom Tage dieſer Veränterung an, bei dem 
werbee oder Fabrifenger. heantragen. Die Umfchreibung erfolgt dann auf den Grund 
dad Beſitzrecht nachweiſenden Urkunden, ohne daß ed einer weiteren Öffentlichen Be⸗ 
utmnochung bebarf. . 

Dos Recht auf das Yabrifzeihen erliicht und das Fabrifzeihen verfällt ins Freie, 
ım der Antrag megen Umfchreibung auf den Namen des neuen Beflgerd oder auf die 
e Firma nicht "binnen der borbeftimmten Friſt erfolgt, oder wenn dad Fabrif- oder 
nelögefhäft, oder das Gewerbe feibft, für weiches das Zeichen erworben worden ift, 
I angeht, oder wenn bad Zeichen auf Antrag des rechtmäßigen Beſitzers in der Rolle 

Yen wird. 

Wer fein bisheriges Zeichen in ber Rolle töfchen läßt, kann ein anderes Zeichen zur 
ragung anmelden. 

8.9. Für einzeine Arten von Eifen- und Stahlmaaren, wie beiſpielsweiſe für ge» 
hledete Schneidemaaren, bleibt bie Beftimmung eigenthämticher Zeihen Unferem Fin. 
a vorbehalten. Eines ſolchen Zeichens darf alddann nur ber Werfertiger von Waaıen 
Art und nur zu deren Bezeichnung ſich bedienen. Die gedachten Zeichen, deren 
Nöngliher Unterichied von den eingetragenen Zeihen einzelner Gewerbtreibenden zuvor 
a dem Kabritengerichte zu Hagen, ſowie von den @emwerbegerichten zu Eolingen und 
mise, beglaubigt fein muß, werden unter einem befonderen Abfchnitt in die drei 
ihenrolien eingetragen und durch die Amtöblätter der ſämmtl. Reg. der Provinz Weſt⸗ 
len und der Rheinprovinz veröffentlicht. Die genannten Ger. haben bei der Prüfung 
Her angemeldeter neuer Privatzeichen ($. 4) von Amtömwegen darauf zu fehen, daß Dies 
ten ich Hintänglich von den gedachten Zeichen unterfcheiden. 


8.10. Bei Streitighiten zwiſchen verfchiedenen Betheitigten über das Recht zur Füh⸗ 
11 eines Kabrifzeichend findet daſſelbe Verfahren Statt, weiches für andere, dem Be 
bee und Fabritengerichte überwieſene ftreitige Mechtsiachen vorgefchrieben iſt. Die in 
-achen dirfer Art zulaͤſſigen Nechtömittel finden bei jenen Streitigkeiten glelchfalls Anwen⸗ 
og, jebodh mit der. Maaßgabe, daß bie Appeliation von den Gewerbegerichten zu Eo» 
agen und Remfcheid an das Handelögericht zu Eiberfelb, und die Appeltation von dem 
obrifengerichte zu Hagen für jet an das Ob. 2. Ber. zu Hamm geht, und gegen die Ent- 
Midung des letzteren nur die Nichtigkeitöbefchtverde zuläſſig if. . ' 

8. 11. In denjenigen die Führung von Fabrikzeichen betr. Sachen, melde feine 
Keitigteiten unter Parteien zum Gegenſtande haben, wird ohne progefiualifche Fermen 
Ind) einen Beſchl. des Gewerbe» oder Kabritengerichtd entſchieden. Gegen einen jochen 
ht. findet die Berufung an dad Handelsgericht zu Eiberfeld und für den Rolienbezirk 
8 Fabritengericht6 zu Hagen an das Ob. @ Ger. zu Hamın ftatt. Diefeibe muß binnen 
ner Prättuflofrit von fechd Wochen bei dem Gewerbe» oder Fabrifengerichte angebracht 
MD zugleich in einer demfeiben zu übergebenden Schrift gerechtfertigt werden. Diele 
örift iſt nebſt den Verhandlungen an dad Handelägericht zu Elberfeld oder an das Ob. 
Ger. zu Hamm einzufenden, welches über die Berufung, ohne prozeffualliches Verfahr 
N, durch einen dem Gewerbe⸗ oder Fabritengerichte zur meiteren Beranlaffung zuzufer- 
nden Beſchl. entſcheidet; gegen biefe Entfch. ift fein weiteres Rechtömittel zuläilig. 


® 12. Eim@ewerbtreibender in der Provinz Weftphalen oder in ber Rheinprobinz, 
Acer Eijen= oder Stahlwaaren oder deren Verpadung mit dem in einer Zeichenrolle 
eitagenen Kabritzeichen eines anderen In der Provinz Wenphaten oder In dır Mheins 
odinz Wohnenden Geperbtreibenden bezeichnet oder bezeichnen läßt, oder wiſſentlich 
Kr Nätfchtich bezeichnete, in einer jeden beiden Bropinzen verfertigte Waaren in ben 
— in die durch das G. v. 4. Juli 1840 (8. S. 1840 ©, 224) an⸗ 
Strafen. 
8. 19. Ehen dieſe Strafen (8. 12) treffen denjenigen, ber mit einem Seichen, weiches 


on dem ten Aft (8. 9), andere 
Sm de. Din, für eine beftimmte Art von Wanren vorbehalten it 8.9, 
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Waaren bezeichnet ober bezeichnen läßt, oder toiffenttich dergt. fälſchlich Begehhinei@umal 
in den Verfehr bringt. Mußerdem tritt auch — Ir Woaren ein. ») 


geben worden ift, welche fo gering find, daß fle nur durch Anwendung bejontee‘ 
merffamtelt wahrgenommen werben können. 
8. 15. Entftehen in dem Unterfuhungsberfahren wegen eines der in ben 88. 
18 bezeichneten Vergehen Zweifel barüber, od das vom Angeſchuidigten gebrauchte 
für eine Nahahmung des Zeichens eines Anderen oder eines bon dem Yin. Diin. bei 


8. 16. Wird das Outachten des Gewerbe⸗ ober Yabrifengerictß (8. 15) von 
Partei in der Appellationdinftang angefochten, fo hat der Richter zweiter Iaftanz, 
er Bebenten trägt, ber erften Entfcy. in diefem Punkt beizutreten, ein Gutachten hie 
bon bemjenigen Ger. twelches die zweite Inſtanz für die Entſch. des Gewerde ⸗ oie 
britengericht& bildet ($. 10), zu erfordern und daffeibe bei feiner Entſch. zur Rihi 
h nehmen. In wiefern gegen bie Entſch. zweiter Iuftanz ein weiteres Mechtämt 

inbet, iſt nach den für Unterfuhungöfacyen überhaupt beftehenden Vorſchriften zu beurta 

8. 17. In den Zandeötheilen, in welchen ein Schuß. ber Fabritzelchen zur 2] 
Publitatlon des ©. d. 4. Juli 1840 gefeglich beftand, bleibt den mit einem Unterg 
rechte verfehenen Inhabern früherer Jeichen, wenn biefe weder im Buchſtaben zo 
Worten beftehen, vorbehalten, Innerhalb einer Brärtuflofrift von drei Wronaten nad 
bilfation_ ber gegenwärtigen ®. bei dem bie Zeichenrolie führenden er. jenes Rıd 
welt es ſich fen» undeEtahlwaaren bezieht, anzumelden; ber Anmeldung mit 
Beweismiitel über dieſes Recht beigefügt fein. “ 

Diefe Anmeldungen find während zweier Monate nad) Ablauf ber vor 
Vraͤtluſivfriſt bei dem Ber. offen zu fegen. Werben innerhalb diefer giweimonattice 
ieidhe Durch die Arnteblätter fämmit. Heg. beider Provinzen Öffenttich betannt zu 
in, feine Einfprüche angebracht, fo iſt die Eintragung der angemeldeten Zeichen uk 
Zeichenrolle zu betvirten. . J 
» Hatte in dieſen Zandestheilen ein Gewerbtreibender bad ‚ausfchließliche Oi 
recht für mehrere Zeichen früher erworben, fo ift er berechtigt, biefelben fämmt. 
in die neue Holle eintragen au laſſen. Derjenige, für weichen ſolche ättere Jeice 
neuen Rollen aufgenommen worden find, fan fid außer denſeiben in Zukunft me 
neues Zeihen zum auöfchlieglichen Bebrauche aneignen; er darf aber, wenn er Di! 
eingetragenen Zeichen fpäter In der Holle löfhen läßt, nur an bie Stele win 
Beihen® ein andered zur Eintragung anmelden. 

Der Bewels jener Ätteren ausſchließtichen Mechte Ift zu führen: 

1) von ben Bewerbtreibenden im Herzogthum Berg durch die für biefen Santa 
unter Öffentlicher Autorität geführten Selchenrollen, weiche zuvor von der Ri! 

Düffeiborf zu rebldiren und feftzuftellen und demnaͤchſt bei den betr. Gewerterch 

ten niedergulegen find; , 1 _ J . 

2) von ben Gewverbtreibenden In den übrigen Sanbeöthelten durch bie dajeldft u 
früheren Geſetzen borgefchriebenen Ausfertigungen und Befanntmadungen. 


äteren Beflgeö-und fichert dem Inhaber, ohne iym irgend ein Unterfagungsredt 460 

einen Dritten zu geben, den Forigebrauch der angemeldeten Zeichen, and) wenn 

u namen eined anderen @etverbtreibenden in bie eigentliche Zeichenrole dinger 
jorben. 

Rach Ablauf der dreimonatlichen Ainmelbungöfeit iſt das —E abzufltie: 
dafielde tolrb hierauf während einer toeiteren aivelmonatlichen Präftuftofrik, melde 1 
bie Amtsblaͤttet ſammtl. Reg. der beiden Probinzen zur ent Kenntnig AH bring 

ur Anbringung etwaiger Einfprüche offen geiegt und bemmnäcjft bon dem Örmerit- 
Sentengerite fengeteit, Wufbie in diejeg Verzeichniß; aufgenommenen Zeldee IF 
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Voriäriften des 8. 8 wegen Ueberlragung, Vererbung und Erlöfchens ber Zeichenrechte 
chfalls Anwendung. 


8. 19. Alle der gegenwärtigen V. entgegenſtehende allgemeine und beſondere Vor⸗ 
iften werden hierdurch aufgehoben, inöbefondere 
I) die Art. 72 bis 79 des für Die vormals Bergifchen Landesthelle ergangenen Dekrett 
wegen Errichtung der Fabrifgerichte v. 17. Des. 1811; 


') die In Betreff ber Fobritzeichen anf dem nken Rheinufer beſtehenden Vorfchriften, 
a) ded En vb. 23. Nivöfe de Jahres IX., ’ ’ ſhin 


b) dt8 G. wegen der Manufatturen, Fabriken und Werfftätten v. 22. Berminal bes 
J. xl. rt. 16 bis 1B, | 


e) des durdy das Defret v. 20. Febr. 1810 nen pubtizirten Regl. für den Rath der 
Gewerbverftändigen v. 11. Juni 1809 Art. 4 bis 9, 

d) des Defretö v. 5. Sept. 1810; ° | nn ‚ 

3) der Artilel 142 des Rheiniſchen Strafqeſetzbuches, ſoweit er ſich auf fälfchliche Waa⸗ 
renbezelchnung mittelſt Nachahmung der Siegel, Stempel oder Marken von Fabrik⸗ 
umiernehmern, Produzenten und Kaufleuten bezieht; oo 

4 der Etlaß v. 28. Mai 1842 wegen einftweiliger Wiederherfteflung der unter 1 bi8 
3 erwähnten Vorſchriften. 

Urtundlich ec. (G. S. 1847 ©. 335.) 
Dazu: " 

MDR. Min. für H., G. u. Öffentl. Arb. (v. Patow) v. 27. April 1848, 

zen ded in der Provinz MWeftphalen und der Rheinprovinz für gefchmiebete 

hreidemaaren beftimmten Zeichend. \ 

Auf Grund des 8. 9 der V. zum Schuße ber Yabritzeichen.an Eifen- und Stahlwaa⸗ 

in der Provinz Weſtphalen und der Rheinprovinz d. 18. Aug. 1847 wird hierdurch 
annt gemacht, daß das Zeichen $ aid ein eigenthümlich«s Zeichen für gefchmiebete 

hueidewaaren beftimmt if. (Min. Bl. 1848 ©. 170 Nr. 165.) 

ll. Vorſchriften zum Schuge gegen dad Austreten der Fabrik— 
beiter und dad Verrathen der Kabrifgeheimniffe. 
1) Das A. 2. N. beſtimmt in Ip. IH. Tit. 20 6. 148: - 

Wer Fabrikvorſteher, Bediente und Arbeiter, zum Auswandern verleitet, und ihnen 
xl behinflich iſt; oder fonft Kabriten- nnd Handlungsgeheimniſſe Fremden verräth; 
jeihen wer feinem Vaterlande andere Vorthelle dieſer Art zu Bunften fremder Staaten 
täglich entzieht, der hat vier⸗ bis achtjährige Feſtungs⸗ oder Zuchthaudftrafe verwirkt. 

Dajn iſt die Frage entſtanden: 

Bob if .unter dem: »Verleiten inländiſcher Fabrikarbeiter zum Auswan⸗ 
me zu verftehen, und findet der 6. 148 A. L. R. II. 20. noch Anwendung7 

Der Er. Sen. des Db. 2. Ger. zu Hamm hat per sent, de publ. v. 

‚DH. 1838 die letztere Frage befahet und führt aus, daß die Befimmung 

86.148 4. a. D. ſowohi nad) der durd die V. v. 20. Ian. 1820) außge- 

tochenen Erweiterung, gemäß welcher Jeder, ber cd ſich zum Geſchäft madıt, 

Kerthanen zum Audwandern zu verleiten, mit Gefängnißftrafe bon einem Monat 

I wei Jahren belegt werden fol, ald aud) nad) ihrem Inneren Grunde nicht auf 

n Fall der Anwendung unerlaubter Mittel oder falſcher Vorfpiegelungen und 

aſprechungen zu befhränfeh fel, bielmehr unter dem vom G. gebrauchten Aus⸗ 

U: sperleiten« im Allgemeinen: »veranlaffen« berflanden werden 

fe. Denn die Abſicht ded G. gehe lediglich dahin, dem Staate die Bortheile, 

Ihe Fabrifanlagen gewähren und zu deren Fortdauer die Beibehaltung tüchtls 

Fund gefhidter Fabrik⸗Arbeiter erforderlich fel, dadurch zu fihern, nicht aber 

- Habrif-Arbeiter, welche fih zum Auswandern haben beivegen laffen, vor 

Haden zu bewahren. Unwiſſenheit mit den Preuß. Befegen könne nicht zur 

Mäulbigung gereihen. (66. 12, 13 9. 2.9. II. 20.) 

(dur. W. 1844 ©, 780.) 

Dagegen führt der II. Sen. des Ob. 2. Ger. zu Münſter in dem Erk. 

I. Ron, 1838 and: | Ä 

— — — — 

’) Berg. @, S. 1820 ©. 35. 

9.8, 5, 1820 S 18° 
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..a) daß der 8.148 A. 2. ®. IL. 20, welcher bie Werleitung zum Nudtoandern ve 
nicht eine blos auf unbeftimmte Zeit befchräntte Veränderung dei® 
oris borandfeße, fondern ein eigentl. Weberjiedeln ins Ausland undgän 
Reriaffen des Staats; 

b) fönne die Handiungstoelfe bed Angeſchuldigten nicht als ein Werleilen 
hen werden, wenũ berfeibe fich feiner heimlichen, trüglichen,. unmahren Mill hi 
babe, fondern überall offen zu Werke gegangen jei. Die Kaflung: »zum Aut 
verleitet und ihnen dabei behülflich iſt · fei dahin zu verftchen, da ein gefehrlan 
alfo — wie In dem neuen Archid bed Er.-Hechtö von Kleinfhrodae, Bo. 4 ©.N 
in Beziehung auf dad ®. d. 20. Ian. 1820 ausgeführt jei — heimliches Au 
Anden ein Auswandern mit Verlegung befonderer Pflichten beal 

in müffe, 




























ftaaten gegenfelig eftatte. Wenn gleid) biejelbe nach $. 4 deö ©. d. 15. Sehl * 
bie Eriaubniß ber Behörden gebunben fei, jo werde ſie doch nur aus bejonberen 0 
3. ®. wegen ber Mititairverhättniffe, vertveigert, und es fei nicht ermittelt, da 
angebungenen Arbeitern Orünbe vorlagen, weiche die Verfagung biefer Exiaı 
befürchten taffen fönnen. Eine Handlung aber, welche für diefe Werfonen I 
erlaubt geweſen wäre, fönne ad) Hinfichtiich defien, ber fie dazu beranlaft, 
dauernd ftrafbar fein. (a. a.D., ©. 781.) 

2) Publik. ded Staatdrathd d. 4. Dec, 1805, wegen bed berbotnd] 
tretend ber Fabrikenarbelter in der Grafichaft Mark, und ded Verrall 
Babrifen- Beheimniffe, 


Seine 2. Mo}. von Preußen, Unfer allergnädigfter Herr, haben durch 
und andere ®., bereitö diejenigen Vorſchriften ertheilen Laffen, welche zur Erhal 
Befoͤrderung bed Gewerbes Dero getreuen Unterthanen in der Brafihaft Mark, 
in den Ländern Efien und Werden gegen das Auötreien der Fabritanten und 
fügte Verrathen einlänbifcher Fabriten-Beheimnifie, für erforderlid) gehalten nd} 
biefeiben erachten e8 indeffen den Umftänven gemäß, zur Vorbeugung jener Wet 
dieſe Vorfchriften hier nochmals zu wiederholen, und mit Beziehung auf biefe Id 
benben and ferner zu erthellenden Befege, Nachftchendes zur Beſoigung 

1) Niemand darf, bei Vermeidung einer Geld- oder Leibeöftrafe, jeiiten W 
Ausland verlegen, ohne feiner Obrigkeit davon Anzeige zu thun, umd die 
liche Erlanbuiß dazu erhalten zu haben. 

2 —E Unterthanen und folche, die bloß in Rüdficht auf ein nF 
eintändiiches Gewerbe ober Engagement bei einländifchen Fabriken, di 
art bedingt entbunben werden, verlieren im Fall ded Aubtretend ihr 

en. 


3) Derjenige, welcher Kabritenborfleher, Bediente und Arbeiter zum Aush 
teitet, und ihnen dabel behütflich ift, oder fonft Fabrifen- und Han eh 
Sremen, verräth, imgleichen der, welchet feinem Baterlande andere Borihallt 

rt, zu Gunſten fremder Staaten vorjäglich entzieht, wird mit £ bi6 Bjäht. 
haus» oder Feungöftrafe beiegt. 

4) Zur Verfcytolegenheit befonder& verpflichtete Fabıifanten, tveldhe eibbrüchlg © 
foflen nad) den bereits beftehenden oder noch zu gebenden allgemeinen 
befonber8 beftraft tverben. S 

5) Viaſchinen und andere ben Landed-Fabriten eigene Werkzeuge bürfen ohut 
teittiche Ertaubniß, nicht an Musländer verkauft, mod) exportint Werben. WM 
entgegenhanbelt, wird, fofern nicht Abficht des Verrathö eines Fabı ei 
‚ober dem Waterlande zu entzlehenden DortHeits twahrfcheinlich audzi h 
die 8 3 bemerkte höhere Strafe vermirtt ift, mit willführlicyer Beld- ober I 
Rrafe — und überbem ba exportiren beabfichtigte ertzeug 

6) Feinzugeilen ber Drath · Fabrilen fie mögen gelocht oder ungelocht fein, an 
ander& als an ſolche Werfonen zu vertaufen, welche bon ber Fabrilenr: 

zum Ein- und Verkaufe authorifirt find, ift bei toillfährlicher Gelbe oder ua" 

nigmäßtger Leibeöftrafe unterfagt. 
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Auch darf, bei sBermeelbung wiltährlicher Strafe Niemand, ohnebazu erhaltene obrig- 
teittihe Erfaubniß, ſich mit Verfertigung der Winner oder Feinzugeiſen befaflen. 

—A— hät Ah nad) diefen Vorfchriften forgfältig zu achten, und vor Schaben 
achthell zu hüten. 

(N. C. C. Tom. XI. ©. 3065 Nr. 64 de 1805, Rabe's Samml. Bb. 8 ©. 423,) 
II. Bon dem Schutze neuer Erfindungen durch Patente. 

Bergi. oben S. 172 ff. ° 


Fünfted Kapitel. 


der Beförderung der Gewerbe durch Ausſchluß der Konkurrenz 
.deB Sewerbebetriebes des Stagtes, 


1. Bon Eeiten der Getwerbetreibenden, indbefondere der Handiverker, waren 
n früher Beſchwerden barlider geführt worden, daß die Konkurrenz des Staatd 
d Beſchäftigung der Sträflinge in Öffentlichen Anftalten mit gewerblidhen 
eiten ihnen Nachtheile bereite. Wllein diefe Beſchwerden wurden zurüdgeivies 
weil ihre Berüdfihtigung mit bem allgemeinen Brinzip der Gewerbefrei⸗ 
tniht vereinbar fei. u 

Tod N. ded K. Min. ded Inn., Abth. I. (v. Mebing) v. 19. Okt. 1840 
den Seilermeifter N. und abſchriftlich an Die Meg. zu Stettin, fprad) ſich in 
m Beziehung in folgender Art aus: 

Auf Ihre aus dem K. Kabinet ohre weitere Allerh. Beftimmung hierher abgegebene 
mediat⸗Porſtellung v. 12. Sept. d. J. morin Sie ſich barüber befchiweren, daß in ber 
Yanftalt zu Raugardt unter mehreren andern auch dad Seifergewerbe zu Ihrem Nach» 
mit Immer mehr zunehmender Ansbehnung betrieben werde, wird Ihnen zu erfen- 
gegeben, daß bei der gefegmäßig beftehenden allgemeinen Beiverbefreiheit feinem Ges 
beireibenden dad Mech zufteht, ſich über Beeinträchtigung in feinem Gewerbe durch 
tezu beſchweren. Im vorliegenden Yalle haben Ste aber um fo weniger ein Wider⸗ 
öHörcht, als Sie ziemlich entfernt von der benannten Strafanftalt wohnen, und aus 
hem Grunde gegen jede andere Fabrit proteftiren fönnten. Auch mürte in feinem 
em duchthauſe irgend eine nügliche Betriebfamfelt, durch welche ſich Tpäter die Eträfe 
ge ernähren können, auffommen, wenn man auf Ihre und Ähnliche Hemonftrationen 
ht nehmen mollte. Es muß deshalb Ihre Beſchwerde, tie hierdurch gefchieht, 
eg ofen erben. (Min. Bl. d. inn. Ver. 1840 ©. 804.) \ 

I. 96 jedody in Folge der Märzereigniffe des Yahred 1848 zahlreiche 
Hräge ber Gewer betreibenden dringend begehrten, daß ſowohl bie Beicdhäftigung 
' Etrofgefangenen mit geiverblihen Arbeiten zu ihren Bunften eingeſchränkt, aid 
ch in Betreff der Militairhandwerker ſolche Einſchränkungen herbeigeführt wer⸗ 
ımödten, zeigte ſich die K. Staatd⸗Reglerung geneigt, auf die betr. Wünſche 
Gewerbetreldenden Rüdficht zu nehmen. 

Bei der Berathung der oftropirten ®. v. 9. Febr. 1849 wurden in biefer 
Hebung folgende Anträge aud dem Handwerkerſtande angemeldet: 

I) Befhränfung der Militalrhandwerker, ſowelt nicht militairifche Rüdfid- 
ı oder Kunftgeheimniffe oder die fonft nicht zu befriedigenden milltairiihen 
Birfniffe Ihre Thätigkelt erfordern. Ä 

2) Beihräntung der Beſchäftigung der Strafgefangenen auf die Yabrifa- 
n yum elgenen Bedarf der Etrafanftalten, zum Export, oder auf die Anfertis 
0 folder Gegenſtände, die im Inlande gar nicht oder nicht außreichend gefertiget 
ten, ober auf die Landeskultur. 

3) Beſchtaͤnkung des Gewerbebetrlebed der K. Seehandlung. 
Ja Folge dieſer Anträge deſtimmte der $. 76 der V. v. 9. Febr. 1849: 

Die Verhaͤltniſſe der zur Beſchaffung militatrifher Bedürfniſſe beftimmten Werkſtät⸗ 
nd dabriten der Mitttair-Vermaltung, der Arbeiten In öffentlichen Anftalten und ber 
nn udn Bauten, mit Einfluß der Feftungs⸗Bauhoͤfe, bleiben der befonderen Mege- 
roröthulten; die Beftimmungen der gegenwärtigen 8. finden auf diefeben feine Uns 

ung. (0.6.1849 ©, 110.) 


⸗ 
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benben wegen einer dadurch für fle zu beſorgenden nachtheiligen Konkurrenz herbeifüh« 
. Eine folche Reklamation ift fogar, mie zur Kenntniß des K. Min. für H. Gewerbe 
) öffenti. U. gelangt ift, hinſichts eines In der Strafanftalt zu N. eingeführten neuen 
ꝛeltszweiges, ber in der bortigen Gegend früher nicht betrieben worden, eingegangen 
‚ dringend unterftügt worden, well ein Fabrifant, nachdem er gefchen, daß bie neue 
wit mit Wortheil zu betreiben mar, die Anfertigung derſelben Waare felbft unternom- 
ı hatte und nun verlangte, daß die Arbeit im Zuchthaufe eingeftellt werden follte, um 
feine Waare beſſeren Äbſatz und höhere Preiſe erzielen zu können. 

Bei der großen Zahl von Strafgefangenen, welche in den einzelnen Anftalten betinirk 
den, iſt ed unvermeidlich, viele und berichledenartige Arbeitszweige und unter diefen 
hrere in großem Umfange betreiben zu laffen, um nur bie Möglichkeit herbeizufühe 
‚ alle arbeitöfähige Gefangene überhaupt befchäftiaen zu können. 

In den Anftatten zu Spandau, Werden und Koͤln find 3.8. über 800 — 1000 Sträfs 
pe mit Arbeit zu verjehen. 

Die Leberfüllung der Anftalten und ber dadurch herbeigeführte Mangel an Arbeits⸗ 
men ftehen außerdem noch einer angemeffenen Beichäftigung hinderndentgegen, obgleich 
Arbeiten im Freien überalt, ſoweit ed irgend geht, ausgedehnt werben. 

Der Arbeitöverdienft der Gefangenen ift in Folge diefer Verhaͤltniſſe überall fo gefun» 
„daß nicht anf Die Hälfte ber etatsmäßig angenommenen Summen zu rechnen Ift. ‘ 
Für das Min. des Inn. liegt daher auch in dieſer Beziehung eine dringende Veran⸗ 
lung vor, darauf zu fehen, daß der Arbeitöbetrieb in den Strafanftalten zu Bunften ber 
in Gewerbetreibenden nicht in Grenzen eingefchloffen werde, Innerhatb welchen er 

möglich oder gänzlich ertragicd werden muß. _ | 

Ich werde übrigen® diefe Angelegenheit fergfältig Im Auge behalten und nicht erman⸗ 
In, in einzelnen dazu geeignet ericheinenden Füllen Em. Exc. zu fommuniziren, um mid) 
ed Rathes und Beiftandes zu verfichern., 


Berlin, den 19. Juni 1849. 
Der Minifter bed Innern. dv. Manteuffel. 


Un 
mr. Staat» und Min, für H., Gewerbe und öffent. A., 
enn v. d. Heydt. 
(Min. Vl. ber inn. Verw. 1819 S. 195 Nr. 280.) 


b) C. 9. deffeld. Min. v. 4. Mai 1850 an die K. Meg. in den Probinzen 
randenburg, ofen und der Rheinprovinz, jowie an Diejenigen zu Stettin, 
töngdberg, Bumbinnen, Warientverder, Bredlau, Liegnig, Merſeburg, Münfter 
ınd Winden, 

Ditter C. Erlaſſes v. 2. au. 1849 (Min. Bl. S. 195) find den 8. Meg. bie von 
em Din. des Inn. wegen Beſchaͤft 
Infalten 018 teitend aufgeftellten Brundjäge befannt gemacht und es iſt denfelben zugleich 
derlaſen worden, nach jenen aflgemeinen Geſichtspunkten ben Arbeitöbetrieb in den ein« 
einen Anſtalten Ihrer Bezirke, für jede befonderd, angemeſſen zu regeln. 

, Diefe Angelegenheit ift bemnächft in folge der an bie zweite Kammer gelangten An⸗ 

age und Beſchwerden zum @egenftande einer ausführlidyen, unter Thelinahme eines 

omeiffarii deg Min. des Inn. erfolgten Berathung in der Kommiſſton ber gedachten 

Ammer für Handel und Gewerbe gemacht, und dad Mefultat diefer Berathung in dem 

ri Aufammengefteüt worden, welchen jene Kommifflon unterm 12. Dec. 1849 an bie 
mer erftattet hat. \ | 

Nachdem he erwähnte Kommiffionsbericht nach dem Beſchluſſe der Kammer dem 
An. des Inn. zur Berücfichtigung bei der weiteren Regullrung Im abminiftrativen Wege 
Upegangen iſt, laffe ich den K. Reg. einen Auszug (Anl. a.) aud demfelben, ſoweit er bie 
Iteiten in den Etrafs und Vefferungs-Anflalten betrifft, hierbei mit der Aufforberung 
ügehen, bie Befchäftigung der Gefangenen in den Straf» und Befferungd-Anftalten Ihrer 
Sejirte mit fpegieller Bezugnahme auf die im Eingange des gegenwärtigen Erlaffed er- 
Pühnten leltenden Grundfäße nach Anteltung des Gutachtens der Kommiſſion entrichten 
Ulaffen, und demzufolge die Direktionen der Anftalten mit Anweiſung zu verſehen, zu⸗ 
! N) aud) au ermitteln, daß bie Bermaltungsbehörden der nicht unter direkter Zeitung der 
Stogtöregierung ftehenden ähnlichen Proinzial-Anftalten zu einem Verfahren nad) glei- 
en Örundfägen, mie fle für die Staatdanftalten angenommen find, veranlaßt werden. 


Anl. a. 
Arbeiten in Straf» und Bellerungd-Anftalten. 
d Die auf eine Regelung ber Verhältniffe In Straf-, Beflerungs- und andern ähnli« 
M Unſtalten Begüglichen, in dem der Rommifflon vorliegenden ntrage und den Peti- 


igung der Gefarigenen in den Straf und Bellerungd- 


\ 


‘ 
= 





. gicitatlon übertragen würden. Lehtere fei der Muin für den Hanbiverterfland: 
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Mienen enthaltenen Beſchwerden und "Forderungen betreffen zwei berfdhlebene 
näm! N 


1) die rt der Anſchaffung ber für dleſe Unftaiten möthigen Handwerlercibe 

2) de Beicäftigung der Sträflinge mit Unfertigung bon Dandtwerkerai 
Inbere. 

In erſter Beziehung find die Klagen ber Gewerbetrelbenden gegen das üble! 

fahren gerichtet, nad} weichem die Lieferung der fämmitihen Bedürfniffe für folte 

ten und mit ihnen aud) ber nöthigen Handwertdarbeiten Im Wege der Submiilie 


Theils führten bie Licitationen zu unmoralif—hen Handlungen durqh die Nattfintent 
tung von Abſtands· und Schweiggeldern an Mitbietende, andernthells werde ber 
wwerfer, welcher id) Arbeit fuchen müffe, beranlat, zur Erfangung derjeiben Piel 
ten, bei denen er nur durch Hrrabdrüden der Löhne für Befellen und Gehülſen 
hierdurch noch nicht einmal Im Stande fel, die übernommenc Lieferung audzuführr 
Uebernehmer feien in der Regel nicht einmal Handioerfer, fondern Kapitaliften, de‘ 


Kommifflon erachtete die beiberjeltigen Intereflen bereinigt, wenn die betreffente] 
ten an die Hanbiverfömeifter und Innungen der nächften Umgebung entoeber 
rungsnäßig angemeffenen Preiſen übertragen ober auch an biefelben unter Aut 
der Nichthandiverfer erdungen werben, wobei die erwähnten Uebelitände nur ned 
geringerem Waafe eintreten fönnen. Bel’ großen Lieferungen wird eine Theilon; 
ben den einzelnen @eperfömeiftern eine Uebernahme erleichtern, ohme das Jake 
Anftalt zu gefährden. 

. Der Königl. Kommiffarius bed Din. des Inn. ertlärt ſich mit biefer Anfiht 
fanden und daß Seitens der —— nichts entgenenfteht, In Zufunft nach berfe 
der Bermaltung ber in Rede ftehenden Mnftalten zu verfahren. Co wichtig indeft 
fer Begenftand im Allgemeinen iſt, eben fo geringe Bedeutung hat er Im borli 
Falle, da Handiverferarbeiten, um die e8 fich hier lediglich handelt, mit nur geringeäf 
nahmen In den Anftalten felbft gefertigt werben und deöhalb nur felten zur Lcbutrg 
an Andere gelangen. Nur wenige der vorliegenden Petitionen enthaiten deöhab' 
Beſchwerden in diefer Beziehung. ” 

Ungleldy zahlreicher und Betiger find dagegen die Beſchwerden über bie Art 
Beſchaͤſtigung der Detinirten. Cined Theile find e8 einzelne Betverbe, wie nomentl6 
Weber, die durch ben Betrieb ihrer Gewerhe In ben Strafanftalten eine Konkurrenz fe 
weiche fle nicht aushalten & tönnen erflären. Die Anftalten fönnten megen diueß 
Unterhalts ber Ihnen au Gebote flehenden Mrbeitöträfte und wegen bed Kapitaid, B 
meiched fie verfügen fönnen, wohlfeller produeiren; fle entzögen dadurch dem anf 
Gerverbe angeivlefenen Handiverfer bie Arbeit, der in Folge hiervon ver Woth und 4 
Eiend anheimfalle. Anderntheild wird darüber geflagt, daß In einzelnen Anftalten 
fätten zur Ausführung der verfchtebenften borfommenben Handwerksarbeiten eingeiöt 
felen, in denen bie Umgegend ihren Bedarf zu niedrigeren Preifen, aid bei den Han“ 
fern erlangen fönne. Natürlich rulnire auch dies den Handwerker und derantafe eh 
feten $älle, in denen er beim Straßenbau u. dergl. fümmmertiden Unterhalt fucen 
mährend die ihm aufommende leichtere Arbeit don Sträflingen ausgeführt würde. 

So übereinfihmmend und ausführlid) die Petitionen die Machtheife der behebt 
Einrihtung darftellen, fo verihieden und wenig beftimmt find bie zur Mbhülfe gar 
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üge. Nach einigen follen durchaus Feine Handwerksarbelten ferner in den Anſtal⸗ 
rfigt werden, nad) andern nur für das eigene Bedürfniß der Anſtalt; einige Mol» 
Yeldäftigung zur gegenfeitigen Benügung ber verfhiedenen Anſtalten auöbehnen, 
die Sträflinge nur bei der Bodenkultur befchäftigen und dazu Straftolonien in 
ten Gegenden anlegen; nach einigen ſoll in den Strafanftalten lediglich die Uns 
hing bon folhen Yabrifaten, bie fonft-Im Inlande nicht gefertigt erden ober bie Ind 
and berfandt werben können, betrieben werben, mach andern nur eine Darftellung bon 

Nabritaten und folchen, bei Denen der Arbeitöwerth fehr gering if, geſchehen. Bei ben 

tm Borfchlägen find nicht die Punkte im Auge gehalten, weiche nothwendig berädfich“ 

werden müffen, nämlich: 

1) daß die Sträflinge nothwendig befchäftigt werden müflen, um eined Thells Zucht 
und Ordnung in ben Anftalten aufrechterhalten zu fönnen, andern Theils zu bers 
hindern, daß bie Haftzeit zerftörend auf Körper und Geiſt einmirkt, wie dies bei 
beihäftigungdtofen Detinirten in furzer Zeit ſchon der Fall fein mürbe; 

2) daß die Sträflinge, menn der Zmed der Beflerung neben ber Strafe berfolgt wer⸗ 
den fol, möglichſt mit ſolchen Arbeiten beichäftigt werden müflen, weiche file nad 
ber Entlaffung fortfegen fönnen und deren Kenntniß fle befähigt, ein Unterkommen 
zu finden, bei dem fle weniger teicht In Verfuchung gerathen, von Neuem ftrafbare 
Handlungen zu begehen; . 

3) daß die Unterhaltungstoften ber Anftatten nicht mehr als nothivendig gefleigert 
werden und gehört hierhin die Wahl foicher Urbeiten, die eine Vermerthung ber 
vorhandenen "Kräfte neftatten, nicht au große Antagefapitalien zu etwa nöthinen 
aͤuhergewoͤhnlichen Räumlichkeiten, Mafchinen und berg. erfordern und bie hin⸗ 
wicenben Abſatz finden, ohne daß die Anftalt genöthigt wäre, ſelbſt Handel zu 

e 


en. 
4) daß erfahrungsmäßig die Gelegenheit zur Erwerbung bed fonenannten Ueberver⸗ 
dienſtes in den Strafahftalten, ſowohl für die ®emöhnung der Befangenen an Fleiß 
und Thätigfeit, für ihre ſutliche VBefferung und für die Verminderung ber Dieci- 
plinarftrafen während der Detention, als auch durdy die Anſammlung eined feinen 
Betrlebsfapitats, mit welchem der Sträfling bei feiner Entlaffung einen neuen ehrs 
lichen Erwerb beginnen fann, einen greßen Vortheil getoährt. 


Die ausführlichften Vorfchtäge And in Fem Antrage bed Abgeordneten Fröhner 
id Genoſſen enthalten; ihre Ausführbarkeit iſt aber keineswegs näher bargethan, ſolche 
eimehr bei Erwaͤgung jener nothwendigen Rüdfichtnahmen zu beſtreiten. Die Prüfung 
? gemahten Vorfchläge und die Berathung über Menderungen in bem Betriebe ber 
‚aianfalten zum Schutze des Handmerferftandes fchloß die Kommiffion an eine von 
em 8, Kommiffar des Min. des Inn. mitgetheilte Zufammenſtellung derjeninen Punkte, 
she den Bermaltungen der verfchiedenen Anftatten zur Beachtung vorgefchrieben find 
nd den einzeinen an fie erlaffenen Anweiſungen zum Grunde legen. 

& find dies folgende: 

I) alle zur Arbeits» oder Zuchthauöftrafe .verurtheifte gefunbe und arbeitöfählge Ge⸗ 

fangene müſſen, ſoweit e& irgend audführbar ift, angemeffen befchäftigt werben; 

2) der Arbeitobetrieb In den Etrafanftalten muß jedoch fo eingerichtet werben, baß 
dadurch dem freien Betverbebetrieb fo menig ald möglich zu nahe getreten wird; 

3) alle Arbeiten, deren die Strafanftalt-Bermwaltung zu Ihren eigenen Zwecken bebarf, 
!önnen in ber Strafanftalt angefertigt werden: ' 

4) außer dem Kalle zu 3 ift die Fabritation für Rechnung ber Anftalten, fo weit es 
zulaffig erfcheint, ohne einen Theil der arbeitsfähigen Strafgefangenen unbefchäfe 
tigt zu faflen, zu vermeiden; 

5) Handiverferarbeiten, weiche an ben Drten, mo bie Strafanftalten fich befinden und 
in deren Umgegend betrieben werben, dürfen In der Pegel und wenn nicht eiwa 
befondere Umftände eine Ausnahme von diefer Regel rechtfertigen möchten, nicht 
auf Beftellung, fondern nur für dad eigene Bedürfniß der Anftalten gemacht mer» 
‚den. Den einzeinen Innungen bed Orts bleibt jedoch unbenommen, die Arbeitd- 
räfte der Etrafgefangenen gegen mäßigen Tagelohn zur Anfertigung bon Hand» 
iwerferarbeiten, bie fonft von ihnen betrieben merben, zu benugen. 

Un it dem unter 1 auögelprochenen Grundſatz war die Kommiſſton ganz einverftan« 

" erachtete Die Durchführung beffelben, die nad) ben Angaben des Reglerunge⸗Kom⸗ 
Onien Wegen Ueberfüllung ‚ber Strafanftulten gegenwärtig an mehreren Orten mit 
R en gleiten berbunden ift, für einen Hauptgegenftand, auf den die Verwaltungen ihr 
— au richten haben. Auch ber Nr. 2 filmmte die Kommiſſton bei, indem ſie ein 
aba tee Unterfagen aller Arbeiten, weiche der freie Beiderbebstrieb liefert, für under» 
m Ar den nothiwendig zu nehmenden Rückſichten hielt und namentlich nad) ben von 

« Reglerungs-ommiffarius erhaltenen Mitteilungen fid) bon ber Unmöglictelt 
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triebögmweige ift, non geringem Nachtheil, ba e& bie Entwidelung ber letzteren begünftigt, 
f beide Arten bon Yabrifationen ericheint cd deshalb angemeflen, bei der Verdingung 
 Arbeitöträfte Müdficht zu nehmen. Es wird dies indeſſen nicht immer im vollen Maaße 
glich fein, fogar zu einem Uebertragen der Arbeitöfräfte an Andere nicht In allen Fällen 
‚Belegenheit finden, fondern ein Arbeiten für eigene Rechnung unerläßllch fein; in dieſem 
fe fann aber durch zweckmäßige Wahl ber Arbeit darauf Hüdfiht genommen werden, 
j freien Arbeitern möglichft wenig Nachtheil entfteht. Betriebszweige, au denen Mittel 
orderfich find, die dem einzeinen Handwerker nicht zu Gebote ftehen, fo mie Arbeiten, 
ohne Nachtheil für die Geſundheit nur In größeren Räumen, fomit nicht bei einzelnen 
mdwerkern geichehen können, werben beſonders zum Scuße ber ärmeren, von Ihrer 
mdearbeit lebenden Volksklaſſe zu wählen fein. Die Kommiffton verfannte nicht, daß 
timmte allgemeine Vorichriften bei der großen Verfchiebenheit ber örtlichen und gewerb⸗ 
un Berhältniffe nicht füglich ertheilt werben können, vielmehr bei ber Wahl eined Ars 
Rzweiges für Die Gefangenen einer Strafanftalt die Einforderung eines Butachtend des 
dien Bemwerberathd, mit weicher ber. Herr Reg.⸗Kommiſſarius ſich einverftanden erflärte, 
fentlih gegen eine Benachtheiligung des Handwerferſtandes der nächſten Umgegend 
ügen wird; fie hielt es indeffen für angemeflen, daß in diefer Beziehung den betreffenden 
maltungen die Anweiſung ertheitt werde: 

In der Hegel follen bie Arbeitskräfte in den Strafanftalten berbungen werden und 

find hierbei diejenigen Fabrikationszweige vorzugstvelfe zu wählen, weiche auf den 

Export ind Ausland gerichtet find und welche Stoffe und Halbfabrifate, deren meitere 

Bearbeitung Gegenſtand befonderer. Betriebözmweige ift, liefern. Soweit dagegen bie 

Fabrikation für eigene Rechnung unerläßlich iſt, find vorzugämeife ſolche Arbeiten für 

die Detinirten zu wählen, welche nur jn größeren Anftaiten betrieben werden können 

oder dürfen, weil den einzelnen Handwerkern die dazu erforderlihen Betriebsmittel 

fehlen oder in fanität#polizeilicher Beziehung der Betrieb derfeiben in den befchränt» . 

ten Wohnungen der Wıbeiter vermieden werden muß. 

Der Herr Reg.⸗Kommiſſarius erklärte fi) damit einverflanden, baß ſeitens bed Min. 
Idiefer Art Die Verwaltungen der Etrafanftalten angerviefen teürben. 

In Ar. 5 erfannte die Kommilflon zwar bie beftimmte Abficht des Min, daß bie 
kofanftalten In feine Konkurrenz mit den Handwerkern des betr. Orto treten und dadurch 
feiben benachtheiligen follen; ſie eradhtete eb aber im Einverftändnig mit dem Herrn 
tg.Kommiſſarius zur Befeltigung zumellen noch borgelommener Mißbräude für ange- 
fen, ausbrüdtidy hinzuzufügen: i 

m ein Detalivertanf bon Handwerkerwaaren für Rechnung ber Strafanftalten ganz 

unterfagt werbe. 

w Belreff ber Uebertragung von Mrbeitöfräften_ ber Gefangenen an Handwerker 
Prod ſih die Majorität der Kommiffion dahin aus, dag ſolche nicht allein an Innungen, 
londern audy an einzelne Meifter, He mögen zu einer Innung gehören oder nicht, geichehen 
date und den Innungen nur bei gleichen Anerbietungen der Vorzug einzuräumen fel. 

Eine Berüdfichtigung der örtlichen gewerblichen Verhältniffe wird in der Hegel ben 
enwärtig geführten Beſchwerden vorbeugen, ba für dad Allgemeine die Beichäftigung 
er Beiangenen mit Sandimerferarbeiten von feinem nur einigermaaßen erheblichen Ein⸗ 
—* tann. Nach den ſtatiſtiſchen Nachweiſungen betrug nämlich im Jahre 1846 bie 
ahl der 

1) Handwerker exel. Weber: 
Meifter 457,365 
Gehülfen 384,783 
überhaupt (in runder Zahl) 840,000 
2) Fabrifarbeitr . © *» = 0 0. 851,000 
überhaupt 1,391,000 
bon 10,000 Befangene in Strafanftaiten nicht mehr als 0,72 Prozent bilden; ed ar 
mer die Zahl der 
3) Weber: ‚ 
Männer 220,138 
Weiber 29,778 
Lohnweber 193,557 
überhaupt (in runder Zahl) 450,000 
4) Arbeiter in vertvandten Bewerben . . 52,000 
zufammen 472,000, von denen 10,000 Strafe 
Mangene, iwenn fie fänmttich mit Weberei befhyäftigt würden, 2,1 Prozent bilden. 
Die Kommiffion ift hiernach der Anficht: 
I) daß eine Ausführung berjenigen Grundfäge, welche In Betreff ber Vertvenbung ber: 
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bollftändigen Inhalte ift, nicht gefhehen darf: Re haben aber den Schiffer zus 
nen, ba er, wenn er durd) ben Mangel der Bapiere in Vertuf oder Berwidelung 
rathe, feine Vertretung jeitens ber dieffeltigen Behörven zu gewaͤrligen habe, und 
eine Regiftratur aufzunehmen. Bon dem, in Nr. III. 3. gedachten Falle, ivenn er i 
men follte, ift fofort an die E. Meg. Anzeige zu elften unb von Ihr am mich zu bel 
Es darf ertvartet werden, da die hiernad) getroffenen Maafregeim genügen 
ben Zivedt zu fichern, ohne weitere gefegliche Vorfchriften in Wirtfameit treten au 
Sollte fid) finden, daß Mheber bei den betr. Gerichten ihre Anträge gemacht 
dort aber auf Schtvierigfeiten geftoßen find, welche fle fogleich nicht zur befeitigen va 
ten, fo ift mir davon Anzeige zu machen, damit ich eine Bermittelung eintreten lafi 

























Wirfjamfeit der Inftruftion und über bie gietmäßigteit ihrer Abänderung ober ® 
zung. Wäre dahin nur burd) einen Att ber Zegislation An gelangen, fo hat die 
Sic) auch darüber zu äußern und Sic, über. die Beurth 


Die Mittheilung der Inftruftion an bie Letzteren barf aber in Ihrem Gejhill 
durchaus feinen Aufenthalt erleiden, bamit ber Inhalt bor Eröffnung ber tier 
Schifffahrt befannt werde. \ 


Ant. a. 
Inftruftion für die Gerlchte über das bei Ausfertigung bon Bell) 
fen zu beobadtende Verfahren, v. 18. März 1845. 


In Folge mehrerer, mit auswärtigen Staaten abgefchloffenen Schiffiehriit 
namentlic) des Vertrages mit dem Könige der Niederlande v. 3. Iuni 1837, Artd: 


(8. ©. &. 116), des Lertraged mit dem Könige don Griechenland d. N". 


Art. 7 dafelbft (®. S. 1840 ©. 65), des Vertrags mit der Königin bon N 
20. Febr. und 6. Juni 1844, Art. 3 baſelbſt (®. S. ©. 153), fowie des Berl 
Unterdrüdung des Stlabenhandels d. 20. Dec. 1841 (8. S. 184 ©. 371 seq) 
DB. wegen Beftrafung des Stiabenhandelß v. 8. Juli 1844 (®. ©. ©. 399 seq)) 
die unabmeiöbare Nothiwendigfelt ergeben, darüber: 
welche Papiere Preuß. Seeſchiffe bei ſich führen müffen, um fid auf der Se 
fremden Häfen als Preuf. und zur Führung der Preuß. ange berechtigt aufjttB 
und I: Dan die Preuß. Mhederei hoͤchſt gefährlichen Mißbrauch der Wreil 
vorzubeugen fei? . 
die in unferer Gefehgebung begründeten @rundfäge feitguftellen und demnächtt, Bd 
tigung der zur Segitimation der Preuß. Seeichiffe erforderlichen Urfunden , für bei 9 
Umfang der Monarchie ein, diefen Grundſaͤhen entfpredhenbes, gleichmähiged IE 
herbeizuführen, indem die Preuß. Schiffe nur auf diefem Wege gegen bie Gefahr f 
werben fönnen, wegen Mangels ausreichender Zegittmations-AUrfunden ber ihn 
— veriuſtig zu gehen ober gar als derdäͤchtig angehalten umd at 
zu werben. 
In Uebereinfliimmung mit den Herren Min. der ausw. Ang. und ber fin, I 
daher ber Juftimin. veranfaßt, den Berichten über biefen, für das Bedeihen dt 
Mheberei fo HdR wichtigen Gegenftand doigendes zu eröffnen: 
1. Ueber die Frage: unter welchen Bedingungen ein Seeſchiff Anſpruch bıran 
für ein Preuß. zu gelten und bie Preuß. Flagge zu führen, enthält das %. 2. WR. Id 
drüdtihe Veltimmung. Dagegen Ift in den, auf Allerh. Speztalbefeht ertafent 0 
30. April, 3. Nob. und 8. Dec. 1781 . 
(de Martens recueil de trait6s, soconde &dition, tome III, p. 284 seq, D 
Materialien, 4. ief. ©, 287 fi) 
twieberholt auögeiprodhen: 
daß ber Gebrauch der Preuß. Flagge feinem Andern, als dem twahren und Mill 
Preuß. Unterthan geftattet ift; daß mithin die Zegitimationspahiere der Wreof- = 
zuberläffige Berweife enthalten müffen, daß bie Mheber und Eigenthümer, 
namentlic) und bejonderö zu benennen find, twahre und wirkliche Preuf. Int 
find, und baß bergleichen Regitimationspapiere nicht anber&, al& mit der 40" 
Vorfiht zur Verhütung alled — folglich an feinen Anderm, als WR 
wirfliche K. Unterthanen, andgefertigt werden bürfen. Pr 
Xu Folge eines, von dem Staatsrat über bie Rationatifirung fremder SIR = 
teten Butachtens,, haben des hochfeeligen Königs Mai. in einer, an ben Sin 9 
fenen Allerh. D. b. 9. Wpril 1823, ſowie In einer, an ben damaiger 
d. Bälom, erlafenen Alerh. K. D. dom demſelben Tage anerlanut, dah die a 
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er gebadıten ®. dom Jahre 1781, die Grundfäge über bie Rallonatität Preuß, Schiffe 
ten und nod) Immer für maaßgebend zu achten feien. Es ift daher auch ber Erlaß 

neuen Geſetzes über ben vorliegenden Begenftand nicht nöthig befunden, In ber 

. 8.0.0.9. April 1823 vielmehr nur angeordnet worden, daß jene Beftimmungen 
3ehörden im abminiftrativen Wege in Erinnerung zu bringen felen. BE 
Rad) den jegt beftehenden V. muß demnach jedes Seeſchiff, welches ausſchließliches 
thum Preuß. Unterthauen iſt, als ein Preuß. und zur Führung der Preuß. Flagge 
Higte8 angeſehen werden, und zwar ohne Unterſchied, ob das Schiff auch Im Inlande 
toder aber vom Auslande in einen Preuß. Hafen eingeführt iſt; wogegen ſelbſt ein 
nlande erbauted Schiff, fobald e8 ganz oder auch nur zum geringften Theile Auslän- 
gehört, auf die Mechte der Preuß. Nationalität feinen Anfpruch hat. 

ll. Bei der ferneren Frage: mit weichen Urkunden Preuß. Schiffe verfehen fein müfs 
um ſich als ſolche und als zur Yührung ber Preuß. Flapge berechtigte, fremden Mäche 
egenüber, auszuweiſen, barf nicht auf die ®. von 1781 zurüdgegangen und danach 
nommen werben, daß die Schiffe mit einem, bon dem ausw. Din. für jede Reife ber 
ed auäzufertigenden, damals fogenannten See- und Flaggenpaſſe verſehen fein muß» 

Denn in der Allerh. D. v. 9. April 1823 find nur die, in jenen V. enthaltenen 
füge wegen Rationalität der Preuß. Schiffe anerfannt, nicht aber gugleich die. Be⸗ 
nungen fanfttonirt worden, welche fih auf den Nachweis ber Rationalität, fremden 
pen gegenüber, beziehen und weiche mit dem damaligen Seekriege, durch ben fle her⸗ 
eiufen wurden, ihre Bedeutung unb Beltung verloren haben. Insbeſondere läßt ſich 
behaupten, daß die, in den 88. 1424, 1425, Tit. 8, Th. II. des A. 2. M. ermähns ' 
Ehifföpäffe mit den See» und Flagnenpäflen, welche bie V. bon 1781 vorfchreiben, 
tih fein, indem bie erfteren zum Ausweiſe ber Rationatität nicht beſtimmt find und 
inderen Behörden, aid die mährend ded Damaligen Seetrieged nöthigen See- und 
nenpäffe auögefertigt werden, Demgemäß find denn auch See» und Flaggenpäffe in 
„nme ber B. von 1781 nad) Beendigung des damaligen Seekrieged nicht mehr aus⸗ 

worben. 

Das zu einer-folchen Urkunde geeignete Dokument ift gegenwärtig ber Bellbrief und 
‚maß inöbefondere nah den Vorfchriften des 2. R. angenommen werden. Denn 
n lehtered im 8. 1302, Thl. IL, Tit. 8 beftimmt: 
dag kein Schiff zum Transport der Frachten gebraucht werben fol, wenn ed nicht 
mit einem Bellbriefe verfehen ift, 
tgiebt fih hieraus, in Verbindung mit ben unmittelbar vorhergehenden 88. 1389 ‚518 
\0.a.D., daß der Beilbrief nicht blos eine Befcheinigung über. den feetüchtigen Ban 
Ehiffes ift, fondern vielmehr, feiner eigenttichen Beſtimmung nah, als Nachweis 
nen fell, daß der Eigenthümer alle Bedingungen erfüllt hat, unter welchen ed ihm ge⸗ 
tet ift, Innerhalb Landes Rhederei zu treiben und fich dabei der, in der Allerh. K.D. 
20. Juni 1822, (G. ©. S. 177) den intändifchen Rhedereien beiilligten B günfigun, 
AMerfteum. Es findet died auch darin feine Beftätigung, daß Im 8. 1424 a. a. O. 
Belibrief ausdruͤcklich unter den zur eegltimation eines Schiffes erforderlichen Bupieren 
zeführt wird, und, nach 8. 303 Th. L. Tit. 20 ebendafelbft, . die Verpfändung eined 
ifed auf dem Veltbriefe verzeichnet werden muß, indem namenttich dieſe letztere Ber 
mung ohne alle Bedeutung fein würbe, wenn nicht der Beltbrief dazu beſtimmt wäre, 
Eigenthümer eines Schiffes als ſolchen eben fo zu legitimiren, ‚mie das Eigenthum an 
m Örundfüde durch den Hypothekenſchein nachgewieſen wird, 

Hiervon außgehend, beaßfichtigt der Herr Min. der ausm. Ang. bie auswärtigen 
hte, mit denen Schifffahrtöverträge abgeichloffen find oder noch abgefchloffen werden, 
in Zenntniß zu fegen, daß dieſenigen Schiffe als Preuß. anzufehen und die Preuß. 
pe zu führen berechtigt find, welche die nachftehenden Urkunden bei ſich führen: . 
‚einen, von dem fompetenten Preuß. Ber. auöpefertigten Beilbrief, aus weichem 

erhellt, daß das Schiff ausfchliehtiched Eigenthum Preuß. Unterthanen If; 

ae anehörief, durch weichen bie Tragfähigkeit des Schiffed atteftirt wird; 

‚ die Muſterrolle. 

‚Der Juſtizmin. hat ſich hiermit einverftanden erflären und Indbefonbere anerkennen 
em, daß die Ausfertigung von Belibriefen der bezeichneten Art, bie ſchon ſetzt in-ber 
58 nicht imgemwöhntich find, nad) ber befteheriven Geſetzgebung durchaus zutäffig fel. 
bie Rheder in den Stand zu fegen, ihre Schiffe mit Beilbriefen zu verfehen, bie Diefeg 
derniffen entiprechen, weiſt der Juſtizmin. fämmtliche, zur Ausfertigung bon Beil 
fen berechtigte Ber. daher an: . . ’ 

1, für die Folge in den über Schiffe, melde für Rechnung: Preuß. Unterthanen exbaut 
„ audzufertigenden Bellbriefen jedes Mal nicht blos im Allgemeinen den boricyrifte« 
gen Bau, ſondern auch ganz ſpeziell zu beicheinigen: 

. wann, mo und bon wen bad Schiff erbaut iſt, jo wie 
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b. baß bie namentlich, unter fpezleller Angabe ber Anthelte eines eben, auf 
Eigenthümer fämmttich ihre Eigenfdhaft ald Preuß. Unterthanen nachgeroks 
und bei der Unterfhrift, ‚mit Rüdjicht auf die Vorfchrift bed 8 1425 Thl. I. %| 
2. Mt. ausdrudilch zu bemerfen, daß und für weichen Vezirt fie zur Ausfeim 
Beltriefen berechtigt find. 
Wird demnaͤchſt ein, mit einem folhen Bellbriefe verſehenes Schiff ganz oa 
meife an Preuß. Unterihanen veräußert, und hiervon 'unter Belbringung der betr 
Urfunden dem Ger. Anzeige gemacht, fo hat Ießtere, auf ®rund ber-Ürfunben, den 
jang des Eigenthums auf den neuen Ertwerber unter dem Beltbriefe oder in Erma 
Pinzeichenden Raumed, auf einem, gleich) anzuheftenden Bogen zu vermerten, un 
aeltig deffen Eigenfcjaft al8 Preuß. Unterthanen zu befcheinigen. 
2) Zur Erleichterung der Legitimation Preuß. Schiffe in austoärtigen Häfcf 
ed weſentiich beitragen, tenn bie Beitbriefe, welche gegenwärtig bei den derſcied 
eine verfchlebene Korm haben und in manchen Bunften von einander abweichen 
. ganzen Umfange der Monarchie nach einem und demfelben Formular auögenelt| 
und biefed Formular’ den auswärtigen Mächten mitgetheilt werden könnte. 8 ik 
bedentiich, fchon,jeht ein ſolches Formular allgemein einzuführen, tell namentiid) d 
eine, mit großen Schtolerigteiten verbundene Umfchreibung ber bereit audgefertig 
briefe nöthig werden würde, und fordert ber Juftizminifter bie Ber. daher nur auf 
a, ein, den sub Nr. 1. namhaft gemachten Erforderniffen entſprechendes Sar 
von | un ab Die Beltbriefe außgefertigt twerben follep, zu entwerfen und hierfg 
aureihen, unl 
b. fobald ihnen ein, in früherer Zeit von ihnen ertheltter Beltbrief vorgelegt mil 
‚her biefen Erforberniffen nicht burchgehenbß entfpricht, feinen Inhalt auf 84 
der Intereffenten durch ein, unter denſeiben zu feßendes Mtteft zu ergänzen. 
3) Wenn Preuß. Unterthanen das Eigenthum eines Im Muslande erbauten ol 
Ausländern gehörigen Schiffes an ſich gebracht haben, und bie auf Ihren Antrag! 
Prüfung zu feinen Ausftellungen gegen den vorfchriftsmäßigen Bau Berantaflunz 
hat, fo IM t aus den sub I, enttoidelten @runbfäßen, daB ihnen bie Aufertigu 
den obigen Erforbernifien entipredhenden förmlichen Beilbriefs nicht, tote Died 
einigen @er. gefchehen iſt, verweigert werben barf; in dieſem Beilbriefe muß je 
ſich don felbft verfleht, auf @rund der beigebrachten Urkunden , der Urfprung bi 
und bie Art, wie die Egtrahenten bad Eigentyum baran erworben haben, ber 
augleich atteflirt werben: — . 
baß das Schiff dadurch, daß es in bad Eigenthum Preuß. Unterthanen überd 
ift, nach der bieferhalb in Preußen beftehenden Werfaffung, aller den Preof. 4 
auftehenden Mechte theifhaftig geworden und demgemäß aud) befugt ift, di! 
Flagge zu führen. 

Wenn dagegen , 

4) in Preuß. Häfen ein Schiff, auch nur thellweiſe, für Rechnung von Au! 
erbaut twird, fo darf bemfelben, weil ihm bie Rechte eines Preuß. nicht zufteben 
unter feinen Umſtaͤnden ein Bellbrief ausgefertigt, vielmehr kann ben Eigenthüme 
deren Verlangen, nur ein Atteft über den vorihriftgmäßigen Bau bed Edifit 
erben, in welchem Attefte jedoch ber Ausbrud Belibrlef gänzlich vermieden und ct 
Uch bermerft werden muß: 

daß das Schiff, weil ed Ausländern gehöre, auf bie Rechte ruf. Schiffe king 
ſpruch habe und zur Führung der Preuß. Fiagge nicht berechtigt ſei. 


II. Was ſchließuch bie Frage betrifft, wie einem Mihbrauche ber Preuß. A 
vorzubeugen und namentfich zu verhindern fei, daß, wenn Musländer ein Preus 
einem borfchriftgmäßigen Beilbriefe verfehened Schiff ganz ober zu einzelnen Bari 
ſich Singen, das Schiff dennoch fortfahre, unter bem Schuße des Beildriefs die Reck 
Preuß. Schiffe ſich anzumaßen, fo kann es J 
1) feinem Bedenten unterliegen, daß, wenn ein ſolcher Veräußerungöbertrag on 
länder, unter Broduftion des Veilbriefs, vor einem Preuß: Berichte abgeichloffen 4 
Ießtered eben fo befugt, als verpflichtet ift, unter dem Bellbriefe zu vermenten, Di 
Schiff, refp. eine Schiffspart an demfelden an Ausländer verfauft und, in Kolge 
dieſes Schiff aus der Preuß. Marine auögefchleden fel. Denn dies folgt vom kei 
ber. aügemeinen Verkindtichkeit ber Berichte, In allen Fällen, wo der Jahalt einer Ui 
durd) einen, bon ihnen felbft borgenommenen Art abgeändert worden ift und ein 
dem bon diefer Veränderung nich! befannt getvorden, durch jene Urfunde getänfäl X 
den fönnte, einer folhen Befahr bon Amts wegen durch einen, unter die Urfande ja 9P 
den Vermert ber ftattgefundenen Veränderung borzubeugen. 

Im Uebrigen haben 
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2) bie Inlänbifchen Kheder ſelbſt das nächfte Iutereffe, ba jeber Mißbrauch Preuß. 
übriefe für Schiffe, welche nicht mehr als national⸗preuß. angefehen werben können, 
rhütet werde, weil, wenn dergl. Fälle wiederholt vorfommen follten, die ausmärtigen 
üchte nicht ohne Brund fid) weigern würden, den Beilbrief als einen genügenden Aus⸗ 
i8 der Breuß. Rationalität anzuerkennen. Es ift baher zu erwarten, daß bie Kheder, 
wohl verftandenen eigenen Interefle, von jedem Verkaufe eines Schiffs oder einer 
hiiföparte an Ausländer dem Berichte Anzeige machen und darauf antranen werden, daß 
halb das Nöthige unter dem Bellbriefe vermerkt werde; und daß der Deferirung eines 
ben, lediglich einen Akt ber freimilligen ®erihtöbarteit bezweckenden Antrages nichts 
Igegenfteht, kann gleichfalls feinem Bedenken unterliegen. Zweifelhafter ift e8 dagegen, ob 

3) die Berichte, wenn fie von dem Verkaufe eines Schiffs oder einer Schifföparte an 
un Ausländer gelegentiich Kenntniß erhalten, befugt find, von Amtöwegen bad Ausſchei⸗ 
R des Schiffeß aus der Preuß. Marine auf dem VBeitbriefe gu vermerfen und leßteren zu 
diem Imedte, wenn er nicht etiva bei ihnen bereitö produsirt ift, einzuforbern ? 

Do ein ſolches Verfahren weſentlich bazu beitragen mürde, den Mißbraud ber 
teuß. Vellbriefe zu verhindern, leuchtet von felbft ein. Anfcheinend findet dies Verfahren 
ch darin feine Rechtfertigung, daß die V. vom Jahre 1781 den Behörden zur Pflicht 
oden, bei Ertheilung von Zegitimationäpapieren für Preuß. Schiffe mit der größten 
oriicht zu Werte zu gehen und jedem Mißbrauche möglichft vorzubeugen; dennoch aber 
uf für jebt und bis etwa hierüber eine Milerh. Beftimmung ergeht, die Prüfung: ob in 
t gedachten Art borgefchritten werben könne, in jedem einzelnen Yalle dem pflihimäßis 
n Ermefien der Berichte überlafien bleiben. Dagegen macht der Zuftizmin. e8 denſelben 
Bit, überall, wo fie in Fällen ber hier In Rebe ftehenden Art Bedenten tragen, ſelbſt 
va Amts wegen einzufchreiten, bie Bteg. des Verwaltungs bezirks von dem Vorfalle fchleus 
Ian Kenntni zu fegen, damit auf den Bericht der letztern von Seiten der Hrn. Min. 
raneiv. Ang. und ber Fin. die zur Verhütung eines Mißbrauchs der Preuß. Flagge 
forterlihen Anmwelfungen an bie Hafenpolizeibehörden und die bieffeltigen Konfuln 
laſen werben fönnen. . , Ä 

Die Berichte werden ſich davon überzeugen, daß ed, befonderd mit Nüdficht auf die 
15.8. Juli d. J. wegen Beftrafung des Sklavenhandels, weſentlich darauf ankommt, daß 
leälteren Beilbriefe auf dad Schleunigfte in Ordnung gebracht und die neuen Beilbrlefe 
eine, den obengebachten Erfordernifien entfprechende Urt auögefertigt werben. Der 
uflmin. hofft baher auch, daß die Berichte ſich von der Zulälfigfeit und Angemefienheit 
Mt borftehenden Anorbnungen überzeugen werden. 

Sollten dennoch befondere Bebenten obmalten, fo find diefelben ungefäumt einzube- 


ihten., Berlin, ben 18. März 1845. 
Der Zuftizminifter. Uhden. 
(Min, Br. d. Inn. Verw. 1845 ©. 81 Nr. 103.) ' 


b) Die Einführung einer Deutſchen Kriegd» und Handeldflagge beir. 
. Pat. d. 26. Nov. 1848 über die Publik. des Reichdgeſetzes, betr. die Ein- 
Uhrung Aner Deutfchen Kriegds und Handelöflegge. 

Air Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: 
Nachdem ber Reichövertoefer in Ausführung des Beichluffes der Deutſchen National« 
fammiung d. 31. Juii 1848 unterm 12. Nov. 1848 nachfolgended Geſetz verkündet hat: 

Art. 1. Die Deutſche Kriegöflagge befteht aus drei gleich breiten, horigontal lau» 
enden Streifen, oben ſchwarz, in der Mitte roth, unten gelb. Ju der linten oberen Ede 
trügt fie dag Reichswappen in einem vieredigen Yelde, welched zwei Fünftel der Breite 
der Flagge zur Seite hat. Das Reichswappen zelgt in goldenem (gelbem) Felde den 
doppeiten ſchwarzen Adler mit abgewendeten Köpfen, außnefchlagenen rothen Zungen 
und goidenen (geiben) Schnäbeln und deögleichen offenen Fängen. 

Art. 2, Jedes Deutfche Kriegsſchiff, weiches nicht Momiralöflagge oder Kommo- 
dores Stander führt, Läßt vom Top des großen Mafted einen Wimpel fliegen. Derfelbe 
Kath un zeigt am obern Ende ben Reichsadler, wie oben befdhrieben, in goldenem 

em e. 

Art. 3. Die Deutiche Handelsflagge ſoll aus drei gleich breiten, horizontalen, 
ſHwarz, roth, gelben Streifen beftehen, tie die Seriegöflagge, jedoch mit dem Unter⸗ 
Nhlede, daß fle nicht das MeihBmappen trägt. 
ohne Di nie Flagge wird von allen Deutfchen Handeloſchiffen ald Nationalflagge 

un ed geführt. 8 

Veſondere Farben und fonftige Abzeichen ber Einzelftaaten dürfen in biefelbe nicht 
aufgenommen werben. 

Dabei foll e8 jedoch ben Handelafchiffen freiftehen, neben der allgemeinen Deut- 
(hen Reichsflogge noch die befondere Lauded- oder eine örtliche Flagge au zeigen. 
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Urt 3 Weirer Bekiimummger über tie Geöhe der Singgem’, über die nick 
in ben Dee uerWüizdenee Üierteichääkehern zn renden Flageen, Foreie übe e 
XX bleiben vorbehcike, 
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YUır6 Te ze-jesteuße S-ıTt Yircs Rumgengrirgeh beginnt hinfihtidt 
Keamanıa iber — m Gcmmiet teb ürr 3 des ©. über die Rei 
un; Ber Nesntgerse 2 >38 7. Erpi 120% mit Dem meanzigften Tage nt 
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Srr 7. Doreen Kett 12 Setegen: et ip, wann die Befim 
über die GembctKune m Sri ze jeden, u Uzteirabt des Beſchluſſes dei 
berizruutamg 2. 6. Io. 1238 ser meeren © Sortefutten. 
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: IV. Serpflidtaeg der Editfer jur Reldung bei ben SE 
letö-Bramten in andliudiiben Hafen. 


1) Betoratmaturg dur 8. Weg. zu Stettis v. MH. Echt. 1842. 

Ter 8. Rcs’zi in Hurıe bt iun verriet gebaiten, dadon Anzeige 11 
Du Fr bei — Eirpeiüoen Scdifftłapitaine ihre Muſtem 
perjt aſd. jcatera darch — —— | 

Zmar ik Edifern, weiche mit ibren Fabrzengen innerhalb eines Kom 
aber nict am dem Rrütenicrte tes Kczic:urbeumien einlumfen, nacbgeloſſen. 
nicht pericntich. jeadern kcriftiich oter dard wünNice — einem Dritten uͤben 
Beiiclung zu keiten; beirnt der Ecitcr mit feinem Fahrzeuge id) aber an af 
we ber Kcriniarbeamte kimen Bch-üg bar. jo fnikt jene Bergünftigung, IM 
feibR ergicht, Irine Bnwenbung aE ia. ſendern es liegt ihm nad) wie vor ob, ® 
—— ———————— 

Jn eines R. Rinv.3.0.M. toerben Lie We 


ju ML Danzig, Cõslin Etettin und Era —* 
find mehriad orgefommen, in mel Preuß. Shift 
heben, And mehrfach He vorgeloumen, in weiden Brenf. Site MAT 
u mıciben, und ihre Echiffepapiere zum Bifiren vorzufegen. 
Insbrfondere ip bien die® häufig in foldyen, namenttich Enguſchen. Nieinen Hüfte m 


weiche, obwohl fie zu dem Begirfe eine® Konfufe gehören, Mitt! 
— one 80 Konfuts ober Bicefonfuls And, und es fdjeint vielfach die — bert 


Dem Haf ae nl KR Koonet J 
Der 6. 11. des Konfulat-Repl d. i& Eepi 1796 (Mylii Ed. Samnl. ©. — 
Diefe Meidungäperbinblichfeit indeſſen afigemein, nad samennich and In | 
vor, in weichen die Ediffer nicht dios in dem eignen Hafen, fondern it e 
dem Bezirt eines Koniul anfommen. Ich veramafle die 8. Ar. ur 
E⸗ifſer ira dieg Si am bie ihnen obfrgenbe Werpfllhtung mit bem Bew 






| 


3 


at 





= Getorrbe ber Schifffahrt; SeeSchifffohrt. 299 _ 


"daß flein Yällen, in welchen fle die vorgefihriebene Meldung unterlaffen, dem 8. II. 

tſulat⸗Negl. gemäß, unnachſichtlich zur Strafe gezogen werben müſſen. 

y bemerte dabel, daß nach Inhalt der Anm. 2. zu Nr. I. des Konfulat= Bebübren» 
10. Mai 1832 für die bloße Meldung und Bifirung der Schiffäpapiere in ſolchen 
in welchen ber Konful oder Vicekonſui in dem eingelauferen Hafen nicht felbft re⸗ 

‚eine Konfulatögebühren au entrichten find, und daß ed auch nachgelafiett werden 

aß die Meldung in folhen Fällen nicht perföntih, ſondern ſchriftüich, oder durch 

ge Beauftragung eined Dritten, dem die zu viſtrenden Echiffäpapiere anvertraut 
koͤnnen, erfolge. Es wird daher den betr. Schiffern nicht zur Entichuldigung ges 
wenn fle etwa anführen möchten, daß fle zu einer Zureife nach bem Wohnorte des 
aſuls nicht Zeit gehabt hätten. (Min. Bi. d. tan. Verw. 1846 S. 109 Nr. 168a.) 
R. des K. Min, d. Fin. (Flottwell) d. 26, Jan. 1846 an die K. Weg. zu 

rg, Danzig, Ködlin, Stettin und Stralſund. 

Verf. v. 12. Aug. dv. 3. wegen Meldung ber Preuß, Schiffer in ausländifchen 
he zu einem Konfulatbezirt gehören, in denen aber der Konſul nicht refibirt, hat 
erden ber bieffeitigen Rheder geführt, weiche vorgeftellt Haben, daß die nachge⸗ 
iftlihe Meldung unter Beifügung ber Schifföpapiere biefe Ietteren ber 

8 Verluſtes ausſetze ober bie Abreife des Schiffes verzögern Fönne, da der Schife 

Rüdgabe ber Bapiere abwarten müffe. 
diefem Uebelftande, ſoweit es die Rüdfiht auf Sicherftellung ber konſulariſchen 

‚ Siamtelt zutäßt, zu begegnen, will id) die in ber obigen Verf. enthaltene Beſtim⸗ 

hin modifiziren, daß Preuß. Schiffern, welche in einen auswärtigen Hafen einlaus 
u einem größeren nicht auf den Wohnort des Konſuld befchräntten Preuß. Kon⸗ 

fe als Vor⸗ oder Nebenhafen gehört, wenn fle die, nah 8.11 bed Konfulat-egl. - 
bept. 1796 auch in einem ſolchen Falle vorgefchriebene Meldung im Konfulate nicht 
slich machen wollen, zwar bie ſchrif tliche Meidung ohne Beifügung der Schiffdo⸗ 

— nur mit der Maaßgabe nachgelaſſen ſein ſoll, daß ſie in dieſer ſchriftlichen 

“ Kanzeigen: 

pmen, Bröße, Bauart und Nationalität bed Schiffed, übereinſtimmend mit dem 
halte des Belibriefes, 

und Datum der Audftellung bed letztern, 

N der Bemannung, 










8. Reg. wird angeriefen, Ihre in Folge des R. v. 12. Yung. v. I. getroffene 

nah zu mobifiziren und danach eine Bekanntmachung durch das Umtöblatt zu 

L. Auch hat Diefelbe auf deren Ir.halt die Mhederei Ihred Bezirks durd) Verf. an‘ 
Mände der Kaufmannfchaften befonders aufmerffam zu machen. 

n. Bl. der inn. Verw. 1846, ©. 110, Nr. 169%.) 

| PH Terpflihtung-der Schiffer zur Jührung vollſtändiger 
rbüder, 

: Diele Verpflichtung if im Intereffe der Rhederei durch die Beflims 
nd A. L. R. II. 8. S$. 1506— 1513 angeordnet. 

‘ Die betr. Vorfhriften find zufommengeftelt in dem nachſtehenden Publik. 

Ren. zu Stralfund v. 30. April 1839. 

"Die Wichtigkeit, vollſtändig und treu geführter Schiffs⸗Journale, veranlaßt und, bie 
Rehenden, höheren Orid genehmigten Beftimmungen über biefen Gegenſtand feſtzuſetzen. 
8. 1. Jeder Schiffer iſt verpflichtet, ein richtiges und bollftändined Tagebuch über die 
je Reife entweber felbft zu führen, oder durch ben Steuermann führen zu laſſen. 

- 2. In dieſem Tagebuche müffen alle merfroürbigen, vor, während und unmittelbar 
Yder Reiſe gefchehenen Vorfälle verzeichnet werden. 

8. 3. Befonders gehören dahin die bedungene Fracht, die Annahme oder Abdankung 
| Echiffsnoits, der Empfang und die Ablieferung der Waaren, die Abfertigung bei den 
nt Sieuerbehörben, bie während der Meife borgefallenen Veränderungen des Win- 
' erd u. dergl. 

8. 4. Anch bie während ber Reife auf dem Schiffe eingetretenen Tobeöfälle, Imgleihen 

a namen Beihäpigungen an Schiff ober Ladung, müffen in dad Tagebuch genan 

erben. | 
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Art. 5. Weitere Behimmungen über bie röfe ber Flaggen über die Un 
in ben bon berfcledenen Dberbefehispabern zu ee gen ſowie über di‘ 


Art. 6. Die berbindende Kraft diefes Klaggengefehes beginnt Hinfichtilch ie 
Rimmungen über Die Arigeflagge. In ——— 


Gegeben Rotobam, ben 26. Rob. 1848. 
(L. 8.) Friedrich Wilhels, 


®r. d. Brandenburg. b. Lädenberg. b. Manteuffel. dv. Strotha. Rintel 
Für den Finanzmin.: Für den Min. für H., Gewerbe u. öffent U 
Kühne, d. Pommer⸗Eſche. 
(&. ©. 1848 ©. 353.) 


ı IV. Verpflihtung ber Schiffer zur Meldung bei den Suılı 
lato⸗Beamten in ausländifhen Häfen. 


1) Belanntmahung der K. Meg. zu Etettin d, 4. Eept. 1842. 

Der K. Konſul in Habre hat fic für verpflichtet gehalten, dabon Anzelge zu cc 
daß bie meiften ſich bei ihm meldenden bieffeltigen Scifftapitaine ihre Mufterrsh 
perjöntic, fondern durch Wermittelung eines Mäftergehütfen einreichten. 

Zivar I Schiffern, weiche mit ihren Fahrzeugen innerhalb etme® Konfulstäk 
aber nicht an dem Wefibengorte ded Konfularbeamten einlaufen, nachgefaffen, die RAM 
nicht perföntich, fonbern fhriftiich oder durch mündliche — einem Dritten übern“ 
Veitellung zu leiften; befindet der Schiffer mit feinem Fahrzeuge ſich aber an ern da 
wo ber Konfularbeamte feinen Wohnfig hat, fo findet jene Vergünfttgung, wie 6 
felöft ergiebt, feine Antvenbung auf ihn, fondern e8 Iiegt ihm nad) wie bor ob, Di 
Konfularbeamten ſich perfönlich zu geftellen. an 

In -Gemäßheit eines R. bes Hrn. Fin. Min. v. 3. d. M. werden die dirft 
Abeder und Schiffer daher darauf aufmerffam gemacht, daß für jeden Edhiffer, 
id) mit feinem Fahrzeuge an einem Orte befindet, to der Konfularbeamte feinen 
it hat, bie Verbindlichkeit, fich bei biefem Beamten perföntich zu geftellen, ung! 
fenfteht, und daß in jedem Kalle, too diefer Vorſchrift nicht nachgelebt werden folk, (8 
folder zur Anze Be tommit, die Beftrafung des betr. Echifföführere gemäß Art, II. di! 
fular-Regt. v. 18 Sept. 1796 (Mpliud ©. 651 ff.) eintreten muß. 

- (Min. BL. d. Inn. Wert. 1842 ©. 378 Nr. 517.) 
2) R. ded 8. Min. der Fin. (Beuth) d. 12. Aug. 1845 an bie AM 
zu KRönigöbere, Danzig, Eddlin, Stettin und Stralfund. 

Eo find mehrfach Fälle vorgefommen, in welchen Preuß. Schiffer «& ut 
haben, fid) bei ihrer Anfunft und Mbreife in einem fremden Hafen bei bem beit. 
gu melben, und ihre Schiffäpapiere zum Viſiten borzufegen. - 

Intbefonbere iſt Died häufig In foldhen, namenttid Englifchen, Heinen Göfn 
‚genommen worden, welche obwohl fie zu dem Bezirke eined Konfuss aan nid! 
Wefldenz eines Konfuls ober Vicefonfuls And und es fcjeint vielfach bie Anidt de 
7 fein, daß bie Schiffer nur dann zur Meldung beim Konfut verpflichtet felen, ment 

dem Hafen, in welchen fie einlaufen, ſelbſt wohnt. f} 

Der 8. II. ded Konfulat-Regl. d. 18.*Sept. 1796 (Mylii Ed. Sammt. ©. 851 
fähtelbt dieſe Meldungsverbindlichfeit Indeffen algemeln , und namenttic; au Fe 
Fällen vor, in welchen die Schiffer nicht biob In bem eignen A fondern übt 3 
mur in bem-Bezirk eines Konfuld antommen. Ich veramafſe die X. Ken. — 
Schiffer ihres Mög. Weg. am bie Ihnen obflegende Verpfüichiung mi dem Bemertt 
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nern, baß fiein Faͤllen, in welchen fle bie vorgefchriebene Meldung unterlaffen, dem 8. II. 
Konſulat⸗Regl. gemäß, unnachfichtlich zur Strafe gezogen werben müffen. 

36) bemerte babel, daß nad) Inhalt der Anm. 2. zu Nr. I. des Konfulat> Gebühren 
#6 v. 10. Mai 1832 für die bloße Meldung und Vifirung der Schiffäpapiere in folhen 
len, in welchen der Konful oder Vicefonful In dem eingelauferen Hafen nicht felbft res 
rt, feine Konfulatögebühren au entrichten find, und daß es auch nachgelafien werben 
1, daß die Meidung in folhen Fällen nicht perföntth, ſondern fchriftlih, oder durch 
ndiihe Beauftragung eines Dritten, dem bie zu viſtrenden Echifföpapiere anvertraut 
den können, erfolge. Es wird daher den betr. Schiffern nicht zur Entichuldigung ge= 
ben, wenn fle etwa anführen möchten, daß fle zu einer Yureife nach dem Wohnorte de 
.Konfuts nicht Zeit gehabt Hätten. (Min: Bi. b. inn. Bert. 1846 S. 109 Nr. 168a.) 
IR, des K. Min, d. Fin, (Flottwell) d. 26, Ian. 1846 an die K. Meg. zu 
Mndberg, Danzig, Köslin, Stettin und Stralfund. 

Tie Verf. v. 12. Aug. v. 3. wegen Meidung der Preuß. Schiffer in auständifchen 

‚weiche zu einem Konfulatbezirt gehören, in denen aber der Konful nicht refibirt, hat 

Vejdwerden ber dieffeitigen Rheder eführt, reihe borgeftellt Haben, daß bie nachge⸗ 
jene fhrifttiche Meldung unter Beifügung ber Schifföpapiere biefe letzteren ber 
fahr des Verluſtes ausſetze oder bie Mbreife des Schiffes verzögern fönne, da der Schif⸗ 
ie Rüdgabe der Papiere abwarten müfle. 

Um diefem Uebetftande, ſoweit es bie Rüdficht auf Sicherſtellung ber Tonfularifchen 
ötnirtfamkeit zuläßt, zu begegnen, till ich die In ber obigen Verf. emthaltene Beſtim⸗ 
ng dahin modifiziren, daß Preuß. Schiffern, welche in einen austwärtigen Hafen einlaus 
der zu einem größeren nicht auf den Wohnort des Konſuls befchränften Preuß. Kon» 


atbesirfe alz Vor» oder Nebenhafen gehört, wenn fle die, nach 8. 11 bes Konſulat⸗Regl. 


18. Sept. 1706 auch in einem ſolchen Falie vorgeſchriebene Meldung im Konfulatenicht 

tfönlich machen wollen, awar bie ſchrif tliche Meidung ohne Beifügung der Schiffb⸗ 

Da Ioch nur mit der Maaßgabe nachgelafien fein fol, daß fle in Diefer ſchriftlichen 
ung anzeigen: 

INamen, Größe, Bauart und Nationalität bed Schiffes, übereinſtimmend mit dem 

Indhalte des Beilbriefes, 

2) Drt und Datum ber Ausſtellung des letztern, | 

3) dahl der Bemannung, 

4) Begenftand der Ladung (ſummariſch: Holz, Betreide, Stücgutic.) oder obin Ballaft, 

5) Namen des Abgangbhafens und des Hafens der welteren Beflimmung, - 

) Ch dag Schiff beladen (mie ad 4) oder in Ballaft ausgeht. . . 

Cinzihe Unterfaffung der Meldung und, im Falle diefe Kürifttic) erfolgt, Unvollftändig- 
oder Unrictigkeit berfelben in Bezug auf die vorgedachten Punkte roird an den betr. Schifs 
'n mit einer Drdnungsſtrafe von 5 Mthi. für jeden Fall geahndet, und werden die im 
uölande tefdlrenden Konfuln von diefer Beftimmung in Kenntniß' gefeßt werden. 

Die K. Meg. wird angewieſen, Ihre in Folge des M. v. 12. Ang. v. J. getroffene 
er. hlernach au modifiziren und danach eine Befanntmachung durch das Amtsblait zu 
Affen. Auch hat Diefelbe auf deren Irhatt bie Rhederei Xhre® Bezirks durch Verf. an 
' Borftände der Kaufinannfchaften befonder aufmerffam zu nahen. 

(Din. 8ı. der inn. Verw. 1846, ©. 110, Ar. 1686.) 

v. Terpflihtung-der Schiffer zur Führung vollländiger 
1gebüder, 

Diefe Verpflichtung iR im Intereffe der Rhederei dur die Beſtim⸗ 
gen des A. L. R. IL. 8. 88. 1506— 1513 angeordnet. 

Die bett. Vorſchriften find zufammengeflellt in dem nachftehenden Publik. 
FR Reg. zu Stralfund v. 30. April 1839. | 

Die Wichtigkeit, volftändig und treu geführter Schiffs⸗Journale, veranfaßt und, bie 


Öftehenden, höheren Orts genehmigten Beftimmungen über diefen @egenftanb feftzufeßen. . 


8. 1. Jeder Schiffer ift verpflichtet, ein richtiges und bollftändiges Tagebuch über bie 
te Reife entweber feibft zu führen, oder durch den Steuermann führen zu laffen. 
2. In dieſem Tagebuche müflen alle merftürdigen, vor, wahrend und unmittelbar 
h der Reife gefchehenen Vorfälle verzeichnet werben. 
8. 3. Befonders gehören dahin bie bedungene Frächt, die Annahme oder Abdankung 
I Ehiffspolfs, der Empfang und die Ablieferung der Waaren, die Mbfertigung bei ben 
je um Steuerbehoͤrden, die während der Reife borgefallenen Veränderungen des Wine 
ers u. dergl. 
8.4. Auch die währen der Reife auf dem Schiffe eingetretenen Todesfaͤlle. Imgleihen 
—E Beſchaͤdigungen an Schiff ober Ladung, müffen in das Tagebuch genau 
erden. 


Ex 
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8.5. Der Schiffer und der Steuermann mäffen dieſes uch eſtalt 
führen, daß ſie bie Fichtigteit deſſelben auf Erforbern eidiich beftärten A 

8. 6. Sie müffen baffeibe innerhalb bier und zivanzig Stunden nach ihrer Kahl 
bem Seegerichte ded Zoofungs- (Töfhungsplahed), tvenn aber bie Beichaffenheit da dd 
mäffer eine frühere Brehung der Ladung notywendig macht, bem Gerichte des Borbekl 
im Original übergeben. - 

8. 7. IR das Togebuch nicht gehalten, oder nicht gehörig fortgeführt, fo berfi 
Schiffer und Steuermann bon den überdied etwa eintretenden cibii- und frimindı 
hen Folgen abgefehen, in eine nad) den Umftänben abzumeffende Bertpeitrak don V 
50 zul, ‚ober im Unvermögendfalle, bon breitägigem big fehervöchentil 






VI. Ueber die Schifffahrtds Abgaben, welde von Seeſchiffen jı 
richten find, vergl. bie betr. Tarife. (f. beim Abgaben - Wefen [THL.X. dri 
166), in bem Abfchn. pon Schifffahrts-&bgaben). 


Zweiter Titel. 


Bon der Sorge des Staats für ein qualificirtes Seeſchiffer · und 
Lootſen · Perſonal. 
1) Zur Ausbildung gehörig quallficirter Seeſchiffer, Lootſen, ESteuum 
und Matroſen find an derſchiedenen Orten (Danzig, Grelfowald, Pilu m 
Stettin) Bautifhe LehrsAnfalten (Navigationdfhulen) errichtet. 
Vergl. die betr. gefehlichen Beſtimmungen beim Schulwefen, (Ay 
ded Werked.) 

2) Bereitd dad Gewerbe -Steuer -Ed. d. 2. Mob. 1810 führte inf}, 
Nr. 14 und 24 die Lootſen und die Schiffer und Steuerleute für&w 
ſchtffe unter denjenigen @eiwerbetreibenden auf, welche bor Ertheilug N 
Gewerbefcheind den Beſitz ber erforderlichen Eigenfchaften nachzuwelſen berbmie 
fein folten. (®. ©. 1810, ©. 84.) - . 

Das Gewerbes Pollzeis Ed. d. 7. Sept. 1811 ertheilte demnaͤchſt heit 

folgende Beftimmungen: . 

8. 105. Wer durch ein Zeugniß ber Örttichen Boltgel-Behörbe nadhtoeifet, deh m * 
bor dem 2. Rob. d..I. Seefhiffe ald Schiffer oder Steuermann geführt dat, or d 
Lootfe angeftellt war, und daß fein weſentliches Bebenten wider feine Kenntnifie mt 
fragen obtvaltet, dem darf ber Getwerbichein zu Kortfegung feined Gewerbes nich De 

erben. 

8. 108. Wer dagegen ein ſolches Zeugniß nicht beibringen Tann, Darf den dench 
ſchein nur auf ein Qualififationdatteft ber Sg erhalten. 

8. 107. Diefes Atteft wird nur auf den Grund einer Prüfung ertheitt. — 

8. 108, Aommiſfionen au foichen Prüfungen follen in Stettin, Kolberg, &% 
Königöberg in Preußen und Demel errichtet werden. 

® 100. Die Reg. find mit deren Cinrihtung unter Genehmigung bed Gene 

Depart. beauftragt. (8. ©. 1811, S. 273 ff.) f 
Die olgemeine Betverde-D. d. 17. Ian. 1845 endlich ſqhreibt im $ 

vor, dag Seeſchiffer und See» Steuerleute ihr Beierbe nur aufs 
eined BefähigungdsZeugnifjed der Meg. audüben dürfen; und 14% 

a: a. D. befimmt, daß dad @efhäft der Eee» und Binnen» Rootfen mr? 

folchen Perfonen betrieben twerben darf, welche von ben verfaffungämäflg MP 

. befugten Staatd, und Kommunalbehörden angeftellt find. (G. S. 18415. CHE 

Ueber die Befähigung und die Prüfung der Steuerleute, Ei" 

ſchiffer und Geelootfen iR dad nadjfehende R. ded K. Gin, Min. (0* 
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bendleben) v. 18. Dft. 1840 nebſt Inftruftion, an die K. Reg. zu Königöberg, 
anzig, Stettin und Stralſund, ergangen: 

Um ben Prüfungen ber Steuerleute, Seeſchiffer und Seelootſen die nothwendige, 
her gang mangelnde Vlebereinftimmung zu geben, und bie Beurtheilung Ihrer nautiſch⸗ 
ronomifhen Kenntniffe in fachkundige, mit ihrem Unterrichte. zunächſt nicht bethelligte 
inde zu legen, habe ich heute die anliegende Prüfungs⸗Inſtruklion (a) erlafien, weiche 
frühere v. 26. Febr. 1824 in diefer Beziehung aufhebt!). 

Die K. Reg. wird bie heutige Inftr. durdy Ihr Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß 
Ingen, und dafür forgen, daß einzelne Abzüge davon zu haben find ac, 


nl.a. 
Jaftr. Äber die Befähigung und für die Prüfung der Steuerleute, Seefchiffer und 
etlooffen, vd. 15. Oft. 1840. s v 8 

In Verfolg der Ullerh. genehmigten Inftr. für ben Rabigations-Direltor v. 29. Jull 
0 wird, mit Aufhebung der Inftr. v. 26. Febr. 1824 und ber fpäter zu deren Ergänz. 
nd Abnderung erlaffenen Beftimmungen, zur Ausführung ber Vorfchrift des Geſetzes 
‚1. Erht. 1811, 88 97, 107 u. 108 yolgentee 

In Hinfiht auf die Befühlgung und für die Brüfung ber Steuerleute, der Seefdyifföfüh- 
rer und Seelootfen borgefchrieben: 

8.1. Kiaſſifikation der Steuerleute, Seefhiffsführer und Seelootfen.) Die Befühle 
ing der Stenerleute iſt eine Doppelte: 

1) der Steuermann Ifter Kaffe ift befühigt, alle Meere zu befahren; _ 

2) der Steuermann Ilter Klaſſe ift es nur für die Oſtſee mit Schiffen jeder Groͤße, mit 
sölfen big 40 Laften aber außerdem nur für das Kattegat und Skagerak bis 
indesnaes. 

Die —— ber Seefchifföführer iſt eine dreifache: 

I) der Seeſchlffsfuüͤhrer Ifter Ktafie IR befähigt, alle Meere zu befahren; 

2) der Seefchifföführer Liter Klaſſe ift es für bie europälfchen Meere, bad Mittelmeer, 
dad Schwarze⸗Meer und das Atlantiſche; 

3) der Seeichifföführer UIter Kıaffe ift, wie der Steuermann Ilter Kaffe, befähigt, bie 
Dfifee mit Schiffen jeder Größe zu befahren, das Kattegat und Stageraf bis Lin- 
deönaed aber nur mit Schiffen bis 40 Laften. 

Die Befähigung der Seelootfen erftredt fi nur auf denjenigen Hafen, für welchen ſie 
le erforderlichen Zofaltenntniffe nachgewieſen haben. 

8.2 (Bröfungsfähigkeit im Allgemeinen ; Insbefondere zum Steuermann, zum See- 
öifführer, der Seetootfen, der Lootfen« Rommandeure.) Yeber Seemann, ber ſich zu 
Mer Brüfung meldet, er ſei Matrofe, Halbmann oder Steuermann, muß durch voligültige 
Jeugnife nahmwelfen, 

dag feine Aufführung untabelhaft ſei. 

Ber fih zur Steuermannsprüfung meldet, muß ferner vollgüͤltig nachweiſen, 

daß er nicht unter 20 Jahr alt fei und mindeftend 5 Fahrtojahre zur See gefahren habe; 

und zwar 2 davon ald volbefahrener Matrofe. ; 
In Hinfiht fünftiger Seefchiffsführer wird Insbefondere der Nachweis erforbert, 

1) für die Brüfung zum Schiffsführer Ifter Klaſſe: . 

daß der zu Prüfende nicht unter 28 Jahr alt fel; daß er als Schiffer Ilter Klaſſe 
mindeftens 2 Iahre auf längerem Fahrwaſſer gefahren habe, ober früher ald Steuer» 
mann außer den, für Schiffsführer Ilter Kaffe (8. 1 sub b 2) vorgefchriebenen 


Orenzen 
2) für die Prüfung zum Schifföführer Ilter Klaffe: 
daß ber zu Prüfende nicht unter 24 Jahr alt fei, daß er mindeſtens 2 Yahrtsjahre. 
ne 


') Die allegirte Inftr. des K. Min. des H. v. 26. Febr. 1824, weiche durch R. bon 
lelchem Datum den K. Meg. zu Danzig, Ködlin, Stettin und Stralfund (9. XV. 
—4. 63) und zu Königäberg (N. XV. 815 —4, 64) mitgetheilt worden, ift, 
nebft dem zu beren Eroänz. erlaſſenen R. bes K. Min. d. Inn. für H. u. Gewerbe 
d. 13. Dit. 1831 (A. XV. 816 — 4. 65) hierdurd) antiquirt. Ebenfo find durch 
bie neue Inftr. befeitiget worden: | 
a) die interimiftifche Inftr. des K. Handelömin. v. 5. Aug. 1823 (9. VIII 257—1. 
— welche bereits bie Inſtr. v. 26. Febr. 1824 für aufgehoben erklärte; 
b) die Inftr. der X. Bieg. zu Stralfund, v. 31. Oft. 1819 (W. IIL 918—4, 16) 
und die darauf bezüglichen Publikanda derfeiben Meg. v. 12. Yan. u, 20. März 
1824 (4. VIII. 264 u. 265 — 1, 140 u. 141.) | 
Hinſichts der Seefhiffbauer behält e8 bei ver Juftr. v. 26. Febr. 1824 vor- 
laͤuſig daB Bewenden. (Wergl. 8.23 der Inftr. v. 18, Oft, 1840. 


— — 














so Bon ber Beförderung ber Gewerbe ; 


18 Steuermann Ifer Kaffe und außer den, fär einen Etewermann Ilkr, 

‚vorgefchriebenen Grenzen (8. 1 a. 2) gemacht habe; 
3) für die Sciffsführer Illter Mafle; 

bag der’ zu Wıäfende nicht unter 24 Jahr alt fei, daß er minbeftend 2 Yahı 

al Steuermann Ilter Kiaſſe gemacht habe. . 

4) Bon einem jeden Steuermann, welcher fid zur Schifferprüfung melbet, wird 
bert, daß er den obigen Nachwels durch ein orbentiich geführte Journal, 
tiond» und Berechnungsbuch beibringe. ji 

Diefed Journal hat jeder Steuermann befonders und umabhängke bon dem 
des Schiffß zu feiner eigenen fünftigen Segltimgtion du führen, und bei der Antunft 
Antönvifdhen Häfen, mo die Beife beendigt wird, jedesmal binnen 24 Stunden u 
Ankunft der Hafen-Botizeibehörde zur Beglaubigung borzulegen. Ju den Häfen di! 
dandes, für weiche ein X. Preuß. Konſui beftelt Ift, gefdyieht die Voı hei jedem 
laufen in gleicher Friſt bei diefem, welcher da8 Journal mit einem biogen Visa ber 

Bei dieſen Worlegungen müffer alle währenn der Fahrt nicht audgefüliten Ki 
des Jour nals durdftrichen fein. 

Won benjenigen, welche nach Eilaß dleſer Inſtr. einen Preuß. Hafen derlaffen, 
fordert, daß ihr Journal für die Prüfung als Schiffer ILlter Klaffe nad) dem ar 
En ed» und für Schiffer INer und Ilter Kaffe nad) dem She 

toge IV.) geführt fel. 
o Soiche Journatbücher von ſechezig Blättern werden bei ſäͤmmtlichen Radi 
ſchulen gegen Entrichtung der Selbſtkoſten, die Darauf vermerlt worden, zu haben I 

Von dem zum Scelootſen zu Pruͤfenden wird bei der Anmeldung ein du 
mürbige Zeugniffe zu führender Nadmels feines Wohlverhaltens und feiner 
Beſchaͤftigung In befonderer Beziepung auf den Dienft deöjenigen Hafens gefort 
weichen derfeibe beſtimmt iſt. 

Der Looifen · Kommandeur ſoll bie Befähigung eines Schiffers zweiter Kiaht 


weiſen. 
A 8. 3. Kaqhwels der erforderlichen Kenntuiffe. Allgemeine Vorbitdung.) 

1) Für Steuerfeute Ilter Kaffe wird erfordert: - 

a) leferliche Handſchrift, Kenntniß ber deutihen Sprache in dem Mtaaße, daf kl 
didat hinreichende Fertigkeit im Ridligihreiben habe, und feine Gebantaj 
auszudrüden wife; 

b) für euerieute Ifter Kiaffe werden In biefen Sertigteiten größere Anſprüche 

2) Für Schiffer aller Klaſſen fommt es nur auf den Nadıvels an, daß fle roäht 
Ausübung der Steuermannöfunft die von Ihnen für die Eteuermanndtu‘ 
berte Vorbildung nicht veraadyläfigt Haben. 

3) Con dem Seelootfen wird gleichfalls Zertigfeit Im Leſen und Schreiben, fo mit 
fein Dienft nöthig macht, erfordert, 

8. 4. (Befonbere Ausbildung für das Fach. Gemelnſchaflliche für Schiffer: mel 
Teute.) Indem In dem Folgenden bie Forderungen aufgeftelt werben, melde [om ® 
einen Steuermann, als an einen Schifföführer zu machen find, wird bemertt, 

1) daß die Steuerleute Ilter Rlaffe und Schiffefäprer Iliter Kaffe in ginfdt it 
Zenntniffe in der Navigation nur dad Wiffen der mit einem * bezeichneten 
mern gefordert wird. 

2) Das Mao des Wiffene In allen unter 4 61824 verzeichneten Begenftänben biiz® 
bie Befähigung zum Schiffer Ilter Klaſſe. 

3) Für Schiffer fer Kiaffe ift ed der Brüfungs-Rommifflon überlafen, bie dem gr 
dibaten borzulegenden fchriftlichen und münbtichen Ftagen zu beftimmen, jede 
Reter Rücfiht darauf, daß die Prüfung weniger auf Eiementar-Xenntniffe, at # 

rößere Sertigfeit in den aſtronomiſchen Berehnungen, im Obferdiren un MT 
Kane au richten iſt. “ B 
: ‚Arithmeiit. 
Die bier Spezies mit gervöhnlihen Brüchen. 
Die vier Spezies mit Dezimalbrüchen. 
‚oportionen. * 
was über Brogrefflonen. 
Ausziehung der uadrat« und ſtubitwurzeln mit und ohne Logarithmen. 
Die Ratur und der Gebrauch der Logarlihmen. 


ainlen Bi Beometrie. 

te, Linien, Wintel. 

Arien been; WVerpenkifulare in allen möglichen Faͤllen auf eine Linie u ent 
ten u. ſ. w. 
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Ueber ben Kreis und bie Winkel im Kreiſe. 

Rarallel»Linien. 

Dreiede, Vierede u. f. w. 

Proportionalität der Selten der Dreiede, Vierede u. f. w. 

Berechnung des Flaͤcheninhalts der geradlinigten, krummlinigten und gemifchttinigten 


Flguren. 
Begriff über Körper, Berechnung bes koͤrperlichen Inhalts bes Priama, der Pyhra⸗ 
mide, Kegel, Kugel, Epylinder, abgelürzter Phramiden und Kegel, Sphäroivden 
und Faͤſſer; , 
Ebene Trigonometrie: 


Etwas über trigonometriſche Funktionen, Tafeln, ſowohl natürliche als Togarithmifche. 
Berechnung der ebenen, rechtwinklichten und ſchiefwinklichten Dreiede. 
Einrihtung und Gebrauch der Bünterfcata. 
Sphärifhe Trigonometrie. 
Begriff über Kugelſchnitie Iphärifye Winfel, Seiten und Dreiede. 
Berehnung ſphaͤriſcher Drelede. 
Napigation. 

1) Da8 dem Seemann Wiſſenswürdige aus der mathematifchen Beographle. 

4 Die Einthellung und der Bebraud) ber Logleine und des ogeiiee, nebft ber Kennt⸗ 
niß, die Fahrt des Schiffes aus der Zeit zu beftimmen, während welcher ed eine 
gewiſſe Diftanze durchlaͤuft. 

3) Kenntniß zur Prüfung und Aufſtellung des Peil⸗ und Steuer⸗Kompaſſes, nebft 
Sicherheit und Fertigkeit im Bebrauch derfeiben. 

’HAus Kours und Diftanze die veränderte Breite und Abweichung, und aus Abwei⸗ 
hung und Mittelbreite Die veränderte Länge zu finden, und umgelehrt. 

s) — Kourſe für Abtrift und Variation in rechtweiſende zu verwandeln, und 
umgekehr 

6) Mehrere geſegelte Kourſe in einem Haupt⸗Kourd zu verwandeln und bie etwa 
befannte Strömung in Rechnung zu bringen, nebſt Angabe von Methoden, bie 
Rihtung und Geſchwindigkeit derfeiben zu finden; auch bei befannter Strömung 
den Kours zu finden, der gefteuert werben muß, um einen gegebenen inne zu hal» 
ten (behaltbar zu machen). 3 

)) Kenntniß der Konftruftion und Gebrauch der Seekarten, das Beſteck darin richtig 

abzuſetzen, nach Kours und Diſtanze, jo wie nach Länge und Breite; ben Puntt 

des Schiffes aud einer Karte In bie andere richtig zu überlrdgen; Bekanntſchaft mit 

den Tafeln der Meridionaitheile und mit ben Hülfömitteln, deren etwanigen Man⸗ 
am Bord zu erfegen. | 

"8) Die Berichtigung des Beſtecks durch allerlei Pellungen und Winfelmeffungen, 

, Lothung und Obſervation. 

„9 Richtige, deutliche und umſtändliche Führung eines See⸗Journals. 

10) Sicherheit und Fertigkeit in der Umerſuchung und Berichtigung bed Oftanten fo 

‚.„. Mieim Gebrauch deſſelben. \ 

‚11) genntniß ber Sterne erfter Bröße. 

12) Keuntgih der Einrichtung und des Gebrauchs bed Nautikal⸗Almanachs ober des 
Bertiniihen aftronomifchyen Jahrbuchs, nachdem biefed eine für Seefahrer ange⸗ 
meflene Einrichtung erhalten haben wird. 

18) Kenntniß der Berichtigung der Höhenminfel durch Kimmung, Refraltion, Basallage 
und Halbmeffer. 

14) Beobachtung und Berechnung der Breite: 

*a) durch Meridianhoͤhen von Sonne, Mond, Sterne und Planeten; 

b) duch eine Sonnenhöhe (nicht zu weit vom Meridian) mit dem einige Stunden 
borher oder nachher gefundenen Uhrfehler; . 

e) durch eine Sonnenhöhe näher am Mittage durch Kulminationsſekunden (circum 


Mexidlanhoͤhe): 
*d) durch 2 an mnböhen nah Domes Methoben mit und ohne Plakarräne 
erung; 

e) durch olarſternhoͤhen zu jeder Zeit, wenn er zu ſehen und die Kimmung einie 

germaaßen zu fehen iſt. 

15) Berechnung der Varlation bed Kompaffes: 

a). durch Beobahtung ber magnetifchen Amplitude und bie Berechnung ber wahren; 

was Amptituhe if; 

—— Fig magnelifchen Azimuth und bie Berechnung des Iuahren; 


b) durch Beoba 
wad Azimut 












x 
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16) Die Zeit des hohen und Be Maffers (E66 
17) Die Kulminationdzeit der Geftirne, ungefähr und, 
gang; Tage und Nadıtlänge, wie hoch Meier den Bar 
18) stenntniffe des Sextanten, als Unterfuchung der 
r der Baralletismus der Spiegeiflächen und farbigen 
ritigung der Stellung der beiben Spiegel und 
iu — diefer Inftrumente, Kenninß des 
ir Nugen. | 4 
19) Beobachtung und Berechnung der Schiffözeitdurd) Sonnet 
——— one — A & nhö 
20) Vollftändige Längen-Obfervation fowohl mittelft Monde 
-ald von den Sternen und Planeten mit oder ohne geı 
Rn zu TR, * Bun 
21) Berechnung der Länge durch Chronomeler, mit Kenninif; ber mi 
henden Obfervationen am Lande zur Veflimmung don Gar 
fbeinticher Sicherheit de Chronometers. Chromometer 
»99) Sam en —— ſpthoͤtzer, ber Rundhöt 
ufammenfehun; aupthölger, ber Run S 
*23) Das Schiff bei A und Wind zu ee 
+24) Ein Schifj ab- und zutafeln zu fönnen. : 
*25) Genaue Hechnung über Die berladenen und geidjchten Bäler zu 
0, beim Laden gehörig zu frauen wiſſen. Ti 
8. 5. (befondere für Schiffer.) Von einem Schiffer wird noch an 
und Fertigfeit in bem, mas ein Etenermann wiſſen muß, welche fein 
8. 4 bedingt, gefordert: —* 
1) Ki er ein neues Schiff taleln und die Länge und Dide 
inne; 


© 9) genaue Kenntniß, wie er ſih don bein Augenbiide am, tvenn 
allen vorfommenden Fällen, befonders der Habarie, bis zu dei 
den Ort feiner Beftimmung erreicht und die Ladung geld 
3) Kenntnifj des dem Schiffer Wiffenstoürbigften aus dem 
Preuhiſchen; 
4) gehörige Kunde ber nautiſchen Geographie. : 

8. 6. (befondere für Scelootfen.) Bon einem Loolſen dürfen bie 
— erforderlichen mathemadifden und aftronomifchen Kenntn 
werben, fonbern e& ift die Prüfung vorzüglich zu richten: ⸗ c 

1) auf die genaueften Zotaltenntniffe des ‚Hafens, bei welche 
“um; naht; N y 

2) auf die Kenntviß, mit Schiffen von derſchledener Bauart 

Wetter mandveriren und das Schifftonmmando gehörig: 

3) auf die volltändigfte Befanntfejaft mit den Hütfsmmitteln: 

8.7. (Prüfungs-Kommilfion.) Die Prüfungso: 
leute werden nur in den Seehäfen in weldyen Navigation 
und in folgender Art neu organifirt: 

Dirigent der Kommifflon ift ber Nabigationd-Direftor 
Ten ald Kommiffarius des Handelöminifteriums. In Behn 
der betr. Meg. zu ernennender Dirigent feine Stelle, welcher an O 
Sitz hat, in der Regel ein Mitglied derſelben ift. — Die, n 
einem Kaufmanne und zwei ſachtundigen Mitgliedern, bon | 
Kommandeur beö.Hafens und reſp. Vorhafens jein fann; fie meı 
Außerdem tritt der Kommiffton ein Zehrer der Napigationd| 
‚welchen der Nabigations-Direltor in der Art wählt, daß, 

Diele —— nur ln eine 
Kommilfion in Dan; . 8), außer ber regelmi 
findet, fo wie bei Yen ——— überhaupt, 

tiond-Direftor befugt, die Vertretung diefes Lehrers: 
jonöfchufe des Orts, too die Prüfung ftattfindet, anzuord 

Sollten Belehrte, bie als Mathematifer und Aftron: 
finden-Taffen,.an ben Prüfungen der Seeſchiffet und 
dadurd) — ——— zu beförbern, jo konnen ſe 


eintret ind dat befugt, ben 
eu alolige gu behen refengi 


J 
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Ueber den mathematifhen und aftronomifchen Theil der Prüfungen fteht dem Navi⸗ 
on8-Direftor bie Entfcheidung zu. In Abweſenheitsfällen wird feine Entſcheidung In 
unten (9. 16) vorgefchriebenen Art erlangt. Leber die Vorfenntniffe für die Prüfung, 
Di Im bie übrigen Gegenftände der letztern, entfcheibet Die Stimmenmehrheit in der 
mnifflon. . 

8.8. (Zeit und Ort der Prüfungen.) In Danzig, als dem Wohnfite des Nabigations⸗ 
rtors, Aft die Prüfung» Kommilfion permanent, fo daß Prüfungen dafelbft zu jeder 
borgenommen erben können, wenn der Navigations-Direktor nicht abweſend ift. 

Zur Erleichterung für die, aus den Nadigationsfchulen abgehenden Seeleute begiunen 
tgen die regelmäßigen Prüfungen jährlid In Königäberg am 10. März, hierauf folgen 
n Dana Stettin, fo daß fie am 16. April in Straifund ihren Anfang nehmen. 

Die Pruͤfungs⸗Kommiſſion in Memel erftreett ſich nur auf Steuerleute, und der Zeit⸗ 
ft der Bräfung wird jährlid von ber Kommifflon nad) den Verhältniffen der Schiff: 
abefimmt. Steuerleute, welche ben Lehrgang für Seeſchiffer bei der dortigen Navi⸗ 
re mad haben, melden fid wegen ihrer Prüfung bei einer der andern 
mmiflonen 1). 


x 
® 


N Aa findet außerdem in Stralfund Ende Dec. und in Stettin Ende Sept, 

eprufang flat. 

Die Prüfungen werden In der Regel in dem Lokal der Navigationsſchulen vorge⸗ 

Po da diefe die Inftrumente für bie Prüfung und die Gelegenheit, ſie zu benußen, 
en 


Fir Rönigäberg und da, mo etwa ber Raum in ben Napigationdfchulen es nicht 
a wird bie betr. Reg. für eine Zofalität forgen, welche bein obigen Zwecke 


8.9. (Anmeldung zur Prüfung.) Die Anmeldung der zu prüfenden Steuerleute ober 

fer geſchleht dei einem zu beftimmenden Mitgiiede der Kommijflon im Orte durch 
teihung eines felbft verfaßten und einenhänbig gefchriebenen Lebenblaufs, welchem die 
Mandig beglaubigten Zeugnifle und Dokumente für ihre Prüfungsfähigfeit nad) Anlei⸗ 
188 8. 2 beizufügen find. . 
Eollten Ießtere der Anmeldung nicht gleich) beigefügt werben können, fo bleibt ber 
Wongd» Kommiffton überfaffen, den Umftänden nad) zu entfcheiden, ob der Kandidat, 
Vorbehalt der Beibringung der Zeugniffe und Dokumente, vor Audfertigung felned 
quiſſes zur Prüfung zugelaffen werden darf. 

3u Hinfiht der Kenntnlffe ift die Kommifflon in ber Megel weder befugt, noch ver⸗ 
Het, einen Nachweis darüber zu verlangen, auf weichem Wege fie gefammelt ſind. 

8.10. Prüfung. Gegenſtand.) Die Prüfung ſelbſt zerfällt 
I) in eine ſchriftliche, 

a) horbereitende, 

„d) mathematifch-nautifch=aftronomifche, 
2) in eine mindliche. 

Worüber die Prüfung fi erftteden fol, ergiebt fih aus den Korberungen In ben 
hergehenden 88. 3 bis 5; für weiche Begenftände bie ſchriftlich matematiſch- nautiſch⸗ 
onomiſche befonderts angeordnet Ift und In welchem Umfange, ergiebt ſich aus ber Bei⸗ 
: V, und den folgenden Kara Taphen. . 

811.0. Schriftiihe Brüfung; borbereitende fchriftliche Prüfung.) Die Kom⸗ 
Ion liefert einem jeden Kandidaten ein Prüfungöheft, welches paginirt iſt. 

In dieſes trägt der Eraminand zunächſt, unter Mufficht der Kommiiflon, eine Abſchrift 
— von ihm eingereichten und erforderlichen Zeugniſſe ein, welche die Kommiſſton 
9 . 


Der Kandidat fertigt hierauf ferner einige ſchriftliche Auffäße, melde dazu bienen 
Den, es zu beurtheilen, ob fle den Forderungen 8 3 yenügen, und welche unmittelbar, 
ht in Abſchrift) im Entrourfe in das Heft eingetragen werden müffen. Er wiederholt 


2 feinen 2ebendlauf kurz, befchreibt eine feiner Reifen oder einen Theil derfelben, oder" 


beitet Ähnliche Aufgaben ber Kommiffton. 


Die ganze Kommifflon entſcheidet hierauf gemeinfhafttich über die Zulaſſungsfähig⸗ 


jur ferneren Prüfung. 

8. 12. (mathematifc-nautifchraftronomifche Prüfung.) Es ift hier durch moͤglichſte 
onderung und ftete Aufficht dafür Sorge zu tragen, daß bie Kandidaten ſich weder 
Afeitig augheifen, noch fi anderer Hütfämittel und Geräthe bedienen koͤnnen, als 
%, deren Gebrauch Ihnen bon dem Novigationädireftor ald unerläßlich für bie Löfung 
Aufgaben geftattet worden. 

— — — — 


') Vergl. das R. v. 31. Dec. 1843 (f. unten. S. 310). 
bi.VI. Bb.l. 20 





a 30s Bon der Beförderung ber Geiverbe; 

Dei ettor® Bfächt Ift c5, für eine genfigende Ynzahl ven na 
zu forgen, weiche nach ben Gegenfländen bünbeiieije Par: fd, und deren [nl 
ben beir. Nummern des 8. 4 bezeichnet ift. 

Jeder Kandidat zieht an bem ihm angeiviefenen Plahe aus dem ihm Dom dem 
tor vorgehaltenen Bündel feine Aufgabe und eine folgende, wenn die exfie geiöfe it. U 

‚wird in das ‚Heft eingetragen, eben fo die Auflöfung. 

Jeder Kandidat faun während ber Prüfung feinen Blat nur ausmahınemele 
fen und dann nur, wenn er die ihm vorliegende Aufgabe gelöfet hat, &8 jel denn, 
alß freitoiliig von ber Prüfung gurüdgetreten angejeben fein toill, 

In jedem Prüfungöhefte wird von ber Kommilfion die Stunde und Minule 
— gi psler die ſchriftüche Präfung Vormittags und Nachmittags angerang 
aufge! 3 

Der p 


a 





























räbifat ziemlich qut erhalten. 
Bei der Riaffifitatton foll beſonders darauf geichen twerben, bafı bei allen a 
Merivion-Breiten und Karten Bezug habenden und den praftiihen Kragen 
gendes geleiftet werde. 
4 Der Ravigstions-Direttor weiſet hierauf biejenigen fhrifttidh zurück, melde W 
J J Prüfung nicht deſtanden find, und übergiebt fänmtlihe Präfungähefte ber Pr 
’ Kommilflon mit einem Berzeichniffe der zurüctgetvieienen Kandidaten. R 
| 8.13. (2. Mändtihe Prüfung) Die mändlice Prüfung erfieit NW) 
% . Borberungen bes Wiffend an einen Schiffer oder Steuermann, borzugömelfe aber WE 
2 | jean ‚genftände, welche der mündlichen Wrüfung ganz ober zum Theil 00 
N Ind. 
Wlına Die Prüfung wirb durch den Direltor und 2ehrer in Gegeutvart ber üb 
/ lleder begonnen, welche fie ihrerfeits fortfegen und fid) daburd) bolle Leber 
= er Befähigung der Kandidaten verfchaffen. 
’ Jedes Mitgtied giebt hierauf bei jebem Kandidaten [chrifttich feine Slimme 
ob derfelbe zurüdzuivelfen oder ihm dad Qualififation& -Atteft ber Klaffe, für MR 
a prüfen ieß, mit dem Präditate gut, redht gut, vorzüglich qut, zu ertheifen jel- 
N Für den mathematifc) » nautiſch -aftronomiichen Theil des Zeugmifes 
auelenaölebenheien der Navigationd« Direktor auch bei der mündlichen 
mr 


Y Ausf 5 “ 
434 8. 14. (Oeffenttifeit) Die mündtihen Prüfungen follen öffentiid fd 
nicht bloß die Lehrer der Aavigatlonbſchule deö Orts, fondern auch ambere 
. \ weiche ein Intereffe daran nehmen, bon der Wrüfungs-Kommijflon dazu ‚din 
vi J auf Verlangen zuzulaſſen find. * 
* 8. 15. (Praftifche Prüfung.) Der zum Schiffer Ilter Stiaffe geprüfte und BIS 
Steuermann foll in dem Sommer nad) feiner Prüfung eine prattſhe 
gr der Napigationsfchulen mitmachen, und hierüber ber Prüfungs-Konmifflon bar" 
Kur a gung feines Zeugniffes ald Schiffer bad Atteft des ain Bord fonmanbirenden IWF 
und 2ehrers beibringen, defien Inhalt darin aufgenommen wird !). 
Nur. der Umftand, dag in dem Prüfungsjahre die Uebungsreife auapald, ME 
y Erfühung diefer Worfhrift entbinden. 
vw 8. 16. (Mbtvefenheit ded Napigations-Direttors.) ft der Nabigation- Die 
. \ Brüfungen der Schiffer und Steuerleute beizutwohnen verhindert, fo Liege ihm ob 











*8 u gen, daß der Lehrer, welcher ihm zu begleiten beftimmt woar, fidh bei der 
|: H einfindet. 
| Ir x Der Direttor verſendet In biefem Halle die bon ihm aufzugebenben jchrifllh 
E gen in ben beitimmten Wünbeln unter Siegel an ben Vertreter bed Dirigenicit 


Art beurtheit und ber Prifungs-Rommiifen übergeben, IA biefe mit beffen Uribl29 
daten einverftanden, fo erfolgt fle ohme Weiteres DA 


2) Vergl. bad WR. v. 31. Der, 1848 (f. unten ©. 310). 
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%tern geichritten und über daB Reſultat abgeſtimmt. In. diefem Falle wird indeß dem 
tapigationd- Direktor fein Stimmrecht vorbehalten, zu welchem Ende ihm bie fämmtlichen 
Irüfungöhefle und Verhandlungen zu Überfenben find, ſowohl In Betreff der zurückgewie⸗ 
nen, tie der geprüften Kandidaten. Diefe Hefte und Verhandlungen find mit feiner 
mfhelbung In moͤglichſt kurzer Zeit zurüdzufenden. . 

8. 17. (Aufbewahrung der Prüfungs⸗Verhandlungen.) Die Prüfungs⸗-Verhandlun⸗ 
en über jeden Steuermann .oder Schiffer werden als Perfonatalten defjeiben behandelt, 
Nie Aufbewahrung geichieht von den Kommifflonen, welche dabei die Wegiftratur »BVors 
Sriften zu befolgen haben. 

8. 18. (Befondere Beftimmungen und Strafen.) Matrofen, Steuerleute und Schif⸗ 
m welche bei einer Prüfung zurückgewieſen worden, follen von keiner Prüfumgd⸗Kommif⸗ 
on vor Ablauf eined Jahres zu einer neuen Prüfung zugelaffen werben. ı 

Damit die Zurückweiſum gleich bei der Anmeldung erfolgen Tann, wird ber Naviga⸗ 
IondsDireftor ſaͤmmtilche Prüfungs-Kommiffionen von der Zurüdwelfung eines Subjekts 
reiner Kommiffion in Kenntniß fegen, fie mag nun in Folge der ſchriftlichen Prüfung 
dder ver mündlichen gefcheben fein. 

oder Geprüfte und, Zurückgewieſene in der Navigation gut beftanden, nicht aber in 
den malhematifchen Wiflenichaften, fo wird es dem Ermeflen ded Nabigationd» Direktors 
berioffen, die zweite Prüfung mehr auf denjenigen Theil zu richten, worin er früher 
Ingenügende Kenntnifle zeigte. 

Wer fi bei der Prüfung auf unerlaubtem Wege Hülfe verfchafft hat, erhält fein 
jeugniß und muß ſich nach Jahreöfrift einer neuen Prüfung unterwerfen. Gleiche Strafe 
tüft den Helfer, wenn er eine Prüfung au beftehen hat. or 
8. 19. (Brüfung der Lootfen.) Die Prüfung der Lootfen in den Kenntniffen, welche 
hnen nad) 8. 6 beimohnen follen, gefchieht von det Prüfungd-Kommiffionen ohne Zuzie⸗ 
jung be Navigationd- Direflord und eines Napigationd-Schullehrers. 

8.20. (Zeugniffe.) Die Prüfungs-Zeugnifie werden von Prüfungs» Kommiffionen 
mögefellt, Die Yormulare zu denen der Steuerleute und Schiffer werben ihnen von 
wm Handelöminifterlum zugefertigt. Die Kommilfton überreicht ſämmtliche Zeugnifje 
ieih nah ber Prüfung, dad Zeugnig von dem Uebungsſchiffe aber gleid; nad) dem 
Impfange, ber betr. Negierting, weiche die Dualififationd» Attefte nach 8. 94 des Ed. v. 
GSeht. 1811 nad) gleihförmigen, Ihnen von bem Minifterto zugehenden Formularen 
uöfertigt und fle dem Napigationd-» Direktor überfendet, welcher fle in feiner Eigenfchaft 
8 Minifterkal - Kommiffariud fontrafignirt, mit einer laufenden Nummer der Kaffe ver⸗ 
ht, wohin jedes gehört, und fie in bie Stammrolle der Klaſſe einträgt. — Der Naviga⸗ 
Iont-Diretor überfendet da8 Zeugniß dem Geprüften. Abſchrift der Stammrollen reicht 
nad) dem Jahreöfchluffe. dem Handelsmin. ein. 

8.21. Brüfungs-Soften.) Die Prüfungstoften betragen, mie biöher (den Stempel 
Anfhliektis), für einen Seeihiffe-Führer 10 Mthir., die eines Steuermanns und Loolſen 
aber 5 Wh. Im Falle des Unvermögend der Kandidaten haben die Regierungen dad 
Bedt, bie Gebühren bis auf den geſetzlihen Stempel au ermäßigen. 

8.22. (Wertheilung berfelben.) Die Prüfungstojten fließen fortan, nad) Abzug ber 
Audlage für den Stempel, zu den Navigationd-Schulfaflen des Orts, wo die Prüfung 
orgenommen wird, und erfcheinen in deren Etats als Einnahme, fo wie die dabei vor⸗ 
ommenden baaren Auslagen in Ausgabe. Die Vertheilung der ®ebühren unter die Mits 
lleder der Brüfungs-Kommiffion fällt ſomit künftig fort. _ 

8.23. (In Hinficht der Seefchiffbauer.) In Hinſicht der Seeihiffbauer behält e6 
& den Vorihriften der Inſtruktion db. 26. Febr. 1824 vorläufig fein Bewenden; nur 
Neben auch Hier bie Brüfungdgebühren zu den Nabigationd-Schulfaffen, ſoweit ſie biäher 
on deren Xehrern oder denen der Schifföbaufchule bezogen worden. 


Berlin, den 15. Dft. 1840. 
" Der Finanzminifter. Graf. Alvensleben. 
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Beila ge V. 


Nachwelſung der bei ben Prufungen der Steuerleute ſchriftiſch oder ml 
oder in. beider Art zu beanttvorteuden Fragen. 


Die Prüfung für Steuerlente ter und Schiffer Illter Kaffe (für bie Of 
auf bie mit * bezeichneten ragen befchräntt. 
Jedem Kandidaten werden folgende ragen zur Beanttvortung vorgelegt: 
In der Arithmetit und @eometrie . . . . 3 friftliche Fragen. * 
Ebene Trigonometrtie . . - . 1 do. — 



















Sphaͤriſche do. 1 do, 
Rabigation, Sr. 4 as 
_ 2 0. 
— +". mündiich zu beantworlen 
= 1 forife grage. 
ı do. 





1 Toriftt. Frage, auch 


1 jehriftliche 1e- r 
. a ich bean 


* bat. und mündlich 
- — Mil. 20000. münblich zu bean 
— "N. 12. ie Gi 
der igem‘ 
Ro gen u bern fer 
— Sa Eee .. 1 liche Frage. 
— Null *a. und d...38 er do. 5 
— ME... 00.2 do, 
NR. 16. nad do, 
— MU. el do, 
= MI. 22.202085 vorzüglich praftifd) Beanf 


fervat. und mündlid). 
Nr. 19... . .. “1 fopriftliche Frage · 
MM... 0. ‘Ad do, - 
do. , 
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(Min. 8. der Inn. Bere, 1844 wu 


Dazu: \ ., ‚ J 
a) M. des K. Fin. Min. (Beuth) d. 26. Sept. 1842 an RR J 
gonigoderg, Danzig, Stettin und Stralfund, betr. die Ablegung ber 
fung Seltend der Eteuerleute aud der Nabigationsichule zu Memel., 
Auf den Antrag des Vorfteheramts ber Kaufmannichaft zu M Ar 

Inftr. v. 15. Oft. 1840 über bie Befählgung und für die Prüfung ber Steuer 
ſchiffet und Seefootfen, dahin abgeänbert, * — 
daß bie Eteuerfeute, weiche den Kehrgang für Seefchiffer bei ber Nabigalie 
Memel gemadjt haben, die Schifferprüfung bafelbft nach; den Borfchriften der 
ber für die Steuerleute anberaumten Zeit ablegen Fönnen. — — 
Die 8. Meg. hat dieſe Abänderung durch Ei Amtsblatt zur Öffentiiden 
EG RaDigtlond- Direlor gu Danzig, welchet fi mit der gebadien 
er Mai ⸗ el I» mi 

© einverftanden — hat, ift hierbon direlt in Kenntnis gefegt worden, een | 

fteheramt der Kaufmaunſchaft zu Memel. *8 
(Min. Vi. ber Inn. verw. 1844 ©. 49 Nr. 54.) 2 

b) R. des 8. Fin, Min. (d. Vodelfhringh) b. 31. Det. | 

K. Reg. zu Königöberg, Danzig, Cötlin, Stettin und Stralfur — 
Novigationd» Direktor zu Danzig und an die Ruratorien der Nabigaion 
zu Memel, Pilau, Stettin und Stralfund, wegen der den Steuerleuten a 
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erpflihtung, eine praktiſche Yebungs » Expedition der Nabigationdfchule mitzu⸗ 
achen. 


Der 8. 15 ber Inftruftion über bie Befaͤhigung und für die Prüfung der Steuerleute, 
eeihiffer und Seelootfen d. 15. Oft. 1840, weicher jedem, zum Schiffer zweiter Kaffe 
prüften und fähig befunbenen Steuermann die Verpflichtung auferlegt, in dem Sommer 
ch feiner Prüfung eine praftifhe Uebungs » Expedition der Nabigationdfchuien mitzu- 
ıhen, wird hierdurch aufgehoben. 

Die 8. Reg. hat diefe Verf. durch das Amtsblatt zur öffentl, Kenntni zu bringen. 

(Min. BI. der Inn. Verw. 1844 ©, 49 Nr. 54.) 


4 

3) Underiweitige Einrichtungen und Maafregeln zur Beförderung ber Aub⸗ 
ildung eined qualifizirten Seefchiffers und Lootſen⸗Perſonald. 

a) R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 15. Ian. 1844 an die 
"Meg. zu Königöberg, Danzig, EdBlin, Stettin und Stralfund, betr. die Theil 
ahme junger Seeleute an Uebungdreifen. 

Die Uebungsreiſen, melde auf ber K. Korbette »die Amazone« ftatifinden erben, 

nd dazu beftimmt, dad Bildungoömittel, welches der vaterlänbiihen Handels⸗Marine in 
a Navigationsjchulen dargeboten ift, zu ergänzen. Ste haben zum Ziwed‘, den jungen 
teleuten Belegenheit zu geben, die theoretiichen Renntniffe, weiche fle fich in der Steuer- . 
anndtunft ermorben haben, unter Aufficht von Lehrern auf umfaſſende Weife praftifch : 
Anwendung zu bringen, ihre Ausblidung als Seeleute zu berbollfommnen und ſich auf 
dem Wege zur felbftftändigen Führung eines Schiffes vorzugsweiſe zu befähigen. 
‚Die Theilnahme an einer llebungsreife gehört, wie bereitö in der Verf. v.31. Dec. v. J. 
iihtlich der Schiffer ausgeſprochen ift, nicht zu denjenigen Erforderniflen, von deren 
lachweis bie Ertheilung des Dualififationd- Zeugniffes ald Steuermann oder Schiffer 
hängt, ſte bleibt bielmehr der freien Entichliegung der Betheitigten anheimgeftellt. Befaͤ⸗ 
Igt zur Theilnahme iſt ein Jeder, der die Prüfung ald Steuermann erſter Kaffe beftanden 
at, wohin, wie ſich don felbft verſteht, auch diejenigen zu rechnen find, bie bereits bie 
ifferprüfung abgelegt haben. Die Auswahl unter den ſich Meldenden gefchieht durch 
m Rabigationd» Direktor, welcher, bei gleicher Befähigung in den einem jeden Seemann 
hentbehrlichen technifchen Yertigteiten, denjenigen ben Vorzug geben wird, welche bie 
eſten theoretifchen Kenntnifſe erlangt haben, und’ deshalb vorzugsweiſe zu der Erwartung 
erechtigen, daß fle.bie ihnen auf dem Uebungsfchiff dargebotene Gelegenheit zur Vervoll⸗ 
ommnung ihrer Au sbildung mit Erfolg benugen werben. 

‚Die jungen Seeleute, melde hiernady an der Uebungsreiſe Theil nehmen, erben 
maahft den Dienft als Matrofen verrichten; es wird aber ferner dafür Sorge getragen 
werden, daß fie, außer den eigentlihen Schiffdarbeiten und Exercitien, in dem Steuer- 
monnödlent Uebung erhallen. Je nad) der von ihnen beiviefenen Befähigung kann ihnen 
obann ſchon während der Reife eine befondere Stellung auf dem Schiff von dem Navi⸗ 
jation8-Direltor angewieſen werden. 

Die Theilnehmer an der Uebungsreiſe erhalten eine von dem Navigations⸗Direktor 
ad) den Umftänden feftzuftellende mäßige Vergütung für die Neife nad) dem Orte ber 
Anihlffung und freie Beföftigung am Bord. Außerdem wird bafür geforgt werben, baf 
men durch den Aufenthalt in fremden Häfen, fofern folder zum Zmed ihrer Belehrung 
atfindet, feine Koften ermachien. Endlich iſt ber Napigationd- Direktor befugt, denjent« 
en, welche ſich durch gute pübrung während der Reife auögezeihnet haben, eine Equipi⸗ 
ing&-Bergütung bis auf Höhe von 20 Thir. zu bewilligen. 

Die Zufammenberufung der Mannfchaft, die Feltftellung der Dienftverhäftniffe und 
k Handhabung der Diöciplin auf dem Schiffe liegt dem Rabigallond-Direftor ob. 

Ueber die Bortbeile, welche ſich die Theilnehmer an den Uebungsreiſen, bei guter Füh⸗ 
üng, rüdfichtlidh der Leiftung ihrer Mititairpflicht theilhaftig machen koͤnnen, ift durch die 
Unh. K. O. v. 1. Der. v. I. das Nähere feftgefegt. Die hinficttid der Einrichtung ber 
lebungbreifen etroffenen Maaßregeln geftatten es, ihnen auch in Beziehung auf Ihre 
aufbahn als &eeleute Vortheile zu gewähren, und’ wird dieſerhalb zunächſt für bie 
hellnehmer an der im laufenden Jahre bevorftehenden Uebungsreſſe Folgendes beſtimmt. 

Wer fi das Zeugniß einer guten Befähigung als Steuerhann erfter Klaſſe auf 
em Vebungsfchiffe erwirbt, dem wird die Vebungörelfe ats ein Fahrtjahr In der Steuer- 
tanndfahrt angerechnet. 

Daſſelbe gilt bon denjenigen, weiche bad Zeugniß einer recht guten Befählgung 
18 Eteuerieute erfter Klaſſe auf dem Uebungoſchiff erhalten. Ueberdies iſt ed Ihnen 
ftottet, fid) bereid mit Vollendung bes 24ften Lebensjahres zut Prüfung als Schiffer 
er Alaffe zu melden, borauögefeht, baß fle bie fonftinen Im 8: 2 Mr. 1 der Brüfungs« 
Sfr. d. 18. Oft. 1840 feftgefegten Erforberniffe nachiveifen. 
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jenigen 20 Kihlr. ausgezahlt, weiche fie als Stipendium im zweiten Semefter mehr 
empfangen haben twürben. - 
3) DerRanigationds Direktor wird bon ben erfolgten Bewilligungen in Kenntniß geſetzt. 
Die hiernach erforderlichen Beldmittel werden von den betr. K. Meg. vorſchußweiſe ange⸗ 
fen und bei mir zum Erfaß Hquidirt, mobel über den Erfolg der Maaßregel zu berichten iſt. 
Die K. Reg. werden die Bebinaungen biefer Stipendien-Berleihung fofort zur öffent» 
en Kennmmiß bringen. (Min. Bf. d. Inn. Ver. 1840 S. 482 Nr. 827.) 
c) Im Interefje des Gewerbes der Schifffahrt find die Beftimmungen über 
Ableiftung ber Militairdienftpflidt zu @unften der Schifffahrt 
eibenden Militairpflidtigen erleichtert worden. 
a) Rüdfichtlich der mwiffenfchaftlid audgebilbeten Steuerleute und Napis 
tiondfhüler iſt beftimmt, daß denfelben die Begünftigung bed freiwilligen 
Inteitt$ in das Heer mit cinjähriger Dienftzeit zu Statten fommen foll. 
(R. ded Min. des Inn. und des Kr. v. 10. Febr. 1818 und dv. 6. Yan. und 28. Juni 
1832, 4. II. 213 und XVI. 268 unb 503.) 


b) Rüdfihtlih der Auläffigkeit der Ablöfung der Militairbienfs 
liht dur den Dienſt als Ediffer und Matrofen auf Preuß. 
hiffen, vergl. die K. D. v. 4. Dit. 1827, 18. Nov. 1832, 25. Mär, 1833, 
d.29, Juli 1839, | ' 

(a. XI. 1031, XVI.1040, XVII. 242 und Gentraibf. des Fin. Min. 1839 S. 256.) 
c) Publ. der K. Meg. au Magdeburg d. 29, Mai 1847, betr. die Einftellung 
r&hifffahrt freibenden Militairpflichtigen. 

(Min. Bl. der inn. Verw. 1847 ©. 144 Nr. 181.) 

d) C. R. der K. Min. der Fin. und ded Inn. v. 5. Juni 1844, nebſt K. D. 
1, Dec, 1843, betr. die Militairdienftpflit der auf Uebungd- Schiffen ange⸗ 
Am Leute. (Min. BI. der Inn, Verw. 1844 ©. 50 Nr. 54.) 

Vergl. diefe Beftimmungen nebft deren Ergänz. und Erläut., in Thl. XIII. 
d Derfed, (Militalr⸗Weſen.) 

d) Kür die Rootfen beftehen befondere Lootſen-Ordnungen. 

(Berg. die Hafen-D., unten,) 

Anh find deren Gebühren (Xootfen-Belder) durch Tarife regulirt. 

Vergl. diefe Tarife beim Abgaben» MWefen [Tht. X. des Werkes] unter dem Ab⸗ 

Iönttte von Schifffahrts⸗Abgaben. und unten im Tit. 8.) | 

4) Zur Beförderung ded Wohled und der Ausbildung des Standes 
er Seefhiffer if zu Danzig eine See⸗Schifffahrts⸗Geſellſchaft 
tbiidet worden, deren Statut die Beftätigung bed Staats erhalten hat. 

Es beftimmt hierüber dad M. der K. Min. der Fin. (v. Pommer- Eiche) und 

es Inn. (Mathis) v. 14. April 1847 an bie K. Meg. zu Danzig, mit dem Sta» 
ie der Seeſchiffer⸗Geſellſchaft daſelbſt. 
Nacdem da8 von ber K. Reg. mit dem Ber. b. 9. Dec. v. J. eingerichtete Statut ber 
“eihiffer-Befenichaft zu Danzig von und genehmigt worden, fenden wir daB eine Exem⸗ 
ar deſſelben (Uni. a.), mit der Beftätigungsfiaufel verfehen, der K. Reg. zur weltern 
kranlaffung zurüd. 


Unl. a. 0. 
Statut der Seeſchiffer⸗Geſellſchaft zu Danzig. 


Tit. 1. Imed der Seeſchiffer⸗-Geſellſchaft. 
8.1. Der Zwed der Seeſchiffer⸗Geſellſchaft ſoll darin beſtehen, das Wohl aller ihrer 
a m ualeder nad) Kräften zu fördern. Diefer Imed fol durch folgende Mittel 
erden. 
1) A. Durch Eintauf der Mitglieder bei ihrem Eintritt in bie Geſellſchaft. 

B. Durch beftimmte fortlaufende Beiträge. 

C. Durch etwanige extraordinaire Beiträge, bamit bebürftige Mitglieber ber 
Geſellſchaft und deren Wittmen und Waiſen nad den in biefem Statute 
deshalb feftgeftellten Grundſätzen unterügt werden fönnen. 

äyig — gegenfeilige Belehrungen und Mittheilungen, die ben Seeſchiffs⸗Führern 
ntten, 
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2 Bike Wine)" Dr Gran Want ai 
. 2. (A, Ordentliche ieber, e Eeeichiffer-Befellicha] ii 
Mitglieder der bisher ſchon unter bem Namen der Sceioifer Bun behin 
ſchaft und ferner durch bie neu auftunchmenben orbentlichen und Ehren 

8.3. Wer old ordentliche® Mitgtich aufgenommen twerden toill, mul 
Nufes fein und nachtoeifen, baß er bie gefeliche Prüfung indem Breuß. 
foiffer beftanten hat. 

9: + Die Meldung zur Aufnahme neuer ordentlicher Mitglieder gejchleft M 
fönliche Eingabe eines fehriftlichen @efuch8 an den Aeitermann der © rellfchaft. 
prüft mit Jugiehung deß erflen und zeiten Beifikers die ihın vorzulegenben 
nämlich da6 Qualififationg-Wtteft aid Breuf. Seeichiffer u, |. w. 

Finden diefe Beamte hlebei nichts zu erinnern, fo ind, fie befugt. ben U 
old Mitglied aufzunehmen. Jedoch nur dann, wenn das volle Einfaufögeld bg 
und dem Neuaufzunehmenben dieſts Stafut zur eigenen Durchlefung borgelegl 
‚Zeigen, daß er jid) ben barin enthaltenen Vorfchriften unterwerje, er baffelbe eig 
unterforieben hat, und die erfolgte Aufnahıne des neuen Mitgliedes verzeid 
Name in die Stammrolle eingefchrieben troYden. 

8. 5. Die erfolgte Aufnahme neuer Mitglieder wird durch den i 
nächften Quartal-Verfammlung befannt gemacht, und in der nächften Gr 
lung wird der Neuanfgenommere, wenn er fonft nicht. durch Abweſenhelt behindt 
Einführung perjöntich präfentirt. 

Bon der Zeit ab, daß derfelbe das volle Einfaufäged bezahlt und bkfe 
unterſchrieben hat, tritt er in alle echte eines obentlichen Mitgliedes. 

8. 8. Hat fi Jemand um die Aufnahme in bie @efelifchaft — ind 
mann, fo tie die Beifiger, tragen begründete Bedenfen gegen bie Aufna 
Deputirten ber Geſellſchaft zu Rathe zu ziehen. Winden. aud) diefe 
zur Abweiſung des Antrages, fo ift dies dem Antragfteller-auf geeignete 4 \ 
maden. 
8.7. (B. Ehren-Mitglieber.) Im Fall ih Jemand befonders. toohlk 
bie Gefeltichaft bezeigt, oder eine ausgezeichnete Thätigtelt im Intereffe der He 
fhiffeführer beiviefen hat, fo kann Vie @efeitichaft ipn ohne Rücficht auf ben 
ben Stand durch abjolute Stimmenmehrheit in ber. General-Berfammlun 
Mitglied aufnehmen und Ihm hlerüder auf Koften der @efellfchat ein fehriflic 


ertheilen. 
zit. 3. Rechte und Pflihten der Mitglieder. 

8.8. (a. Rechte.) „Jedes Mitglied ber Geſellſchaft hatt 
1) das Stimmrecht in alen Angelegenheiten derfelben, und bas Mech, 

fammlungen Anträge und Vorftellungen zu maden; 
2) die Mitbenugung der für bie Mitglieder der Gefellihaft in den bett, 
ten Schiffer-Stühle für ſich und feine ſich noch bei Ihm aufhaltenden‘ 
3) bie Wapltähigteit zu allen Wemtern der Gefelfchaft, nach den barüben ke 
im »Tit. Bon den Beamten» aufgeftellten Brundfägen; 
Ausgeihleffen Hiervon And die Chren-Mitglieder. r 
4) das — zur Erhebung ber weiter unten beftimmten Sterbegelber 
feine Ehegattin; 
5) das Recht, in bürftigen Umftänden eine Unterftügung aus. ber Kaffe ber WO 
nach den beöhalb gieichfalls welter unten befchriebenen Beffehungen 
Um die zufegt genannten ®ortheile genießen zu fönnen, muß bie beit. 

jchon 3 Jahre hindurd Mitglied der Belellichaft geivefen fein. 

8.9. Mitglieder, melhe in ihren Vermögensumftänden bergeftalt 
find, daß fie wegen gänglider Ermerbstofigteit die jährlichen Beiträge nicht zur 
Gefelichaft zahlen fönnen, haben das Recht, jchriftlidh oder berföndid) um Erlaf 
träge zu bitten. Die General» Berfammiung hat ein folches Gefuch zu prüfen 
Stimmenmehrheit entiveder zurädgumeifen, oder den Antragfteller bon ber 
zu entbinden. 

8.10. (b. Pflichten.) Diejenigen Mitglieder, deren Stimmen be 
einer Angelegenheit der Gefelfcpaft in der Winorität bleiben, dürfen 
gegen den darüber nad) diefem Statut gefahten Beichluß der Vrı 
ter auflehnen; ed twäre denn, daß berieibe nach Jahreöftift 1a als 
hätte, worauf denn eine neue Erdrterung deflelben bei der Gejell 
den fann. . 

$. 11. Die orventtichen und berfammlungöpflichtigen Mitglieber — 
Berfammtungen der Geſeüſchaft perſönich beizuwohnen, wenn michk = 
rungsfälle, al Kranfheit, Wbtoefenheit in Beihäften u. |. I0- 
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nderungofaͤlle müſſen jebody dem Aeltermann mit wenigen Worten ſchriftllch angezeigt 


en. 
Für jede Unterlaſſung dieſer Anzeige hat der Uebertretende eine Ordnungsftrafe bon 
gr. an die Kaffe der Geſellſchaft zu zahlen. 

8. 12. In den Verfammlungen find die Berathungen mit Ruhe und Mäßigung zu 
m. Der Borfigende oder Meltermann iſt verpflichtet, Verftöße hiegegen zu rügen. 
) die Berfammlung in ihren Berathungen geftört, fo muß der Störende aud der Ver: 
lung ſchelden und augerdem 1 Mthir. Orbnungeftrafe an die Kaffe ver Geſellſchaft 


A. 

8.13. Es it münfchensmwerth, daß jedes zur Eee fahrende Mitglied auf feinen Rei- 

ein Memoire führt, in welches e8 alle ihm auf Eee ober Im Hafen vorkommenden, 

aderd ınerfwürbigen Ereigniffe und Erfahrungen verzeichnet, Infofern fie ihm für die 
Mitglieder intereffant und zum Bortrage in den Verſammlungen geeignet 


en, 

8.14. Ale Mitglieder find verpflichtet, die Zwecke der Geſellſchaft zu fördern, die 
ingelderfelben aufzüdecken und für die Aufrechthaltung der Statuten ber Befellfcyaft In 
Igneter Weife zu forgen. 

8.15. Jedes ordentlihe Mitglied muß bie borfchriftsmäßigen ordentlichen und 
rerbentlihen Beiträge pünfilid an ben einglehenben Kaffirer entrichten. Mitglieder, 
he zur See abweſend find, zahlen Ihre rüdftändigen Beiträge erft dann, wenn fie wie⸗ 
einheimiſch find. Befchieht dies in ben erften 8 Tagen Ihrer Kuͤckkehr nicht, fo müffen 
don dem Aeltermanne dazu aufgefordert werden. 

8.16. Mitglieder, welche etwa nicht durch koͤrperliches Unvermoͤgen ober fonftige 
üaende Urfachen daran behindert werben, find verpflichtet, die biöher übliche Zeremonie 
'&terbefällen von Mitgliedern, wenn ed berfangt wird beizubehalten und ausführen zu 
fa. Wenn fie der besfallfigen Aufforderung des Weltermannd nicht Folge Iciften, fo 
Hallen fle in eine Ordnungoſtrafe von 1 Mthir. 
8:17. (Rechte und Pflichten der Ehrenmitglieder.) Etwanige Ehren-Mitglieber wer⸗ 
| & Theilnahme an den Berfammlungen ſchriftlich eingeladen und haben in biefen 
i den Berathungen mit den ordentlichen Mitgiiedern gleiche Rechte und Stimme. Un 
1Lerwaltung Theil zu nehmen, find fle aber nicht befugt und Beiträge haben ſie nicht 
aaa Ehen fo wenig haben fie Anfprud auf Interftügung aus ben Fonds der 

elicaft. 

Tit. 4. Von den Verſammlungen der Geſellſchaft. 

8.18. Zur Berathung der Zwecke der Befelfihaft finden Verfammlungen ber Mits 
Neben alt. Diefe zerfallen In: . 

1) die General-Verfammlung, . 

2) die duartal⸗Verſammlungen, 

3) außerordentliche Verjammlungen. . 
819. (Bon der Beneral-Verfammlung.) Die General⸗Verſammlung tritt jährlich 
nmal und zwar an dem britten Mittwoch nad) dem neuen Jahre, 10 Uhr Vormittags 
A, und zivar in einem, von dem Meltermann bazu zu befhaffenben angemeffenen Lokäl. 
er Aeltermann und bie Beiſitzer find jedoch befugt, in dringenden Hinderungsfällen die 
eneral⸗ Verſammlung auf einen andern Tag im Monat Januar zu verlegen. 

8. 20. In der Beneral-Berfammlung find folgende Befchäfte zu befeltigen ; 

a) allgemeine Berathungen ber, bie Gefellichaft Im Allgemeinen betr. Angelegenheiten; 

b) werden die @efuche und Anträge um Unterftägung geprüft und erledigt; 

e) muß die Einnahme- und Ausgabe-RNachweiſung, mit gehörigen Belegen verfehen, 
HN und der Fonds derfelben, ſowohl an baarem Belde ald an Dokumenten, vor- 
gezeigt werben; _ 

d) 28 wird für das nächfte Jahr ein Ausgabe-Etat feftgefeht und zur Richtſchnur für die 
Beamten niebergefchrieben; 

€) werden bie nöthigen Wahlen der Beamten vorgenommen. 

8 21. In der General⸗Verſammlung führen der Magiftratß-Deputirte und der Ael⸗ 

Tmonn den Vorfig. Zugeordnet oder ftellvertretend find Die Beiſttzer. 

8.22, Zur Prüfung der in der General⸗Verſammlung gelegten Rechnung, werben 
tel der Deputirten durh Wahl beftellt. Diefe haben die Rechnung qu. grünblid) zu 
rufen, das Refultat diefer Prüfung zu Protokoll nieberzufchreiben. Die von Ihnen durch 
amend-Unterfchrift voflzogene Verhandlung wird innerhalb 8 Tagen übergeben und die 
echnung nach Konfirmation des Magiftratd- Deputirten dem Weltermann zurüderftattet. 
8.23. (Bon den Quartal» Verfammiungen.) Dfe Quartal-Berfammlungen finden 
am März, Yunt, September und December. Den Tag beftimmt der Weltermann. 

N .24. Su ben Quartal» Berfammiungen gehören: der Mayiftratd- Depntirte, ber 

ttermann, beide Weiflger und die einheimifchen Depntirten Mitglieder. 


‘ 
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8.25. Der Iwed biefer Verſammlung iſt die Beſprechung aller, bie 
reffirenben @egenftände. Es gehören dazu aud) die Kontrolle der Einnahme un! 
im legberfloffenen Quartal, die ettvanige Aufnahme neuer Mitglieder, die Brit 
Gefucyen ac. Ferner können auch day gehören: Mittheitungen über toichtige den 
gen in Geefahen, Belprehungen über Berbeflerungen und Weränderungen da 
feuer, der See» und Land-Marfen und über andere Gegenflände, weiche der & 
und Pheberei von Intereffe und in der nädjfien Generaf«, ober wenn bon 
Wichtigkeit, in einer augerordentlihen Verfammiung zur Kenntnig aller ci 
Mitglieder zu bringen: find. 

8. 26. In den Quartal» Verfammlungen müffen bielenlgen Deputitten«‘ 
welche nicht auf Seerelfen abweſend find, durhaus gegenwärtig fein, infofen fie 
dringenden Urfachen daran behindert find. . 

8.27. Beſonders wichtige gemeinnügige Vorträge (Verwaltungs -ngel 
ausgeſchloſſen) in den Quartal Werfammiungen, werden bon dem befoldeten © 
Protofoll gebracht und jedem zur Quartat» Verfammlung gehörenden Mitgiie 
frei, Ah Abfchriit davon zu nehmen. 

8. 28. Befonders in der im December abzuhaltenden Quartal » Berfommin 
die Pflicht der Debutirten- Mitgliener, die Rechnung genau zu rebibiren, bamit 


gitebern Mittheitungen bon befonderer Wichtigfeit gu machen haben, oder dern 
mung in außerorbentlihen Angelegenheiten für nothig halten. Won einer ſol 
ſammlung darf fein einheimifches Mitglied nach borangegangener Aufforderung 
ben. @efchieht ed dennoch ohne hinreihenden @rund, fo find 15 Sr. Drtn 
an die Kaffe der Geſellſchafi zu zahlen. 
8.30. (Allgemeine Regeln bei den Verſammlungen.) Die Einlabungn 
General⸗, Duartal- und außerorbentlihen Verſammlungen erfolgen bon dem 
durch Elntanun 8- Karten, die ber Bote einem jeden Muͤgllede abzugeben hat. 


Mitgleber gefaßt werben. Bei den Abftimmungen entſcheldet die abfolute St 
heit der antvelenden Witglieber. Betrifft die Sbkimmung indeß eine toefentiide| 


Tit.s8. Bon den Beamten der Geſellſchaft. 

8.34. Die Vertretung der Geſellſchaft und die Zeitung ihrer Geſchäͤſte erf 
feigende Beamte: 

) den Magiftratd»Deputirten als erften Vorſthenden, 
2) den Neltermann, 
3) die zwei Beifiger, und 
4) die neun Deputirten. 

Sie werden nach ben weiter unten folgenben Beftimmungen ertoählt. 

8. 24. Der Magiftrats-Deputirte, der Meltermann und die zwel Veiflker 
obere Zeitung aller Angelegenheiten ber Geſeliſchaft. Diefe und bie neun Depul 
den engern Bath derfelben. 

8. 36. Der Magifirats- Deputirte wohnt ben Werathungen ber Gefelſqhe 
mäßig bei, um über die @efegmäßigteit ihrer Befchlüfle zu machen. 

Wenngleich der @efellichaft fein Worfchlagsredyt zuſteht, jo wird doch erwa 
auf deren Wünfche billige Rüdjicht genommen werden bürfte. 

8.37. Die Wahl deö Yeltermanns und ber ziel Beiflger erfolgt in ber 
Verfammlung durch abfolute Stimmenmehrheit dergeftult, daß aljährlich ber Melt 
ausfcpeidet und der erfte Veifiger In feine Stelle rüdt; bagegen kann der Beltermil 
ber old zweiter Beifiger gewählt werben. Die Wahl bed eltermanns und der 
wird auf diejenigen Mitglieder befchräntt, tweidhe am Lande Ieben und bel der erfi 
ad Neltermann 8 Jahre Mitglied, bei der der Beiflger aber 5 Jahre Mitglieder 
ſchaft geweſen find. -Bel den Wahlen zum Meltermann ober zu Veiflgern, macht ch 
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ende Bedingungen erfüllt find, feinen Unterfchted, ob der zu Wühlende Königlicher 
ommunalbeamter, ober jonft Magiftratd-Belehnter iſt. Er kann auch HoBpital- 
ser fein, denn er ſich felbft in daſſelbe eingelauft hat. ‚Jedoch ift dabei zu berüd- 
n, ob in einer folcher Wohnung bie Sicherheit der Kaffe der Geſellſchaft vielleicht 
et werden Tann, denn dieſelbe darf nur von ſolchen Mitgliedern des engen Math 
ahrt werben, welche Grundeigenthuͤmer find. 


38. Der Aeltermann führt neben dem Magiſtratsö⸗Deputirten den Vorſitz in allen 
miungen und ſorgt für die ordnungsmäßige Abhaltung derſelben; an ihn find alle 
e und Eingaben zu richten, welche die Geſellſchaft betreffen, ebenjo hat er auch alle 
—* Erlaſſe, jo wie die Beſchlüſſe der Geſellſchaft zu unterzeichnen. Er führt ferner 
fie derſelben und hat die Dokumente, ſowie dad Archiv, aufzubewahren. 
39. Der Aeltermann hat die Befugniß, verſammlungspflichtige Mitglieder auf 
Korifttihes Befuch vom Erfcheinen in einzeinen Verſammlungen zu diöpenfiren, doch 
Veſe Bewilligungen nicht auf mehr als den fünften Theil der verſammlungopflich⸗ 
Mitglieder audgebehnt werben. ' 
440. Der Neltermann macht im Laufe des Jahres alle, nad) dem Audgabe- Etat 
vn und gewöhnlichen Ausgabe, wozu ihm bei jeder General⸗Verſammlung eine 
Wende Beldfumme zur Diöpofition gefellt wird. Kommen unabmeidliche nicht vor⸗ 
khende Ausgaben im Laufe des Jahres bor, fo kann ber: Aeltermann, wenn fle 
<haler überfteigen, nur mit Zuziehung des Vorſttzers, der Beiſitzer und der einheimi⸗ 
Deputirten, biefeiben beftreiten. lan , 
B-41. Ferner hat der Neltermann die Gefchäftsführung der übrigen Beamten zu 
Mtigen, inäbefondere die ftatutenmäßige Leiftung ber Einnahme und Ausgabe zu 
ten; die Sicherheit der Fonds der Geſellſchaft zu überwachen und in biefer Bezie- 
bad Erforderliche nöthigenfalls unter Berufung deö engeren Mathes zu beranlaffen. 
$.42. Geht der Meltermann mit Tode ab, jo hat der erſte Beiſttzer fofort den engeren 
uſammen zu berufen und werben bon dieſem fogleich alle der Geſellſchaft gehörigen 
&, Dotumente und Papiere in Empfang genommen, und wegen beren borläufiger 
Ku Aufbervchrung darüber beftimmt. enn nicht erhebliche Bedenken obwalten, fo 
ber eſte Beiſttzer in die Mechte und Pflichten des Aeltermanns, und ed wird bon 
egeren Rathe proviſoriſch ein zweiter Beiſttzer gewählt, weit ber biöherige zweite 
Ber in ſolchem Kalle zum erften Beifiger aufrüdt. 
8.83. Der Meltermann und die zwei Beiflger, weiche zu der Hauptlaffe den Schlüfs 
dhren, find für daß Vermögen und den richtigen Beſtand bed Fonds der Gefellfchaft‘ 
fero verantwortlich, als ihnen eine Fahrlaͤſſigkeit zu Laſt gelegt werben fann. 
8.4. Damit bei vorfommenden Diebfählen, Feueröbrünften 2c. der Gefellfchaft die 
ahen Bit, abhanden gefommene Dokumente 2c. aufbieten und amortifiren zu fön« 
1 fo muß der erfte Weifiger ein genaues Verzeichniß ber vorhandenen geldiverthen 
e und Dotumente führen und bei fi) behalten. In ber Kaffe dürfen ſich nur außer 
28 gelehte Staatspapiere befinden. 
8.45. Die zwei Beiſiher haben die Reifen der fahrenden Mitglieder zu kontvolliren, 
ſſo die Veltt ge der am Lande lebenden Mitglieder. Jeder von ihnen führt ein beſon⸗ 
ud) darüber, nach einem zu entwerfenden Schema. 
8. 46. Zur Erleichterung und Hülfe der Geihäftsführung befolbet die Geſellſchaft 
D beiondern Setretair, der das Hroiokoll In ben Berfammlungen und unter Verant- 
ühteit und Kontroli® des Yeltermannd bad Hauptrechnungsbuch führt. 
8. 47. Ebenfo wird ein Bote zur Einziehung der Beiträge und Einladung der Mit- 
He den Werfammlungen befoldet. Vorzugsweiſe wird dazu ein armes Mitglied . 


8.48. (Von den Deputirten.) Die neun Depulirten werben aus ben orbentlichen 
m gewählt, welche mindeſtens zwei Jahre Mitglieder der Geſellſchaft geweſen 
 & fünnen zwei Dritttheile von ihnen aus denen zur See fahrenden Mitgliedern 
erben. Alte zwei Jahre fcheidet ein Dritttheil von ihnen aus. Das erfte Mat die» 
‚ Weihe die mindefte Stimmenzahl bei der Wahl gehabt haben. Sie fünnen aber 
gewählt werden. Die Wahl geſchieht durch Ballotage. Stimmenmehrheit entſcheidet. 
Tag Die Deputirten find ald das Organ und bie Stellvertreter der abweſenden 
det zu betrachten; fie gehören nach 8. 35 zum engeren Wathe. 
8.80. Ya den Vflichten der Deputirten gehört, daß fie, mie fchon im 8.24 bemerkt 
‚Tegelmäßig ben Duartal-:Verfammlungen beitwohnen und ſich in fteter Kenntniß 
ch ufande der Angelegenheiten der Geſellſchaft erhalten, etwanige Wtängel dem 
h Am uud den Beifitern mittheilen und Abhülfe derfelben beantragen. Weberhaupt 
! ann und den Beifiern, wenn e8 verlangt wird, mit Rath und That an 
do gehen. In den Quartal⸗Verſammlungen führen fle, wenn Angelegenheiten ber 
Haft erörtert werden, jeber eine Stimme, auch haben fle in eben biejen Quartals 
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8.25. Der Iwecd diefer Verfammlung iſt bie Beiprechum; 
reffirenden Begenftände. Es gehören dazu aud) die Kontrolle 3 
im legverfloflenen Quartal, die etiwanige Mufnabine neuer S 
Geſuchen 2c. Kerner fönnen auch dazu gehören: Mittheitt 
gen in Seeſachen, Beſprechungen über Verbeſſerungen & 
feuer, der See⸗ und Land» Marten und über andere € 
und Mheberei von Inlereſſe und in ber nächften &y CH 
Wichtigkeit, in einer außerordentlihen man) % % 
2% 








Mitglieder zu bringen: find, 
8.28. In den Quartal» Berfammlungen 7% 
welche nicht auf Seereifen abtvefend find, burd) 


8. 27. Befonderd wichtige gemeinnügh, 336 
— in den Quartal» Berfammtuy fg *; A; 
Brol EA 



















fungen (erben bon bem Mellermg, ig 

gliedern Mittheilungen von 544 

mung in außerorbentfihen Mr} ei 

famınlung darf fein einheimit k 

ben. @efdjieht e8 dennoch Sf y 

an bie Kaffe ber Gefelifchar. \ vn 
8.30. (Ailgemeine, 





jol 
„pttveifung und ie 
„erfolg und beharrt das 
ach einem In der Fe 
ai A 
8.31. Ric tue" „entfernen und deſſen 


1) Die Ohren , weiches ſih ertolefen (chlechte Handiung 
3 Ylcenißen o⸗ a ih in B a erfammlung und 
2 aft zu freten gezwungen. 
8 Kan 2 utende — der Austritt ein freiwilllget — 
efläfle gef mer alle digfttuͤche an bie @efelfchait und deren Bermöb 
nen N Mi hung forbem; Jod fl bon br Gefenjgoft a 
fe — ͤhung zu gewaͤhren. 
Bien a Wal Ton Sen Ausgaben der Befetifhaft. 
Bel ber 9, ie Ausgaben der Gefellihaft grfallen In: 
[ha 4 Serwoltungetoften; j 
a Rentiiche und 
DR ehentlice Ausgaben . 
erden zu folgenden Iwegen bermenbet, un 
EI Werwoitungstofen.) Yu ben Mervaltungstofen gehören: 5 
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@. 61.Orbentiidhe Außgaben.) Zu den orbenttichen Auagaben geh ir 
— 
jeb ot gaktin. 
ehe, fo mi 2b Sale Ointnfgen mit TA ug dm! 
Sefelifchaft erlegen; 
b) a eben HE ie Ronrotkung und Einyehang DS rg 
Brefegeiber atifinbenben Beiträge beriigfe Tantieme von 5 9 


durch Einladungs-Kar-fz ” 











⸗ ⸗* 
j — —en Er Säiffaht. ss. 


—— = 52.) Uußerordentliche Ausgaben find: . 
J as = ___ nem ordentlichen hülfebeb: ee liede, deren 
. a —-_ Lebensjahre nach dem Beihluß der General-Ber- 


S— 
S Sgelder wird ſich nad) der Zahl der Hülfsbedürftie 
My, — Wliee, en Allen De ha a mai 
Goa, & > aft zu Gebote ftehen, fo wie nad) den Umftänden 

77 un Tl Bungfudenden befinden; 
pa, Dokumenten im Intereffe ber @efellfchaft, ſowie 


orbenttihen Koften, in fo weit bie letzteren 
ng für dad naͤchſtlaufende Jahr ein Etat 
Stöhofitton geftellt. 

In ben Quartal-Berfammlungen von 





ı der Ausgaben. 
“schaft werden von den zahe 
racht: 


at find befreit: 
‚sie ziel Beiflger, fo lange fle ihre Aemter ver⸗ 


WDU 80 Jahre Mitglieder der Geſellſchaft twaren; 
KECE Ya kte Ratigefandene neue Wahi dreimal hinterein- 
ST mann ober eines Veiftgers befieideten ; 
Le General-Berfammlung tvegen Ihrer Dürftigteit auf den 
em NS Vie tpelliveife oder böllige Befreiung von Zahlungen betolle 


ueber And zaplungapfligtig. 
at) Bel > aufnahme in die Geſellſchaft zahlt jedes ordentliche 
outg gelb Don 15 Thatern Preuß. Courant. 
eauslche Beiträge.) Alle am Sande Iebenden Mitglieder, infofern fe durch 
engen micht zahlungefrei find, zahlen einen jährlichen Beitrag von 
‚gut jenigen fahrenden Mitglieber indep, welche ihr Schiff verloren haben, 
DY fe wieder in Attiniüt freien; nur den halben Beitrag mit 20 Sr. 
D 


‚den Mitglieder zahlen ihre ordentlichen Beiträge, aber unter dem 
ie, hie ee der Größe ber von ihnen geführten 
fer, welche fie machen, feftge Ind: 

ee N lage. ertsug un Gtadoim, fo mie grgetheis 
‚en und in dem großen Belt bie ötpbnrgeinen fennig pro Rormallaft; 
er Norbfer und zwar nördlich DI8 Bergen, Orteneh 2. und füblld) 
je ee don Dover und Galaiß ein und einen halben Pfennigpro Rormallafts 
ifem nach der jeftfüte von England, Irland, Bucht, a ae bis 
Se von Gibraltar (üdlid) und bis Archangel nördlich, zwei Pfennige pro 
. ttelländifen und Schtwarzen Meer, nach der Oftfüfte bon Amerita, 

te bis zum Yequator. bier Pfennige pro Normallaft; 
2 —2 bie den Meguator überfchreiten, einen Sitbergrofcjen pro Kormallaſt 
— eehen imo daß Schiff vom erften Zöfchplahe aus nach 
— ‚Hafen Ladung bringt, welcher in dem Bereich derienigem Meeresthelle 
Melden biefelben Sahlungsfäße gelten, die für bie erfte Reife angenommen 

"dad Mitglied bie ‚Säfte der bon 1 bi6 5 fipulirten Meiträge. 

find diejenigen Seifen, wo ba® Schiff vom ziwelten Lofchplahe aus, 
en Bereich Kiegen muß, mit Wallaft nad einem vreußiſchen Hafen 


h bei Schiffeberluften.) Wenn ein Mitglled dad von ihm 
ein dio bertlert, fo zahlen bie übrigen ald Schiffführer 
‚an daffelbe Jeder Einen Shaler. j 
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Verfammlungen Kenntniß bon Einnahme und Ausgabe und bon dem borhandenm 
mögen ber ®efellichaft zu nehmen. 

8. 51. Zu Beamten And, wie ſchon im 8. 37 im Allgemeinen feftgefeßt worte, 
Mitglieder wahlfähig, welche nicht über eine Meile bon ber Stadt entjeral wahmn] 
eines guten Nufes erjreuen und bie Befählgung zum Amte befigen. Qedes Miyin 
die aufihn gefallene Wahl annehmen obe: 6 Ntthtr. zur Kaffe zahlen, In weiten 
auf drei Jahre von der Wahl befrait Äft. Von der Strafe auögenommen find | 
nigen, welche des 62fte — uͤberſchritten haben. 

8. 52. Bei der Wahl müffen alle anweſenden Mitglieder ihre Stimmen 
Bevor zur Wahl gefchritten woird, müffen diejenigen 88. dieſed Statuts, fotnie die 
Inftruftion, veriefen iverden, welche den Wirtungsfreis ded zu wählenden Be 
das Verfahren bei ben Beamtenwahlen angeben. 

8.53. Eine fpezielle Dienft- Infruftion foll für bie Beamten angefertigt un) 
Statut beigefügt werden. 

Tit. 6. Von dem Austritt ber Mitglieder der Befellfhaft 

8. 54. Es fteht jedem Mitftiebe frei, aus der Gefellichaft auszutreten. Wenn 
getreteneö Mitglied aber fpäter der Geſeliſchaft wieder beizutreten wünfcht, und. 
Aufnahme deffelben nichts zu erinnern Ift, fo muß es das Eintrittögeld nad) ein 

8. 55. Zahlungspflihlige Mitglieder, welche in zwel nach einander folgende 
bie ftatutenmäßigen Beiträge an die Gefellfchaft nicht mehr bezahft haben, follen al 
getretene betrachtet werden; wollen fle bann fpäter der Geſellſchaft wieder beittelen I} 
den fie ald neue Mitglieder angefehen und müffen gleichfalls noch einmal bas tal 
taufögeld bezahlen. . 

8.56. In dem Fall, daß ein Mitglied den Beihtüffen und Zwecken ber 
vorfäglic; entgegentvirten follte, fo iſt daffelbe mad) einer in der @eneral 
gepflogenen Berathung zur Verantwortung zu ziehen und falls fi) ein old, 
nicht zu rechtfertigen Ya} fo iſt ihm eine fhriftliche Zutechtweifung und 
gung der Gefellſchaft zu ertheiten. Iſt dies nicht von Erfolg und beharrt dad 
feinem tadeinöwverthen Benehmen, fo Ift ed nad) einem in der General:®i 
fanden Beſchluſſe aus der Gefellfchaft zu entjernen und deſſen Name im ber 
du reichen. x J 

8. 57. Eben fo ift ein Mitglled, welches fich erwieſen ſchlechte Haudlun— 
den kdommen läßt, nad) bem Wortrage in der General» Verfammlung und 
Beſchluß aus der Befellichaft zu freten gezwungen. 

8. 58. Das auötretende Mitglied, mag der Austritt ein freiiilliger ober 
fein, vertiert für immer alle Anfprüde an die Gefelihait und derem Wermöpen 
niemals eine Unterftügung forbern; jebod) foll c6 von der Geſeliſchaft abı 
Umftänden eine Unteräung zu gewähren. 

Tit. 7. Bon den Ausgaben der Gefellfhaft 
8. 59. Die Ausgaben der Befellfcjaft zerfallen in: 
a) die Vermwaltungötoften; 
b) ordentliche und 
©) außerordentliche Ausgaben. 
Sie werden zu folgenden Zweden berwendet. a 
8. 60. (Verwaltungäfoften.) Zu deu Vertvaltungöfoften gehören: 
1) as biöher an den Altermann zu zahlen getvefene jährliche ratial vom 6 
2) die Vergütung der Kofalmietpe für die Quartal» Verfanmlungen at ben) 
6 Tpalern jährtich; 
3) Aufrahmegebühren ben ledem neuen Mitgtiede an denfelben mit 1 Thaler. = 
Auelagen werden befonder& vergütet, mozu auch die Abgaben an vie Be 


jehören; 

4) die eufnapme-@rbören von jedem neuen Mitgllede an bie zieh Weiflber 
mit 1 Thaler; 

5) bie Koften ber Sotatmietpe zu den Beneral-Berfammlungen; 

6) bie Koften für Mechnungsbücher und Schreibmaterialz 

7) die Befoldung des Sehretalrß ber @efeilichait; 

8) die Vefoldung bed Boten der Geſellſchaft 

8. 61.(Orbentliche Ausgaben.) Zu den ordentlichen Ausgaben gehören: 

a) bie biöper üblichen Gterbegeiber von jcht ab jedesmal 20 Thaler für en m 
abgegangenes Mitglied oder deffen erfte Chegattin. Werheirathiet I} dat 
aber wieder, fo muß ed dad Halbe Eintaufsgerd mit 74 Thaler mach tum 
Kaffe der Befellfchaft erlegen; 1 

b) die. den zivei Beiflgern für Die Rontrollirung und Einziehung ber unker DEM 
Neifegelber ftattfindenden Weiträge Beroilligte Tantieme von 5 Prozent; 
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8.62. (Anherorbentliche Ausgaben.) Wußerorbentliche Ausgaben ſind: ® 
die Unterflüßungdgelber, welche einen ordentlichen hütfsbebärftigen Mitgliede, deren 
Wittwe und Waiſen bis zum 14. Lebensjahre nach dem Befchluß der General⸗Ver⸗ 
fammlung gezahlt werden. 

Die Bröße diefer Linterftüßungsgelber wird ſich nad) der Zahl ber hülfsbedürfti⸗ 
gen und unterffüßungdberechtigten Mitglieder, deren Wittwen oder Waifen und nach | 
den Mitteln, welche der Geſellſchaft zu @ebote ftehen, fo mie nach den Umftänden 
richten, in welchen fich bie Unterſtützungſuchenden befinden; 

‚die Auslagen für Ausfertigung von Dofumenten im Intereffe ver Gefellichaft, forwie 
die dazu verwandten Stempel ac. 
8. 63. Ueber die Verwaltungs» und außerorbentlihen Koften, in fo meit die letzteren 
mmen, witd bon der General⸗Verſammlung für das nädjftlaufende Jahr ein Etat 

fest und deſſen Betrag bein Meltermann zur Dispofition geftellt. 
Einanige augenblictiche Unterflügungen fönnen in den Quartat-Verfammiungen bon 
engern Rath vorläufig bewilligt werben. 
218.8. Bon den Mitteln zur Dedung ber Ausgaben. 
8.84, Die Mittel zur Dedung ber Ausgaben ber Geſellſchaft werden von den zah⸗ 
Hählgen Mitgliedern unter folgenden Benennungen aufgebracht: 
A. Einfaufögelder, 
B, ordentliche Beiträge, 
C. Sterbegelber, 
D. Orbnungsftrafen, . 
E. etwanige freiwillige Beiträge. 
8.65. Bon jeder Geldausgabe an die Geſellſchaft find befreit: 
I) ale etwanigen Ehrenmitglieder ; . 
J un deßmalige Aeltermann und die zwei Beifiter, jo lange fie Ihre Aemter ver⸗ 
alten; 
Nalle diejenigen, welche ſchon 50 Jahre Mitglieder der Befellfchaft waren; 
H dieſenlgen Mitglieder, welche burch die ftattgefundene neue Wahl dreimal hinterein- 
ander das Amt des Aeltermanns ober eines Beiſttzers befleideten ; 
d) ud) diejenigen, denen die General⸗Verſammlung wegen ihrer Därftigfeit auf ben 
natrog des Meltermannd die theilmelfe oder völlige Befreiung von Zahlungen beiils 

gt hat. . . 

Alle übrigen Mitglieder find zahlungbpfllchtig. 

8.68. (Einkaufsgelder.) Bel der Aufnahme in bie Geſellſchaft zahlt jedes orbentliche 
glieb ein Eintaufögeld von 15 Thalern Preuß. Courant. . 

8.81. (Ordentliche Beiträge.) Alle am Lande tebenden Mitglieder, injofern ſie durch 

chende Beftimmungen nicht zahlungsfrei find, zahlen einen jährlichen Beitrag bon 
&lr, 10 Spr, Diefenigen fahrenden Mitglieder indeß, welche ihr Schiff verloren haben, 
Men big dahin, daß fie wieder in Mftioität treten, nur den halben Beitrag mit 20 Sgr. 

000, 

8.68. Die fahrenden Mitglieder zahlen ihre ordentlichen Beiträge, aber unter bem 
Men: Reifegeider, welche, wie nachſtehend nach der Größe der von ihnen geführten 
hiffe und den Meifen, weiche fie machen, feftgefegt find: | 
I) für Reifen. in ber Oftfee bid nach St. Veteröburg und Stodholm, fo twie gegentheils 

nad) Kopenhagen und in dem großen Belt bis Ryborg einen Pfennig pro Normallaſt; 
2) für Reifen in ber Norbfee und zwar nördlich bis Bergen, Orkeneh 2c. und füdlich 

dis zur Straße von Dover und Caiais ein und einen halben Pfennig pro Normallaft; 
9) für bie Reifen nad) ber Weftfüfte bon England, Irland, Bucht, von Frankreich bis 
dur Strafe don Gibraltar füdlic und bis Archangel nördlidy, zwei Pfennige pro 


ormallaft ; 
4) für Reifen im Mitteländifchen und Schwarzen Meer, nad) der Oftfüfte von Amerifa, 
[0 wie nad) Afrifa 618 zum Mequator. vier Pfennige pro Normallaft; 
ö) für alle Reifen, vie den Aequator überfchreiten, einen SitbergrofhenproNormallaft; 
8) don Ztoifchenreifen, d. b. d ejenigen, mo das Schiff vom erften Loͤſchplatze aus nad) 
einem andern Hafen Ladung bringt, weicher in dem Bereich derjenigen Weereötheile 
legt, für weichen diefelben Jahlungsſätze gelten, die für die erfte Meile angenommen 
ſud zahlt bad Mitglied die Hfift der bon 1 5i8 5 ftiputirten Beiträge. 
uegenommen find diejenigen Helfen, wo dad Schiff vom zweiten Löfchplatze auß, 
ntamenfelen Bereich Liegen muß, mit Ballaſt nad einem Preußiſchen Hafen 
8 00. (Unterftügungsgelber bei Schifföverluften.) Wenn ein Mitglied dad von ihm 
Haie Geführte Sc In Schiffbruch vertiert, fo zahlen die übrigen ald Schifföführer 
en Mitglleder an daffelbe jeder Einen Thaler. | 





3. Bon der Beförderung ber Gewerbe; 




















© Die gm Lande lebenden zahlungöpflichtigen Mitglieder aber zahlen ta ſolhen 
mindeftend Zehn Silbergroſchen, ohne daß Fr Pr en — Schrauin 
hoürbe. 

Wenn das ſchiffführende Mitglied bei dem Schiffbruche das Leben verliert, jo 
De a ne Wittwe oder die etwanigen vater» ober mutterlofen Baic‘ 

el . 

8. 70. (Sterbegeiber.) Das biäher übtiche Leichengeld von 5 Sgr. on jeden 
ben und am Lande lebenden Mitgliede wird auch fernerhin gezahlt. Diejenigen am 
befindlichen Mitglleder aber, welche nur den halben —X Beitrag bon 2) 
jögrlid entrichten, haben jedesmal nur 24 Sr. Leichengeld zu bezahlen. 

8. 71. (Ordaungöftrafen.) Sämmtlihe Orbnungöftrafen, welche gegen die 
ber feftgefegt und von ihnen erhoben werben, fließen — in bie Kaffe der &eie 

8. 72. (Freiwiuige Beiträge.) Ebenfo gehören diejenigen eiwanlgen freimill 
träge, welche ein Mitglied oder Kichtmitgiled der Befellihaft ald Gefchent zu dert 
veranlaßt finden möchte, in bie Kaffe ver Geſellſchaft. 

8. 73. Wer von ben Mitgliedern freitoillig aufhört, zur See zu fahren, 
ic), ein neued Wert über Schifffahrt oder Handel, fo wie mindeftens eine gute 


18.9. Von ber Siherftellung der Fonda der Befelifhait 
8. 74. Zur Sicherung ber Yond& der Gefeliſchaft müffen dieſelben In Stantty 
‚oder auf gute Hppotheten zinsbar belegt werben. 
Sobald der Kaflenbeftand im Laufe des Jahres 150 Mihi. überfteigt,fo it 
einſtwellen bei der Spaartaffe gu deponiren. - 
zit. 10. Bon ber endlihen Befimmung der Fonds der Befeltfänt, 
8. 75. Solite'im Verlauf der Zeit die Seejhiffer» Befenfchaft fich ans er 
Bründen auflöfen, fo fol bie dann noch vorhandene Zahl der Witglieder ber Gil 
in einer zu haltenden @eneral-Berfammlung durdy Stiinmenmehrheit entſcheiden wr 
Fonds der Befelifhaft verteilt und verwendet werben folle. Nie aber fol ene 
dung beffelben zu irgend einen andern Zmede, als dem der Unterftügung hülfet 
Wittwen und Waifen von Mitgllebern der Geſellſchaft, ftattfinden Dürfen. 
8. 76. Dem Hocedien Kath) der bieflgen See» und Hanbelsftabt fol ein 
biefed Statuts vorgelegt und Hochberfelbe um Veftätigung beffelben gebeten werte 
8. 77. Das vorftehende Statut wird nad) Uebereintommen ber Mitglieder va 
fölffer-@efelfhaft am heutigen Tage In Kraft treten. 
Danzig, ben 10. Febr. 1845. 
(Unterfgpriften.) 


Das vorftehende, von den Mitgliedern der Seeſchiffet -Geſellſchaft voltzhen 
77 Paragraphen beftehende Statut, toird von und hlerdurch genehmigt. 
Danzig, den 3. März 1846. 


(L. S) 
Dberbürgermeifter, Bürgermeifter und Rath. v. Weidhmant 


Vorftehende Statuten werden vermöge der den Min. des Inn. und der fi. 
8. 95 der Bemerbe-D. v. 17. Ian. 1848 ertheilten Ermächtigung borbehalttidh Nat? 
du treffender Wbänderungen, und unbefcjadet der Rechte jedes Dritten, hierburd) vi 
Berlin, ben 14. Aprlı 1847. 
Der Bin. des Jun. Im Auftrage. Der Fin. Min. Im Auftrage. 
Mathis. d.Bommer-Efde. 
(Din. Bl. der Inn. Verw. 1847, ©. 138, Nr. 179.) 


Dritter Titel. 
Bon den Anftalten und Einrichtungen zur Sicherheit der See⸗Eqi 
gegen äußere Gefahren. 
a) Exriätung von Leuchtthürmen und Leuchtfeuern. . 
Dergieichen beftchen jet mehrere an ben Dſiſet küſten ber Pr 
Preußen und Bommern, namentlid) bei Swin em uͤnde anf ber reden 
auf Arcona, aufbem Strafelberge bei Cofer ew, zu RüdSHöft ms 


— — — — — u. Ban 
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ewaſſer, auf Hela, zu Baker⸗Dirſchkeim, bei Pillau, bei Memel 
bei Jer dhöft. 

b) Errichtung von Boien, Flaggen und Baken. 

Dergleihen beflehen an den Strommündungen zur®ermeidung von Untiefen. 
e) Siherung der Meeredufer und der Küfte gegen den Abbrudy 
b Wellenſchlag. 


IIR. der K. Min. d. Fin. (vd. Düedberg) u. d. Inn. (Mathid) v. 21.März 
N an die K. Meg. zu Königöberg, betr. dad firafbare Herauduchmen von 
sen au der Oſtſee, ſowie aus dem frifchen und kuriſchen Haff. | 


Unter den in dem Ber. v. 11. Ian. b. 3. angeführten Umftänden mollen wir bie K. 
‚nad Ihrem Antrage zum Erlaß einer V. ermächtigen, durch welche das Herausneh- 
ıvon Steinen aud der Dftfee auf eine Entfernung von 20 Ruthen von dem Ufer ohne 
mbere polizeiliche Erlaubniß bei Vermeidung einer Strafe bis zu 5 Thlrn. unterfagt 
d. (Anl. a.) Zugleich überlaffen wir ver 8. Reg., in befonderen Fällen, wo es ſich 
nolöwendig herausftelien follte, aud auf eine größere Entfernung die Entuahme von 
inen mit Bezug anf jene V. zu unterfagen. , 


Anl. a. 

Ein höhern Orts beftimmt worden, daß zur Sicherung ber Ufer bes frifchen und 
turihen Haffs gegen den Abbruch durd die Wellen und das Treibeld, fo wie zur 
onung ded Fiſchſtandes, desgleichen zur Sicherftellung des Oſtſee⸗Etrandes fortan 
€ beiondere polizeiliche Erlaubniß in einer Entfernung von Zwanzig Ruthen von 
Ufern beider Haffe und der See, bei Vermeidung einer Strafe bie zu Fünf Tha- 
R, feine Steine auß benfelben herausgenommen werben bürfen. 
Den Fiiherels Auffichtöbeamten und Domalnen-Rentmeiftern ift bie Neberwachung 
Kontrabenienten übertragen. 

Ronigöberg, den 9. April 1847. 

Königliche Regierung. 
(Min. Bl. d. Inn. Vermw. 1847 S.98 Nr. 136.) 


2) R. derfelb. Min. v. 6. Mai 1847 an die K. Meg. zu Danzig, betr. das 
bot ded Heraudnehmerd bon Steinen am Strande ber Dfifee und aud dem 
grunde, 


Unter den in bem Ber. v. 4. v. M. angeführten Umftänden wollen wir bie 8. Reg. 
h Ihrem Antrage zum Eriaß einer ®. (Wal. a.) ermächtigen, durch welche dad Herauß 
men von Steinen am Strande der Oftfee und aud dem Seegrunde ohne befondere 
Inellihe knarbniß bei Vermeidung einer Strafe bis zu fünf Thirn. unterfagt wird. 

Anl. a. 

MH Oemehmigung der K. Min. des Inn. u. d. Fin. beftimmen wir hierburd) zur 
Gerung des Dittefirandes und ber Küfte gegen den Abbruch durch Wellenfchlag, daß 
Ion Steine von dem Strande ber Dftfee und aus dem Seegrunde, bei Vermeldimg einer 
'ofe bis zu Fünf Thalern, nicht ohne vorherige Ertaubniß der beir. Ortspolizei⸗Vehoͤrde 
ausgenommen werden dürfen. Danzig, den 28. Juni 1847. 

Königl. Sealerung. 

(Min, Bi. d. inn. Verw. 1847 ©. 168 Fr. 217.) 

d) Berhätung des Ueberladend der Schiffe. 

R ded K. Min. ded Inn. (v. Schuckmann) v. 18. DH. 1827 an bie K. 
dm Könlgoberg. 

Der 2. Reg. wird In Verfolg des vorläufigen Beſcheides d. 6. Mai d. I. auf Ihren 
"b.24. Rob. b. I. nunmehr eröffnet, daß bie Erlaffung der damit im Entwurf ein- 
ühten ®. zur Verhütung bed Ueberlabend der Schiffägefähe, nach dem Urthelle anderer 
N un @atadıen, denen ich beitrete, für unnöthig, ja fogar für bedenklich gehalten 
maß, Ä 

Für unnöthig, weil einmal bei dem jeßigen Stande unferer Schifffahrt das Ueberfäl- 
eines Preuß. Schiffes mit Baffagieren faft gar nicht zu denken tft, umd die Oft- und 
'dfee bon mehreren Häfen umgeben find, bon welchen event. beim Auögehen des Pro- 
its du8 Fehlende bald befchafft werden fann, auch die zwifchen beiden, jest faft auß» 
chlich, oder doch arößtentheils von Preuß. Schiffen befahrenen Meeren liegende Sta» 
! bon Helfingör jedenfalls zur Ergänzung des Provlauts die befte Belegenheit giebt, 
n aber auch zweitens jebes Wreuß. Schiff bie unberfennbare Marke trägt, wie weit es 
au naht beladen werben fann; barauf, daß bie Ueberladung alt Im Vreuß. Häfen 

‚L ) . 
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erfolge, die Hafen-Polizei-Wehörden zu machen haben, und es alfo nur einer Anke 
des Schifferd bedarf, fein Schiff nicht weiter zu belaften, ais e8 die Warten 
Bedentlic) ſcheint dad vorgefhlagene ©. in Beziehung auf die 88. 16—: ya 
Aufnahme von Baflagieren aus fremden Häfen, indem jede Befradhtung und Bei 
eines Schiffes gleid) ‚allen andern Transattionen des Handels und ber Schifffchrt md] 
betreffenden Landes⸗ und Ortö-Wefegen, Verhaͤltniſſen und Eigenthümlichkeiten ke 
werben muß, und denſelben unterworfen Ift, bie Anwendung eines Preuß. G. im 
alfo um fo mehr Schwierigfeiten finden dürfte, je weniger das angenommene Lei 
der PWerfonenzahl und ded Probiants für alle Länder, Kılmate, Geſchlecter ung 
Umftände, (3. B. bei Truppen-Verfendungen) paflen und ald allgemeine Regel geit 
Endlich ift aud) die in dem Entwurf auögefprochene Berantwortiichteit ver 
die Handlungen der Schiffer ſeibſt, nur mit dewm Vertufte oder dem Werthe des 
den allgemeinen Rechtögrunbfäßen gänzlich entgegen. 
Die K. Reg. wird daher nur bie obenermahnte Anweiſung an bie Schiffer cry 
laffen, und den Hafen-Vollzel-Behörden zu empfehlen haben, befondere Aufmcrig 
auf diefen Gegenftand zu wenden, und In einem bebenflichen Kalle der K. Reg. dan 
zeige zu machen, bis zu Ihrer.näheren Veſtimmung aber den Abgang eine® foldyn! 
feö zu verhindern. (9. XI. 1001—4, 85.) 




























Vierter Titel 
Vorſchriften Aber Strandungsfälle und Shiffbrüge. 
1. Dad A. 2. M. hebt dad fogen. Strandrecht gänzlid) auf una 
hierüber in Ip. 11, Tit. 18 96. 80—87 folgende Vorfgriften: 

8. 80. Hafen und Meereöufer, und was auf biefe von ‚der Eee angefpült nr 
geworfen wird, find nach gemeinen Rechten ein Eigenthum de Staats. 

8. 81. Jebod) begiebt fi) derfeibe des fogenannten Etrandrecht, zum Veſer 
See Berunglüdten. 

8. 82. Jede Ortöobrigfeit, und bie zur Beobachtung des Strandes angelehtn 
ten find ſchuldig dafür zu forgen, daß geftrandete Schiffe gerettet, erhalen 
Eigenthümern zurüdgegeben werden. J 

8.83. Auch feine Privatperſon darf ſolche geſtrandete, bon Ihr gefunda 
ſich anmaßen 

8.84. Bielmehr find dabei die von gefundenen Sachen im Erſten TAN 
88. 19, sqq. gegebenen Vorſchriften anzuwenden. !) R 

8. 85. Die Eigenthümer der geftrandeten Sachen ind ſchuldig außer ben Aha 
sure in den Strandungsordnungen jeder Provinz näher beflimmted Bergelou A] 
richten. ?) k 
. 8.86, Aerenie Sachen, zu weichem fein Eigenthümer ſich meldet, gel 
Staate. (8.80. 

8. 87. Gegen fremde Nationen, welche das Strandrecht noch ausüben, Kb 
der Staat eben diefes Recht zur Schadloshaltung feiner verunglädten Unterthun| 
drüdlidy vor. . 

1. Vorſchriften über die Bflihten der Strandbemohner m 


Verfahren der Behörden bei Strandungsfällen.°) 








1) Die 8. D. v. 13. März 1814 hebt bie dem 8. 84 4. 2. M. II. 15 und 6. 
42, 9.2. Rt. 1, 9 derogirende Veftimmung des &b. b. 4. Mprit 1743 bet. U 
nad) deren Ablauf die af ber Rommerichen Seefüfte geftranbeten Endet 
ledigted und verfallenes But erklärt werden können, auf, und fept di“ 
landrechti. Vorſchriften an deren Stelle. (®. ©. 1814 ©. 38.) 

2) Die 8. ©. v.2%. Mai 1819 beftimmt, daß bie in biefer Beziehung nah DT 

‚Mai 1802 Rattgefundene Theilnahme ded Win. ber and. Ang © 
(te einzufchränten: . 
a) wenn bie Provinz, Behörden über bie Zuläffigfeit einer aus bem Relorfot 
zu entnehmenden ftrandretlihen Quote ziveifeihaft find, und 
b) wenn die geftrandeten @egenfände fremdes ten» oder fh 
einer bei Breußen affreditirten diplomatiſchen Berfon angehören. 
(Zahrb. XII. 249, Gräfs Samml. L 253.) 
Vergt. in Betreff der Veflimmung ad a. and) b. 2. Annaf. 11.322 PM 

3) Ueber die gegenwärtig beftehende Einrihtungund Handhabung dr6ltt 
polizei am Oftfeeftranbe bed Meg. Bez. Königeberg, vagl HF, 
lungen in Rr. 42 der Königäberger (Scpubert’fches) Zeitung (0. 18: Bit) 
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1) Publ. ded Stauidraths v. 31. Dec. 1801, wegen der ben Strand-Be- 
nern in Weſt⸗Preußen bei Strandungen der Schiffe, bei Bergung ſtrand⸗ 
ı feetriftiger Güter, und bei dem Auffinden des Bernfteind obliegenben Pflichten. 

Se. 8. Maj. von Preußen zc. 2c. Uufer allergnädigfter Herr, haben mißfällig wahr⸗ 
ommen, daß die ®., welche von Zeit zu Zeit wegen des bei Strandungen, und bei 
Ing Strand⸗ und Seetriftiger Güter zu beobachtenden Verfahrens ergangen find, ven 

trandbemohnern in Weftpreußen häufig außer Acht gelafien werben, und nicht ſel⸗ 
de Mannſchaft eined verunglüdten Schiffes Ihrer tieblofen Behandlung, fo wie die 
ung Ihren Räubereien auögefeßt If. Da der Grund hievon zum Thelt In der Unbe⸗ 
Pl der Strandbewohner mit den vorhandenen gefeßlichen Vorfchriften zu fuchenift, 
heäfigebachte Se. K. Maj. für nöthig eradytet, die dieſen Begenftand betr. ©. 
den feit einiger Zeit ebenfalls öfterd unbefolgt gebliebenen gefetlichen Vorfchriften, 
wegen des Einfammelns des Bernfteind ergangen find, in einen furzen Auszug zus 
faffen, und mit einigen, nad) ben veränderten Umftänden nöthigen nähern Be⸗ 
gen und Modifikationen nachſtehendermaßen zu Jedermauns Belehrung und zur 
Ben Befölgung befannt machen zu laffen. 


Erſter Abſchnitt 
dem bei Strandungen, und bei Bergung Strand» und Seetriftiger Büter zu 
beodachtenden Verfahren. 


‚8.1, Jeder Strandbewohner ift fhulbig, fo viel in feinen Kräften ſteht, dazu beigus 
PA. doß die auf der See in Gefahr gerathenden Schiffe in Sicherheit gebracht, oder, 
wm fe verunglüden, bie barauf befindlihe Mannfchaft und Ladung gerettet, und bie 
we den Eigenthümern zurüdgegeben werde. 

8.2. Alles was die Befahr vermehren, oder die Rettung erfchtveren fann, muß ein 
T brgfältig vermeiden. .. | 
8.3. Niemand darf aufer den bon der Obrigkeit etwa angeorbneten Feuerbaaken, 
Kahtzeit auf den Höhen am Strande euer anzünben, bei ein» bis zehnjähriger 

Igöftrofe und Erfegung alles dadurch verurfachten Schadens. 

4.4. Sobald ein Schiff in Gefahr koͤmmt, find die Strandbediente und der Lootſen⸗ 
Maondeur befugt, alle zur Huͤlfoleiſtung erforderliche Mannſchaft und Boote, wo fie 
nähften zu haben find, aufzufordern, und ein jeder, an ben ſolche Aufforderung ergeht, 
Sulbig, derfelben fchleunigft Foige zu leiſten. 

8.5. Ein Schiffer, welcher die geforderte Hülfälelfung verweigert, wird mit Zehn 
der Geldbuße, und nad) Belchaffennelt der Umftände, nod) härter beftraft. Schiffer 
2 md Bauern, welche ſich nad) geichehenem Aufruf zur Mettung, eniweder nar nicht 
Maden, oder bie bon den Strandbebienten oder Rootjen-Kommandeur erhaltenen An- 
Mongen nid Sefotgen, haben verhättnigmäßige Gefängnißftrafe zu ertvarten. 

8.6. Wenn jedoch die Stranpbebiente, der 2ootien- Kommandeur oder erfahrne 
bifer erflären, dag es ohne eigene Lebendgefahr nicht möglich fel, dem nothleidenden 
Rfe zu Hälfe zu kommeri, fo fannı niemand, ber ſich nicht freiwillig dazu entfchließt, 
Hülftleftung angehalten werden. 

8 7. Die igenthämer ber geſtrandeten Sachen find ſchuldig, außer ben aufgeloufer 
Koften, ein billiges Bergeiohn u entrichten, welches In Ermangelung eines gütlichen 
treintommens von dem Kommandeur und Admiralitäts-Kollegio, nach dem Gutachten 
Etrond-Jnfpeftoren, des Zootfen» Rommandeurs, ober erfahrner Schiffer, mit Rüd- 
‚auf die Groͤße der überftandenen Gefahr, feftgefegt wird, jedoch in feinem Yau höher, 
auf den dritten Theil des Werth der geborgenen Sachen, außer ber für die gebrauch⸗ 
Boote und @eräthfchaften befonbers zu leiftenden Vergütigung beftimmt werden ann. 
M ſedoch dergleichen geftrandete Sachen dem Flökuo als herrenloſes But zufallen ; fo 
Nerienige, weicher fotche geborgen, oder doch gefunden und angezeigt hat, die Halfte 
9 Werths, nachdem zuvor die Koften babon abgezogen, zu gewärtigen. 
8-8. Vor erfolgter Rettung darf niemand mit dem Schiffer, oder ber Mannſchaft 
In Befahr ſhwebenden Schiffes über had zu erlegende Bergelohn in Unterhandlung 
A, vielmehr iſt jedes dieſerhaib im voraus geſchloſſene Abkommen unverbindlid). 

8.9. Wenn einem Schiffe, deflen Strandung unvermeidlich iſt, auf irgend eine Art 
Jeichen gegeben worden, an welcher Stelle die Strandung mit der wenigſten Gefahr 
xhen ann, fo wird derjenige, welcher das Zeichen vorläglich an einen gefährlichen 
beriebt, nach Verhättniß der Bosheit, und des gefiijteten Schadens, mit ein⸗ dis zehn⸗ 
Iger Feſtungöſtrafe belegt. 

8. 10. Ehen dieſe Strafe trifft auch den, der nach geſchehener Aufforderung durch bie 
Indauffeher, Zootfen und andern Beamten, bie ihn befannten minder gefährlichen 
mdungsptäge nicht anzeigt. g1* 
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Day: 

=) M. ber 8.Min.deb H. (Br. v. Buͤlow) u. ber Pol. (Fürft zu Wittgen⸗ 
ı) ©. 26, Aug. 1818 on die K. Meg. zu Danzig, betr. die den Stranbhes 
mern obliegende Hülfsleiſtung. 


2C. Was die vorgefchlagene Deklaration der Strom-Ordnung v. 31. Dec. 1801 Betrifft, 
ſt dieſe nach geichehener Berathung mit dem Ke Win, des Sun. nicht für nothivendig 
tet worden, weil nad) 8. 1 jened Publit. jeder Strandbewehner ſchon ſchuldig ift, zur 
ung beizutragen, wozu auch die Verbindlichkeit gezählt werden kann, da imo e8 nöthig 
mit ben vorhandenen Pferden entferntere Hülfe herbeizuholen. Doch unentgeldlich Hft 
wicht zu fordern, tell fomohl dem 8. 7 bed ermähnten Wubllf., als auch der Vorſchrift 
u. 2. 8. Thl II. it. 10 8. 85 gemäß, die Regei beſteht, daß für die Huͤlfoleiſtung 
einer Strandung Vergeltung erfolgen muß, und die Klugheit zur Ausnahme von biefer 
pi nicht rathet, indem auf den gezwungenen Dienft ohne Vergeltung in den meiften 
len nicht zu rechnen If. (8. II. 818—3, 97.) 


A) Publit. der K. Meg. zu Danzig v. 6. Dit. 1818 wegen Befolgung ber 
rfchriften ber Strand⸗Ordnung. 


U} 
Die Vorfchriften der Strand-Ordnung für Weftpreußen v. 31. Dec. 1801 erden 
ben Strand⸗Bewohnern nicht jo nenau beachtet, aid biefer wichtige Gegeuſtand es 
tdert; -rolr nehmen baher Veranlaffung,, dieſe Vorfchriften, in fofern fle fich auf das 
holten ber Strand-Bemohner bei Unglädöfällen der Schiffe beziehen, durch nachftehen- 
Ertraft aus der erwähnten ®. zur genauen Beachtung In Erinnerung zu bringen, und 
ei zugleich Folgendes zu bemerten: 

) In allen Strandunge- Fällen ift zur Rettung bed Schiffs, der Mannfchaft und 
Ladung bie ſchleu nigfte Hülfe erforderfih. Alm biefe auch von den benachbarten 
Ortichaften unverzüglich herbeizuhoten, find öfters reitende Boten nothwendig. 

Da nad) 8. 1 der Strand»Ordnung den Strand⸗Bewohnern allgemein die Ver- 
pflihtung aufgelegt ift, fo viel e8 in ihren Kräften fteht, zur Mettung beizutragen, 
fo tiegt in dieſer allgemeinen aud) die befondere Verpflichtung zur Geſteilung der rei⸗ 
tenden Boten zu dem erwähnten Zwecke. Mit Recht kann fle daher von ihnen gefor- 
‘dert werden, und mir erwarten von ſämmtlichen Strand- Bewohnern, daß fle auf 
Erforbrrn der X. Strand-Beamten und der refb. Dorföfchulzen diefer Verpflichtung 
um fo bereitwilliger nachfommen werben, als fle dafür nad) $. 7 des Extrafts eine 
Entihädigung zu erwarten haben. 
&) Wegen der zu großen Nusbehnung ded Weftpreußifchen Strandes iſt es zweckmäßig 
befunden worben, ihn in 2 Theile, 
a) den Öftlihen, von Weichfeimünde bis Polsk auf der Nehrung, und- 
—8 weſtlichen Strand von Neufahrwaſſer bis an die Pommerſche Grenze, 
utheilen. 
Jedem dieſer Theile wird ein beſonderer Strand⸗Inſpektor vorgeſetzt werden, deren 
ſennungen zu feiner Zeit oͤfſentlich bekannt gemacht werden ſollen. 
Dieſen Strand⸗Inſpeltoren wird die ſpecielle Aufſicht und mittelbare Leitung ber Ret⸗ 
8-Anftalten übertragen, weshalb denn auch ihren, in dieſer Hinficht au treffenden 
rönungen pünttliche Folge geleiffet werden mug. (U. II. 11104, 81.) 


2) Publik. der K. Meg. zu Königdberg 0.25. Kebr. 1818, Etrandungen betr. 
Aus ben und gewordenen Anzeigen bed K. Kommerzien⸗ und Admiralitäts⸗Kollegiums 
en wir mahrgenommen, daß einige Vorfchriften des DOftpreuß. Prov. R. Zuf. 292 der 
tandungs-D. d. 10. Nov. 1728 und ber andermweit hierher gehörigen V. bei Stran- 
igen, oder dann, menn fi Schiffe in der Nähe bed Strandes in Gefahr befinden, nicht 
rad genügend beobadytet werben, weiches und veranlaßt, die nachſtehenden gefeßlichen 
Hmmungen allen denen, fo ed angeht, namentlich ben Strandbewohnern, zur genaueften 
ölgung hlerdurch in Erinnerung zu bringen. 

) Außer den georbneten Yeuerbaaden darf niemand am Strande auf den Höhen 
Feuer anzünden, bei ein⸗ bis zehnjähriger Feſtungsſtrafe und Erfat alled Schadens. 
(Oftpreuß. Prop. R. Zuf. 229, 8.1. 

2) Wenn einem Schiffe, deſſen Stranbung unvermeidlich ift, auf irgend eine Art ein 
Zeichen gegeben worden, an welcher Stelle die Strandung mit der menigften Befahr 
gefchehen fann, fo wird derjenige, welcher vorſätzlich das Zeichen an einen gefährli- 
hen Ort verfeßt oder nach geichehener Aufforderung burch die Strandaufſeher, Loot⸗ 
fen oder andere Beamten, bie ihm befannten minder gefährlichen Strandungoplätze 
nicht anzeigt, mit einjähriger Keftungöftrafe belegt, tweldhe nach den Umftänden uod) 
geihärft werben kann. (8. 4 1. c.) 


sh j 3% Ron ber Beförderung ber Betverbe; 


j Ä 3) Sobald Ei, ein Strandbewohner wahrnimmt, daß ein Schiff fich au te & 
\ Gefahr befindet, iſt derſelbe ſchuidig, ſolches fogleih dem nädften Strandofiiin 
\ J unmittelbar anzuzeigen, ober dem nächften Dorfichufzen zur Anzeige an te 
IT mitzutheiten, und wenn bie Gefahr fo bringend If, daß eine augenblidiiät4 
i nöthig wird, namentlidy es auf Rettung der mit dem Schiffe oder andern fu 
gen in Gefahr ſich befindenden Menfchen antommt, feiner Seits und mit Si 
ner Nachbarn, fobiel als in ihren Kräften fteht, anzuwenden , daß das Sci, 
F\ Gefahr geſetzt und die Menſchen gerettet werden. 
} Wer eine dergl. Anzeige unterläßt, und feiner Seits, ſobald es ohne cin 
N hebliche Befahr gefchehen ann, nicht ſelbſt die erften Anftaiten zur Mettuny 
| hat, wenn Wenlhen dabei das Leben einbüßen, nad) Maafgabe des U. &. 9. 
zit. 20 88. 782, 783 eine ®efängnißftrafe von 14 Tagen, und außerdem iu 
Beibämung die öffentiihe Bekanntmachung feiner Liebtofigteit und der er 
Beſtrafung zu getvärtigen. Die Dorffeuigen ‚aber bfeiben, im Hall ihn 
Verabfäumung zur Zaft gelegt werden könnte, wegen Verlegung ihrer An! 
nod) befonderd verantwortlich. f 
4) Die Ctrandbediente und 2ootfen- Rommanbenre find berechtigt, alle zur 

ftung in Seenefahr ſich Sefinbegben Schiffe und defien Befagung erforberliht 
ſchaft und Boͤte aufzufordern, und bie Strandbetvohner, fo tvie bie in den & 
bon ber Sreflicherei lebenden ober bei den Seeichifffahrtögeichäften Dienlt 
t Rerfonen (Piauter genannt), find bei Vermeidung nahbrüdlicher @cld- 
R | füngnißftrafe und unter Gewärtigung ber hinterher von ben Seegerihten 
\ u beftimmenben Belohnung auf bie gedachte Aufforderung fchuldia, nichtig 
foͤnllche Hürfe zu leiſten, fonbern aud) zu denanntem Zived ihre Böte und 

\ Ihaften herzugeben. (Strandungs-D. Kap. 3, Art, 9, Prov. ft. 8.3 1...) 
5) Jeder Auſpruch auf eine Belohnung vor der Rettung des Schiffs, beil 
ober ber in 2ebendgejahr ſich befindenden Menfchen, fo wie jede Unterhandlan) 



























6) Das Bergungsgeſchaͤft bei einem geftranbeten Schiff muß lediglich nad W 
ordnung ded betreffenden Strandofficianten, ober der befonders fic cin 
Kommiffarten der Behörben betrieben werden, und aufer ven don 
Bergung angetoiefenen Arbeitern darf niemand fich in der Nähe des ber) 
Schiffs ober deſſen Ladung unter irgend einem Vorwande aufhalten, ob 
Nähe des Schiffs herumfahren, wibrigenfallß berfelbe, twenn er auch feincr 
J hen Abficht überführt werden fönnte, mit körperlicher Züchtigung oder Or 
firafe bis auf vier Wochen beftraft werden wird. 
Wer aber ohne erhaltene Erlaubnig dad verunglädte Schiff zu betretin. 
maltfam auf baffelbe brängt, wird mit gefhärtter Zuͤchtigung und Ein 
ö ‚eine Befferungsanftalt bis auf drei Jahre beftraft werden, wenn gleich nid 
E ft, daß er unrebliche Mbfichten gehabt habe. (Zuf. 229 8. 51. c.) 
N T) Niemand darf, bei Strafe des Diebftahld, ohne Vorwiſſen des Schiffer! IT 
Strandbebienten an dad geftrandete Schiff fahren oder etwas baraud 1 
Vorwande ber Bergung abholen. Cibid. 8. 6.) 


N erhält. (ihid. 88. 7, 12.) f 


9) Unter gteicher Strafe mäffen die an den Strand geiriebenen Körper, ohne Wi 
bon efiaß- weggenommen werben barf, dem nächften Strandbebienten Toll 


Ai ‚aelgt werden. 
10) Ber gefranbeie Gut unterfchlägt, wird mit einer ſcharfen Züchtigung und" 
4 mit Einfperrung in eine Beflerungsanftalt auf eine den Lmftänden ang 


' \ Zeit beftraft. ben Beftrandeten, um fle zu beftehlen, Genvatt zufigt, MIN 
ein Shraperduber berfe (88-0,101. 03° 
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I) Ein jeder dem Sachen, bie für geſtrandetes Gut zu halten find, zum Kauf ober 
Unterpfand angetragen werben, ift fhulbig, fie anzuhalten und Dem nächften Strand⸗ 
bebienten zu äberliefern. Wer wiſſentlich geftrandetes But, welches unterfchlagen 
oder berheimlicht worden, kauft oder zum Pfande nimmt, wird als ein Dieb beftraft. 
Hat außerdem Jemand geftrandete Sachen zwar nicht wiſſentlich, jedoch mit Verab⸗ 
ſaͤumung der gefeßlichen Vorfichtömaaßregeln, gefauft ober zum Unterpfanbe genom- 
men, fo trifft benfelben, nad) Verhältniß der. begangenen Fahrläſſigkeit, nachdrückliche 
Geld» oder Befängnißftrafe. (ibid. 8. 11.) 

Rad) diefen geſetzlichen Beftimmungen hat fich ein Jeder zu achten, und für bie aus 

Nichtbefolgüung entftehenden Nachtheile zu hüten. (U. II. 128. — 1. 68) ' 


) C. R. des K. Din. der ausw. Ang. (Eichhorn) v. 9. März 1839 an 
tl. 8. Konfularbeamte, betr. die Konftatirung erfolgter Strandungen Preuß. 


Mi. Ä 

Nah Inhalt des 8. III. des allg. Preuß.⸗Konſular⸗Regl. v. 18. Sept. 1796 haben 
Preuß. Konfularbeamte im Yalle der. Stranbung eines Preuß. Schiffes Innerhalb ihres 
&beiirt6, ſoweit ſich nicht Die dortigen Landesbehörden mit der Sache befafien, nicht 
den Rapitain, fondern auch die Mannſchaft bed Schiffes über den ftattgehabten Un⸗ 
Halt umfändlich zu Vrotofofl zu vernehmen, und demnächſt eine bidimirte Abfchrift 
ir. Verhandlung unbergüglich ben Interefienten ded Schiffes und der Ladung zuge⸗ 
u laſſen. Es ift jedoch öfter8 borgefommen, daß die Matrofen fich geweigert haben, 
ſener Beftimmung entiprechend ihnen obliegenden Pflicht gemäß, Ihre diesfällige Vers 
ing abzugeben, ober biefelbe zu unterzeichnen, fofern fle nicht zuvörderſt wegen ver⸗ 
iher Heuer» Forderungen befriedighrmürden. Eine ſolche Weigerung Äft durchaus 
begründet, da die Leiftung der Ausfagen, um welche es ſich handelt, geſetzlich nit an 
fe Bedingungen gefnüpft werben barf, und am wenigſten mit der Heuer in Verbin» 
zu bringen fit, worauf die Breuß. Matrofen, wenn ihr Schiff dur Zufall 
Tderloren gegangen, nad) 8.1576 Tit. 8 TH. II. U. 2. R., mie die Matrofen 
adern Staaten, weder für bie Zukunft noch auch für_die Vergangenheit weiter Anſpruch 
2. Rachdem indeß unter den K. Konfularbeamten hin und wieder Zweifel über das 
eig Fällen zu beobachtende Verfahren ich fund gethan hat, erfcheint es in Rüdficht 
gehörige Ausführung der In Rede ftehenden Nenlemenföbeftimmung um fo angemefje- 
dieſe Zweifel allgemein zu befeitigen, als den Rhedern und den Befrachtern eines ge- 
deten Schiffed bei Ermangelung einer bieöfälligen Verkiarung der Mannſchaft die. 
bihften Kachtheile erwachſen fönnen. Demnach werben fämmtiihe Preuß: Konfulare 
nie mit Begentwärtigem ermächtigt und angewieſen, in Fällen, wo e8 auf Befeitigung 
et Melgerung ber in Rede ftehenden Art ankommt, die Einwirkung ber fompetenten 
Mbehörde, denn und in wieweit letztere hierzu nach ber Verfaſſung des Landes im 
ande und bereltwillig Äft, zu dem Zwecke zu requiriren, um e8 zu veranlaffen, daß der 
erfperftige Matrofe Durch Verhaftung angehalten werde, der Eonfularifchen Anordnung 
Ser er den Sehorfam bermeigert, ſchuldige Folge zu geben. 

Die Koften, weiche hierdurch entftehen, find bei der nächſten Liquidation der amttichen 
ſularaugaben in Berechnung zu ftellen. (9. XXIII. 295. — 2. 31.) 


im tleprung über zwedmäßige Nettungd-Maafregeln belEgiff 
en. 


Puhlik. der K. Reg. in Danzig v. 19. Jan. 1817.1) 

Del Strandungen ver, Seeſchiffe Fümmt es, wie dies allen Seefahrern befannt fein 
d, dorzuͤglich darauf an, bom verungluckten Schiffe aus, den zur Rettung herbelelien⸗ 
‚Rüfenberoohnern ein Seil zuzufenden,, um mit Hülfe beffeiben, ihnen Gelegenheit zu 
—* ſich mit Boͤten durch die ſtarke Brandung dem geſtrandeten Schiffe nahen 


Gewoͤhnlich bedient man ſich hierzu der Tonnen, jedoch führen dieſe bei ſtarken Bran⸗ 

BEN aur langſam das Seil dem Lande zu, häufig, nachdem das Schiff ſchon zerſchla⸗ 

» die Dannfchaft beffelben perunglüdt it. - | 

vie „elihe Marinefapitain J. Brobie hat indeflen eine Vorrichtung erfunden, bie 
Hit blog durch ihre Einfachheit empfiehlt, fondern deren Brauchbarteit ſich auch nad) 

Na angeftellten Berfuchen bewährt hat. Ä 

4  hird naͤmlich eine Sciffäflagge doppelt zuſammengeſchlagen, an den Seiten zuge⸗ 

vi und in die Deffinung bed jo gebilbeten Sackes ein duͤnnes leichtes Querholz einge 
en. Un dieß Iehtere befeftigt man ſodann eine feine leichte Schnutz und läbt hiernächſt, 

EEE [3 


> Diele. iR auch don ben E. Meg, in Eöslin, Steitin und Sttalfand unterm reſp. 
und 8, Febr, für ihre Meg. Bez. pubilgirt. 








ses 


dem 
—— 
Zweckmaͤhigtelt dieſer Vorriı hat ſich bel 
nungen des geſtrandeten Schiffs von der Küfte durch 
Bin und deö H. angeftellte Verſuche ergeben. Wir mad) 
ende Pubiifum ganz befonders hierauf aufmerkfam, teil 
tungömittel nußbar vermehrt find, wenn auch unter ung 
‚nicht immer, böltig nach Wunſch ausfallen follte. (. I, 


IV. Berpflihtung Preuß, Seefhiffe zur f 
glüdter baterländifher Schiffsmänne. 
1) 8. v. 5. Dit. 1833, betr. die Wer: d 
Mitnahme verungluͤcter vateriändiſcher Schiffömänner, 
tedrich Wilhelm 2c, 2C, verordnen, auf An 
8.1. Die in Folge von Strandungen ober Sch 
5 Be a] SB Fi 55 aſf 
efinden! männer, e Wreub. Unterthan 
Preuß. Schiffe gedient Haben, follen an Hafen-Drten bed 
ftellten Preuß. Konjuln und Agenten, zu ihrer 
8 2, Die Führer Preuß. Schiffe, welche Ah fremden 4 
Preuß. Hafen fahren, follen verbunden fein, die im 8. 1 beze 
mit einem Retou-Paffe verfehenen Schiffsteute auf fhriftiid 
ihre Schiffe aufzunehmen und in dem ‚Hafen ihrer Berimm 
Eine gleiche Verpflichtung findet auch In Hinfiht d 
id) nach Hm , Hamburg, Helfiugör, Kopı ‚ober q 
‚Dftfee, ber Heimath des Murzunehmenden zunäch) genen 
find In diefen Fällen die Aufaenommenen den bortigen 
welche dann für die weitere Zurüchbeförderuing berfelben zu gen 
Im Falle ungegründeter Weigerung Seltend ded Herd 
gür ber ‚Hafen-Ortöobrigfeiten oder Hafen-Poligelbehörd 
eo mitige ei vände dee Hafnahıme Y 
. 3. e ngbgründe der 
a) wenn, bei Voller — Schiffs von 50 Normallaf 
Raume noch auf dem Oberdedte ein angemeffener Pla 
zumitteln iftz-oder y- 
b) wenn der Yufzunehmenbe bettlägerig franf, mit einer, 
ER ‚Krankheit behaftet Ift, oder eines verbrechend 


ben: 3a 
) wenn und inſoweit bie Zahl der Aufgunehmenben bie He 
überfteigt; ober endlich , 
d) wenn bie Aufnahme nicht zur gehörigen Zeit, d- h 
Schiff — ift, berlangt teird. 
rare 4 a un F Dr 5 Tan 
bon tonful, mit Jugiehung von er 
Dabei gilt als Negel, dap auf — Schiffe von ig Bart 
Schiffe von 100 Laft vier Mann u.f.td. untergebracht: 
aufgenommene Reijende als Baflagiere am Boı 
mittelung des nod) borhandenen Raumes Nidjidt geno 
Reifenben nicht die Schifsfajüte des Schiffer, welche 
außer Aufbruch bleibt eingerommen toird. vn 
85. d der Reife und bis zur Anfunft an d 
orte — F — bon * ne — 
dagegen iſt derſeide ſhuidig wenn er |, feinem 
mannſchaft obtiegenden Arbeiten. nad) ben Anmelfun, 


und, wie bie zur Beſatzung gehörigen Schiffsteute, der g 
8. 6. Der 
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ieblich, beftkmmt, und bie hiernad) ihm zugeficherte Entihäbigung, gegen Mushändigung 
Aufnahme⸗Ordre bed Konfuls und einer, von den aufgenommenen Scifföteuten aus» 
ellenden Beſchemigung über die empfangene Bekoͤſtigung, an dem inlaͤndiſchen Beſtim⸗ 
ngöorte durch bie Hafenkafle, oder, falld die Ablieferung in.den im 8. 2 beftiimmten 
ien an ein Breuß. Konfulat im Auslande erfolgt, durch leßtereö ausgezahlt werben. 

8. 7. Anf eine vorſchußweiſe Voraudbezahlung der verabrebeten —— bie 
Hälfte bed Betrages kann der Schiffer beftehen,, wenn er wegen Mangels an hinrel- 
dem Schifföproniant erweislich genöthigt iſt, die zur Bekoͤſtigung des oder der Aufzu⸗ 
menden nothrvendigen Zebensmiti angufchaffen. 

8. 8. Schiffer, welche der Aufforderung des Konſuls zur Aufnahme eines von demſel⸗ 
zur Rüdtehr in die Breuß. Staaren beftimmten Schiffömannes (8. 1 u.2) ohne recht⸗ 
bigen Örund.(8. 3) mwiberiprechen, und badurd die Anrufung ber obrigfeitlichen Hülfe 
anlaflen, oder fich der geforderten Aufnahme entziehen, follen auf die Anzeige des Kons 
& mit einer Belbbuße bon 20 518 50 Hthir. zum Beften -ber Seearmen bed Heimath⸗ 
tens des Schiffers befegt, wegen eines damit etwa verbundenen thätigen Widerſtandes 
ernah den Vorſchriften ber Kriminalgeſetze, auf vorgängige Unterfuchung, beſtraft werben. 

8.9. Uebrigens wird durch die gegenwärtige V. in den beftebenden geſetzlichen Ver⸗ 
ihtungen der Rheder, die Schiffemannfchaft nad) deren Heimath zurüdzufhaffen oder 
deefallſigen Koften zu tragen, nicyt8 geändert. (G. ©. 1833, ©. 122.) - 


2) ER. des K. Min. ded Inn. u. d. P. (d. Rochow) dv. 25. Mai 1841 
fammtl, K. Reg., ſowie an dad K. Polizei⸗Präſidium in Berlin, betr. die Heim⸗ 
nung verunglüdter Preuß. Schiffäleute. . 

In der ®.v.5. Oft. 1833, die Verpflihtung der Preuß. Seeſchiffer zur Mitnahme 
tungtüdter vaterländifcher Schiffäteute betr. (®. ©. 1833, &. 122), It 8. 6 feſtgeſetzt, 
g der Schiffer für Die Aufnahme, Ueberfahrt und Bekoͤſtigung eines folhen Schiffmanns 
f eine jedeömal von dem Konſul zu berabrebende Entſchädigung Anfpruc haben, das 
tarimum derſelben jedoch auf 10 Sgr. für den Mann und Tag, vom Tage der Yufnahme 
N) gu Tage der Antunft im Beftimmungsorte einſchließlich, beftimmt werben jol. Das 
«Bin. der ausw. Angel. hat die 8. Konfuln noch durch eine 6. Verf. v. 24. April 1834 
vr dad bei der Helmfenbung verunglädter Preuß. Schifföleute zu beobachtende Verfah⸗ 
n mit näherer Anmeifung verfehen und in biefer Beziehung, fo meit bie Ruͤckkehr verfelben 
ı Lande erfolgen muß, angeorbnet: 

daß die Konfuln den Sciffälenten einen Paß nad) ihrer Heimath ertheilen follen, 

worin eine beftimmte Neiferoute vorgeſchrieben ift, von welcher ohne dringende Ver⸗ 
anlaſſung nicht abgewichen werden darf, und _ 

Mdah de Unterhaltungsloften, welche den gu Sande heimfehrenden Matroſen von den 

.  Konfuln vorgeſchoſſen werben, in ber Regel den Betrag ven 23 Sgr. für die Meile. 

und 10 Sgr. für den Tag, an welchem die Schifföleute ſich unumgänglich in Hafen⸗ 
Diäten oder Städten aufhalten müffen, nicht überfchreiten bürfen. 
€ it aber unlängft ber Fall vorgelommen, daß einzeine Behörden die, wegen ber 
beimfendung ſolcher Echiffoleute auf dem Landwege, an biefelben ergangene Wegaifitien 
ER. Konfuls, den Heimiehrenden das nöthige Reifegeib nad) den von dem 8. Min. ber 
u6to, Ang. vorgefehriebenen Sägen zu verabreichen, mißverftanden und ben Schiffäleuten, 
bwohl Ne feinen Ruhetag gehalten hatten, außer den Weifegeldern à 23 Sgr. pro Mann 
md Melte, noch 10 Sgr. für jeden Mann an Verpflegungägeldern gezahlt haben. Bel 
leſer Irrthümtichen Auslegung ber Requifition des Konſuls haben die Schiffsleute. weiche 
hrer Effeften wegen mittelft Yuhre befördert tonrben und fonad) an jedem Tage einen 
xdentenden Weg zurüdiegen fonnten, mitunter an Reiſe⸗ und Berpflegungsgelbern jeber 
nehr alg 1 Thir.-für den Tag ausgezahlt erhalten. 
a 30 Benuftrage daher die X. Reg., bie betr. Behörden Ihres Bezirks dahin mit Anwei⸗ 
eyen: 

daß denjenigen Wlatrofen, welche von den K. Konfuln zu Lande nach Ihrer Heimath 

gelandt werden, für wirfiiche Meifetage der Megel nach nur 24 Sgr. pro Mann und 

Meite, und wenn fie nothiwendig Ruhetag halten möffen ftatt jenes Reifeneldes, 

10 Sgr. pro Tag als Verpflegungögelb gezahlt, beiderlei Arten von Reifeunterftügungen 

für einen ımb denfeiben Tag aber niemals mit einander verbunden erben bürfen. 

(Min. Bi. der inn. Verm. 1841, ©. 128, Nr. 186.) 


Fünfter Titel. _ 
Bon Sechäfen und Hafen-Drdnungen. 
Die Preuß. Sechäfen befinden ſich an der Oſtſee, an der Pommerſchen 
und Preuß, Küfte, und zwar zu Memel, Pillau, Weihfelmünde und 
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Neufahrwaffer bei Danzig, Eibing, Stolpemände, Kügenwehi, 
Eolberg, Siwinemände, Benemünde, Wolgaſt, Stralfund, Brei, 
wald und Barth. . * 

Die Hafenpolizei wird nad) Vorſchrift befonderer Hafen-D. 
habt und die Hafen- Abgaben find thelld dadurch, theils durch befondere? 
tifer) genau beftimmt und werden von den Schiffögefäßen nach deren Vermi 
entrichtet. Die durch die G. S. publleirten Hafen»D. werben nachſtehend 
getheilt. . 


1) Hafen» und Zootfen-D, v. 10. Okt. 1809 für den Seehafen zu M 
Wir Friedrich Wilhelm 2c. 2e. haben mipfällig bemerkt, baf bei_ber Kfhfenpolige 
dem Lootfenweſen zu Memel verſchiedene dem Handel und der Schifffahrt nadı 
Unorduungen und Mifbräuche eingefhtihen find. Wir Haben daher möthig gefunden, 
nachftehende neue Hafen» und 2ootfen-D. für ben Hafen Memel zu erlaffen, und 
hiermit, biefelbe und die dazu gehörigen Inſtt. für den Zootfen-Commandeur, die 
und den Hafenmeifter in Memel genau zu befolgen. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Anwelſungen. > 

8. 1. Sobald ein Schiffer bei Memel auf die Rhede fommt und bort einiaufer 
muß er feine Notlonalflagge auffteden und bie Sootfen ertvarten. 

Wer ohne Lootſen einläuft, hat Einen Thater Strafe von jeden zehn Laften Ci 
größe beriwirtt und Ift zum Erfa jedes am Hafen ober an andern Schiffen und 
verurfachten Schadeno verpflichtet. 

Nur erwiefene Roth, vorzüglich gümftige Witterung bei einer fo re 
mender Schiffe, baß für diefeiben bie Cootien nicht hinrekhen, und bie 88. 3, 4, Hulk‘ 
beftimmten Yälle befteien bon ber Etrafe, jebod; nicht vom Sichabenerfag. 4 

8.2. Beim Zufteuern von.der Rhede nad) Memel muß der Schiffer bie drei Balf- 
in eine Geſichtslinie bringen, von welchen bie hinterfte und höchfte oben mit einen! 
einer Tonne, bie mitttere b1o8 mit einer Tonne bezeichnet iſt -und bie borbere in 
ald eine unbezeichnete Stange eriheint. Außer den Baafen muß.die Einfahrt 
Sommer durd) Sertonnen, iin Winter dur) Bollen (Ihtoimmende Köge) bezeiönlk 
bom weichen der Schiffer beim Einfegein bie weißen Tonnen, ober die mit einen wiß 
Fähnchen bezeichneten Bellen an ber Unten (Bartbordee) Seit, die ſchwarzen Toma = 
mit einem Befen (Meißbünde) bezeichneten Vollen aber an der rechten (GteunieM | 
Seite vorbei au fegeln hat. \ 

8. 3. Wenn gar zu fürmifche Witterung, Eiögang und bergl., e& den Loohn u 
geftatten, dem Chiff dis vor die Einfahrt entgegen zu fommen; fo foßlen entmitW 
Baafen ganz niedergelegt werden und dann muß der Schiffer vor Unter gehen ot Fi 
halten, oder e& foll.auf bie vorberfle Baate eine große rothe Jiagge aufgefedt, md 
diefer der richtige anf ded Cchiffes durch Winten angedeutet toerben, Mach br Ei 
nad welcher Die Baafe mit der diaoge geneigt teird, muß ber-Schiffer hinftenern. Bet 
die Flagge aber gerade in die Höhe gerichtet Äft, fährt er ‘gerade auf Die Waaten zu 

$. 4. Außerdem müffen die Sootfen, wenn fle bem Schiff nicht bis nad br Bit 
entgegen tommen fönnen, ihm tuenigftens, fo weit 016: irgend möglich, entgegen fahrt 
dem Boote nahe an-ten Baafen in der Richtung der Bauten halten umb and berit 
Schiff durd Winten mit einer rothen Wlagge bie Fahri andeuten. Sobald fie ar + 
Schiff erreichen fönnen, müffen fle babei anlegen, nm €6 zu befeken, und ber Shift 
ihnen dies durch Mindern ober Badbraßen der Segel, fo weit es angedt erleichtern. 

8. 5. Aud) beim Auslaufen hat ber Schiffer bie 8. 1 beflimmte Strafe verl 
er. ohne Looffen abfährt., Der Sootfe muß, nachbem er daB Schiff bie zur Mhehe MU 
mit einem dazu mitgenommenen 2ootfenboote bon den übrigen 2ooffen zurüdg 
den, Wenn die Sookien und 2ootfenböte aber zum Einheien anderer Scift nit 
* mu Ber audgshenbe Schiffer den Looifen mit einem befonders dat — 
tem Boote zuri ten. 

8.6. Sobald der 2ootfe an Bord tommt, muß der Schiffer demſelben de eek 
tie if baß Sihif geladen, und ob e& einen hängenden ober geraben Mehl ff, 
Glaubt der Looffe, dad Schiff, weil es zu tief geht, oder au® andern —S 
bringen zu fönnen, fo muß er dem Schiffer einen guten Anterpiat auf berifedt 

") Dergt. biefeiben beim Mbgaben-MBefen (Im Zt: X. bes Berti) un w 

abihn. Schifffahrto Abgaben. 
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8. 7. Unternimmt er, e6 aber, das Schiff einzubringen, fo muß ber Schiffer Ihm bie 
tung deſſelben ganz überlaffen, auch fein Schiff8polf dazu anhalten, ihm in allen Stüden 
) beſonderd bei Meglerung der Segel und des Ruders genau zu folgen, und das Schiff 
anzulegen, wo e8 der Zootfe nad) der vom Hafenmeiſter und Wallaft-Infpefter erhalte« 
| Anmelfung hinbringt, und zwar aled bei Vermeidung von Zwei Thaler Strafe für. 
e zehn Laſt Schiffögröße. | 

8. 8. Niemand muß die Tonnen, Bollen, Priden und andere Seemarten, verrüden, 
haͤdigen oder gar megdringen, auch muß Jeder, wenn es unborfäßlich bennod) gefchehen 
ie, die dem Lootſen⸗Kommandeur ſogleich anzeigen, widrigenfalls er nach den Umſtän⸗ 
nicht nur In eine Strafe von Yunfzig bis Dreihundert Thalern verfällt, fondern aud) 
m daraus entftehenden Schaden und Nachthell zu erftatten ſchuldig Ift. 

8.9. Sobald Jemand auf der Rhede oder in der Fahrt ein im Brunde liegendes Wrack, 
bezeichnete Anker, oder irgend andere der Schifffahrt nachtheilige Dinge bemerft, muß 
Nee mo möglich gleich bezeichnen, oder fich wenigftend bie Stelle genau merfen, und fie 
m %ootien-Lommandeur angeben. 

Eh darf aud) fein Schiffer bei Zehn Thaler Strafe auf ber Rthede vor Unter gehen, 
ine feinen Anker gehörlg bezeichnet (mit Bonen verfehen) zu haben. j 

8. 10. Bid dad Schiff von den Zoll- und Atcife- Dffizianten vifitirt worden Ift, muß 
'Rattonalflagge auf dem Befaanmaft wehen, und der Sihiffer muß außer dem Lootſen 
emand an Bord Laflen, auch bor dem Vifltiren des Schiffs, bei Strafe der Konfldfation 
er anderer gefeglihen Ahndung, fein @ut vom Schiff nehmen laffen, fondern fich viel⸗ 
hr gleich bei feiner Ankunft mit feinem Paß bei dem Lootſen⸗Kommandeur und bei dem 
ten in Memel meiden. 

8.11. Beim Antegen an die Bohlwerke oder Kayen, muß das Schiff jedesmal vorher 
had, und ſich dann langfam heran ziehen laffen‘, nie aber mit vollen Segeln 
tanfahren. 
 Eniffe, die an ben Bohlwerken liegen, müffen lange Rollhoͤlzer ober ſtarke Bündel 
38 oder Tauwerke dazwiſchen hängen. Auch darf kein Schiff feine Taue an die Bohle 
te, fondern, bei Vermeidung bed Abhauens, blos an die in einiger Entfernung, von fels 
en heſonders dazu eingerammten Pfaͤhle, feft machen. "Wer diefe Vorfihtömuaßregeln 
erläbt, foll in g9wanzig Thaler Strafe-genommen, in jedem Fall aber der Schiffer zum 
füß ded an den Bohlwerfen verurfachten Schadens angehalten werben. 

8.12. Die Schiffer, weiche mit Ballaſt eingehen, müffen fich bei dem Ballaft-Infpek- 
tmeiden, der ihnen ven Ort, wo fle ben Ballaft laſſen können, anzeigen, auch falls fie 
d nicht ſeibſt Arbeiter und Beräthfchaften dazu miethen können, bie etwa dazu nöthigen 
fungsgefangenen, fo mie bie erforderlichen Karren und Planken beforgen wird. 

8 18. Ken Schiff Toll mit augenfcheinlich zu twenigem Ballaſt, oder gar baflaftleer 

Ynfommen, mithin bie Entihuldigung, daß der Ballaſt an unfchädlichen Stellen in See 
‚eldorfen worden, gar nicht angenommen, fondern bad Auswerfen des Ballaftes, ohne Uns 
beiſung des Ballaft:Ynfpektors, jedesmal mit einer Geidfirafe von Yünfhundert Thalern - 
elegt, und wenn der VBallaft irgend nachtheilig werden kann, ber Schiffer außerdem nody 
ır Heraußfhaffung deſſelben, oder zur Deponirung ver Herausfchaffungöfoften angehalten 
erden. Kann der Schiffer diefe Koften weder deponiren, noch Bürgfchaft dafür fteilen, fo 
t dad Schiff mit Arreft zu belegen, wobel ber Schiffer dem Kheder und Ablader für jeden 
rluft berantivorttich wird. 
8.14. Der Rootjen- Kommandeur und bie Lootfen, der Hafenmeifter und ber Ballaſt⸗ 
afpeftor müflen bei eigener Verantwortung boranf Acht haben, ob jedes in den Hafen 
mmende Schiff noch den erforderlichen Ballaft inne hat. Jeder Kal, wo biefed nicht 
am ht mu dem Schifffahrtögericht ſogleich angezeigt, und fchleunigft unterfucht 
art werden, 

Balaftfeiffe, bie aus Häfen fommen, wo ihnen ein Atteſt Äber ben eingenommenen 
Kloft mitgegeben wird, müflen dies dem Ballafts*nfpeftor vorzeigen. 

Ballaftwerfen ohne Wiffen und Willen dee Schiffers entſchuldigt diefen nicht, obgleich 
M der Fegreß an die Thäter offen bleibt. | 

8.18. Wil ein Schiffer feinen Ballaſt auf Privat» Ballaftplägen, oder in Brahme 
er andere Fahrzeuge (offen, fo muß er dieſes und den Ort, mo es geichehen fol, ſowohl 
Mm Ballaft» Infpeftor aid dem Hafenmeifter anzeigen, damit burd) eine ftrenge Aufficht 
de Unordnung berhütet werde. 

Kür Unterlaffung diefer Anzeige verfällt ber Schiffer in Funfzig Thafer Strafe. 

u 30 Proßme und andere offene Bahrzeuge, barfBallaft niemalß, in bebedte Fahrzeuge 
de nur in fofern geloffet werben, ald ber Ballaſt⸗Inſpektor und Hafenmeifter diefelben 
hen, und id) von ihrer tüchtigen Befchaffenheit und hinlänglichen Sicherheit überzeugt 
len Der auf diefe Art gelofite Baltaft muß beim Wegfahren den Arbeiteleuten nicht 
“ein überlaffen, fondern ed muß vom Schiffer ein zuberläfliger Mann aus ber Equlpage 


* 
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ein 
vollfiändigem Schabenerfe et. f 
: Sr m len m Degen, {one 3. den Ufern Bi Su 
fein Feuer acht, befonder® aud) nicht Be, er u. ſ. w. gefocht ierdtt, 
dern dies up auf ben Schifföiverften oder in einem Gebäude [hehen. Bar ve 
handelt, ift in Zwanzig Thaler Strafe verfallen; wenn aber ben barand 
nad) den Kriminalgefehen gu betrafen. Yu Erleichterung des Rocyens am Lane, ſi 
Erbauung einiger Öffentt. Rohhäufer Bedacht genommen werden. 
„22. Das Tabadtrauhen auf dem Ded folder Schiffe, weiche in der Dusg P 
SE, ae Sure müfen ba fe im Hafen eingelufen And, bei Stk 
23. je mı jot > 
Strafe, ihr am Bord befindliche Pulver fogleich zur Achern Aufbemahrung auf fer) 


abliefern. “ 













anlegen, ober, twenn ed dazu zu groß ift, muß ed dem Schifffahrtägericht angrackt 
das einen fliehen Rieipiaß Beim d. . 
Nirgend aber darf beim Kiepoten ein Tau quter über den Strom geibannt mel, 
8.3. Kein Schiffer darf Semanden bei Yunfzig Thaler Strafe, ohne Ph 
Serfieeigeriäne mitnehmen. "Wded Schiffäbolt, weiches er in Demel annimmt, 
durch bie ferdiener gebeuert und auf dem Schifffahrtgericht gemuftert, auh 
eine Gertepartie über die in Wemel eingenommene Ladung gemacht werben. Br 
Bay % Se sie — —E— Sande tein 
8 26. Jeder S ie Leute ai am ie 
‚Händel zu machen, auch nicht bis nach 10UIhr Abends am Lande zu —E 
———— —8 * 3 gebe beßraft Werden fon, er me 
8m. In gefpannten Segein je 6 
iaufen, fondern muß fe nieberleffen. Ber dieb unteriäft, in zu Schabenkereh uF 
Zehn Thaler Strafe verpflichtet. r 
8. 28, Wenn mehrere Schiffe an demfelben Orte im Strom ihre Sobng IFA, 
einnehmen toolien; fo hat daß zuerft angefoummene Cehiff vor dem fpäter gefonmen’! 
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zxzug. Hat das erftere aber Vier und Zange Stunden ungenubt verſtreichen laffen, 
muß es dem folgenden fofort Bla machen. | 

8.29. Ballaſtſchiffe müffen den nachkommenden Ballaſtſchiffen, fobalb fie ihren Bal⸗ 
t gelofft haben, in ber Regel aber, nachdem file Vier und Zwanzig Stunden an der Bal⸗ 
Ifop gelegen haben, ihren Platz räumen, mwibrigenfalls fie vom Ballaſt⸗Inſpektor zurüde 
wiefen und ihnen die Taue gekappt werden follen. Nur in außerordentlichen Yällen 
m ber Ballaft-Infpektor nad) pflichtmäßigem Ermeſſen ihnen eine längere Frift zum 
Wantoffen geftatten, fowie er auch Schiffen, die zu fcharf gebaut find, um ballaftieer zu 
gen, einegpren Umftänden angemeſſene Nachſicht angebeihen Laffen wird. 

8.30. Die bereitd zugelabenen Schiffe müflen aus der Dange fofort nad) dem Hafen 
ben, in fo ferne das Ausgehen aus der Dange nicht eben gefährlich fein follte. Auch 
an der Hafenmeifter zugeladenen Schiffen erlauben, In der Dange zu bleiben, fo fern 
d fo lange nach feinem pflichtmäßigen Ermeflen fein Nachtheil davon zu beforgen iſt. 

8.31. Die Schiffe, Kähne u. ſ. w., die ihre Waaren ohne große Unbequemlichkeit am 
ner andern Stelle im Strom laden und loſſen fönnen, müffen benjenigen Platz machen, 
e diefe Stelle nöthig gebrauchen, vorzüglich denen, bie bei dem Koͤnigl. Packhhofe, bei ver - 
kringäbrate, bei ber Flachswaage, oder bei unmittelbar an ben Strom ftoßenden Spei⸗ 
ern anzulegen haben. 

8.32. Zur Jahrmarktszeit muß den Yahrzeugen, bie Waaren zum Markte gelaben 
ben, zum Aue» und Einioffen derſelben der nöthige Raum an der Kitftäpffchen Lader 
üde verichafft werben. 

8.33. Beim Durchgehen der Schiffe und Kähne durch die Brüde muß bie vorſte⸗ 
md feftgefegte Ordnung beobachtet werben. (8. 29, 8.32.) 

8.34. Alles nad) der Dange gehende Holz muß Im Hafen zuvoͤrderſt aufgebunden, In 
einen Tafeln oder, Joͤllen In die Dangegebracht, und innerhatb 24 Stunden entiveder in bie 
andle oder Graben, bie mit dem Strome in Berbindung ftehen, oder aufs Ufer gezogen’ 
erden. Wer dies unterläßt, hat Zehn Thaler Strafe verwirkt, und zu gewärtigen, daß 
Holy auf feine Gefahr und Koften werde fortgebradyt werben. Ueberhaupt darf der 
yangeitrom nicht als Holzhafen genutzt, und daher Niemandem, der nicht einen ®raben 
der Uferhlatz davon befißt, Holz hinein zu bringen geftattet werben. 

8.35. Vor den, längs bem Hafen liegenden Holzhäfen Dürfen weder Holzſtapel noch 
genannte Sommerhäfen angelegt werden, die außerhalb ber Linie zwiſchen ter nörbli« 
en Ede der Dangemündung und ber füdlihen Ede des alten Ballaſtplatzes zu legen 
mmen. Wuch foll bei Fünf Thaler Strafe für jeden Pfahl, Niemand ohne Erlaubniß 
tð Shiffahrtögerichtö feinen Holzhafen vergrößern, und außerdem die widerrechtlich 
Angerammiten Wrähle oder angebrachlen Ausbaue ſogleich fortzufchaffen ſchuldig fein. 

8.38. Walfen, Rundhoiz, Maſten und Spieren, bürfen nicht ohne nachgewieſene 
Nothtoendigleit und befondere Erlaubniß des Schifffahrtögerichtö In der Dange verladen 
derden, widrigenfalls bie Taue des ladenden Schiffes fofort gefappt werben, und baffelbe 
ur Gefahr und Koften des Kontravenienten nad) dem Hafen gebracht, auch biefer in 
jehn Thaler Strafe genommen werben foll. 

Dagegen dürfen zwar alle Holzwaaren, die In —2 oder Boͤten nach dem Schiffe 
ommin, in der Dange verladen, jedoch muͤſſen bie Prahme oder Boͤte hinter dem Steuer⸗ 
inde des Sciffes in eine Reihe gelegt werden, um bie Paſſage nicht zu verengen. Iſt 
Yu micht Platz fo muß fein zweite Fahrzeug eher and Schiff gebracht werben, als bis 
a8 erſte auögelaben ft. 

8. 37. Beim Ballaftloffen in ber Dange (das ber Ballaft- Infpeftor nur in Noth⸗ 
ill geftatten darf) muß beſonders darauf gejehen werden, daß der Ballaft ſogleich forte 
eihaft und nicht zum Nachtheil ber Landpaͤffage aufgehäuft werde. | 

ei Privatbohlwerken ift der Eigenthümer zwar nicht an bie Beflimmungen de88.17 
"bunden, body muß der Ballaft nie fo nahe am Rande bed Bohlweris liegen, daß etwas 
!den Strom fallen oder hinein gefpühlt werben fann. ' 
$. 38, Ale Brivatbeflger eines Theils des Dange⸗Ufers find verpflichtet, ihre Bohl⸗ 
rrle oder Ladebrucken fo zu befeftigen und zu unterhalten, daß von dem UÜfer nichts durd) 
ver ins Waffer herabfallen kann. Wird ein folder Fehler entvedt, und in der vom Schiffe 
Örtögericht beftimmten Zeit nicht reparirt, fo fol er fogleich auf Koften bes Beſttzers ber» 
'fert, und biefer in Zehn bis Funfzehn Thaler Strafe genommen werben. 
8-39. Wer Steine, Sand, Erde, und überhaupt folhe Sachen in den Strom unb 
yalen oder im Winter aufs Ei wirft, welehe jene verfchlemmen oder veruntiefen koͤnnen, 
at Zehn Thaler Strafe verwirkt, und ift zur Herausfchaffung verpflichtet. 

8.40. Wer ohne befondere Erlaubniß des Schifffahrtögerichts, wenn ber Strom 
efroren if, Löcher Im Eife aufhauet, ober gar ganze Stellen zum Fortbringen von Fahr⸗ 
tügen aufeifet, Hat Ein bis Zehn Thaler trafe berroirtt, und iſt für jeben Daraus ent 









34 . Von ber Wefdrberung bir Beiwerbe; 


ben Schaden beranitporlih. Dos Anflfen auf 108 2. Fehz Belle run 
m macht hiervon eine Ausnahme. aelelen “ u in L 


Zweuer Asfgnitt 


ber Hafen, und Lootfen-Drdnung für den Seehafen Memel. 
Inftruftion für den Lootſen-Commandeur. 


—— hope velfnbon — DW 
er gerne iR Ich 


iootfen wegen Sturm ober bergleihen dem Schiffe nit Wi 
ber Mhede entgegen gehen können; fo muß der —X 


ng ber Menſchen und wichtigſten Guter oder Dotumente mit dem fogen. Rettın 
teich ſeibſt nad dem Schiffe zu begeben, zw weichem Ende dies Boot mit alt 
gehörigen Utenfilien und Rektungsgeräthfepaften jeden Angenblid zum Aublaufer 


t hat. 

e muß auch ein genaue Tagebuch über Wind und Wetter, über ben Zufartı 
Tieſe und bie Veränderungen des Stromes und Fahrtoaffer; foroie über bie ein- u 
gehenden Schiffe führen, und dabei Ramen ded Schiffes, Namen bed Schifferd, Orr" 
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adung, den Ort, bon welchem das Schiff kommt, ober wohin 26 geht, bie Tiefe,.auf welche 
‚geladen ift, und ben Namen des Looiſen, ber es eins oder außgebracht, genau bemerfen. 

ie bemerkten Yenderungen an ber Fahrt, Rhede und Hafen muß der Lootſen⸗Kom⸗ 
yeur durch Auſchlag an ber Börje, ben Kaufleuten und Schiffern ohne Anſtand 
nt machen, fofern fie Ingenb einen weſentlichen Einfluß auf ble Schifffahrt haben. 
8.50. Der Lootien» Kommandeur muß befonder6 darauf fehen, daß die Baalen 
mäßig geftellt und gut in Ordnung gehalten werben, fo wie auch, daß die Fahrt mit 


hinreihenden Zahl gehöriger Marten deutlich bezeichnet fel. (ß. 2.) Worzügli maß ' 


ö Kahrivafler, Die Rhede und die Baaken nady Stürmen jedesmal genau unterfuchen, 
ümmtliche Zeichen revidiren, ob fie now vorhanden find, und an den rechten Stellen 
2, auch ob die Baaken noch zweckmäßlg ftehen. 

8.51. Sobatd Zeichen unrecht liegen oder fehlen, muß er fie durch bie Lootſen an 
echte Stelle Iegen oder durch andere erfeßen laflen, in welcher Hinficht Stefervezeichen 
jeber Sorte, ſowle Referveruthen zu den Baaken beftändig bei der Pilotage vorräthig 
Am werden müflen. Die Baafen darf ber Lootſen⸗Kommandeur nie eigenmächtig 
Men, ſondern fobald er es für nöthig erachtet, muß er es dem Schifffahrtögericht an« 
en weiches die nöthigen Veränderungen dann ganz ungeläumt, jedoch mit Suplehlng 
Hafenbau⸗ Inſpektors, Hafenmeifters, fänmtliher Obtrlootfen und einiger erfahrener 
üfer zu veranlaſſen hat. 

8.52. Alle vom Lootſen⸗Kommandeur bemerkte, oder ihm angezeigte, ber Schifffahrt 
Heilig Hegende alte Unter, Wrade oder andere @egenftände muß er, fobalb es angeht, 
wölhoffen, bi8 dahin aber fogleih dur eine Warnungsmarle (einen Kreugbeien) 
Nhnen laffen, und dem Schifffahrtögerichte davon Anzeige machen; ſowie er über alle 
auige Verbefferungsporicyläge init dein Scifffahrtägericht, als ber ihm unmittelbar 
geegten Behörde, zu Lonferiren hat. ü . 

8.53. Der Lootſen⸗Kommandeur führt die befondere Auffiht über die Lootſenboͤte, 
geſammte Pilotageweſen und die Nettungsanftalten. Er muß bafür forgen, baß ed an 
ju fehle, und Alles zum jededmaligen Gebraud) ſtets in Bereitſchaft ſei. So oft bafer 
RB anzufhaffen oder zu repariren nöthig ift, muß er dies fogleich anzeigen: und befors 
Blaflen. Er muß aud) über das Pilotageweſen ein ganz genaues Indentarium führen. 
ı 8.54. Schiffer, die ausgehen wollen, müffen ſich beim Lootſen⸗Kommandeur melden, 
d halten bon ihm, gegen Abgabe des bon ber Licenttammer erhaltenen Erlaubniß⸗ 
tint einen Lootfenzetiel wodurd) ihnen ein Lootſe zum Ausbringen angerolefen wird. 
darf bei Kafationäftrafe fein Schiff audgehen laffen, ober ihm einen Lootſen meifen, 
—8 Schiffer den von der Licentlammer empfangenen Erlaubnißſchein eingehäns 


8.55. Die Anzahl der Lootſen fann niemals unter zwölf fein. Dageyen aber bleibt 
a amſchaft unbenommen, bie Anfekung von fo viel mehrerer zu veranlaſſen, als 
e dem Berärfig der Schifffahrt angemeffen finden. Auf jede fünf gemeine Lootfen 
ir ein Oberlootfe angeftellt. Soüte demohnerachtet bei ungewöhntidz leb⸗ 
fer Schifffahrt, die Zahl der regelmäßig angeftellten Zootfen nicht hinreichen; fo muß 
Lootſen Rmmandeur fo blele Hülfdlootfen, als noͤthig ſind, —5 engagiren, und 
ber befändig darauf bebacht fein, erfahrene Seeleute hiezu in Were 
en Qualiftation gu dieſem Gefchäfte er ſich überzeugt hat, i 

8-56. Kein Lootſe darf bei Kaflatton ein Schiff eher befleigen, um e8 in See zu brin⸗ 
hehe er bon dem Lootfen-Kommandeur dazu Befehl erhalten hat. Der Zootfen-Kom- 


mdeur iſt Dagegen gehalten, die Schiffe nad) der Meihe abzufertigen, nach welder fie’ 
Eicheine bon ber Licentlammer einhänbigen. Jedoch verfteht es fi) von 


Kihre Crlanbni 
1. da cn Schiff, weiches auögebradyt werben Tann, nicht deswegen aufgehalten wer⸗ 
böarf, weil ein anderes, bad durch feine befonbere Verhältnifie auszugehen verhindert 
N, eia fräher am 2icent abgefertigt worden ift. 


Lootſen⸗Kommandeur und den Lootſen wird durchaus verboten, von den Schif- 

der Baffagleren, irgend ein Geſchenk an Geid oder andern Sachen zu fordern. Sie 
d niht — für Ihre gewoͤhuliche Amtsberrichtungen eine freiwillig angebotene 
aung anzunehmen. Nur in außerordentlichen Fällen, wenn z. B. Ihre Amtsver⸗ 
mit eigner Gefahr verfnüpft war, oder durch ihre Bemuͤhungen ein Schiffer oder 
ſer aus einer toirtlichen Gefahr gerettet iſt kann ihnen bie Annahme elnes freiimillig 
% Veſchenls geftattet werben; fie müffen jedoch ber unmittelbar vorgeſetzten 
ſofort und fpäteftens binnen 24 Stunden davon Anzeige machen, welches bie 
teen Umftände zu berüdfichtigen und hiernad) zu beftimmen hat, ob dem Befchent« 
au genommehe Geſchent als eine freiwillig gegebene Belohnung feiner außerordent- 
enſtleiſtingen nad) ber obigen Feſtſetzung betaffen, ober aber demſelben dad erhal« 


eſchenk alß eine geforderte oder unverbiente Belohnung gu entziehen und zum Armen» 
byutiefern fei, | 


nur 


iſchaft zu haben, von 


ss Bon der Beförberung ber. Beiverbe; 


Jede Uebertretuag biefer Borfehrift wird, außer dem Bertui a a 
roiegenen Seſchents nacpbrüdtid, beftraft; m ee biefe Strong 
faQs 616 zur Raffation zu verfchärfen. N 

AM cin Schiffer, um bertveigerter ober vorenthaltener @efchente wilen, milk 
behanbeit, aufgehalten, oder ihm nicht die bereitefte Hülfe gefeiflet worden; fo iM 
Lootſen· Aommandeur oder Zootfe fofort Kaflation vertoirft. 

Die Schiffömätter find von Amtömwegen verpflichtet, jeden zu ihrer Kenulj 
‚genden Fall, wo ein Geſchent gefordert oder angenommen worden, der unmittelda 

fetten Behörde fofort anzuzeigen. Unterlaffen fle biefe Anzeige, fo werden fir au! 
ſchuidige angefehen und beftraft. 

8. 57. Bel Havarle oder andern Unterfuchungen, wo ber Zopffen-Romman! 
Shifffahrtögeriht als ſachverſtaͤndiger Deputatus zugezogen toirb, liegt ihm bie 
Uchſte jenhaftigteit und Unpariellichteit ob. 

8.58. Der Lootfen-Rommandeur muß ſich oft bei den einfommenden Schifen| 
das Verhalten des 2ootien, der bei Ipnen am Bord getvefen, erfundigen, die von den 
fern gegen fle angebrachten Klagen mit Biltigtelt aufnebmen, und auf der Stefk 
anterfuden, und haupt darauf fehen, daß die Lootſen ihre Pflichten ohne A: 
genau erfüllen, Indem ſie ihm zunaͤchſt untergeben find, und er für ihr Wetragen I 
berantworttid) iR, ald ihm ungeitige Radyficht, Parteitichteit und Sorglofigfeit dabei 
gewieſen werden fann. 


\ Fr hat er aud) das Recht und bie Pflicht, bei jeder Lacanz unter den 
den ſchiag 


zur Beiesung der erlebigten Stellen zu machen. Er muß aud) bie‘ 
tenden jedesmal genau prüfen, und hi äberhaupt dafür veranttoortiich, daß zu Ihe: 
orbenttiche unb geichidte Lootſen gehalten werben. 

Jede Dienftvernahläffigung der Zootfen.muß er ſogleich ſelbſt beftrafen, ode 
Scifffahrtsgerihte zur fhnellen Beftrafung anzeigen. (©. 8. 74. Y 

8.59. Der Lootfen- Kommandeur {n dem Scifffahrtögerihte untergeortud.cd, 
ben bereiteften Behorfam ſchuldig· 

Wenn er ſich auf kurze oder lange Zeit von feinem Poſten entfernt, muß er ik 
ſten Oberlootfen zur Wahrnehmung feiner @efchäfte fubftifuiren; Ie jede n 
mit ausbrädticher denehmigung bed Schifffahrtögerichts, ohne befien Erlaubnif v 
fen-Kommanbeur fic feinen Tag, und zur Zeit der Schifffahrt ſich feinen —2 

ieu darf. Unteriäßt er dieſe Anzeige, fo bieibt er nicht allein für feinen Et 
verantwortlich, fondern foll auch überdie6 noch in eine Ordnungsftrafe genomman® 
Dritter Abſchnitt 
ber Hafen» und Lootfen-Drdnung für den Gerhafen Memel. 
Inftruction für Die ootfen. 

8.60. Die Zootfen, deren in Memel mindeſtens zwel Oberlootfen und sche c 
@ootjen find, deren Zahl aber nadı dem Butadhten der Raufmannfdyaft vermehrt ne 
tonn, ftehen zunäcft unter den Befehlen des Lootfen- Kommandeur, dem (ober 
der Abivefenheit feinem Stellvertreter, tweldheß der jedesmal anmefende und dien 
tee  Döerotte if) fle den päntttichften nad bereiteten Behorfam In allen Sticul 


Die Sootfen werden vom Looffen-Rommandeur mit Zuglehung, bed SufasiBd 
und fämmtliher Oberlootfen geprüft und vom Schifffahrtögeriht beftätigt. & 
nur erfahrne, gefunde und ftarfe Ceeleute von unbefholtenem Rufe als Lootfen ai— 
erden. Bet ihrer Wahl muß das Scifffahrtägericht vorzüglich auf die Boridip! 
2ooffen-Rommandeurs und der Raufmannidaft rüdfihtigen. Auf Feen Be m 
Seemann, weichen der Zootfen-Rommgnbeur für unfähig erflärt, zum 2ootjen a 


men werben. ı 

Unter gleich vorzügllchen Seeleuten follen diejenigen, vorgezogen werben, d 
leſen und Tdeeiben nen. Zum Oberloofen, —E der auf jede fa 
meine Soon en muß, barf Riemand angenommen terden, ber nicht gan fer 
u reiben kann. b J 

Die Lootfen werden vereidigt, ſind / jedoch nicht als feſt angeſtellle Offidantn 
fehen, und fönnen nicht allein bei erwieſenem Dienftvergehen, fondern auch wenn fr 
Trunte ergeben find, ober wenn fle nad) dem Zeugniffe des Rootfen-Rommandeatt 
mehr au Lootſen taugen, ohne weitere Unterfudhung gerabehin entfaffen werten 

efed Zeugniß muß aber durch den Hafenmeifter, oder durch zwei Mil 

Memier Kaufmannichaft, oder durch zwei Schiffer, oder zwei Oberiootſen fi 

8. 61. Die Looiſen find alles, wad die gegenmärtige ‚Hafen-Drdnung a 
befolgen, auch auf die Befolgung derſeiben Acht zu Haben, verbunden, ganz Do 


| 








Gewerbe der Schifffahrt; See⸗Schifffahrt. 337 


irlöotſe fährt darin mit bier oder fünf gemeinen Lootſen dem Schiffe ſogleich 





angenen Lobtfen müffen ſich, wenn fie mehrere Schiffe in See ge» 
iefe vertheilen, und fle mo möglich, alle befeen, bie Lootfenfchalouppe 
> mit herein bringen. Zeigen ſich mehrere Schiffe, als bie Lootſen 
töhnen; fo.ım fen auch die zurudgebliebenen Lootſen ihnen gleich entgegen fahren, 
enfall® nur einer oder zwei zurüd bleiben, um bie Hülfslootſen zufammen au 
19 beletivanigen Unglücksfaͤllen der Schiffe, den Rootfen- Kommandeur zn unterkügen. 
9.89. Wenn die Loolſen wegen Sturm und pergleichen in See zu geben Bebenten 
‚der Lootſen⸗Kommandeur aber mitzugehen bereit iſt, fo mäflen die Lootſen fofort 
ihm hinaudfahren, ed mag bied zur Einholung eines anfommenden, oder zur Hülfe 
berunglüdten: oder In en r ſchwebenden Schiffes gefchehen. 
Der Sommandeur beftimmi bie Oberlootfen und Lootſen, die ihn begleiten follen 
enlge Oberlootfe oder Xootfe, der, fobald der Kommandeur fich mitzufahren erktärt, 
aur auch nod bie geringfie Bedenklichkeit gegen das Auslaufen äußert, iſt auf der 
ganz unbedingt caflirt, und darf niemals mehr als Zootfe gebraucht werben. 
Auſwiegelnde Meden oder Widerſetzlichkeit follen überdied noch mit Befängniß-, Zucht- 
We oder Keftungäftrafe, nach dem Grade bed Verſchuldens, beahndet werben. 
„8.64. Können bie Lootfen nicht in See fommen, fo müffen fie dem Schiffe, fo weit 
Xuend möglich, entgegen fahren, und Ihm mit einer rothen Flagge die Schrt andeuten. 

Mrüdgebliebenen 2ootien müffen ſich aber ſogleich nach den Baafen begeben, und mit⸗ 

scheiben den Lauf des Schiffes nad Anordnung bed Lootſen⸗Kommandeurs, oder in 
a abweſenheit des Oberldotſen, dirigiren. 

8.05, Undere, als die beſonders dazu angeſchafften Lootſenboͤte, ſollen nur in dem 
Me gebraucht werden, wenn die Lootſenboͤte 98 in See, oder wider Verhoffen nicht 
ſquell aid ein anderes Fahrzeug in dringenden Faͤllen bereit find. 

gb. Sodäld der Lootſe das Schiff befteigt, muß er ſich genan erfunbigen, auch 
hf een: wie tief ed-geht, und jeibft die Zeitung bes Schiffs übernehmen. Geht 
zu ſiq zum Einlaufen, fo hat er ed an einen fihern Ankerplatz auf der Rhede 
Lbringek; Ita es aber eu  fann, fo fährt er damit in ben Hafen, legt ed an den 
M dom Hafemeifter oder Ba l-Qnfpeflor zu beftimmenden Platz. und muß ben Schife 
tdonn züm Sootfen- Kommandeur hinweiſen und ihn auffordern, ſich von demſelben ein 
ſemplar biefer Hafen-Orbnung, geken zu loffen, um fie genau zu befolgen. 

8.67. Wen der Lootſe dad Schiff auf der Khede fiher vor Anter gebracht hat, fo 

ter nad dem Hafen zurüd, und muß dem Lootfen- Kommandeur den Namen des 
Hiffed und Schifferd, den Ort, bon wo es fommt, die Ladung und wie tief dad Schiff 
% aufeinem gefhriebenen Zattel genau anzeigen. . 

8.08, Die Lootfen müflen dad Fahrwaffer und dad ganze Memeljche Revier, fo oft 
— und bet iebhaffer Schifffahrt, wenigſtens das Fahrwoſſer kägllch unterſuchen, 
Ubeftändig ganz genau damit bekannt zu fein. Sie müffen dabei auch die Seezelchen 
xml nachſehen, und was fle verändert, berleßt ober unzwedmäßig liegend finden, fo 
Ele eva der Sthifffahrt nachtheiflge Begenftände im Brunde ded Meered, dem Loot- 
Rommanbenr fogleich anzeigen. BE \ | 

8.69. Die Lootfen müffen die Seegeichen jederzeit: nach Anweiſung ded Lootſen⸗Kom⸗ 
Deurg legen ober aufnehmen, ſich überhaupt mit ihnen, fo mie mit den Baafen und 
m Gebrauch, und mit allen Bilotagegeräthen, . ven Mettungsanftalten u. f. iv. genau 
Annt machen, da Ihnen ber Bebrduc und auch die Unterhaltung derfeiben nad) Anwei⸗ 
h d8 Lootſen⸗Kommandeurs zunäcft obilegt. 

8. 70, Das Einholen Ausbringen der Sa durch Die Lootſen gefchicht in der 
fl nad) einer — e, fo, daß ein Xootfe nach dem audern Die Schiffe be- 
" Die Oberlootfen werden bei diefer Reihefolge mitgezählt. ehnanige Hülffstogtien 
gm keinen Mafpruch auf eine Meihefolge, fonbern werben nur in Rothfällen gebraucht. 
Kö edoch der LootienBommandenr es befiehit, iſt jeber Lootſe ohne Rüdficht auf, 











ihefolge, Schiffe ein», und audzubringen, und wenn die Reihe an ihm mar, zurüd 
N, undehingt und ohne Widerrede berpflichtet, 


ULVU.B,1, - i 22 


Fr "Won ber Befärberung ber Beierbe; 







Boren ober feiner Wohnung entfernen, und wenn er zu der Hälfte ber Loohen 
die bie Wache halten müffen, fo darf ihm in der Kegel gar fein Urlaub gegeben 


& 
Gefahr, in weicher ich ein sa befindet, ſelbſt mit außgeht, hat er das Med, 
jedes Mittel, das er vor ber 


ui 
ere Berfehen muß der Sootfen-Rommandeur dem Schifffahrtögericht anzchen, 
ches ſie dann fo ſchneua ais mögtid) zu unterfuhen und zu beftrafen hat. 


Wierter Abſchnitt 
der Hafen, und 2ootfen-Ordnung für den Seehafen Memel 


Inftruftion für den Hafenmelfter. 

8. 75. Der Hafenmeifter hat bie Beftimmungen diefer gegenwärtigen. 

aufs genauefte zu befolgen, und auf beren Befoigung zu ſchen; indbeſonder 
Aufiht über alle im Dangefteom und im Hafen legende Schiffe. (88. 13 MW 
muß jedem Schiffe, fobald es In den Hafen fommt, einen Platz anmelfen, und x! 
wohl a Allgemeinen inftruiren, wo fle die Schiffe, die Ne einbringen, in jeden Pi 
legen follen. 
“ 8.70. Vorzüglich hat der Hafenmeifter eine genaue Aufficht Über bie is br 
Hegenben Schiffe zu führen, von melden feines feinen Bla ohne fein VSorwſa 
darf. Cr muß hierbei bei eigener Verantwortung auf Beobachtung ber 99. 21-1 
3, 30-34 und 36 dringen, und jede Werlegung berfeiben, fo überhaupt! 
befanut werdende Unordnung, ſogleich dem Scifffahrtögeriht augelgen. 

8. 77. Bet den im Hafen Ilegenben Schiffen muß der Hafenmeifter beſorden 
Bedacht nehmen, daß fein Schiff in bie Befichtstinie der Baafen komme, oder 
Then verdede. Yebed Schiff, was zufällig eitoa in bie @eftchtötinte der Baate 
men fein möchte, muß fogleid) daraus entfernt werden, und der Kafenmeiker dal 
feinem Vorwande dulden, daß ein Schiff darin liegen bleibe. 

8. 78. Der Hafenmeifter ift befugt, jedem Schiffer, der feinen Anordnungen: 
gen 1 „weigert oder äögert, ſogleich die Taue Fappen zu laſſen und ihn zu [ehe 
anzuhalten. 

Um dem Hofenmeifter die Wufficht über die Schiffe zu erleichtern, und feine 
auszuführen, find ihm einige Stromfnechte und Dange-Lootfen untergeorburt, 
Schiffer gieichfalis gehörig refpectiren müffen. 

8. 79. Der Hafenmeifter ſteht unter den len des eriähte, 
Biefert Den genauen Gehorfam (hutig, er Dat Mb auß one Aral 
feinen Tag entfernen. (N. C.C. T. XII. b. ©. 857 Mr. 91 de 1809.) ' 

Dazu: 
Publ. der K. Meg. zu Rönigöberg d. 16. Der. 1817, betr. die Ei 
der Hafen»Bolizel,Eommilflon in Memel. 

‚Den@etlmmangen eb orgeorbneen Bin AR gemäß, ſollen find änfigedeHW“ 
don derSchiffahrtö» und-Handeis-ollgel-Direltion in emel bearbeiteken poll. 
genbeiten beö dortigen Gafene don einer, aud dem ————— 
WollgeisDirector, dem Hofen · Von Inſpecter und dem Lootfen- Kommandeur gel 
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aliſchen Behörbe unter der Benennung: Königl. Breuß. Hafen⸗Polizei— 
miffton verwaltet werben, weiche mit bem 1. San. k. 3. in Wirffamfeit treten 


ju dem Geſchaͤftokreiſe dieſer Behörde gehört alles, mad auf die Erhaltung und Ver⸗ 
ng bed Hafens in Memel Bezug hat, und namentlid) 

bie Aufſicht über die Hafen- Werke und die dabei vortommenden Bauten ; 

die Aufſicht über die zum Zweck des Hafens gehörigen Pflanzungen ; 

I zur Reitung ber Wenfchen und Büter bei Strandungäfällen nothivendigen Vor⸗ 

rungen; . 

ble Aufficht über den Hafenmeiſter, den Ballaft-Infpector, die Lootſen, Feuerwächter, 
und über fämmtliche bei dem Hafen und Strande angeftellte Beamten; - 

die Keanlirung der Waſſerwege in der Einfahrt ſowohl. ald auf dem kuriſchen Hafe ; 
bie Aufficht über die Yahranftalt bei Memel, und 

bie Aufrehthaltung afler den Hafen und die Schifffahrt betreffenden poltzeitichen 
Laordnungen und befonder8 der Hafen» und Lootjen-Orbnung v. 10. Oct. 1809. 
die Ahminiftration der Hafenanftalten in Memel dagegen der dortigen Kaufmann» 
aͤbetlaſſen und beshalb gleichartig bon dem 8. Fin. Min. verordnet worden, 
on derſelben zwei Deputirte gewählt werden follen, welche zur Vermeidung eines 
eben Schriftwechſels mit der Hafen⸗Polizti⸗Kommiſſion in eine engere Verbin» 

n fönnen. 

Ninun bon dem Tage, an welchem bie Hafen-Bollzel-Kommifflon Ihre Gefchäfte 

st, bie jeßt beftehende Schifffahrte- und Handlungs» Votizei-Direction außer Wirk⸗ 

irikt; fo it die Verwaltung der nicht blos den Hafen betr., fondern ſich auf den 
und die Schifffahrt von Memel im Allgemelnen beziehenden Geſchafte vorjetzt dem 

fahrig⸗ und Handlungs · Polizei⸗Director Sperling übertragen und hat fid) daher ein 

a foihen Ang., welche blöher für die Handlungs» und Schffffahrts⸗Polizei⸗Direltion 

m und die nach diefer Bekanntmachung ber Hafen⸗Polizei⸗Kommiſſion nicht über» 

(find, an denfelben zu wenden. (W. I. 72, — 4. 46.) 


2) Bollyei- Ordnung v. 30. Ian. 1821 für den Hafen und die Binnenge- 
rbon Danzig. 


Bir Friedrich Wilhelm 2c. zc., Thun fund und fügen hiermit zu mwiffen, daß Mir. 
ı erachtet haben, Beftimmungen über dad Verhalten der Schiffer auf der Rhede und 
ten von Danzig zu erlaffen. Mir verorbnen daher wie folgt: | 


Hriften für den Schiffer bei feiner Ankunft auf der Rhede und 
beim Einlaufen in dad Fahrwaſſer. 

8.1. Sobald ein Schiff auf bie Rhede vor Danzig kommt, foll der Führer beffelben 
Rationalflagge aufftecten, und wenn er in dad Faͤhrwaffer gehen will, den Lootſen 
ten, und bei Vermeidung einer Strafe von Zwei Thalern für jede zehnte Laft der 
e des Shiffs nicht ohne feine Huͤlfe einlaufen. Im höchften Nothfall, d. h. wenn 
hiffer augenfcheintich Befahr Kauft, Schiff, Ladung und Mannfchaft zu verlieren, hat 
*e zubor den Steuermann, Hohbootdmann und Zimmermann, oder in Stelle eined 
m einen anderen erfahrnen Seemann zu einem Schifförath zu verfammeln, und 
biefe nad) reifer Ueberlegung e8 aud) für nothwendig halten, das Außerfte Rettungs⸗ 
du ergreifen: fo iſt es ihm erlaubt, ohne Lootſen einzufegeln; er ift in einem ſolchen 
ſedoch verpflicytet, den dadurch andern Schiffen und Bütern oder dem Fahrwaſſer 
achten Schaden zu erfeßen. 

ie Unterfahung, ob ein ſolcher Nothfall wirklich ftatt gefunden, gefchteht von dem 
keipräflbium unter Suslehung der Lootſen⸗Tommandeurs und anderer Sachver⸗ 
#n, und bie Entſcheidung gebührt dem Kommerz» und Admiralitätskolleglum zu 


.2. Wenn heftige Stürme oder andere Urſachen dad Entgegenfommen ber Zootien 
dern, fo hat der Schiffer folgende Signale gu beobachten: 

die auf der äußerſien Spiße der öftlichen Moole errichtete, oben mit einer Tonne 
verfehene Stange, welche Ihm auch in dem Falle, nenn die Moole von der rollen= 
en * — fein ſoilte, den Punkt anzeigt, wo dieſelbe liegt, und wo er alſo ein⸗ 
laufen hat; 

bie bon der weſtlichen Moole durch eine rothe Flagge zu ertheilenden Zeichen, wel⸗ 
hen er bergeftalt zu folgen hat, daß er nach der Seite, wohin die Flagge geneigt 
wird, ſich in ver Fährt halte, und wenn bie Fiagge ganz gerode in die Höhe gerichtet 
wird, auch feinen Lauf gerade aus nehme. Werden dem Schiffer teine ſolche Signale 
an ven Sage ‚gegeben: fo darf tr gar nicht einfegeln, fondern foll vor Anker gehen 

et Die See en, ° 
«3. Die vom Lootſen borzulegenden Fragen über ben Zuftand aan und ber 


„ Schiffes, der dies unterlaffen ‚follte, verfällt in.elme Strafe: von Beh 


ingegelgb werden. 
Polizei» Vorfhriften für den. Schiffer während. feines Kufen! 
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Mannſchaſt und über alls Hlerauf · Bezug: habende VegenſſAnde iſt der Sclfer ei 
meiduug einer Strafe von Zibei Thalen on jeder Sehne Saft nad) der driſe dti 
fe8 anf dad Getwiffenhaftefte zu beanttvorten verpflichtet. 

8.4. Wird megervanftedender Kranfheltem oder verbät tiger Waare den CHR} 
Quarantaineplaß angetoieien, fo muß ber Schiffer ſogleich eine gefde logge a 
Er darf alöbann. ohne fHriftlihe Erlaubnig des Qootfen-Komtrandeuns-biefen Ri 
verfafien, noch mit-andern Schiffen, Booten oder mit den Eimwohnau dei & 
auf ige eine Weiſe Gemeinſchaft pflegen: 

ie Uebertretung biefer Vorfepriften ſoll mit ber. nadhtrüdtihnen Leibennuß, 
nad) Beſchaffenheit der Umftände ber mit ber Verlegung. der Ciuarantaine vor 
Anftetungögefagr und nach Waaßgabe des badnra)-berurfadsten Sthuene’von 























Fehler machen, bie das Schiff-in Gefahr feßen, und ſich micht warnen laflen, k\ 
dem Schiffer frei, mit Uebereinftimmung des nach 81 au derſammelnden © 
Lootſen die DirecHon abzunehmen; ein folder Fali muhz aber dem Luotfen-Kor 
gielch angezeigt, und albbann bie Unterfahung- und Beſtrafung des Stift! 
Lootfen eingeleitet werden. 

8. 6. Sobald das Schiff an die Moolen kömmt, follen bei 50 Athir. Ch 
Verpflichtung zum Erfah des angeridjteten Schadens, die” Se eingenommenif 

8.7. Weder auf der Mhede nod) im ‚Hafen darf der Schlffer ein WimpelWf 
Topp wehen laffen, und-ohne beſondere Etiaubniß bes Lootfert-Korhmandeurt, 
dor bie Eintsiligung ber Feitungsfömmendantur "einzuholen hat, außer den & 
Regrüßungsidüfien, mit Kanonen. ober fitinem Ceweht geihoflen werden. 

8.8. Die.Unter. müfen.gehärig bazeichneb oder nit Bobe verfehen jdn, ul 


— 
8, 9.. Die eiwanigen Seqmarlen bürfen ‚bei: einen Strafe. von 200 Mitir. 
Fr ober ak ee po Den 
do ober. tm ahrtonfler entpadten, ber rt. machtheitigem Dinge fol de 
fen-Rommanbeur bei einer Strafe.von 50. Rthin ar t 


im Hafen und in den. Binnengewähſern. 

8.10. Sobald.der Schiffen and Land, fomast, faß;er Jofoxt dem Lootfen-Ro 
die Wufterrolle und die Wäfle der Waflagtere abgeben, und bie:iegteren; fo Ik! 
Sciffsmannidaft präfentiren. 

8.11. Er haftet während-feines Nafentpattb Im Hafen.umd in dem WBinzenge 
für feine Monnfdaft und ift jede von innen begangene Verlegung der polisiäh 
förriften au vertreten verpflichtet. Auc.muß er, wenn jemand von der Schffänd 
dom Schiffe entlaffen toird, oder zurüdbielbt, dies ſogieich der Woligelbehörde med 
alt das zurüdbleibende Indieiduum im.Paffe oder in der MWüfterrofle gelöfht.m 

8.12. Der Schiffer fol im Hafen.nuran:bem vom: Lootjenfommandeut 1 
den Binnengemäffern nur an bem vom Hafenmeifter ober. Sitrominipift 
unter Vorwiflen und Benehmigung bed Haubtfteueramt8 anzuweiſenden Pick an 
Braamrahen und-Stangen abnehmen, ben Mieverbauzm, die blinde Rab; 
und den Mubderfopf prafien, die Rahen getoppt und bie Unter gehörig aufgeteilt d 

. 13, Schiffe, weihe.an die Rays, Wohterrie ober. Mood anlegen, Il 
Rundhölger ober ftarte Reipbündel und Tawiverfe anshängen,. und jede unmitkl 
rührung des Eciffes mit jenen Werten vermeiden, bie Taue auch nicht an ben © 
ten, fondern an ben dazu, beftimmten Wurfpfählen: befeftigen. 

8. 14. Jeder Uebertrefung biefer Vorichriften End jeder dabei berplefene Ung 
des Schiffere und feiner Zeute gegen die Anordnungen bed Lootfen-Kommunbeurt 
Rootfen iin Hafen, de& Hafemmeifters ober Steominfpeitens In-ben Binneng!! 
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u und der Rolizeioffigianten anf dem Lande, wird mit einer angemeffenen Belb- 

ſt von 3 bis 15 Mihir. geahndet, und ber Schiffer hat es fich überdies zugufehreiben, 

nn Ent, auf Icine Koften fogleid) forigefchafft und im Falle einer Widerſetzuchkelt 
aue gelappi werben. 

8.15. Obne eine befondere Erlaubniffarte vom Lootfen- Kommandeur darf fein Schif- 
x 5 618 20 Mihlr. Strafe Feuer auf dem Schiffe machen, um bafelhft forhen, und bei 
her Strafe entweder nur in Privathäufern ober in den vom Lootfenfommandeur oder 
Bolizeloffigianten anzuweifenden Kochhäufern bad zum Kochen oder zur Zubereitung 
nbarer Materlatien nöthige Feuer machen, auch nuran den von den Lootſen⸗Kom⸗ 
deur oder Haferneiſter zu bezeichnenden Stellen das Schiff kielholen oder zimmern laſſen. 
8.16. Den Schießpulvpervorrath hat der Schiffer gleich bei feiner Antunft bei 5 bio 
Rhir. Strafe den Zolloffizienten anaugeipen- Diefe haben dem, Lootien-Rommandeur 
on Nachricht zu geben, deffen pflihtmäßiger Beurthellung e8 überlaffen bleibt, ob der . 
nath dem Schiffer unter feiner Verantwortlichkeit zu laflen, ober in einem geeigneten 
gozne aufzubewahren iſt. Wenn ein Schiff aber Schießpulber als Ladung hat, fo ift 
Eifer verpflichtet, fo lange bis die ganze Ladung gelöfcht worden, bie ſchwarze 
igge vom Maſt wehen zu laffen. _ 

8.17. Bei einer Strafe von 1 bis 10 Rthlr. darf niemand auf dem Verdeck ober 
den Etraßen Tabak rauchen, Licht ohne Laterne brennen oder ſchießen. Inſofern ein 
licher Feuerſchaden durch DIE Schuld ded Scifferd ober feiner Leute entſteht, treten 
ade Schuldigen Die geſetzlihen Kriminalftrafen ein. 
$ 18. Die Motrofen und Scifföleute follen Im Sommer fpäteltend um 11 Uhr, 
Rinter aber um 10 Uhr Abends an Bord verfügen, widrigenfalls fie arretirt und 
zelüch beftraft werben. Aber auch bis zu dieſem Zeitpunfte muß auf jedem Schiffe 
Igftend die Hälfte der Schiffömannfchaft und auf ganz feinen Gefäßen müffen wenig⸗ 
52 Mann jederzeit vorgefunden werben. Bei abgetafelten Schiffen und während des 
terlagerd genügt ein Wächter. . 

8.19. Wer an den öffentlihen Kochbuden und andern Unftalten aus Vorfaß oder 
mafgtelt Schuben anrichtet, foll neben dem Erfaße deffelben nod) mit einer Gefäng⸗ 
raft von 3 bis 14 Tagen belegt werben. 

8.20. Alle diefe und andere Vergehungen gegen bie allgemeinen bolizeilihen Vor» 
iten, fo wie Berbalinjurien und Schlägereien zwiſchen den Schifföteuten merben, je 
dem fie auf dem Schiffe oder auf dem Lande borgefalten, von dem LootfeneKomman- 
"und Strominfpeftor, oder von den Polizeiofficianten gerügt und beftraft; doc) fteht 
m Angefhuldigten frei, auf bie nähere Prüfung und Entiheidung von Seiten des K. 
igelprafil Ach. zu berufen, deſſen Feſtſetzung dann fogleich zu befolgen ift. 

Igemeine Vorſchrift des Schifferd wegen feines Verhaltens gegen 
die Zolibehötde, 1 

8.21. In Bezug auf die Steuerverfaſſung iſt der. Schiffer verpflichtet, über den 
halt feiner Ladung nad) Art und Menge ein genaued Verzeihnig unter der Be⸗ 
aung: „Beneratdetlaration" abzugeben, Wie ſolches anzufertigen, und was 
er don Ihm in Bezug auf Steuerweſen au beobachten iſt, ergiebt das Regulativ wegen 
andlung des Waarenein= und —— auf den Weichfelmündungen, wonach ſich 
tibe, fo meit e8 ihn, betrifft, zu achten hat. 
töärtften für den Schiffer, welcher mit feinem Fahrzeuge in bie 

Binnengewäffer und aus diefen In den Hafen zurüdgeht. 

8.22. Die Schiffe, melde von Neufohrwaſſer nach der Stabt Danzig gehen ober 
berieben zurüdfahren, und über 10 Laſten groß find, follen, bei Strafe von 20 Rthr., 
Ihnen in Neufahrwwafler vom Lootſen⸗ Kommandeur und in der Stadt Danzig bom 
mmeifter oder, Strominipeftor zuzumelienden Binnenlootfen annehmen, und demſel⸗ 
eben fo Folge leiſten, wie es $. 5 bei den Seelootſen vorgeſchrieben iſt. 

8.23. Die Erlaubniß zur Durchfahrt durch :die Schleufe nad) der Stadt Danzig 
beim Zollamte in Reufahrwaſſer nachgefucht; wer aber aus der Stadt fümmt 
bie Schleufe paffiren will, foll zuvor beim Warnungsfahl unmeit dem großen Bal« 
uge anlegen, und dann bie Erlaubniß zur Durchfahrt beim Schleufenmeifter nachſuchen. 
ein für den Schiffer beim Löſchen und Einnehmen des Ballafted. 
8.24. Auf der Mhebe’ darf nur fo viel Ballaſt gelöfcht werden, ald erforderlich ift, 
as Schiff den Hafen zu bringen. Bei 100 Rihlr. Strafe darf died aber nie eher 
gen, ald bis der Lootſe e8 geftattet hat, und nur an der bon ihm anzuweiſenden Stelle. . 
8.25. Eben fo darf im Hafen, in ber Weichfel und in ber Mottlau das Löfchen und 
ıchmen des Ballafted nur an dem Orte und auf die Weiſe erfolgen, welche In Fahr⸗ 
er ber Ballaftsuffeher, in Danzig aber der Harenmeifter oder. Gtrominfpektor dem - 
fer anzeigen wird, aın allerwenigſten barf aber der Ballaft ind Waſſer geworfen werben, 
Sermeibung ber im vorhergehenden 8. beftimmten Strafe. Uebrigenstann id ber Schiffer 
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beim Zöfchen oder Einnehmen des Ballaſtes nad) eigenem Belleben feiner tn; 
‚gemietheten Leute und Geräthichaften bedienen. 

8726. Yür Ballaftfteine, bie nicht in Auftrag eines Einzelnen gebracht at 
zum Hafenbau brauchbar find, wird jedem Schiffer eine Jährlich feſtzuſetendt md 
td) defannt zu mochende Prämie ausgezahlt 
Beftimmungen wegen ber von dem Schiffer zu erlegenden $ı 

‚ Ungeider. 

8. 27. Außer den Hafen-Ungelbern, Weide bei dem Schiffsabrechner anf da 
des außgehängten Tarifö berfelben zu entrichten find, darf der Schiffer weder dent 
Kommandeurd noch dem Hafenmelfter oder Strominfpeltor, ober den Lootien, 
K. Zoll», Bolizel» und Ballaftoffizlanten unter irgend einem Vorwande ein Brit 
Vergütigung entrichten, e8 wird dem Schiffer fonar eusbrüdtich unterfagt, com 

‚Beamten aud) nur das geringte Befchent für bie Ausübung feines Amtes anzubi 
‚zu geben, Indem ein ſolches Mnerbieten nach ben beftehenben Landesgeſcten beit 
das @efchent außerdem zur See-Armentafle tonfözirt werden fol. 

8.28. Wenn einer der erwähnten Beamten es ſich beitommen faflen folk, 
irgend. einem Vorwande ein GBejchent ober eine Abgabe zu fordern ober a 
men: fo iſt der Schiffer verpflichtet, Ihn zur Beftrafung dem Pofigeipräftdenten 
DOber-Joil-Inipector in Danzig anzuzeigen. 

8.29. Sollte ſich aber In befonderen Fällen ein Schiffer berantaft And 
Lootſen feine Dantbarfeit für die ihm neleifteten außerorbentlichhen Dienfte zu by 
dat Bere das Geſchent unter Vormiffen und Benehmigung bed Zooten-gomz; 
auszuhändigen. 

8.30. Die zum Vermeſſen des Schiffs beftimmten Offiglanten foll dr & 
menn er auf ber Rhede liegt, mit einem Boote an Bord Holen umd mad) fe 
aurüdbringen laffen. . 

Befimmungen für den Schiffer, nenn er den Hafen mieber brrl 
i will. 


8.31. Wenn der Schiffer feine gehörig berftenerte Ladung eingenomm 

zum Mbfegeln fertig if, fo meldet er ſih auf dem Vollzelamte in Danzig, um 

1) toenn er bie Mannfchaft am Orte geheuert hat, eine Mufterrolle aufn 

ſich Seepäfle für bie einlänbifchen und Mufterattefte für die ausländifcrn 

2) wenn er aber die in den Hafen gebradte Mannſchaft wieder mitnima, 
Mufteratteft auöftellen zu faflen. 

8.32. Wit biefen Bapleren, Deögleicyen mit den bon ben Steuer» und Jı 
erheitenen Wbfertigungsattellen meldet der Schiffer ih beim Lootfen- Komm 
Fahrwoſſer. mweicher eine Radırevifion der Wannichaft hält, und wenn dabei d 
befunden wird, bad Mufteratteit oter die Seepäffe als richtig befcheinigt. 

5 8.3. ‚Jede Unterfaffung biefer Vorſchrifien wird mit einer Strafe.bon 5 ii: 
jeahndet. \ 
a, Vaſſagiere dürfen bei einer Strafe von 10 618 100 Atfir. für da 
nicht ohne einen vorſchriftsmaͤßigen von dem Pollzeipräfidio ertheilten oder kif 
dom Lootfen-Rommandeur befcheinigten Reifepaß aufgenommen werben. 

8. 35. Beim Auslaufen aus dem Hafen muß der Schiffer id) ebenfalls und 
meibung ber oben 8. 1 beftimmten Strafe der Hülfe eines Seelootfen bedienen. M 
Bopin die in diefer Vollzel-Ordnung fengefesten Betdftrafen I} 

8. 36. Die in borfiehenden 83. angeorbaeten Strafen — wenn fie al 
Tungen’oder Unterfaffungen gefest ind, die negen polizeiliche Vorfchriften berfch 
See-ürmentaffe; biejenigen Strafen, deren Zwed Sicherung bed Hafens und da 
anftalten ift, werben zur Hafentaffe eingezogen. 

Dienftanmweifungen der Hafen» Polizeibeamten. 

8.37. In Bemäßpelt diefer Poligelordnung find bie Serlootfen und Ihre 
deurs, Imgfeichen die Hafen-Polizeibeamten, weiche die Wuffidyt über die Binnecd 
von Reufahrwaffer ab, führen, mit angemefienen Dientanmeifungen zu verfehen. 

TIpeilnahme der Raufmannfhaft von Danzig an der Hafendol 

8.38, Die Kanfmannfhaft in Danzig foll befugt und verpflichtet fein, die 
rung biefer Rollgei- Ordnung zum Beften des Hafens und aller bahin gehörigen 
au fontrelitren, und hat zu biefem Ende ztvei Mitglieder ihres Worftanded bekhab 
möthigen Yuftrage zu verfehen. . | 

ir beauftragen In&befondere Unfer Min. des H. mit der Kndführung Dt 
gelordnung, welche auch Im Auslande wedmäßig betannt gemacht werden muß, un“ 
* Unferen Din. Sandesfollegien, Yufig- und Zollzelbepörben und überhaupt fine 
Sciffern und Seefahrenden, fi; danach, Jever an feinem Theit, genau zu adılır 
78. ©. 1821, ©, 21.) 
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3) Bolgel,Orbnung d. 22. Aug. 1833 für die Häfen und Binnengetoäffer 
n Stettin und Swinemünde. | 
Wir Friedrich Wilhelm zc. zc. tyun fund und fügen hiermit au wiſſen; daß Wirnöthig 
Khtet haben, nähere Beftimmungen über dad Verhalten der Schiffer auf der Rhede und 
Hafen von Siwinemänbe, fo wie auf der Fahrt nach Stettin und für den Aufenthalt in 
terem Hafen zu erlaffen. 
Wir verordnen baher, mie folgt: 


A, Verhalten des Schifferd auf der Rhede und beim Einlaufen in den 
Hafenpon Sminemünde. 


8.1. Sobald ein Schiff auf die Rhede von Smwinemünde fommt, fol der Führer 
elben, wenn er in ben ‚Hafen einfegein will, feine National⸗Lootſen⸗Flagge auffleden, 
p See⸗Lootſen eriwarten, und nicht ohne deſſen Hülfe einlaufen. Im Nothfalle, d. h. 
mn der Schiffer augenfcheintiche Gefahr läuft, Schiff, Ladung und Mannfchaft zu vers 
en, hat derfelbe zuvor den Steuermann, Hochbootsmann und Zimmermann, oder in 
r Stelle eines derſelben einen andern erfahrenen Seemann aus der Beſatzung zu einem 
chffötath zu berfammeln, und menn biefer nad) reiflicher Erwägung es auch für noth⸗ 
I hält, das äußerfte Rettungsmittel zu ergreifen, fo ift e8 ihm erlaubt, ohne Xootfen 
zzuſegeln. 

8.2. Wenn heftige Stürme das Entgegenkommen ber Lootſen verhindern, fo hat der 
hiffer folgende Signale zu beobachten: 

1) die auf der äußerſten Spike der Öftlichen Moole errichtete große Laternen⸗Baale, 
weihe Ihm auch in dem Yalle, wenn die Moole von den Wellen gebedt fein follte, 
ben Bunft anzeigt, wo biefelbe liegt und wo er einzulaufen hat. 

2) die von dieſer Baale durch eine rothe Flagge zu ertheilenden Zeichen, welchen er der⸗ 
geftalt folgen muß, daß er nad) derjenigen Seite, wohin bie Flagge geneigt wird, 
fid in der Fahrt halte, und wenn die Flagge ganz gerade in die Höhe gerichtet wird, 
auch feinen Lauf geradeaus nehme. 

Wenn bei ftürmifcher Mitterung feine Flagge weht, oder feine Signale gegeben 
werden, fo barf der Schiffer gar nicht einfegeln, fondern muß auf der Rhede vor 
Unter gehen, oder die See halten. 

8.3. Sobald der Lootſe an Bord kommt, If der Schiffer ſchuldig, Ihm die rechten 
tarten, wie tief fein Schiff Hegt, und ob daffelbe noch außerdem einen lofen Kiel (Unter⸗ 
Ü) habe, anzugeben, fo wie über alle auf den Zuftand ded Schiffs und der Munnfchaft 
segug habende Begenftände gewiffenhaft Ausfunft zu erthelten. 

8.4. Mit den ergangenen geſundheitspolizellichen Vorſchriften hat fi ber Schiffer 
angelegentfich bekannt zu machen und diefeiben, bei Vermeidung der auf die Uebertretung 
geordneten gefeglichen Strafen, genau zu befolgen. Es find jedod, auch die Lootſen ber« 
plichtet, fogteih bei Ihrem Eintreffen den Echiffer von feinen Obtiegenheiten in biefer 
Ölnfiht noch befonders zu unterrichten. 


8.5. Den Anweiſungen bes 2ootfen iſt der Schiffer zu folgen und daher auch an-bem . 


Anfer zu werfen verpflichtet, ben ihm der Lootſe auf der Ahede anweiſen wird, wenn 
Imftände dag Eindringen des Schiffs nicht geftatten. Beim Eintaufen aber ift dem 2ootfen 
He Leitung des Schiff gänzlich zu überlaffen, und ber Schiffer den Anordnungen deffel⸗ 
x auf dad Benauefte zu folgen verbunden. - ‘ 

Sollte jedoch der Lootfe bei Führung des Schiffs Fehler machen, die das Schiff in 
Befahr feßen, und fih nicht warnen laſſen, fo fteht es dem Schiffer frei, mit Uebereinſtim⸗ 
Nüng deg nach 8. 1 zu verſammeinden Schifförath8, dem Lootfen die Direktion abzuneh⸗ 
ten. Ein ſolcher Fall muß aber von bem Schiffer gleich nad) feiner Ankunft der Hafen« 
Pallzel-Behörde zur weitern Unterfuhung angezeigt erden. | 

8.6. Kein Schiffer foll auf der Mhede zur Leichterung feines Schiffes Ballaft loͤſchen. 
ne dem Lootfenz Kommandeur behufs der nähern Angabe ber Stelle, mo ſolches nur 

Öchen darf, und Mnorbnung ber nöthigen Aufficht, davon Anzeige gemacht zu haben. 

In der Beget fol aber fein Ballaft auf ber Ahebe gelöfcht werben. 

Kiner | T. In Bezug auf die Steuerverfafſung iſt der Schiffer verpflichtet, über ben Inhalt 
8 Ladung nady Art und Menge ein genaues Verzeihnig (Deklaration) abzugeben. 
E folde6 anzufertigen, und was ferner bon ihm in Bezug auf dad Steuerwefen zu 
eobadıten ift, erglebt dad Megulatin wegen Behandlung des Waaren-Ein- und Ausgangs 
MS den Oper WM ndungen b. 12. Dec. 1820, wonach fl derfeibe genau zu achten hat. 


B. Verhalten bes Schifferö und der Mannſchaft währenb des Aufent- 
a halts im Hafen von Swinemünde. Schifer ſogleic 
5. Raddem ein Schiff im Hafen vor Anter gelegt ift, muß ber er fogl 
ſih malt dem Lootſen and — eh durch feine Echiffspapiere auf dem Schifffahrte- 


t 
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Vollzelbuwau ſich vorfehriftsrnäfig legitimiten, und bis dies gefchehen, wedn 
nod) die Shiffömannfhaft von Bord laſſen oder andere Verſonen an Bord neima. 
8.9. Ein jeber:Gschiffer haftet während feine Ynfendhaltb anf der he, m 
ober iu den Binnengewäflern für dad orbnungsmäßige Betragen ber Monnichaft an! 
vs edifs, am sent nad) näherer Vorfchrift ver Landebgeſetze bie Folgen it 
egangenen Unfugs. R 
“ dub muß Nr Schiffer, wenn von der Schiffemannfhaft Jemand entiafe 
‚oder fich heimlich entfernt, dies fogietch der Hafen-Bolizribehörde anzeigen. 

8. 10. Die Unter můſſen gehörig bezeichnet, d. h. mit Bojen verfehen fein, mh 
Vojereife aber dergeftalt zu verfügen, daß bie Bofen fid) fenfredht über dem aufy 
wen Anter [hmimmend erhalten. 

8. 11: Jede ablichtlihe ober aus grober Bahrläffigteit verübte Beſchaͤdigut 

BVerrüdung der Sectonnen hat eine gerichtlich zu ertennende Strafe bon 50 bis 200 
neben dem Erfate bed verurfachten Schadens, zur Folge. Zufällige Beichädigun 
ſer Darfen, fo mie bie auf ber Rhede und im Fahrwaſſer von dem Schiffer a 
Wannicaft engdedten, ber Schifffahrt nachtheifigen Dinge müffen, ſobald der St 
Land fomımt, anf dem Schifffahrte-Bollzel-Bureau fogteich angezeigt werden. 
6 12. Der Schiffer foll im Hafen und anf dem Strome nur an den vom % 
Kommandeur im Einverftändniffe mit ber Steuerbehörbe ihm au begeichnenden Pl 
Säiff hinlegen, und auch nur nad) deſſen Anweiſung Ballaft Söfchen, übrigend aber 
Kehriht und fonfige zur Verflähung des Hafens und Fahrwaſſers gereichende 
Nände über Bord werfen. Es muß vlelmehr alles gefammelt und auf einen day 
ten. Pla and Land gebracht werben. 

8. 13. Die Schiffer, welche an bie Kaya, Bohlwerke oder Moolen anlegr, 
lange Runbhölzer oder ftarfe Reigbünbel und Tauwerfe aushängen, und jebe unni 
Verührung ded Schiffs mit jenen Werten vermeiden, bie Taue auch nicht au di 
iwerfe, fondern an bie dazu beniimmten Wurfpfähle befeftigen. ’ 

8.14. Den auf dem Strom im Fahrmalfer vor Anker llegenden Scifen 
wenn fle einen eingerichteten Heerd und Zeuerfang haben, erlaubt, zum Koden 
fen Feuer zu halten, jedoch fol dieſes nicht dor 4 Uhr Morgens argemadit, 
10 Ühr Abend6 wieder augelöfcht werden. 

Dies findet auch auf die am Bohlwerk liegenden Schiffe Antvenbung, ſob 
eigene Kochhäufer erbaut fein werben, muß fih da Schiffovoit derfeiben zur 
feiner Speiſen bedienen. 

Ausgenommen von, biefer Berpflihtung find die Damprfeslffäführer, und 
dieferhalb feine Befchränfungen aufzuerlegen. 

Pech, Theer, Harzruß, Cchtärgel, ‚Sirntß u. dgl darf nur am Sande 
fiherer Vermahrung an ben bon der Volizeibehörde dazu angerviefenen Pıägen 
oder aufgetvärmt, und nach Sonnen-Untergang nicht auf dem verdec gebulbet 

8. 15. Tabad darf außerhalb der Kajüte eines am Bohlwerk Iegenden 
fo wenig geraucht, als außerhalb derfeiben Licht in den Schiffen gebrannt werden, 
nicht in einer wohlverfchloffenen Laterne unter gehöriger Aufficht ſich "befindet. 

8. 16. Den Schlefpulver- Vorrath hat der Sciftr ‚gleich nach feiner Me 
der Schifffahrts-Volizeibehörde genau anzugeben, und bleibt es deren Beurtheilung 
geftelt, ob dem Schiffer der Vorrath unter felner Verantwortlichteit zu betafen, 
einem hierzu geeigneten Zofale am Sande aufzubewahren fel. 

Wenn ein Schiff aber Schlegpufver al Ladung Inne hat, fo Ift der Schiffer d 
tet, fo lange, did die ganze Sabung gelöfeht Ift, eine ſchwarge Flagge vom Maft mi 
taffen, und ſich außerdem allen denjenigen Borfchtemanregein untvelgerlidh zu un 
fen, welche die ®. dv. 6. Juni 179N bei Vuibertransporten vorfchreibt, oder de 
und Mititairbehörden in einzelnen Fällen anzuordnen für gut finden. 

8. 17. Das Schießen mit Feuergetvehren von den Schiffen auf den Strom 
Bohlwert iſt nur mit Erlaubniß der Lohifrahrteotiel-Behörde gefauet. 

8. 18. Die Matrofen und Schlffoleule folen im Sommer fpäteftend um IN 
Winter aber um 9 Uhr Abends ſich an Bord verfügen , widrigenfalis ſie arrelirt und 
zellich beftraft werben. 

Niemals darf ein Schiff ohne Wachen gefunden iverden, ausgenommen, 
abgetafelt im Winterfager liegt. " 

Das Baten im Strom und vorlängs der Stadt, beionbers am Bohliwert, IR 

8. 19. Sobald die Enttöihung eines befrahteten Schiffes nachgegeben Ift, Mi 
febe, 4 auf ber Rhede oder im Hafen, ledigiich nach der Mnorbaung ded Hank 
amtß erfolgen. . 
© Berhaiten des Schiffer bei der Hin» und Rüdfahrt anf dem Art 

8.20. Sobald ber Schiffer bei der Stenerbehörbe abgefertigt iſt, jol er feine Sup 
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eſtalt einrichten, daß ſein Schiff nicht zu kief gehe, um das Revler zwiſchen Swine⸗ 
be, Stettin und Anclam ungehindert paſſtren gu können. Die Tiefe des Fahrwaſſerb 
hm ber "ootjen- Rormandeur, bei dem die Zuwelſung eined Revier⸗Lootſen nachzu⸗ 
mift, angeben. . 

In der Kegel Ift jeder in» und auslänbdifche Schiffer (er fahre von Swinemuͤnde nach 
tin oder umgelehrt, oder nad) irgend einem andern im Revier belegenen Hafen) zur 
ahme eints KebiersRbolfen verpflichtet, fein Schiff fei mit Gütern oder Baduft, ober 
beiden gielchzeilig beladen oder nanz lebig. - ' J 
Ausgenommen von dieſer Verpflichtung bleiben nach der bisherigen Verfaffung jeboch 
aigen inlaͤndiſchen Schiffe, deren Führer In Stettin oder einem andern Ort des Reviers 
um Auöfluffe ber Smine wohnhaft find, fo wie bie Mitpommerfchen-und Neuvorpoin⸗ 
hen Binnenfahrer alddann, mwenn.die Kahrzeuge berfeiben: 

) allein’ge Ladung von Bütern inne haben; — 
) wenn fle mit Gütern und Ballaſt dergeſtalt beladen find, daß der letztere nicht ohne 

Wegſchaffung ber Güter herausgenommen werben kann, oder 
e) ganz ledig geben, und endlich, 

) wenn der Verfchluß der Luken von dberSteuerbehörbe in der Art bewirkt worden tft, 
daß das Ueberwerfen bes Ballaſtes ins Fahrwaſſer unausführbar tt. 

ben dagegen die gedachten Fahrzeuge blos Vallaſt Anne, oder vermiſchte — in der 

daß der Ballaft ohne Wegſchaffung der Güter herausgenommen werden ‚Tann, To 

fen die Schiffer, gleich allen übrigen, einen Revier⸗Lootſen annegmen, ſie mögen dallein 

An oder ih Durch ein Dampfichiff bugfiren laſſen. : 

8.21. Sobald der Revier⸗Lootſe bad Schiff beftiegen hat, finden die $. 3 und 5 ges 
nen Vorfchriften Anwendung. 

Behauptet jener, daß das Schiff zu tief geladen fei, um Über bie Iintiefen des Reviere 
roht werden zu können, fo entfcheidet darüber die Schifffahrte-Voltzei-Behörbe auf ben 
ınd der von Ihr zu veranlaffenden Meffung, wobei der Schiffer ſich beruhigen muß. 

$.22. Der Schiffer darf, menn mährend ver Reiſe dad Waſſer fünt, fi nicht mit 
veten Antern über eine Untiefe übertoinden, fondern muß fid) aus ber nächſten Stabt 
Hterfohrzenge kommen Iaffen. 

Muh auf der Reiſe Ballaft gelöfeht werben, fo hat der Schiffer dabei die Anweſim 
kootien genau zu befolgen, der darauf achtet, daß dad Fahrwaffer nicht berflächt werde. 

23. Benn fih Schiffe auf ‚der Oder beim Trindeln begegnen, fo muß-da® mit 
ı Strom gehende Schiff, es mag beladen oder unbeladen fein, dem Aromaufivärts 
‚enden die Reine Mmerfen. Jedoch müffen alle Boͤte und kleinere Stronifahrzeuge, fle 
gen mit oder gegen ben Strom gehen, ben Seefchiffen die Leine werfen und audwelchen. 

Auf dem Trindetpfade ſelbſt darf kein Feuer gemacht oder fonft eiwad borgenermmen 
Mi — Trindeinden hinderlich fein, oder zur Beſchäädigung des Trindelpfades 

me. 

5.24. & it verboten, auf ber Oder oder deren Seltenarmen Holzflöße mit den 
Olfen zum Trandport zu verbinden. | | | 

25. Innerhatb: bed Ober» und Unterbaums des Siekliner Hafens ſind Niederlagen 
n Baiten und Floͤßen ganz unftatthaft. 

Aber auch an andern Stellen, und insbefondere von dem Unterbaume:ab big Grabow, 
kn mit auddrücklicher Genehmigung der Polizeidirektion zu Stettin Gölzer iun bie 

gelegt werden. | 

5.26. Aus Rüdfichten für die Sicherheit und Erleichterung der Paſſage wud ˖ro untere 
S, In der Ober, ohne bar es die Noth erfordert, vor Anker ‚zu gehen. Wenn Sthiffe 
der Mündung der Oder anfegen wollen, fo müflen fte tvenigftens ziel Kabeltau⸗ Län⸗ 
Ibon der dafeldft befindlichen Steinwethe entfernt bleiben. . 

Anch bei Ziegenort, in ben fogenannten Kuhlen, darf niet geantert werden, sb 
Ir dem Leb Inf en Berge muͤſſen die- Schiffer ‚beim Unterm ebenfalla zwel Kabeltau⸗ 
"gen bon der Mündung der Stoine entfernt bleiben. a 

\. 27, Iwiſchen dem Grabowſchen Ort und Stettin darf fein Schiff anders als mil 
—X gehen, und deshalb die Belſetzung voller Segel daſelbſt nur bei ſtillem 

nden, nt 
3. 28, Wegen Verrüdung der dad Fahrivaffer auf dem Kevier bezeichnenden Marten 
on die Befimmungen des 8. 11 Anmenbung mit der Machgake, daB. bie geordnete 
— ofen ‚ootfen-Rommanbeur, in Stettin oder Swinemünde, fo ſchleunig 
u machen iſt. 
D. Serhalten des Schifferd im Hafen zu Stettin. 
re Ati bed Verhaltens der Schiffer im Hafen ee finden die in 
—8 15, 18 dei’ Swinemunde gegebenen allgemeinen Vorſchriften gleichmäßige An⸗ 
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8.30. Sobald der Schiffer belm Unterbaum angelangt iſt. Hat er ſich bei ten du 
ſchreiber zu melden und deſſen Anweiſung zu befol Kann dab ein au Bam 
geug nicht fogleidh durch ben Baum gelangen, fo Bleibt baffeibe am dem rechten erh 
unter Aufſic der Wache. 

8. 31. Jauerhalb ber Bäume dürfen weder bon Schiffen nody andern Fahraa 
Fin Gährer den Anteljungen des Hafenmelfters überan Folge leiften mäffen, Erg 

erben. f 

Der Kütverbaum und bie blinde Kah, fo wie der Befahne- ober Brigg-Baun 
eingezogen, bie Unterrahen netoppt une Anter —X des Bckdes fo 
werben, daß fle andern Schiffen nicht Schaden bringen. 

8.32. Das Kochen der Speifen darf durchaus nicht auf den im Hafen Ik 

iffen geſchehen, fondern muß enttoeber in den dagu beftlmmten öffentilchen Ad 
fern, fobalb folhe errichtet And, oder in Brivatgebäuden erfolgen. 

8. 33. Innerhalb ber Baum» unb Ian, en gräde fann nur ſoichen Schiffen ih 
irn der Mufenthait gefattet werben, bie entweder Behufs Einnahme oc 

töfchens der Zadung dafelbft verweilen müffen. Diefe haben ſich indeh zur 
alles Verkehrs auf Böten zu enthalten. Jedes Fahrzeug, weiches ſich nicht In era! 
a an Dec muß nad) ber Anweiſung des Hafenmeiſiers fofort auf — 
latz weglegen. 

8. 34. Innerhalb ber Bräden darf an dem Außenbord eines Schiffed, aha il 
Ude Erfaußniß bed Hafenmeifters, nicht gezimmert werden. 

8. 35. Un hohen Feiertagen und bei andern feierlichen Erelgniffen mäflen unit 
Sea mb anders aröhere Vahrzeuge auf das dom Hafenmeifter gegebene Spuht 

jonalflagge auf « 

® 30. Botat fann überall nur an ben vom Lootſen · Kommandeur anpmikt 
Etelien fowohl gelöfht als geladen werden. Dabei muß das Schiff ein Kortigiit 
and ben Vorfchriften bed Lootfen-Rommandenrs genau Folge geleiftet werben. 

8.37. €8 wird unterfagt. bie auf den Holzflöfen gemöhn! angeinän 
heerde und Strohlager in die Ober zu tverfen, und bie Führer fen bei der | 
darüber ſich außteeifen‘, wo fle Ihre Feuerheerde x. gelaflen haben. 

8.38. Die Führer der mit Holz, Torf und äpniidren @egenfländen beladen 
fo wie aud) ber fleineren Fahrzeuge, welche Lebenemittel zur Stadt bringen, WR 
Abraum jeber Art an dad Land auf bie Öffentlichen Schuttpläge bı and —8 
‚nicht das ðeringſte in die Ober werfen oder fallen taffen. uch biefe ind udmt! 
erwähnten Nachtveife verpflichtet. 

8.39. Binnen 24 Stunden nad) feiner Untunft in Stettin muß der EIER 
Duferrolle und die Räffe oder anderroeitigen Legitimations-Wapiere der an Bor mit 
‚chen Baflaglere auf daß Poligel-Burcau adgeben, aud) jeberzeit bie ſammmga | 
giere und auf Verlangen die ganze Mannfchaft dort geftellen. 

$.40. BBenn von ber nad) Stettin gebrachten, anetmärtß gebeuerten nd gık$ 
Mannſchaft bei ber Abreife ein Matrofe qurädbieibt, fo muß dies ber [N 
gemehei und in der Wufterrofle bon der Mufterunge-Rommiifton deahalb va CH, 









get ertheilten Dtufter-Attefte für bie ausländifchen Schiffemannfcyaften borigt; 
denn ber Schiffer die austwärts geheuerte alte Mannfchaft wieder mit zur 
emögefertigte alte Dufterrolle überreichen. 

“8.49. Perfonen, die don Stettin zu Schiffe Ins Anstand reifen wolen, I] 
zur Schifämonnfhaft gehören, dürfen nur mit Wäffen, hie enttoeber bon dr 
behörbe der Stadt außgeftellt, ober vifirt morben find, aufgenommen werden. 

Söiffer, welche nicht gehörig Iegifimirte inlänifche Datrofen an Bord 
kin m Inhalt der 8. D. d. 10, Robember 1825 in eine polizeiliche Gel 
iern. 
E. Verhalten des Schiffer beim Außgang von Sminemände In6 
8.43. Schiffer, bie den Stoinemänbe feeroäriß auögehen tollen, mäflen auf 
fahrtöpolizel- Bureau ihre Schiffömannfhaft und deren in Stettin erfolgt 
nachtoeifen, oder folhe In Stoinemünde bofglehen, oder wenn fie bie Ind Sand 4 
DMannfhaft wieder mitnehmen, ſich ein Wufterungssütten dafelbft auöftelen If hi 
8. 44. Rein Schiffer darf Bafagiere mit in Ser nehmen  beren Päft nd! 
Schifffahrtspoilzel · Vehoͤrde in Swinemunde bifirt find. 
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$.45. Mi allen — meldet der Schiffer ſich bei dem Lootſen⸗ 
le zur Anweiſung eined See-Lootfen, deffen er zur Ausbringung feined Schiffes 
edlenen muß. 

Degen ber Gerugniffe bed Lootſen beim Auöbringen eines Schiffs finden die für dem 
ingang im 8. 5 enthaltenen Vorfchriften Anwendung. 

F. Allgemeine Befimmungen. 
$. 46. Außer ben tarifmäßigen Hafengeibern, welche das Haupt-gollamt In Swine⸗ 
tinde erhebt, und den an die Rebier-Lootien nad) dem außgehängten Tarif En entrichten⸗ 
en Lootſengeldern barf der Schiffer Keinem Offizianten unter irgend einem Vorwande ein 
ſeſchent oder Vergütung entrichten. Es wird dem Schiffer fogar ausdrücklich unterfagt, 
nem Beamten and) nur das geringfte Geſchent für die Ausübung feine Amts anzubieten, 
ber zu. geben, und fol ein ſolches Unerbieten nad) ben beftehenden Landesgeſetzen beftraft, 
mberdem aber das @eichent Lonfiözirt werben. 

Wenn ein Beamter es fi) beifommen laſſen follte, uuter irgend einem Vorwande 
in deihent oder 'anderweitige Abgabe zu fordern oder anzunehmen, fo ift ber Schiffer 
xrpfintet, ihn zur Beſtrafung bei feiner vorgefehten Behörde anzuzeigen. 

Eollte ih aber ein Schiffer veranlaßt finden, einem Lootfen für bie in befonderen 
Foͤlen ihm geleifteten außerordentlihen Dienfte feine Dankbarkeit zu bezeigen, fo kann 
m cömut nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des Lootfen-Kommanbeurs audgehän« 

werden. 

$.47. Die zum Vermeſſen des Schiffs beftimmten Beamten fol der Schiffer mit ſei⸗ 
im Boot an Bord holen und zurüdbringen laffen. 

8.48. Die Uebertretungen ber in biefer Poligeiorbnung enthaltenen Vorfchriften 
deiden, fofern nicht befondere Strafen darauf angedroht fu ‚nah Manfgabe ber Um⸗ 
kunde, mit Geldbußen von Einem dis zu Funfzig Thaler deftraft. 

Die Feftfegung einer ſolchen Strafe erfolgt nad) ſummariſcher Unterfuchung durch ein 
telolut der HafenHolizel-Behörde, gegen welches ber Rekurs an bie Regierung zu Stettin 
nalen Faͤlen, eine Berufung auf gerichtliche von bem Stabtgerichte au Stettin oder zu 
-minemünde dann zu führende — aber nur in dem Falle zulaͤſſig iſt, wenn die 
gefehte Strafe mehr ald Fuͤnf Thaler beträgt. 

Orrläßt der Denunziat während der polizeilichen ober gerichtlichen Unterſuchung 
en Kr Io muß er zubor eine zur Dedtung der Strafen und Koften hinreldyende Belds 
umme deponiren. 

8.49. Die feftgefehten Strafen werben , wenn fle die Sicherung ber Hafen-Anftolten 
md ded Fahrwaſſers zum Zweck haben, von dem Haupt-Zollamte in Stwinemünde bei 
den Hafengeldern verrechnet; alle übrigen Strafen aber fließen beziehungsweiſe zu dem 
Set ⸗Amenlaſſen in Stettin oder Siwinemünbe. 

8.50. Emmtliche Kahn und Stromſchiffer find den Beſtimmungen biefer Drbnung, 
Hi vi fe auf ſie Anwendung finden, ebenfalls unterworfen und ſolche genau zu befo 
erbunden. 

Wir beauftragen Insbefondere Unfer Min. des Inn. für H. und ®.-Mngel. mit ber 
Ansführung diefer Mollzelordnung, welche auch im Auslande zweckmäßig befannt zu 
machen. (G.S 1833 ©. 88.) 


‚ 4) Pollzei-Ordnung v. 29. Aprü 1842 für die Häfen zu Colberger⸗ 
nünde, Stolpmände und Nügenwalbermünde, . 
Bir Friedrich Wilhelm zc. ıc. haben für nöthig eradhtet, nähere Beftimmungen über 
ob Verhalten der Schiffer auf ber Mhede und in den Häfen zu Colbergermünde, Stolp⸗ 
aunde und Rügenwaidermünde zu erlaffen, und verordnen baher, wie folgt: 
A. Verhalten des Schiffers auf ber Rhede und beim Einlaufen in den 


Hafen. u 

8.1. Sobald ein Schiff auf die Rhede fommt, foll ber Führer beffelben, wenn er in 
en Hafen einfegein till, feine Nationalflagge auffteden, ven Lootſen erwarten und nicht 
hne deſſen Hülfe einfaufen. Nur fleinere Kahrzeuge von funfzehn Laft Tragfäbigteit 
—E * welche ausſchließlich zur Küftenfahrt dienen, koͤnnen ohne Annahme 
aufen. 
92 Im Nothfall, d. h. wenn ber Schiffer augenſcheinliche Gefahr laͤuſt, Schiff, 
‚dung und Mannfchaft zu verlieren, hat derfelbe zuvor den Steuermann, Hochbootö⸗ 
dann und Simmermann oder in der Stelle eine derſelben einen andern erfahrenen See⸗ 
nann, bei Meinen Fahrzeugen den Beftmann und ätteften Watrofen, zu einem Schiffrath 
U berfammeln, und wenn biefer nach reiflicher Erwägung e6 für nothiwenbig hält, das 
inherſte Rettungämittel zu ergreifen, fo iſt ed ihm erlaubt, ohne Zooffen einzufegeln. 
2,99. Wenn heftige Stürme das Enigegenfommen ber Lootſen verhindern, das 
Siff aber ohne fle in den Hafen eingehen Tann, ſo wird ſolches dem Schiffer durch Auf- 








us ‚Won der Befoͤrderung ber Gewerbe; 


ſteden einer Fahne auf ber Öftlichen Molenfpige te Die Veſe bed Sep 
nad) Yußen wird durch Kugeln, weiche an einem In fhräger Richtung amgefponnte % 
angereiht find, angezeigt und die zu nehmende Richtung ber Kahrt dunch Rega ı 
Sahne zur Rechten oder Linten bezeichnet. Wenn. bei ſtͤrmiſcher Eöikterung kein } 

toeht, fo barf ber Schiffer gar nicht einfegeln, ſondern muß auf der dihede vor Anter gi 
‚ober bie See halten. 








‚Haupt-Zollamte zur weltern Unterfuchung angezeigt werben. 
87. — anötverfen, ‚ohne dazu die Gen 


erfehen. 
. 9. Jede abfihtlihe oder aus grob rläffigfelt verübte Befchäi tel 
dung 86 Serionnen ha eine ori du arten en 


. 12. In Bezug auf.die ‚Steuer Berfafung mbbefonbere iſt der 
tet, über den Inhalt felner Ladung nach. Art und 
Berzeihnig ¶ Deilaration) ab; „welchem die'bazu gehörigen Schiffäpapiere Di 
gen find. Was In diefer —8 fowie ferner hinfichtlic, ded Steuerioefeod don 
du Beobachten tft, ergiebt in We 
San. 1838 das Regulatio über die Behandlung des Waaren -Ein- und Hulk“ 
— —A Ber Berta, Mipper und Stolpe bom 16. De. 1820, 
[ jeman zu a Yun 
Sn DRÜBER SHE ee ne un ar 
jafen ‚oder ern für dad orbnungemäßige Belragen: 
Bord des Schiff, und vertritt nach näherer —X der Landergeſche dit [. 
don ihr begangenen Unfege. - Ba u ' 
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Auch muß der Schiffer, wenn von ber Sthiffomannſchaft Jemand entlaſſen wird oder ſich 
ꝛimlich entfernt, dies fegleich ber 8. 11 bezeichneten Poligelbepörke anzeigen. 

8.14. Der Hafen darf auf feine Weife durd) Auswerfen von Ballaft, Schmutz ober 
ehriht verunreinigt werben, fondern es muß ſoiches nad) Anweiſung des Ober-Lootien 
18 Land gebracht werden, . 

8.15. Das Kochen der Speifen ift nur auf denjenigen Fahrzeugen geftattet, welche 
nen eingerichteten Heerd und Feuerfarig haben, und darf nur zur RE a SP 
heer, Pech und andere leldyt Yeuer füngende Materialien dürfen niemals auf dem Schiffe, 
Kat Bun and Lande an einem fihern, dazu vom Ober⸗Lootſen anzuweiſenden Platze 
clocht werden. u oo. 

Licht —* außerhalb der Kajüte nur in wohl verſchloſſenen Laternen gebraucht werden. 

8. 16. Schiffe, welche Schießpulver ald Ladung führen, möflen eine ſchwarze Flagge 
affteden und fi) außerdem allen von ber Polizeibehörde nach Maaßgabe der Befege zu 
Menden Anordnungen unterwerfen. 

Shiffern, die nur eine gefinige Duantität Pulver bei ſich führen, welche fie jedenfalls 
niuydgen haben, kann daſſeibe nach dem Gutachten ber Ober⸗Löotſen gelaffen ober unter 
Iulfung der Ortspblizeibehörde am Lande ficher in Verwahrung gebracht werden. 

u .. Siegen mit Feuergewehr im Hafen und indbefoubere don den Schiffen aus iſt 
erſagt. 

8.17. Nur die im Winterlager liegenden Schiffe dürfen unbemannt bleiben, auf 

dem andern Schiffe muß ſtets wenigſtens Ein Mann als Wache bielben. 

8.18, In Anſehung des Loͤſchens ber Ladung haben fidy die Schiffer nad) den 
Inrdrtungen des Haupt⸗Follamts eben fo zu achten, al8 bei der Einnahme anderweiter 
dung, wobei außerdem die Worfchriften der 88. 94 bis 114 des im 6. 12 genannten 
fegulatioß zu befölgen find. 

Das Fahren mit ſchwer befabenen Wagen dicht am Bollwerke beim Ein⸗ und Aus⸗ 
iden ift umterfagt, -umd es darf nur da gefahren werden, wo ſolches von dem Obet⸗Lootſen 
utrüdlich nachgegeben ift. | 
. Verhalten ber Schiffer bei ihrem Abgange von der Mhebe’ oder aus 

dem Haft 


n. 
8.19. Bor dem Abgange muß der Schiffer feine Abfertigung vom der'Steuterdehörbe 
halten haben, und ſich durch eine Beſcheinigung berfelben 1 —R— darüber 
usneilen innen. Die gehoͤrig vifirten Paͤſſe bat der Schiffer von ver 8 11- bezeithneten 
holiztidehoͤrde zurüdtgunehmen, auch {Jh bem berfelben unter der. Muſterrolle des Shiffs 
iheinigen zu laſſen, dag in ber Mannfchaft deffeiben feine. Weränderung vorgegangen. 
N, oder weihe Matrofen er entlaflen und im Hafen toleder geheuert hat... Paflagiere, 
T Veit eines vorfchriftemäßigen Paffes find, darf fein Schiifer an Bord 


8. 20. Mit’ allen Abfertigungsatteſten meldet der Schiffer ſich bei dem Ober⸗Lootſen, 
jur Anelfung eine Lootfen, beffen er zut Ausbringung feines Schiffs ſich bedienen muß; 
OT bei Fahrzeugen bon funfzehn Laſt Tragfähigkeit und darunter Ift dad Auslaufen ohne 
soolfen geftottet. Wegen der Befugniffe des Lootſen beim Ausbringen eines - Schiffs 
inden die für ven Eingang im 8. 6 enthaltenen Vorſchriften Anwendung. | 

8.21. Wenn ausgehende Schiffe Ballaft nehmen wollen, fo haben jie bie Anweiſung 
eſſelben bon dem-Ober-Lvotfen zu gemwärtigen. oe 

D. Allgemeine Beftimmungen. WR 

8.22. Die Nebertretungen der in diefer Poilzei⸗O. enthallenen Vorſchriflen werben, 
a Maafgade der Umftände mit Geldbußen von Einem bis Funfzig Thatern beftraft. 
dt Seffegung ‚ber Strafen erforgt nach fummarifcher Unterfuhung durch das Haupt» 
hlamt in Semäßhet der in &. 243 und 247 des Anhangd zur X, Ber. D. ergangenen 
sorfhriften ; gegeh das Strafrefultat ſteht binnen zehn Tagen nad) deſſen Eröffnung der, 
tefur8 an bie egierunig zu Eöglin in allen Fällen, eine Berufung auf gerichtliche ‚Durch 
26 beit. Land⸗ und Stadtgericht u führende Unterfudjung. aber nur in dem FJalle offen, 
an die Strafe mehr ald Yünf Rihlr. beträgt: ' " 

Verlößt der Dentunziat vor Beendigung ver Unterſuchung den Hafen, fo muß er. eine 
—8 der Strafe und Koften ausreichende Summe beiden Haupt» Zellamtel 
ponuren. 


8.23, Die feſtgeſetzten Strafen werben, wenn fie die Sicherung der Hafenanſtalten 
d ded —* — 3weck Eben. bon dem Haupt» Zollamte bet den Hafengelvern 
trehnet, ale übrigen Strafen aber fließen beziehungdmelfe zu den in-Eolbergermünde 
tolpmünde und Sägenwalbermünbe zu errichtenden See-Armentaflen. 

a 


1 


Mir beauſtraget Indbefondere Unſern Min. ber F. und bes H. mit der Ausführung 
eſet Vollze⸗D — es erforderlich, auch Im Audlande befannt zu machen iſt. 
(8. ©. 1842, ©, 203.) 
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beim Löfchen, oder Einnehmen bed Ballaſtes nad) eigenem Belleben fktı 
gemietheten Leute und Beräthichaften bedienen. 

8.726. Für Ballaftfteine, bie nicht In Auftrag eines Einzelnen gebra 
zum Hafenbau brauchbar find, wird jedem Schiffer eine jährlich feftzufesi 
lic) defannt zu machende Prämie audgezahlt. | 
Beftimmungen wegen ber bon dem Schiffer zu erlege 

elder. | 

8. 27. Außer ben Hafen-Ungelbern, Weiche bei dem SchiffſSabrechne 
bed auögehängten Tarifö derfelben zu entrichten find, darf der Schiffer we 
Kommandeurd nod) dem Hafenmeifter ober Strominfpeftor, ober den & 
K. Zoll⸗ Bolizei- und Ballaftoffizgianten unter irgend einem Vorwande ei 
Vergütigung entrichten, e& wird dem Schiffer fogar ausdrücklich unterfa 
‚Beamten auch nur das geringfte Befchen? für die Wusübnng feines Amtes 
zu geben, indem ein ſolches Anerbieten nad) ven beftehenden Landesgeſetz 
dad Geſchenk außerdem zur See-Armentafle tonflözirt werden fol. 

8.28. Wenn einer der erwähnten Beamten es ſich beifommen idl 
irgend einem Vorwande ein Geſchenk oder eine Abgabe zu fordert 
men: fo ift der Schiffer verpflichtet, ihn zur Beftrafung dem Potizeipräfl 
Ober⸗Zoll⸗Inſpector In Danzig anzuzeigen. | 

8. 29. Sollte fi aber in befonderen Fällen ein Schiffer veranl 
Lootſen feine Dankbarkeit für die ihm geleifteten außerorbentlichen Dienfti 
hat derſelbe dad Geſchenk unter Vorwiſſen und Genehmigung des Lootie 
auszuhändigen. 

8.30. Die zum Vermeſſen des Schiffs beftimmien Offlzianten | 
wenn er auf ber Rhede liegt, mit einem Boote an Bord holen und | 
aurüdbringen Yaflen. 
Beflimmungen für den Schiffer, wenn er den Hafen mie 

' will 





8.31. Wenn der Schiffer feine gehörig verftenerte Ladung eingenc 
zum Abſegeln fertig ift, fo meldet er fidy auf dem Polizeiamte in Danzig, ı 
1) menn er die Mannfchaft am Orte geheuert hat, eine Mufterrolle « 
fih Seepäffe für die einländifchen und Mufterattefte für die audländ 

2) wenn er aber bie in ben Hafen gebradte Mannſchaft wieder mitn 
Mufteratteft audftellen zu laffen. 

8. 32.- Mit diefen Papieren, deögleidyen mit den von ben Steuer- nl 
erhaltenen Wbfertigungsatteften meldet der Schiffer fih beim Lootſen⸗ 
Hahrmwaffer, welcher eine Rachrevifion der Mannſchaft hält, und wenn d 
befunden wird, dad Muſteratteſt ober die Seepäſſe als richtig befcheinigt. 

; 8.33. Jede Unterlaffung dieſer Vorfchriften wird mit einer Strafe von 
geahndet. 

8 34. Paſſagiere dürfen bei einer Strafe von 10 bis 100 Kthir. | 
nicht ohne einen vorfshriftämäßigen bon dem Polizelpräftdio ertheilten o 
vom Lootſen⸗ommandeur befcheinigten Neifepak aufgenommen merben. 

8. 35. Beim Auslaufen aus dem Hafen muß der Schiffer ſich ebenial 
meibung ber oben 8. 1 beftimmten Strafe der Hülfe eined Seelootfen bebit 
Wohin die in diefer Bolizei-Orpnung feſtgeſetzten Beldfri 

8. 36. Die in vorftehenden 83. angeorbaeten Strafen fliegen , wenn 
lungen oder Uinterloffungen geſetzt find, bie negen polizeiliche orfchriften | 
See⸗Armenkaſſe; diejenigen Strafen, deren Zweck Sicherung bed ‚Hafene U 
anftalten ift, werden zur Hafenkaſſe eingezogen. | 

Dienftanmweifungen der Hafen» Polizeibeamten, 

8.37. In Gemäßhelt diefer Polizeiordnung find bie Seelootfen un! 
deurs, imgleichen die Hafen⸗Polizeibeamten, welche bie Aufficht über bie ð 
bon Neufahrwaſſer ab, führen, mit angemefjenen Dienianwelfungen zu ven 

Theilnahme der Kaufmannfhäft von Danzig an der Hal! 

8.38. Die Kaufmannſchaft in Danzig foll befugt und verpflichtet fe. 
rung diefer Polizei-Ordnung zum Beften des Hafens und aller dahin gehör 
zu fontrelliren, und hat zu diefem Ende zwel Mitglieder ihres Vorſianded N! 
nöthigen Auftrage zu verfehen. al 

ir beauftragen insbefondere Unfer Min. des H. mit ber Masfuhrt 
zelordnung, welche auch im Auslande zweckmäßig befanntgemadyt werden nu 
— In. Annas folgten, Zuti „une Pollelbehörten ana * 
iffern und Seefahrenden, ſich danach, jeder an ſeinem Theil, w 
8.6. 1821, ©. 21.) er | 
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1) RD. d. 6. Mär 1769. . " 
(N. C.C. Tom, IV. ©.5385, Nr. 18. de 1769, Rabed3 Samml. ®b.3, S. 480.) 
2) Waſſer⸗ und Ufer-D, dv.)2. Dec. 1774 für den Rhein⸗Strom im Her» 
um Clebe und dem Kürftenthume Meurd, 
(NGC. C. Tom. V. e. S. 707, Nr. 25 bes Nachtr. de 1775, Rabe’d Samml. 
Bd. 1. Abth. 6, S. 14.) 

3) Waſſer⸗ und UfersD, v. 10. Mai 1781 für den Ruhr Strom In der 
fihaft Marl. 

(N. C. C. Tom, VIE ©. 281. Nr. 21 de 1781, Rabes Samml. Bb. 1, 
Abth. 6, S. 488.) 

4) gu und Schau⸗O. für Die Karthaune, v. 30, Juni 1794. 

(N. C. €. Tom. IX. S. 2348, Rr.62 de 1794, Rabe's Eammi. Bb.2,5.649.) - 

d) Strom⸗ und UfersD. (des K. Min. der Fin, u. ded H. 0.2. Mail817) 
rd Lippefluß. 

Unter Berüädfichtigung der im U. 2. R. fefigefehten Rechte und Verpflichtungen bes 
taaig und ber Ufer⸗Beſttzer, wird zur Neguiirung ber bisher ganz bernadyläffigten polizei⸗ 
en Aufficht über die Lippe vorläufig Yolgended berorbnet. 

1) Riemand darf Anlagen an feinen Ufern machen, welche den Lauf des Stroms hem⸗ 
men, einfchränten, verändern, ben Anflug am gemwinnenden (Conbexen) Ufer durch 
Anpflanzung beförbern, es follen vielmehr ſolche Anlagen bon den Grund-Eigenthüs _ 
mern, nach benfelben zur Stelle von der Waſſer⸗Bau⸗-Behoͤrde zu ertheilenden 
Anmelfung binnen drei Monaten ‚entfernt, und fpäterhin auf deren Koften biefed 
beiwirft werben. 

2) Jar Dedung und Erhaltung ber abbredyenden (concaben) Ufer ift erforderlich, daß 
ſolche durch Schlidzäune, Rauhmehre, Kribben, Bleswerke nad) Anleitung ber 
Waſſer⸗ Bau⸗Behoͤrde, in möglichft kurzer Friſt, gegen den Angriff des Stroms 
gelhert werben. Die Stroms, Bau⸗, und Bolizei-Beamten haben die Uferbefiger 
eg auf bie ſchadhaften Stellen aufmerkfam, und Ihnen die Mittel zur Abmendung 
des Nachtheils befannt zu mächen. Würde demohneradhtet ein Uferbeflter mit Ver» 
nahläffigung feines eigenen Vortheils nicht in Zeiten zur Dedung feines Eigenthums 
die nöthägen Vorkehrungen treffen, fo ſoll er zwar, wenn feine hinterliegende Län⸗ 
derei mit in Gefahr fteht, dazu nicht gezwungen, fondern die obgebachten Anlagen, 
infofern eß das Schifffahrtd-Intereffe erfordert, auf Koften der Scyifffahrte, Kaffe 
ausgeführt twerden, Indeffen it er verpflichtet, in ſoweit ald dadurch die Erhaltung 

ded Emdſtũcks beioirkt wird, oder bie Werbefferung befletben ſtch taxmaͤßig feſt⸗ 
Rellen ff, ganz oder verhältuigmäßig zu den Koften beizutragen, er möchte denn 

borziehen, dad Brunpftüd gang Preis zu geben, in weichen: Falle daſſelbe der Lippe 

SHifffahrtg- Kaffe anheim füllt. Die Eigenthümer von Schlachten ind verpflichtet, 

dad durdy den Ueberfall des Waflerd oder Eifed beſchädigte Ufer zu beden. 

3) Wenn der Aufwand für die Dedung eines Grundſtücks ein Mißverhältniß zu dem 
Berthe deffetben darſtelit, auch nicht biod dem Eigenthämer, fondern aud) deffen 
Nachbaren oder einer ganzen Gegend zum Schuß gereicht, fo foll der Landrath mit 
Zuziehung des Bemeinde-Vorftandes ausmitteln und feftftellen, twie bem Erftern 
geholfen werden Tann, burch in folhem Kalle nothiwendigen Beitritt ber zunächft 
mitbetheitigten Nachbarn und hinterliegenden Grundbefißer. 

4) Bon allen Arbeiten und 2eiftungen, welche Iediglich die Schiffbarteit ber Strombahn 
und deren Verbeſſerung beziweden, follen bie Uferbefiger befreit fein , und jokhe,. aus 
der Lippe» Schifffahrtd « Kaffe allein .beftritten, werben, mohin namentlich die Wer: 
Me bes Strombetted und Entfernung ber Im Strome befindlichen ‚Hinderniffe 
8 


5) Wenn ein Uferbau zwar bie Sicherung der Ufer-Eigenthümer ; vorzugsweiſe jedoch 
ben Vortheil der Schifffahrt bezweckt, A follen fene, bei freiwilliger Vollführung deB 
Baued, durd) Beiträge aus ber Scifffahrtd «Kaffe unterftügt und die Koften nach 
Billigkeit alfo vertheitt werden, daß bie Uferbeflger durch die Weitieferung und An⸗ 
fahr des Baumateriald oder eined Theils beffelben beitragen, die Bezahlung bes 
Arbeitelohns aber aus ber Schifffahrtö- Kaffe erfolgt. Die Benugung vorhandener 
Privatwege zur Anfuhr ber Wafferbauftoffe muß unentgeldlich geftattet, wo feine 
Wege vorhanden, der durch die Ueberfahrt veranlaßte Schaben bergütet werben. 

6) Die im Strom vorhandenen Infeln koͤnnen ſich bie nächſten Uferbefiger zuelgnen, 
Indefien müffen diefelben möglichft auf einer Seite mit dem Ufer verbunden und da® 

hen und Erweitern neuer Infeln verhindert werben, in welcher letztern Hinſicht 


— 













ab⸗ Von der Befdrberumg ber Gewerbe; 


die Schifffaßrtö-Raffe berechtigt ift, bie JÄrtigen: Grenzen dur Jaſeln hund a) 
Ihre Koften rüdmärts vom ie can —— ‚zu loffen. “ 
T) Bean Schteufendautett und Durhiche erforderlich, und aufKoften ber Chificw 
] Kaffe ausgeführt werben, foflch' die Cigenthümer bollftändig, nad) einer nie 

Leitung ded Landraths zu bewirlenden Abfchägung, entfdhäbigt, auch bad abgrteh, 

fene' Latid , deſſen Nutzung den Beiſitzern dadurch erſchwert wird, don ber &i 

fahrts⸗Kaſfe nad) der Tage übernommen werden; dagegen aber das alte Fui 

berfetben zufaen; wo aber die @rundeigenthümer felhN den Schleufenbu 

| Durchſtich übernehmen wollen, fol eine angemeffene ULebereintunft mit de 
Ranfunm- Die Eigenthümer von Mühlen bürfen bie Anlage bon Syieuie! 
eriäöideten, töhfien aber verlangen, bak ihre Mühlen von der Schifffahrt 
gegen auelchtung, deren ermweiölihen reinen Ertrags, nach Durdjfchnitt der 
Wwangig Jadıre, übernommen werden, fle müffen aud) gegen gleiche Vergütung: 
Amentgeldiicher Erfaubniß zur Antage von Windmüpten, die Abtretung folder 
len ſich gefallon taffen, weiche die Erbauung von fonft nidyt erforderlichen © 
nothwendig machen, ober welche durch Auffiauung des Waſſers bie oberhalb 
nen Grundfüde fonft unabmwendiichem MWerderben blosftellen. Im Iehtm 


8) Abſchwemmungen der IMfer in den Stsom zur Beivianung bon Wiefengrund 
wo eB’ohne Nachtheit geichehen Tann, geftattet, nie aber ohne borherige Ei 
der Baubehörbe vorgenommen, und müffen pünftiich. nad} deren BeRtmmange 


erben. 

9% Klee dürfen auf einer Brelte von 108u6 dom Strome mit Bäumen nichtbepkakr 
bie vorhandenen follen binnen brei Wtonaten abgehauen ;.bie:fdyon In bes Ent; 
gefürgten Banmftämme, beren Eigenthümer unbeziveifeit find, ben biekn has 
gleicher Friſt, fo wie le aus dem Ufer herborragenben alten Stämme entfernt 
den. Die Sign imer der abbrüchigen Ufer follen bei dem geringften Eihns # 
ziel Rüthen Vreite ale Baumftämme abhauen, bie Wurzeln jedoch aller, a 
& die Baubehörde nöfhig.eraditet; loſes Behölz, Stämme ıc. dürfen am le Li 
liegen bleiben, fondern müffen Hal frei entfernt werden. Ate-Stina # 
Stümpfe im Strom, deren Eigenthümer nicht auszumitteln, werben auf SH? 
Aippe-Schifffahrtö-Kafle herausgefchafft. . 

10) Beenigungen der Steambahn, daher auch Einzäunungen, Behufs bed Far 
bürfen nicht tattfinden. 

11) Den Seinenpfad folen die Uferbefiger unweigerllch geftatten; es wird bat” 
Regel elne Breite bon fed& Fuß betimmt. Entiteht durch den ’@ebraud Mit 
ein beffimmter erteidliher haden für den Grunbbeflger, fo fann von mi# 
bern beffeiben, nad) 8. 58, Tit. 15, Thl. 2 des A. 2. M. Erfag dafür gefat“ 
deu. Die erforderlichen Vforten in den Orenzgäunen twerden, wenn nltte 

Berge ein anderes beftimmt, von ber Schifffahrtä«Raffe unterhalten, int 

die Seinenpfod-Brüden über Bäche; die Bohlen und Bräden über Kryt 

SiröereiBräben tagen baggen De Eigenthümer. 

ie Leinenpfads · vorten follen — wieder detſchloſſen werden toean Di: 

vieh dfefeiden paffirt hat, wo dles hicht geſchleht, foll der Eigenthäner de 

haben, den Steuermann des Schiffs in Mnfpruch zu nehmer, umd diſen neh @ 

Strafe, allen Schaden von entlaufenem Vieh u. f. w. erſetzen. . 

18)’ Der Leinenzug fol von aflen Bäurhen, Strauhtoerte oder fonftigen Hin 
Sefrlt, und ftets offen gehatten werben; für das — der Bäume erilt# 


hät Ian J 
14) ũeberſchige follen mid; vermleden Wette des Ldnlenbſadet 5% 
) uk alt ef andere ar bürdy die Eirmefoprungs Rommifles Set 


toirden. 
1) dene Bernadiäffgung oder Verlegung biefer Vorſchriften ſoll Bote ge 
hai 


« 

10) Der Ober- Pröfdent ber. Proving Weſtphalen. welchem die beſondere Auf 
i den, Rippe» lu, fa weit Derfelbe jet fhiffbar I und fchiffbür gemadıt wirt. @ 
® . Fragen worden, wird unter Buziedung der für den Strom — — 
auch; fo weit der Strom die Reg. Bez: von Münfter, Wendbergimub Cieve * 
7 eineß don den ven gieg. alpeorbiettm.itgtittes, innpleichen-eined Depulrkt = 

. ‚Hanbeieftandes in Beh, fa: wie. ber betr: Rofibräthe und Bü 2. 

feinen Bereich), ale Jahroeine Strombefaßrsang: hatten; .. 

12) Die Strombefuhrung hat · den Iiwed, die genäue Si ;diefer. — 
gxeobacien. ‚bie Mägen-für vorgefunbene Verichun en gu —55 
Aqhelen ausgeführter Mebeiten, bie Woihmerpiget euer Anlagen, alıh, 7" 
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Berbefferung ber Schifffahrt erfordert und wuͤnſchen Läßt, au erörtern und zu beran- 
ftalten, den ®iderfirelt der Schifffahrt und ber rund» Eigenthümer auszugleichen 
und nah Anhörung der Varteien zur Etelle die Enticheldung polizeilich zu geben; 
cö wird des Endes foidhe acht Tage zuvor zur oͤffentl. Kenntniß gebradıt, damit, wer 
ettvas anzubringen hat, ſolches zur Stelle ihun fönne. Leber alled, was ſich dabei 
zu bemerfen gefunden, wird eine ausführliche Verhandlung aufgenommen, und ben 
befr. Reg., und bon dieſen den Unterbehörben fo meit es jede angeht, mitgethellt.. 


Dieſer — Strombefahrung vorgängig, ſoll in jedem Frühjahr und zunächſt 


gleich nad) Publik. dieſer V. von dem Waſſer⸗Bau⸗Inſpektor des Stroms eine Be⸗ 
fihtigung abgehalten, und von diefem den UfersBefigern bie nöthigen Anmeifungen 
und Belehrungen, was biefeiben in Beziehung auf diefe V. zu thun und zu laſſen 
haben, zur Etelle ertheitt werden. 

) In angemeffenen Entfernungen follen tüchtige Kribbmeifter angeorbnet werben, und 
bie Uferbeflger find alsdann gehalten, dieſe bei den ihnen oblicgenden und von Ihnen 
überhaupt vorzunehmenden Uferarbeiten, für deren tüchtige Ausführung felbige dage⸗ 
F die Verantwortlichkeit tragen, jederzeit zuzuziehen. Sie werden gu der Schiff⸗ 
abrtösKafle beſoldet, und erhalten bei ſolchen Arbeiten, wodel fie ſelbſt Hand anlegen 
miflen, dad feftftchende Tagegeld. 


) An den Brüden, Mühlen und andern [hiktihen Punkten follen Pegel errichtet und 
die Wafferhöhen, nad) näherer Anleitung von ben Müllern, Kribbnieiltern oder andere 
geeigneten Perſonen forgfältig verzeichnet werden. Ä . 


) Ed wird beabfichtigt, Die gegenmwärtig erhobenen verſchiedenartigen Abgaben für 
Berugung des Stroms künftig aufhören, die erweislich berechtigten Erheber nad) 
dem Durchſchnitts⸗Ertrage ber leßtern zwanzig Jahre entichädigen, dagegen ein nad) 
der Schiffolaſten⸗Groͤhe zu beftimmendes Lippe-Schifffahrtö- Gelb zu einer neu zu 
bildenden Lippe⸗Schifffahrts⸗Kaſſe erheben, und ſolches lediglich zur Erhaltung, Ver- 
befierung und Ermelterung ber Schiffbarkeit verwenden zu laffen, worüber die nähere 
Veſtimmung jedoch vorbehalten bleibt. . 


2) Diefe zunähft für die ſchiffbare Lippe gegebenen Vorfhriften, follen aud) für ben 
obern, noch nicht befahrenen Theil, fo weit fle fi) dazu eignen, anwendbar, bie betr. 
Reg. gehalten fein, ſich fofort deſſen potizell. Negulirung, in Uebereinftimmung mit 
den hier erthellten Beſtimmungen, zu unterziehen, und an die Stelle der Strombe⸗ 
fahrung eine jähriihe Ufer-Revifion unter Leitung des Waffer-Bau-Nathö eintreten 
zu laſen. (M.I. 259 — 2, 153.) 


In Bar der Lippe⸗Schifffahrto⸗Verwaltung if ber nachſtehende 
laß v. 15, uni 1850 ergangen: 


Auf Ihren Bericht v. 4. d. M. genehmige Ih, daß v. 1. Jan. 1851 ab bie 
an fehte-Bertmaltung als eine getrennte Verwaltung mit befondern Beamten und 
18 aufgelöfet werde. Die am gedachten Tane ſich ergebenden Beftände des Lippeſchiff⸗ 
fonds follen zwar, ihrer urjprünglichen Weftiinmung gemäß, aud) ferner nur zum 
ten der &ippefchifffahrt verwendet werden, dagegen find die von ber Xippe und ben 
it Aufammenhängenden Häfen und fonftigen Anlagen auflommenden Befälte zu ben 
emeinen Staatsfonds einzuziehen, bie Koften der Baus und Polizei⸗Verwaltung hin» 
$ der Lippe, fo weit diefelben aus ben vorgedachten Beftänden nicht beftritten werben 
nen, auf die betr. Fondd des Min. für H., Gewerbe und öffent. A., weiche demgemäß 
higenfalls entiprechend zu verftärten find, zu übernehmen. 


Eanbſouci, den 15. Juni 1850. 
ſouch den ß. Sun (geftempelt) Frie drich Wilhelm. 
Daß auf ausbrüdtihen Befehl und Im Beiſein Sr. Maj. des Königs 
Ha iR Uinterfcheifteftempei vorftehend beigebrudt worden, befcheinige 
uch. u 


. D. s 
- 0.00.98. Ihlaire, 
(gegengez.) v. d. Heydt. v. Rabe. 
u 
Din. für H. Bewwerbe und öffentl. Arbeiten und an ben Fin. Min. 


- 


Mit Bezug auf den borftehenden K. Erlaß wird hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß 
radıt, daß v1. ng ot » die Verwaltung der Ban- und Schifffahrtöpollzel-Anges . 


Aheiten auf. der ſchiffbaren Lippe bon Neuhaus bis Weſel auf Grund bed 8. 1 der 
I a. de 1825 Ta 8. — ber Prov. Weftphalen, % darauf bezüge 


* 





] 
a", Mom der Befbtderung ber Gewerbe ; | 


uchen Raflengefchäfte ber Reg.-Hanpilaffe zu Münfter, bie Verwaltung bed 
fens auf — aber —8 Ti der Brobinpen Relalanı 
Weftphalen übertragen worden find, | 
Berlin, den 10. Aug. 1850. 
Der Min. für H., Gewerbe und öffentt. Arbelten. In Vertretung. 
dv. Bommer-Efhe. 
Der Fin. Min. Im Auftrage. 
b. Bommer-Efche, 
(Min, BL ber Inn. Verw. 1850 ©, 284 Nr. 385.) 


D 










8weiter Titel 
Bon den Hülfs-Anftalten zur Beförberung ber Fluß ·Schifffabrn 


Erſte Unter-Abthellung 


Vorhchriften über die Benugung ber Ufer Seitens der 
Schifffahrt» Treibenden, und über die Anlegung, Unterhaltung 
und Benugung der Keinpfade (Treppelwege). 


1) Dad A. 2. R. beſtimmt in Thl. II. Tit. 15 96. 57-60. 

8. 57. Die Eigenthümer ber Ufer öffentricher Flüffe Können den Schiffforeuta 
mehren, ſich des 2einpfabeß an felbigen zu bebienenz baran zu landen; die € 
befeftigen; und bie Ladung. im Rothfalle, eine Zeitlang an das Ufer außzufcken. 

8. 58. Wird aber dadurch das Ufer felbn, oder befien Befeftigung beihäig; 
wird dem Eigenthümer die Nuhung des Uferd entgegen, ober gefhmätert; fo fan m! 
den Urhebern des Echabens Erfab fordern. 

8.59. Inwiefern er, zur Dedung dieſes Schaden, gegen fremde ober 
Säiffiahrer zur Wfändung fchreiten Pönne, ift nad) den allgemeinen Bruni 
Pfändungen zu beurtheilen. (hi. I. Tit. 14 Abfchn. 4.) 

8. 60. Was borftehend von bem den Schifffahrenden zu geftattenden Set 
Ufers und ben dem Gigenthünier dafür zuommenben Schadloßhaltung verorbnäh® 
det auf Holaflöße ebenfald Animendung. 

Dayu: 

Ext. ded Beh. Ob. Trib. d. 9. März 1819. Die Eigerthümu et 
Öffentlicher Früffe find geſchuch derpfliätet, den zur Errihtung deb Lund 
erforderlichen Theil des Uferd herzugeben, und Können dafür feine Enſchaca 
dom Etaate berlangen. (Entf. Bb. 17:6. 374 ff.) 

2) Borfgriften, den Rhein betr. 

a) Publ. der 8. Weg. zu Röln d. 3. Echt. 1834; betr. bie Eriallmpl 
Rheinuferpflanzungen, 

Um den Nachthellen zu begegnen, welche durch daB Aulegen bon Kähnen mi 
gen Fahrzeugen am andern, al8 den dazu beftimmten Sandungsplägen, unddurd Lu 
durdp die Uferpflanzungen auf andern, al8 den erlaubten &egen, für, bieje Phase 
fetbft, für die Sicherheit der benachbarten Ufer und für die Inftanbhaltung der —5 
niſiehen, werden auf den Grund der Art. 38 und 67 ber diheinfchifffahud ⸗ Koudun 
31. Wär 1831, mit Genehmigung bed 2. in. Min., folgende Beftimmangen 
zur oͤfftnil. Kenntniß gebradt: Fr 

1) Die Sandräthe werden In unferm Muftrage unter Buzichung unfereb Bat 
Inipeftors und ber Ortöbehörben bie Sandungtplägr und die Fahrmege un 
pfabe, welche zur Verbindung awlichen bem Rheine und dem rüdmärte get? 
Ufer in den Uferpflangungen offen gelaflen werben follen, befimmen, und di ri 
‚In den betreffenden und in den gunädhft gelegenen Bemeinden durh Dr 
den geeigneten Orten und durch Ausruf an drei nacheinander folgenden Son 
befannt machen laffen. J m 
Me übrigen Bahrtoege, Qußbfabe und Lichte Stellen in ben Uferpflangunges A 
auf Betreiben der 2. Wafferbau- Beamten wieder zugepflanzt, und Die do, 
die Jungen Pflanzungen angewachfen find, durch geeignete Wbiperrungen ai 


werben. . ⸗⸗ 
3) Ude diejenigen, melde an anderen, al6 an ben zum Mnlanden befthrunlen, 
betannt gemachten Stellen mit Ihren Schiffen, Rachen ober fonftigen. 
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anlegen, In diefeiben Perſonen ober Waaren aufnehmen, oder aus benfelben an bad 
Land fegen, follen in eine Geldftrafe von ein bis fünf Rthlr. oder mit verhältniß⸗ 
mäßiger Befängnißftrafe belegt werden. 

Diejenigen, weiche die in Gemäßheit des vorſtehenden Art. 2 ausgeführten Abſper⸗ 
rungen und Neupflanzungen beichädigen, ober. unbefugter Weife neue Wege in den 
Uferpflanzungen machen, oder die lettern anderweitig verderben, follen auf den Grund 
der Beflimmungen des Strafgeſetzbuchs umd der beftehenven Deichgefeße jur Strafe 
gezogen werben. 

Diejenigen, welche in den Uferpflanzungen außerhalb ber erlaubten und öffentlich 
befannt gemachten Wege betroffen werben, fotten mit einer Beldftrafe von einem bis 
fünf Hthir. oder verhältnißmäßiger Gefängnißftrafe belegt werden. Hiervon find 
ausgenommen bie K. Waflerbau-Beamten und die von denfelben angeftellten Arbei- 
ter, die K. Polizei-Beamten, die Jagbpächter und die Bächter fonftiger Nußungen 
fuͤr die von ihnen angepachteten Barzelien. 

Die Lundräthe, die K. Waflerbau-Beamten und bie Ortöbehörben werben hiermit 
angetolefen, die dvorftehenden Beftimmungen in Ausführung zu bringen; die 8. 
Oensdarmerie, bie Volljel-Offizianten, Feldhüter, Waaren-Aufieher und Leinpfabs- 
ärter, auf deren Vollziehung.au machen, und. die Sontravenienten zur gerichtlichen 
Beftrafung anzuzeigen. (N. XVIIL 851. — 3. 144.) 


b) Publik. des K. Oberpräſidiums der Rheinprobinz v. 5. Sept. 1834, betr. 
Schonung des Leinpfades am heine. 

Im Art. 68 ded Mheinfchifffahrts-Vertrags v. 31. März 1831 (®. ©. 1831 ©. 115) 
eſümmt, daß zur Schonung bed Leinpfades am Nheine, der daran ftoßenden ®ebäube, 
anderer Aniagen bei dem Heraufziehen der Schiffe niemals mehr als 3 Pferde anf 
engene gehen, und die Uebertreter dieſes Verbots mit einer Polizeiſtrafe belegt 
en ſollen. | 

Mit höherer Genehmigung wird das Maaß diefer Etrafe hierdurch bon zehn Egr. bis 
uf Rthir. beftimmt und zugleich feftgefeßt, daß foldye innerhalb der K. Preuß. Rihein⸗ 
in; bon denjenigen Behörden auszufprechen iſt, welchen nach der Verfaffung des Orts, 
die Kontrapention begangen, bie Beftrafung der Polizei-Vergehen im Allgemeinen 
gt. (U. XVIII. 853. — 3, 145.) 


C. R. der K. Meg. zu Köln v. 12. März 1835, wegen Unterhaltung ber 
nufer, : 


Auf Ihren Ber. v. 18. v. M, die Unterhaltung der Mheinufer betr., ertviedern wir 
m: 


a, daß außer den Doſſirungen des Leinpfabes für den hohen Mafferftand, in fofern 
biefeiben nit Brivat-Eigenthum find, nur diejenigen Ufer bis zu der erforderlichen 
Hohe im Intereffe der Schifffahrt und dem Waſſerbaufonds In Stande gehalten 
werden, deren Erhaltung und Ausdehnung nöthig ift, um ben Strom in demjenigen 
Bette zu erhalten, in weichem daſſelbe zur Bequemtichfeit der Schifffahrt bleiben 
fol, und um denſelben zu verhindern, dieſes Bett ganz ober thelinseife, namentlich 
bei niedrigem Wafferftande zu verlafien; biefe Ufer konnen jedoch nicht unabänder« 
lid) feftgefeßt werben, indem ſich künftig Ufer als im Intereffe ver Schifffahrt zu 
erhalten und zu befeftigen nöthig, . herausftellen Tönnen, die dermalen feinem ber 
Schifffahrt nachtHeiligen Abbruche ausgefegt Ind. Es muß daher bei jedem einzels 
nen Falle, wo die Bemeinden oder Brivaten die Ufer zu befeftigen beabfichtigen, der 
Waſſerbau⸗Inſpektor befragt werden, ob die Befeftigung für Rechnung der Gemein⸗ 
den oder Brivaten im Intereffe der Schifffahrt zutäfitg Ift, und von welchem Wafs 
[eritande ab diefeibe gefhehen darf. Unſern Waſſerbau⸗Inſpektor haben wir anges 
— — hiernach an ihn ergehenden Geſuchen von Seiten den Herrn Landräthe 
au entſprechen. — 

» Bchören die‘ zu befeftigenden Ufer Privat-Eigenthümern, und find die einzelnen 
Varzellen fo fhmal, daß nur durd) eine gleichzeitige allgemeine Bepflanzung diefer 
Parzelle eiwas Erſprießliches zu Stande fommen fann, fo müflen Vereinbarungen 
zwiſchen diefen Privaten zu Stande gebracht werden, damit die Arbeiten auf den 
Grund der von dem Wafferbau-Infpeftor zu fertigenden Anfchläge verdungen, und 
die Verbindungsjummen pro rata bezahlt werden. Zur Anfertigung von dergleichen 
Anfchlägen iſt der Wafierbau-Jnfpettor bereitö durch unfere Verf. v. 27. April v. J. 
angetviefen worden. (A. XIX, 280. — 1, 201.) 


) R&D, v. 6. Sept. 1840, betr. bie Freiufet und Leinpfade an ſchiffbaren 

fen iR der Rheinprodinz, linken Mheinufer.  — | 

Da nad) Ihrem Berichte v. 21. Jui c. die, in der franz. Orden) bom Monat 
j ® 


! 


356 Bon der Beförderung der 
Auguſt 1069, in Betreff ber Wäffer und Wälder Tit. X2 
Er ötheile des ar Id ut unterm 22. Ian. | 
Beftinmung : ii —T deren — a 
haben Mänge, deb uſen Ma wo der Schi 
vu Vier und apanaig Buß al — iufer und, 
Pflanzen bon euren, forvie die Anlagen bon an ne 
Seite erft in einer Entfernung von dreißig 
Fup geftattet. Die Uebertreter ifft an a b 
nebft Konfisfation der Bäume. Wuherdem haben 
und auf ihre Koften in Stand zu fegen» nicht überall‘gl 
der Punft des Uferrandes, von welchem bie Breite zu 
fo beſtimme ich, um diefem Mangel für das line Mheinufer 
Wegierungäbezirte Cobleng der Wafferftand bon Nr. 18 dei 
Regierungsbesirte Cöln don Nr. 16 de Hauptpegeld zu 
dorf von —* 14 des Hauptpegels zu Düffeldorf, den P 
Btrechnung ber gefeglihen Breite des Freiufers zum 
Sie, diefe Meine Ordre durch die. betr. mtobläter befannt 
(Min, Bi. der inn. Verw. 1840 ©. 471 Nr. 808) | 
3) Vorſchriften, die Weftr betr. 
Publ. der K. Reg. zu Minden, v. 14. Jull 1819, 
Es ift mißfällig in Erfahrung gebracht, daß ſich bie 
Weferfrdin —— in 6 ine vorgeſchriebenen Schranke 
fonderheit die neuen mit bielen Koften berohtten Pflanzı 
‚gefpannten, darüber hiuwegſchleppenden Leinen al 
und Wferdetreibern zertreten werden. Bei folhem Unfu 
Itereffe der Schifffahrt felbft fo wefenttich derfnüpf 
dem Vorkehrungen, melde ald Mittel zum Iweg anzufeh) 
Wir erwarten daher bon denen die Wejer befahrenden 
"Eigenthümern, daß ſie zur Schonung ber AErE BR BIETEN 
RE Sorgfalt anwenden, und inionderheit: 
1) bet Hohen Uferftelien die Zugleinen mitteift der am 
befindiichen diaſchenzůge möglich hoc) fpannen, 
2) die Leinen nicht fchleppen laffen, ſondern biefelben, fol 
IE die bepflanzten Fiächen mit, hölzernen Gabeln oder 


N, 
3) die Kraft nicht welter von ber Laſt entfernen, ais e& 

R Sean — en x —— * 
ab Me ae Berelen Der Sflangieiden dur, Menfhen 
Anferwerfen nut bepflangten, doſſirten cder mit Bau 

gänzlich vermeiden. 


Wenn diefe und andere wegen deö Leinenpfades her a 
aufs genauefte befol, ig! erben; fo erlegt jeder Sei im 


— Co: trafe bon 10 Rp, melche ‚die mi BR; 


2) vet Treibern bei 5 Mthir. Strafe für ben a rabenii 
Vferde beim Stillftand grafen zu laffen, und Mutk 
nen. Bei gleicher Strafe dürfen fie, wenn aud) 0 

„ bie Pferde nicht neben einander gehen laffen, Kane fo 
einander [pannen. 
Der Gebrauch des jes zum Leinen⸗ 
3) ledigich auf feine eigentliche Beſtim 
Bei Nic deffelben bei 2 Wihlr, Etrafe für jeden‘ 
bedienen, weldhed namentlich aud) auf die mit 

"an die zu den Mühlen ern Leute Anwendun⸗ 

in — (U deö — De — 

des etwa ten Schadens en. 
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bie Schiffer angetoiefen worden, Block für Block und kurz zu holen, damit bie Leis 
nen höher gelpannt werben koͤnnen; auch dürfen fle W 
die zur Beurtheilung etwaniger Beſchädigung mitgehenden Achtdleute bei 5 Rihlr. 
Etrafe nicht auf Die Schiffe nehmen — und find 
berantworttich für alle in ihrem Belfein gegen den Inhalt des borermähnten Publi⸗ 
fati begangene Eontraventionen. 
Die Befiger von Brundftüden, welche an ben Weferftrom gränzen, bürfen dagegen 
auch ihrerfeltö ben Bebrauc ded vorgefchriebenen Leinenpfades auf feine Art erſchwe⸗ 
ren. Sie müffen benfelben vielmehr auf allen Stellen gehörig offen und rein erhal⸗ 
ten, und dadurch bad Korttommen der Schiffe zu befördern fuhen. Wer dagegen 
bandelt, und die Schifffahrenden hindert, das Ihnen beigelegle Recht innerhalb fel- 
ner Schranfen audzuüben, hat fiöfalifche Unterfuchung und. Strafe zu erwarten. 

Solte aber der Fall eintreten, daß bie Schiffer und Pferbetreiber Ihre. Befugniß 

öberfchreiten, fo wuͤrde es für die verlegten Lferbefiger immer am gerathenften fein 

ſolches zur ſchleunigſten ein für allemal vorgefchriebenen Unterfuhung der nächſten 

KrtsObrigfeit anzuzeigen, weil bad Pfänten der Pferde immer eine tumultuarifche, 
in den wentgften Yällen geſetzlich erlaubte Maaßregel bleibt, wodurch leicht größes 

Pa gefhehen, und ber Verluſt ganzer Krachten bewirkt werden kann. Es ift 
erner 

benen Üferbefigern mehrmals borgefchrieben worden. daß fie bie an Ihren Grund⸗ 

‚Rüden befindlichen Weidenpflanzungen, Deckwerke, Schlickzäune, Kribbiwverfe u.f. w. 
aui8 ſorgfältigſte unterhalten, ſicher ftellen und jährlich nach Anmeifung ver Bau⸗ 
dedienten ausbeſſern, die polizeiwidrigen auf vorfpringenden Ufern befindlichen Ans 
lagen und Pflanzungen aber hinmeg räumen follen, widrigenfalls ſolches auf ihre 
Koften geſchehen mus, J 

Wir ſehen und veranlaßt. ſolches mit Bezug auf die Weſer⸗ und Werre⸗Uferordnung 

Berlin, den 28. Dec. 1749 88. 9 bis 14 seq. in Erinnerung zu bringen, und inſon⸗ 

#hemertiich zu machen, daß nach Inhalt des allenirten 8. 12 für jedes Stück Vieh 

xd in irgend einer Schlacht beiroffen wird, der Eigenthümer das erfte Mai mit 

Sir. Etrafe, dad zweite Mal aber mit viermöchentlicher Juchthausarbeit belegt werben 

weiches Geſetz die Volizeibehörde zu einer fehr firengen Aufſicht verpflichtet. — Da 

die Eigentyümer der Schlachten und Pflanzungen nad) 8. 13 für alle auch ohne ihre 

e Ditwirtung vorfaflende Befchädigungen verantwortlich find; fo werben fie mohl 

‚ erüere laut der im 8. 14 enthaltenen Vorfchrift mit lebendigen Heden und Zäunen 

ihliehen. Endlich Haben mir , 

) Seht ungern wahrgenommen, daß hiefige und andere Flicher, ftatt ihrem nüßlichen 
Orwerbe nachzugehen, trodened Pfahl« und Fafchienenholz in den Schlachten auf 
ſammein, womit große, ohne ein gänzliched Verbot nicht zu fontrollirende, Miß- 
bräude vernüpft find. Es wird daher dad Yuffammeln und Einbringen ſolchen 
Hotzet ein für allemal bei 5 Kthlr. Strafe für jeden Eontraventionsfall unterfagt. 

Die K Vollzei⸗ Strom, Bau⸗, Forft- Offizianten und Baueiſchaftsvorſteher. auch 

tüih;e Uferbeſttzer, werden hiernach angetviefen, auf die Befolgung diefer Anordnung 

ten, und jeden Contraventionsfall, ven ſie wahrnehmen, fofort anzuzeigen, woge⸗ 

‘en Denandanten ein Viertheil der Etrafe bemilligt werden fol. 

(9. II.831. — 3, 83.) 


4) Vorſchriften, Die Lippe beir. 
Eirom: und Ufer:D. d. 2. Mai 1817 für die Lippe. 
(Bergt. oben S. 351.) 


Zweite Unter-Abthellung. 
Bon Hafen» Anflalten. 


Die Hafen Anftalten find Eigenthum des Etaatd (X. L. R. 1. 15, 
I), weichem daher auch der Erlaß von Hafen⸗-Ordnungen zufteht, 
Es find dergl. für mehrere Häfen veröffentlicht worden. 


1) Reglement für den Sicherheildhafen zu Koͤln. 


) Me Schiffe, die den hiefigen Hafen gemöhntich beſuchen und mithin zum Hafen» 
me beitragen, find berechtigt, den Sicherheitöhafen unentgeittidy zu beziehen. 

Bremde Schiffe, bie nicht zum Hafen⸗Centime beigetragen haben, werben In den 
en Mt anders aid gegen Bezahlung zugelaffen, und zwar bezahlt für den 
alt: 


— 


= 


buches, Art. 257. 
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Ein Schiff von 1000 Entr. Ladungsfähigkeit und darunter 2 Wihtr. 12 gr. 

Ein Schiff von 1000 à 2000 b — ⸗Ê— 

’ = 2000 a 3000 7 — 12 — 
⸗3000 & 4000 10-— ⸗ 

3) Die Schiffer, die ben Hafen beziehen wollen, möäffen bei dem Hafencom 
fih melden, der ihre Namen in ein Negifter einträgt und die Erlaubnißſcheine an 
aus welchem ſich ergiebt, ob fie den Hafen gratiß ober gegen Bezahlung begiehrs 

4) Zur Auffiht über ven Hafen wird ein Hafenmeifter mit 250 Thaler %ı. 
Befoldung angefellt; der dvemjelben untergeordnete Wächter erhält tägtich 10 g@ 

5) Der Hafenmeifter hat unter der Leitung bed Hafencommifleird die % 
Sicherheltshafen zu handhaben, und haben ſämmtliche Schiffer ſeinen Weiſungen 
Hinſicht ſich zu fügen. Auch kann der Hafenmeiſter zur Ausführung nöthiger 
ſich der Schiffsknechte bedienen, befonderd wenn Eis im Hafen zu brechen und £ 
ſchaffen ift, um den vor demfelben liegenden Fahrzeugen die Einfahrt zu erleichten 

. 6) Dem Hafenmeifter fteht eine "Deputation der Schiffergiide zur Seite, m 
beffern Handhabung der Ordnung und Abwendung jeder Gefahr das Röthige zu beol 
. 7) Alle Schiffer bie bei dem Hafencommiftair Erlaubnißſcheine erhatten hadez 
ben Hafen zu beziehen, müffen biefe Scheine beim Hafenmeiſter abgeben, ber feihel 
befondere8 Regiſter einträgt und jedem Schiffer den Platz anmeliet, den er einneh 
- 8) Die zum Hafen beredtigten Schiffe werden nad) ber Drbnung eingelaft 
fie an der Mündung erfcheinen. Der Sciffer, der ſich weigert, ben Ihm angeiol 
Platz einzunehmen, kann von dem Hafen völlig ausgeſchloſſen und fein Schiff mit Be 
der Polizei Herausgefchafft werden. 

9) Der Hafenmeifter wird mit der Deputation der Sciffergiide die Schiffe f 
ordnen fuchen, daß fein Raum verloren geht. Soviel möglid werben bie be 
Schiffe von den unbemohnten abgefondert bleiben. 

10) Jeder Schiffer wird für den Schaden berantiwortlid gemadyt, ben a 
Unborfichtigfeit oder Muthwillen entweder an den Hafenwerken ober an anderen 
berurfacht. Boshafte Befchädigungen merben beftraft nad) Vorſchrift des Sh 

















_ 11) Um die Beſchädigungen der abhängigen Uferflähen bed Hafens zu Alt 
fol von jedem Schiffe, das längs dem Ufer eine Stelle einnimmt, ein Gan 
den Leinenpfad angelegt werben. Fuͤr Beſchädigung ver Uferfläche Durch MW 
fteigen ded Schiffsvolls bleibt die ganze Schifföreihe verantwortlich. 

12) Jedes Schiff muß mit einen Lefondern Seil am Lande feſtgemadt yalh 
fein. Kein Schiffer darf dad Seil eined andern ohne ausdruͤckliche Authoriam 
Hafenmeiſters löfen. | oo. | 

13) Bei einem auöbrehenden ftarfen Winde oder Sturm ober wenn bie Ri 
Nr. 24 des Keffeiberger Pfahles erreicht hat, follen alle Schiffe auf die Aufforderugt 
Hafenmeiſters doppelt feftnemacht (gemehrt) tverden. Unbewohnte Fahrzeuge folm 
Ainmeifung des KHafenmeifters glei Anfangs fo gelegt und befefligt werben, du 






| bei einem allenfallſigen Sturme nichts zu beforgen ift. 


14) Der Hafenmeifter wird menigftend zweimal in der Woche nachjfehen, & 
Fahrzeuge alle gut und mit tüchtigen Seifen befeftiget find. 

15) Floßenhölzer, Ballen, Bretter und Schiffe, die mit ausgebrannten Kchin. 
Kalt, Heu, Stroh und fonftigen leicht entzüundbaren Materialien beladen find, wenda 


Hafen nicht augelaffen. 


16) Kein Schiffer darf Pulver am Bord haben. Wo mehr als ein halbe Y 
Pulver gefunden oder entvedt wird, unterwirft ſich der Schiffer der durch den DM 
über den Pulververkehr verhängten Strafe, meiche nad) bem Art. 28 des Decrets v. 13-9 
tidvor Jahres 5 als eine bloß conventionelle Geldſtrafe zu betrachten ift, mihis 
ber Schiffergilde oder ihrem Commiſſair, in fofern von Seiten des In Anſpruch gene 
nen Schifferd fein Widerfprudy gemacht wird, ohne Weiteres eingezogen mwerbea W 
Im entgegengefesten Kalle aber muß bie Sache ver competenten Gerichtobehoͤrs 
Entiheidung übergeben werben. 

17) Die in dem Hafen einlaufenden bewohnten Schiffe werben bon dem S 
meifter mit Zuziehung der Bilde-Deput. und eines Werkverftändigen befonderd um 
um fi) zu verfihern, daß auf einem folhen Schiff ohne Gefahr Feuer gemadt m 
kann. Die bei diefer Unterfuchung angeorbneten Abänderungen oder Einzichtungn © 
fen auf der Stelle ausgeführt werden und zwar che Feuer gemacht wird. Leber die % 
terfuchung wird ein Protofoll angefertigt, daß bem «Hafencommiffair einzufenden I. J 

18) Schiffe, worauf Feuer unterhalten wird, dürfen nie ganz verlaſſen m 
Nach zehn Uhr Abends muß das Feuer auf allen Schiffen gelöfcht fein. 4 

19) An ſeder Seite des Hafens muß ein Platz gngewieſen tverden, wohin aller nun? 
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Schiffen gebracht und woher berfeibe zweimal in ber Woche regelmäßig toeggrfahren 
» Ber fi erlaubt, Unrath in den Hafen zu fchütten, muß bie Reinigung auf eigene 
ien beforgen und obendrein die auf jeder Uebertretung haftende Strafe erlegen. 

20) Es ift firenge verboten, auf den Befeftigungd-(Wiehr) oder Laternenpfählen 
) au hauen, oder dieſe fonft zu befchädigen, ' ' 

21) Die Schiffer follen Ihre Bugfpriete ftetß aufgezogen halten und ihre Flieger und 
hen nicht zwiſchen ben Reihen legen laffen. 9— 

22) Sobald der ‚Hafen zugedaͤmmt ift, um eine gehörige Waſſerhoͤhe in demſelben gu 
ten, ſoll kein Schiff ein« oder auslaufen dürfen. Die Zudaͤmmung geſchieht nicht 
6i8 ſie von der Gilde⸗Oep. nöthig erkannt iſt und muß 24 Stunden früher ſowohl ben 
bafen als bor bemfelben haltenden Schiffen angezeigt werden. 
23) An beiden Seiten des Ufers foll auf jeder Schifföreihe oben und unten bei eintre» 
hr Froſt eine Deffnung von ſechs Fuß im Viereck erhalten werden, um ſtets Waffer 
n 


yoden. 

4) Es follen jede Nacht nad) Art der ftäbtifhen Nachtwächter vier Wärhter 
gen fein, davon Immer zwei auf Poſten ſtehen, und zwar einer auf ber linfen, ber 
ne auf der rechten Seite bed Liferd, fie follen ale halden Stunden rufen, Ind ſich nad) 
lauf bon zwei Stunden jedesmal ablöfen. Diefe Wächter erhalten bon dem K. Pol.⸗ 
il. ihre Anftelung und Inftruftion, find diefem unmittelbar untergeorbnet, erden 
& den Hafenmwächter, ſowie von Zeit zu Zeit von den Pol. Eergeanten Controflirt, und 
hällen, wo fle ihrer Pflicht nicht pünttlich nachgefommen fein würben, dem Hafen⸗Com⸗ 
halt denuncirt, welcher darüber dem K. Bot. Bräf. zur weltern Verf. jedesmal bie unver- 
güihe Anzeige zu machen gehalten iſt. 

25) Die Beleuchtung des Hafens fol durch 14 Laternen bewerlſtelligt und die Be⸗ 
Aung berfelben dem Unternehmer ber Etrafen-Beleuchtung übertragen werden. 

26) Es folen zum Dienfte des Hafens zwei große Feuerfprigen und hundert Feuer- 
ur angefhafft und an beiden Enden des Hafens in den zu errihtenden Depots nieder» 
* erben. Die Sprigen follen mit Sauger verfehen fein, die In den Hafen geleitet 
"hen fönnen. . 

2) Der Hafenmeifter unter ber Ober⸗Aufſicht des K. Pol. Präf., hat die Aufficht 
er die Löfchgeräthichaften; jedoch wird jür jede Spriße ein befönderer Auffeher auß der 
ie der Schiffer erwählt. Jeden Montag folten fi von jedem bewohnten Schiff 
5 — J Mann verſammein und ſich einige Stunden in dem Gebrauch der Loͤſchge⸗ 

aften üben. 

28) Wenn Feuer im Hafen audbriht, follen folgende Maaßregeln genommen wer⸗ 
in: Briht das Feuer bei Tage aus, fo hat der Hafenmeifter fofort den Wächter und 
ndere dewanderte Werfonen in die Stadt zu ſchicken, um ben Bol. Behörden die Anzeige 
n maden und die Pompiers zu Hülfe zu rufen. Bricht dad Feuer zur Nachtzeit aus, fo 
fen die beiden auf Voften ſtehenden Wächter anhaltend das Lärmzeichen geben, bie 
eiden andern Wächter aber fofort In die Stadt ellen, um neben der ebenmäßigen ſchleu⸗ 
igen Anzeige an die vorbemerite Behörde, ven Hafencommiffair, den Hafenmeifter und 
e nächften Pompierd herbeizuhoien. Indeß müflen die Sprigenauffeher fo ſchnell wie 
glich Ihre Sprigen In Thätigfeit feen, und den Umftänden gemäß verfahren. , 

Die Hafen-Mündung foll in ſolchen Fällen zur Rettung der Schiffe nur dann geöff- 
t werben, wenn ed für nöthi erachtet wird. 

29) Der Im Art. 4 erwähnte Hafenmächter ift verpflichtet im Hafen zu lehnen, 
' foll eben fo mie der Hafenmeifter vereidet fein, um jede Beſchädigung ded Hafen; fo 
t jede andere Unorbnung ober Zuwiderhandiung gehörig conftatiren zu fünnen. Er 
1 die Schlüffel der Kette und Brüde In feinem Verwahr und muß die Vorbeifahrt der 
‚Berg kommenden Schiffe möglihft erleichtern. 

30) Der Hafenmeifter fol dem Hafencommiffair und diefer, ſoweit es bie öffentliche 
Iherheit betrifft, dem N. Bol. Vräf., fiber alles, mas den Tag vorher vorgefallen ift, 
en Nerxn ſchriftiich Bericht erflatten. 

31) Sollte jemand im Hafen in's Waſſer fallen und lebendig ober fcheintodt heraus» 
jogen werden, fo wird bafür auß der Hafentaffe eine Belohnung von 8 Athir. Preuß. 
ur, begahit. Wird ber ind Waffer gefallene-aber tobt herausgezogen, fo iſt die Seloh⸗ 
* ect, wenn das Heraußziehen In ber erften Stunde, und auf 3 Mthlr. 
' et geſchieht. 

ı 32) In der Wohnung bed Hafenmeifters ſollen bie zur Rettung feicher Perſonen 

en — fo wie die Arzneimittel nebft Anleitung zu beren Gebrauch ftrt6 
ein, 

imo) Die ouß dem Waſſer Herausgezogenen Perfonen, in fo fern fle nicht tobt finb, 

mat dad zunächft Hienende bewwohnte Echiff fo lange auf, dis nach Unfunft eines Arztes 

Meitered verordnet it. Geben die aus dem Waſſer hervorgezogenen aber feine Lebens⸗ 


1 
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zeichen mehr bon ſich, 10 iſt ber die Stelle eines; gerichtlichen Hüffsbeamten vem 
Pollzei⸗ Commiſſair bed 4. Stabtbezirf6, oder wenn diefer nicht gleich aufzufinden 
einer feiner Amtöcollegen, über ben Vorfall fchleunigft in Kenntniß zu fegen, um bet 
tere nad) den beſtehenden geſetzlichen Vorfchriften zu verfügen. 


34) Alle Zumwiderhandiungen gegen vorftehenves Regl., mit Ausnahme bed & 
follen außer einer conventionellen Strafe von 3 Mthir., Morüber die re 
geeinigt hat, von der competenten Gerichtebehoͤrde mit der gefeglihen Geldbuße 
werden, wes Endes dem Hafenmeifter zur Pflicht gemacht wird, die borfallenden 
bentionen, dem ſtädtiſchen Bezirks⸗Commifſair fofort anzuzelgen, damit diefer ſolche 
ein darüber aufzunehmendes Protokoll conftatire, und bie gefegiihe Beſtrafung 
travenienten beranlaffe. 


35) Der Hafencommiffair iſt mit Vollziehung und Handhabung bed ge 
Regl. beauftragt und wird Aber beffen Ausführung in den dazu geeigneten Selen 
8. Pol. Bräf. ſowohl, als das Oberbürgermeifteramt zu Berichten, und nähere 
tion einzuhofen haben , wobei er fih nach den Ihm befannt gemachten Veftimma 
interimiftifchen Reſſort⸗Regl. zu richten hat. 
Köln, ben 26. Jan. 1818. 
K. Polizei⸗Praſident und Landrath bes Der Proͤſtdent und commifl 
















Stadtkreiſes Koͤln. Dberbürgermeifter. 
Struenfee. Freiherr v. Myliud.. 


Gefehen und bem ganzen Inhalte nad) genehmigt. 

Köln, den 17. Sa BR ß. eg Abthellang I 
nigt. Preuß. Begierung, eilung 1. 
(8. 1.57 — 1,37.) j Br s 


2) Publik. der K. Reg. zu Minden v. 14. Nov. 1823, betr. die 
für den Weſerhafen zu Beteröhagen. 

8.1. Der Hafen bient: 

a) zunächft zur Bergung unbefradhteter Schiffe während der Winterszelt. und 

b) zur Aufnahme belabener Yahrzeuge bei entſtehender Gefahr, als Elsgon, 
Fluth und Sturm. In Iehterer Beziehung jedoch nur unter Beobadytung IP | 
meinen gefeßlichen Vorfchriften über das Zollweſen. ! 

8.2. Für ein jedes die Wefer befahrende Schiff ann Aufnahme vertagt 
foweit der Raum reiht. Ausgenommen find: 

a) bergeftalt verfallene Schiffe, daß fle zu verfinfen broben. 
b) Fahrzeuge, welche mit Stroh, Schießpulder, Schwefel und ungelöfdten M 
befrachtet find. - 
„8.3. Die Aufnahme gefhieht nach ber Meihefofge ber Anfynft. Woraussefeiup 
durfen nicht gemacht werden. i 

8. 4. Für die Benugung bed Hafens wird überall keine befondere Abgabe oder 
muneration entrichtet. 
beſ 8 5. Zum Hafenmeifter if der Strom « Uufieher Pohlmann in Peer 

eftellt. 

8.6. Jeder Schiffer, welcher fein Fahrzeug in ben Hafen legen wi, muß fd 
bem Hafenmeifter melden, welcher ihm feine Stellung genau anweiſet. | 
m 8. 7. Der Hafenmeifter hat über bie Stellung der Schiffe ein genaues Regfin# 
ühren. 

8.8. Die Anmwelfung der Stellen gefchieht unter: möglichft Ötonomifcher Beral 
bes Raums. Die Mündung des Hafend muß ftet® offen erhalten werben. 

8.9. Die Beihädigungen ber Ufer bed Hafens find auf das firengfte unterfog; 0 
barf deshatb fein Schiffer Anker auf die Doffirung her Hafen-Ufer werfen, ſich bon IP 
Schiffe feine Fußſteige in die Doffirung einfhneiden, oder fonft Beichäbigung an! 
Der et bandelf, verfällt außer der Verpflihtung zum Echabenerfaße in eine en 

on r. | | 

8. 10. &8 ift bei einer Strafe von 3 Mihir. verboten, Sand, Kohlen, Them 
fonftigen Unrath in den Hafen zu werfen. | | 

8. 11. Sicht und Feuer darf unter feinem Vorwande auf ben Im Hafen befindäse 
unbelabenen Schiffen gebulbet werden, Auf ben beladenen und bewohnten 
mir berbe bie größte Worficht gemwärtigt. Wer dagegen handelt, verfällt In eine Er# 

on r. 

8. 12. Die Schiffdeigenthuͤmer find für bie Verſehen ihrer Steuerleute und Kuct 

perantworilich. 
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8. 18. In aleP Hätten, wo gegen bie Beſtimmungen biefer Hafenordnung nefehit 
rd, hat ber Kafenmeifter von bet borgefallenen Eontravention dem Bürgermeifter zu 
teröhagen unberzüglich Anzeige au machen, welcher nach vorgängiger Unterſuchung die 
rafe feftgefegt und beitreibt. (9. VII. 884 — 4, 98.) 


3) Pollzei⸗Regl. vd. 1. Aug. 1838 für die Sicherheitöhäfen und Deren Lagers 
ge zu Fuſternberg und Grudenburg an der Lippe. 


l. Verhalten beim Gebrauch 
a. ber Häfen. 

8. 1. Jeder Schiffer ober Floͤßer, der mit feinem Schiffe oder Floße in einem biefer 
den Hafen einfaufen will. muß fich bei dem Hafın-Aufieher zu Zufternderg und Eru- 
köurg melden, um mit feinem Schiffe oder Floße, nad) den laͤngs des Hafens errichteten 
h mit hufenden Nummern verfehenen Pfahlen ıc., die einzunehmende Stelle ſich an⸗ 

em zu laſſen. 

4.2. Die eingelaufenen Schiffögefäße oder Floͤße müſſen, gleich nachdem fle Die ange⸗ 
Iefemen Stellen eingenommer haben,’ mit befonderen feften Tauen an bie vorgedachten 
fühle tüchtig befeftigt twerden. . Kein Schiffer oder Flößer darf in den Böfhungen ber 
ıfendämme und Wege, ober in und auf bem Ufer, Anter fchlagen; dagegen haben dies 
ben darauf, zu wachen, daß fle, bei abwechſelnd fteigendem und fallendem Waffer, mit 
en Fahrzeugen ober Floͤßen nicht auf ben Böfhungen der vorermähnten Dämme, 
eihe unter feinem Vorwande befchäbigt merben dürfen, hängen bleiben. ’ 

8. 3. Niemand darf das Tauwerk oder bie Ketten eines andern Schiffes oder Floͤßes, 
omit 8 in vorgezeichneter Art Jelaemadt ift, ohne Zuſtimmung des Eigenthümers und 
meded Hafen⸗Aufſehers ausdrüdliche Ermächtigung Iöfen und anders befeftigen. 

8. 4. Schiffen, Deren Ladung ganz oder aud) nur zum Theil aus leicht entzündbaren 
xr giftigen Stoffen, als Schießpulver, Schwefel, Vitrioloͤl, Scheidewaſſer, Holzkohlen, 
init, Blelweiß und dergl. befteht, iſt das Einlaufen gänzlich unterfagt. 

85. Der Eingang zum Hafen und der zur Kommimifation nöthige Raum im 
Anern deſſelben, müflen ſtets frei und offen fein. Weber Schiffe noch Flöße, oder 
HR und Fioßgeräthichaften, dürfen Im Hafenmunde liegen. 

8.6. Menn ein Fahrzeug im Hafen finfen möchte, fo muß haflelbe_aleich wieder 
at gemacht und erhalten, fonft herauögefchafft werden. Flöße und einzelne. Hölzer, melde 
er Waſſer legen follen, find nady-der bom Hafen = Auffeber anaukoe enden Stelle zu 
tingen, too fle nicht hindern, und müffen jedenfalls mit aud dem Waffer hervorragenden 
=tangen bezeichnet werden. ur 

8.7. Elinfftoffe oder Unrath über Bord gu iwerfen, oder bie Doffirungen und Wege 
xb Hafens damit zu beichütten, ift verboten; biefelben follen an eine beftimmt vom Hafen 
Auffeher dazu anzuweiſende Stelle.neichafft und dafelbft andgefchüttet werben. 

8. 8. Belm Fon ift jeder Schiffer und Floͤßer gehalten, fein Schiff oder Floß täglich 
Oöjueifen und flott gu erhalten. Wird e8 bom Hafen⸗Aufſeher für nöthig erachtet, das 
16 In der Safenmünbung und in ber — des Hafenbaſſins zu brechen, ſo haben 
I Schiffes und loßeigenthuͤmer ober Führer der Aufforderung dazu mit ihren Knechten 
Ir beflinmnten Zeit Folge zu leiſten, und ſolches nad) Anweiſung des Hafen-Wuffehere 
ieigertich zu beivirfen, 


b) der Zagerpläße. 

„99. Jeder Schiffer und Fiößer, der Holz oder andere Begenftände auf den Lager. 
üben 1 gelaben oder auffchleppen laffen mil, hat dem Hafen» Auffeher Behufs Anwei⸗ 
Mg und Vezeichnung des dazu erforderlichen Flächenraums, beffen Grenzen in feinem 
ale überfhrliten werben bürfen, borher Anzeige Davon zu machen. Tiefe Beitimmung 
N auch für Fuhrleute, weiche Hölzer oderandere Begenftände zur Achfe, zur Lagerung 
weiteren Berfendung zu Waffer, anbringen. 

- 19. Das Austaden oder Auffchleppen ber Hölzer, ingleichen deren Wiederverla⸗ 
ng darf nur über im Ufer anzubringende Streihhölzer gefchehen. 


c) bed Schiffäwerfied. . 


M hat, Wer auf dem Schiffswerfte neue Fahrzeuge bauen oder alte ausbeſſern laſſen 


tſich a , | 
weiſen oh den Hafen-Aufjeher zu wenden, welcher ben dazu nothigen Flaͤchenraum 


DM. Entrichtung ber Abgaben. | 
Ki 12. Die Hafen und Sagergelder werden nad) dem Tarif v. 6. Dec, v. J. welcher 
* Anl beigebruct ift, (Uni. a.) an ben zu beren Erhebung beftellten Empfän- 
m SAppe-Schifffahrte-Wefähe zu Fuſternberg und zwar dad Hafengeld vor dem jeded- 


⸗ 


8 
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malinen Einlauſen in ben Hafen, das Lagergeld bor ber Verſendung vom La 
‚en et. 

8. 13. Von allen Schiffen, Floͤßen und unbeladenen Fahrzeugen, welche in va 
Hafen zu Fuſtern berg einkehren, wird die Schifffahrtsabgabe für die Stromfrede we 
Dorften bid Wefel ober umgelehrt erlegt, bevor eine Veränderung mit denfelben 
genommen werben darf. 


II. Strafbeftimmungen. 


8. 14. Uebertretungen der in den 88. 1— 11 enthaltenen Vorfchriften werden 
einer Polizeiſtrafe von 10 Sgr. bie 5 Mthir. oder Im Falle des Unvermoͤgend mit 
nigmäßiger Befängnißftrafe geahndet. Im Wieberholungsfalle fönnen dieſe Etrofrı 
boppelt werben. Außerdem ift der Mebertreter verpflichtet, den angerichteten Eche 


erjegen. 

Veberfretungen, bie mit Ungehorfam oder MWiderfeglichkeit gegen die Anord 
des Hafen-Aufiehers verbunden find, trifft da8 Maximum ber Strafe. Woͤrtliche 
thätliche Beleidigungen gegen bieje Offigianten werden nad bem allgemeinen geſ 
Beftimmungen beftraft. 

8.15. Die Hafen-Wuffeher haben gegen jebe Zumwiberhandlung, unter Vernch 
ber Beiheltigten, ein Protokoll aufzunehmen und dem Lippefchifffahrts«Infpektor ci 
hen, weicher das Reſolut abfaßt und pubilziren läßt. Innerhalb zehn Tagen nah 
Publikation fteht dem Verurtheilten der Rekurs an den Lippeichiffiahrtd«Direkier, 
trafen über fünf Kthlr., nad) feiner Wahl, ftatt des Rekurſes, ber Antrag auf 
hung und Entfcheidung durch das betr. Gericht offen. 

8.16. Beſchwerden pegen die Hafen-Auffeher find bei dem Lippefchifffahrt. Hpb 
tor, gegen Letztern aber bei dem Lippefchifffahrts-Direltor, anzubringen. 

8. 17. Diefed Kegl. foll in den Amtöftuben fämmtlicher Erheber der Lippeihiffikk 
Befälle angefchlagen und durch die Amtsbl. der betr. Meg. belannt gemacht werben. 


Berlin, den 1. Aug. 1838. 
' Friedrich Wilheln 


v. Alvendleben 
8 ] 


Tarif | 
nad) welchem bad Hafen» und Lagergeld für Benutzung ber Eicerhiflk 
und Lagerpläße zu Fuſternberg und Erudenburg zu erheben 


N 


| A. Hafengelb. 
- 1) Dom Floßholz für jeden Duadratfuß der Oberflaͤche eines Floßed, 
cinſchließlich des Flottwerkes und Waflerraums, 


a. bei einfachen Lagen....... en > 2° 
b. bei doppelten Lagen » » 2 > 2 2 nen m re 
Für jede Lane mehr wird ein Pfennig mehr für den Qua⸗ 
dratfuß der Oberfläche entrichtet. 
2) Bon Sciffögefäßen, beladen ober unbeladen, für jebe 40 Cent⸗ 
ner Ladungdfählgleit -. - - » » » . 2 oı—' 


Für das zu einem Schiffögefäße gehörige, biefem ange 
hängte Boot, wird nichts entrichtet. er 


B. Zagergelb. 
1) Bon allen Begenftänden — mit Ausnahme des in Flößen ober 
Anhängen verſendeten Holzes — bie Verfendung muß zu Waſſer 
oder zu Lande gefchehen, für jeden Eeniner . -- . . ... 
. 2) Von Holz bei defien Werfendung in Biößen ober Anhängen an 
Schiffe für jeden Quadratfuß ber Oberfläche eines Zloßes, ein- 
Schließlich bes Flottwerles und Waſſerraums, 

a. beieinfahen Lagen » 2 2 2 2 een met! 

b. bei doppelten gen » » 2 2 2 22 nn — 1 
Für jede Lage mehr wird ein halber Pfennig mehr für 
den —E 


Zuſätzliche Beſtimmungen. v m 
1) Ein Flähenraum von weniger ais einem Quadratfuße (A. 1, B. 2) told fr 
boflen Quabratfuß; eine Summe bon meniger als 40 Geniner Sabungküht, 
„  $A.2) für volle 40 Gentner; ein @eriht. bon weniger aid 1 Geniner (B- 
1 vollen Gentuer, und der Kubilfuß Holz bei der Verfenbung zu Bande zu 3 
angenommen. 
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2) Das Hafengeld If beim jedesmaligen Einlaufen in ben Hafen, das Lagergeld bei der 
Verfendung bom Lagerplatze zu entrichten. 

Für dad erftere fönnen bie Flöhe und Gefäße ein Jahr vom Tage des Einlaufens ab 
R Saen, für da& Lagergeld die gelagerten Gedenſtände unbeftimmte geit auf den Plätzen 
erbleiben. 

3) Wer es unternimmt, ſich ber Entrihtung bed Hafen» oder Lagergeldes auf irgend 
eine Weife zu entziehen, erlegt außer dem berfürzten Mbgabenbetrage bad Vierfache 
deſſelben als Strafe. 

Berlin, den 6. Dec. 1837. 
(L. S.) Sriedrih Wilhelm. 
b. Alvenbleben. 
(A. XXI. 776. — 3, 200.) 


Dritter Titel. 
Ron der polizeilichen Bezeichnung der Flußſchiffe und der Führung der 
agge. 


J. Polizeiliche Bezeichnung der Flußfahrzeuge. 

I) ER. ded K. Min. der Fin, (v. Bodelſchwingh) v. 21. Mai 1842 an 
RR, Meg. der Provinzen Brandenburg, Preußen, Pommern, Schieflen, Poſen 
und Sachſen, audſchließlich derjenigen in Eödlin und Erfurt, mit dem Regl. über 
die polizeiliche Bezeichnung der Flußfahrzeuge. 

Die K. Reg. empfängt beifolgend das unterm heutigen Tage ergangene Regl. (Anl. a.), 
se polig, Bezeichnung ber Flußfahrzeuge betr., mit der Anweiſung, ſolches zu breien mies 
verholten Maten in angemeffenen Zwiſchenraͤumen durch ihr Amtöblatt zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen, auch fonft auf geeignete Weile für deſſen Befanntwerben bei dem 
betheitigten Schifferftande Sorge zu tragen» Auch hat biefeibe, nach Maaßgabe der Be» 
Rimmung im 8. 4 be8 Regl. ‚diejenige Behörde namhaft zu machen, bon welcher bie 
Eitheltung der weuen pollz. Bezeichnungen im bortigen Reg.⸗Bezirke auögeht. Da bie 
Sdiffer ih gegentoärtig meiſt auf ber Fahrt befinden, fo mird die Maaßregel erft im 
Laufe des nächften Winters vollſtaͤndig zur Ausführung gebracht werben fünnen; es iſt 
daher der Termin, Bid zu welchem bie neue poliz. Bezeichnung der Fahrzeuge, bei Ver» 
meidung der. georbrzeten Strafen, allgemein erfolgt fein muß, auf den 1. März k. 3. ſeſtge⸗ 
ſeht worden. Die K. Reg. wird jedoch veranlagt, bei Bekanntmachung bed Regl. die 
beibeittgten Schifföeigenthümer ausbrädtich darauf aufmertfam zu machen, daß fie bie im 
8. 6 borpefriebenen Anmeldungen in biefem Jahre rechtzeitig bei den Behörden ihres 
Wohnort anbringen, und Ihnen zugleich einen, mit Nüdficht auf die dortigen Schifffahrta⸗ 
Berhäitniffe zu beſtimmenden, angemeffenen Termin zu begeichnen, bis zu welchem bie 
Anmeldung äteftens gefhehen fein muß, damit fie nod) vor Beginn der Schifffahrt im 
naͤchſten Jahre mit der neuen polig. Bezeichnung verfehen werden können, und nicht wegen 
Mangeid derfeiben in ben Fall fommen, nach Maaßgabe der Befiimmungen in den 88. 1 
und 16 des Regl. zur VBeftrafung gezogen zu Werben. 

Was die Koften der Abänderung ber nad) den früheren Vorfchriften bereit6 polizeil. 
bezeichneten Fahrzeuge anlangt, welche nach 8. 6 aus Staatöfonds beftritten werden fol« 
kn, jo wird bie K. Rteg. hlerdurch ermächtigt, ſolche vorſchußweiſe zu beftreiten und vom 
em Betrage demnaͤchſt Anzeige zu machen. 

Schließlich wird die K.Neg. aufgefordert, für die richtige Aufftellung und beziehungs⸗ 
deife Fortführung der Kahn⸗Regiſter, ſowohl hinfichtlich der polizeilich, als ber ſteueramt⸗ 
ih bezelchneten ahrzeuge, in ®emäßheit ber ergangenen Beftimmungen, gu forgen. 

In Beziehung auf bie leßteren, tverden bie betr. K. Hauptzoll- und Steuerämter 
ngeiwiefen werden, Derfeiben die nöthigen Nachweiſungen über bie fteueramtiic, bezeich⸗ 
teten Fahrzeuge und die dabel vorkommenden Veränderungen, nad näherer Vorfchrift 
m8. I1 des Regl. mitzatheilen. 


Anl. a, 
Megkement, bie polizelliche Bezeichnung ber Flußfahrzeuge betreffend, 
.21. Mai 1842, 

„ Die bor längerer Zeit ergangenen Vorſchriften über die polizeiliche Bezeichnung ber 
nlandifchen Flußfahrzeuge haben feitbem, Insbefondere in Folge der Anordnungen über 
Ne Reueramttiche Beelonung der die Wafferftraßen zwiſchen ber Eibe und Meichfel 
fahrenden Fahrzeuge, verſchiedene weſentliche —— erlitten, welche eine 


a04 Von der Befoͤrderung der Gewerbe; 


Rebiſlon jener Vorſchriſten nothwendig gemacht haben. Unter Aufhebung ber bei 
hen Verordnungen v. 4. April 1842, 24. Yun 18311), 13. Mai 1834 u. 22. Julia 
wird Daher hlermit angeordnet, maß folgt: Ä 

8. 1. In den Sropingen Brandenburg, Preußen, Ponmern (mit Ausnahme 
Mrg. Bez. Eöslin), Schieflen, Poſen und Sachſen (mit Ausnahme des Meg. Bez. En 
muß v. I. März 1843 ab jeded inlänbdifche, zum Transport von Waaren oder font 
Begenftänden auf inlaͤndiſchen Fluͤſſen oder Kanälen benutzte Kahrzeug mit einer poi 
lichen Bezeihnung nady ben unten folgenden Vorfhriften (88. 2 bis 4) berfchenk 
wenn nicht.daffelbe ſchon andermweitig behufs Erhebung der Schifffahrtsabgaben ftenere 
lic) bezeichnet worben if. (8. 11. 

8.2. Die polizeiliche Bezeichnung beſteht in einem oder mehreren Buchſtaben,n 
burch der Megierungäbezirt, in welchem ber Eigenthümer des Fahrzeuges feinen Woh 
hat, angebentet wird, und in einer Nummer, welche diefem Fahrzeuge eigen if. & 
werden ihmarz auf weißem Grunde mit Delfarbe oder mittelft Einbrennend wenigf 
ſechs Zoll hoch dergeftalt, daß die Nummer binter dem oder ven Buchftaben fteht, an 
jederzeit ſichtbaren Stelle ded Kahrzeuges angebracht, und zwar bei den mit Kojuk 
fehenen Fahrzeugen an der Hinterfelte der Kajüte, jedoch fo, daß ſolche nicht burd 
neöffnete Thür der Kajüte verdedt wird, bei andern Fahrzeugen zu beiden Exil 
Steuerruders an der Hinterlaffe. ’ 

1.83. Die zur Bezeichnung ber Fahrzeuge bienenden Buchſtaben find, In Ued 
ſtimmung mit der bisherigen Einrichtung, folgende: 

für Fahrzeuge aus dem Weglerlingebegitte otsdam: RK. — Frankfurt: N. — ak 

berg: O. — Bumbinnen: L. — Martenwwerder: W.— Danzig: WD.— Stettin: P 

Ctralfund: NP. — Breslau: B. — Liegnitz: G; — Oppeln: SO. — Poſen: GR 
‚ Bromberg: B—g. — Magdeburg: AM., BM. — Meiſeburg: 8. — , 

8. 4. Die Nummern find in arabifchen Ziffern anzugeben und werden für ktet 
zelnen Regierungsbezirk für alle dorthin gehörigen Fahrzeuge. bon.1 an fortlaufend 
einer beftimmten, durd) dad Amtsöblatt au bezeihnenden Behörbe audgetheil 4 
Behörde hat Über alle, von ihr mit Nummern verfehene Kahrzeuge, mit hy 
Benennung jedes Fahrzeuges und der Größe beflelben, fpfern ſolche ermittelt 
des Namens und Wohnortd des Eigenthümers, ein-Megifter zu führen und die — 
den Menderungen darin nachzutragen. Eine audgetheilte Nummer kann nur don 
andern Fahrzeuge beigelegt tverden, wenn bad früher mit berfeißen verfehene d 
aus dem Megifter auögefchieden if. (88. 8 bis 10.) a ' 

B. 5. In Betreff der, nach den früheren Beftimmungen, bereits polizellich bex 
ten Fahrzeuge finden die Worfchriften dieſes Reglements ebenfalld Anmendung, fo} 
auch — Bezeichnung, wenn ſie den neuen Vorſchriften nicht entfpricht, abgeändei 

en muß. — 

86. Die Beſtimmung der Bezeichnung iſt gon dem Eigenthümer bes Yahrzrogel 
ber Voligeibehörde ded Orts, wo berfelbe feinen Wohnfig hat, nachzufuden, weiche WAR 
ſodann, nachdem die Beſtimmung durch bie das Megifter führende Behörde (8. 4) 
it, die borfhriftsmäßige Ausführung der Bezeichnung auf Koften des Eigenthann 
beimerfftelligen hat. Die Abänderung ber nach den früheren Borfchriften bereits poll 
bezeichneten Kahrzeuge foll jedoch foftenfrei erfolgen. , 

$. 7. Die Eigenihümer ber jet vorhandenen Yahrzeuge müſſen bie Beim 
Bezeichnung (8. 6) noch In dieſein Jahre und fpäteftens biß zu bem, durch die Rrg. be 
‚zu madenden Termine bei der Ortöpoligelbehörde nachſuchen, bamit bie Kahracuk © 
dor Beginn der Schifffahrt im nächften Jahre mit ber neuen Bezeichnung verſehen I 
können. 

‚ Für die künftig neu gu erbauenben Yahrzeuge muß die polizeiliche Beahnug 
deſtens ſechs Wochen vor der erften bamit zu unternehmenben Yahrt bei der Drtät 
bebörde nachgeſucht werden. | @n 
"8.8. Wenn ein, mit der poligellihen Bezeichnung verſehenes Yahrzeug dt — 
get vernichtet oder Ind Ausland verfanft wird, muß der frühere Eigenthumer 2* 

ie Pollzeibehoͤrde feines Wohnorts der oben gedachten Behoͤrde (8. 4) binnen 34 
nach bem Untergange tefp. Pi Uebergange ded Fahrzeuges Ind Ausland, zur 
In dem Megifter, Anzeige machen. 

8. 9. Eben dies —* geſchehen, wenn ber Eigenthümer feinen Wohaßt * 
Orte verlegt, für welchen eine andere pollzeiliche Bezeichnung gilt, und zwar 






















1) Berge. A. XV. 600. — 3, 50. — Die Vubilt. der Meg. zu HAN 

18, Bug. 1823, (#. VII. 698. — 3, 113) und der Reg. au König" N. 
4. Juni 1834 (9. XVII. 842. — 2, 162) über diefen Grgenfionb 1 
"befeitiget zu erachten. - | u 
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ge nach dem neuen Wohnorte, in welchem Kalle außerbem noch, in @emäßheit:de& 
), die Beſtimmung ber für den neuen Wohnort geltenden anderweiten Bezeichnung 
sen 14 Tagen nad) erfolgtem Umfange nachzuſuchen und letere, unter Wegnahme der 
ren Bezeihnung, anzubringen ift. : ar 

8. 10. Sobald in dem Eigenthume eined, mit polizeilicher Bezeichnung verfehehen 
rzeuges ein Wechſel eintritt, muß der neue Erwerber, durch bie Woltzelbchörde bes 
hnort8 des früheren Eigenthümerd, ber dad Megifter führenden Behörde ($. 4), zu 
m Berichtigung, von dem Wechfel, unter Angabe feines Wohnortes, binnen 14 Tagen 
y dem eingetretenen Eigenthumed-Mechjet, Anjeige machen; überbied muß, Falls für 

iegtern Wohnort eine andere Bezeichnung gilt, in @emäßhelt des 8. 6, die neue Be⸗ 
‚nung nachgefucht, und biefe, unter NBegnahme der früheren, angebradyt werden. IR. 
nene Eigenthümer ein Audlaͤnder, fo fommt bie Vorichrift des 8. 8 zur Anwendung. 

8. 11. Bei denjenigen Fahrzeugen, welche ſchon anderweitig, behufs Erhebung der 
fiahrtöubgaben ſteueramtlich bezeichnet find, findet eine befondere potizeliiche Bezeich⸗ 
ig nicht Start, vielmehr gilt die fteueramtiiche Bezeichnung zugleich als polizeiliche. 

Yur Erhaltung der polizeilichen Kontrolle, hat aber die oben 8. 4 gedachte Behörde 
d über die ſteueramilich bezeichneten Fahrzeuge ihred Bezirks ein Regiſter zu führen 
b dle eintretenden Aenderungen darin nachzutragen. Zu diefem Behufe werben die 8. 
upt⸗Joll⸗ und Steuer-Mernter über die von ihnen bezeichneten Fahrzeuge, nad) Maßgabe 
Wohnorts der Eigenthümer, für.jeden Bezirk-vierteljährig eine Nadmelfung anferti⸗ 
I, In welcher namentlich auch die, von den ſteneramtlich vermeſſenen und-bezeichneten- 
Stegen früher geführte pollzeluche Bezeichnung vermerkt iſt, und ſolche ben bẽtreffen⸗ 
a8. Weg. zugehen laſſen, aud von den, von ihnen vorgenommenen Aenderungen in 
tßgeihnung, fo mie von den ihnen befannt gewordenen Menberungen in der Serfon 
d Eigenihümerd und von der Vernichtung unbrauchbar gewordener Fahrzeuge in gleicher 
tMitiheltung machen. Insbeſondere find aber von den Eigenthümern der Fahrzeuge 
: zu jenem Zwecke erforderlichen Anzeigen (88. 12, 13) zu machen. 

8.12. Sodald ein Fahrzeug, welches, nach den obigen Vorſchriſten, mit einer polle 
Ulden Bezeichnung verjehen ift, ober, in Ermangelung der. fteueramtitchen Bezeichnung, 
mit derſehen fein müßte, fteneramtlich bezeichnet wird, if von Seiten bed Eigentbümerd 

end binnen 14 Tagen, nad) erfolgter ſteueramtlicher Bezeichnung, durch die Polizei⸗ 
Hörde feines Wohnortö, der Megifter führenden Behörde (88. 4 und 11) von biefer Bes 
Knung Anzelge zu machen, und biefe Anzeige, wenn bie fteueramtliche Bezeichnung an 
um andern Orte, als feinem Wohnorte, erfolgt, ber Polizeibehörde des erfteren, zur ' 
eſoͤrderung an die Polizeibehoͤrde des Wohnorts, zuguftellen. 

3.0. Wenn ein, mit ſieueramtiicher Bezeichnung verſehenes Fahrzeug zu Grunde 
eht ddet vernichtet wird, beögteichen bei Veraͤnderung des Wohnorts des Eigenthümers, 
role bel eianetendem Wechſel des Eigenthums, muß davon, nad) Maßgabe der $$. 8 bis 
0, der Regißer führenden Behörde debjenigen Bezirks, welchem das Fahrzeug angehört, 
b. der Repffter führenden Behoͤrde besjenigen Beziris, in welchen das Yahrzeug über 
hl, Anzeige gemacht werden. 

8 14. Hinfichtiich der Verbindlichkeit zur Erhaltung ber fteueramtiichen Bezeichnung. 
id des Verbot der Menberung ober Abnahme derfelben durch Brivatperfonen, bewendet 
bei den bieferhalb erlaſſenen Beftimmungen. \ ia 

$. 15. ud) iſt die pollzelliche Bezeichnung, mit welcher ein Fahrzeug verſehen iſt, 
i nicht weggenommen oder berändert-werden, vielmehr iſt der Eigenthümer des Schifft 
halten, die polizelliche Bezeichnung, wenn fle durch Witterung oder andere Umftände 
deutlich geworden iſt oder fonft gelitten hat, fofort auf feine Koften erneuern zu jaſſen. 

8. 16. Nicht minder iſt e8 verboten, die ſteueramtliche oder polizeiliche Bezeichnung 
ih Vorhängen oder Vorftellen von Begenftänden zu verbeden. 
| 8. 17. Die Nicjtbefolgung oder Uebertretung ber Vorſchriften der $$. 1, 8 618 10, ' 
» 13, 18,16 wird mit einer Woligeiftrafe bon Einem bis Fünf Thlrn. oder verhättnige 
lem Befängnig beftraft, welche durch die Ortöpolizeibehörden, mit Worbehait des 
Rurfed an die Keg. feftzufeken ft. 


Berlin, den 21. Diai 1842. 
| Der Finangminifter. v. Bobelfhmwin gb. 
‚ (Min. Bl. d. Inn. Verw. 1842 ©. 212 Nr. 286, Eentraibt. des Fin. Diin. 1842 


(316 Rr. 119.) 

. 2,M, deffelben Min. dv. 21. Mui 1842 an die K. Meg. zu Potödam und 
Hurt, fotoie an die K. Prob.⸗Steuerdirekloren zu Danzig, Bofen, Bredlan, 
tin und Magdeburg, betr. die.periodifhen Mittheilungen über die fteueramt- 

Kötzeihueten Flußfahrzeuge und die Dabei vorfommenben Weränderungen. 

| Unter Mittpellung des hinfichtfich der polizeilichen Bezeichnung ber Flußſchiffe erlafe 


\ 
| 
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fenen Wegt. v. 21. Wlai ec. und ber baflelbe betr. Verf. von gleichen‘ Daktım teirb dl 
K. Reg. In Verfolg des ärlaſſes v. 9 Juni 1838 (A. S. 440 ff.) mit Bezug auf den gl 
jenes Regl. angewieſen, durch die vermeſſenden Hauptämter nicht blos "tin Werzeichni 
nad) ber Anweiſung v. 23. Oft. 1837 (U. 1838 ©. 444 ff.) vermeflenen Schiffe, 15 
Maßgabe des Wohnortes des Schiffgeigenthüimers für jeden Neg ⸗Bezirk zufammen 
unter Angabe ber neuen Bezeichnung, der Beg., In beren Bezirke der betr. Sci 
thümer wohnt, vierteljährtidh übersenden zu Inffen, fondern auch anzuordnen. 
ähnlicher Art eine Mitiheilung bon den, durch die erwähnten Hauptämter eitva borg 
menen Menberungen In ber Bezeichnung, fo wie von den Ihnen befannt gewordenen 
derungen In der Berfon des Eigenthümers, deögleihen von der zu ihrer Keuninif ge 
geaben Vernichtung unbrauchbar gewordener Gefäße ben betr. Meg. gemacht werde. 

(Min. Dt. d. Inn. Verw. 1842 ©. 214 Nr. 287.) “ 

3) Vergl. die Beſtimmungen über die ſteueramtliche Bezeichnung 

Flupfciffe beim Abg aben⸗Weſen. W 

(S. in Thl. X. des Werfed, Abſchn. von Schifffahrts⸗Abgaben.) 


IL, Führung der Flagge. 


1) Vergl. die K. D. v. 22. Mai 1818 u. 12. März 1823 und dal 
v. 26. Nov. 1848. (Oben S. 292 und 297.) i 


2) C. R. deb K. Fin. Min. Adth. für H. u, Fabrik. (Beuth) vd. 4, Nov, 18H 
an fümmtl. K. Reg. 


Durch die 8. O. v. 22. Mai 1818 und 12. März 1823 if allgemein dorgefärkke 
daß die orbentlihe Landes» oder Handels⸗Flagge ſchwarz und weiß aus dreiheni 
taten Streifen beftehen foll, von denen die beiden Außeren ſchwarzen Etreifen ; 
mengenommen ben britten Thell der ganzen Flaggenbreite einnehmen, der mittlere 
Streifen aber, den preuß. heraldifchen Adler enthält. 

Diefe Allerh. Beſtimmung Ift feiner Zeit nur In den Reg. -Degiifen ber DM 
zur Öffentt. Kenntniß gebracht worden, und bat nur bei den Seeſchiffern Auiven 
funden, die preuß. Schiffer auf den Strömen haben aber fortgefahren, Flaggen n 
nem Belieben zu führen. Die K. Reg, wird daher angetvielen, jene allgemein 
Vorſchrift durch Ihr Amtsbl. zur Öffentl. Kenntniß zu bringen. 

Die hierdurch aufgehobene Willkuͤhr erftredt ſich jedoch ſelbſtredend nicht auf dal 
beſonderen felerlichen Geiegenheiten allgemein herkoͤmmliche Aufziehen der Handelbſu 
gen fremder Nationen. A. XVII. 1108 -4, 130.) 


3) T. R. des K. Fin. Min. (Beuth) v. 22. Sept. 1837 an [nat 

Meg., fo-wie abſchriftlich an dad K. Rolizeipräf. In Berlin. | | 

Die Allerh. D. v. 12. März 1823?) In Betreff der Landeb⸗ und Handeloflogee KH 
ein Gebot dar, beffen Hichtbeadytung nach $. 11 der Dienfaniveifung .v. 23. Di Ik | 
wilcher auf Th. IL. Tit. 20 88. 33, 35 und 240 des 4.2.08. *) Bezug mimmint, trahub 

Die X. Meg., benen durch die €. Verf. v. 4. Nob. 1834 (A. S. 1108) vröfnt® | 
den Ift, daß die Handelöflagge auch auf preuß: Flußſchlffe auwendbar ſein foll, 
verpflichtet, darauf zu halten, daß preuß. Handeleſchiffe auch auf Yıüffen uiht he 
Sandesflaggen führen, fondern, daß wenn dieſeiben ſich einer Flagge bedienen, DEM 
bie preuß. Handelöflagge fein darf. - - f 




















Um die Aufrechthaltung diefed Gebots zu fihern, find preuß. Flußſchiffer. 
folches übertreten, be&halb zu warnen, und wenn fie deffenungeadhtet ſich fremder 
flaggen bedienen, in eine Polizeiſtraſe bid 5 Hkthir. zu nehmen. " 

Die 8. Meg. hat diefe a ekimmang, fomeit e8 erforderlich ft, befannt zu made 
darnad) zu berfahren. (a. XXI. 787. — 3. 171.) . 





An lier Rei ber Mheinprobinz heift eb; in Stelle ber obe an 
2) An die K. Meg. der Rheinprobinz ed, in e ber oben f 
A. L. R.: und nad) 8. 33 der Staats» Min, V. v. 20. Zul 1818, elf | 

bahin lautet: ' zu | 
Bel jeder Uebertretung eines Polizeigeſetzes, bad nicht befonderd bit) —* 
oſoll 8 den Polizeigerichten auf eine Geidſtrafe von 1 5i6 5 Ahim 
siverden.« . an — 
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ER. des N. Min.-d. Fin, (Kühne) d. 29. April 1843 an bie K. Weg. 


Köln, Koblenz, Düffeldorf und Trier, fowie an den K. ProbinzialsEteuers 


tor zu Köln, betr. die Farbe und Form ber Zollvereind-Flagge, 

Im 8. 37 des mittelſt Bekanntmachung v. 15. Dec. 1841 publiziten Regul. über die 
jandlung des Büter-Transportd und die Waaren-Mbfertigung auf dem innerhalb des 
oereind- @ebietö gelegenen Theile bed Rtheins und der konventionellen Nebenflüffe def- 
m vom nämlichen Tage it beftimmt worden, baß die unter Berfonaibegleitung-oder 
re Schiffverfehluß fahrenden Schiffe auf der Fahrt am Tage durch eine eigenthümtiche 
gge, in der Nacht aber durd) eine hellfeuchtende Laterne kenntlich gemacht werden follen. 

Yur Ausführung dieſer Beftimmung ift unter den Vereins⸗Reg. berabrebet worden, 

baß die Farbe der Flagge grün und bie Form berfeiben in der Art fein foll, daß 
bie Breite dm obern Ende 644 Zoll Preußiſch (14 Merino» ober Flaggenzeug⸗ 
breite) am untern Ende — toelhed einen Einfrhnitt von 15 Zoll Tiefe erhält — 
1: — und bie Laͤnge bis zum Einſchnitt 120 Joll, folglich mit dem Einſchnitte 


ränt, 
Die K. Meg. veranlaſſe ich, biefe Verabredung durch das Amtsblatt zur öffentlichen 
ıntnig zu bringen. (Min. BI. d. inn. Verw. 1843 ©. 201 Nr. 255.) 


Vierter Titel. Zn 
Vorſchriften zur Sicherunß ber Fluß⸗Schifffahrt gegen Gefahren 
und Unglüdsfalle, | u 
L Vorſchriften über Breite und Länge der Shiffögefäße und Flöße. 
1) 8.D. 0. 21. Nov. 1845, betr. dad angehängte Megulativ fiber bie 
ie und Länge der Schiffögefäße und Flöße auf den Wafferftragen zwiſchen ber 
und Spree, v. 8. deſſelden Monatd, | 
I genehmige das mit Ihrem Ber. v. 8. d. M. vorgelegte, hierbei zuräderfolgenbe 


Ailatid über die Breite und Länge der Sciffögefäße und Floͤße auf den Wafferftragen 
füen ver Ober und Spree und ermädtige Sie, daffelbe v. 1. Ion. k. 3. ab zur An« 


tung zu bringen und zu dem Ende durch bie ®. S. und die Amtöbt. der betr, Reg. 


inne zu machen. 
Negulatip, 


te Brelteund Länge der Schiffägefähe und Flöhe aufben BWafferfiraßen 


zmwifchen der Oder und Spree betreffend. 

Da In nenerer Zeit die Schiffögefäße, welche bie Waſſerſtraßen zwiſchen ber Ober 
ıd Spree befahren, vielfach größer gebaut worden find, ais nach der Beſchaffenheit dies 
GBaſſerſtahen und namentlich der dazu gehörigen Schleufen ftatthaft ift, fo wird, um 
n bierans entipringenden Nachtheilen vorzubeugen, Folgendes beftimmt : 

8.1. Vom 1. Yanuar 1853 an, darf der Friedrich⸗Wilhelms⸗Kancl, der Finow⸗ 


nal und die Havel don Liebenwalde bis zum Einfluß der Spree bei Spandau nur bon _ 


biffögefäßen befahren werben, beren äußere größte Breite nicht über 144 Fuß und 
en Lange nicht über. 128 Fuß von einer zur andern Kaffeſpitze beträgt. 
92. Jahrzeuge, welche bie in 8. 1 erwähnte Breite ober Länge überfchreiten, jedoch 
breiter 18 16 Fuß 3 Zoll und nicht länger ald 132% Fuß 6 Zoll find, werben bi zum 
Jan. 1853 auf ben gedachten Bafferftragen zwar noch zugelafien, müſſen aber vom 
Jan. 1849 an vor jeder, zur gleichzeitigen Beförderung don 2 Kähnen eingerichteten 
hifeſchleuſe fo Lange warten, Bid nor berfelben ein Fahızeug, deſſen Breite mit der bes 
goßen Kahus zulammen gerechnet nicht mehr als neun und gtoanalg Fuß beträgt, nad) 
Rıngfahrt angefommen Äft, oder die nad) 8. 1 normalmäßig geba 
aeren Kühne ſaͤmmtlich befördert worden find. . — 
3. Kommt die Reihe zum Durchfahren an einen größeren Kahn in Bemeinfchaft 
einem kieineren, fo muß der größere in ben Kammern, der, mit berfeßten H uptern 
wien Schiffoſchleufen ſteis die Seite der Kammer einnehmen, welche in der Verlän⸗ 
ing bed Unterhaupts liegt. Es wird daher bei ber Bergfahrt ftetö ber llelnere Kahn 
m ei und zuerft außfahren,. bei der Thalfahrt umgekehrt. 


1 


uten und bie nod) . 


-_ 
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8.6. Die größer als nad) 8. 1 gebauten Fahrzeuge haben unter fid) und bein 8b 
fchleufen mit fieineren Kähnen ven Rang nad) der Zeiffolge der Ankunft. 

8.7. Beflger von Schiffögnefäßen, weiche nad) dem 1. San. 1849 bie in 8. 1 gen» 
ten Wafferftraßen befahren wollen, find verpflichtet, ſich bis dahin bei einer ber mi 
Vermeflung der Kühne beauftragten Steuerbehörben zu melden und auf der Rudi 
Mepbrieie die Länge und Breite des Kahns nadı Maaßgabe des 8. 1 beicheinigen zu 

Zu allen neuen Meßbriefen Ift Länge und Breite der Schiffögefäße mit Rudfict 
$. 1 ebenfall8 genau anzugeben. Die neuen Mefpriefe für Schiffögefäße, welche die 
malmäßige Größe ($. 1) überfchreiten, find zur leichteren LUnterfcheidung auf 
Papier undzufertigen. 

Die Eilaubniß zur VBefahrung der Waflerftraßen findet nur ‚gegen Vorzeigumg 
befcheinigten Meßbriefs Statt, weicher während der Fahrt indbefondere auch jedem 
fenmeilter auf Verlangen borzuiegen if. u 

8. 8. Fahrzeuge, weiche über Bord geladen haben, erben zu ben m 
Waſſerſtraßen nicht zugelaſſen, mit Ausnahme von Kähnen, die Heu ober Strod 
Dielen Ift geftattet, der Zadung eine Höhe von 10 Fuß vom Wafferfpiegel und. eine 
von höchftend 15 Fuß zu geben. Der 8.5 der Pollgelorbnung für den Yino 
18. April 1836, und ber 8. 6 der Polizeiordnung für den Kriedrih-Wiihelme-Kand 
29. Aug. 1835 merden bierburdy abgeändert, Be 

8.9. Holaflöße, die durch den Finow⸗Kanal gehen follen, dürfen nicht breiter 
7 Fuß verbunden werben. Der 8. 8 der Pollzeiordnung für den Finow⸗Kanal wird 
durch abgeändert. In Anfehung ber Holzflöße, die den Friedrich⸗Wilhelmo⸗Kanei 
firen ſollen, hat es bei der biöherigen Breite von 10 Fuß bis auf Weiteres fein Ber 
Unverbundenem Holz wird die Durchfahrt durch die Schleufen nicht geftattet. 

$. 10. An foihen Schleußen, in deren Kammern zwel Schiffägefäße von 1 
Breite und 128Fuß Länge nicht Platz finden, haben bis zum 1. Yan. 1853 bie 
bon mehr al3 144 Yuß bis 16 Fuß 8 Zoll Breite und von 128 bis 1324 Fuß Länge 
ben normalmäßig gebauten und den kleineren gleichen Rang, fuhren alfo nad) ve 
folge der Anfunft vor der Schleufe durch biefelbe. 

8.11. Nah dem 1. Ian. 1853 kann der Transport eines Schiffsgefäßes bei 
heren Abmeffungen ald 8. 1 angjebt, aus der Eibe nad) der Ober oder umgekehrt 
Grund einer bejonderen Ertaubniß der Reg. zu Botödam oder Frankfurt und 
nur in ganz leerem Zuſtande geftattet werden. \ 

8. 12. Auf Bagger» und Bauprähme findet vorſtehende V. feine Anmenbug, 

8. 13. Jede Veriegung ober Nichtbeachtung ber vorflehenden Veftimmunge U 
mit einer polizellihen Strafe bis zu 50 Mihir. belegt. 

Berlin, den 8. Nov. 1848. | 








Der Finanzminifter. 
‚ $lottmwell. 
...(®. S. 1845 S. 785.) 

2) Publik. der K. Meg. zu Bromberg v. 7. Febr. 1834. Beſtimmung 
Größe der Gefähe, welche die Netze, die Brahe und den Bromberger Lad 
befahren. — 

Zur Vermeldung aller Beſchwerden, welche häufig theils über Waſſermangel in It 
Nee und Brahe⸗Strom und in bein Bromberger Kanal, thelld wegen anderer Kine 
nifte der Schifffahrt in den genannten Bewäflern von dem Schifffahrt treibenden Babib 
geführt worden, tft fhon in früherer Zeit, und namentlich) auf den Grund eine® Dirdie 
riat-R. d. d; Berlin, ven 15. März 1801 mitte W. der ehemaligen Krieged» und Dow 
nen-Rammerbeput. d. d. Bromberg, den 1. Aprif 1801 beftlinmt worden: daf alle ie 
füße, welche die vorgenannten Ströme und den Kamal befahren wollen, nicht größer 
bürfen, als: u Zn 

a. Ein hundert und vier und zwanzig Mheinländifhe Fuß lang don Spige u 


und 
b. dreizehn Fuß und ſechs Zoll breit. 


erner: ' 
‘6. daß die Gefäße nicht tiefer, als zwei Fuß nem Zoll im Waſſer gehen hä ‚# 

d. an Spige, der vorhandenen VBrüden wegen, nicht höher alb ht Sub De 

Woaſſer reihen müffen. ' 

"= Im Wuftrage ded Hohen K. Min. des Inn. für H. u. ©. v. 17. Dec. v. J. b 
wir jene V. dem Schifffahrt treibenden Publito hierdurd In Erinnerung, mit dem 
merten: daß v. 1. Juli des laufenden Jahres ab, Schiffögefäße bon ee zn 
gar nicht mehr durch ben Kanal werben gefchleufet werden. (U. XVIII. 546-2 16] 
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3) Prblik. der K. Reg. au Potsdam v. 14, Aprit 1837. Größe ber den 
pmberger Kanal, die Brahe und die Rebe befahrenden Schiffägefäße. , 
Nachſſeh ende Bekanntmachung der K. Neg. zu Bromberg b. 30. Aprit 1834, (Anl. a.) 
yin Gemäßheit einer Min.-Beftimmung b. 3. d. M. hierdurd) wicderholt zur öffentl. 
ntniß gebracht, mit der Aufforderung, den Inhalt derfeiben genau zu beachten, da, 
ser Anordnung zufolge, unter feinen Umftänden meiter bon den Vorfchriften jenes 
dit. abgewichen und jedes Fahrzeug von vorfchriftswidrigem Bau, welches fih nit 
den, in dem Publik. angegebenen Stennzeihen und Ntteften follte legitimiren fönnen, 
der Befahrung des Bromberger Kanals zurückgewieſen werben wird, und baher das 
eiligte Publikum fich die Nachtheile feibft zugufchreiben hat, welche aus fernerer Nicht- 
htung jener Bekanntmachung für daffelbe entftehen müſſen, und melde ſelbiges nicht 
er durch die Rachficht der betr. Behörden zu vermeiden hoffen darf. 

a 


Regen das In dem biefigen Amtsbl. für 1834, Nr. 9, ©. 143 erfchienene und durch 
Amtobl. der K. Meg. zu Danzig, Marienwerder, Frankfurt a. d. O. Stettin, Botsdam, 
ph, Breslau, Oppeln und Magdeburg zur Kenntniß der Betheiligten gebrachte Publik. 

« Febr. d. I. (a. 1834, ©. 546) in Betreff der Dimenflonen der, den Bromber- 
Kanal, die Nee und die Brahe befahrenden Särfögefüße, find von vielen Seiten 
gende Borftellungen erhoben tworden und dad K. Hohe Min. ded Inn. f. H,u. Gewerbe⸗ 
a baber beſtimmt, daß bei der Ausführung jenes Publik. folgende Modifikationen 
teten foflen. 

I) Der in dem vorermähnten Publik. auf den 1. Juli d. 3. feftgefeßte Termin, von . 
Hm ab Schiffsgefäße von größeren Dimenflonen,. als darin beftimmt find, nicht mehr 
9 den Kanal gefchleufet werden follen, wird bis zum 1. Jan. 1836 hinausgeſetzt, ders 
alt, daß bis zu dieſem Tage auch Schiffgefäße von größeren Dimenflonen zum Durch⸗ 
fen zugelaflen werben. 

2) Diejenigen Schiffögefäße bon größeren, als den borgefchriebenen Dimenflonen, 
be bi8 zu diefem Termine den hieftgen Kanal befahren, follen auch nad) demfelben, 
laufig no auf 4 Jahre, alfo noch bis zum 1. Ian. 1840 zum Durdjichleufen zuge⸗ 
en werden, wenn fie vor dem 1. San. 1836 bei Gelegenheit ihre Durchganges durch 
Hefigen Kanal mit einem zugertäifigen Kennzeichen und einem Attefte von der hiefigen 
ial⸗Inſpektlon verfehen werden, daß fle ſchon vor dem 1. Ian. 1836 zur Schifffahrt 
bem Kanal gebraucht find. , 

3) Dagegen werden vom 1. Ian. 1836 ab diejenigen Schiffsgefäße bon größeren . 
nenflonen, welche nicht mit dem obengedachten Kennzeichen und ültteſte verfehen find, 
a der Befahrung des Kanald auögefchloffen und nicht weiter zum Durchfchleufen geftattet. 

Bromberg, den 30. Aprii 1834. 


K. Meg. Abth. ded Inn. 
(8. XXI, 788 — 3, 172.) 


II. Vorſchriften über die KaffensHöhe der Schiffögefäße, 


„K. O. d. 23. Aug. 1821, daf die Kaffen der Sciffögefäße nur acht Fuß 
'he haben follen. . 

Bel der immer mehr zunehmenden Gewohnheit der Schiffer, ihre Gefäße mit 
trieben hohen Spitzen verfehen zu laffen, melde, namentlich bei hohen Wafferftän- 
„nanche Brücen theild gar nicht paffiren können, theils denſelben bei Der Durchfahrt 
eh: fnb, wird eo allerdings nothivendig, die. Höhe der Kaffen auf ein beſtimm⸗ 

aap zu beichränfen. 

36 will diefe Höhe daher nah Ihrem Vorſchlage auf acht Fuß feſtſetzen, mit ber 
ſimmung, daß vom 1. Mprit 2.9. an, Schiffögefäße, welche unbeladen eine Höhere Kaffe 
na, nicht durch die Schleufen und Brüden durchgelaſſen werden dürfen. ' j 

(®. &, 1821, ©. 157.). 

Dazu: 
1) C. R. des K. Min, des H. (v. Bülow), v. 8. Juni 1822. 

Des Königs Maj. haben mittelſt Allerh. X. O. v. 9. Mai d. I. nachzulaſſen geruhet, 

denjenigen Schiffern, welche glaubhaft nachweiſen fönnen, daß fle nicht im Stande 
‚ die zufolge des Allerh. Befehls v. 23. Aug. v. 3. feſtgeſetzte Kaffenhöhe ihren Schiffe» 
gen fogleich zu geben, die Erlaubniß ertheltt werden Tann, die hohen Kaffen noch 
 beftimmte Zeit nad) dem geſetzlichen Termin beizubehalten. 

Demgemöß wird folgendes feftgefebt: | 
I) Alte diejenigen Schiffer, welche noch Schiffögefäße mit hohen, dad geſetzliche Maaß 

uͤberſchreitenden Kaffen beſitzen, find aufzufordern, ſich läängſtens in drei Monaten 
bei ihrer Ortöobrigfeit zu melden, und von jedem Schiffsgefaͤß beſondere eine Ver⸗ 
bl.VI. 86.1, 


' 


» 
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handlung aufnehmen zu laſſen, wie hoch bie Kaffe deſſelben gegenwärtig über Baf 
fteht, wie alt das Gefäß ift, wie lange ed noch gehen kann. ehe daſſelbe einer gub 
Meparatur bedarf, und in weichen Bermögensumftänden fie ſich befinden. 

2) Wer ſich in die er Zeit nicht meldet, von dem wird angenommen, daß er im Giankg 
fei, Die Kaffe feines Befüßes auf das geſetzliche Maaß fogleidy zu erniebrigen. 

3) Die gedadhten Verhandlungen haben die Ortöobrigfeiten demnächſt rũcſichtbh 

‚ Richtigkeit der Angaben zu prüfen, und mittelft gutachtlichen Berichts ber & 
einzufenben, welche ſolche in längftend 4 Monaten dem unterzeichneten Min. 
reicht, um darnach für jedes Schiffgefäß eine Licenz, auf deren Vorzeigung 
noch die darin feftgefeßte Zeit mit hoher Kaffe durch die Brüden und 
durchgelaffen werden fol, außfertigen laffen zu können. 

4) nad Ablauf diefer Friſt muß die Kaffe fofort auf das geſetzliche Mauß er 
werben. \ 

5) Neue im Bau begriffene Schiffögefäge, ober foldhe, die einer Hauptrebaratır 
jegt bedürfen, fönnen nur Kaffen bon vorſchriftsmäßiger Höhe erhalten, die 
bauer find, fo wie der Shifföeigenthümer dafür verantwortlich), und "Xicenzes 
nen benn ſolche Sgifegeſaße höhere Kaffen haben, nicht ertheilt werben zc. 


2) C. R. des K. Min, des H. (bv. Bülow) v. 17. Dec. 1823 an fü 
K. Reg. 

Da im Verfolg bed R. v. 8. Juni d. 3, die Kaffenhöhe der Schiffägefäße beir., 
ale unvermögende Schiffdeigenthümer, an deren Schiffen bie zu hohen Kaffen fi 
fofort abändern laffen, mit den erforderlichen Licenzen verfehen find, fo iſt n 
Allerh. K.D.d. 23. Aug. 1821 ftreng zu befolgen, und fein Schiffögefäß mit zu 
Kaffe ohne Licerz durd) bie Brüden und Schieufen zu laſſen. . 

Die K. Meg. hat died durch ihr Amtsblatt zur öffentl. Kenntniß zu bringen, a 
Brüdens und Schleufenmwärter zur ernftlichen Befolgung anzumelfen. | 

(9. VII. 958 — 4, 138.) 


3) C. R. ded K. Min, des Inn. (v. Schuckmann) v. 26. Nor. 184g 
die K. Reg. zu Merſeburg, Magdeburg, Potsdam, Frankfurt a. d. D, 
Stralfund, Liegnig, Oppeln, Bredlau, Poſen, Bromberg, DMarieniverder, Sf 
und Königäberg in Br., fo wie an dad Polizeipräf. in Berlin. 

Mit Bezugnahme auf die Verf. v. 17. Dec. 1823 wird der X. Meg. hierdeh wir 
net, daß, da jett durchaus feine neue Licenzen für hohe Schiffs-Kaffen mehr erg we 
den, und die alten mehrentheils abgelaufen find, bie Allerh. K. D. v. 23. Ang. MR 
diefer Beziehung nunmehr volle Anwendung finden muß. Die K. Reg. bat dirk dar 
burd Ihr Amtöbl. von neuem befannt zu machen, und ftreng darauf zu halten: 

1) daß feinem Schiffer die Paſſage durch Brüden und Schieufen mit einer vorfänßb 
—8 Kaffe geftattet werde, ed ſei denn, daß er eine noch gültige Acenz KR 
und da 

2) die ertheilten Licenzen nicht über die datin beftimmte Zeit hinaus gemißbraucht mo 
ben. (A. XI. 1012 — 4, 77.) 


HI, Erhaltung ber in bem Oderſtrome aufgeftellten Barnungh 
zeichen, 
Publik. der K. Reg. zu Oppeln v. 9. Nov. 1837. 

Die Erfahrung hat vielfach gelehrt, daß die zur Bezeichnung ded Kahrwafet X 
Ober und der vorhandenen Hinberniffe ausgeftedten Warnungszeichen befdyädigt, verriih 
oder wegnebradht werden. Da dadurch dem Scifffahrttreibenden Publikum nicht ⸗ 
hebliche Nachtheile erwachfen können, fo wird zur Befeitigung derfelben, auf Grund de 
Beltimmung ded Herrn Fin. Min. v. 31. v. M., das Niederfahren, Verruden oder 
bringen ber zur Bezeichnung des Fahrwaſſers der Oder und der vorhandenen Hin 
ausgeftedten Warnungszeichen, neben dein Erfage des berurfachten Schabens, mi 
potizeil. Strafe von 1 bis 5 Mthl. Hiermit verpönt. 

Demjenigen, ber eine dergl. Kontravention zur Wüzeige bringt, wird bie Hip 
wirklich eingehenden Strafgeldes, als Denunzianten-Wutheil zugefihert, übrigend obe M 
Unterfuhung und Beſtrafung der Kontravenienten den Ortöpolizei-Behörden übertiay® 

(X. XXI 1087 — 4'203.) 


IV. Borfchriften, betr. die Berhätung des Weberlabens der Kährt 
1) Publik. der 8. Reg. zu Brombderg v. 6. Ian, 1819 wegen ber dos da 




















8 
- 


& 


Gewerbe ber Schifffahrt; Fiuß⸗Sqhiffehrt. 371 


n⸗Schiffern bei Befrachtung ihrer Kähne zu beobachtenden Normals Tiefe im 
mberger Kanal. 
Es ereignet ſich oft, daß Schiffer, welche den hleſigen Kanal befahren, ber urfprüng- 
sur zu Zadungen von 20 bis 24 Winspel eingerichtet wurde, ihre Kühne fo befrachten, 
ſolche mehr ald 3 Fuß 9 Zoll Warfertiefe bedürfen. 

Weil aber bei diefer ebertreibung der Kadungen, tın Somtner bei anhaltender trode- 
Bitterung für die minder ſchwer beladenen Kähne, leicht ein unnüßer Aufhalt entftehen 
‚ Jo wird feftgefeßt, daß von jet ab, fein Ober- oder anderer Kahn ohne Linterfchied, 
laſtet werden darf, daß er die Warffertiefe von 2 Fuß 10 Zoll überfchreitet, bei weicher, 
dem ber Kanal mandjerlei Verbefferungen gemonnen hat, nad Beſchaffenheit der 
ꝛe fehr füglich Ladungen von 88 bis 40 Winspel ftatthaben können. ° 

Damit diefe zur Rorm angenommene Tiefe nicht überfehritten werden kann, fo ſoll bie 
‚und Ausmündung ded Kanald durch Fachbäume gededt werden. 

Diejenigen, welche hiergegen handeln, haben es ſich felbft zugufcpreiben, wenn fle ihre 
ue erleichtern müffen, (9. III. 208 — 1, 132.) j 


2) Publik. der K. Meg. zu Düffelborf, dv. 3. Nov. 1836, betr. die Lieber: 
ıng der Ruhr⸗Kohlenſchiffe. ‘ j 
Die in der jüngften Zeit öfter vorgefommenen Unglüdsfälle durd) Berfinfen überlabe- 
Ruhr= Kohtenfchiffe haben dad Bebürfnig einer gewiſſen Vorfchrift in Bezug auf die 
tung biefer Schiffe fühlbar gemacht. Es wird daher In Folge der Vorſchrift der 3. 24b 
gaftr. über die LUinterfuchung der ben Rhein befahrenden Schiffe v. 27. Sept. 1834 
mit beftimmt, daß jedes Ruhr⸗Kohlenſchiff von num an in beladenem Zuftande menig- 
5 drei ZoH Bord unter dem Windbort halten muß und jede Lebertretung diejer 
immung mit einer Geldftrafe von 1 bi8 5 Thalern, außer dem Erfah des dadurch etwa 
‚chenden Schadens, gebüßt werden foll. , 

Zugleich werben die Schiffe-Unterfuhungd« Kommifflonen in uuferem Verwaltungs⸗ 
ih, fo mie bie dabei in Bezug fonımenden betr. Orts» und Rotizei-Behörden, hierdurch) 
eiviefen, auf Die Beachtung diefer Vorſchrift zu wachen, etwaige Kontraventionen zu 
tafiten und bie Mebertreter zur Ausladung der Ueberfracht auf ihre Koften anzuhalten, 
le überbie8 deren Beftrafung nach der obigen Beftimmung zu beivirken. 

(8. XX, 1022 — 4, 191.) 

V. Beleudtung der Schiffe zur Nachtzeit. j 

Publik. der K. Meg. zu Bredlau, v. 21. Mai 1833. 

68 Ift bereit der Fall vorgelommen, daß durch einen, einem Meinen WWaffer» Fahr⸗ 
ge feitroärts auffegelnden Oderfahn, jenes in den Grund gebrüdt worden ift, und meh: 
e Menichen dabei das Leben verloren haben. Zur Verhütung ähnlichen Unglücks wird 
rmit verordnet: daß jeded auf der Oder und deren Arme, Atendö oder Nachts jegelnde. 
hraeug bei Vermeidung einer Strafe von 1 bis 5 Nthl., oder event. 1 bis Stügigem Ges 
gniß, für den, der den Kahn führt und auf demfelben zu gebieten hat, eine erheilte Laterne 
Maft oder Kaffe führen ſoll. (U. XVII. 481 — 2, 142.) 


VI. Erfordernig obrigkeitlicher Genehmigung zum Gebraude 
r Dampfmafdhinen auf Schiffen, 


R. des K. Fin, Min, (Graf v. Aldendleben) v. 15. Mai 1839 an bie 
Reg. zu Königäberg. | 


x. Die Anficht, daß es ber Ertheilung einer denehmigung zum Gebrauche bon Dampf- 
Öinen auf Schiffen nicht bedürfe, ift nicht richtig. Die Allerh. K. O. v. 1. Jan. 1831 ') 
das Regulativ v. 3. Mai 1838 machen in diefer Beziehung feinen Unterihied, nament- 
ſpricht das letztere ausdrücklich von allen Dampfteffeln und Dampfentwidiern, zu tele 
ı Zmedte dieſelben auch gebraucht werden, und e8 iſt um fo meniger Veranlaffung vor⸗ 
den, zu Bunften der Dampfihifffahrt eine Musnahme zu machen, als aud) hier durd) 
cht fonftrutrte Maſchinen Gefahr für dad Publikum entfteht. Die gedachten Borfchrife 
müffen daher auch, ſoweit fi aus der Eigenthümlichkeit bed Zwecko die erforderlichen 
Bififationen nicht von felbft ergeben, bei dem für ben Memeler Hafen beftimmten Dampfe 
Nirboote maaßgebend fein, tie fie denn auch bei den, den Rhein befahrenden Dampf- 
fen praftifch bereitö in Anwendung gebracht find. Als kompetente Behörde mird die 
aeibehörde desjenigen Orts zu betrachten fein, mo dad Dampfſchiff ftationirt ift. - 

(4. XXL 466 — 2, 186.) 


‘ a} 


') Vergl. in 8b. II. ©, 41. 


972 Bon ber Beförderung der Gewerbe; 



















Fünfter Titel, - 


Vorſchriften, welche den Schifffahrts- Betrieb auf einzelnen 
Gewäffern und Flüffen betreffen. 


I. Rhein, Mofelund Saar. 


H. Hermann, Samml. der Belege u. V. auf Rhein Handel und Schifffahrt 
Mainz. 1820. 


Vergl. die Rhein-Schifffahrts. Konvention v. 24. Mai 1815 und di 
EHifffehrttd-D. und Uebereinkunft zwiſchen den Ufer» Staaten ded A 


31. März 1831. (G. ©. 1831, S. 73), nebft deren Euppl. 
(f. bei den ausw. Verhättn., im Thl. V. des Wertes.) 


A, Ausübung der Rhein⸗Schifffahrt von Preuß. Untertham 
bed Zoptfendienfted auf dem Rhein. 


1) R. v. 5. Aug. 1834 wegen Musübung der Mhein «Schifffahrt ver 
feitigen Unterthanen, und wegen ded Lootfendienfted auf dem heine, 
Wir Friedrich Wilhelm 2c. 2e. Da durdy die Art. 421.60 der von Und Aleı) 
migten Uebereinfunft unter den Uferftaaten des Mheins v. 31. März 1831 die 
Beftimmungen über die Befugniß zur Ausübung der Rhein- Schifffahrt, To mie um 
Lootiendienft auf dem Mheine, den einzelnen Ufer⸗Reg. vorbehalten find, bie biöheig 
fahrung aber die Unzulänglichkeit. der beftehenden erwieſen hat, fo finden Wir ım 
gen, auf den Ber. Unferer Min. der Fin., bed Inn. der Juft. und der ausw. Anl 

eind und das andere die nachfolgenden Anordnungen zu treffen: , 
I. Von der Befugniß, die Schifffahrt auf dem Rheine ausjulhtt 

8.1. Die Befugniß Preuß. Unterthanen zum Betriebe der Ryheiniſchen CH 
zum Güter-Transporte Ift verfchleden: . | 

1) für die Befahrung des Kheins in feiner ganzen Ausdehnung von dem ful# 

wo der Mhein ſchiffbar wirb, dis ind Vieer und umgekehrt, imgleichen für wid 

‚rung der in den Rhein ausmündenden Nebenflüfle, nad den Befinuef 

Art. 42, 45 der Lebereinkunft v. 31. März 18315 

2) für die Fahrt auf der zum Preuß. Gebiet gehörigen Stromftrede oder af 

Theilen derfeiben, wenn foldyed begehrt wird. 

8. 2. Wer bie Echifffahrt auf dem heine betreiben will. iſt gehalten, Kb 
zu Köln vorher ein Pat. zu löfen, welches nach Erfedigung der Erforberniffe dia 
folgenten Regeln deflen Ertheitung bedingen, nad) dem hier beigefegten uf mi 
jchledenheit der Fülle auögefertigt wird. 

8 3. Das Patent ift en 
a) bon demjenigen, welcher Kigenthümer des Schiffes Ift, menn er dad sr 
führt (dem Batrone), und u 
b) von denjenigen, weiche Schiffe dritter Perfonen zur ſelbſtſtändigen Kur) 
Verwaltung übernehmen (ben Yührern, -fonft aud Setzſchiffer, Soft 
genannt) 
auszuwirken. au 

Es iſt in gleicher Weife auch von denjenigen zu erwerben, welche bon ben 
flüffen aus die Schifffahrt auf dem Rheine betreiben mollen. rm 

8. 4. Unter dem Bat. ift, nach Anleitung des obengedachten Mufter, M 
foftenfrei ausqufertigenden Vermerls bon der Ortsobrigfeit das Schiff dem Rum! 
ber Ladungsfähigkeit nach zu bezeichnen, für weiches das Pat. gültig ift, a 
ra ob das Schiff Eigentyum bes Inhabers des Pat. ift, oder wem ed font 
lich gehört. 

m erfteren Falle fertigt die Obrigkeit am Wohnorte des Bat.» Inhaberd u. 
figen Vermerk; im zweiten Falle beforat folches die Obrigfeit am Wohnorte det 45 

mers des Schiffes, auf Grund der Grflärung ded Letzteren, daß das Schiff dem Pal 
ber zur Führung übermiefen worden fel. Pr" 

Das Schiff, für welches das Pat. güttig erflärt wird, muß in allen Fillen * 
allein — eine —*— Untertpan fein, oder wenn mehrere Eigenthumer 
ausſchließlich Vreuß. Unterthanen angehören. 

—8 5. Derjenige, auf weichen das Pat, lautet, muß daſſelbe, wenn dad 
er führt, In der Fahrt ober In der Ladung begriffen ift, bei ſich führen, um ſich Dam 
es nöthig ift, ausmelien zu können. 

8. 6. Eines Pat. bedürfen nicht diejenigen, welche entweder 

a) für eigene Rechnung belabene Schiffe felbft führen, ober 
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frachtweis beladene Schiffe bon nicht mehr als fünf Laſten Sabungsfählgfeit führen, 

idgeſetzt, daß fle die Preuß. Binnenfahrt nicht überfchreiten. 

Ein Bat, ift überhaupt nicht erfordertich für Lichterfahrzeuge, die einem Haupiſchiffe 

ıbehör folgen und auftredenmeifen Neberladungen an ſeichten Stellen gebraucht werben. 

3. 7. Einer der Reg. zu Köln untergeordneten Kommiffton ift die Prüfung der Faͤ⸗ 

ten derer zugewieſen, bie fi) um ein Schiffer-Bat. bewerten. 

Diefe Kommiſſton befteht aus dem Waffer-Bau-Infpettor, einem bon der Handels⸗ 

er zu Köln zu deputirenden Mitgliede, vem Hafenfommiflarius und einem patentir- 

ihiffer, weicher das Kuder zeither feibft geführt hat; in Ermangelung eines ſolchen iſt 
einem patentirten Schiffer noch ein Schiffögehütfe zugugiehen, der fi) vorzugöweiſe 
em Steuermannsdienſte befchäftigt hat. 

Die Kommifflon verfammelt fi viermal im Jahre, und zwar im April, Juni. Gept. 

Rod. am erften Montage, oder wenn biefer auf einen gefeglichen Yelertag fällt, an 

nachſtfolgenden Tage, und bleibt fo Lange beifammen, 618 die Prüfung derer, melde ein 

nachgeſucht haben, vollendet ift. 

Ter Waffer-Bau-Infpeltor führt den Vorfiß, und meitere Geſchäftsanweiſung wird, 

nit foihe nöthig, von der Meg. zu Köın ertheilt. 

8. 8. Wer ein Schiffer-Bat. nachſucht, muß ſich bei’biefer Kommiſſion melden, und 

amt angeben, für welchen Kal, nad) den Unterſcheidungen des &. 1, er daflelbe begehrt. 

8. 9. Der Anmeldung mu beigefügt fein: 

) ein Atteft ber Preuß. Ortsobrigteit, daß der Anmeldende lediglich Preuß. Unterthan 
iR und fein beſtimmtes Domizil am Orte hat, daß berfelbe hinlaͤngliche Fählgkeit im 
Leſen Schreiben und Rechnen befigt, und daß feine Führung beſonders aud) in Bezug 
auf Küchternheit, untadelhaft ift; 5 J 

) ein Aueſt von mindeſtens zwei Patronen oder Führern, daß bei ihnen die Schiff⸗ 
fohrt praktiſch, mit ſolchem Erfolge erlernt worden, daß dem Kandidaten, ihrer Mei- 
nung nad, die Schifföleitung und VBermaltung in dem nachgeſuchten Umfange ſelbſt⸗ 
fündig anvertraut werden kann. 

Eo muß in diefen Atteften angegeben fein, welche Streden des Rheins ber Beiver- 
ber um ein Bat., bei den Auöftellern befahren hat, und ob er dabei die Führung des 
des Ruders mit beforgt hat; 

) ine Aeußerung des Bandelsftandes, ob er gegen bie Befcheinigung unter a und b 
eiwas zu erinnern habe. 


Diefe Neuerung wird bon bem Handelöftande eines Freihafenplatzes am Rheine 
gegeben, wo eine Handelskammer befteht, durch dieje, in deren Ermangelung, von 
mertannten Handeldvorſtänden; mo auch letztere fehlen, iſt Die Befcheinigung a, 
nad vorgängiger Rüdfprache mit benienigen Kaufleuten des Ortes und der Umge⸗ 
aend, weiche in dem Falle find, häufig Guͤter⸗Verſendungen rheinwaͤrts au beforgen, 
anszufertigen, und Daß died vorausgegangen, darin zu erwähnen, die Beſcheinigung b 
ee on der Ortöobrigfeit, nad) zuporgegangener Erörterung, in eben der Art zu 
cglaubigen. 

Hält ſih der Anmeldende über die Verſagung der noͤthigen Beſcheinigungen, ober 

die Erinnerungen dagegen beſchwert, fo fann er bei der Reg, zu welcher fein Wohn- 
gehört, auf nähere Erörterung antragen, weiche durch den Btheinfchifffahrts - Infpettor 
eide berantaffen, und nächftdem, dem Ausgange der Unterfuhung nad, über die Erle» 
Ing der vorhanden geweſenen Bemaͤngelungen, eine Bejcheinigung erthellen mwird. 


8. 10. Wird daB Pat. ausdrücklich nar für bie Befahrung einer beftimmten Strede 
Iangt, fo if diefe genau anzugeben. 
Eind innerhalb derſelben Freihäfen belegen, und foll in denſelben Ladung eingenom⸗ 
Inerden, fo gelten gieichfalld die Beftimmungen des 8. 9 unter a. bis c. 
Mm andern Falle find nur die in biefem 8. 9 unter a. und b. veranlagten Beſcheini⸗ 
'gen beizubringen. 
8 11. Nachdem die fo belegte Anmeldung an die im 8. 7 erwähnte Kommiſſion 
nat iſt „ beranfaßt fie die nähere Prüfung des Bewerbers, die den Zweck haben muß, 
eine mögtichft volfommene Ueberzeugung darüber au verichaffen, daß der Bewerber 
ettorderlihen Eigenfchaften in dem Grade befist, da ihm dad But des Hanbelöftan- 
‚Mit den Vertrauen übergeben werden fann, er werde ſolches unter allen Umftänden 
‚„'Ahgemäßer Vorforge zu wahren wiſſen. Es ift der Kommifflon Überlaffen , mie weit 
ne eräfang um zu biefem Nefultate zu gelangen, audzubehnen für nöthig erachtet. 
och muß die Brüfung berühren die Erprobung der Kenntniß: . 

.) bon dern gehörigen —8 eines Schiffes, um ſolches mit voller Sicherheit für die 
w din befrachten, und dieſe an ben Ort ihrer Beſtimmung bringen zu koͤnnen. 

) Über die Beſchaffenheit und Führung des Steuerruderd; 
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e) vom Schiffäinventerio und beffen Gebrauche nad Verfchiedenheit borkımum 
beſonders bedenklicher Fälle; | 

d) von dem richtigen Gebrauche ber Eegel, ver Zugborrichtung, oder anderer bang 
der Kräfte, befonders in ſchwierigen Fällen; , Ä 

e) über dad Verhalten und befte Benehmen bei eintretenden Ungtüdsfälle; 

f) von der Beichaffenheit des Fahrwaſſers im Mheine und der Topographie breit 

8) von den verfchiedenen und der beften Ein» und Ausladeweiſe von der Drvug 
MWaaren in Rüdficht auf ihre Eigenfhaft am Bord bed Schiffes, was bi 
Empfangnahme im Intereffe der Empfänger zu beachten, und was briik 

"Fahrten vorzujehen, um das Verderben ver Waaren zu verhüten, ober, wem 

getreten, möglihft unſchädlich zu machen; 

h) von der Rheinichifffahrts>Verfaflung und den Territorlal-Zoll-Verfaflung 
zwar in fo meit, daß durch Fehigriffe für die Veförderung der Waaren nicht! 
oder Nachtheil entftehe. 

Die Prüfung erfolgt in der Art, , 

daß gewiſſe Fragen zur fchrifttlihen Beantwortung übergeben erben; 

über mehrere andere mündliche Befragung und Beſprechung ftattfindet; 

daß dem Kandidaten unter den Mugen eined Gliedes der Kommiſſton verfhieben 

tungen oder deren Zeitung auf einem Schiffe felbft, oder an dem Ufer ubertrag 

den, wozu auch Probefahrten auf einige Weiten, vornehmlich bei ungünflige 
rung, nad) Umſtaͤnden treten fönnen. 

8.13. Ueber die Prüfung wird eine Verhandlung geführt, biefe mit einem Ok 
ber Kommifflon über die nachgetviefene Quatifitation des Bewerbers zur Eriongn 
Batents, oder mit beftimmter Angabe der Eigenfchaften, welche ihm dazu, undi 
chem Grade, noch abgehen, gefchloflen, und folhe der Meg. zu Köin übergeben. _ 

8.14. Die Reg. ertheilt dad Pat. koftenfrei. Für die Prüfung ift aber 
bon Seh8 Thlr. für den Brüfungdfall unter Ar.1, und von Drei Thir. für den Pi 
fall unter Nr. 2 des 8. 1 au erheben. on 

Im ale nicht vollftändig nachgeiviefener Qualifikation find in bem zurichee 
Beſcheide die Gründe, meöhalb die Patentertheilung nicht erfolgen. fann, beftimm 
drücken. Dem Bewerber bfeibt überlaflen, die ihm abgehenden Kenntniſſe und 
fi) annoch anzueignen, und ſich demnächſt zu einer weiteren Prüfung zu melden 
jedoch erft nad) dem Verlaufe eined Jahres geichehen fann. In diejem Falle Kir 
beftimmte Targebühr von reſp. Sechd und Drei Thir. gleichfalls zu entrichten, BWW 
genden Prüfungen jedöch nur die Hälfte derjelben anzufehen. 

Die Targebühren für die Prüfung find zunächſt zu den etwa nothwendigen —X 
Ausgaben der Kommiſſton beſtimmt, der Ueberſchuß wird jährlich unter die nicht bil 
Glleder der Rrüfungstommiffion nach) dem Verhältniffe ihrer mehrern ober Fe 
fchäftigung bei derfelben, von der Reg. zu Köln verthelit, die dazu die Vorſchlaͤge Di 
figenden der Kommifflon erfordern, und den Umftänden gemäß berüdfichtigen mil. j 

8. 16. Ohne Prüfung, wie fle vorher vorgefchrieben, erhalten auf Unmadık 


Patent: . 4 
a) diejenigen Schiffer, Setzſchiffer und Schiffsmelfter, welche früher zur Gilde gi’ 
fo fern fie ausfchtieglih Preuß. Unterthanen find, ferner diejenigen, toeldht ri 
im Befiße einer ihnen, durch die Reg. au Koblenz oder Köln oder Düffeltod ge 
ten Erlaubniß zum Betriebe der Schifffahrt auf dem Rheine find, und ſolche r 
wirklich in Führung von Fahrzeugen von mindeftens Einhundert Laften LMW 
fähigfeit außgeübt haben, für bie Rheinifhe Schifffahrt in der oben 8. 1, Kle 
gebenen Ausdehnung; ie 
b) diejenigen, welche eine ſolche Erlaubnif bereitd haben, aber nur Schiffe bot! 4 
rer Tragbarkeit als Einhundert Zaften führten, für die Heine Fahrt 8. 1°“ 
























zwar für diejenige Strecke, welche fie feither befahren haben. 
Nach Ablauf von Sechs Monaten nad) Publ. dieſer Beſtimmungen burn w 
(unter a. und b.) gedachten Perſonen, ohne das vorſchriftomäßige Pat. Die H 
Schifffahrt nicht weiter ausüben. ach 
8. 17. Das zum Betriebe ber Rheiniſchen Schifffahrt erlangte Bat. ift zum 90 
ber Qualififation zur Seeſchifffahrt nicht ausreichend. Wielmehr muß bon dem u 
melcher die Seefahrt betreiben will, dleQualififation durch Ablegung einer bejondrrt 
fung, wie fie in den Preuß. Seehäfen ftattfindet, befonderd dargethan erden. BF 
8. 18. Die durch das Bat. erlangten Befugniffe find von felbſt erloſchen M 
Inhaber aufhört, Preuß. Iinterthan zu fein. . * 
8. 19. Durch richterlichen äubſpruch wird der Inhaber der Pat.⸗Verhältniſed 
a) wenn ſolches ſchon in nefeglichen Beftimmungen berupt, hole unter andern I 
ber Zoll⸗O. v. 26. Mai 1818 (8. S. 1818, S. 132) vorgeſchrieben If; 
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b) wenn ber Inhaber wegen Betrugs, Diebſtahls, Unterſchlagung, Yälfhung ober 
; Melneide6 beftraft worden, in weichen Fällen bie Enticjeldung denjenigen Gerichten 
duſteht. weiche in der Hauptfache zu entfcheiden haben. 

8. 20. Außerdem tritt der Veriuft des Bat. ein: 
wenn der Inhaber civilrechtlich zum Schadenerſatze verurteilt worden, für Güter, 
bie Ihm anvertraut worden und deren Vernichtung oder Beſchaͤdigung er In bödli« 
her Abſicht veranlaßt oder zugelaffen hat; 
wenn der Inhaber civilrechtiih zum Schadenerfage der ihm anvertrauten Güter, 
fofern ſolche einen Theil der Ladung bilden, wegen grober Fahrläſſigkeit dreimal zu 
ı einem Betrage von mehr als zweihundert Thalern verurtheilt worden. 
wenn durch grobe Fahrläfiigteit oder Unvorſichtigkeit eine Schiffötadung untergeht; 
menn dem Inhaber öftere Trunfenheit oder auharrende Wernadpläffigung feiner 
Pflichten eriviefen wird. 
In den Yällen unter c— f erfolgt die Entſcheldung bei der Reg. zu Köln, welche, nach 
aͤndigem Vortrage über die zur Sprache gebrachten Thatfachen, in der Plenarfigung 
die Entziehung oder Nicht-Entziehung bed Pat. ein Reſolut abfaßt, und baffelbe unter 
be der Gründe audfertigen, demnächſt aber dem Inhaber zum Brotofolle eröffnen läßt. 
Degen das auf Entziehung ded Pat. gerichtete Refolut ſteht dem Inhaber, mit Aus⸗ 
der Berufung auf richterliche Entſcheidung innerhalb einer präfufiviichen Fıift von 
ochen, ber Rekurs an da8 Yin. Min. offen. 
8.21: Damit In den Füllen.e. und d. des 8. 20 die Sache anhängig werden Tönne, 
diejenigen Kläger, welche Im Civilwege einen Schaden-Erfag erftritten, dem Rhein⸗ 
ahrts⸗Inſpektor ded dritten Infpektiondbezirfed das Urtheit zur Einfiht und Kennt» 
hme mitzutheilen, wogegen er für die Fälle e. und f. dad Material zur Anklage zu» 
en hat, und an diejenigen, bie davon Wiſſenſchaft haben, um Mittheilung der erfor» 
ren Nachrichten fi) zu wenden hat. Der Edhifffahrtd- Inipeftor ſtellt hiernach die 
ge auf und reicht diefelbe der Reg. zu Köln ein. Diefe läßt fodann Die Thatiuchen, 
eiche e8 anfommt, zum Protokolle unterſuchen und inftruiren, und den Angeſchuldig⸗ 
ftändtich vernehmen. Nach gefchloffener Zuftruktion ift ihm nach feiner Wahl die 
e definitive Erklärung zum Wrotofolle oder die Einreihung einer Vertheidigungd- 
‚ binnen einer. den Umftänden nach zu Beftimmenden präftujlvifhen Frift, geftattet. 
8. 22. Das Ertöfchen der Pat⸗Bewilligung ift in dem Falle des 8. 18 von den Han⸗ 
mmern, Vorftehern der Kaufmannichaft und auch bon patentirten Edyiffern dem 
Mfffahrts⸗Inſpektor anzuzeigen. In den Fällen bed 8.19 unter a. und b. bemirtt diefe 
ügeige die Behörde, weiche ein rechtöfräftiges Urtheil zu voliftreden hat, unter befien Bei⸗ 
ügung in begiaubter Abſchrift. In den Fallen des 8. 20 unter c, d, e, f. muß die Meg. 
u Köin die Enticheidung dem Rheinfchifffahrts-Infpeftor mittheilen. 

8. 23. Der Rheinſchifffahrts⸗Inſpeltor fordert demnächſt den Inhaber des Pat. zu 
eſſen Rüdgabe uf; wenn foldhe In angemeflener Frift nicht erfoigt, macht er im Falle des 
. 18 da8 Erlöſchen des Wat. unter Bemerkung ber Veranlaſſung, in den Fällen ver 88.19 
nd 20 aber, defien Entziehung, unter Allegirung des richterlichen Urtheils oder ded ergan⸗ 
nen Mefoluts, vermittelft der Amtöblätter zu Köln, Koblenz und Düffeldorf befannt. In 

en Füllen giebt er dem Ober⸗Inſpektor für dad Kheinſchifffahrtoweſen zu Mainz, davon 


l 
achricht. 
U. Bon dem Lootſendienſte aufdem Mheine. 

88. 24— 26. (Aufgehoben durch das Regl. v. 24. Juni 1844) f. unten. 

8. 27. Diefe Konzeſſion darf nur ſolchen Berfonen ertheilt werden, welche durch eine 
m ihnen beſtandene Prüfung ihre Befähigung zur Ausübung des Lootſendienſtes über- 
ugend dargethan haben. 

Die hiernach erforderliche Prüfung iſt daher insbeſondere zu richten 

1) auf die genauefte Lokal⸗Kenntniß derjenigen Strede, für welche der zu Prüfende die 

Konzefflon zur Ausäbung des Xootiendienftes nachſucht; 

2) auf die Kenntniß, mit Fahrzeugen von verfchiedeher Bauart bei jedem Winde und 
Wetter manöcriren zu können; 
3) auf die vollftändigfte Bekanntſchaft mit ben Hülfsmitteln in Gefahren. 

8. 28. (Aufgehoben burch dad Btegl. v. 24. Juni 1844) |. unten. 

8. 29. Diejenigen Berfonen, weiche früher ſchon zur Ausübung des Lootſendienſtes 
rechtigt geweſen find, erhalten für die Streden, auf denen fie den Zootfendienft biöher 
richtet haben, Die Konzeſſion chne vorgängige Prüfung. Sie ind verbunden, Innerhalb 
ner don ber betr. Reg. näher zu beflimmenben Friſt, die Ertheitung berfeiben nachzuſuchen 
1d dürfen nad) Ablauf viefer Frift ohne die vorſchriftsmäßige Konzefflion den Lootſen⸗ 
enft nicht ausüben. ü 

8. 30. Die Konzeſſion zur Ausübung des Lootfenbienftes geht im eben ben Fällen 
nd in eben der Art verloren, wie hinſichtlich bed Verluſtes ber Berechtigung zur Musubung 
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Fe no ahrt in ben 88. 19-23, welche hier gleichmäßig Untvenbung finden, 
rieben if. 
8.31. Die Ausführung der obigen, den Lootſendienſt betr. Borfchriften, und ter 
‘der deshalb erforderlichen meiteren Mnorbnungen, bleibt dem Fin. Min. vorbehalten 
8. 32. Die Annahme ſolcher Behülfen, welche während der Fahrt die Füh— 
Steuerrubers, und die Affiftenz bei der Schifföperwaltung übernehmen (der Ein 
bleibt lediglich dem Ermeflen der Potrone oder Führer überlaffen. 
Eine Prüfung über die Befählgung zum Steuermannöbienfte, und eine Ron 
rung zur Ausübung de letztern, findet nicht ftatt. 


311. Bon der Beftrafung unbefugter Ausübung der Schifffahrt o 
bes Lootſendienſtes auf dem Hheine. 

8. 33. Diejenigen Preuß. Unterthanen, welche die Rheinſchifffahrt betreiben 
durch ein vorſchriftsmäßiges Patent dazu überhaupt oder für die befahrene Strece 
uitigt zu fein, find mit einer Geldſtrafe von fünf bis fünfzig Thalern, welche imF 

Unvermögens in verhältnigmäßige Befängnißftrafe zu verwandeln, zu beftrafen. 
nommen hiervon find jedoch diejenigen, welche nad) den obigen Beſtimmungen ü 

feined Patentes bedürfen, Imgleichen die im 8. 16 gedachten Berfonen Innerhalb 
beftimmten Frift. 

8. 34. Die in dem 8. 33 fetgefeßte Strafe trifft auch diejenigen, melde nad 
der In Gemäßheit bed 8. 29 bon ber betr. Reg. zu beſtimmenden Frift die Lerri 
des Lootfen auf dem Rheine ausüben, ohne ſich über die Berechtigung dazu durch 
bie Strecke, wo fle den Lootfendienft verrichten, lautende Konzeffton ausweiſen zu 

„. 8-35. Wer es unterläßt, dad erhaltene Bat., wie vorgeſchtieben (8. 5), bel 
führen, verfällt in eine Strafe von 1 bis 10 Thalern. 

8. 36. Die Feftfekung und Vollfiredung der Strafen (88.33, 34,35) erfold 
bie AHeinzoll-Berichte nad) den Beſtimmungen, melde in der befondern V. über? 
rihtung biefer ®erichte enthalten find, mit der Maaßgabe, daß die Entſcheidung In 
Inſtanz nur dem Appellationdgerichte in Köln zufteht. " 

Urkundlich ꝛc. 

Patent 
zum Betriebe der Rheiniſchen Schifffahrt. 

Nachdem der N, N. (Bors und Geſchlechtsname).... Jahr alt, Sohn des M 
an Janeläname bed Vaters) und zu N. N. im Reg. Bez. N. N. mohnhal, 
wieſen hat, 


Sci  } 
a) daß Er zeither als Setzſchiffer + zur Bilde gehört hat, 
Schiffsmeifter) J 
b) daß Beer die Schifffahrt auf dem Mheine mit landesobrigkeitlicher Era 
betrieben hat, 
e) daß Er nach vorgelegtem protofollarifchen Gutachten der Prüfungsfommiien is 
V — — die nöthige Qualifikation zum Betriebe der Rheinſchifffahit beit: 
1) fo wird demfelben hiermit das Bat. zum Betriebe ber Aheinihen Shiffet: 
be Auöbehnung, wie fie in dem Art. 42, 45 der Lebereinfunft v. 31. Marz IN 
eftimmt ift, 


Königlich-Preußiſche Regierung. i 
‚ A. Gültig für das Schiff N. N. (Name des Schiffe) von . . . . Laften Sadım gefühl 
I. weiched nad) Ausweiß des Schiffs-Rebiſtonsbuches dem Inhaber diefed [2 


II, welches nach Ausweis des Schiffs⸗Repiſionsbuches dem N. N . (Stand, Bor 4 
Zuname) zu N. N. im Reg. Bez. N. N. eigenthümtid) angehört, und dem duhs 


wieſen ift 
N.N. den ....:... , 
(Stempel oder Siegel.) Der Bürgermeiftr. 
B, Debertragen auf das Schiff N. N. u. f. m. wie im Kalle A. 
.N.den ........ 
(Stempel ober Siegel.) Der Bürgermeifter. 


(0, 6, 1834, ©. 149.) 
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Dazu: 

a) R. ber K. Verw. für H., Fabr. und Bauweſen (Beuth) v. 23. Mal 1835 
ı die K. Oberpräſ. der Prob. Preußen und Bommern !) betr. 

Kach einer außdrüdlichen Erflärung, welche bei Gelegenheit ber Mustwechielung der _ 
nifilations⸗Urkunden der Mheinichifftahrtsö- Alte der Bebollmächtigte des Koͤnigs ber 
iederfande im Protokolle v. 16. Juni 1831 ſie bentens abgegeben hat, ift feine Staats⸗ 
'g. damit einverftanden, daß die Seeichiffe der Ütheinufer- Staaten der Bortheile ber 
mitteibaren Rheinfchifffahrt unter Erfübung der ihnen gegenüberftehenden Bedingungen 
dlhaftig merben follen. Hiernach find die Schiffe ber preuß. Oftfeefüfte zur Befahrung 
d Rheins ebenfowoht wie die Aheinfchiffe felbft berechtigt, und e8 fommt nur baraufan, 
e Bedingungen, deren eben Erwähnung geichehen ift, näher zu bezeichnen. 

Zupdrderft Ift ed nad) Art. 17 der Rheinſchifffahrts⸗Akte erforderlich, daß ein ſolches 
Hi geeicht und mit einem Eichungs-Manifefte verfehen fel, welches letztere fo eingerich® 
tfein muß, daß darnach die Schiffögebühr erhoben werben könne. Ueber dad Verfahren 
d der Eihungfchmweben in diefem Augenblicke noch VBerhandiungen bei ber Eentral-Kommif- 
on deren! Nefultat ich zu feiner Zeit nicht unterlaffen will, dem K. Oberpräfidio mitzutheilen. 
. Rähftdem muß der Schiffer mit den im Art. 27 bemerkten Bapieren verfehen fein, 
amlid dem Brachtbriefe und dem Ladungs-Manifefte, übrreinftimmend mit dem Schema 
‚weiches der Convention beitlegt. “ 

Endlich muß der Schiffer daB Art. 42 vorgefchriebene Watent aufzumelfen haben. 
\eber die Erlangung eines folhen Patents hat des Königs Maj. die in der G. ©. abge: 
nudte Verordnung bom 5. Aug. 1834 (©. 149 ff.) erlaffen. i 

Da jedoch bon einen preuß. Schiffer, der für die Seefahrt in allen Meeren geprüft 
nd fühlg befunden worden ift, erwartet werden kann, daß er die nöthigen Vorkenntniſſe 
or Ausübung der Fluß-Schifffahrt auf dem Mheine befike, fo foll e8 der dort angeorbne= 
a Prüfung für ihm nicht bedürfen. Es ift vielmehr, tie ich im Einverſtaͤndniſſe mit bem 
„ Min. der ausw. Ang. hierdurch beftimme, hinreichend, daß denjenigen zur Fahrt in 
Im Meeren für tüchtig erfannten Schiffern, welche darauf antragen, durch einen Zufaß 
n der ihnen zu ertheitenden Urkunde bie Befugnig beigelegt merbe, den Rhein zu befahren, 
nd unter ausdrücklicher Hinmelfung auf 8.42 der Rheinſchifffahrts⸗Konvention fich biefer 
Irtunde al des dort borgefchriebenen Patents zu bedienen. N 
., Rah 8.4 der ®. 0.5. Aug. v. 3. ift dann noch mittelft befonderen Vermerks das 
schiff, mit weichem bon biefer Befugniß Gebrauch werden foll, nach Namen und Ladungd« 
ühigfeit von der betreffenden Ortsobrigkeit zu bezeichnen. , 

Ta88.Oberpräfidium tolle hiernach die Prüfungs-Kommifftonen für die Seefchiffer mit 
Anweiſung verſehen, und das ſonſt betheiligte Publikum durch angemeſſene Bekanntmachung 
In den Amteblättern davon In Kenntniß zu fegen. (a. XIX, 495 — 2, 136.) 

b) K. O. v. 3. Sept. 1835. | 
„Ih bill auf Ihren Bericht v. 30. Juni d. J. genehmigen, daß zu Gunften der Schif» 
et, welche den Häfen von Köin und Koblenz, oder einem ztoifchengelegenen angehören, 
nd Im Befike einer bon ber Meg. zu Köln oder Koblenz, oder bon der früheren Landes⸗ 
ehörde auf den Grund der Rheinihifffahrte-Oftroi- Konvention ertheilten Erlaubniß zur 
ſheinſchifffahrt ſind, aber ein Fahrzeug von meniger ald 100 Laften geführt haben, eine 
Insnahme von der Beftimmung im Regut. v. 5. Aug. 1834, 8. 16 b gemacht, und ihnen 
ad Patent zur Befahrung des ganzen Rheins ohne nochmalige Prüfung ertheilt werben 
ürfe, voranögefeßt, Daß über ihre Rechtlichteit und Gefchicklichteit feine Zweifel aut gewor⸗ 
en find. (8. XIX. 1098 — 4, 146. ü 

Mit Bezug auf dieſe K. O. bemerftdad Publ. der K. Reg. zu Kölnv. 16. Nov, 1835: 

Inbem wir vorftehende 8. OD. zur allgemeinen Kenntniß bringen, fordern mir Die betheilig- 
Schiffer hiermit auf, Ihren Befuchen um Erlangung eines Rat. zur Befahrungdes ganzen 
fbareu Kheinſtromes und der darin einmündenben Rebenflüffe folgende Beläge beizufügen : 

I) die bon und ertheitten Patente zur Befahrung der Preuß. Nheinftrede, 
2) einen amtlich beglaubigten Auszug” aus dem Schiffs - Reviſionsbuche über bie 

Ladungsfahigkeit des Schiffes, _ . 

3) ein Atteft der Handelöfammer von Köln oder Koblenz über ihre Mechtlichfeit und 

Geſchicllichteit in Ausübung der Schifffahrt, und 

4) eine amttiche Beicheinigung über bie gezahlte Gewerbeſteuer. 

Diejenigen Schiffer, welche die Mheinfchifffahrt bisher noch immer auf Brund ber 
itern, bor dem Erſcheinen des Regul. v. 5. Aug. 1834 entweber durch die K. Weg. zu 
tobleng ober durch und ausgefertigten Patente betrieben haben, muͤſſen außer dieſen Ich- 
779 uns ausge 


Dies MIR gleichzeitig dem Ob. Wräf. der Mheinprobinz zur Beachtung mitge- 
heilt worden, (A. XIX, 496 8 2, 137.) 


[4 


ben barüber eingezogenen Erkundigungen Niederländifcher Seit bie onventionträg 
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tern und den sub 2, 3 und 4 erforberten Dokumenten, noch die bon ber frühern La, 
behörbe ertheitten Konzefiionen, ſowie bie von den ehemaligen Bilden herrührenun de 
teralien, welche fle noch im Beſttze haben, einreihen. (X. XIX. 1099 — 4, 147.) 

c) Bublif. des K. Oberpräſ. der Provinz Preußen, v. 18, Ian., 21.1: 
und 20, Expt, 1843, 


8. 
Den preuß. Eeeichiffen, welche durch die Niederlande den Rhein befahren, tina) 





Behandlung nur dann zugeftanden werden, wenn fie mit einem in Gemaͤhheit des %g 
b. 5. Aug. 1834 von der Reg. zu Köln auögefertigten Rheinfchiffer-Batente und miz 
nad) dem Suppl. Art. X. zur Rheinfhifffahrte-Drdnung (®. ©. 1841, ©. 81) geferiz 
Shifföeihe.und einem Eihungsmanifefte verfehen find. 

Da nun für jest aud für die Oſtſeeſchiffer noch die Patente als Rheinſchifftr ker 
bie Regierung in Köln auögefertigt werden follen, fo werden bie dazu nöthigen Cie 
tungen von einer in Danzig niebergefesten Kommiſſton beforgt werden, ik 


‚zugleich die Aufgabe hat, diejenigen Schiffer zu prüfen, welche ſich um ein Aheafhre 


Patent beiwerben. , 

Das auf Grund diefer Prüfung aufgenommene protofofarifche Gutachten win: 
ber Kommiſſion ber Reg. zu Köln unverzüglich und portofrei überfenbet, und das han 
in Köln audzufertigende Patent dem Bewerber zugeftellt werben. 

Die Kommilfion zur Prüfung der Schiffer aus der Provinz Preußen, welde !e 
Rhein befahren wollen, befteht aus: 

1) dem Reg.⸗Rath Hartwich ald Vorfigenden, 

2) dem Kommerz: und Abmiralitätsrath Albrecht, 

3) tem StrompolizelsInfpeftor Leupold, 

4) dem Schifföfapitain Yiguth. | 
Jeder-Schiffer aus der Provinz Preußen, welcher den Mhein befahren mid, hat dadn m 
Beg.-Math, Hartwich in Danzig Anzeige zu machen, damit bie borfchriftsmäßige Arie: 
mit ihm angeftellt und ihm ein Patent zur Rheinſchifffahrt ausgefertigk werden fan. 

Die zur Rheinſchifffahrt beftimmten Schiffe werben von ber dazu befondrrö hir 


- ten Behörde, welche ſchon jeßt die Vermeflung der Seefchiffe zu Danzig beforgl, ef 


und mit dem borfchriftemäßigen Eidhimgs-Manifefte verſehen werden. 
Die Anträge auf Eihung ber zur Befahrung des Rheins beftimmten Schiffe mt 
Nheder find bei dem Haupt-Zollamte in Danzig anzumelden. 
Königäberg, den 18. Jan. 1843. 
Der Oberpräfident der Provinz Preußen. Böttlär 
b 


Nach einer Bekanntmachung v. 18. Ian. C., wegen Einrichtung einer Aheinieif 
Prüfungd-Kommifflon zu Danzig, iſt am Schluffe bemerft worden, daß bie Eihım * 
‚zur Beichiffung des Rheins beflimmten Schiffer bei dem Haupt» gollamte zu Dani 
beantragen ſei. Nachtraͤglich iſt e8 jedoch angemeflen erachtet worden, bie Eichung di 
Schiffe einer befondern Kommifflon von Sachverſtändigen in der Berfon 

1) des Hafenbau⸗Inſpektors Pfeffer zu Neufahrwaſſer, und 

2) ded Schiffbaumeifterd Klawitter zu Danzig, _ “ 
zu übertragen, an weiche ſich daher die Eigner der für die Rheinſchifffahrt zu Be 
Schiffe wegen der nad) der Unordnung vd. 6. Sept. 1838 (G. ©. 1841, 6.81- 
erforderlihen Eichung dieſer Schiffe zu wenden haben. 

Königsberg, ben 27. April 1843. Idır 

Der Oberpräflbent der Provinz Preußen. Boͤttier 
6 


Außer der nach meiner Bekanntmachung d. 27. April d. 3. In Dansk erg 
Kommilfton zur Eihung der zur Beichiffung des Rheins zu beſtimmenden SON an) 
der unterm 31. März 1831 vollzogenen Uebereinfunft der Rhein » Ufer» Elaated, 
und 54 (©. ©. p. 1831, ©. 108 und 109), zur Sicherung der Mheinfhifiahnt I" 
»Mheinfhifffahrts » Unterfuchungs - Kommifflon« zu Danzig eingerichtet worden, 
unter dem Vorſtande des Herren Oberbürgermeiſterd dafelbft, 

1) aus einem Mitgliebe der Herren Aelteften der Kaufmannfchaft daſelbſt 

.2) aus dem dortigen StrompolizeisInfpeftor, 

3) aus einem zur Mheinfchifffahrt patentirten oder ſonſtigen geeigneten She, P 

4) aud zwei Sciffsbaumeiftern befteht, außer weichen bei Schiffen, die ng 
Seefahrt beftimmt find, nod) 

5) der Hafenbau-Infpektor als tedhnifches Miiglied zuzuzichen fein wird. si 

Den Eigenthümern und Führern der zur Aheinfchifffahrt zu beftimmenb® 
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ringe Ich bie& hierburch zur Kenntniß, indem ich fie auf die vorſtehend allegirten Art. ber 
Iedereinfunft v.31. März 1831 vermelfe, worin näher angegeben worden ift, aus welchen 
tüdihten nicht allein zu Anfange ber Beichiffung des Rheins, fondern aud) für die Folge 
yenigſtens einmal jährlich eine Unterfuchung der dazu beſtimmten Schiffe, in Bezug auf 
we Zauglihfeit und Dauerhaftigfeit, erforberlidy if. Anträge auf Unterfuhung von 
hiffen zu dem in Mede ftehenden Zwecke werden aus biefer Previnz an den erwähnten 
zorſtand ber betreffenden Kommilfton in Danzig zu richten fein. 

Königöberg, ben 20. Sept. 1843. . 

Der Oberpräfident ber Provinz Preußen. Bötticher. 
(Min. Bi. d. Inn. Verw. 1843, ©. 287, to. 379.) } 


d) Pudl. des K. Ob. Bräf. der Provinz Preußen, vom, 18, Juli 1846, 
‚Im für die bieöfeitigen, aus ten Oftfechäfen nad einer der Kheinſtädte beftimmten 
hier hinſichtlich der Durchfahrt durch die Niederländifhen Gewäſſer denjenigen Schwie⸗ 
geiten, welche der Nichtbeſitz von Nheinfchifffahrts- Patenten K. Niederländifcher Setts - 
Aht zur Folge haben kann, für die Zufunft vorzubeugen ift Höhern Orts angeordnet wor⸗ 
0, daß von ber Meg. zu Köln die beiden zu Stettin und Danzig beftehenden Prüfungs⸗ 
tommilftonen mit borfchriftämäßigen Formularen zu Rheinfchifffahrtö-Patenten verfehen, 
hlere hinfichtlich der zur Mheinfchifffahrt angemeldeten und hierfür befähigt befundenen 
Shifer ımd der zur Fahrt nach dem Mheine beftimmten Schiffe mit allem Erforderlichen 
iten& dergebachten Brüfungs-Rommiljionen in jedem einzelnen Falle ausgefülltund der Meg. 
u göln zugefandt werden, welche diefeiben hiernächſt nach beim ihr gleichzeitig mit» 
uheifenden Wunfche der betr., darüber von der Prüfungd-Rommiffion 
ofortzudernehmenden Ertrahenten entweder fogleich an bie betreffende Kon» 
Hflon oder an diejenige Adteſſe in einem niederländischen Hafen fchidfen wird, welche der 
hiffer aufglebt, damit diefer fle hier bei feinem Durchgange in Empfang nehme. 

Died wird hierburc, in höherm Auftrage zur Kenntnig des Schifffahrt treibenden 
nblifumd gebracht. (Min. BI. 1846, ©. 162, No. 258.) \ 

2) Regl. v. 24. Juni 1844 über ben Xootfendienft auf dem Rheine Innerhalb _ 
tr Graͤnzen des Preuß. Bebicte. | 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Da feit Erla des Regul. wegen Auöhbung ver Nhein- 
Hffahrb und wegen bed Zootiendienfted.auf dem heine v. 5. Aug. 1834, die Schiffbare 
eit diejed Etromes innerhalb des Preuß. Gebietes fo berbeffert ift, daß er auch von Fahre 
engen, meiche feine Lootfen an Bord haben, ohne Gefahr befahren werden kann, hiernad) 
to feine Verantaffung vorliegt, den nad) 8. 24 jenes Regul. beftehenden Lootſenzwang 
aufrecht zu erhalten; e8 dagegen zur Beförderung der Schiffiahrt gereicht, wenn denjenigen 
Shifern oder Flößern, weiche ſich ortöfundiger Lootſen bedienen wollen, ®elegenheit gege- 
ben wird, diefe in Dienft zu nehmen: fo werden zur Einrichtung des Rootfendienfted auf 
Kin ihelne innerhalb der Grenzen des Preuß. Gebiets nachfolgende Beftimmungen 
tlaffer. - 


‚ 8.1. Der nad 8.24 des Renul. v. 5. Aug. 1834 bedingt angeordnete Lootſenzwang 
ird aufgehoben. Es fteht dem Patrone oder Führer eined Fahrzeuges oder Floſſes frei, 
ber fih eines Lootſen bedienen will oder nicht. | 

8.2. Es follen Lootien-Stationen für die nachfolgend bezeichneten Strom-Streden 
richtet werben, und die Zootfen verpflichtet fein, an dem ihnen angewleſenen Stationd- 
tie zu wohnen. 

- I Im Reg -Bezirte Koblenz. 

a) aan Fa Goar aufwärts bis Caub; mit Anweiſung ded Wohnftes des Lootſen in 

St. Goar. 

b) Bon Oberspay aufwärts bis Boppard; Wohnfig: Oberdpap. 

e) Länge des Engerfer Grundes aufwärts; Wohnfig: Kaltenengerd. 

d) Oberhalb. Rolandswerth aufwärts, um den Obertinterer ®rund, fo fie um ben 
Uhtelfen bi zum Bad) unterhalb Remagen; Wohnſitze: im Wiedchen und Wo- 
andswerth. 

DM. Im Reg.⸗Bezirke Köln. 

a) Bon Wisdorf abwärts bis Langel und von Langel aufwärts bis Wisborf; Wohn» 
Age: Langel und Wiedorf. u, 

b) Von Woringen abwärts bis Vlatthals und von Langel aufwärts bis Pimipp; 
Wohnſitz: Woringen. 

.. ML Im nen Begitte Düffeldorf. 

a) Von Urdenbach aufmärts bis Plwipp; Wohnfls: Zons. . 

by Bon Urdenbach abwärts bis Stürzelberg und umgekehrt; Wohnfig: Stürzelberg. 

e) Ron Heerbt abivärts bis an den Düffeldorfer Hafen, und pon ba aufwärts bis zum 
Stelnort bei Hamm; Wohnſitz: Düfleldorf. 
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d) Bon bem Düffeldorfer Hafen bis zur Schellenburg und umgelehrt: Wohnfl: fir 
ercaſſel. 
e) Bon Kaiſerswerth aufwärts bis Leuchtenberger-Ort; Wohnſitz: Kalſerswerth 
f) nem und Radgatt aufwärts bei Ueberbingen; Wohnſttz: Weberdinen u 
ahuheim. 
- 8) Von Ruhrort und Homberg aufwaͤrts bis Werthhauſer⸗ Fuͤhr und Werte: 
Wohnſtitze: Homburg und Bahrort. \ » & 
h) Bon DOrfoy- aufwärts bis oberhalb Woltersborf und bon Binsheim abwärkie 
. Drfoy; Wohnfl: Orſoy. 
i) 83 oberhalb im Hamm abwaͤrts bis unten im Wörth und umgelehrt; Web 


Goͤrſiker. 
k) Zur Fahrt durch die Weſeler Rheinbrücke auf⸗ und abwärts; Wohnſitz: Büͤderid 
I) Vom Bislicher⸗Kanale abwärts bis unten in der Beek am Brind und umgefehe, 
Wohnſitz Kanten. 
m) Von oberhalb Bolbgräber abwärts bis in die Kraly und umgefehrt; Wohnſitz: Lima 
n) Bon Meeferort abwärts bis unterhalb der Etadt Rees und umgekehrt; Wohle 
Reeſerſchanz und Need. . 
0) Bon bem Kanale bei Grieth aufwärts 618 Entenbuſch; Wohnfig: Grieth. 
pP) Bon Biermann abwärts bis am Nabenpoll und umgelehrt; Wohnſitz: Emmi 
9) con War aufwärts bis Rabenpoll oder Emmerih; Wohnfige: Griethaufen u 
almorth. 

8.3. Niemand darf das Gewerbe eines Lootſen treiben, welcher nicht gehörig geht 
und auf den Grund beftandener Prüfung mit einer Konzefflon. verfehen ift, oder melde 
biefelbe nicht nad Maaßgabe der Beftimmung des 8. 8 erlangt hat. Das Gewerhe da 
nur auf derjenigen Strecke auögeübt werden, für welche die Konzeffion ertheitt ift (8-4) 
Auf anderen Etreden ben Lootfendienft zu verrichten, ift der Inhaber nicht berehtkt, A 
fel denn, daß er für diefe feine Befahigung gleichfalls nachgewieſen und eine befondere ds 
zeſſion auch für diefe Streden erlangt hätte. 

8.4. Zur Prüfung der Lootſen wird in jedem betr. Reg.» Bezirke eine Komalis 
ernannt, beitehend aus einem Weg.» Kommiffarius als Vorſitzenden und drei erfehm? 
und ortöfundigen Schiffern oder Lootſen. 

8.5. Wer fi zur Prüfung meldet, hat zubörberft nachzuweiſen: 

a) daß er Preuß. Unterthan ift, 
Ri feine biöherige gute Führung, 
e) daß er zwei Jahre praftiih die Schifffahrt erlernt und überdies ein Jahr ala Hit 
eined fonzeffionirten Zootfen gebient hat, 

d) hinlänglidye Fertigkeit im Lefen und Schreiben. J 

Die Prufung iſt auf die im 8. 27. des Regul. v. 3. Aug. 1834 bezeichneten Gegenſien 
zu richten. Wußerdem hat die Kommiſſion zu prüfen, ob der Bewerber im Shut! 
bie Waſſerhoͤhe auf den verſchiedenen Untiefen der Strede, für melche bie Koneiflen no 

efucht wird, nach ben gegebenen Pegelſtaͤnden zu berechnen, und auf jener Ctredt ii 

robefahrt mit bemfelben zu madyen. > 

Für die Prüfung dürfen feine Gebühren, fondern nur bie baaren, bon bem Berner 
zu erftattenden Auslagen berechnet werben. 

Ueber den Ausfall der Prüfung int bemfelben foftenfrei ein Zeugniß auszufteln. F 

8.6. Erhält ver Bewerber bad Fähigkeits⸗Zeugniß, fo muß derfeibe, ſofern ei 
der Lootjenftation, für welche er die Konzefllon nachgeſucht hat, nicht ſchon alt — 
gedient hat, noch ein Jahr auf Probe den Lootſendienſt verrichten. Beehtn 
Probe, fo wird ihm von ber Megierung bie Konzeffion gebührenfrei ertheilt. Ann 

8.7. yn ber Konzeffion ift die Stromftrede, für weiche ſie güttig IR, au bet mi 
ed iſt der Erfteren ber, bon der betreffenden Regierung außzufertigenbe Gebühren 
zubeften, und ver Lootſe hat, wenn er in Ausübung des Lootſendienſtes begrifftg f. ir 
Konzeffion mit dein Tarife urfchrifttich der in beglaubigter Form bei ſich zu fiben 
auf Verlangen des Patrons, Schiffs⸗ oder Floß-Führerd demfelben vorzuzelgen. ie 
die verfchlebenen Stationen fefgeftellten Tarife follen durch die Mmtöblätter zur? 
lichen Kenntniß gebracht werben. MN 

8. 8. Diejpnigen Perſonen, welche ſchon bei Publikation des Regul. b. 5. Aug ip 
zur Ausübung des Looiſendienſtes berechtigt waren, und gemäß 8. 29 deſſelben Ye 
zeſſton ohne Prüfung in Anfpruch nehmen fönnen, haben fich debhalb, bei Bene M 
Verluſtes der Befugniß, das Gewerbe eined Lootien zu betreiben, binnen drei #0 
bon ber Publikation dieſes Regl. an, bei ber betr. Neg. zu melden. Mi 

8. 9. Der Batron, Schiffd- oder Fioß- Führer, welcher einen Loolſen berfang kat 
die durch Zeichen oder durch Anruf fund zu thun oder ihn zu beftellen, nad 5— 

‚ ber, mit dem Tarife befannt zu machenden, beſonderen Beſtimmung ber Rd. (8 
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er Lootſe auf ber Station, fo muß er der Aufforderung fofort folgen ; bleibt waͤhrend feiner 
bmeienheit fein anderer Lootſe auf der Station zurüd, fo ift auf der Letzteren und bis zur 
tüdtehr des Lootſen, eine rothe Flagge aufzuziehen, um anzuzeigen, daß auf der Station 
gleich fein Lootſe zu haben ift. Unter mehreren, auf ber Station zugleich anweſenden 
ootfen hat der Schiffspatron oder Führer die Wahl; fonft fahren Die Xootfen nad) ber 
om Schifffahrts-Infpektor feftgefeßten Bteihefolge. 

8.10. Der Lootie hat auf Verlangen ded Patrons oder Führers den Befehl über 
le Mannfhaft (bei der Bergfahrt über die Pferbeführer) und das Steuerruder zu über» 
ehmen. Er hat alle auf die Stellung, Richtung und auf den Bang bes Schiffes oder 
loßes bezügliche Mnorbnungen zu treffen und dem ihm übertragenen Beichäfte unausge⸗ 
gt Aufmertſamkeit gugumenden. Bevor das Schiff oder Floh nicht durch die Beglei⸗ 
ingöftrede gelangt iſt, darf der Lootſe daſſelbe nicht verlaflen. " 

8.11. Ter Looiſe ift befugt, und, wenn ihn der vorgeſetzte Schifffahrtd- Infpektor 
au anweiſet, verpflichtet, durch Baken oder Schwimmpfühle bie zu meidenden Stellen 
eb Fahrwaſſers zu bezeichnen; er hat dem Scifffahrtö-"Infpeltor davon Anzeige zu 
nahen, wenn Steine oder Dämme der Fahrt hinderlich oder die Leinpfabe befchäbdigt find. 

d. 12. Im Frühjahre vor dem Wiederbeginne ber Schifffahrt, mie auch unmlıtelbdr 
jach jedem hohen, die Ufer überfteigenden Waſſer, find ſämmtliche Lootſen gehalten, ihre 
Stromftredten zu befahren, da8 Strombett und den Fahrweg zu unterfuhen und die Lein⸗ 
fade zu befichtigen, auch bei den Eteuerleuten und Zeinenreutern ſich fleißig zu erkundi⸗ 
en, in weldem Zuftande ſich das Fahrwaſſer und der Leinpfad bis zu den benachbarten 
Stationen befinden, damit fie Die vielleicht ftattgehabten Veränderungen genau kennen lernen. 
. 8.13. Ein Xootfe, der die Fuͤhrung eined Schiffed oder Floßes in truntenem Zuftande 
dernimmt, oder fich mährend der Führung in diefen Zuftand verfeßt; der den ihm ange» 
tiefenen Wohnfig willfährtich verläßt, oder die Vorfchriften des gegenwärtigen Regl. oder 
ine BebührensTage überfchreitet, hat eine Belbfirafe von 1 bis 5 Thir. und bei erheblicher 
lihtvertegung eine Cuspenflon vom Lootfendienfte für die Dauer von vier Wochen bid 
u drei Monaten, im Wiederholungdfalle aber Euspenfionöftrafe bis zu fehs Monaten 
md nad) Befinden feibft den Verluft der Konzeffion zu erleiden, welche lettere bei fernerer 
Biederhelung ſtets außzufprechen iſt. Diefeiben Strafbeftimmungen treten ein, wenn 
wurd Fahrläſſigkelt eines Lootſen bei Ausübung feines Gewerbes ein Theil der Ladung zu 
Brunde geht, oder das Schiff, Floß. die Ladung oder die Mannſchaft oder dritte Perſonen am 
doͤrper oder Vermögen beſchädigt werden. Iſt der entſtandene Schaden in böslicher 
Abiiht veranlagt, oder iſt durch grobe Fahrläſſigkeit der Tod oder eine febendögetährliche 
Beihädigung eines MWteflichen oder der Untergang einer Schiffsladung herbeigeführt, fo 
tritt fet6 Werluft Der Konzeffion ein. 

Tiefe Befimmungın treten In Unfehung der Lootſen an bie Stelle der unter den 
Buchſtaben 0. bid F. im 8.20 des Megul. v. 5. Aug. 1834 enthaltenen Strafbeflimmungen 
und wird in fo weit auch der 8. 30 dieſes Regul. befchräntt. 

Im Uchrigen behält ed bei den 88. 19—23 und 30 deffeiben fein Beenden. Auch 
bleiben die Strafbeftimmungen des gemeinen Mechts und bie Anſprüche der Bethelligten 


uf Schadenerfa porbehalten, - 

8.14. Die Handhabung der Dienſtdisziplin und die nächfte Unterfuchung der Ueber⸗ 
telungen der Looiſen gegen diefe Inftruttion, gehören zur Dienftobliegenheit des Rhein⸗ 
Hifffahrtö-Infpektord. Die Ortöbehörden find zur ungefäumten vorläufigen Feftftellung 
er Thatfache und Anzeige bei dem Letzteren verpflichtet. Die Disziplinar- Entfheldung 
folgt durch die Meg., in.deren Bezirk der Stationsort des Lootfen liegt. 

8.15. Wer auf einer ber oben (8. 2) bezeichneten Stromftreden die Verrichtungen 
ineb Lootſen ausübt, ohne dafür als Kootfe kongeffionirt zu fein, verfällt in die 8. 33 des 
tegul. d. 5. Aug. 1834 angedrohte Strafe. Als einer unbefugten Ausübung des Lootſen⸗ 
ienfted ſchuldig, ift jeder Schiffer oder Steuermann anzufehen, welcher nicht für die ganze 
sahrt bon der legten Ein⸗ oder Muslabeftelle 6i8 zum nächſten Beftimmungsorte, fondern 
aterwegs, für einzelne Streden der Fahrt fi) annehmen läßt, und das Schiff oder Floß 
ber eine oder mehrere ber oben (8. 2) bezeichneten Stromftreden geleitet. 

„8.16. Der Fin. Din. ift ermächtigt, die Iın 8. 2 geordneten Zootfen-Stationen zu 
erandern und deren neue einzurichten. Die Beftimmungen der 88.24 —26, 28, 31 des 
tequf, d. 5. Aug. 1834 werben hiermit aufgehoben. (®. S. 1844, ©. 254.) 

. B. Unterfuhung der Tauglichkeit der zur Rheins, Mofel» und 
saarsSchifffanrt gehörigen Fahrzeuge. 

1) Inftr. des K. Fin. Min, (Maafen) v. 27. Sept. 1834, Unterfahung 
er zur Rheinſchifffahrt gehörigen Kahrzeuge. 
Zur all ber in ber Uebereinfunft unter ben Uferftanten bes Rheins v. 
1. März 1831 (0. ©. 1831 S, 71 ff) Art. 58, 54 enthaltenen Vorſchrift, über die 
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Unterfuhung der zur Rheinſchifffahrt gehörigen Fahrzeuge, werben hlerdurch folge 
Beftimmungen getroffen: | 

8.1. Alle zur Rheinfchifffahrt gebrauchten ober zu gebrauchenden Schiffe, met 
nicht blos zum Traneporte von Eigengut dienen, fondern für Frachtlohn fahren, nd, us 
den folgenden Beftimmungen, einer jährficy zu erneuernden Unterfuhung ihrer Tauıld 
feit zu unterwerfen, mit alleiniger Ausnahme derjenigen Fahrzeuge, die nicht über fünfk 
Tragbarkeit haben, fofern ſolche bie Preuß. Binnenfahrt nicht überfchreiten. 

8.2. Es ift jedoch den Batronen oder ihren ber im 8. 1 ausgenommenen Chir 
überlaffen, felbige ſowohl zur erften Unterfuchung Ihrer Tauglichkeit, als von Zelt zu 
zur Mevifion diefer Tauglichkeit zu ftellen. ben diefes fteht auch den Eigenthänens 
er Kahrzeuge frei, welche blos zum Transporte von Eigengut dienen. 

8.3. Zur erften Unterfuhung der Tauglichteit derjenigen Schiffe, welche den Rs 
befahren, und zur Nebifion derfeiben, beftehen unter der Firma: 

sSchiffs- Interfuhungs =: Kommifflon« 
in ven Freihafenplaͤtzen befondere Behörden. Für Duisburg fann bie Unterfuhup 
Kommiflion in Ruhrort beftehen. 
8. 4. Der O:berbürgermeifter ober Bürgermeifter des Orts ift der Vorſteher dicke 
Kommiffion, welche, außer dieſem, gebildet wird: | 
a) in Köln aus dem HafensKommiffarius, einem patentirten Schiffer und zwei Säih 
baumeiftern, bon denen der eine mo möglich ein ſolcher fein wird, ber den Ecifn 
nicht mehr betreibt; 
b) in den andern Bläßen, wo fein befonderer Hafen-Kommiffarius beftelit if, ram . 
feine Stelle ein zweiter patentirter Schifföführer ein; - 
e) in den Plätzen, wo Handelskammern oder konftituirte Vorſtände ber Kaum 
fhaften beftehen, iſt aus ihrer Mitte der Kommifflon ein Mitglled beizugeide 
Wo ſolche Behörden nicht vorhanden find, disponirt die Ortsobiigkeit einen m 
renen Kaufmann zur Uebernahme diefer Verrichtung. 

Wo nicht zwei Schifföbaumelfter zu erlangen find, genügt Einer, und, wo auf ät 
nicht eintreten kann, gendgt ein Schifföbau-Verftäudiger; wenn auch dieſer nicht zu die 
m M bleibt bie Bildung der Kommiſſton fo fange audgefeßt, bis diefen Mangel ehſi⸗ 

n t ‘ 

8.5. Die zu der! Kommifflon gehörigen Sachverſtändigen find, In Bemäghei 
Art. 53 der Uebereinkunft v. 31. März 1831 eiblich zu verpflichten. 

8. 6. Den Vorfiß in diefer Kommifjton, welche permanent iſt, führt ber Oberiip 
meifter ober Bürgermeifter, welcher indeſſen ber Unterfuchung bed Yahrzeuges 
beizumohnen, nicht verpflichtet ift, und hiebel bon dem aus dem Hanbeföftande gab 
ten, ober einem andern, bon der borgefeßten Behörde beftimmten Mitgllede beim 
werden kann. u 

8.7. Die weiter nöthigen Anordnungen und Einteltungen, Behufs der Bilduy N 
Kommifflonen, ergehen von ber betreffenden Regierung, welche biefelben, formell db mM 
derlich fein wird, mit näherer Geſchäftsanwelſung verfehen wird. 

8.8. Mile neue Schiffe, welche nach 8. 1 der Unterfuchung zu unterwerfen Ir 
haben die Batrone oder Führer, welche dad Preuß. Schifferpatent erhalten haben, Kat 
fie befrachtet werden, Einer diefer Kommiffionen zur Unterfuchung zu ftellen. rn 

‘8.9. Für alle jeßt vorhandene, nad) 8.1 der Unterſuchung zu untertverfende Etſt 
iſt daſſelbe im unbeladenen Zuſtande im Verlaufe diefes und bes nächſten Fhr 
bewerkſtelligen. Bevor ſie wirklich zur Unterſuchung geſtellt werben, haben die Bethell 
ten mit der Kommifßon, bei der ſie die Unterfuchung vornehmen zu laffen gefonnen Ib 
bed Termins wegen Werabrebung zu nehmen, bamit durch das "gleichzeitige Annelds 
mehrerer Schiffe nicht Aufenthalt und Unterbrehung bei bevorftehenden Fahrten eat 

8. 10. Anch dielenigen Schiffe find dieſer Regel unterworfen, die bon ben Reha 
fen aus, den Rhein befahren follen. 

8.11. Für die Unterfuhung berjenigen Schiffe, welche für die Seefahrt beſim 
find, wird derjenigen Kommiffton, bei weicher fotche geſchehen ſoll, ſobald ed erford 
wird, ein technifched Mitglied beigegeben werden. 

8. 12. Bei der Anmeldung zur Unterfuhung muß, wenn dad Schiff zur Befahrel 
nur einer gewiſſen Stromftrede beftiimmt iſt, dies mit beren Bezeichnung angtf 
werden. , 

8.13. Die Kommiffion unterfucht defien Tauglichkeit für die betr. Strede, und ai 
barüber eine Verhandlung auf, in welcher biefe Strede genau bezeichnet und def gi 
des Schiffes In Bezug auf Tauglichkeit in befrachteteın Zuſtande, oder mas dabel un 
weldyem Brade, mangelhaft ift, umſtändlich befchrieben wird, Die Mangd r 

nd zu fondern, je nachdem folche die Sicherheit der Ladung Im —T — —* 
ckichiffen nur bie gute Unterbringung ver Waaren, um ſie gegen bie Kinfluͤſe ber 9" 


’ 
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ig und ber Raͤſſe zu fchügen, beireffen, und es If dabei gu bemerken, was zur Erledi⸗ 

19 der wahrgenommenen Mangelhaftigteiten gefchehen muß. 

8.14. Dad Brotofoll muß ferner enthalten: 

ı) den Namen bes Schiffes; 

) wie viel Bord es im belabenen Zuftande haben muß, nach Zollen ausgebrüdt; - 

) it a beffen Ladungsfaͤhigkeit iſt, wobei befonderd Irrthümer im Plus zu ver⸗ 
meiden find; ’ . 

') die Art ber Bededung; . 

) welches Inventarlum an Antern, Kelten, Tauen, Segeln u. |. w. zur fihern Füh⸗ 
tung borhanden fein muß, welches Gewicht oder Dimenftonen die einzeinen Stüde 
haben müffen, und In weichem Zuſtande ſich die vorhandenen befinden; 

) welche Bemannung das Schiff zur fihern Führung erforbert. . 

Bei Dampfichiffen ift Darauf zu fehen, daß die Dampfeinrichtungen nach ben barüber 
chenden Vorſchriften angelegt find.y 

8.15. Inöbefondere iſt endlich In dem Protokoll ber Stand und der Vor- und 
(ölehtöname, imgleichen der Wohnort bed Eigenthümers anzugeben und zu attefliren, 
hier teßtere als ausfchließlich Preuß. Unterthan ausgetvielen IR. Diefer Nachweis 
'#burd) ein Atteft der Ortöobrigkeit ded Wohnorts des Eigenthümers geführt ‚werden, 
d der Vorfteher ber Kommilfton Ift befonder& verpflichtet, Darauf zu ſehen, daß diefem 
orderniffe jederzeit genügt werde. 

8.16. Eine Ausfertigung diefed Protokolls wird unter Siegel und Unterfchrift der 
nmifflon ders Inhaber des Schiffed zugeftellt, der ſolches einem In ftartem Pappdeckel 
zulegenden Schiffo⸗Repiſtonsbuche vorheften läßt, welches jederzeit auf dem Schiffe als 
zu demſelben gehoͤriges Inbentarienſtück, alſo ohne Rückſicht auf Wechſel im Beſitz⸗ 
ude, wenn es in Ladung liegt oder in ber Fahrt iſta vorhauden fein muß. Dieſes Buch 
don der Kommiffion zu paraphiren und zu flegeln. 

8.17. Das Shiffd-Reviflonsbud) iſt dazu beftimmt, alle Rachrepifionen, die im 
beladenen Zuftande des Schiffes gefchehen, mit bem Befunde darin aufzunehmen, um 
ich deſſen Einfiht die Befrachter In den Stand zu fegen, ber in ber Uebereintunft, 
1.53, Ihnen auferlegten Pflicht nachzulommen. Die Eintragungen über bie erfolgten 
diflonen müffen daher datirt, und Tag und Jahr müffen mit Buchftaben ausgefchrieben 
N. Sofern bei der Nachreviſton fich ergiebt, daß ein Wechſel In der Berfon des Eigen- 
Imer& eingetreten iſt, ft die und daß der neue Eigenthümer ſich als ausſchließlich Preuß. 
terthan aubgewieſen habe, in eben der Art, mie 8. 15 vorgefchrieben worden, unter - 
gel und Unterfchrift der Kommifflon in dem Buche zu vermerken. Auch ift es den 
ſein⸗Jolaͤntern voraulegen, um danach die Richtigkeit der Angabe ver Laftenzahl in 
nenigen Manifeften, auf deren Grund die Schiffs⸗Gebühr (das Mefognitiondgeld) erho- 
n wird zu prüfen. 

„818. Die Nachreviſionen müſſen längſtend in Zwiſchenräumen bon Einem Jahre 

ae und außerdem dann erneuert werden, wenn die Befrachter ed nod) für nöthig 
en. 


8. 19. Da das wirkliche Vorhandenſein bed erforberlihen Schiffd-Inventarit in ber 
Ihigen Eigenfchaft und ber Stärke der Bemannyng (8. 14 e. f.) von den Schiffö-Unters 
hungs⸗Kommiſſionen mit Erfolg nicht zu fontroliren ift, fo ſind der Rheinjchifffahrts- 
heftor, bie Waflerbau-Infpettoren, die Hafen⸗Kommiſſarlen, bie Mitglieder der Han- 
d-Rammern und die Mitglieder der UnterfuhungdsKommliflonen nicht nur berechtigt, 
dern aud ben Umſtaäͤnden nach verpflichtet, den Zuſtand der Inventarien und ber 
mannung dann zu unterfuchen, wenn dad Schiff in Ladung liegt, und ed muß dieſes 
ders dann gefchehen, wenn das nl in der Ausladung, oder nad) eingenommener 
ung in der Abfahrt begriffen iſt; jedoch kann eine foıche Repifion nur einmal bei jeder 
Hladung oder Abfahrt ftattfinden, fofern nicht durch ganz befondere Umflände ein Anlaß 
deren Wiederholung vorhanden ift. 

‚Auch die Rhein-Follämter haben baffelbe Recht und diefeibe Pflicht, wenn das Schiff 
ihnen In der Abfertigung Hegt. | 

Der Befund foicher Mevifionen ift jededmal im Schiffs-Reviflonsbuche zu vermerken. 

8. 20. Nach einer vollzogenen Haupt-Reparatur ift das Schiff zu einer erneuerten 
in. erfachung zu ftellen, deren Reſultat in dem Schiffd- Heniflonöbuche zu vermer⸗ 


8, 21. An Mebiflonsgebühren find zu entrichten: 
für die erfte Haupt-Unterfuchung ober deren Erneuerung bei flattgehabter Haupt 
Reparatur, für jede Laſt der Labungsfähiglet - - - . - » » 2 Ser. 
für, jede Racprebifion, auöfchließtich derer, welche im 8. 19 erwähnt find, 
und unentgeltlich gefchehen, für jede Laſt ber Zadungsfähigfelt . - . SPE 


® 
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8.22. Der Ertrag dieſer Rebiſtondgebuͤhren iſt zunächſt dazu beſtimmt, die im 
nothwendigen materiellen Ausgaben der Schiffs⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſion zu beim 
ten. Bon dem Ueberſchuß beftimmt bie betr. Nteg. einen angemeflenen Betrag zu ka: 
theilung unter die unbefoideten Glieder gedachter Kommifilon, nad) Magßgabe ber Antııl 
nahme an den Gefchäften, wozu bie ber Kommifflon zunächſt borgefeßten Behörden ie 
Vorſchlag mahen. Der übrig bleibende Betrag wird referbirt zur WWermendun kl 
befonderen Veranlaflungen, und auch zur Beftreitung der Auögaben für ven 8. 11 up 
nommenen Zali. (A. XVIIL 854. — 3, 146.) 

2) 8.8.0. 6. Dec. 1837 und Infr. ded 8. Fin. Min. (v. Alventiie 

p. 12. Juni 1838, betr. die Schifffahrt auf der Mofel und Saar. 

Nachdem des Könige Moj. durch die nachfolgende Allerh. Ordre: 

»Aus den in Ihrem Berichte v. 14. v. M. Mir angezeigten Gründen genehmig N 
nad) dem von Ihnen bebormorteten Antrage bed DOber-Brafidiums der Rhein-Prom 
und der Reg. zu Trier und Coblenz, daß der 53. Art. ber Rheinſchifffahrts⸗Konventietn 
31. März 1831 in feinen 4 erften Beſtimmungen aud für die Schifffahrt, teihe 
auf die Mofel und Saar beſchrankt, infofern dieſelben mit Schiffen Preuß. Untertham 
oder mit Schiffen; welche Preuß. Mofels und Saarhäfen angehören, betrieben nit 
angewendet werben foll. Ic ermädjtige Sie, wegen Ausführung dieſer Anordum— 
aͤhnliche Anwelſung, als für den Rhein ertheilt worden ft, auch für die Preuß. Dik 
und Saar zu erlaffen, und die Aufnahme diefer Ordre, ſowie ber betr. 4 erften Veſin 
mungen des 8.53 her Rheinſchifffahrt-Konvention In die Amtsblätter der Htg.z 

Coblenz und Trier zu verfügen. 
Berlin, den 6. Dec. 1837. “ Friedrich Wilhelm 


An 
den Staatd- und Finanzminifter Graf 
v. Alvensleben. 
die Unterſuchung der Taugtichkeit für diejenigen Schiffe, welche Preuß. Unterthanen ar 
zu Preuß. Häfen gehören, aber bei ihrer Fahrt die Mofel und Saar nicht überiämin 
angeorbnet und zůgieich die 4 erften Beflimmungen des 53. Art. der. Rheinfhifidt 


_ Konvention d. 31. März.1831 (®. ©. 1831 ©. 108), weiche fo lauten: 


»Meidet ſich ein Schiffäpatren oder Führer mit einem Fahrzeuge, das zul 
- Mate zur Rheinfchifffahrt zugelaffen oder beladen werden foll, fo muß er folhap® 
berft von hierauf eidlich verpflichteten Sachverfiändigen unterfuchen und KM 
faffen, daß dieſes Fahrzeug für denjenigen Thelt der Mheinfchifffahrt, für den es hs 
iſt, tauglich befunden worden, daß ed dayerhaft gebant, gut, faffatert und mid“ 
nöthigen Tauwerk und Schiffägeräthe verfehen, auch daß ed zur Aufbewahrung MP 
zunehmenden Güter angemefien eingerichtet ift, und daß feine Schiffsmannjcrt ı 
einer zu feiner Kührung hinlänglicdyen Anzahl von Matroſen befteht. 

Die Unterſuchung muß, fo oft der Abſender es nöthig findet, und jährfid mar 
ſtens einmat, wiederholt werben. 

Wer Güter für fremde Rechnung auf dem Mheinftrome zu berfenben hat, iR fm 
tigt, von dem Schiffspatton oder Yührer die Beibringung eines durch die bit 
Sachverſtaändigen letztlich audgefertigten Zeugniſſes zu verlangen. , 

Untertäßt er diefe Vorfiht, und bie Waaren gehen auf ber Reife wegen nt 
" tichfeit des Schiffes zu Grunde, oder werden aus diefer Urfache entfchädigt, fo ba! 
bafür der Abfender, mit Vorbehalt feines Regreſſes gegen ben Da , 
auch für die Führer folcher Be für verbindüch erflärt haben, fo wird über vi 
bie a er Maaßregel anzumendende Verfahren bie nachftehende Snfratt® 
erdurch ertheitt, 
1. le nur für die Schifffahrt auf der Mofel oder Saar beftimmten Fahr! 
welche entweder Preuß. Unterthanen oder zu einem Preuß. Mofels oder Soarhafen X 


‚ren, wenn fie nicht 6108 zum Transport vom Eigengut dienen, fondern für gradtioht 


ren, find nad) ben folgenden Beftimmungen einer jährlich zu erneuernden Unte ua 

Ihrer Tauglichkeit zu untertverfen, mit alleiniger Ausnahme ber zum Ueberfegen von tu 

—8 andern beſtimmten und derjenigen Fahrzeuge, die nicht über drei Saft Tregfi 
eit haben. 

8.2. Es if jedoch den Patronen oder Führern der Schiffe von 3 Laſt und Bun 
überlaffen, feibige ſowohl zur erften Unterfuchung Ihrer Tauglichkeit, als von Zeit 1 f 
zur Mevifion diefer Tauglichkeit zu ſtellen. Eben dieſes fteht auch ven Eigentümer! 
her Fahrzeuge frei, weiche zum Transporte von Eigengut dienen. Km) 

8.3. Die zu diefer Unterfuchung geftellten Kommilitonen haben Ihren ©i zus 
Trier und Saarlouis. d 

8. 4. In Coblenz wird bad Geichäft von berfeiben Kommiſſton verfehen, wee 
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ben Grund ber Inftr. b. 27. Sept. und 6. DE. 1834 (A. ©. 854 ff.)?) zur Unterſuchung 
ber den Mhein befahrenden Schiffe befteht. M 
Dagegen werden zu Trier und Saarlouis dieſe Koınmifflonen gebildet: 
+ a) aus dem Oberbürgermeifter oder Bürgermeifter des Orts ald Vorſteher berfeiben; 
b) aus zwei felbftftändigen Schiffern und zwei Schiffbaumeiftern, von denen der eine 
wo möglidy ein folcher fein wird, der ben Schiffbau nicht mehr betreibt, und - 
c) aus einem bon der Ortöobrigfeit zum Beitriite gu disponirenden erfahrenen Kaufe 








mann. 
Bo nicht zwei Schiffbaumelfter zu erlangen find, genügt Einer, und wo aud Einer : 
nicht eintreten fan, genügt ein Schiffbauverſtaͤndiger. . 

8.5. Die zu der Kommifllon gehörigen Sachverſtändigen find vor dem Oberbuͤrger⸗ 
meiſter oder Bürgermeifter eidtich zu verpflichten. 

8.6. Den Vorfig in diefer Kommiſſion, weldye permanent ift, führt ber Oberbürger« 
meter oder Bürgermeifter, der Indeflen der Unterſuchung des Fahrzeuges perſoͤnlich beizu« 
wohnen nicht verpflichtet Ift, und hierbei von Dem aus dein Handelöftande gewählten oder 
einem andern von der vorgeſetzten Behörde beflimmten Mitgliede vertreten werben kann. 

8. 7. Die welter nöthigen Anordnungen und Einteitungen Behufs der Bildung ber. 
Sommiflonen ergehen bon ber betr. Reg., welche biefelben, fo weit ed erforberlid) fein 
bir, mit näherer Geſchaäftbanweiſung verjehen wird. 

‚+3. Alle neuen Schiffe, welche nad) 6. 1 der Unterfuhung zu unterwerfen find, 
mufen, bevor fie befrachtet werben, von den Patronen oder Führern einer dieſer Kommife 
Nonen zur Unterfuchung geftellt werben. \ 

8.9, Für alle jet vorhandenen, nad) 8. 1 der Unterfuchung zu unterweifenden 
Chiffe, iſt daſſelbe im unbeladenen Zuſtande im Verlaufe dieſes und des nächſten Jahres 
gu hewertſtelligen. Bevor ſie wirklich zur Unterſuchung geſtellt werben, haben die Bethei⸗ 
ligten mit der Kommiſſton, bei der fie die Unterſuchung vornehmen zu laſſen geſonnen find, 
ed Termind wegen Werabrebung zu nehmen, bamılt durch da8 gleichzeitige Anmelden 
mehrerer Schiffe nicht Aufenthalt uno Unterbrehung bei beborftehenden Fahrten entftehe. 

$. 10. Bei der Anmeldung zur Unterfuhung muß, wenn dad Schiff zur Befahrung 
au ner geriffen Stromftrede beftimmt iſt, Died mit deren Bezeichnung angegeben 
verden. 

‚8.11. Die Kommiffion unterſucht deſſen Tauglichkeit für die betr. Strede und nimmt 
darüber eine Kerhandlung auf, In welcher diefe Strecke genau bezeichnet und der Zuftand. 
des Schiffe in Bezug auf die Tauglichkeit in befradhtetem Zuftande oder was dabei und 
In welchem Brade mangelhaft ift, umſtändlich 'befchrieben wird. Die Mangelhaftigfeiten 
And zu fondern, je nachdem ſoiche die Sicherheit der Ladung im Allgemeinen, oder bei 
Deeitiffen, nur die gute Unterbringung der Waaren, um fie gegen die Einflüffe der Wit- 
terung und bie Näffe zu ſchützen, betreffen und es iſt Dabei zu vermerken, was aut Erledi- 
gung der wahrgenommenen Mangelhaftigfeiten geſchehen muß. 

8.12. Das Protokoll muß ferner enthalten: 

a) den Namen bes Schiffer, n 

b) wie viel Word es in beiadenem Zuftande haben muß, nach Zollen ausgedrüdt, - 

c) wie groß deſſen Ladungsfählgfeit ift, mobei befonder8 Irrthümer im Plus zu ver⸗ 

meiden find, oo. | 

d) die Art der Bededung, zu 

e) welches Inventarium an Antern, Ketten, Tauen, Segeln u. |. w. zur fichern Füh— 

tung vorhanden fein muß, welches Gewicht oder Dimenflonen die einzelnen Stüde 

aben müffen und In welchem Zuſtande fi bie vorhandenen befinden, und 

f) weihe Bemannung das Schiff zur fihern Führung erfordert. Ä 

8.13. Insbeſondere ift endlic In dem Wrotofotle der Stand und ber Vore und 
Beihlehtöname, imgleichen der Wohnort des Eigenthünierd anzugeben. 

8.14. Gine Ausfertigung dieſes Protokolls wird unter Siegel und Unterſchrift der 
ommiffton dem Inhaber bed Schiffes zugeftellt, der ſolches einem in ftartem Papphbeckel 
tulegenden Schifförepiftonöbuche vorheften läßt, welches „jederzeit auf dem Schiffe als 
in zu demſelben gehoͤriges Inventarlenfiüd, alſo ohne Kückſicht auf Wechſel Im Beſitz⸗ 
ande, wenn es in Ladung liegt oder In der Fahrt iſt, vorhanden fein muß. Dieſes Bud) 
t bon der Kommifflon zu paraphiren und zu flegeln. 

8. 15. Das Schiffsreviſtonobuch ift dazu beftimmt, alle Nachreviſtonen, welche eben- 
18 im unbeladenen Zuſtande des Schiffes geſchehen mfffen, mit dem Befunde darin auf⸗ 
inehmen, um durch deffen Einficht die Befrachter in den Stand zu fegen, den ihnen aus 


— — — — — 


1) Eine Inſtr. b. 6. Oft. 1834 findet ſich in den A. nicht abgedruckt; vergl. dage⸗ 
gen bie Inſtt. v. 27. Sept. 1834, oben ©. 381 ff. a5 
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ber Anwendung ber vier erften Beftimmungen deö Art. 53 ber Mheinfchifffahrtd-Konen 
tion ervachfenden Obliegenheiten nachzukommen. 

Die Eintragungen müffen datirt und Tag und Jahr müffen mit Buchftoben au: 
fhrieden fein. Sofern bei der Nachreviſton ſich ergiebt, daß ein Wechſel in der Perit 
bes Eigenthümerd eingetreten, ift dies in eben der Art, wie der 8.13 vorſchrelbt, unter &i- 
gel und Unterfchrift der Kommiſſton in dem Buche zu vermerten. 

8. 16. Die Nachreviſtonen müflen längftens In Zwiſchenräumen bon einem Jh 
hol und außerdem dann erneuert werden, wenn bie Befrachter ed noch für nes 
. erachten. - ' 

8. 17. Da das wirkliche Vorhandenfein bed erforberiihen Schiffs⸗Invenlaril Ins 
nöthigen Eigenſchaft und der Stärke ber Bemannung (8. 12 e. f.) von ben Ed 
Unterfuchungd > Kommifflonen mit Erfolg nicht zu fontroliren ift, fo find die Waſſena 
Inſpektoren, die Mitglieder der Handelöfammern und die Mitglieder der Unterfuhuns 
Kommilfionen nicht nur berechtigt, fondern auch ben Umftänden nad) verpflichtet, den ir 
ftand der Inventarien und der Bemannung dann zu unterfuchen, wenn bad Shifk 
Ladung liegt, und ed muß dies beſonders dann gefchehen, wenn das Schiff in der Anti 
dung oder nach eingenommenrer Ladung in der Abfahrt begriffen iſt. Es kann jebod dx 
ſolche Reviſton nur einmat bei jeder Ausladung oder Abfahrt ftattfinden, fofern nicht bunt 
ganz befondere Umftände ein Anlaß zu deren Wiederholung vorhanden if. \ 

Auch die Mofel-Zollämter haben daſſelbe Recht und biefelbe Pflicht, wenn dad Edit 
in dem Hafen, wo fle ihren Sit haben, In der Abfertigung liegt. 

Der Befund ſolcher Reviſtonen ift jedesmal im Schifförebiſtonsbuche zu vermerken. 

8. 18, Nach einer vollzogeuen Haupt-Reparatur iſt dad Schiff zu einer erneucti 
erfen Unterfuchung zu ftellen, deren Reſultat in dem Schiffs⸗Reviſtondbuche zu bee 
ten 


8. 19. An Revifiondgebühren find zu entrichten: 
für die erſte Hauptunterſuchung oder deren Erneuerung bei ftattgehabter Hauphiepar 
tur, für jede Laſt ber Kadungsfähigfeit 1 Sgr., jedoch niemals im Ganzen meniga 
10 Sgr.; für jeve Nachreviſion auöfehließlicy derer, welche im 8, 17 ermähnt find, u 
unentgeltlich geſchehen, für jede Laft der Ladungsfähigkeit 4 Pf., jedoch im Garn 
mald weniger ald 5 Sgr. \ | 
8.20. Der Ertrag biefer Reviſtonsgebühren iſt zunächſt dazu befiimmt, DE 
nothivendigen materiellen Ausgaben der Schiffö-Unterfuhungs-Kommifflon zu best 
Bon dem Ueberſchuſſe beſtimmt die betr. Heg. einen angemeflenen Beitrag zur 
lung unter bie unbejoldeten Glieder gedachter Kommiſſion, nad) Maaßgabe der — 
nahme an den Geſchäften, wozu die der Kommiſſton zunächſt vorgeſetzten Behörde de 
Vorſchlag machen. Der übrigbleibende Betrag wird reſervirt zur Wermendung bei Kit 
deren Veranlaſſungen. 
8.21. Jede Liebertretung der in gegenwärtiger ®. enthaltenen Borfchriften, none! | 
lich der 88. 9, 10, 14, 16, 17 und 18 wird, nach ber Befimmung des $. 33 der B.M 
K. Staatömin. v. 20. Juli 1818, (9. S. 630) mil einer Polizeiftrafe von 1 bi6 5 Atit 
geahndet. (A. XXI, 455. — 2, 147.) 


C. Einführung von Dienſtbüchern für die Schiffälente al 
den Den Rhein und deffen Nebenflüffe befahrenden Schiffen. 
M. der K. Min. der Fin. (Flottwell) und ded Inn. (d. Manteufe)! | 
18. Dec: 1845 an den K. Oberpräfld. der Rheinprodinz, mit der V. wegen⸗kn⸗ 
führung von Dienſtbüchern für die Schiffsleute auf den den Rhein und deſn 
Nebenflüſſe innerhalb der Grenzen ded Preuß. Gebiets befahrenden Säife 
18. Dec. 1845. 
In der Antage (a.) theilen wir Em. Hochw. eine V. wegen Einführung bon Dint 
büdern für die Schiffsleute auf dem Rhein und veffen Rebenflüffen innerhalb der Greur 
des Preuß. Gebietö, nebft dazu gehörigem Schema (b.) mit dem Erfuchen mit, diefe b. 
welche aus dem Beſchluß⸗Protokoll der Kheinfchifffahris⸗Central⸗Kommiſſion Ar. X du 
1844 und Nr. XI. von 1845 herporgegangen ift, durch die betr. Amtöbt. zur’ öffent. Kai 
niß — zu laſſen und die Behörden zur Ausführung der Maaßregei mit Anwenur, | 
zu verſehen. j j 
ae Betreff bes Debits beö Dienſtbuͤcher (8.3) iſt die In Abſchrift anfiegende Vert-(*) 
erla ſſen. ° 
Nach Maaßgabe des 8. 7 finden bie Vorſchriften der V. einſtweilen auf die Ben 
nung niederländijcher Mheinfchiffe feine Anwendung. Es ift daher in dem Falle wo A 
Sciffögefelle oder Schiffejunge ans dem Dienfte auf einem niederländifchen Schiffe 1 
Dienft auf einem anderen Rheinfhiffe uͤbertreten till, von demſelben bie Beibriaan 
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ed Dienftbuches nach Umftänden überhaupt nicht, oder body nicht für bie Dienftzeit auf 
m nieberländifhen Schiffe, fondern nur derfeibe Ausweid mie biäher zu verlangen. Es 
aber darauf Bedacht zu nehmen, baß nicht ber Uebertritt aus dem Dienfte auf einem 
derländifhen in den Dienft auf einem andern Schiffe und umgefehrt zur Umgehung 
ehinfichttich der Dienftbücher erthelten Vorfchriften gemißbraucht werde. 


nl. a. 
V. wegen Einführung von Dienftbüchern für bie Sähifföleute auf den, den 


hein und deſſen Nebenfläffe innerKalb der Grenzen bed Preuß. Bebietd befah⸗ 


nden Schiffen. 


Auf Brund eines Beſchluſſes der Eentral- Kommifflon für die Rheinſchifffahrt zu 
lainz wird, zur beſſeren Beaufſichtigung der Schiffsleute auf den, den Rhein und deſſen 
Senfffe Innerhatb ber Grenzen des Preuß. Gebiets befahrendben Schiffen, Nachſtehen⸗ 

angeordnet. . 

8. 1. Wer bei Publit. dieſer V. als Schiffögefelle (Schiffögehüfe, Sch!ffötneht) ober 
zdiftſunge (Schiffstehriing) im Dienfte eines, Ken Rhein oder deſſen Nebenfläffe Innere 
alb des —* — Gebiets befahrenden Dampf⸗ oder Segelſchiff-Führers (Patrone, 
hiffömelfters, Kapitains, Kondukteurs, Satzſchiffers) ſteht, oder nach Publik. dieſer V. 
ad dor dem 1. Mai 1846 In einen ſolchen Dienſt tritt, muß ſich bis zum gedachten Tage 
it einem Dienftbuche verfehen. 

8.2. Niemand darf vom 1. Mai 1846 ab, ohne mit einem borfchriftemäßigen Dienſt⸗ 
uche verfehen zu fein, in einen Dienft der im 8. 1 bezeichneten Art treten, oder — fofern 
hernah und nach dem 8. 1 verpflichtet war, ſich mit einem Dienftbuche zu verfehen — 
in Schifferpatent erlangen. 

8.3. Die Dienftbüder merben nad) dem nachſtehenden Muſter (b.) gebrudt. Sie 


emöhren Raum zur Eintragung bon ſechs Dienftatteften und find bei ben Stempelver: . 


heilen für den Preis von 40 Sgr. fäuflich zu haben. 

Wer nad den Beſtimmungen dieſer V. fi) mit einem Dienſtbuche verfehen muß, hat 
olcheß der Polizeibehoͤrde feined Wohnorts behufs der Ausfertigung und Eintragung ded 
Signalement8 borzulegen. Die Eintragung erfolgt koftenfret. 

8.4. Jeder Schifföführer It verbunden, in dem Dienftbucdhe des aus, feinem Dienfte 
retenden @efellen oder Jungen, unter Benutzung bed zuerſt abgedruckten oder ded, auf daß 
vieht außgefältte Formular unmittelbar folgenden, noch ungebrauchten Atteſt⸗-Formu⸗ 
wg ein vhtmähige® Zeugniß über deſſen Betragen mit Angabe des Entiaffungögruns 

zu vermerlen. 

Ein foider Vermerk kann auch burd) jede Boligel-Behörbe eincd Hafens am Mhein 
oder an einem Nebenfluffe deſſelben gemacht werden. 

8.5. Beſchwerden wegen des bon dem Shiffsführer ertheilten oder verweigerten 
are werben durch die Polizeibehoͤrden erledigt, welche das Ergebniß auf dem Dienft- 
Ude bermerten. 

8. 0, Wer durch Fahrlaͤſſigkeit eine Unvollſtändigkeit oder Unrichtigfeit In dem, ihm 
heilten Dienſtbuche herbeiführt; oder in bemfelben, ohne bie Abficht, au täuſchen, felbft 
ber dar Andere Eintragungen irgend einer Art vornimmt, erleidet eine Geldftrafe von 
bi6 5 Nihlr., oder im Unvermögensfalle verhättnigmäßige Befängnißftrafe. 

Eine gleiche Strafe trifft jeden Befellen und Jungen, der eine der vorftehend ar 
nen Beſtimmungen nicht püntttich befolgt oder eine folche verletzt; desgl. jeden Schiffd- 
Ihrer, welcher nach Wblauf der im 8. 1 beitimmten Friſt einen, mit einem borfehriftsmäßi« 
—X — nicht verſehenen Geſellen oder Jungen in ſeinem Dienſte behaͤlt, oder in 

ienſt nimmt. 

Ver in der Abſicht, zu täuſchen, ſelbſt oder durch Andere, Aenderungen in dem ihm 

fiten Dienſtbuche vornimmt, oder in gleicher Abſicht daffelbe unvoliftändig macht, 
bei dergt. Handlungen hüifreiche Hand leiftet, wird deshalb nach den allgem. Strafe 
em beurtheilt. 

Temjenigen, welcher eined folhen Verbrechens wegen beftraft wird, ift dad Dienft- 

abzunehmen. Ein ſolches darf ihm, nach Umſtänden, erft nach Mblauf einer beſtimm⸗ 

rift oder niemals wieder ertheilt merden. 1 

8.7. Auf die Bemannung von Seeſchiffen, welche ven Rhein befahren, finden die 
Benmärtigen Beftimmungen feine Anwendung. uch gelten diefe einftweilen nicht für 
 Bemannung niederländifcher Rheinſchiffe. 

‚ Berlin den 18. Dec. 1845. 
Der Finanzminifter, Für den Min. des Inn. Im Auftrage. 
Slottweit. v. Mantenffel. 
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Anl. b. 
(10 Sgr. Stempel.) 
Dienſtbuch 
für den nachſtehend ſignaliſtrten | ni 
b 
Te hi ber ausfertigenden Behörbe.) 
Signalement. 
Name: 
Beboren in im reife 
Größe: Fuß Zoll Shid Preuß. Maaß. 
Haar: 
Augenbraunen 
Stirn: 
Augen: 
Naſe: 
Mund: 
Kinn: . 
Geſicht: 
Geſichtsfarbe: 
Beſondere Zeichen: 


Eigenpänbige unterſchrift des Inhabers: 
(Vor⸗ und Zuname.) 


Unterzeichnet in Gegenwart und atteſtirt von dem Beamten: 


(Die zweite und dritte Seite füllt der Abdruc ber vorſtehenden V. v. 18. Dei 
‚ wegen Einführung.von Dienftbüchern für die Schiffsiente auf den, den NEW 
deſſen Nebenflüffe befahrenden Schiffen.) . 
(Die vierte biß fiebente Seite enthalten bad nachſtehende Formular, und gend 
Raum zur Eintragung von ſechs Dienftatteften.) 
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' Anl. e. 

Zur beſſern Beauffichtigung der Schifföleute auf dem Rhein und deſſen N 
innerhalb der Grenzen des Preuß. Gebiets follen Dienſtbücher für biefelben ein 
werben. Es ift dazu, dad nebft einer vidimirten Abfchrift der V. wegen deren Ein 
beiliegende Mufter gemanlt worden. 

Das letztere muß behufs Verfendung zum Debit bei ben Steuerftelleg abgebrudt 
den. Das Haupt-Stempelmagazin hat dies ungeſäumt zu beranlaffen und zwar 
Tppendrud und ganz In Form des beigefügten Mufters. Das als Heft erſchen 
Dienſtbuch ift einen Bogen ſtark, auf dem Titetblatt mit 10 Sgr. Helm-Stempei ( 
und trodenem Stempel) zu verfehen, auf der zweiten und dritten Seite die ®. abzub 
und auf den übrigen Seiten die Ueberfhriften und Zahlen. Die legte Seite bielbt! 
VFür jetzt hat das Haupt» Stempelmagazin 1000 Exemplare abdruden zu laſſen und 
Koften dafür im gewöhnlichen Wege zu Hquibiren. Der Herr Brod.-Steuerbirete 


ih Em. Hochw. mit der Veranlaffung mit, diefem den muthmaßlichen Bedarf jedes ha 
amte8 anzugeben, wobei bevormwortet wird, daß diefe Dienſtbücher bei jeber zum © 
peldebit befugten Steuerftelle am Rhein und deſſen Rebenflüffen Im bortigen Bejlrt 
den Preis von 10 Sr. fäuflich zu haben fein follen. 
Die Einnahme dafür ift unter befonderer Rubrik in den Extraften ber Nechnu 
nachzuweiſen. 
Berlin, ven 18. Dec. 1845. 
Der Generat-Direktor.der Steuern. Kühne 
An den 8. Brobinzial-Steuerbireltor zu Köln. E 
(Min. BL. d. inn. Verw. 1845 ©. 34 Ar. 48;) 


i 
D. Vorſchriften gegen bie Ueberladung der Rheinſchiffe. 


K. O. v. 5. Ian. 1840, betr. die Beſtrafung der Webertretungn 
Verbotd einer Meberladung der Rheinſchiffe. 
Auf Ihren gemeinfhaftlihen Antrag v. 26. v. M. u. J. will Ich das bon 
fihen Bevollmächtigten der Mheinuferftanten als Supplementar » Artikel zur Ki 
fahrts⸗Ordnung v. 31. März 1831 vorgeſchlagene Verbot gegen Ueberladun jer jn 
zeuge auch für den Ga Mheln in nachftehender Faſſung hiermit gültig erflären: 
‚Schiffer, deren Fahrzeuge tiefer gehen, als die Linie, durch welche bon der fompet 
sten Behörbe die größte zuläffige Einfenfung derfeiben bezeichnet worden iſt, ber? 
sin die durch die ®. des Staats, in beffen Beblete die Uebertretung entdedt wondn. 
sgegen Ueberladung der Schiffe verhängten Strafen. Es bleibt aber jeder Reg. Int 
nommen, ben Ariikel 64 der Rheinſchifffahrts⸗Ordnung für anwendbar zu * 
»Jedoch mit der Maaßgabe, daß die darin feftgefeßte Geldbuße nach Umftänden dh 
»20 Franks ermäßigt werben fann. Zugleich find ſolche Schiffer anzupalten, In va 
erften Hafen bie Ladung bis zur erlaubten Einlentung zu.vermindern.« u 
Dabei fee Ich feſt, daß bei Lebertretung diefes Verbots bie bieffeitigen 8. aut“ 
Geldbuße von 5 bis 80 Thirn. (20 bis 300 Franks) ober verhältnigmäßige Baar 
ftrafe, für ben Fall des Unvermögens, zu erfennen haben. Ich trage Ihnen all. 
Pubtif. diefer Beftimmung zu veranlaffen, und erwarte, daß Sie, der Min. der au ke 
gen Ang., bie im Archiv der Mheinfchifffahrts- Central» Kommilfton niederzulegende 
nehmigungd-Urkunde jenes Zuſatz⸗Artikeld zu Meiner Vollziehung borlegen werden. 
(®. ©. 1840 ©, 133.) 
Dazu: 
1) die obige Beftimmung- it demnächſt wörtlid) in ben XIII. Sup. # 
0.25. O8. 1840 zur Rhein⸗Schiff⸗Akte übernommen worden. (@. S,1841 Wr 
2) R. des K. Fin. Min. (d. Albendleben) v. 11. Mai 1840 on Mi 
Ob. Vräfid. der Rheinprovinz. m 
Em. 2c. empfangen hierbei beglaubigte Abfchrift der D. v. 3. Yan. d. J. in Weine ’ 
Ueberladung-ber Rheinſchiffe, um ſolche, ba deren Publik. durch die G. B: erft Da 
folgen tird, in ben Amtöhl. ber Bteg. zu Koblenz, Köln, Düffelborf wiy Trier dt" 
zu laffen. I 
Liuch erfolgt hierbei eine, in Bezug auf biefe D. ergehenbe Betannkfadun It 
melde Sie in das naͤmliche Stüd ded Amtobl. aufnehmen laſſen wollen. 


% 
. 
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Da das, durch die D. b. 5. Yan. d. 3. ergebende Verbot gegen Ueberlabung ſich auf 
üc, ben Preuß. Rhein befahrende Schiffe erftredt, nad) ben bisher getroffenen Anordnun⸗ 
em aber nicht alle Fahrzeuge zur Aichung verpflichtet And und dabei von den Nichämtern 
it der äußern Bezeichnung der größten zuläffigen Einſenkung verfehen werden, fo Ift es 
ir nöthig erachtet toorden, um bie Handhabung des Verbots zu fihern, mit Rüdficht auf 
je Inſtr. für die Schiffs⸗Unterſuchungs-Kommiſſtonen v. 27. Sept. 1834 für den Rhein, 
) wie v. 12, Juni 1838 für die Moſel und Saar, desgl. in Bezug auf die Bekannt⸗ 
achung über das Verfahren bei Aihung ber Schiffe des Preuß. Rheins und feiner Neben- 
üffe d. 25. April 1839, hiermit Folgendes für bie Bezeichnung derjenigen Kheinſchiffe 
minſehen, welche der Aichung nicht unterworfen find. 


Schiffe, welche den Rhein befahren, jedoch nur für Die Binnenfahrt zwiſchen 


en Rheinzollämtern in Koblenz und Emmerich und ber Landesgrenze auf ber Moſel bei 
gel beftimmt find, folglich nicht geaicht zu werden brauchen, follen von den Schiffs⸗Un⸗ 
eiſuchhungs⸗Kommiſſonen, ſobald fie ihnen, gleichviel, ob zur erften oder zu einer ferneren 
rn borgeftellt werden, mit der Bezeichnung ihrer größten zuläffigen Einfentung ver⸗ 
chen werden. " 

8.2. Schiffe, die zum Transporte von Eigengut dienen, und biejenigen von fünf 
oft und geringerer Trächtigfeit, menn fle zum Öötertransport und nicht blos zur Lleber- 
ehrt zwiſchen beiden Ufern benugt werben, follen fünftig auch den Schiffä-Unterfuchungs- 
Kommiſſtonen vorgeftellt und von ihnen mit der Bezeichnung Ihrer größten zutäffigen Ein» 
jentung verfehen werden. Haben fle diefe Bezeichnung einmal erhalten, jo brauchen fle 
nur nad) einer vollzogenen Hauptreparatur oder wenn die Bezeichnung zufüllig verändert 
oder verloren märc, don Neuem zur Rebiflon geftellt zu werden. Won der jährlichen 
Hevifion bleiben folche Schiffe auch ferner entbunden. 

$.3. Die Bezeichnung der größten zuläffigen Einfenfung bewirkt die Kommiifion in 
gleiher Art, wie ed den Aichämtern bvorgefchrieben ift, nämlid) durch Einſchlagung einer 
fünf Gentimeter fangen und zwei Eentimeter breiten eifernen Stiammer auf drei Bunften 
jeder Seite des Schiffs in ber, als höchſte Zabungsfählgkeit zu beitimmenden Linie. Das 
Einbrennen eined Stempel iſt nicht erforderlich. 

8.4. Die Kommiffion hat die Bezeichnung zu beivirfen, ohne, außer ben biöherigen 
teglementsmäßig feſtſtehenden Gebühren, eine weitere Vergütung zu verlangen. Jedoch 
hat der Eigenthümer des Fahrzeuges den Preis der verwendeten Klammern, welchen ber 
Vorſtand der Kommiffion ein für allemal zu beftimmen hat, zu berichtigen. 

8.5. Die übrigen Beftimmungen ber, für die Schiffs-Unterfuhungd-Rommilftonen 
ergangenen Inftr. bleiben in Kraft, namentlich auch diejenige, wonach bie Höhe ded Bor⸗ 
ded, Weide das Fahrzeug Im beladenen Zuftande haben muß, nad) Zollen in dem Revl⸗ 
Nonsprototofle anzugeben ift. . 

8.6. Den Polizei⸗Behörden aller Breuß. Rhein⸗Häfen, einichlielich der Häfen von 
Ruhrort und Duisburg, ift eb unterfagt, v. 1. Oft. I. 3. an zu geftatten, daß zur Mhein« 
fahrt’ gehörige Schiffe, die mit der Bezeichnung ihrer größten zutäjfigen Einfenfung nicht 
borſchrifismaͤßig verfehen find, Ladung einnehmen oder, wenn file beladen angefommen, 
nad) erfolgter Löfchung ben Hafen verlaffen, bevor fie dieſe Bezeichnung ertangt haben. 

u dem Ende find ſolche Schiffe der Schiffö-Unterfuhungs-Rommilfion des Orts zu über- 
weiſen und, wenn feine daſelbſt befteht, entweder der nächften auf Koften des Schiffers 
zuzuführen, oder der Schiffer ift, wenn er hinlängliche Sicherheit zu ftellen Im Stande ift 
aufzufordern, fich mit feinem Fahrzeuge dahin zu begeben. 


Berlin, den 11. Mat 1840. 0 
Der Finanz Minifter. 


(Central. Bi. des Fin. Min, 1840 S. 357 Nr. 110, Min. BL. d. inn. Verw. 
1840 S. 192 Nr. 322.) 


St J Vorſchriften wegen Verladung entzündlicher und atzender 
offe. 


K. O. v. 17. Sept. 1840 in Betreff der bei entzündlichen oder ätzenden 
Stoffen auf dem Mheine zu beobachtenden Vorſichtsmaaßregeln und der Beltras 
fung bon Uebertretungen derſelben. 

Auf Ihren gemeinſchaftlichen Antrag v. 18. Juli d. J. will Ich die von ſämmtlichen 
eolmächtigten ber Aheinuferftaaten als Zufaß zum 8. 65 der Rheinfchifffahrtd-Orbnung 

b. 31. März 1831 borgefchlagene Unordnung hinfichtlih der bei der Verfendung bon 

m Mndtichen ober äßenden Stoffen auf dem ftheine zu beobachtenden Vorſichismaaßregeln 
eimit auch für den Preuß. Rhein in nachftehender Faſſung gültig erklären: 


— 
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»Bei anderen entzünblichen oder aͤtzenden Stoffen, ald Schtvefel-, Salpeter-, Salzikum, 
»Streich » Feuerzeugen, Zündhöfzern u. f. w. hat bie Hafen-Bolizei-Behörde de6 Eia«-| 
' stadungd-Orts zu beftimmen, ob .fie in abgefonderten Yahrzeugen geführt werde 
‚müffen, oder mit anderen Gütern verladen werden dürfen. Im letzteren Falle hat 
»bie erforderlichen Vorſichtsmaaßregeln. benen ſich der Schiffer zu unterroerfen kei 
anzuordnen und im Manifefte zu bermerfen. Zuwiderhandiungen werben nad ie 
»Landesgeſetzen des betreffenden Liferftaates beftraft; es bielbt aber jeder Neg. unte- 
snommen, den Art. 64 der Konvention für anmenpbar zu erklären, jebody mitt 
»Maaßgabe, daß nur der geringfte Sab der darin vorgefehenen Geldbuße mit Hurnkg 
»Bronte erfannt und auch diefer, nad) Umftänden, auf 10 Franks ermäßigt werk 
iann.« ) 
Zugleich fee Ich für Lie dieſſeitigen Ber. feft, daß felbige bei Lebertretungen bil 
Anordnung auf eine Geldbuße von Fünf bis Funfzig Thirn. oder, im Fall des Uno 
gend, auf verhättnißmäßige Befängnißftrafe zu erfennen haben. Ich trage Ihnen e 
die Publik. diefer Meiner Berimmungen zu veranlaffen, und erwarte bon Ihnen, dem 
Min der ausw. Ang., daß Sie die im Archive der Mheinfchifffahrte-Eentrat- Kommiflieg 
niedergulegenbe Are jened Zuſatz⸗Artikels zu Meiner Vollziehung We 










einreichen. (8. ©. 1840 ©. 135 
Dazu: 


1) Die vorftchende Beſtimmung iſt demmächft wörtlich in ben Eupf 
Art. XI. v. 25. Dft. 1840 zur Rhein-Schifffahrtd-Afte übernommen morden. 
(8. &. 1841 &.84) 


2) R. des 8. Min. ber J., ded Inn. u, d. P. u. d. F. v. 26. DE.1840. 2 
(Min. Bl. d. inn. Verm. 1840 ©. 469 Nr. 805, f. beim Polizei» Wefen . 
[Th. VI. ded Wertes], Bd. 2 ©. 802.) 


F. Verordnungen, betr. dad Audweihen der Schiffe auf dem Khelt 
ber Mofel und der Saar. 0 

1) Regul. v. 18. Febr. 1836 über dad Ausweichen ber Schiffe anfle 

Mofel. 

Wir $riedrih Wilhelm ꝛc. 2c. Um den biöher oft borgelommenen Streitigkäe 
über das Ausweichen der Schiffe auf der Mofel vorzubeugen, haben Wir für nothige 
tet, für dem Theil ded gedachten Fluſſes, deſſen beide fer zu Unſerm Staatögebielt 
eat Ruͤckſſicht auf die biöherige Obſerbanz bis auf Weiteres folgende — 
zu erlaſſen: 

8. 1. Wenn ein zu Thal gehendes Schiff einem zu Berge fahrenden begegnet, u 
wegen der Lage bed Flußbettes oder megen ſeichten Waſſers beide nicht nebeneinande 
fahren fönnen, fo muß, wenn eins biefer Schiffe fich fcyon. in ber engen Fahrſtelle befin- 
bet, das andere fo lange beilegen und abwarten, bis das erftere diefe Stelle verfaffen, det; 
wenn ſich aber die Schiffsführer anfichtig werden, ehe eins der beiden Schiffe fich inner 
halb der engen Fahrſtelle befindet, fo muß dad zu Thal gehende fo lange beilegen und ob- 
warten, bid das entgegen fommende aus diefer Stelle geunet ift. 

Die Reg. zu Koblenz und Trier haben mittelft Bekanntmachung „burch bie Ambsbl. 
unverzůglich diejenigen Stromftellen der Mofel namhaft zu mahen, für melde diefe Ber 
ftimmung in Wirffamfeit treten fol. In gleicher Art haben biefeiben alljährlich vor der 
Eröffnung ber Schifffahrt etwanige Ergänzungen und Übänderungen des erfien Verzeid⸗ 
niſſes zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. Be 

8. 2. Der Führer eines Schiffes, welches fchneller ſtromaufwärts führt, als das ihn 
borangehenbe, hat das Necht, von dem Fuührer des letzteren, wenn er ed erreicht hat, za 
verlangen, daß dieſer auf ein gegebened Zeichen dad Nöthige veranftaltet, damit das 
fhneller fahrende Schiff neben ihm vorbeigeaogen werben könne, namentlich die Leine 
fallen laffe, und bie vom Ufer entferntere Bahn fuche. 

Der Führer des fchnelleren Schiffs darf jedoch diefed Recht nicht an ſolchen Stellen is 
Ausübung bringen, mo dad Filußbett, in welchem fi das langfamer fahrende Schiff be 
findet, zu enge, ober die Trift zu ſtark ift, und das Ausweichen weder ohne Befahr, noch 
ohae einen bedeutenden Zeitverluft beiverfftelligt werben fann. In diefem Yale Hat der 
borfahrende Schiffer ih zu beeilen, die enge Stelle zu paffiren und daß ftille Wafler ı2 
geminnen. ‘ 

8.3. Wenn firomabmwärts fahrende Schiffe In die Lage fommen, ſich ausweichen zn 
müſſen, weil bad eine fchnefler geht als dad andere, fo iſt der Führer bes langſamer fat: 
renden Schiffs verbunden, Platz zu machen, ed fel denn, daß das Flußbett au enge, oder 
fonft eine Befahr zu beforgen iſt, welchenfalls der Führer bes geihtwinder gehenden Schift 
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ſten beffen Lauf aufzuhalten und bie Gelegenheit zum gefahrlofen Vorbeifahren 
warten. 
8.4. Für die Krümmung bei Senhals wird beſonders feſtgeſetzt, daß bevor ein Berg⸗ 
er in biefelbe einfährt, er einen zuverläffigen-®oten zeitig voranfchiden muß, um daß 
#6 ber Krümmung etwa ankommende Thaͤlſchiff zu benachrichtigen. Dieſes iſt gehals 
ogleich und fo ange am Ufer anzulegen, biß das zu Berg fahrende Schiff vorüber iſt. 
8.5. Was vorftehend für fahrende Schiffe angeordnet worden, gilt äuch für ftill» 
ide, dergeftalt, daß es feinem Schiffe geftattet iſt. im Schifförege fo, daß die voräber» 
nden dadurch behindert werden können, zu halten. Ausgenommen find Schiffe, 
re im Begriffe find, Ladung einzunehmen oder zu löfchen. Diefe müffen aber, je 
dem es die Umftände erfordern, entweder den Maft zeitig niederlegen, ober vom Ufer 
genug abſtechen, oder ſolche Anftalten treffen, daß die Leinen des Bergfchiffed ohne 
pierigteit fortgegogen werben können. 
8.8. Kleinere Fahrzeuge, Fiſcher⸗ und Fuͤhrnachen, In deren Nähe der Schiffsweg 
xtührt, müflen am Ufer fo befeftigt fein, daß fe ſtromrecht llegen. Auch müflen die 
mihümer Abweiſer fegen, bamit die Leinen der Bergſchiffe nicht Hängen bleiben. Webers 
pt lien e8 dem Eigenthümer feftllegender Schiffe ob, Vorkehrungen zu treffen, um fi) 
Beſchaͤdigungen durch die Leinen ber aufwärts fahrenden Schiffe fiher zu ſtellen, 
m dafür ber Schiffer bei regelmäßigem Bebrauch der Leinen nicht verantwortlich iſt. 
8.7. Derjenige Schiffer oder Beſitzer eined Fahrzeuges, welcher vorftehende Vor⸗ 
fen nicht befolgt, verfällt in eine Poiizeiſtrafe von zwel dis fünf Ihlrn , die im Wie⸗ 
tlungöfalle verdoppelt werden kann, vorbehaltlich etwanigen Schadenerfaße®. 

8.8. Das Straferfenntnig gebührt demjenigen Friedensgerichte, in deſſen Bezirke bie 
omftrede, woſelbſt die Kontravention begangen worden ift, liegt. Gehören die gegen». 
“Negenden Ufer zu verfchiedenen Kriedendgerihten, fo wird durch eine Bekannt⸗ 
jung Unſers Juſtizmin. beftimmt werden, weiches von ihnen auöfchließlich berufen fein 
gm Uebertretung diefer V. das Urtheil zu fprechen. 
8.9. DaB gegenmärtige Megulativ iſt durch die Amtsöbl. der Meg. zu Koblenz und 
3 belannt zu machen. (U. XX. 229-1, 176.) 

Dan: J 

R. ded K. Juſt. Min. (v. Kampt) v. 28. Okt. 1836. 


In Gefolge des 8.8 bed Allerh. vollzogenen Regul. v. 18. Febr. d. J. betr. das 
welchen der Schiffe auf der Mofel, wird hlierdurch feſtgeſetzt, daß Kontraventlonen 
dad gedachte Regul, welche auf Stromfiredten begangen werden, deren Ufer zu vers 
!benen Sriedenögerächten gehören, von bemjenigen diefer Friedens» und Polizeigerichte 
us and abgeurtheitt werden follen, bei welchem die Sache zuerft anhängig gemacht 


 Auögefhloffen von biefer Beftimmung bleiben jedoch bie Kontrabentionen, weiche auf 
enigen Stromftredde verübt werden, beren rechtes Ufer zum Kanton Boppard, und 
linked zum Kanton Münftermaifeld gehört, und fol inAnfehung diefer das Friedend- 
Bolizelgericht zu Münftermaifeld austihtiegiteh tompetent fein. 

(d. XX. 710-3, 185.) 


2) Regnl. v. 28. Juni 1837 über dad Audtweihen der Schiffe auf ber 


U 


Dir Friedrich Wilhem ꝛc. 2. Um den biöher vorgekommenen Streitigkeiten 
"das Ausweichen ver Schiffe auf der Saar vorzubeugen, haben Wir für nöthig erach⸗ 
dethald, mit Kückſicht auf bie bißherige Obſervanz, folgende Vorfchriften zu ertaffen : 
% 1. Wenn ein zu That gehendes Schiff einem zu Berge fahrenden begegnet, und 
em der Lage des Flußbettes oder wegen jelchten Waſſers beide nicht neben einander _ 
en önnen, fo muß, fofern eins diefer Schiffe ſich fchon in der engen Fahrſtelle befin- 
das andere fo lange beifegen und abwarten, bis das erftere diefe Stelle verlaſſen hat; 
'en ſich aber Die Schiffsfuüͤhrer anflchtig, ehe eins der beiden Schiffe ſich Innerhalb der 
n Fahrftelle befindet, fo muß das zu Thal gehende fo lange beilegen und abwarten, 
8 entgegenkommende aus diefer Stelle gelangt ift. 

Die Reg. zu Trier hat mittelft Bekanntmachung durch dad Amtsbl. unverzüglich dies 
ien Etromftellen der Saar namhaft zu machen, für welche dieſe Beſtimmung in Wirk⸗ 
eit treten foll. In gleicher Art hat dieſelbe alljährlich vor der Eröffnung der Schiff⸗ 
a at ‚Grgnzungen und Abänderungen des erften Verzeichniſſes zur allgemeinen 
nik zu dringen. 

8.2. Der Führer eines Schiffes, welches fchneller ſtromaufwärts fährt, als da8 Ihm 
ngehende, hat das Mecht, von bem Führer de& letztern, wenn er es erreicht hat, au 
angen, daß biefer auf ein gegebene Zeichen das Nöthige veranftalte, bamit dad ſchnel⸗ 
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ker fahrende Schiff neben ihm borbeigezogen werben fönne, namenktid bie !cızz 
laffe und bie vom Ufer entferntere Ba fe. 

Der Zuhrer des fchnelleren Schiffs darf jedoch dieſes Net nicht am fekkrz € 
in Ausübung bringen, wo das Flußbett, in weichem ſich das iangſamer ſahrende 
befindet, zu enge oder die Trift zu ſtark ift, und das Ausweichen weber ohne Grzk 
ohne einen bedeutenden Zeitveriuft beiertfteltigt werben fann. In biefem Fasıy 
borfahrende Schiffer ſich zu beeiien, die enge Stelle zu paffiren und das file & 
geiwinnen. 

8.3. Wenn firomabiwärts fahrende Schiffe in die Lage fommen, ſich anizd 
müflen, weil dad eine fchneller geht ald bad andere, fo iſt der Führer des las 
renden Schiffes verbunden, Platz zu machen, es jel denn, daß das Flußbeit zu o 
fonft eine Befahr zu beforgen ift, welchenfalls der Führer des geſchwinder 
fes gehalten ift, defien Lauf aufzuhalten, und die Gelegenheit zum gefahrlofen € 
ren abzuwarten. 

8.4. Für die Etellen, ober und unterhalb Mettiody bis zur Eteinbader: zu 
Fuhrt, bei Oberhamm vom Wobfcheid bis zum Hartleyfels, an der Schodener-? 
Bibelhaufen, an ber Willinger Kupp und Hammerfuhrt, wird beſonders feRgrike 
bevor ein Bergſchiffer in biefeiben einfährt, er zeitig einen zuberläffigen Bol 
ihiden muß, um das jenfeitd etwa anfommende Thatfdyiff davon, baf bie Eick 
fhieht, zu benachrichtigen, Diefes ift gehalten, fogleid) und fo lange am Ufer := 
bis da8 zu Berg fahrende Schiff vorüber ift. 

8. 5. Was vorfiehend für fahrende Schiffe angeorbnet worden, giit and = 
gende, dergeftalt, daß ed feinem Schiffe geſtattet ift, im Schiffswege fo zu hatt 
Vorüberfahrenden dadurch behindert werben fünnen. Ausgenommen bierdos #2 
weiche im Begriff find, Ladung einzunehmen ober zu Löfhen. Diefe mñſſen atc. F 
bem es bie Umſtände erfordern, entweder den Maft zeitig niederiegen, ober ver 
genug abfleben, oder foldye Anftaiten treffen, dab bie Leinen des Bergii’a 
Schwierigteit fortgezogen werben können. 

8.6. Kleinere Fahrzeuge, Fiſcher⸗ und Fähr⸗Nachen, In deren Nähe der 5 
borbeiführt, müffen am Ufer fo befeftigt fein, daß fle ftromredht liegen. And aß 
Einentyümer Abweicher ſetzen, damit die Leinen der Bergſchiffe nicht hänge 
Ueberhaupt ift es Sache des Eigenthümer6 bei feftliegenden Schiffen, Vorteil 
treffen, um ſich vor Beſchädigungen durch bie Leinen ber aufwärts fahrenden SUPER 
zu en befür der Schiffer bei regelmäßigen Gebrauch der Lrinen url 
wor 
8. 7. Derjenige Schiffer ober Befiker eined Sahrzeuged, weicher bie obigen till 
ten nicht befolgt, verfänt in eine Poltzeiſtrafe von zwei di9 fünf Thatern, die x EM 
holungöfafle verdoppelt werben fann, vorbehaltlich etwanigen Schadenerfabel. 
8.8. Das Straferfenutnig gebührt demjenigen Briedenögericht, im befien SET 
Stromfirede liegt, woſelbſt die Kontrabention begangen worden iſt. Wehoren de 
über liegenden Uſer zu verfchiebenen Kriedendgeridhten, fo tmird durch eine Belan⸗ 
Unferes Juſtizmin. beftimmt werben, welches von ihnen ausſchließlich beraie & 
wegen liebertretung bieler ®. dad Lirthell zu ſprechen. u 

8.9. Dad gegenwärtige Bene ift durch dad Amtsbl. der Weg. zu Tin’ 
zu machen. u. XXI. 340 - 2, 238.) . 


3) &. O. b. 16. Jan. 1841 mit dem Regl. über daB Rorbeifohe 
Dampf: und Segelſchiffe auf dem Rheine. 
Ich fende Ihnen das mit Ihrem Berichte v. 29. Rob. v. 3. eingereichte RE 
Das Vorbeifahren der Dampf und Eegeifchiffe auf dem Rheine, von Mir bolyot. 
vorgefchriebenen Befanntmadjung zurüd. (Anl. a.) 
Anl. a. 
Regiement, das Borbeifahren der Dampfihiffe und anderer Schiffe kt- \ 
fonftigen Vorfchriften, die ſowohl von den Dampfſchiffen als Segeifchiffen bi de 
auf dem Rheine zu beachten find. , 
Wir Friedrich) Wilhelm x. Nachdem bie Erfahrung der letzten Jahre bad I. 
einiger — vis Regl. v. iv Eept. 1838") barzethan hat, haben Bir RE 
erachtet, unter Aufhebung defieiben, nachſtehende Beftimmungen zu erlaffen: 


1) Vergl. daB Regl. v. 11. Eept. 1838 in den A. XXIL. 780 — 3, 81. Tide? 
hatte bereits das ältere Regi. d. 9. Mail828 (M. XII. 456— 2.98) —3 
Anch waren dadurch die zufätze Beftimmungen der M. d. 3. Mög! 
7. Ang. 1836 (A. XX.228— 1. 175. und XX. 429.— 2.149) bejeitige? 
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8.1. Wenn Dampficiffe ſich begegnen, fo for das ftromanfmärts fahrende Dampfs 
überall, ſoweit ed das Fahrwaſſer zuläßt, daß linke Biheinufer, das firemabmärts 
se Dampfſchiff aber, jo wiel es thunlich, das rechte Mheinufer halten. 

8.2. Wenn ein Dampfihiff ſtromaufwärts einem andern ebenfalls firomauftvärts 
aden Dampfichiffe vorbeifahren will, fo fol das Schiff, weiches vorbeizufahren beab⸗ 
A durd) Aufhiffen einer blauen Klänge bis halben Maft und durd fünf Schläge auf 
lode dem vorfahrenden Dampfichiffe ein Zeichen geben, worauf bied Iehtere Schiff 
erjenigen Seite, wo es ſich befindet, Hch dem Lande fo viel nähert, als es das Fahr⸗ 
Fanläßt. Das vorbeifahrende Schiff hingegen nimmt die entgegengefeßte Waſſer⸗ 
möglihfier Entfernung vom andern Schiffe. 

findet fi) aber das vorfahrende Schiff in der Mitte des Strom, dann weicht 
170 vlel ais möglicy nad) dem linken Ufer, Steuerbordfeite, aus, und dad. borbeis 
—*9 richtet ſeinen Lauf nad) dem rechten Ufer, Bacbordſeite, ebenfalls fo viel 
l . 


3 Wenn ein Dampfichiff ſtromabwäris einem ebenfalls ſtromabwärts fahrenden ” 
fie vorbeifahren will, fo foll es die nämlichen im Borftehenden 8. vorgefchriebes - 
n geben, worauf das borfahrende Dampfichiff, fo viel es das Fahrwaſſer zuläßt, 
Ufer, Badbortieite, halten muß, um das vorbeimollende Dampffchiff zwiſchen fich 
bem rechten Ufer vorbei zu laſſen. - 
34. Beide in den 88. 2 und 3 borgefehene Fälle können dann nur ftattfinden, 
H dad Schiff, welches vorbeifahren will, unbezweifelt ſchneller als das borfahrende 
‚Klaren fan und fahren wid. 

8. Ale ſtromaufwärts fahrenden Dampfichiffe müflen den ebenfalls ftromaufs 

fahrenden Segelſchiffen an der entgegengeichten Seite der Leinpfade verbeifahren. 
‚Adiele Borbeifahrt an einer Stelle geichehen foll, wo das Fahrwaſſer fo enge ift, daß, 
Ne Borbeifahrt zu bewerkſtelligen, dad Segelſchiff ausweichen muß, fo foll dad Dampf⸗ 
‚fine Mbficht, vorbeizufahren, dadurch zu erfennen geben, daß c& eine blaue Fiagge 

en Maft aufzieht und fünf Schläge auf die Glocke giebt. Auf dieſes Zeichen ſoll 

IIhiff fo viel auf die Leinpfadſeiſe beilegen,, als das Fahrwaſſer es zuläßt, bad 

MATT aber ſoll fo viel als möglich an der entgegengefeten Seite vorbeifahrer. 

6. Wenn bie ftromabwärts fahrenden Segelichiffe ohne Bebraud) der Seget ſich 

mung überlaffen, und das Thale Fahrwaffer inne halten und ed dann an den 
verlihen Mitteln fehlt, gehörig ausweichen zu'können, fo fol ed den Dampfſchiffen 

bei ihrer Thalfahrt, ais bei Ihrer Bergfahrt, übertaffen fein, diejenige Uferfeite zu 

‚ beide fie am geeignetften erachten, um an den zu That fahrenden Segeiichiffen 
a ac, mi Ausnahme jedoch der Stellen, für welche hierunter befondere Beſtim⸗ 


n ind. 
8.7. Senn aber ein Segelſchiff mit angefchlagenen Segeln zu Thal fährt, fo ſoll es 
t 30 Berg fahrenden Dampfſchiffen überall nad) dem Ufer hin ausweichen, und zwar 
Kl, alt ed dd Fahrwaſſer zuläßt. Muß aber dad Dampfihiff das rechte Ufer inne 
R, [0 foll e8 dürch Mufziehen der biauen Flagge auf halben Maft und durch fünf 
Hige an die Blode dem Segelſchiff ein Zeichen geben, worauf dieſes gehalten ift, fo 
eals möglich dem linfen Ufer zuzufahren. 
enn die zu Thal fahrenden Dampfſchiffe zu Berg fahrenden Segelſchiffen 
‚gun, fo ſollen die Dampfichiffe immer fo viel, als das Fahrwaffer es zuläßt, die enige⸗ 
eichle Seite ded Leinpfaddufers halten, die Segelfchiffe dagegen follen, mo es nöthig 
ſo viel a1 möglich auf dem Leinpfadeufer beifegen. 
8.9. Wenn bei der Fahrt zu Berg ein Segeliiff vor dem Engers ſchen Brunde und 
ya die Leine gelängt hat, um biefen Brund zu umfahren, ein Dampfſchiff gewahrt, 
eh entiweder zu Werg ober zu That den @rund ebenfalls paffiren will, fo foll ba8 
ei lo lange halten bleiben , bis da8 Dampfſchiff vorbei If. — Zu dem Ende fol 
dompfichiff die im $. 3 vorgefchriebenen Zeichen geben. 
Rai: aber das Segelfchiff, bevor eb dad Dampfihilf geroahren kann, wirklich ſchon 
egiffe iſt, den Grund zu umfahren, fo fol das Dampfſchiff bei der Bergfahri fo 
ee, bei der Thalfahrt aber fo lange aufſchlagen, bis dad Segelſchiff den Grund 
8. 10. Bei der Bergfahrt ſowohl, als bei ber Thalfahrt müflen die Dampffchiffe fo 
f Ropfen oder fo Lange auffchlagen, biß ein zu Thal fahrendes ihnen begegnendes ober 
hnen führendes Segelſchiff den Engerée'ſchen Grund paffirt iſt, weil es dem Segelſchiff 
er Wakfahrt an Mitten gebricht, dem Dampfichiffe auszumelchen. 
nn aber ein zu Berg fahrendes Dampffchiff ſchon wirklich im Begriffe ift, den 
m Ihen rund zu umfahren und mithin das zu Thal kommende Segelfchiff noch weit 
—3 des Grundes ſich befindet, um ohne Gefahr halten zu koͤnnen, fo muß 
Steh fofont aufkhlagen und vor Anker gehen, bid das Dampfſchiff paffirt fein wird. 
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®. 11. Vorſtehende Verfügungen in Bezug auf den Engers'ſchen Grund dia 
Antvendung bei niedrigem Waflerftande, wenn die Schiffe den Grund umfahren mi 
und gelten in ganz gleicher Welfe für die eben fo befchaffene Stelle, befannt un 
Benennung: Schottel bei Spay. — Tritt aber der Fall ein, daß an dieſer letztern Ex 
Segelſchiff Selle ua) beiden Ufern hin ausgefbannt hat, dann muß dasjenige, md 
dem jeaicn Ufer hin gebracht ift, fo lange fallen gelaffen werben, bis das Dong 

orbei ift. 

8.12. Bebor ein zu Berg fahrendes Dampfſchiff von St. Goar abfährt, mg 
felbe eine Wahrihau vorausfhiden, bis auf den Punkt, wo die Baffage der Bant ike 
werden kann. Erblickt dieſe Wahrfhau ein zu Thal fommendes Schiff, fo mufl 
Zeichen mit der rothen Flagge geben, damit das Dampffchiff fo ange zuruͤckbleibt 
Thalſchiff paffirt ift. 

$. 13. Gleiche Verpflichtung, eine Wahrſchau borauszufchiden , wird den ja 
fahrenden Segelichiffen aufertegt, die auf gleiche Zeichen fo lange halten bleiben: 
bis die zu That kommenden Dampfſchiffe oder Segelichiffe paffirt Yin werben. 

8. 14. Die Dampfſchiffe geben an denjenigen Orten Ihrer Worüberfahrt, red. 
Ankunft, mo fle an die Zandebrüde anzulegen ober im Strome anzuhalten gedenfm, 
es zu thun bereit find, Ihre Annäherung durch Läuten mit der Schiffäglode zu nik 
Ohne ein ſolches Zeichen giebt das Dampfſchiff zu verſtehen, daß es gefonnen if, f4 
aufzuhalten. . 

8. 15. Un ben Orten, wo für bie Dampfſchiffe eigends angeftellte Kaknfühe 
wird vom anfommenden ‚Dampfioiffe fehr zeitig und fobald es des Ortes anſichth 
bie Signalflagge aufgehißt, wenn es im Kalle ift, dort Perſonen ober Güter an da 
: au über! efern. Dies gilt als Wufforberung an den Kahnführer, fi) an dad 9 

zu begeben. 

Ebenſo mäffen bie Kahnführer, welche Verfonen ober @üter an das Dampiäk 
bringen haben, dieſes fehr zeitig und fobald fle des Dampfichiffes anfichtig mer, i 
dad Aufſtecken der Signalflagge, die ihnen bei Ihrer Unftellung und für die Di 
Bedienſtung von ber betreffenden Dampfichiffd- Direktion zugeftellt wird, zu erkenne 

Iſt dad Dampfſchiff Willens, den Kahn an ſich heranfommen zu Laffen, Dal 
ed feine Räder ftille und läßt den Dampf abblafen. Nicht eher, ais bi8 die 
geftelit und der Dampf abläßt, darf der Kahn ſich dem Schiffe nähern und nit! 
bis der Kahn wieder zehn Schritte meit ſtitwärts dom Schiffe entfernt if, 
Mäder wieder in Bewegung gefeht und der Dampf mieber eingefperrt mern W 
diefer Kühne muß bon wenigſtens zwei fchifföfundigen und ftarfen Männern 
mit allen Borrihtungen zu diefem Dienfte wohl verfehen fein. Die eingeftiegm 
fonen müffen ſich ſoͤgleich niederſetzen. Die Dampffhifffahrts-Direftionen hf 
foihe Kähne und Kahnführer in ihren Dienft nehmen, oder darin behalten, *3 
Atteft von der Ortöobrigtelt ausgeſtellt iſt, woraus hervorgeht, erſtilch: daß der Su 
den Dienft volikommen tauglicy und mit allen Vorrichtungen voftändig verfehen #. 


“ob es ein Segelfchiff oder ein Dampffayiff ift, mit einer hellbrennenden Qalerne 0” 

ober in Ermangelung eines Maſtes auf einer fichtbaren Stelle des Berdedt 5 

Floͤße müflen, mo fie bei Racıt halten, auf jeder der beiden Ecen, welche dom 

gelehrt find, eine helibrennende Laterne unterhalten. eu 
8. 20. Jedes Dampfſchiff, welches bei Nebel auf dem Strome an irgend eu 
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Inter liegt, fol don 5 Minuten zu 5 Minuten Zeichen burch 7 Schläge auf bie 
e geben. ‚ 
3. 21. Wenn einem Dampfichiffe in ber Fahrt Feine Fahrzeuge bis zu 10 Laften 
ıgöfähigkeit begegnen, die entweder zu Thal ober zu Berg oder „bon einem Ufer zum 
a fahren, fo joll das zu Thal fahrende Dampffchiff in der Nähe berfeiben nur mit 
Maſchinenkraft fahren und fid) fo weit entiernt halten, als es oͤrtlich zuläffig ift, 
‚„ngtädöfällen, weiche auch dur Wellenſchlag veranlagt werden fünnen, moͤgüchſt 
eugt werbe. 
Sollte indeſſen aud irgend einer Urfahe das Dampfichiff dem Heinen Fahrzeuge fo 
gekommen fein, baf ber Wellenfchlag bei Ausübung halber Mafchinentraft für dafe 
gefährlich werben könnte, fo ſoll das Dampfſchiff die Räder fo lange ftille halten, bis 
ndere Fahrzeug fich weit genug davon entfernt haben wird, wenn ſolches thunlich Ift 
dad Dampfichiff ſelbſt in Befahr zu bringen. 
8.22. Wenn ein Dampfichiff zu Berg oder au That antommt, follen 

bie fliegenden Brücken au Neumied und Mühlheim und bie fliegenden Ponten zu 
ri Kaiſerswerth, Uerdingen, Orſoh, Need und Emmerich auf dad linte Rhein⸗ 

er, und ' 
bie fiegende Brüde zu Bonn, fo wie bie fliegenden Ponten zu Hamm und an ber 
Beeck bei Xanten auf dad rechte Mheinufer, ' 
Kihen. Zu dem Enbe follen bie Dampfſchiffe bei allen vorgedachten. Ueberfahrts⸗ 
m fieben Schläge auf bie Glocke geben. . | 
De Nacht follen alle sub a. vorgenannten Brüden und Ponten ftetd an dem linfen 
nufer, bie sub b. genannten aber an dem rechten Mheinufer halten, und follen fie 
helbiennende Laterne am Mafte haben, wenn befondere Umftände eine Abweichung 
biefer Beftimmung nöthig machen möchten. . 

8.2. Die ſtehenden Brüden bürfen Die Dampfſchiffe nicht anders als hoͤchſtens nur 
palbet Maſchinenkraft pafliren. BR - 

8.24. Die Anmwenbbarteit ded gegenwärtigen Regl. erfiredt ſich auf bie Stromftrede 
der Mündung der Nabe bis zu ber Fähre am Spyk. Auf der Stromftrede unterhalb 
Pen bis zur Yandeögrenge follen, bis auf weitere Verf., hinſichtlich des Ausweichens 
Borbeifahrens, auch fürdieben preuß. Stromtheil befahrenden Schiffe biefür ven gegen« 
legenden k. nieberlänbifchen geltenden Beitimmungen maßgebend fein. | 

8.25, Uebertretungen der in gegenmwärtigem Regl. gegebenen VBorfchriften werden 
yeine Etrafe vom zwei bis funfzig Thalern geahndet, die im Wiederholungdfalle ver» 
yeit und gegen dem ſchuldigen Schifföführer bi8 zur Entziehung der Bewerbe-Befugniß 
Hart werden Tann. Neben biefen Strafen bleibt die Verpflichtung zum Schabenerfage 
) den allgemeinen gefeßlihen Beftimmungen vorbehalten. . 
8.26. Die Unterfuchung und Beftrafung der Kontraventionen gegen dieſes Megl. 
I dem Ber. zu, in deſſen Bezirke bie Stromftrede, auf welcher die Kontravention bes 
gen wurde, liegt. Auf bem Theile bed Rheines, beflen beide Ufer preußif find; ſoll 
Rontravention bon dem Ger. besjenigen ber gegenüberuiegenben beiden Ufer unterfucht 
abyeurtelt werben, bei welchem die Sache zuerft anhängig gemacht werben wird. 

Co weit hiernach Die Ber. bed Iinten Rheinufers fonfurriren, wird die Unterſuchung und 
rlelung aller Kontrapentionen gegen biefeß Regl. den Friedens⸗ und Polizeiger. übertragen: 
8.27. Dies Megl. foll durch die Amtöblätter der Meg. in ber Mheinprovinz befannt 
ıht und auf den Dampffchiffen In allen Kajüten angeheftet werben. 

Gegeben Berlin, ven 16. Jan. 1841. 

Friedrich Wilhelm. 


Mühler. Brafb. Alvdendleben. Freiherr v. Werther. 
‚ (Min. Br. 1841 ©. 70 Rr. 103.) 
G. Vorfhriften zur Beförderung der Sicherheit der Dampfſchiff⸗ 
Fl auf dem Rheine und auf der Mofel, 
8.0.24, Mai 1844 zur Beförderung der Sicherheit der Dampfſchifffahrt 


dem Rheine und auf ber Mofel. 

Bir Friedrich Wilhelm sc. 2c. verorbnen auf den Grund ber, in den Art. 42, 83 und 
? Üebereintunft unter ben Uferftaaten des Rheins, v. 31. März 1831. (®. ©. 1831 
If) den Landeöherrfchaften der einzelnen Üferftaaten vorbehaltenen Befugniffe, zur Be⸗ 
fung der Siherheit der Dampfſchifffahrt auf dem Rheine und auf der Moſel Folgendes: 

» Brüfung 1) der Dampfſchifféführer. 

8.1. Da der Betrieb ber Dampithlfabr: beiondere Sachlenntniß und Erfahrung 
tert, fo werden nad Wubtit. biefer B. at8 Führer (Kapitaine) Preuß. Dampffciffe 
cm Rheine und auf.der oje nur folhe Berfonen zugelaffen, weiche fich über Ihre 
digung zur Führung ſolcher Schiffe durch Prüfung ausgemwiefen haben. - 
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8.2. Die rffung erfolgt bei der, nad) 8. 7 bed Regul. wegen Audübimg der W 
ſchifffahrt d. 5. Hug. 18341) (®. ©. 1834 ©. 149 f.) beftehenden Kommilten, ıuf 
bie Reg. zu Köln für diefen Zweck jedesmal einen, im aktiven Dienfte ftchenten D 
fhifföfuhrer beiguordnnen hat. Die fih auf Die Anmeldung zur Prüfung und auf 
tere ſeibſt beziehenden Vorfchriften jened Regul. finden auch auf biejenigen Anmwe 
welche fih zur Führung von Moſel⸗Dampfſchiffen befähigen wollen. 

8. 3. Wer ſich zur Brüfung meibet, hat den allgemeinen, durch bad Regul. v. & 
1834 beftimmten Erforberniffen zu genügen und ber Kommiffton (8. 2) ein giaubroil 
Zeugniß darüber vorzulegen, daß er die Suhrung eined Dampfidiffes praktiſch erter 

8.4. Die Kommifflon richtet die Prüfung: 

a) auf die, im 8. 11 a—h jened Regul. bezeichneten Begenftänbe, zugleich in if 
wendung auf die Dampffhifffahrt; 

b) darauf, ob der Kandidat hinreichende Kenntniffe von ber JZufammenfekung sit 
wendung der Dampfmaldinen; desgleichen bon ben allgemeinen und befo 
die Dampfidjifffahrt betr. Preuß. V. hat. 

Es bleibt ihrem Ermeflen überlaflen, ob fle 

ce) demfelben bie Ableitung einer Brobefahrt auferlegen will. 
In diefem Kalle ift die Fahrt, in Gegenwart eined von dem Vorfikenben ber Koma 
zu ernennenden Witglieded berfelben, auf einem in Dienfte befintiien Dampf 
unter Aufſtcht. des ordennichen Schifföführers und unter felbfttändiger Zeitung bed & 
bidaten zu machen. 

8.5. Die im 8. 14 des Regul. v. 5. Aug. 1834 auf beziehungämwelfe 6 und $2 
feftgefeßten Prüfungsgebühren werben für Dampfſchiffs⸗Fuͤhrer um 3 Thir. erhöht. 
jenigen, welche ji der Prüfung unterwerfen, um fi zur Führung eines Moſel⸗ 
ſchiffs zu befähigen? zahlen den geringeren Saß; biejenigen, meldye nur die erging 
Prüfung (8. 8) beftehen, den Betrag von 3 Thirn. Wenn eine Probefahrt Statt 
(8. 4), trägt der Kandidat die dadurd) entitehenden Koſten und hat dem berfelben be 
nenden Kommifftonsmitgliede 2 Thir. Gebühren zu entrichten. 

8. 6. Bon der Prüfung befreit find die bei Publit. diefet ®. im aktiven Die 
findlichen, mit Scifferpatenten verfehenen Führer Preuß. Rhein⸗ und MoferS 
ſchiffe, wenn fle binnen acht Wochen präfiuflpifcher Frift der Reg. zu Köln Ihr € 
- patent und ein glaubwuͤrdiges Zeugniß darüber vorlegen, daß Ihnen zu der, im 

gedachten Zeit die Kührumg eines Dampfichiffed anvertraut geweſen fei. Daß vi 
toeld geführt worden, ift dann von der Reg. foftenfrei zu beicheinigen. 

8. 7. Diejenigen Schiffeführer, welche den Nadıteiö in ber, im @. 6 BR 
Friſt nicht führen, find, ohne vorſchriftsmähige Prüfung, zur Führung eines 
Rhein» oder Mofel-Dampfjchiffes nicht zuzulaſſen und verfallen, wenn fie fid 
bennod) unterziehen, in die, im 8 24 beftimmte Strafe. - ' 

8. 8. Batentirte Rheinſchiffer, weiche ſich über die praftifche Fertigkeit tm U 
ber Dampfihifffehrt mittelft glaubtwürdiger Zeugniffe ausweiſen, können ſich einet ab 
zenden, lediglih bie Dampfichifffahrt betr. Prüfung unterziehen; es finden babe 
sem * enthaltenen Vorſchriften, ſo weit ſich dieſelben auf die Dampfſchifffahrt 

nwendung. 

8.9. Befteht der Kandidat in ber Krüfung, fo it Ihm darüber bon ber Bteg. m 
toftenfrei ein Zeugniß auszuftellen. Jeder Führer eined Preuß. Rheins oder 
Dampfſchlffes hat dies Pruͤfungbzeugniß oder das im 8. 6 gedachte Niteft ber Weg. 
das Dampiſchiff, weiches er führt, in der Yahrt oder in der Ladung begriffen iſt, bi 
zu führen, um fi) bamit, mo e6 nöthie, ausweiſen zu fünnen. 

2) ber Nafdhinenmwärter. . 

8. 10. Der Schiffseigenthümer darf nur ſolche Perſonen als Mafhinenmwärs d 
einem Preuß. Rhein- oder Mofel-Dampffchiffe anftellen, welche ihm 

a) dad im 8. 9 Litt. a. des Megul. v. 5. Yug. 1834 bezeichnete Zeugniß — 

‚b) nachweiſen, daß ſie bereits ein Jahr auf einem ſolchen Schiffe als Heizer zur 
denheit gedient haben, und welche 

c) bei einer in feiner ober ſeines Stellvertreterd refp. eined Mitgiiebed der Dan 
fahrt - Direftion Gegenwart von bem Sciffäführer borzunehmenden 
aureichenbe Ren utnl von ber Einrichtung und Handhabung der Naſchine zu ch? 
nen gegeben haben, 

Die bei den Publif. biefer 8. Im aftiven Dienfte befindlichen Weafchinentuärte BP 
zur nachträglichen Belbringung der Litt. a, und b. bezeichneten Nachtveife nicht verrüf 
tet, aber der Litt. e. beffimmten Prüfung, wenn biefeibe nicht bei Untritt des Die 
Statt gefunden ‚hat, untertoorfen, und fofort bed Dienftes zu entlaffer, wenn Reis! 


2) Vergl. oben S. 372-ff. 


! 
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ung Mangel an zulänglicdher Keunteiß von ber Einrichtung und Handhabung ber 
Hinen zu erfennen geben. 
8. 11, Der Schifföführer iſt verpflichtet, bie Dienftführung des Maſchinenwärters 
Bgejest forgfältig zu beobadien, und dem Schiffdeigenthümer davon Anzeige zu 
en, wenn jener Mangel an Befonnenheit oder an Aufmerkſamkeit auf den Bang oder 
ehandiung der Mafchinen zeigt. 
Der Schiffseigenthuͤmer ift, in Folge diefer Anzeige oder eigener Wahrnehmung, ober 
le Anweiſung berjenigen Reg. zu.deren Verwaltungs⸗Bezirke das Schiff gehört, ver⸗ 
tet, den Mafchinenmärter fofort zu entlaffen, wenn ſich derfelbe ein grobes Verſehen 
hulden fommen läßt, ober wenn er ſich in jener Seaiehung twiederholt leichter Ver⸗ 
ſchuldig madıt, oder wenn der im $. 14 erwähnte Fall eintritt. \ 
&6 fteht der Meg. zu, zu verbieten, daß ein folher Mafchinenmärter, fei eö in biefer 
daft oder als Heizer, auf einem Preuß. Dampfichiffe wieder in Dienft genommen 
& Db diefe Maafregel zu treffen fei, darüber befchließt die Keg., nad) vollftändigern 
tage über bie, zur Sprache gebrachten Thatfachen, in der Plenarfigung durd) ein 
int, welches unter Angabe der Gründe audzufertigen und dem Angefchuldigten zum 
ofoll zu eröffnen if. Dem Letteren fteht gegen das Wefolut, mit Audfchluß der 
fung auf richterlihe Entſch., Innerhalb vier Wochen präftufivifcher Zrift, der Rekurs 
9 Din. des H. offen. 
IVI. Pflichten des Eigenthümers eines Preuß. Rhein- oder Mojel- 
Dampfſchiffes. 

B. 12. Der Schiffselgenthümer hat dem Führer und dem erſten Maſchinenwaͤrter 
ben eine Dienftantveifung zu ertheilen und diefe zubor, wenn dad Schiff einem Preuß. 
ahafen angehört, ber eg. zu Köln, wenn es einem Preuß. Mofelhafen angehört, ver 
zu Trier zur Senehmigung vorzulegen. . 
8. 13. Die betr. Reg. bat dieſelbe unter dem Gefichtspunfte zu prüfen, daß fle ben 
enden G. und V., insbefondere der, von Unferm Min. des H. für Die Sachverſtän⸗ 

zur Unterfuchung der Dampfichiffe. zu ertheilenden, jedem Dampfidiffsführer zur 
twahrung im Schiffe auszuhandigenden Inftr. entſpreche, und daß der,-bei Abfaffung 
— fahrts⸗Ordnung leitend geweſene Grundſatz, wonach ber Schiffs⸗Führer der 

mie des Schiffs iſt, unter deſſen verautwortlicher Aufſicht das Schiff mit allen 

Bertzeugen und Beräthichaften fich befindet, und welcher die Polizei auf dem gan- 
sehiffe handhabt, darin feftgehalten werde. Die auf dem Schiffe getroffenen Einrich- 
a müffen mit dem Zuftande übereinftimmen, welchen jene Inftr. bedingt. Die, 
hoftzei betr. Beftimmungen find auf dem Schiffe öffenttich anzufchlagen- 

&.14. Der Schiffdeigenthümer ift bei eigener Berantwortlichkeit verpflichtet, von dem 
föführer eine Kaution von minbeftens 150 Thirn., von dem erften Mafchinenmwärter 
jolhe von mindeftens 75 Thirn. beftellen zu laffen, weldye für die, gegen den Beſtel⸗ 
ftaufegenden Geldſtrafen haftet. | 
Fuͤhrer und Mafchinenmwärter von Rhein-Dampfichiffen haben dieſe Kaution bei der 
Hauptkaſſe zu Köln, Führer und Mafchinenmwärter von Mofel:Dampfichiffen bei der 
-Hauptafle zu Trier, baar oder in Preuß. Staatöpapieren, zu beftellen. Wird die 
ion durch Geldſtrafen angegriffen, fo ift der Kautiondpfiichtige verbunden, biefelbe 
halb 4 Wochen nad) erhaltener Anzeige bon der Dedung einer Geldftrafe aus ber 
ion, bis zu dem Normalbetrage zu ergänzen. Iſt nach Ablauf biefer Frift die Er⸗ 
ing nicht erfolgt, fo tritt gegen ben Kautionspflichtigen, wenn er, Schiffö- Führer ift, 
ntiehung ded Im 8. 9 gedachten Zeugnified, und damit ber Befugniß, ein Preuß. 
pfichiff zu führen, wenn er Wtafchinenwärter ft, die Entfaffung aus dem Dienfte ein. 
zurückgabe des Zeugniffes.an den Schifföführer, beziehungsweiſe Die Wiederanftellung 
Naſchinenwärters kann erſt dann erfolgen, wenn die Kaution bis auf den borgefchries 
| Betrag ergänzt iſt. 

U, Unterfuhung der vorbezeihneten Dampfſchiffe. 
1) Allgemeine Beftlimmungen. 
3. 15. Der Schiffdeigenthümer hat der Meg. bed Bezirks, In welchem ber Hafen bed 
es belegen ift, alljährlich) im April nachzumelfen, daß dad Letztere im vorhergegange- 
ahre zur Unterfuchung geftellt worden ift. (8. 17.) 
. 16. Diefe Unterfuchung wird von Kommiffionen betirft werben, melche in jebem 
tr. Reg. Bez. aus zwel vereidigten Sachverſtändigen beftehen follen. 
die Sächverſtändigen haben bie Uinterfuhung nad) Anleitung und mit Berückſtchti⸗ 
ber im 8. 13 gedachten Inſtr. zu bewirken. 
2) Drbentlihe Unterfuhungen. 

. 17. Die Preuß. Rhein- und Mofel-Dampffchiffe untertiegen, bebor fie überhaupt 
ı Dienft genommen werden bürfen, und, wenn fle den Letzteren bereits berfehen 
, dor bem Beginne der Fahrten jedes neuen Jahres, einer Unferfuchung. 
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Diefe Unterfuhung wird im Laufe ber Fahrten deſſelben Jahres noch eina 


o 
8. 18. Behufs ber erſten Unterſuchung hat der Führer ben Sachberflänige 
jenigen Bezirks, in welchem der Hafen des Schiffes gelegen iſt, 8 Tage vor bırie 
tigten Abfahrt die Anzeige zu machen, daß das Schiff zur Fahrt in Beieitſchaft gr 
Die zweite Unterfuchung nehmen die Sachverfländigen zu einer beliebigen % 
ohne daß es bazu einer vorgängigen Benachrichtigung bedarf. In beiden Fälm 
Dienft des Schiffed nicht behindert werden, es möchten benn Anzeigen eines Geil 
henden Mangelö vorliegen. . 


3) Außerordentiihe Unterfuhungen. 

8.19, außerorbeniiitpe Unterfuhungen find die Sadhverftänbigen inner 
Grenzen ihred Bezirts, ohne Rüdficht darauf, ob dad Schiff einem Hafen deſſelbe 
hört oder nicht, ob es ein Preuß. oder fremdes, Ben Preuß. Rhein oder die Preuf. 
befahrenbed if, vorzunehmen verpflichtet, fo oft ihnen eine glaubhafte Anzeige übe 
bringende Mängel an ver Maſchine oder In ihrem Betriebe oder am Schiffe zugch‘ 
fie aus ähnlicher Weranlaflung von dem ObersPräfidenten oder von ber Meg. dan 
fordert werden. Auch bei ſolchen außerordentlichen Unterſuchungen iſt auf den Die 
Schiffes moͤglichſt Rüdficht zu nehmen. . . 

8. 20. Ueber ven Erfolg jeder Unterfuhung ift eine Verhandlung aufurch 
welche don den Sachverſtändigen, dem Schifföführer und dem erften Mafchinen 
zu unterzeichnen ift. Verweigern biefe ober einer von ihnen die Unterfchrift, fo if? 
der Verhandlung zu bemerten. Wbfchrift der Letzteren ift dem Schifföführer anf & 
gen koftenfrei auszuhändigen. Hat bie Unterſuchung feinen Mangel ergeben, fo m 
die Sachverſtändigen dem Führer fofort die Erlaubniß, dad Schiff in Fahrt zu rl 

8. 21. Die Verhandlung (8 20) ift fofort, tängftend binnen 24 Stunden, da 
Sachverſtändigen ver Reg., in deren Bezirk die Reviſton ftattgefunden , vorzulege 
die Erfaubniß nicht ertheilt worden, fo hat die Reg längſtend binnen brei Tage 
Empfange der Verhandlung, ihre Entſch. dem Schiffeführer befannt zu machen 

8. 22. So oft auf den Grund einer Unterfuhung die Erlaubniß zur Kata 
wird, haben die Sachverſtändigen dem Sciffeführer ein Zeugniß nach einem bl 
Formulare auszufertigen, welches bis zur nächften Unterfuhung in der Han 
Schiffs audzuhängen iſt. 

8. 23. Der Schiffseigenthümer hat für die ordentliche Unterſuchung 
mit Einſchluß der Koften für die Ausfertigung des Erlaubnißſcheins (8. 22), | 
berftändigen einen Thlr. Gebühren zu zahlen, desgl. für die außerordentiiche l 
(8. 19) in bem Falle, wenn fid) Mängel an tem Schiffe oder an der Maſchte 
dem Betriebe der Lebteren ergeben haben. Winden ſich dergl. Mängel nicht, PR 
Neg. die Gebühren anzumelfen. 


berh 















IV. Strafen. 

8. 24. Schifföführer, welche fi) ber Führung eined Preuß. Rhein- ode B 
Dampfſchiffes unterziehen, ohne ihre Befähigung nachgewieſen zu haben (8% 
welche in den, im 8.9 gedachten Fällen eines oder des dndern der bort bir 
Atteſte nicht bei ich führen; welche die nady 8. 11 ihnen obliegende Verpfühtug ig 
erfüllen; welche ohne Erlaubniß bie Fahrt antreten (8. 22), folen gerichtiich verioh! 
in eine Beldftrafe von 5 bis 50 Thlr., im Wiederholungsfalle bis 100 Thir. ober Im 
bed Unvermögend in-eine berhättnißmäßige Befängnißftrafe verurtheitt werben. 3 
Schiff unter Zeitung eines Schifföfüs,rerd in Fahrt gefegt worden, welcher ih ibe 
Befähigung dazu nicht auögetwielen hat (88. 1 und 7), fo trifft gleiche @elb- oder‘ 
nibftrafe den Eigenthümer bed Schiffe. 

Die Feſtſetzung der Strafen fteht nad Anleitung ber ®. v. 30. Juni 183. e 
1834 ©. 136) dei den Kontraventionen auf dem Mhelne den Rihein Zougenchlen, 
Kontraventionen auf der Mofel den gewöhnlichen Bolizeigerichten zu. , 
20 go Bolfredung ber Gtrafen erfolgt nad) Maaßgabe der 88. 58, 58% 

. Jun . 

. Unter erfchtwerenden Umftänden fann dem Schifföführer außerdem bie BenPF 
Preuß. Dampficiff zu führen, entzogen werden. Die Entjch. hierüber fteht In BR 
ſowohl auf Rhein», ald Mofel-Dampfihiffführer ver Meg. in Köln zu, welche an 
Einziehung der im $. 9 bezeichneten Atteſte zu forgen hat. — Es fludet dadel de 
88. 20—23 des Regul. v. 5. Aug. 1834 angeordnete Verfahren ſiatt. Wenn vr 
Beftrafung, eines Mojel-Dampfihiffsführers handelt, fo tritt bei diefem Bei 
von dem Dber-Präfdenten ein für allemal zu ernennender Bau-Beamier, d a] 
durch die Amiöbl. der Weg. zu Koblenz und Trier befannt zu madyen iſt, an bie © 
Rheinfchifffahrts-Infpektors. 
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8.25. Auf den Grund des Sciffö-Unterfuhungäprotofolls (8. 20) ift_bie Reg. bes 
‚ats ermächtigt, wegen der barin angezeigten Mängel und Unregeimäßigfeiten dem 
Hiffeführer, beögleihen dem erfien Maſchinenwärter Ordnungsſtrafen nad Maafgabe 
Verſchuldung eines Jeden bis zu 50 Thirn. aufzulegen. 

Die Entſchuldigung: der Eigenthümer bed Schiffes habe es an ben erforderlichen 
uichtungen, — Aufforderung unerachtet, fehlen laſſen, ſoll, auch wenn fie er⸗ 
fen, nicht beruͤckſichtigt werben; e& wäre denn, daß der Schiffsführer der Weg. ober 
a auhänbigen, noch ehe diefe das Schiff beftiegen, eine fhriftliche Anzeige davon 
m e. N 


Wegen ber berhängten Orbnungsftrafen findet der Rtekurs an ben Min. des H. ftatt. 

Bei erheblichen und mieberholten Vernachläffigungen fann bie Weg. zu Köln bem 
biffsführeridie Befugniß, ein Preuß. Dampfichiff zu führen, entziehen. (8. 24.) 

8.26. Der nad) Maafgabe ber Beftimmungen 88. 19 und 20 des Meguf. v. 5. Aug. 
84, eintretende- Verluſt bed Mheinfchiffer-Patents hat ben Verluſt der Befugniß, ein 
aß. Dampfſchiff zu führen, zur Folge. J 

Segen diejenigen Führer von Moſel⸗Dampfſchiffen, welche nicht zugleich im Beſttze 
wo Rheinſchiffer⸗Patents ſich befinden, iſt in den unter Litt. a. und b. jener Beſtim⸗ 
ingen bezeichneten Faͤllen durch richterfiche® Erfenntniß und in den dafelbft unter Litt. 
bezeichneten Fällen‘ durch ein von ber Reg. zu Köln abzufaflendes Reſolut, der: Ver⸗ 
‚der Befugniß, ein Preuß. Dampficiff zu führen, auszuſprechen. 

Urkunblih 20. (G. S. 1844 ©. 267.) 

Daun: 

K. D. v. 15. Sept. 1845, betr. die von den Führern und erſten Maſchinen⸗ 
stern der Dampffchiffe auf dem Rheine und der Mofel zu beftellenden Kautionen. 


Auf Ihren Ber. v. 26. Juli d. 3. will Ich die Beſtimmung bed 8. 14 der ®. zur Bes 
yerung der Sicherheit der Dampfichifffahrt auf dem Aheine und auf der Mofel v. 24. 
11844, nach welcher der Schiffdelgenthümer bei eigener Verantwortlichkeit verpflichtet 


don dem Schiffäführer eine Kaution von mindeftend 150 Thirn. und von dem erſten 


ühinenwwärter eine Kaution bon mindeftend 75 Thirn. beftellen zu laffen, welche für 
Kin ben Befteller feſtzuſetzenden Beibftrafen haftet, dahin defiariren, daß es bem 
Afdeigenthümer überlaffen bleiben fol, ob er von dem Schifföführer und von dem 
en Raſchinenwärter die ermähnten Kautlonen beftellen faffen will, daß er aber, wenn 
ed nicht gefchehen ift, für bie Geldſtrafen, welche gegen den Schifföführer oder erften 
alhinenwärter feftgeftellt werden, ais Selbſtſchuldner haftet. Iſt von dem Schiffsfüh⸗ 


c oder erten Mafchinentvärter eine Kaution beftellt, biefe aber Durch Beldftrafen ange». 


iffen worden, fo bleibt Die Ergänzung berfelben gleichfalld dem Schiffseigenthümer über- 
fen; diefer muß aber, fo lange folche nicht bewirkt ift, für die gegen den Schiffsführer 
er den erftien Mafchinenmärter feftgefeßten ferneren Geldſtrafen al8 Seibftfhuldner in 
beit haften, ald ber Ueberreſt der Kaution zur Dedung biefer Geldſtrafen nicht hinreicht. 
Die Beftimmungen des erwähnten 8. 14 wegen der Folgen, welche gegen den Schiffs⸗ 
ter oder erſten Mafchinenwärter. in dem Kalle, wenn er die Ergänzung |der Kaution 
läßt, eintreten follen, kommen nicht meiter zur Anwendung. Diefe Det. ift durch 
®. ©. zur öffenti. Kenntniß zu bringen. (G. ©. 1845 ©. 725.) 


H. Vorfhriften zur Aufredhthaltung der die Rheinfhifffahrt 
tt. frompoligeiliden Vorſchriften. 


V. v. 14. Aug. 1846, betr. Die Zumiderhandlungen gegen bie, für den 
tin beftehenden, ftrompoligeilichen Vorſchriften. 


Bir Friedrich Wilhelm ac. 2c. verordnen zur Aufrechthaltung ber, bie Rheinſchifffahrt 
' polizeilichen Vorſchriften, was folgt: 

$.1. Alle inländiſche Eigenthämer von Segellhiffen und alle dem Auslande ange⸗ 
nden Eigenthümer von Dampf» und Segelſchiffen und fremde Dampfichifffahrte-@e« 
haften find haftbar für die Beidftrafen, Schäden und Koften, welche den, in ihrem 
nfte Rehenden Schifföpatronen, Führern oder Mafchinenmwärtern wegen Zuwiderhand⸗ 
ı gegen eine, bie Mheinfchifffahrt betr., polizeiliche Vorſchrift oder wegen Nichtbeach⸗ 
‚einer ſolchen Vorfchrift zur Laft fallen. 
8.2. Die Ladungen und Zuftellungen zur Geltendmachung ber iM 8. 1 angeorbneten 
Ibarfeit gegen auswärtige Sciffseigenthümer oder Dampfſchifffahrto⸗Geſellſchaften 
gen mit voller gefelicher Wirkfamkeit in dem Befchäftslofale ver, von den Eigenthü- 
n oder. Befelffhaften innerhalb Unſerer Staaten angenommenen Agenten, 

8.3. Die in @emäßheit der gegenwärtigen ®. gegen audwaͤrtige Schiffeigenthümer 
t Dampfidifffahrtö-Wejellihaften ergehenden Verurtheitungen find in alles Eigentyum 
LVIL OO L. u 26 
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—5 „welches die verurtheilten Eigenthuͤmer oder Geſellſ haßten innerhalb Unfın 
aaten beſitzen. 

8.4. Rüdfichtlich der Eigenthümer Preuß. Dampfſchiffe bewendet es bei ben Briin- 
mungen bed .8. 14 Unferer ®. v. 24. Mai 1844, zur Beförderung ber Sicherheit ia: 
Dampfihifffahrt auf dem Rhein und auf der Mofel und der Dekl. d. 18, Sept 1865. 

Urkundlich ı. (G. ©. 1546 ©. 432.) 

II. Elbe. 

Berg. bie Elh⸗Schifffahrtö⸗Alte v. 23. Juni 1821 (G. ©. 1822 ©. 9) 
ben darauf bezügl. Konventionen, bei den auswärtigen Verhältnifjen, in ZhLE. 
bea Werked. 


1) 8.D. mit dem Polizei⸗Regl. für den Edhifföperfehr auf der Ei 
T. Febt. 1842. ' 
Ich genehmige das mit Ihrem Ber. 6.23. Dec. v. 3. eingereichte Polizei-Rı.k 
ben Schifföperfehr auf der Eibe (Anl. a.) und autorifire Sie zu deſſen Publ. vuräik 
Yıntöbt. der Reg. zu Potodam, Merfeburg und Magdeburg. 


nl. a. 
Polizei-Regl. fürben Schiffsverkehr auf der Eibe, v. 23. Dec. 1841. 

Um den Uebelſtänden zu begegnen, welche bisher aus bein Mangel zurelhender 
zellicher Beftimmungen über ben Schifföverfehr auf der Eibe entfprungen find, ti 
mit, und zivar für die Strede von der Breugiih-Sächfiichen Bränze oberhaib Witte 
bid zur Preußiſch⸗Hannoͤverſchen Gränze oberhalb Schnatenburg, fo weit bie Rank 
hoheit über dieſelbe Preußen zuficht, Folgendes verordnet: 

81. (Begegnen und Ausmweihen zweier Schiffe) Wenn zwei 
ſchiffe fid) begegnen, bon denen Eins gezogen wird, fo foll Letzteres die Seite dei 
pfaded, das andere das entgegengeiehte Ufer hasten. Wird keins vom Beiden gung 
und dad ftromaufgehende Fahrzeug fegelt, fo muß ihm das entgegenfommenbe, fondd 
die Verhättniffe irgend geftatten, ausweichen; fegeit e8 nicht, Po weichen beide, uott 
zuleßt gedachten Voraudfegung, rechts aus. 

Wenn ſich ein Dampfſchiff und ein Segelſchiff begegnen, fo behält das letztere Im 
aufgehend, fo weit e8 die Oeriüchkeit zuläßt, bie Seite des Leinpfabes. Geht ea inm 
ohne Segel, fo fteht dem ihm begegnenden Dampfichiffe, die Wahl der Uferfeitr aut 
dad Segelfhlff muß nad der entgegengefehten Seite ausweichen. Geht es & 
Segeln, fo muß e6 dem ſiromaufgehenden Dampffciffe, jo weit es die Verhättuife® 
ten, rechts ausweichen. 

8.2. Von zwei ſich begegnenden Dampficiffen hält, fo weit es dad Yahrıck? 
1äßt, das ftromaufgehende das linfe, das ſtromabgehende das rechte Elbufer. 

8.3. Muß ein Dampffhiff dad Fahrwaſſer inne halten, fo giebt es durch Aurich 
einer biauen Flagge bis zum halben Maft und durch fünf Schläge auf die Otodı M 
dur die Dampfpfeife dad Zeichen, morauf das ihm begegnenbe Segelſchiff, ſo nel 
irgend angeht, ausweidhen muß, aber die Wahl ded.Uferd behält. | 

8. 4. Iſt die Scifffahrtörinne an irgend einer Stelle des Stromes fo ſchmal. vo 
das gleichzeitige Durchgehen zweier fich begegnenden Schiffe nicht geftattet, und 
fi) das eine bereits in derfeiben, fo muß das andere, bis jenes fie verlaffen hat, beit 
Belangen beide gleichzeitig an eine foldye Stromenge, fo darf das ftromaufgehende ShN1 
biefetbe nicht eintaufen, bebor bad ſtromabgehende fie zurüdtgelegt hat. Iſt aber Im Did | 
Halle eins der Schiffe ein Dampfſchiff, fo muß das Segelfchlff, gleichviel, od «8 ans ne 
aboärtö geht, auf das Zeichen des erftern (8. 3) beilegen, bis dad Dampffchiff die EN? 
enge zurüdgelegt und die blaue lange wieder eingezogen hat. j 

8. 5. Diejenigen Stellen Deo Stromes, auf melde vorftehende Beftimmungen (# 
Anwendung finden, werden jaͤhrlich bei Eröffnung ver Schifffahrt durch die Amisht, M 
K. Meg. zu Potödanı, Magdeburg und Merfeburg zur öffentt. Kenntniß gebracht mein 
Diefe Behörden werben das Verzeichnif auch im Laufe des Jahres berichtigen, In lt 
nd bazu gonlaffung findet, und die Abänderung ebenfalls durch die beir. limthblx 

annt machen. 

8.6. (Borbeifahren.) Der Führer eines Schiffes, welches eine ſchnellett u 
hat, als das ihm borangehende, barf von dem Yührer bed LZebtern, wenn er —AM 
erreicht hat, und ed ohne Gefahr oder erheblichen Jeliverluſt ausweichen kaun, UM rn 
Faprt nicht befchleunigen will, verlangen, daß er das ſchneiler fahrende Schiff vorbel ’ 

Iſt das nachtommende Schiff ein Dampffchiff, fo muß es feine Mbficht, dem Ihn | 
fahrenden Dampf» ober Segelfchiffe vorbeizufahren, durch das im 8.8 beftimunie Sad | 
zu ertennen geben. " 

Erreicht ein Dampfichiff ein anderes Fahrzeug vor einer der Im 8.4 gedachten Enr 
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pen, ſo muß das letztere beilegen und dem Dampfſchiffe den Vorgang in die Stromenge 
erlaffen. Hat aber das vorfahrende Schiff die Stromenge bereits erreicht, fo muß, bie 
feinem Auögange aus derfeiben, das folgende zurückbleiben. ' 

8.7. (Ableichten.) Kein Schiff darf im Fahrwaſſer ba um⸗ ober überlaben, wo 
dem Schifföverfehr hinderlich ift. ° 

Iſt die Abteichtung noͤthig, um das Schiff über Untiefen im Fahrwaſſer zu fchaffen, 
muß fie ſtets vor ben Letztern und an ſolcher Stelle geſchehen, wo weder das beladene 
hiff, noch der Leichter den Schifföverfehr hindern oder erfchiweren. Werben aber Schiffe 
‚Sahrwaffer bergeftatt feftgefahren, daß fle nicht fofort, oder nur durch Ableichtung wie⸗ 
 abgebracht werben koͤnnen, fo iſt der Führer ftrafbar. Daffelbe ift der Fall, wenn 
jelbe Ballaft in den Strom werfen, oder dad Strombette font durch Dad Ausmerfen 
R, der Schifffahrt hinberlichen Begenftänden verunrelnigen läßt, wobei überbie8 der 
ſpruch an ihn wegen Erftattung der Raäumungskoſten vorbehalten bieibt. 

8.8. (Aankern und Anlegen.) Kein Schiff darf im Fahrwaſſer da vor Anker 
yen oder anlegen, wo ed dem Schiffs verkehr hinderlich iſt. 

$.9. An das Ufer, wo ſich der Leinpfad befindet, darf ein Schiff nur dann anlegen, 
m ed dort ladet oder Köjcht; oder wenn ed wegen erlittenen Schadens ben Schuß des 
erd ſuchtz oder endlich, menn es durch Unwetter genöthigt wird, einſtweilen anzulegen. 
rin dem letztern Falle darf es den ſtehenden Maſt behalten. 

8. 10. An Buhnen, Packwerken, Pflanzungen und ben durch Warnungstafeln bes 
hneten abbrüchigen Uferftellen, dürfen Schiffe nicht angelegt werden. 

8. 11. Jedes Schiff, welches an irgend einer Stelle, vom Ufer entfernt, oder am 
m, da, mo gewoͤhnlich keine Schiffe oder Fiöfle zu Itegen pflegen, vor Unter liegt, iſt 
hrend ber Dunfelheit bei Nacht oder im dichten Nebel an einer, nad) allen Seiten hin ° 
tharen Stelle deſſelben mit einer. erfeuchteten Laterne zu verfehen. 

8.12. (VBorfihtbeim Fahren.) Jedes Schiff, welches in der Nacht fährt, jol 
"Eonnenuniergang bis Sonnenaufgang und, wenn es bei dichtem Nebel fährt‘, wäh- ' 
d feiner. Dauer, bei ber Bergfahrt zwei, bei der Thalfchrt drei erleuchtete Zaternen, 
teinonder, am halben Mafte, wenn e8 aber ohne Maft fährt, an einer nad) alfen Seis 
hin ſichtbaren Stelle führen. Ein Dampfſchiff hat außerdem von Zeit zu Zeit dur) 
läge auf die Glocke oder mittelft ber Dampfpfelfe Zeichen zu geben. 

8.13. Wenn einem Dampfidiffe in der Fahrt kleine Fahrzeuge 658 zu zehn Laften 
ungsfählgfelt begegnen, ober menn das Fahrwaſſer dicht an den, 8. 10 bezeichneten 
lagen und Uferftellen vorüberführt, fo fell das zu That fahrende Dampffaiff in der 
he derfeiben nur anit halber Maſchinenkraft fahren und fich fo weit entfernt halten, als 
örtlich zutäffig ift, damit durch den Wellenfchlag fein Schaden angerichtet werde. 

Sollte indeß Dad Dampfichiff jenen Fahrzeugen fo nahe gekommen fein, daß der 
elenfhlng bei Ausübung halber Mafchinenfraft denfelben gefährlich werden könnte, fo 
das Dampfſchiff Die Mäder fo Tange hemmen, bis ſich das andere Fahrzeug meit genug 
von entfernt haben wird, fofern dies ohne Gefahr für das Dampfſchiff angeht. 

8. 14. Sind Merkmale oder Warnungszeichen ini Strome auögeftedt, um dad Fahr⸗ 
fer, bie Stromengen ($. 4).oder die vorhandenen Hinderniffe zu bezeichnen, fo dürfen 
eiben nicht befchädigt, berrüdt ober weggebracht werben. . 

8. 15. Dampffchiffe Dürfen bie ſtehenden Brüden nicht anders, ald mit zurüdgefchlas 
en Rädern und höchftens mit halber Stromgeſchwindigkeit paffiren. 

8.16. Segelfchiffe dürfen, wenn fle beladen find, dergleihen Brüden ftromab nur 
Iren, indem fie mittelft bed Ankers ſacken oder umlegen. Unbeladene Segelſchiffe duͤr⸗ 
in derfelben Hichtung durchgehen, ohne-umzulegen. 

8.17. (FiöRe) Die Beltimmungen 88. 4, 6, 7, 8,9, 10 finden auch auf Floͤße 
ndung Wenn aber ein Floß und ein Schiff gleichzeitig an eine, der 8. 4 bezeichne» 
Etrdmengen gelangt, fo hat das Erftere, gleichviel, ob ihm das Schiff folgt oder ent» 
alommt, beigulegen, bis das Letztere die Stromenge zurüdgelegt hat. 

8.18. Jedes Floß, welches an irgend einer Stelle vom Ufer entfernt ober am Ufer, 
wo gewoͤhnlich feine Schiffe.oder Flöhe zu Liegen pflegen, anhält, ift während der 
telheit, bei Nacht, oder im bichten Hebel, auf jeder ver beiden Eden, weldhe vom 
abgekehtt find, mit einer erleuchteten: Laterne zu bezeichnen. 

8.19. (Buivertransport.) KHmfihts der Pulvertransporte auf der Eibe kom⸗ 
dieVorfchriften des Regul. v. 23. Der. 1833, 88. 36 —47 und des CK. v. 28. Febr. 
", weihe durch bie Reg. Amtsbl. zur Öffentl. Kenntniß gebracht find, und hiermit in 
nerung gebracht werben, zur. Anwendung !). 

8.20, (Strafen) Jede tiebertretung ober Nichtbeachtung der Im negentoärtigen 
ement gegebenen Vorſchriften und Verbote wird, unter Vorbehalt ber Verbindlichkeit 


') Bergl. beim Poligei-Mefen (Th. VI. des Wertes), 8b. 2 ©: 194 1.0.20. 


. 
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zum Schabenderfage, mit einer Polizeiſtrafe von 2 His 50 Mihir., ober Im Unbermögti« 
falle, mit verhältnikmäßiger Bein nißftrafe geahnbet. 
, 8.21. (Musführung.) DieYuffiht über die Befolgung ber in dieſem Megl. ertiet 
ten Vorſchriften haben die beim Waſſerbau angeftellten Bauaufjeher, Buhnenmelker mi 
Baubeamten, die Forft-, Steuer und Rollzeibeamten und Bendarmen. ' 
8. 22. Tie polizellichen Unterfuchungen und die Seinen ber Strafen werk 
nad) Eintheilung ded Stromes in befondere Strom⸗Polizeibezirle, in jedem berfelben ag 
Polizeibehoͤrde übertragen. 
Der Umfang diefer Bezirke, fowie bie, in jedem berfeiben mit Kührung ber Uak 
ſuchungen beauftragten Behörden, werden durch die Amtsbl. der beir. 8. Reg. zur Öffe 
Kenntniß gebradjt werben. 
Berlin, den 23. Dec. 1841. (L. 


8. 
Der Min. des Inn. Zar Finanzmin. 
v. Rochow. Gr. vd. Alvenodleben. 
(Min. St. d. inn. Verw. 1842 ©. 273 Ar. 378.) 


Mit Bezug hierauf find ergangen: 


-  a)R. der 8. Min. der Fin. (Beuth) und bed Inn. (Seiffart) v. 11.% 
1842 an die K. Reg. zu Botödam. 

Die K.Reg. empfängt in den Ant. beglaubigte Adfchrift eines Pollzelsfegl. für ! 
Shifföverfehr auf ber Eibe, d. 23. Dec. 1841 und der D. 0.7. Febr. 3. mit der Hung 
fung, beide und zugleidy durch Ihr Amtöblatt zur öffent. Kenntniß zu bringen, daß bie 
8. 22 des Wtegl. gedachten Strom⸗Pollzeibezirke, ſoweit Preußen bie Landeshoheil ü 
das Strombette zufteht, wie folgt, abgegrängt worben find: , 

der erfie Strom» WBolizeibezirt von ber Preuß.» Sächfifchen Gränze oberhalb Rx 
berg bis Belgern, fompetente Behörde: das Haupt-Steueramt zu Wüpiberg; 

ber En eite Bezirk, von Belgern bis Pretſch; Tompetente Behörde, der Magiftdl 

orgau; " 

ber dritte Bezirk, bon Pretſch bis zur Preuß.⸗Anhaltſchen Bränge unterhalb Wii 
berg; fompetente Behörde: dad Haupt-Steuerami zu Wittenberg; 

ber vierte Bezirk, bon ber Preuß⸗Anhaltſchen Bränze oberhalb Aten bie Sqoͤch 
tompetente Behörde: ber Magiftrat zu Barby; 

der fünfte Bezirk von Schönebed bis Wolte; tompetente Behörde: die Pollzeic⸗ 
tion zu Magdeburg; 

der ſechſt e Bezirk, von Polte bis Arneburg; fompetente Behörbe: ber Mogidt 
Tangermünde; 

der flebente Bezirk, von Urneburg bi6 Schöneberg am Dei; kompetente Behitt: 
ber ragiitrat zu Havelberg; j 

ber achte Bezirk, von Schöneberg am Deich bis zur Landesgränze oberhalb Dien 
tompetente Behörde: das Haupt-Follamt Wittenberge. 

In Beziehung auf bie nrihlung ded achten Bezirks, In welchem die polleliti 
Unterfuhung und Feſtſtellung ver Strafen wegen Nichtbeachtung oder Aebertreiung M 
in dem Regl. enthaltenen Vorfchriften durch das Haupt» Zollamt zu Wittenberge ba 
werben foll, wird auf die beöhalb befonderd an bie K. Meg. ergebende Ber. 

enommen 
8 Kür den fiebenten Bezirk, welcher bon Arneburg bi8 Schöneberg am Deid) begeink 
wird, übertrage ich, der unterzeichnete Minifter des Innern, die polizeiliche Unterfudes 
Straffeſtſetzung und Einziehung der feftgefehten Strafen dem Magiftrate zu Hader 
und weile die K. Reg. an, venfelben fogleldh, mit Berweifung auf das im Wnstöbl. triär 
nende Regl., mit Inſtr. zu verfehen. 

Der Magiftrot hat gleichzeitig mit ber Geldbuße in den bon ihm abaufaflenden Ei 
refoluten für den Undermögenefail nad) 8. 20 des Wegi. auch die Befängnipftrafe fl 
feßen, und dabel in Benüßheit ded 4. 2.9. 5. 88, Tit. 20, Thl. Il. und der 2.0! 
26. Nov. 1832, (A. S. 855, und Jahrb. H. 80, S. 500) in der Regel eine Geldduhe do 
5 KRthl. einer fiebentägigen Befängnißftrafe gleich zu achten. 

Mider das don ihn erlaffene Reſolut fteht dem Angefchuldigten ber Retard on W 
K. Reg, ober, wenn bie feftgejeßte Strafe bierzebntägiges Gefaͤngniß ober fünf Ihe 
Geldbuße überfteigt, die Brovofation auf gerichtliche8 Gehör zu. 

In Gemaͤhhen der Aterh. Beftimmung find die, in fänimttichen Strom-Boligbeh" 
ten jährlich auffommenden Strafgelder und Sportein zu einem gemeinſchafllichen Be° 
zu vereinigen und nad) Verhältniß der, von ben einzelnen Beamten erledigten u 
unter biefelben zu vertheiten. Mit Rücfiht hierauf haf die 8. Meg. zu veranlafen. I 
bie in dem fiebenten Bezirke eingehenden Strafgelber und Sporteln bie zu beren j%* | 
maliger Bertheitung ais Depofita behandelt werben, aljährlich zum 1. März bem un 
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hneten Fin. Win. eine, mit dem 1. Febr. abſchlleßende Zufammenftellung nad) dem 
allegenden Muſter (f. unten S. 407) einzureichen und dabei die von ben betr. einzelnen 
eamten erledigten Gefchäfte unter Hinzufügung Ihrer Meußerung über dad Verhältniß 
r zu vertheilenden Stemunerationen zu bezeichnen. 

Demnächft veranlaffen wir die K. Reg. dem 8. 5 bed Regl. gemäß, gleichzeitig mit 
⁊ Publik. deſſelben bie innerhalb Ihres Wermaltungsbezirts befindlichen Stromengen, 
if welche bie entſprechenden Beſtimmungen deſſelben zur Anwendung gebracht werben 
den, genau bezeichnet, durch Ihr Amtsbl. bekannt zu machen, dafür zu ſorgen, daß bie 
adpunkte der Stromengen den Schifföführern erfennbar gemacht werden und zur jähr« 
hen Berichtigung dieſes Verzeichniſſes fofern fie fich erforberlich zeigt, das Nöthige zu 
fügen, Diefe Berichtigung erfolgt auf ben Grund ber jährlichen Fruͤhjahrs⸗Bereiſun⸗ 
m und das Refultat muß alljährlich, auch dann, wenn dad Verzeihniß einer Abän⸗ 
rung nicht zu unteriwerfen ift, (in welchem falle baffelbe unverändert abzudruden ift) 
ah dad Amtobl. zur Öffentl. Kenntnig gebracht werben. 

‚Öchen ben betr. Baubeamten ober der K. Meg. im Laufe des Jahres Anzeigen über 
Armderungen im Strombette zu, weiche eine Abaͤnderung ded Verzeichniffes nothmendig 
hrinen Iaffen, jo muß biefetbe jederzeit veranlaßt und den Scifffahrenden deshalb 
ffentliche Mitthellung gemacht werben. nn 

Endlich hat die K. Reg. die im 8. 21 des Begt. bezeichneten Beamten mit Anweiſung 
ı berfehen.und für Aufrechthaltung der Beſtimmungen des Regl. und Ausführung beffel- 
Mm Sorge zn ragen. (Min. Bl. 1842. S.274. Nr. 379.) 


b) R. derfelb. Min. v. 11. Juni 1842 an die K. Meg. zu Magdeburg, 
(Wie in ber vorangegangenen Verf.) 
Indem ich, der unterzeichnete Min. des Inn., 
I) für den vierten Bezirk von ber Preuß.⸗Anhaltſchen Brenze, oberhalb Aden bis 
Schönebed, dem Magiftrate zu Barby, 
2) fir ben fünften Bezirk, von Schönebed bis Volte, der Polizei-Direlllon zu Mag- 
eburg, 
3) für den fechften Bezirt dem Magiftrate zu Tangermünde, 
ie poltzelfiche Unterfuchung, Straffeftfegung und Einziehung ber feſtgeſetzten Strafen 
dertrage, welſe ich die K. Weg. an, biefe Behörben ſogleich mit Verwelſung auf das im 
Imtebl. erſcheinen de Regl. mit Inftr. zu verfehen. 
Diefelden haben gleichzeitig ıc. (wie in der vorangegangenen Verf. bis zum Schluß, 
edoch ſatt im flebenten Bezirke: In den bezeichneten Bezirken.) 
(Min. Br. 1842. ©. 276. Nr. 380.) 


c) R. derfelb. Min, v. 11. Juni 1842 an die X. Reg. zu Merfeburg, 


(Wie zuvor.) | 

In Beziehung auf den erften und dritten Bezirk, in welchem bie polizeiliche Unter- 
hung, Beſtrafung und Einziehung der feftgefeßten Strafen, refp. ben Haupt= Stener- 
mern zu Müpfberg und Wittenberg übertragen worden, ift die beil. Verf. (f. die Verf. v. 
1.Junt1842 unten sub. d.) an den Brov.-Steuer-Direktor zu Magdeburg erlaffen wor⸗ 
en, und wird berfelbe für jene Bezirke dad Weitere veranlafien. . 

Für den ameiten Bezirk, welcher von Belgern bis Pretſch begrängt ift, übertrage ich, 
er unterzeichnete Min. des Inn , die polizeiliche Unterfuchung, Strafieftfeßung und Ein- 
hung der feſtgeſetzten Strafen bein Magiftrate zu Torgau und weiſe die K. eg an ıc. 
vie zuvor — in dem zweiten Gezirke 2c.) (Min. Bl. 1842, S. 276, Nr. 381.) 


I) M. des K. Kin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 11. Juni 1842 an ben 
rob.»Eteuerdirektor zu Magdeburg. 


Aus dem in beglaubter Mbfchrift herbei erfolgenden, burch bie 8. D. d. 7. Febr. d. J. 
mehmigten Polizei-Regl. für den Schiffsverkehr auf der Eibe v. 23. Dec. 1841 und aus 
m ebenfalls in Abfchrift anliegenden Verf. vom heutigen Tage an die 8. Reg. zu Pots⸗ 
am, Magdeburg, und Merfeburg werben Ew. ac. erfehen, daß der Eibftrom, in Bezug auf 
ned Regi. in 8 Strompolizel-Begirke gethellt, und für jeden diefer Hezirke die polizeiliche 
nterfuhung und Fenftellung von Strafen wegen Nichtbeachtung oder Uebertretung ber 
dem Regl ertheilten Borfchriften einer beftimmten Behörde zu übertragen ift. Indem ic) 

1) dad Haupt-Steuer-Amt zu Mühiberg für den erften Bezirk, nämlid) für ben Strom⸗ 
thell von der Preuß ⸗Sachſtſchen Brenze oberhalb Wtühlberg 618 Belgern, | 

2) d08 Hanpt-Steuer-Amt zu Wittenberg für den dritten Bezirk, nämlich für den Strom- 
theil bon Preiſch bis zur Preuß.⸗Anhaitſchen Grenze unterhalb Wittenberg, 







PIE) Bon ber Befdrberung der Beinerbe; 
rer in die, ihm als ſolchem zulommenden Befugniffe und Berbinbiichkelien de 
wieder ein. 5* 


F. Verpflichtungen des Schiffsführers un d ber Mami L. 
a) in Anfehung der Güterlabungen- Y 

















































Art. 25. Der Schiffsführer ift verpflichtet, die größte AUufmerffamid 
benen Fracht» und Paſſagier⸗Guͤter zu verwenden, und nicht allein Das Shi 
oder Verderben fonbern auch jede Beſchädigung berfeiben mögtechſt gu vertik 

Gleiche Fürforge legt jedem Einzelnen der Schiffemannfchaft ob. 

Kür den Erfah des, durch Abhandenkommen, Verlegung ober 
herbeigeführten, Schadens Ift der Schifföführer ftets zunächft Derhaftet, i 
nachzuweiſen vermag, daß ber Schade durch inneren Fehler ber Sadıe, m 
padung oder unabweisliche Ereigniffe verurfadyt worden ſei. 

b) bei entbedten Schiffövisbftähfen. 

Art. 26. Un der Waareniabung verübte Diebſtähle And vom Ehifk 
telbar nad) ihrer Entdedung, der naͤchſten eibichifffahrtspofizeitichen Schirke 
Angabe aller Umftände zur meitern polizeil. Erörterung anzuzeigen. . 

e) Berbotener Hanbelbverfehr der Schiffer. 

Art. 27. Der auf Frachtichiffen oder Floßen dienenden Manafhai @t 
neben ben eingeladenen Begenftänden, gleichnamige oder andere MBaaren fk 
nung auf dem Schiffe ober Floße mit fid) zu führen und Handel ober & 
mit olhen zu treiben. 

Der Schiffe oder Floßfüͤhrer darf über das Fahrzeug ober Floß 
benfelben geladenen Begenftände in, einer, mit bem Manifefte in ZB 
Art und Weiſe nicht verfügen, inſofern er ſich nicht als Eigener des Shi 
ober ber Zabung, ſoweit er darüber biöponiren will, oder endlich, alß hie 
Floß⸗ oder Waaren-Eigenthümer ausbrüdlidy beauftragt genügend aussumg 

Niemand darf fi mit den Schiffsleuten oder mit hierzu nicht gegi 
Schiffe oder Floßfuͤhrern in dergleichen Handelsgeſchaͤfie auf irgend ci 
oder unmittelbar einlaſſen. 

Uebertretungen diefer Verbote follen bon ben ſchifffahrtspolizeiches 
Unterſuchung gezogen und entwweber fefort pollzeilich beftraft (Art. 30) 
bei der Unterfuhung der Verdacht eines friminellen Verbredyens heran 
weiteren Unterfuchung und Beftrafung an die zuftändige Berihtöbehördeonf 

d) bei Uinglüdsfällen. 

Art. 28. Bei ſich ereignenden, daB Yahrzeug oder Floß mit Geht 
Unglüdsfällen bürfen Führer und Mannſchaft, bei Vermeidung fharke N 
Schiff oder Floß nicht ſogieich veriaffen. Vielmehr müffen fle vor ade % 
feitigung ber @efahr, dafern hierzu noch die Möglichfeit vorhanden, I 
wenn die Gefahr dringend if, vorerſt auf Mettung der Paflaglere, jede 
der Waarenladung bie angeftrengtefte Thätigkeit verwenden. Führe 
be in der ni befinbiichen Fahrzeuge aller Art und der Floße find a MP 

ung verp 

Der zuftändigen Behörde ift bemnädhft von dem Vorfall fofort * 
und deren weiteren Anorbnungen Folge zu leiſten, auch vom Schifft BR 
mer ded Fahrzeuges nnd den WBaarenabfendern baldmöglichſt Naht 


G. Paß⸗Polizei. 

Art. 29. Führer, Paffagiere und Mannfchaften haben die, IB 
weiche die Fahrt ſich erftredtt, geltenden paßpolizeilichen Vorschriften @ 

Der Schiffsführer ift In diefer Beziehung nicht allein für fene © 
wortlich, fondern aud) berechtigt und verpflichtet, bie Paſſaglere zur ® 
genheiten aufzufordern. s | 

Wenn ſedoch ein Eibfchiff, nach der Befeßgebung bed Staaich, UWE 
eiie amtlich, beglaubigte Mufterrolie führt, in weiher Name, Wit 
Säiffsleute und die Beoingungen ihres Dienfiverhältniffeß a N 
ſolche Mufterrofle zur perſoͤnlichen Legitimation der darin aufge" 
lange biefe ſich bei Ihrem Schiffe befinden, In aflen Eibuferftanten einF 


or 


mer werden. er 0, 
H. Strafbeftimmungen. Ä PRg dep 8 
Art.30. Die Viebertretung einer ver obigen Vorichriften wit 
geſchuidigten etwa zu leiſtenden Schabenerfaße, mit einer, nach ber A der gu... n 
ren abſichtlichkeit. Schäblichteit oder Befährtichteit der Lebertretung Frzuupt angenz,, \ 
nungeftrfe von 1 518 10 Mthir., oder, im Fall des Unvermönend, en kei, ü 
efängniß beftraft. Daneben bleibt, Infofern die ftrafbare Hantiel' \ 
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2) Vebereintunft v. 13. April zwiſchen Preußen, Deflerreich, Sadfın, da 
nover, Dänemark, Medienburg: Schwerin, Anhalt: Eöthen, Anhalt» Defiau, Say 
Bernburg, Lübel und Hamburg, betr. die Erlaffung ſchifffahrtd⸗ und from 
zeilicher Borſchriften für die Elbe. (Ratificirt am 1. Oft. 1844.), 


L Bereinbarung über die Erlaffung [hifffehrtten 
. ſtrompolizeilicher Vorfdriften: 









A. Für die Ober⸗Elbe. j 

Um bie Sicherheit und Ordnung der Eibichifffahrt zu befördern, haben fünn 
Eihuferftaaten durch ihre zur zweiten Eibichifffahrts-Mevifiond-Kommifflon: verſam 
Kommiffarien folgende Uebereintunft unter Vorbehalt der Mlerh., Höchften und | 
Ratificationen verabreden Laffen. 

Kt. 1. In Beziehung auf die Stromfirede zwifhen Meinik und Hamburg: 
Harburg wird jeder Eibuferftaat für fein Gebiet umfaflende ſchifffahrts⸗ und Rrompok 
Vorichriften gleichzeitig mit Verfündigung ber Mopitional-Afte erlaffen und dabei ie 
den Art. 2 bis 30 enthaltenen Brundfäße fefthalten. 


; B. $ür bie linter-Eibe. 
Für bie Stromftreden zwiſchen Hamburg oder Harburg und ber Norbiee be 
bie betheitigten drei Staaten die erforderlichen ſchifffäahrts⸗ und ftromoptigeiticen t 
fhriften, ſoweit dies nicht bereits geſchehen iſt, gleichfalls bulbigft erlaflen und bieit ion 
für die drei Staato⸗Gebiete, als auch, ſoweit bie abweichenden Verhältniſſe es gehal 
Fan den in den Art. 2 bis 30 enthaltenen Grundſätzen in Uebereinſtimmung zu bi 
uchen. 


ID. Grundſätze der für die Ober-Elbe zu erlaſſeide 
Vorſcriften. 
A, Konftruftion, Auſsrüſtung und Erhaltung 
1) der Fahrzeuge. 

Art. 2. Auf die Konftraktion, Ausrüſtung und Erhaltung der Fahrzeuge mil 
Zubehörungen, insbefondere der Mafchinen und Ref auf Dampfichiffen, haben wi 
ner eben fo, wie bie Führer der Fahrzeuge ganz vorzügliche Sorgfalt zu bertvrns 
vamentti in Bezug anf die Dampfichiffe die beftehenden, befondern Borfhrifiawe 
Anlage und Gebrauchs bon Dampfapparaten genau zu beobachten. 

Sie find verpflichtet, fi ben von Zeit zu Zeit vorgunehmenden amtlichen UM 
ungen Ihrer Kahrzenge nebſt Zubehörungen zu untertverfen, und bie etwa hierbei gt 
ten angel fofort abzuftellen. " 

In Fällen entftandener, mit Gefahr verfnüpfter Befchädigung des Kahrzengel 
rend ber Reife ift letztere fofort einzuftellen und erft nach erfolgter vollſtäͤndiger Ruß 
rung bed Schadens weiter fortzufeßen. 


2) ber Holzfloße. 

„_Art.3. Die ein Holzfloß bildenden aloe Balfen und andern Mali 

müffen unter fiy-feft und dauerhaft verbumben, und die Floße ſelbſt an beiden Ente 

einem Steuerruber derſehen fein. Die Breite eines Holafloßes darf in der Regel 2 4 
Preuß. nicht überfchreiten. Doc kann von jedem Uferftaate für feine Eibfred 

größere Breite der Holzfloße zugelaffen werben. | 

B. Belaftung der Schiffe und Floße. 
Art. 4. Kein Schiff oder Fioß darf flärfer belaftet werben, als ed bie beia 
Beſchaffenheit ber Fahrbahn und der herrichende Wafferftand erlauben. 

C. Beifahrzeuge. | 

Art 5. Bei jedem auf ber Fahrt begriffenen, zur Fracht ober Werfonenfehnt! 
nenden Schiffe muß ſich wentgftend ein gut und dauerhaft gebaute Boot befindt?- 

D. Verhalten, rüdfihtlih 


ber bahn. 
4 ir t,6. Während ber gehri Bart —X ober Floß die Fahrbahn chi! 


Jede Berunreinigung ber Iehteren durch Auswerfung von Ballaſt, Stein, En 
Tohlenfohladten, ober andern ber Schifffahrt hinderlichen oder gefährlichen Gegenftände 
rboten. 

Aus biefem Grunde muͤſſen die zur Beſchwerung ber Steuerruder dienenden * 
oder anderen Körper bergeftait befeftigt mb verwahrt fein, daß dad Herabfalen Dt 
In die Fahrbahn oder Leichkerftellen verhütet wird. 























Gewerbe der Schifffahrt; Fluß⸗Schifffahrt. 409 


b) ber Ufer, Brüden und anderer Bere. 

Art. 7. Die Ufer nebft den an venfeiben befindlichen. Werfen und Anlagen. ſowie 
Bruden, Shiffömühlen, Fähren u. f. w. dürfen bon den Schiffen und Holzflößen anf 
T Fahrt nicht berührt und befchäbigt, aud) bie Leinpfade von den Jugknechten oder 
j Sugbich weder verdorben, noch zum Nachtheil der anliegenden Brunbftüde über- 

en werden, - - 

Dampffchiffe muͤſſen fih von den Uferanlagen möglichft entfernt halten, damit letztere 
ı Wellenfchtage nicht befhäbigt werden. 


. 6) bed Anlegene und Ankerns 


aa) am Ufer und an Brüdenpfellern. 

Art.8. Die Schiffo⸗ und Floßführer dürfen in ber Regel nur an ben beftimmten 
hungd» und Lade» Bläßen, oder da, wo es außerdem für gewoͤhnlich nachgelaflen ift, 
egen oder bor Unter gehen. 

Kur in Rothfällen iſt es geftattet, au an anderen Uferſtellen anzulegen, wobei 
06 Buhnen, Badwerfe, Uferbefeftigungen (Wernätherungen), Dämme, und unterbrü- 
pe oder durch Werbotötafeln bezeichnete Uferſtrecken zu meiden find. 

&n dad Ufer, auf welchem fich der Leinpfad befindet, darf ein Schiff oder Floß nur 
m anlegen, wenn ihm bie Ladung oder Loͤſchung feiner Waaren oder das Aus⸗ und 


laden der Hölzer daſelbſt erlaubt iſt, oder wenn Unwetter oder Befchädigung daffelbe 


zu nöthigen. 

Dergleihen außergewöhnliche Landungsplaͤtze find jedoch bon den Schiffs⸗ und 
führern fofort nach entfernter Befahr oder erfolgter Ein» ober Auoladung wieder zu 
laſſen aud) find die Fahrzeuge oder Floße, fo lange fie daſelbſt liegen, bei Nacht ober 
em Rebel durch Ausſieckung einer erieuchteten Katerne zu fignalifiren, und, um ben 
anderer Schiffe an ber Leinpfabfelte nicht zu hindern, die Maſten nieberzuiegen. 

Das Einfhlagen von Pfählen auf dem Ufer, um bie Schiffe und Floße mittelft der 


en 1 ſolche zu befeſtigen, iR an ſoichen quhergewoͤhnlichen Anferplägen, unbedingt 
n 


Das Anlegen und, Anfern unmittelbar vor oder hinter den Pfeilern ftehender Brüden 
enter allen Umſtäänden verboten. 


bb) in ber Fahrbahn ober entiernt vom Ufer. 

Art.9. Im der Fahrbahn darf ein Schiff oder Floß nur an folhen Stellen vor 
ter gehen, an toelchen jene fo breit ift, daß andere, ſelbſt bie größten Yahrzeuge ober 
oe, neben jenem noch bequem borbeifahren können. Solchenfalls und wenn ein Schiff 
T einer bom Ufer entfernten Stelle vor Anfer geht, treten wegen deſſen Signatifirung 
' Beflimmungen des Art. 8 ein. 


d) des Ableichten®. 

ki r r N Bein Schiff darf Im Fahrwaſſer da um» ober überladen, wo es dem Schiffd- 

T pinderlich iſt. 
IR die Ableichtung nöthig, um das Schiff über Untiefen im Fahrwaſſer zu fchaffen, 
muß fie et vor der lehteren und an folcher Stelle gefchehen, wo weder das belabene 
HF noch der Leichter ben Schiffäperfehr hindern oder erichtveren. 

Wird ein Schiff im Fahrwaſſer dergeftalt feftgefahren, daß daſſelbe nicht fofort ober 
durch Ableichtung wieder abgebracht werden fann, fo iſt der Führer ftrafbar. - 


e) bed Paſſtrens gefährlicher oder ſchwieriger Stromftellen. " 

Art 11. Sind gefähriihe ober ſchwierige Stromftellen den Schiffs⸗ ober Floß⸗ 

tern nicht genau bekannt, fo müffen fle diefelben durch vorausgeſchickie Häupter unters 

m lafien, Infofern fle? nicht vorziehen, ſich da, wo Lootſen zu haben find, derfelben 
M Eriegung der tagmäßigen Gebühren zu bebienen. 


£) des Paſſtrens ber Brüden. ° 

Art, 12. Gtehenbe Bräden bürfen von Dampfſchiffen nur mit halber Geſchwindig⸗ 
und zurücſſchlagenden Rädern paffirt werben. 

Veladene Segelfchiffe fönnen, bei ftarfer Strömung durch die Brüdenbögen, da, wo 
tien zu haben. find, ſich der Ießteren bedienen, müflen aber außerdem die größte Vor« 
und Aufinerffamfelt beim Pafſiren ver Brüde anwenden und namentlich in der Thal« 
t mitte des Untere facen oder umlegen. 

Unbeladene —A und Floͤße koͤnnen ſtromrecht durchgehen. 

Segel und Vampffchiffe haben dabei ihre Maften und Raudyfänge fo weit niederzu⸗ 
N, daß die VBogenmölbung von denfelben nicht berührt werben kann, auch iſt bon Fahr⸗ 
sen und Hotzfioßen jedes Anftreifen an die Seitenwände ber Pfeiler zu vermeiden. 


- 


- 


4140 Bon der Beförberung ber Gewerbe; 


8) des Paſſtrens der Kähranftalten (fliegenden Brüden), 

Art. 13. Jedes Schiff; weiches im Begriff fteht, eine im Gange befindiide 4 

au paffiren, muß in angemefiener Entfernung beilegen, bis bie Kähre aus dem Bn 
des Fahrivaffere und des Wellenfchlages gelangt if. 
Dagegen haben die Kährmeifter oder Fährfnechte während bes Worbeifohmd 
Holzfloflen den Bang der Fähre fo lange, bis dieſe Floße vorüber find, einzuftele, 


















ch vor fid) bemerkt, fofort nach defien Wahrnehmung ein deutk 
nehmbares Zeichen durch bie Glocke oder Dampfpfelfe zu geben. 
1) de Begegnend ber Schiffe ober Ylofe, 
aa) im freien Strome, 
&) der Segelſchiffe oder Floße. 

Art. 18. Bon zwei, ſich im freien Fahrwafſer begegnenben Segelſchüffen ode 
hen behält dasjenige, welches gezogen wird, Die Seinpfabfeite. Wird aber feins he 
gebogen, fo muß das zu Berg gehende dem zu Thal führenden, fotwelt ed Wind und 
lichfeit geftatten, ausweichen und gleichzeitig diejenige Seite, auf weicher Tektered L 
fommen kann, bon einem an der Spike aufgefiellten Mann in angemeffener &ı 
durch Zuruf und verſtändliche Zeichen andeuten laffen. 

Auf diefen Zuruf ift Don dem thalwärts fahrenden Schiffe oder Floße, zun % 
baß er richtig verſtanden worden ftets zu antivorten. 


ß) der Dampfichiffe. 

Art. 1A. Begegnen ſich im freien Fahrwafſer zwei Dampfſchiffe, fo ma jet 
felben beim Ausweichen, fo weil es thunlich if, da8 ihm zur Rechten Tiegende Ufn 

egegnen fie fi zur Nachtzeit oder bei bichtem Nebel, fo hat jebes berjelben bug 3 
hen mit ber Giode anzutündigen, daß ed rechtd austweiche. Iſt aber cn Das 
durch die Dertlichteit verhindert, außzumeichen, fo hat beffen Führer ſoiches dem m 
fommenden Fahrzeuge Durch 3 Zeichen mit der Glocke und gleichzeitig durch 38 
beantwortet werben muß (Art. 15), anzubdeuten; in biefem Falle muß bad Icheil 
zeug nad) ber ihm —W bezeichneten She gana naeh if 

y) der Segelſchiffe oder Floße und der Damp e. 

Art. 17. Dampfihiffe müffen im freien Fahrwaſſer den Segelſchiffen *8 
ausweichen und zwar nach derjenigen Seite hin, auf weicher ſie an letzieren ch 
borbeizufommen vermögen. Geftattet inbeffen bie Dertüchkeit dem Dampffeift dk 
feinerfeitö auszuweichen fo hat deffen Fuͤhrer ſolches dem entgegenfommenden 
ober Floß zur Tageszelt durch Aufziehung einer blauen Flagge bis zum halben 
gleichzeitig durch 3 Zeichen mit der Giocke und durch Zuruf, der nach Art. 15 bu n 
werben muß, zur Machtzeif oder bei dichtem Nebel aber durch 3 Zeichen mit beräthft 
durch Zuruf, welcher nad) Art. 15 beantwortet werden muß, unverzüglich zu etxun⸗ 
geben. Soichenfails muß daB Segeifchiff oder Floß nad) der, Ihm ald fahrbar buch 


ten Seite ganz ausweichen. 
bb) bei fchmaler Stromrinne. k 
Art. 18. Iſt vom zwei ſich entgegenfommenden Fahrzeugen ober — 
ſchmale, für das gegenſeitige Ausweichen feinen hinlänglihen Raum dardietende 
rinne zu paffiren, und das Eine derfelben ſchon in lehtere eingelaufen, fo muj DM 
anpethalb der Stromrinne befindliche Fahrzeug oder Fioß fo lange beilegen, Di 
bere biefelbe voͤllig durchfahren hat. Kommen beide fi entgegenfahrende 
gleichzeitig an den Ein- und Audgängen vet Stromrinne an, fo muß baß zu Berg 
fo lange anhalten, bis das zu Thal fahrende. die Rinne, zurüdgelegt hat. Vermoͤcht 
das ſtromabwaͤrts lommende Fahrzeug öder Floh nicht mit aufgefpannten Srgd 
nicht ftromrecht hindurch gu fahren, fo muß es anhaften und dem zu Berg | 
Schiffe oder Floße das Paffiren der Hlinne zuerft einräumen. F 
Das gleichzeitige Einiaufen beider ſich eutgegenkommender Fahrzerge I Ar 
ihnen liegende ſchmale Stromrinne ift unterfagt. Im alle einer Ueberteih, pr 
Verbots muß das zu Berg fahrende Fahrzeug oder Fioß wieder zuräd bib ber 
mündung ber ſchmalen Stromrinne gehen nnd das thaltwärts fahrende bo A 
k) bed Ueberholens und Worbeifahreng borantgehenber Fahrzeuge und dloße 
j nachfolgende, 


aa) im freien Strome. . 
Art. 19. Erreicht im freien ah affer ein ſchneller fahrende Dan’ ie 


| 


d 
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lichiff oder Floß das voxaus⸗ und langſamer fahrenbe, fo iſt erſteres befugt. gu ver⸗ 
n, daß ed vom letzterem vorbeigelaſfſen werde. Dieſes Verlangen und bie Seite, an. 
er es vorbeifahren will, hat dad hinterdrein kommende Fahrzeug ober Floß dem 
fahrenden durch bie Im Urt. 15 angeordneten Signale zu erfennen zu geben, und 
orausfahrende Schiff oder Floß ift verpflichtet, diefen Signalen ohne Verzug Folge 
ten, 
bb) im fchmalen Yahrmafler. "u 

Erreiht ein Dampfihiff das Segetichiff oder Floß am Eingange In eine ſchmale 
mrinne, fo müffen letztere dad erftere jederzeit borbellafien. ' 


deö Vorbeifahrens ber Dampfianf, an Heineren und ſchwer beladenen größeren - 
ahrzeugen. Ä 

Art. 20. In allen Fällen, mo ein Dampfihiff an feineren Fahrzeugen, ober auch 
her beladenen größeren, mit geringer Borbhöhe fahrenden, Schiffen vorüberzugehen 
higtift, muß dies In gehöriger Entfernung und nur mit halber Mafchinentraft geiche- 
um jede au8 dem Wellenjchlage etwa entitehende Gefahr möglichft abzuhalten. Wäre 
&erftered dem letzteren ſchon zu nahe gefommen, daß der Wellenfchlag für dieſe auch 
bei halber Maſchinenkraft gefahrbringend werden könnte, jo muß das Dampfſchiff die 
er ſo lange hemmen, bis alle Gefahr vorüber ift. 

Hierbei müſſen ſich übrigens dad Dampfihiff und die anderen Yahrzeuge in ber 
eſchtiebenen Art und Weiſe vorher gegenfeitig jignalifiren. Vergl. Art. 15. 


m) der Merkmale und Warnungszeichen. 

Art. 21. Die im Strome zur Bezeichnung des Zahrmäffers, ber Untiefen oder ſonſt 
hriiher Stellen gelegten oder aubgeſteckten Merkmale und Warnungszeichen bürfen 
ben vorbeifahrenden Schiffern und Schiffälenten weder befhädigt, noch verrückt, noch 
‚nommen werden. Iſt dies ohne Verfchuldung eines Schiffers gefchehen, jo muß der» 
bei der nächften Polizeibehoͤrde hiervon Anzeige machen. 

Uebrigens hat fich jeder Schiffeführer bei der ch nad) dergleichen Merkmalen und 
mungdzeihen gebührend zu richten. Namentlich hat derſelbe die durch folche bezeich⸗ 
2, dinderlichen und gefährlichen Stellen forgfältig zu vermeiden. 


n).der Pulverladungen. 

Art. 22. Schiffe, welhe Schießpulver geladen haben, müflen. eine ſchwarze Flagge 
en und dürfen nicht bet Nacht fahren. Anderen Fahrzeugen, inöbefondere ven Danıpfr 
ien, haben fle möglichft fern und bor dem Winde zu bleiben. _ . 
| Sie dürfen memals in ber Nähe anderer Schiffe vor Unter gehen und müffen fich 
ommendeg Fahrzeugen bemerklich machen. 

Oröfere Militair- und andere ungewöhnliche Pulvertransporte unterliegen ben 
onderen Siherhettsporfchriften, die nach dem Ermeflen der dabei bethelligten Üferfian« 
Tr Im allgemeinen ober für den einzelnen all als erforderlich angefehen wer⸗ 


4 


E. Begenfeitige Befugnig und Obliegenheiten 
a) der Schifföführer, Mannfchaften und Paſſagiere. 

Art B. Der Schiffsführer hat in Allem, was das Fahrzeug ſelbſt, deſſen Leitung, 
ung, Ladung u. |. w. und bie Wufrechthaltung ber guten Ordnung auf. bemfelben 
ft, ben Oberbefehl über Mannſchaft und Baffagiere, welche verpflichtet find, ſich dem 
ihn in jenen Beziehungen ertheliten Anordnungen ohne Wiberfprucy zu fügen. Dass 
*glltoon den Fioßführern und ben Ihm beigegebenen Zeuten. . 
dh Iderfpenftige, unruhige und Unordnung erregende Individuen Fünnen noch mäh- 

Y Bahrt aus dem Schiffe oder bon dem Floße entfernt und ber nächften Polizels 
‚Me zur Beſtrafung übergeben werben. . 
ummdegen iſt ber Schifföführer verpflichtet, nicht allein gegen bie Ihm untergebene 
, haft ein anftändiges, das ihm unbedingt nöthige Anfehen bei derſelben ſicherndes 
‚nen zu beobachten, fondern auch die Achtung gegen feine Paffagiere niemals aus 
nen feßen, und biefeiben nicht mit Zumuthungen zu behelligen, zu deren Befolgung 

gedachter Ihrer Eigenichaft nicht verbunden find. 


Indbeſondere dürfen Handleiſtungen von den Paſſagleren nur in Fällen dringender 
ahr gefordert erden. Handleiſung vaıg 5 8 


7 D) der Schifsführer, Zootfen und Schiffönannfdaften. 
den 24. Sobald en Lootſe bie Führung bed Yahrzeuged übernommen hat, geht 
N € ui. Verpflichtung und Verantworttichtelt in Bezug auf bie Leitung bed Schiffe 
in ffofuͤhrer auf benfelben über, und bie Mannſchaft ift zur unbedingten Befolgung 
eſchle berbunden. Mach Zurüdiegung der gefäprlichen Stelle tritt: ber Schiffäfüß- 
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F. Verpflihtungen des Schiffsführers And der Mannicafl, 
a) in Anjehung der Büterlobungen. 

Art. 25. Der Schifföführer iſt verpflichtet, Die größte Aufmerlſamteit anf % 
benen Fracht⸗ und Paſſagier⸗Güter gu verivenden, und nicht allein dad Abhanden 
oder Verderben fondern auch jede Beihäbigung derſelben möglichft zu berhüten. 

Gleiche Fürforge liegt jedem Einzelnen der Schiffemannichaft ob. 

Für den Erfah des, durch Abhandentommen, Verletzung oder Verderben ba 
herbeigeführten, Schabens Ift der Schifföführer ſtets zunächſt verhaftet, infomeitı 
nachgumeifen vermag, daß der Schade durch inneren Fehler der Sache, mangelhek 
padung oder unabweisliche Ereigniffe verurfacht worden fei. 

b) bei entbedten Schiffäbiebftähien. 

Art. 26. Un der Waarenladung verübte Diebftähle And vom Ehiffäführe, 
telbar nady ihrer Entdedung, der naͤchſten eıbfhlfffahrtepofigeiiihen Behörde unter g 
Angabe aller Umftände zur meitern polizeil. Erörterung anzuzeigen. . 

e) Verbotener Handelöverkehr der Schiffer. 

Art. 27. Der auf Frachtſchiffen oder Fioßen dienenden Mannſchaft ii ed nf 
neben den eingelabenen Gegenſtänden, gleichnamige oder andere Waaren für cgraei 
nung auf dem Schiffe oder Floße mit ſich zu führen und Handel ober ähnlihe %q 
mit —**— zu treiben. 

Der Schiffs⸗ oder Floßfuͤhrer darf über das Fahrzeug oder Floß ober ühr 
benfeiben geladenen Begenftände in einer, mit dem Manifeſte in Widertprud ſu 
. Art und Weife nicht verfügen, infofern er ſich nicht als Eigener ded Schiffes ok) 
ober der Ladung, ſoweit er darüber disponiren wid, oder endlich, als hierzu vom“ 
Floß⸗ oder Waaren-Eigenthümer ausbrüdtich beauftragt genügend auszuwehen be 

Niemand darf ſich mit den Schiffsteuten oder mit hierzu nicht gehörig Le 
Schiffs oder Floßfuͤhrern is dergleichen Handelögefhäfte auf irgend eine Th 
oder unmittelbar einlaflen. 

Uebertretungen diefer Verbote  follen von ben ſchifffahrtspolizeilichen Beha 
Unterfuchung gezogen und entweber ſofort pollzeilich beftraft (Mrt. 30) oder * 
bei der Unterfuchung der Verdacht eines friminellen Verbrechens herandftelead®F 
weiteren Unterfuhung und Beftrafung an die zuftändige Berichtöbehörne abgegestt 

d) bei Unglüdöfällen. 

Art. 28. Bei ſich ereignenden, das Fahrzeug oder Floß mit Gefahr kai 
Unglüdsfällen dürfen Führer und Mannfchaft, bei Vermeidung ſcharfer al 
Schiff oder Floß nicht fogleich verlaffen. Wieimehr müffen fle vor allen Dar 
feltigung der Befahr, dafern hierzu noch die Wiöglichfeit vorhanden, mo aber nk 
wenn die Befahr dringend iſt, vorerft auf Rettung der Waflagiere, fodann mb 
der Waarenladung die angeftvengtefte Thätigfeit verwenden. Führer und Ü 
ber an ber ie befinbilchen Fahrzeuge aller Art und der Floße find zu fchteunigtn (9 
leittung berp e 

Der zuftändigen Behörde ift demnaͤchſt bon dem Vorfall fofort Unzeige 1 mt 
und beren weiteren Anordnungen Folge zu feiften, auch vom Schiffefährer den Eye? 
mer ded Fahrzeuges und den Waarenabſendern baldmoöͤglichſt Nachricht zu gedet- 


G. Paß⸗Polizei. A, 
Art. 29. Führer, Vaflagiere und Mannfchaften haben die, in ben S mi 
welche die Fahrt ſſch erftredt, geltenden paßpolizeilichen Vorſchriften zu beobod er 
' Der Schiffsführer iſt in diefer Beziehung nicht allein für feine Schifölret 
mworttich, fondern aud) berechtigt und verpflichtet, die Waffagiere zur Exfühung It 
genheiten aufzuforbern. \ ud 
Wenn jedod) ein Eibfchiff, nach der Befeßgebung bed Staates, melden ! 2 
eine amtlich beglaubigte Muſterrolle führt, In welcher Name, Aller und wY ’ 
Sciffsleute und die Bedingungen ihred Dienfiverhältnifies angegeben fiad, * 
ſolche Mufterrofle zur perſoͤnllchen Legitimation der darin aufgefuͤhrten sh * 
lange diefe ſich bei ihrem Schiffe befinden, In allen Elbuferſtaalen als genügen © 
men werben. 
H.. Strafbefimmungen. ob 
Art.30. Die Uebertretung einer der obigen Vorichriften wird, außer —5— 
geſchuidigten etwa zu leiſtenden Schadenerſatze, mit einer, nach der größeten ar 
ren Abfichttichtelt, Schädlicjfeit oder @efährlichfeit der Uebertretung abzumeftäl®.. 
nungöftrafe von 1 biß 10 Mihir., oder, im Yall bed linnermögend, mit De 
Gefängniß beftraft. Daneben bleibt, infofern bie ftrafbare Hamdiung ein frim 
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vn enihält, bie Unterfahung und Weftrafung beffelben ben zuſtändigen @erichtöbehöre 


borbehalten. 

Die erfannten Geldſtrafen find In ber Währung bed 14 Thalerfußes zu erlegen, mit 
sohme Böhmens, In welchem letztere im Verhältniffe von 21:20 auf Oeſterreichiſche 
bentiondmünge reduzirt wird. 


J. Haftung wegen der Geldſtrafen. 
Wegen dieſer Geldſtrafen haften 
der Schifföführer für die verurtheilten Individuen bon der Schiffomannſchaft, info: 
fern gegen ‚biefe weder die erfannte @eldftrafe, noch die fubfidiariiche Gefaͤngnißſtrafe 
dollſtredt werden kann, wobel jedoch dem Schifföführer ver Regreß gegen die Schul- 
digen vorbehalten bleibt. 
) das Schiff für den Schiffsführer. 


| I. Schlußbeſtimmung. 
Art. 31. Die Hatifitation diefer Uebereinkunft follen gleichzeitig und In Verbindung 
denjenigen ber Elbfſchifffahrts ˖ Additional⸗Alte ertheilt und ausgewechſelt werben. 
Deffen zur Urkunde ift diefe ebereinfunft von fänmii. Kommiffarien unterfchrieben 
unterflegelt worben. 
Geſchehen zu Dresben, ben 13. April 1844. 
(8. 5, 1844 ©. 518.) 


3) Bekanntmachung ded K. Fin. Min. (Flottwell), v. 6. Dec, 1844, betr. 
Nachwels der Dualifitation zur Führung von Elbſchiffen und Flößen und bie 
itmation für ſolche. 

Die dur Min. Bekanntmachung v. 17. Oft. d. 3. In Ar. 37 der ®. ©. zur oͤffentl. 
uütniß gebrachte Additionalakte v. 13. April d. J. zur Elbſchifffahrtsakte 0.23. Yuni 1821, 
aͤt in den 86. 6—17 für den Schifffahrtöbetrieb auf der Eibe zwiſchen Melnick und 
"burg oder Harburg, an Stelle ded Art. IV. der lehtgebachten Akte, über den Nach⸗ 
der Snalififetion zur Führung von Schiffen und Floͤßen und über die Zegitimation 
Belacuge eftimmungen, zu deren tusfübrung, unter Aufhebung der unteim 8.Nob. 
b und 18. Non. 1837 erfaflenen Serfügungen, achſtehendes angeorbnet wird: 
8.1. Jedes Flußſchiff, meiches die Eibe befährt, ohne fih auf das Bebiet 
Uferftaates, dem e8 angehört, zu beſchränken (8. 8 der Mbpitionalafte), 
Id. 1. Ian. 1848 0b: 1 | 
) dem Befehle und der Leitung eines Bührers untergeben fein, welcher für die Befol- 
DM Ir in ven 88. 9 bis 13 ber Additlonalakte enthaltenen Vorfchriften verant- 


) in Beziehung auf fein Fahrzeug mit einem nach dem Mufter A. (8.10 ber Abbitio- - 


nalafte) ausgeftellten Schiffepatente, und 

) behufs des — 538 feiner Befählgung und der ihm zuſtehenden Befugniß, ein 
Schiff auf der Eibe zu führen, mit einem Schifferpatent nad dem Muſter B. 
(8. 12 der Additionalatte) verfehen ift. 


Ausgenommen von biefer Sefimmung find Heine Yahrzeuge mit melden lediglich 


wirthichaftliche Erzeugniffe Im getvähnlichen Marftverkehr nach nahe gelegenen Orten 


nt oder daher geholt tverben, deren Führer weder für ſich noch für die Fahrzeuge der 


nte bedürfen. 
8. 2. Die, nad) Anleitung der Verf. v. 5. Nov. 1836 und 13. Nov. 1837 ertheilten 
bifferpatente find vom 1. Jan. 1845 ab ungültig, und, nachdem fle, nad) Maafgabe 
zorſchriften dieſes Hegufativs, eingezogen fein werden, von denjenigen Kreiöbehörden, 
ten Regiftern fie verzeichnet find, al ungültig zu bezeichnen und aufzubewahren. 
8.3. Jedes Floß, weiches die Eibe befährt, ohne fi auf das Gebiet bed 
ſtaats, dem ed angehört, zu befhränfen, (8. 8 der Additionalakte) muß 
I. Ian. 1845 abı 
unter ber Leitung eines verantwortlichen Führers (8. 1 Nr. 1) ftehen, welcher 
mit einem Schifferpatente nad dem Mufter C. (Bellage zu 8. 12 der Mbbitics 
nalatte) verſehen Ift 


B. 4. Sowohl bie Schiffo⸗ als die Schifferpatente dürfen nur auf ben Brund vor⸗ 


jangener Brüfung des. baulichen Zuſtandes ded Fahrzeuges, beziehungsweiſe ber 
yigung des Bewerbers zum Betriebe der Schifffahrt oder der Floͤßerel, auögeftellt 
Mm. 


In der Regel fteht die Brüfung dem Wafferbaubeamten des Bezirks, welchem ber 
ber angehört, die Auöftellung der Patente der Behörde des Kreiſes zu, in welchem 
etztere feinen Wohnfig hat. 


= 
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85. Wer fih um bie Auspefiing eines: Schiffspatents (8, 1 Nr.) be 
hat dad beir. Fahrzeug unter Vorlegung ber im 8. 2 der Anmeifung zur Erhebung! 
Abgaben von der Schifffahrt und ver Holzföfferel v. 23. Oft. 1837, Anlage D, mm 
bezeichneten Attefte, unbelaben, dem Baubeamten vorzuführen, meldyer Me Jeenilit; 
da6 Fahrzeug befichligt und wenn fid in Beziehung auf bie Braucbarfeit beiielhen 
Waarentransport fein erhebliched Bedenken ergiebt, ſtempel⸗ und koſtenfrei eine Bag 
gung darüber zu ertheilen hat, 
daß das dem N. zugehörende Schiff, bezeichnet — brauchbar zum Wearenki 
befunden 'ſei. nu 
Der Bewerbet hät dieſe Befcheinigung mit den vorhezeichneten Dolumene 
dein Bauattere der betr. Kreisbehoͤrbe vorzuegen, welche ihm, wenn er. bereit d 
Grund der Verf. v. 5. Nov. 1836 und 13. Rob. 1837.mitcinem Schlfferpatente de 



















ift, unter Rücknahme bes letzteren, ftempel- und gebührenfrei, andernfalld gebühret 
einem Stempel von 15 Sgr. das 8. 1.Nr. 2 bezeichnete Schifföpatent genau nad 
vorgeſchriebenen Mufter, andftelt. Beim Mangel bed Bauattefted genügen beige 
anderweitige unverdaͤchlige Zeugniffe über das Alter des Fahrzeungngg. 
Trägt der Bewerber, fratt das Fahrzeug dem Banbeamten vorzufuhren. bau 

baß' dieſer es außerhaib feines Wohnorid beſichtige, To hat er demſelben reglementtn 
—* ‚und bie erweiälidy verausgabten Koften für ein Miethöführmert zu zahlen 
zu erftatten. 
8. 6. Liegt dad Fahrzeug zur Zeit, wenn die Ertheifung des Schiffäpatenis m 
fucht wird, außerhalb des Bezirtd des betr. Baubeamten (8. 4) fo tritt auf den 
be —— der Waſſerbaubeamte des Bezirks; in welchem es ſich befindet, an ded 
68 erfteren. 
8.7. Wer fih um die Auoftellung eines Salfferb atentd: beiirbt, (8.1 

8.3 Nr. 2) hat ſich zur Brüfung feiner gewerblichen Befähigung bei Dem NBaflerion 
. ten: des Bezirks, welchem er angehört, zu melben. 
- Die Prüfung it 

1) zum Zwed ber Bewerbung um ein Schifferpatent nad) bem Mufter C. (8.3 
barauf zu beichränten; daß durch Befprechung mit bem Bewerber ermittelt wirt, d 
felbe mit der Zufammenfegung der Floͤße, ber Steuerung und den Mitteln zur frd 
ung berfelden, endiich mit den Veftimmungen ber, unterm 13. Aprit d. I. abgeiub? 
L —A Eclaſſung ſchifffahrts⸗ und ſtrompolizeillcher Vorſchriften ruht 

, beiannt iſt; 

2) zum Zweck der Bewerbung um ein Schifferpatent nad) dem Mufter B. ALL 
barauf zu richten, ob der Bewerber . 
‚a) bon dem gehörigen Zuftande eines Flußſegelfahrzeugs, um ſolches mit SINE 
- für die Güter beladen zu fünnen ; 
b) bon den erforderlihen Inventarienftüäden und deren Gebrauche; 
ay) bon dem richtigen Gebrauche der Segel und des Steuerruderd; 

d) von den vorgedachten fhifffahrtd- und ſtrompolizeil. Vorfariften, 4 
weichende Kenniniſſe hat. Ob der Bewerber diefe duürch eine Probefahrt zu MM 
abet, bleibt dem Ermeffen des Prüfenden anheimgeftellt; es bürfen aber jms* 

Koften daraud entftehen. | ’ 
Mer fich um ein Schifferpatent zur Führung eines Dampfſchiffes beit, 
überdies den Beſitz zureichender Kenntuiß von ber Zufammenfegung und bem Gera? 
der Dampfmaſchinen nachzumelfen. ’ 
.8. Wenn ber Bewerber die Prüfung befteht, hat ber Baubeamie fen 
koſtenfrei eine Beioeinigung barüber auöguftellen: 
daß der Gepruͤfte ſich über feine Kenntniß und Fähigkeit zum Betriebe ber gute 
fahrt mit Segelſchiffen (Dampfſchiffen) ausgetvlefen habe. | 
Auf den Grund diefer Beſcheinigung nimmt die Krelöbehörbe bie, In dem dp 
Muferd zum neuen Schifferpatente vorgefchriebene Verfihherung. protokollariſch al 
das alte Batent ein, und fertigt das neue Patent ſtempel⸗ und gebührenfrei, ment 
Schiffer aber noch nicht in dem Beſttze eines Eibfhifffahrts-Patents befinde, geh pl 
auf einem Stempelbogen von 15 Sgr. genau nad) dem borgeichriebenen Muner vi 
C. aud, de nachdem’ der Bewerber ſich zur Kührung eines Schiffes oder Soil 
en will. | 
ie 8. 9. Innerhalb bed Zeitraume bis aum 1. Juli f. I. ſteht es ben Safen I 
ſich angerhatb ded Waflerbaubezirks, in weichem ihr Domizil ift, befinden, und nn h 
Pruͤfung beftehen twohen, frei, biefelbe bei dem Wafferbaubeamten dedjenigen. f 
nadzufuchen, in weichen fle ih aufhalten, In weichem Fade ſich jener ber Br 
unterziehen, event. die Befcheinigung (8. 8) auszuſtellen hat. we 
Nach der bezeichneten Friſt hat nur der Wafferbaubeamte beöjenigen Bezuld, 


⁊ 
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ber Bewerber angehört; dir Verpflichtung, bie Prüfung vorzunehmen. - Die 
pehörden iverben aber, wenn ihnen bon anderen Bezirföbaubeamten Befcheinigungen 
fegt werben, bie Schifferpatente auf den Grund derſelben auöguftellen. 
.10. Innerhalb des im 8. 9 bezeichneten Zeitraums foll ed denjenigen Schiffen, - 
ſich bereit in dem Beſitze von Eibicifffehrtöpatenten befinden, die v. 1. Jan. 1845 
er Guͤltigkeit treten, geftattet fein, die. Ausſtellung ber neuen Schifft- und Schiffer 
te bei dem Hauptzollanıte zu Wittenberge nachzuſuchen. Sie haben biefer Behoͤrde 
m Imede die. Brüfungäbeicheinigungen des Baubeamten (88. 5, 8) und die die 
ühigfelt und das Alter des Fahrzeugs feftfiellenden Nachweiſe vorzulegen, und fer⸗ 
eſelde die Patente demnächſt in Ihrem Namen vorſchriftsmäßig aus. Sie führt über 
u ihr auögefertigten Patente ein Btegifter, welches fie mit den Verpflichtungeproto- 
und den eingezogenen alten Patenten (88. 5, 8) am Schluſſe des vorgedachten 
ums der 8. Reg. zu Potösdam einreiht. Die Lebtere benadhrichtigt die betr. K. Meg., 
ren Verwaltungöbezirken Schiffer Patente erhalten haben, bavon, unter Mitthet- 
von Extrakten aus dem Regiſter der betr. Verpflichtungoverhandlungen und alten. 
ite, und find demnächſt die Kreisregifter hiernach zu berichtigen. BE 
8.11. Ergeben fid) gegen die Auöftellung ber Befcheinigungen (88. 5, 8) oder ber. 
ſeſuhten Jarnt Bedenken und ber Bewerder, mit dieſen befannt gemacht, beharrt bei 
m Antrage, fo ift er damit ſogleich zu Protokoll zu vernehmen. 8 ift in biefern zu 
ten, oad dem Antrage enigegenfteht, der Bewerber ift darüber zu vernehmen und bie 
andlung iſt ohne Verzug an bie betr. 8. eg. zu befördern, welche in fürzefter Frift 
dege bed Mekurfes zu entſcheiden hat, 
8.12. Rückſichtlich der Einziehung und Erneuerung der auf Grund dieſes NRegul. 
efertigten Patente behält es bei den Beſtimmungen der Abbitionalafte v. 13. April 
8. 10, 11, 13 fein Bewenden. 
8.13. Wird auf den Grund ber in den 88. 14—16 der Additionalalte v. 13: April‘ 
‚enthaltenen Beflimmungen gegen einen Schiffer ober Floͤßer ein Strafverfahren‘ 
gleitet, fo hat die betr. Strombezirfö-Bollzeibehörde barüber, daß das pollzeil. Unter⸗ 
ungeverfahren ſchwebt, einen. Bermerf auf dem Manifefte des Angefchuibigten zu 
hen, damit diefer den im 8.,17 der Additionalakte bezeichneten Nachweis führen ann; 
(Min. BL. der Inn. Verw. 1844 ©. 17 Nr. 23.) : 


4) Bekanntmachung ded K. Fin. Min. (Flottwell) v. 9. Mai 1845 mit, der 
ammenfellung der für die Elbſchifffahrt und die Erhebung des Eltzollß gülti⸗ 
| Beflimmungen. # 

Dur) De unter bem 13. April v. J. zwiſchen den Eibuferftaaten vereinbarte und 
nnachft alfeltig ratifichrte Abditionalafte zn der Eibfchifffahrtäatte v. 23. Juni 1821 find 
ſchiedene Artifet der letztern erläutert, ergänzt und abgeändert, die Verabrebungen in 
1 Shluß⸗Proiotolle d. d. Hamburg, den.18. Sept. 1824 aber außer Kraft'gefet wor⸗ 

Um dem. betpeitigten. Publikum die Kenntnig der in Gemäßhelt der vorgedachten 
en Alten bermalen gültigen Beftimmungen zu erleichtern, find lehiere zufammengeftellt, 
Ge geſammenſtellung hiermit zur Öffentiichen Kunde gebracht wird. (Anl. a.) 

a 


nl. a. 
unmenfielung der in Beziehung auf bie Elbſchifffahrt vom 1. Jan. 1845 ab gültigen 
Beftimmungen. 
Nachdem die unter dem 13. April 1844 ziwifchen den Eibuferftanten vereinbarte und 
naht allfeitig ratifizirte Additional⸗Akte zu ber Elbſchifffahrts⸗Alte v. 23. Juni 1821 ver⸗ 

e Artitei der Ießteren erläutert, ergänzt unb abgeänbert, die Verabredungen in bem 

b-Rrotofolle d.d. Hamburg, den. 18.Sept. 1824 aber außer Kraft gefeßt worden find, 
Mm die in Bemäßhelt ber vorgedachten beiden Alten dermalen gültigen und vom 1. Jan. 
ab zur Anwendung kommenden Beftimmungen in Kolgendem zufammengeftellt. 

&.1. GAdd. A. 8.1.) Die Beſtimmungen über bie Berechtigung zur Eibfchifffahrt 
auf den — ſowohl von Perſonen, als von Gütern Anwendung. 

ampfſchiffe auf der Eibe find, ſoweit nicht nachſtehend für dieſelben beſondere Vor; 

getroffen worden, gleich andern Fahrzeugen zu behandeln. 

2 Edd. A. 8.2). Der Transport bon, Perfonen oder Bütern bon ber ARorbfee 
| ann Sibuferpiage und bon jedem Elbuferplage nad) der Nordſee ſteht ben Edyiffen 
en zu. 

um Schifffahrtoverkehr zwiſchen Elbuferplätzen verfchlebener Staaten find die Fahr⸗ 
aͤmmtlicher Uferftaaten ohne Unterfchied berechtigt. 

+3. G(Add. A. 8. 3.) Die Binnenjhifffahrt auf ber Elbe, d.h. die Befugniß zur 
erung bon Perſonen und Gütern von einem Eibuferplaße feined Gebiets nad) einem 

Eihuferplage beffeiben Gebiets, fann jeder Staat feinen Unterthanen vorbehalten. 

edoch dürfen Schiffe eines Eibuferftanteß, wenn fle bei Gelegenheit größerer: vom 
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eigenen Lande aus» oder bahin zurüd'gehender Fahrten das Geblet eined anderen Eiuim 
ftante8 ganz oder theilwelſe durchfahren, in ber Richtung Ihrer Fahrt, auch zuhhen ig 
Uferptäßen biefed legteren Bebietd Perſonen und Güter befördern. Diefe Autnohuegt 
indeffen nicht rüdfichttich der Fahrten unterhalb Hamburgs und Harburgd?). | 

8.4. (Abd. 9.8.4) Das Poftregat mit dem Mechte, die Beförderung den wa 
ſchloſſenen Brtefen, Zeitungen und poftmäßigen Packeten ausſchließlich ben Poker 
toeifen, bleibt ven Eibuferftaaten in Beziehung auf die Elbſtrecken ihres Bebiets vorg 
ten. Daſſelbe wird jedoch von feinem Eibuferftaate auf ſolche Packete angewenda 
ben, melde auf einem Eibfchiffe durch fein Bebiet ohne Zwiſchenlagerung am 2 
ohne Umiebung. falls foiche nicht etwa durch Unglücksfälle nöthig wird, geführt nei" 
j * De aftigung darf indefien nicht zur Verbindung bon Poſtanſtalten u 

enußt werben. 

8.5. (E. A. Art. 2.) Alle ausſchließlichen Berechtigungen, Frachtfahrt anf ie 
zu treiben, oder aus folhen Privileglen herborgegangenen Begänftigungen, welde 
— oder anderen Korporationen und Indididuen biöher zugeſtanden haben 

nd gänzlich aufgehoben, und es follen dergleichen Berechtigungen auch in Jutuuf ii 
manden ertheilt werden. 

Auf Faͤhren und andere Anftalten zur Ueberfahrt von einem Ufer zum geg 
genden bezieht ſich jedoch die allgemeine Schifffahrte- Ordnung nicht. 

Eben fo wenig auf diejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, deren Fahrt ſich bio uni 
Gebiet ihred eigenen Landeöheren befchräntt, und bie vermöge ber Schiffiahrit) 
welche jeder Staat nach Maaßgabe feiner Hohelt über ven Strom ausübt aleln un 
Obrigfeit ded Landes ftehen, mo fle ihr Gewerbe treiben?). 

(Add.%. 8.5.) Durch eine befondere Uebereinkunft v. 13. April 1844 find bie@rah 

fäge feftgeftellt worden, nad) welchen bie Eibuferftaaten ſich verpflichtet haben, umfkl 
und pieihförmige ſchifffahris⸗ und ſtrompolizeiliche Vorſchriften für die Elbe, Indbefuter 
für die Stromftrede zwiſchen Meinit und Hamburg oder Harburg zu erlaffen. 
8.6. (E. A. 83.) Ale bisher an ver Elbe beftandenen Stapel» und Iwenel⸗ 
ſchlagsrechte find ohne Musnahme für immer aufgehoben, und es kann aus biefem at 
Fänftig fein Schiffer gegwungen werben, den bertragemäßigen Beftimmungen zuwide gP 
feinen Willen aus» oder umzuladen. 

8.7. (ad. 8.8.7.) Die Befugnig, Schiffe zur Befahrung der Elbe ul 
abe diefer Mfte zu beuüßen, fo wie bie Brfugniß, Holsflößerei auf ber Eibe nl 
eht allen denjenigen zu, weiche von der Regierung, deren Unterthanen fle find, BO 

fländigen Betreibung diefer Gewerbe zugelaflen werben. | 

Alle Eibuferftaaten werben, fo weit deren innere Geſetzgebung es gefiatd, 
Eorge tragen, daß zum felbfiftändigen Betriebe der Mhederei behufs beriemigen EN 
fahrt, weiche fid) auf das Bebiet anderer Staaten erftreden fol, nur ſolche Berfona ur 
laffen werden, deren oͤtonomiſche und fonftige Verhättniffe, und nur ſolche Geſel 
deren Tinrichtung und Statuten für die Eifüllung der ben Schiffseignern obine* 
Verpflichtungen genügende Sicherheit gewähren. 

8.8. (Md0.9. 8.8.) Jedes Fiußſchiff und jedes Floß, weiches bie Ei it 
ohne fid) auf das @ebiet des Uferftaates, dem e8, angehört, zu befehränten, mußten 
und der fpeciellen Zeitung eines Führers untergeben fein. Diefer ift für bie genau 
gung ber in ben 86. 9-13 enthaltenen Vorfchriften verantwortlich. 4 

8.9. (Mbd.%. 8.9.) Jedes der im 8. 8 erwähnten Fahrzeuge muß wäh: 








1) Der Königlich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, ber Außführun ern 
zweiten Mbfabe des 8. 3. ber Abpitionatafte enthaltenen Beftimmung, ieion * 
diefeibe auf die Dampfſchifffahrt bezieht, bis zu dem mit dem 7. Juli 1849 
tenden Ablaufe des Wrivitegii, weiches der Sächſiſchen Dampficifffehr:‘ 7 
ſchaft zum ausfchliegiihen Werfonen- und Bütertrandport mit Dampfiälftt, 
der Elbe innnerhalb Sachſen ertheilt iſt, Infofern nicht zu deſſen Aufhebung 
gelangt werben fann, Anftand zu geben. Dagegen macht fid) genannte u 
verbindlich, gleichzeitig mit dem früheren oder |päteren Aufhören jened Je 
en Hi —A genterte Beſtimmung auch bezüglid der 

ahrt in Kr eten zu laſſen. 

So lange dieſe Ausnahme befteht, wird fi don ber K. K. Der 
Regierung in Beziehung auf den Verkehr ber Saͤchſiſchen Dampffaiffe 102° 
die Meziprogität vorbehalten. SA 

2) Die Königlid, Dänifche Regierung wird die fernere Ausübung ber bon ah 
feramte zu Lauenburg biäher in Anfpruch genommenen ausſchließll din 
die von der Stednit gefommenen und bie für die Stednigfahrt beftimmi 


. auf der Eibe zu verſchiffen, nicht geftatten. 
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hit bon den, in ben 88. 10-13 bezeichneten, zur Legitimation des Schiffe und bes 
hrerd erforderlichen Patenten ‚begleitet fein. Diele find jeder Zoll: und Vorlzeibehörbe 
der Elbe auf deren Verlangen borguzeigen und follen auch zu Hamburg und Harburg, 
tie unterhalb biefer Orte, zur Legitimation der von, der oberen Eibe gefommenen 
tomfahrzeuge und ihrer Führer genügen. 

In Ermangelung diefer Patente, ober wenn mährend ber Reiſe Veränderungen ein⸗ 
en, durch melde die bei beren Antretung eingeholten Legitimationdpapiere nicht mehr 
lſaͤndig paffen, darf die Keife nur fortgefeßt werden, nachdem der nächften Eibichifffuhrtde 
Igeibehörbejene UmRändeangezeigt, und von diefer nad) unterfuchter Sache eine Beichel» 
ung barüber ertheilt ift, daß gegen die Kortfegung der Reife feine Bedenken gefunden find. 

In dergl. Fällen ift die fompetende Behörde deöjenigen Uferftaats, weichem daB 
jrzeng angehört, fofort hiervon in Kenntniß zu feen. 

Diejenigen Meinen Fahrzeuge, mit weichen lediglich Tandivirthfchafttiche Erzeugniffe 
gewöhnlichen Marktvertehr nad) nahe gelegenen Orten geführt oder ‚von baher geholt 
den, bedürfen dieſer Schiffspapiere nicht. . 

8.10. (aAdd. U. 8. 10.) Das Schiffs⸗Patent iſt von ber zuſtändigen Behörde des 
00t8, gu deſſen Rhederei da8 Fahrzeug gehört, nad) der Mopitionct-Afte unter A, beiges 
en Mufter auszuſtellen, nachdem jene Behörbe durch technifhe Unterſuchung bon der 
chtigleit des Fahrzeugs fich überzeugt und die Tragfähigkeit deſſelben feftgeftellt hat. 

Dos Schifföpat. ift von dem Eigenthümer des Fahrzeugs für diefes, bevor es feine erfte 
tantritt, zu ermirfen und nach jeder weſentlichen Veränderung oder Reparatur zu erncuern. 

8.11. (Add, A. 8. 11.) Das. Scyiffäpatent vertiert feine Büitigteit, wenn das Fahr⸗ 
(pfürweldhes baffeibe erthellt wurde, an die Aheberel eines andern Staats übergegangen iſt. 

Daſſelbe it von ber zuftändigen Behörde des Staats, In weichen £ auöpeftellt tourde, 
ol in biefem Falle, als auch dann, wenn das Fahrzeug zum Gebrauch nicht ferner 
Ilommen tüchtig befunden wird, zurädzunehmen. | 

Undrauhbar gewordene Fahrzeuge dürfen zu dem Zwecke, um an einem andern 
te zerſchlagen zu werden, nur dann auf der Eibe fortgefchafft werden, wenn diefe Fahrt 

die letzte des Fahrzeugs und jener Zweck derſelben bon. der fchifffahrtöpoitzeitichen 
hoͤrde deB Mbgangaorted unter dem Snifiebatente bemerft, auch das Fahrzeug nicht 
handern Benenftänven, ald mit Holz, beladen iſt. 

8.12. (Add. A. 8.12) Das Scifferpatent iſt bon einer ber, in jedem Eibufer- 
ie hierzuermächtigten Behörden nach den ber Addittonal⸗Akte unter B. und C.beittegenden. 
tern audzuſteilen, nachdem der Empfänger ſich bei dieſer Behörde ſowohl über feine 
beiholtenheit und fonftigen perföntihen Vernättniffe, als auch Darüber dausgewieſen hat, 
Berineiner, durch amttich-beftefite Sachverhändigenad) den in demſelben Staate geitenten 
Thriften vorgenommenen Prüfung ſeine Jaͤhigken zu dem fraglichen@efchäfte betwührt habe. 

Dad Schhferpatent für Segel» und Dampfſchiffe ermächtigt den Inhaber zur Fühs 
13 jedes Elbfahrzergs, weiches ber im Patente bezeichneten Battung und der Khederei 
Staats, in weichem das Patent ausgefertigt wurde, angehört, fo wie das Patent für 
er zur Führung jeded Holzfloßes, welches bon einem Uferptage biefed Staatd abgeht. 

Ein Patent zur Zührung von Dampfſchiffen ermaͤchtigt zugleich zur Führung von 
zelſchiffen, nicht aber umgefehrt. | 

8.13. (Mpd. A. 8. 13.) Das Schifferpatent verliert, wenn ber Inhaber bei Aus⸗ 
ung deſſelben Unterthan des patentirenden Staated war, mit bem Aufhören biefes 
erthanenverhältniſſes feine Guültigkeit. 

ie Poiebereinglehung dieſes Schifferpat. fteht nur bem Staate zu, welcher baffelbe 
geheilt hatte. | 

Die zuftändige Polizeibehoͤrde hat das Schifferpatent zurüdgunehmen, wenn biefelbe 
überzeugt hat, dat der Inhaber untauglich, oder daß defien Beibehaltung mit der Ord⸗ 
Hund Sicherheit des Schifffahrtönerfehrsnicht vereinbar iſt. Letzteres kann namentlich 
angenommen werden, wenn ein Schifföfährer wegen Trunffucht, wiederholter Elbzollde⸗ 
ven Betrugs, Faͤlſchung oder anderer Verbrechen gegen dad Eigenthum beftraft worden iſt. 
9.14. (dd. U. 8. 14.) Wer ed unternimmt, Schifffahrt oder Holzflößerel auf ber 
‚du freien, ohne die nad) ben 88. 9 — 12 erforderlihen Patente erlangt zu haben, 
ft in eine, nach bem Ermeffen der entſcheidenden Behörde, auf 

.@—25 Thir. für ein Dampfſchiff, 
10-20 » : - » GSegelfchiff, 
5-10 > ⸗ Floh, 
mmende Ordnungöftrafe. 
8.15. (Add. 9.8. 15.) Wer fi des, für einen anderen Yührer oder ein anderes 
‚3eug außgeftellten oder eines bereitd ungültig gewordenen oder toiderrufenen Patents 
‚lic bedient, unterliegt derfeiben Strafe, Jedoch mit einer Verfehärfung von 10 Thalern. 
8. 16. (Mod. 9.8.16.) Führt ein patent. Schiffs⸗ oder Floßführer fein Schiffer» oder 
—* auf einer Reiſe nicht bei ſich, fo hat er eine Ordnungoſtrafe von) Y Thirn, verwirlt 
1,8, L 
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8, 17. (Mdd. 9. 8. 17.) Die in ben 88. 14, 15, 16 angebrobelen Suca iu 

für jede Reiſe, Hin» und Rudfahrt zufammengenommen, nur zu erlegen unbe: 
Hachmelfung eined auf dieſer Meife bereits anhängtg geivorbenen Verfahrens oil 

Wiederholung des letzteren wegen derſtihen Ueberiretung am einem anbiren Dit m 
Werden jebod) diein jenen Paragraphen erwähnten Lebertretungen bei folgenden Relans 
—5* fo wird die Strafe im erſten Wiederholungofalle auf das Anderthalbfache, im pe 
und jeden ferneren Wiederhofungsfalle aber auf das Doppeite des einfachen Betrogeiuhlß 

8.18. E. A. Art. 5). Die Frachtpreiſe und aleübrigen Bedingungen deöTramed 
beruhen lediglich auf der freien Uebereintanft bes Schiffers und des Werfenders oda | 
Kommittenten. " 

8. 19. (Abd. 4. 8.19.) Die Kaufleute und Schiffer zweier ober mehrerer 2 
ſtädte koͤnnen ſich über eine Beurtfahrt zwiſchen dieſen Städten für beftimmte 3 
vereinigen, und babei bie Zeit der Abfahrt von jedem Orte, bie Frachtpreiſe und | 
Bedingungen dieſes Verkehrs feſtſetzen. 

In derſelben Art fönnen die Kaufleute und Schiffer einer Eibuferftabt fi rü 
"der von dieſer aus nach anderen Orten zu verfehiffenben Waaren über eine R 
auf beftimmte Zeit einigen. . 

Zur Wirtfamteit folder Vereinbarungen iſt bei einer Beurtfahrt bie Gene 
der Meg. aller Städte, zroifchen welchen jene errichtet erben foll, und bei dner 
Meihefahrt die Benehmigung der Meg. des Abfahrtöortes erforberlih. \ 

Diefe Benehmigung wird, nachdem zuvor ſaͤmmtiichen Eibuferftaaten 

geben ift, ſich Über die mitgetheilten VBedingungen unb Statuten der zu ernidini 
eurt- ober Meihefahrt gu Außern, ertheilt werben, wenn jene Bedingungen und Ei 
mit den eıbiöiffihriee Derirögen und den Landesgeſetzen Im Einklange ftehen. | 

Diefeibe wird verfagt werden, wenn baburd) ein, ben Eibfchifffahrtö-Werträgennde 
ftreitendes Schifffahrtö- Monopol begründet werben würde, und es follen weder vorh 8 
Statuten, noch durch fonftige erabrebungen Einzelne ober ganze Klaffen von Kal 
ober Schiffern tiber ihren Willen zum Beltritte genöthigt, oder ihrer Befühlguy 
Bereitwilligkeit zur Erfüllung der für ale Theilnehmer geltenden Bedingungen —— 
dom Beitritte ausgeſchloſſen werden dürfen. 

Nach erfolgter Genehmigung der Statuten find dieſe durch ben Druck zu veröfeis 

Die Reg., von welcher die Genehmigung ausging, wird deren Befolgung | 
übertvachen, und fann bie ertheilte Genehmigung jeberzeit zuräüdnchmen, fobah# 
überzeugt, daß das Fortbeftehen der Beurt- oder Reihefahrt für Handel und 
auf der Eibe nachtheilig fein würde. 

8.20. (E.9. At. 7.) Sämmtlihe früher auf der Eibe beſtandene Jollce 

fo mie auch jede, unter was immer füy. Namen befannte Erhebung und Auflage, 
die Schifffahrt dieſes Fluſſes belaftet mar, haben aufgehört, und find In eine ei 
Schifffahrto⸗Abgabe verwandelt, die von allen Schiffoladungen und Floßhoͤlzen nis 
feftgelebten Erhebungsämtern entrichtet werden muß. 
" Diefe Abgabe, melde weder im Ganzen, noch theilweiſe in Pacht gegeben mit 

darf, wird unter dem Namen »Eibzoll« erhoben. 

8.21. (Mod. @. 8.21.) Der Eibzoll wird nad) dem Brutto⸗Gewichte ber SH 
ladungen und Floßhoͤlzer erhoben. 

Die dabei zu Grunde zu legende Gewichts⸗Einheit ift der Elbzoll⸗Zentner, ner 
100 Eibzol Pfunde enthält und 50 Kilogrammen gielhlommt. N 

8.22. (Mbd.. 8.22.) Für nicht leicht mägbare Grgenftände fomml bit der Bi 
tional-Atte unter D. begefügte neue Gewichts⸗Tabelle zur alleinigen Anwendung 

8.23. (Mbd.%.8. 23.) An Eibzoll follen fünftig auf der Strede zwiſchen Bd- 
und Hamburg nicht mehr ald 1 Thir. 3 Ser. 11 Pf. im Vierzehnthalerfuße, dee Tas 
zu 30 Silbergroſchen oder 360 Pfennigen gerechnet, für den Eibzofl- Zenine 
Bemwidht erhoben werden, und zivar: 

bon Defterrih . . . 2 Sgr. 1Pf. | 
=» 4 
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1) In den in der Additlonalatte aufgeführten Rormalzollſätzen iſt dad Mann 
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Die ſtreckenweiſe Vertheilung diefer Tarifſaͤtze wird durch die der Abditional⸗ Kite 
ügte Anlage E. beſtimmt. | 

Jede Menderung ber Zolftreden und jede Vermehrung ber Erhebungsſtellen bebärf 
uftimmung aller Uferftaaten, . . 

3.24. (Add. U. 8.24) Die Zollpflicht tritt ein: 

in Defterreib, Sachſen und Preußen (mit Ausnahıne der Lenzer Führe) bei Berüh- 
tung der Zollftäkte, Zn 


in nal Im Preußen bei der Lenzer Kähre, in Hannover, Mecklenburg und Luuen⸗ 


burg bei Berührung des Zollgeleitbezixts. 


3.25. (Abdd. ©. 8. 25.) Tranfitirende Schiffe Können an bem erſten Erhebungb«. 


jedes Staats den Zoll für bie ganze Strede enfrihten.. | 
8.236. (€. A. Art. 10.) Um jedoch die innere Induftrie und bie Wasfuhr der Lan⸗ 
odulte zu befördern, zugleich auch den Verkehr der erften Lebensbebärfniffe zu begün« 
vund mehrere Begenflände von großen Berichte und geringem Werthe zu erteichtern, 
ide in der Beilage F. ber Mbpitionat-Wite (Add. U. 8. 26) zufammengeftellten Zoll⸗ 
kungen und Befreiungen ftattfinden. | u | 
42. (Abb. 9. 8. 28.) Die Bezahlung des Zolls If, mit Ausnahme von Böhmen, 
uf Beträge bon 4 Thaler hinab in Silbermünzen zu Ieiften, welche nach dem Vier⸗ 
halerfuße in elnem der Eibuferftaaten außneprägt find. Ein Thaler iſt gleih 30 Sit- 
‚sihen oder 360 Pfennigen Breugiicher, 30 Reugrofchen oder 300 Pfennigen Sähflicher 
Aauten Groſchen oder 288 Vfennigen Sannobericher ober a her —— — 
Mãan ſtücke unter 5 Silbergroſchen werden bei den Eibzoll-Kaffen unterhaib B 

zur Berichtigung der in 4 Thaler nicht aufgehenden Beträge angenommen, 
Dit diefer Beſchränkung find von jenen Eibzoll⸗Kaſſen anzunehmen: . - 
—38 Sülbergroſchen zu 5 Thaler und Pfennige zu 74, Thaler, 
sachliche Nengrofchen zu „, Thaler und Pfennine zu 35% Thaler, 


Hannoverſche und Anhaltifche gute @rofchen zu zh Thater und Pfennige zu y4, Thaler, 
Eden in den genannten Staaten nad) dem Werhättniffe diefer Brofchen und Bfennige 


t ausgeprägten Münzſtücken unter 4 Thaler. 


SnBöhmen ift, ftatt der Münzen des Vierzehnthalerfußes, geſetzmäßige Defterreichliche 
dentlonbmuͤnze dergeſtalt zu zahlen, dag Ein Guiden von 60 Kreuzen Konventionägelb ' 


21 Sübergrofchen oder 252 Wreußtiche auch 210 Sächfifche Pfennige angenommen wird. 
Üebrigeng bängt ed von jedem Eibuferfiaate ab, ob und nach welchem Werthverhätts 

hi aule biefen vertragdmäßigen Mänzforten noch andere bei feinen Eibzoll=- Kaffen 
en mil, 


8.2. (EM, Art 13.) Außer dem durch Uebereinkunft der Eibuferftaaten feſtge⸗ 
en Geſolen, ſollen auf der Eibe feine anderen welter gefordert ober erhoben erden; 
> übernehmen die packözirenden Staaten die förmtiche Berpflihtung, bie feftgefeten 
aben nicht ander& als in gemeinſchaftlicher Webereinfunft zu erhöhen. 
hr * (E. 9. Art. 14.) Unter den Abgaben, wovon die 88. 20—28 handein find 

griffen: ' 
‚die Dauthen (Land- ober Stabtzöfle), Eingangs und Verbrauhdfteuern, mit welchen 
einem jeden Staate das Recht verbleibt, die in fein eigenes Landeögebiet einführenden 


hmens 


⸗ 


8 


air fobatd feibige den Fluß verlaffen haben, nach feiner Handeldpolitit zu 
egen!). - 


— — — — 
fir die durch die Etbſchifffahrtsalte eingefühtte, gegenwärtig aber aufgehobene 
und mit dem Güterzolle verſchmolzene Refognitiondgebühr mitbegriffen. 
Daffelbe beträgt vom Eibzollzentner Bruttogewicht: 
| 1, für Sadfen . ER 187 


cu 1 1 111775 
3.. s die drei Anhattifchen Herzogthümer zufammen . . 1 
4. = Sant » 2 > 2 2 2 2 20.0. 1- 
| I.» Ütedienburg ._ ..22 
6. » Dänmat > 2 2 2 nn nee 
‚den Pfennig zu „4, Thaler im Vierzehnthalerfuße gerechnet. 


1 

Denjenigen Staaten, meiche gegenwärtig unter gemifien Vorausſetzungen ben 
Elbzoli * oder theilweiſe erlaffen, dagegen aber bie Rtekognitionsgebühr erheben, 
leibt e8 undenommen, ftatt der Iebteren, künftig den auf fie fallenden üntheil des 

Zuſchlags abgefondert zu erheben. — 
Der g Hannoverfchen Reg. bleibt dad Hecht vorbehalten, bie Süberelbe untere 
ald Stade, weiche dad Hannoderſche Feſtiand von den gleichfalls Haunoverſchen 
lbinſein: Affeleriand und Krautfand trennt, und den zroifchen dieſen beiden Infeln 
iependen Auteftrum in die, für die Erhebung und Kontrofle ber au eringange- 


—* 


40 Von ber Beförderung der Beiwerbe; | 































. b. die Krahnen⸗, Wange» und Nieberlagegebühren in den Handelsplaͤtzen, wodon jet 
der Ausländer nicht mehr ald der Inländer bezahlen fol; 

e. die Brüdenaufzugs und Schleufengeiber; doch bürfen bie beſtehenden niät ı 
emeinfame Uebereinfunft erhöhet, und wenn bie Anlegung neuer Brüden griök 

Ar dad Durchgehen unter denſelben nichts erhoben werben. 

Auch follen bie Zahlungsfäge der Gebühren unter b. und c. feft beftimmt, zur 2 
nig des Publikums gebracht, und nur bon Denjenigen gefordert werben, twelde ſ 
vorhandenen Anftalten bedienen, oder Brüden und Schleufen paffiren. Yür den? 
der Lootfen und Steuerleute hat es bei den in jedem Staate gegebenen ober zu gel 
Beftimmungen, und für die Gebühren, welche fle zu fordern berechtigt find, bei den 
benen ober zu gebenden Tarordnung mit der Maßgabe fein Bewenden, daß bem it 
Schiffer feine andere Derpfhtung als dem einheimifhen auferlegt merbe. 

8.30. (Add. X. 8.29.) Der Brunshauſer Zoll von den von ber Rordie y 
menen elbaufmwärtd die Mündung ber Schwinge paffirenden Gütern ift durd) cin 
13. Aprit 1844 abgefchloffenen befonderen Staatsverktag regulirt worden. _ 

8,31. (€. 9. Art. 16.) Die früher beftandenen 35 Eibzoll-Erhebungdäntt 
. aufgehoben und follen auf der ganzen Eibe nur 14 Zollämter beftehen, nämlich: in g 

Niedergrund, Schandau, Strehle, Mühiberg, Coswig, Roslau, Deffau, Wien 
Schnadenburg, Dömig, Bledede, Boitzenburg und Lauenburg. 

Außerdem behält fi Prenßen nod) bad Nchen- Zollamt zu Lenzer Fähre, ım 
Aemter zu Wittenberg, Aden, Barby und Schönebed, refp. Magdeburg bor; imgl & 
fen die beiden Zollämter Dresden und Pirna für die Fahrzeuge, welche Teind ber 2 
Sachſiſchen Brenz-golämter Etrehlau und Schandau paffisen, fo wie Hannover rl 
jenigen Fälle, wo feine feiner übrigen Zoliftelen berührt wird, das interimikiige 4 
bungsamt zu Higader ſich referbirt. 

(Abd. U. 8.30.) Für die aus Böhmen firomabiwärtd fommenden Fahrzergee 
Zadungen nad) einem Saͤchſiſchen Landungsplatze oberhalb Schandau beftimmt Fr, 
weiche b108 Berfonen beförbern, dient das Saäͤchſiſche Zollamtin Schmilka ale Abfertig 

8.32. (Mbd. A. 8.31.) Kein Schiffer ober Floͤßer darf vom Ladungdplak 
ren, bevor er mit den Frachtbriefen über bie geladenen Waaren und mit einen ber 
mäßigen Manifeſte (vergl. 8: 33) verſehen iſt. 

Die Fractbriefe müflen von ben Abfendern außgeftent fein und bie Giad 
Menge, fo wie den Beftunmungsort und Empfänger der Waaren benennen. | 

a8 Manifeſt it von dem Schifföfüuhrer ober für benfelben von einem Dritm 
jedoch fein Elbzoll⸗ oder Hafenbeamter fein darf, anzufertigen. . 

Jede unterwegs eintrelende Bei⸗- oder Ausladung muß fofort in bem na 
bemertt und bon dem Eibzollamte des Bei- oder Auslabungsorted, oder ea ns 
ſolches dort nicht befindet, von dem auf ber ferneren Fahrt zunädhft berührten Eh 
beglaubiget werben. 

8.33. (Mbd. ©. 8.32) Die Schifs-Manifefte ſind nad) dem ber Moniimt 
unter G. beigefügten Mufter anzufertigen und müflen enthalten: 

1) Die Nummer und fonftige Bezeihnung des Schiffed und bie Orte, an welhe hee 
dermalige Fahrt angefangen hat und endigen ſoll. 
2) Ramen und mr bed Schiffe-Eigenthümers. 
3) Namen und’Wohnort ded Schiffsführere. 
4) Die Angabe ber Zahl der Bemannung. n 
5) Aufzählung, Benennung und Gewicht ber geladenen Waaren nad) ber Rune 

Neihefoige der Frachtbriefe, In ber Art, daß jedes Kollo aufzuzählen und bei 

a. deſſen Bezeihnung und Brutto⸗Gewicht, M 

b. beffen Einladung» und Beftimmungsort nebft deu Namen bed Berfadet 

Empfängers, und 
e. die Benennung ber in bemfelben enthaltenen Waaren | 
anzugeben ift. unebl 
6) Die Verficherung der Wichtigkeit des Inhalts unter öffenktich beglaubigket 








Durdgangs- und Ausgangsabgaben beftehende Brenziinie gu ziehen, und I? 
mäß in fteuerlicher Beziehung zu behandeln. gar 
Da jedod) diefe Wereinbarung auf dem Umftande beruht, daß die b * 
genannten Stromtheile wegen ihrer Verfandung für die Schifffahrt, 1 
nicht ben Uferbegirf felbft betrifft, unbrauchbar find, fo mird die geben‘ 
berfelben für den Zall vorbehalten, daß jener Umftand aufhören wird. ni 
Auch wird die K. Hannoverfhe Meg. den Schiffen alter Elhrferſaum 
Notpfällen und bei Künniifhem Wetter dus Einfaufen aus ber großen SI , 
Ausmändung ber Süderelbe bis in die Begend von Wiſchhafen aha MT 
Beläftigung geftatten. | 
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bes Schiffäführere. Dieſer IN für den Inhalt des Manifeſtes auch dann verautwort⸗ 
üih, wenn er daſſelbe durch Dritte hat anfertigen Iaffen. 

8.34. (Mdd. U. 8. 33.) Die Vorfchriften über Anlegen und Meldung bei den Elb⸗ 
Imtern gelten auch für leere Fahrzeuge 1 

8.35. (E. U. Urt. 18.) Der führer eined Floſſes fol ein vollſtaͤndiges Verzeich⸗ 
ofler Stämme des Floſſes mit Bemerkung der Holzart und Dimenflon eines jeden 
nen Etammeß, bei fidy führen. 

Derſelbe ift überbieß gehalten‘, ein Manifeft vorzulegen, worin bie Totalfumme ber 
mme und übrigen Holzforten, fo wie deren kubiſcher Inhalt Im Banzen angezeigt wird, 
ıbie etwanigen Bellabungen bemerkt find. 

Dit Eibzolibeamten fontrofliren ihre Angaben durch Vermeſſung des Floſſes und bes 


zes. 

8.36. (E. A. Art. 19.) Die Schiffer und Floͤſſer find gehalten, bei jedem ber im 
$1 benannten Zollämter, welches fle auf Ihrer Yahrt berühren, anzulegen, im Amte fich 
meiden, und das Manifeſt mit feinen Beilagen vollſtändig vorzulegen'). 

Bei dem Zollamte zu Lenzer Fähre müflen zwar alle vorbeifahrenden Schiffer Ihr 
leueſt vorzeigen, doch brauchen nur biejenigen anzulegen, melde nad ober bon 
Öntenburg und dortiger Gegend geladen haben. \ 

8.37. (E. A. Art. 20) Auf Brund der Manifefle und der Beilagen, und nad) bem 
funde der allgemeinen Rebiflon oder ber fpecielien, wo dieſe Rattinbet, berechnen bie 
‚übeomten die zu eriegenden Befälle. Den erhobenen Betrag verzeichnen fie gehörigen 
td auf Dem Manifefte, beglaubigen ſolches durch die amtliche Unterfahrift, und geben dem 
fer hierüber eine befondere gedrudte Qulttung, nad) ber Eibfhifffahrtd » Ute unter 
1.8 beigefügten Formular. i 

8.38. (E.9.Art.21.) Da die Manifefte für den Fiskus, wie für den Kaufmann und 
mEdiffer gleich wichtige Dokumente find, fo follen fle bad Yahrzeug vom Einladungdr 
d am Außladungdorte begleiten und an letzterem bei der hierzu beftinmten Behörde zur 
Wberahrung und zur Benutzung in geeigneten Fällen abnegeben werden. 

(A. M, 8.34.) Die Schiffer und Flöffer find verpflichtet, dem erften bon ihnen 
erührten Eibzollamte jedes Stantögebietd eine richtige Abſchrift des vorzuzeigenden Orl⸗ 
Inal-Danifetes einzuhändigen. 

8.39. (E. A. Art. 22.) Die kontrahirenden Staaten haben ſich das Recht der Bebi- 
on oder Bifitatton der Schiffe und Floͤſſe an ihren Elbzollſtellen allgemein vorbehalten. 

Diefe Viſttation der Fahrzeuge Ift entweder eine generelle oder eine befonbere Mepifion. 


v 





"Baden Königlich Hannoverfhen, Königlich Däniſchen und Großherzoglich Med- 
amlihen tbzollämtern ſollen, Verdachtoöfälle außgenoınmen, die Dampfichiffe 
fämmiicher Uferſtaaten, welche auf ihrer dasmaligen Yahrt dad 8. Preuß. Haupt- 

zollamt Wittenberge paffirt Haben „ oder zu pafiiren beftimmt find, für die Dauer 
deö wegen des Meviflonsverfahrens auf der Dberelbe am 30. Aug. 1843 abge- 
fhloffenen Staatövertrages, von der Verpflichtung zum Anlegen, fo wie zur Anmels 
dung, Reviflon und Verzoliung ihrer Ladung befreiet fein, unter der Bebingung, daß 

I) die Keviſton der. Ladungen jener Dampfſchiffe in Wittenberge Nattfindet; 

2) der für dieſe Ladungen ben drei genannten Staaten gebührenbe Zoll an dad gemein- 
ſchafiliche Eibzoll- Kommiffarlat zu Wittenberge unter Vorlegung bed Driginal- 
Manifefted fommt Bellagen und unter Ueberreihung einer drefachen Abfchrift deſ⸗ 
ſelben entrichtet wird. 

3) für dieſe rer Erhebung und Verfenbung der Zollbeträge eine, für jede 
Dampffhifffahrts» Unternehmung befonders zu bedingente Vergütung — über 
welche für die Dampfſchiffe der K. Preuß. Seehanblung und der Hamburg Mage 
deburger⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft bereitd ein Abkommen getroffen worden 
ift, — entrichtet wird, welche al8 durch bie Artitel XIII. und XIV. der Elbſchiff- 

„lahrtgakte nicht außgefchloffen anerfannt wird; 

4) die Dampffchiffe jedesmal durch einen Kanonenſchuß Ihre Ankunft bei den K. Han» 
noverfchen, R. Dänifhen und Großherzoglich Medienburgifchen Elbzollämtern 

. —5— el auf Verlangen bed Zofamted fofort anlegen, unb Ihre Ladung zur 

edition fielen. 
Gleiche Begünftigungen follen bie bon Dampfidiffen am Schlepptau geführten 
dahrzeuge genießen. | 
miiiche übrige Eibuferftaaten eriheilen Een bie Zuficherung, daß Hans 
noverſche Daniſche und Wetenburgiihe Dampfichiffe auf der Eibe, In Beziehung 
auf die Eibzollerhebung und Kontrolle und auf Vermeidung jedes unn thigen 
Aufenthaite ebenfo günftig, als die des eigenen Staats, behandelt werben follen. 


si Bon der Befbrberung ber Gewerbe; 


. Die generelle beftebt, nach borbergegangener Prüfung bes Manifeſtes und befin 
Tagen, in einer allgemeinen Üeberfiht und Unterluhung ber Labung, und in kn 
gleihung mit dem Manifefte, iniofern foihe ohne Verrüdung ber Kolli geſchehen tar. 

Die befondere Reviſton befteht in der genauern Unterfuchung ber Ladung no 
jität und Quantität. | 

8.40. (Add. A. 6. 35.) Zur Erleichterung des Eibverkehrs ift von Preußen, 
fen, Hannover, Dänemarf und Medienburg am 30. Aug. 1843 ein Bertrag ihe 
——— Reviſtonsverfahren auf der Elbe abgeſchloſſen worden, durch weiten 

egierung von Hannover, Daͤnemark und Mecklenburg, bie Fälle dringenden Ber 
auögenommen, auf bie eigene fpezielle Meviflon der Fahrzeuge, welche dad Preuß. 
amt Wittenberge pafliten, bis zum 31. März 1853 verzichtet haben. 

8.41. (E. A. Art. 24.) Die Eibzollämter find verpflichtet, mit Anmenbun 
Ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel und mit befter Benüßung ber Derttichteit, die Mei 
möglihft zu befchleunigen und die Schiffer nicht länger al8 nöthig ift, aufzuhalten. 

(Add. U. 8.36.) In der Regel findet bei Ubjertigung der Schiffer ohae Uniei 
eine firenge Reihefolge ftatt, fo daß berjenige, weicher nad) feiner Ankunft feine voriär 
mäßigen Zadungspapiere dem Zollamte zuerft übergeben hat, auch zuerft abgeferligt 
den muß, auögenommen, wenn Schiffe durd) eine allgemeine Rebifton ſchneller abert 
werben koͤnnen, in melden Fällen biefe den zur Tpeziellen Reviflon Tommenden vor 

(E. 9. Art. 24.) Eine angefangene Rebiflon barf jedoch nicht durch die eineh un 
Schiffes oder Floſſes unterbrochen. werden. 

Die Zollümter haben eine ftrenge lnparteilichteit und erafte Befliffenheit zu be 
ten, die Schifffahrt möglichft zu fördern und zu erleichtern, alle Ungebührlicteitn 
gewiſſenhaft zu vermeiden. 

Die nähere Anmweifung für ihre Beihäftsführung bleibt den Staate, bon welchen 
beſtellt find, überlaſſen, man wird dabei die Begünſtigung der Schifffahrt und be 
bed Handels ſtets Im Auge behalten. . ' 

Diejenigen Beamten , welche ſich irgend eine der gegenwärtigen Beftimmung 
laufende Erhebung erlauben, follen nachdrücklich beftraft werben. 

8.42. (Add. 9. 8.37.) Sämmtlihe Eibzollämter haben folgende Abferi; 
ftunden einzuhalten: 

















Im Monat: Morgens: Nachmittage: 

März ................ 7 | 6 Ahr, 
April DC wu wer we .„»onuoe 6 j ’ s 
Mai bis Auguft..... --. 6 8» 
Debiember bi8 November. 7 \ 618 12 Uhr] von 1 Uhr 6187 6. » 

ezember . 

bon Sonnen- Sonnenunktiu, 

—— * 

ie Zeit des Gottesdienſtes an Sonn⸗ und Feſttagen ausgenommen. 


6. 43. (Add. A. 8. 39) Als Eibzoli»Defraude wird jede Handlung ober ler 
laſſung eines Schiffs⸗ oder Floßführers betrachtet, vermoͤge welcher einem — 
ber gebührende Zoll ganz oder theilwelſe entzogen worden iſt oder im Falle der Ri 
Entbedung entzogen fein mürbe. , . 

Diefelbe wird namentlich) dadurch begangen, daß elbzolipflichtige Güter entwin # 
nicht, oder dergeftalt, daß dadurch eine geringere alb die gebührende Verzolum ee 
worden iſt, oder im Falle der Nicht-Entdedtung bewirkt worden fein würde, im Matt: 
aufgeführt oder bei deſſen Vorzeigung angemeldet werben. Errfun 

8.44. (Abb. M. 8.40.) Die Strafe der Defraude beſteht für den erſten Eh! . 
einer Geldbuße zum zehnfachen Betrage des Zolled, welcher durch das Vergehen a“ 
wor ober bei deſſen unentdedtem Belingen entzogen tvorden fein würde. eis 

‚Hierbei ift der defraubirte Zollbetrag nicht allein für bie bereits durchfahrenene ” 
ftredten eine® oder mehrerer Staaten, in Sealehung auf tele die Defraude beaang” | 
fondern auch infoweit für Die noch zu Durchfahrende Strecke zu Grunde zulegen, alb by 
amt, bei dem bie Defraube entdedt wurde. ftatt ber auf der ferneren Fahrt zu pajfrenten.? 
ämter des nämlichen oder eined anderen Etaatögebietd die Anmelde oder Mebijtonößeled 

Die Etrafe ift um bie Hälfte zu fchärfen: per Behi 

1) menu nicht ongemejbete zollpflichtige Güter ineinem verborgenen Raume ober 
niffe bed Fahrzeugs borgefunben werben; | Aine 
2) wennerhaltene Zollbeguͤnſtigungen zu betrüglichen Zoliperlürgungen emigbraud ' 
den. In bielem Falle verHert ver Werurtheilte zugleld, bie mißbrauchte Jollbegiaet 
) wenn zus Erlangung bon Aolbefrelungen ober Ermäßigungen nuridfige Mi" 
über den Einladungf- obex Beftimmungdort geladener Güter gemacht werden v 
8.45. (Adðb. A. 8.41.) Als bloße Ordnungswidrigkeit ift jede Ylebertretung 
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ben 88. 32— 38 und 38 enthaltenen Vorfchriften zu beftrafen, Infofern aus ben bom 
bertreter gegebenen Nachweiſungen oder aus ungmeifelhaften fonftigen Umſtaͤnden erhellt, 
jeine Entziehung ober Verkürzung ded gebührenden Zolls durch die Uebertretung nicht 
finden fonnte oder wenigſtens nicht beabfichtigt wurde. 

Bloße Idnungepdezeen werben mit Geldbußen bon 1bis 10 Thlım., welche 
—R rheblichleit, Gefährlichleit und Abſtchtlichkeit der Uebertretumg abzu⸗ 
en ſind, beſtraft. 

AN diejenigen Handlungen ober Unterlaffungen, für weiche eine Defraubdeftrafe ober 
e andere landesgeſetzliche Strafe verhängt wird, tritt neben biefer eine befondere Drb» 
sgöftrafe nicht ein. 

Nebertretungen, welche ermeiölid ohne Verſchulden durch unabwendbare Ereigniffe 
deigeführt find, bleiben firaflod, | .. 
8.4. (Mbd.9.8.42.) Wenn ein Sciffeführer ſich nach erfolgter Beſtrafung, 
us Gibzofldefrande oder einer und derſelben Drbmungämibrigfeit twieberhoit ſchuldig 
ht, fo foll Die nad) ben 88 44 und 45 aufzulegende Beibbuße im erftien Wiederho⸗ 
agtſalle auf das Anderthalbfache, im "zweiten und jedem ferneren Wiederhofungdfalle 
w auf dad Doppelte des einfachen Straffaßes erhöhet werben. 

Benn ein Schiffeführew durch den Inhalt der von den Befrachtern mitgegebenen 
achtbriefe oder fonftigen Papiere zu unrichtigen Angaben veranlaßt rourbe, fo ſoll weder 
dasmal die Strafe des Hüdfalld eintreten, noch bie für diefen Fall zu berhängende 
jahe Defrandeftrafe — megen welcher dem Schiffer der Regreß wider den Berrachter 
Acht — bei etwanigen künftigen Rückfällen behufs der Straferhöhnng mitgezählt werben. 

8.4. (Add. A. 8.43.) Abweichungen ded Manifeſtes oder der Anmeldung bom 
wilonsbefunde, welche nicht mehr atd den zwanzigſten Theil des angemeibeten Brutto⸗ 
wichtz für einen einzelnen Sadungsgegenftand ausmachen, haben nur die Nachzahlung 
3 30118 für das Mehrgewicht, aber feine Strafe zur Folge. | 

Die Verlegung eines zollamtiich angelegten Waarenverſchluſſes bleibt nur dann ſtraf⸗ 
), wenn der Schifföführer nachweiſt, daß diefelbe ohne fein und feiner Dienftleute und 
Moglere Verſchuiden eingetreten ift. 

8.48. (Add. A. 8.44.) Meben ben Eibzoliftrafen And jederzeit Die befraubdirten 
lbeträge einzuzahlen. 

Durch die Elbzollſtrafe ‚wird die gefekmäßige Beltrafung ber, mit Elbzollvergehen 
va fonkurrirenden, ponzellichen oder kriminellen Vergehungen eben fo wenig ausgeſchloſ⸗ 
N Er dielenige einer etwa zugleich gefchehenen oder verfuchten Verkuͤrzung von Landes⸗ 
naben, 


&rtannte Zollftrafen find im Unbermögendfalle, nad) den am Orte ber Verurteilung 

titenden efeken, burch Strafarbeit abzubüßen. . 

8.49. (Uudd. 9. 8. 45.) Rücſichtlich der Zollftrafen, der defraudirten Zollbeträge 

id der eiivanigen Prozeßloſten haften ſolidariſch: 

1) der Shift ober &oßführer für ale Handlungen und Unterlaffungen Dritter, deren 
er ſich zur Erfüllung oder Verlegung feiner Zollpflichten etwa bebient hat; . 

2) die Waaren in Beziehung auf welche dad Zollvergehen begangen iſt, fo Iange diefele 
ben ſich noch im Bereiche bed Zollamtö befinden; Bu . 

3) dab Fahrzeug, welches jene Waaren führte oder mittelft beffen, ober in Beziehung 
auf welched das Zollpergehen begangen murbe. | 
8.50. (E. A. Art. 25.) Wird bei den Eibzoliftellen an der Grenze eined Gebiets, 

das Schiff die Landesgrenze ein» oder ausgehend durchſchneidet, befunden, daß deffen 

dung bon dem Wanifefte vergeftalt abweicht, daß eine beabfichtigte oder erfolgte Bebor- 
lang ber Landesabgaben daraud zu entnehmen, fo fann der Schiffer auch hierfür 

h den Beftimmungen ver Abgabengeſetze des Landes in Anfprud) genommen werden. 

m (E. A. Art. 26.) Behufs gerichtlicher Verhandlung über folgende Gegen⸗ 
eals: 

1 über alle Jollkontraventionen und die hierdurch verwirkte Strafe, inſofern der Schif⸗ 
fer ſich derieiben nicht freiwillig unterwirft; . 

über Streitigfeiten wegen Zahlung der Zoll; Krahnen-, Waage-, Hafen-, Werft-, 
Schleufengebühren und megen ihred Betrages r 

"über die. von Wrivatperfonen unternommene Hemmung des Leinpfades; 

\. über die beim Schiffziehen —A Beſchoͤdigungen an Wieſen und Feldern, fo 
wie überhaupt jeber Schaden, den Floͤſſer oder Schiffer waͤhrend Her Fahrt oder beim 
Anlanden durch ihre gahrıcingreit Andern verurfaht haben follten ; 

' über den Betrug ber Bergelöhne und anderer Hülfevergüligungen in Unglüdofälen, 

‚ Infofern die Intereffenten darüber nicht einig find, imgiekhen - - . 

(Add. %. 8. 46) über bie im 8. 52 bezeichnefen Ungelegenheiteiy ſoweit biefelben ſich 
auf die Stromfchififahrt zwiſchen Meinick und Hamburg ober Harburg beziehen, 


N 


424 Bon ber Vefbrderung der Beinerbe; 


ſollen in fämmtlichen Uferftaaten Elbzollgerichte beftehen und von zum Richteramte ki 
ten Berlonen verwaltet werden!). 

(€. A. Art. 26.) Name und Wohnort des Zollrichters follen In der Zollftele np 
ſchlagen werben. 

(Add. A. 8. 46.) Die Uferftaaten werden fih allfeitig von den, in Ihren Oi 
beftehenden GEibzoligerihten und ben neben ober ftatt berfelben zur Unterfuchug m 
Beltrafung ſtrom⸗ und fchifffahrtd » poligellicher Vergehungen beftellten Behörden (af 
$.53), fo wie von den Veränderungen in Kenntniß fegen, welche rückſichtlich der Jaho 
bed Orts jener Berichte oder Behörden eintreten. 

8.52. (Mdd.U.8.47.) Außer den im 8. 51 erwähnten, werben den ik 
richten noch folgende Gegenſtaͤnde Übertviefen: ' . 

x 1) die Unterfuhung und Beſtrafung 
a. bon Uebertretungen fchifffahrtö = und ſtrompolizellicher Vorfchriften durch Ch 
oder Kloßführer, deren Dienftieute, Bemannung, Baffagiere oder Schiffsiik, 

b. von Exzeſſen, welche bie zur Bemannung ber Stromfahrzenge oder zum Ct 

zuge nehörenden Perſonen gegen einander oder gegen bie in Wusübung Ihreh kl 
begriffenen Eibzoll » oder Eibicifffahrtd » Vorizeibeaniten begehen, fomelt beide 
nicht einen kriminellen Charakter an fich tragen, nebft der Entſcheidung über del 
allen diefen Fällen etwa zu leiftende Entſchaͤdigung; 
2) die Unterfuhung und Entſcheidung von Streitigfeiten 
“a. über Betrag und Zahlung der Rootfengebühren ; J 

b. zmwifchen Schiffofuͤhrern und Paſſagieren über Preis und ſonſtige Vedinuys 

und. Verhättnifie bed Trandports; 

e. zwiſchen den Eignern und Yührern, ben Dienftleuten und ugtachtn vx 

Stromfahrzeuge über ihre Dienft- und Lohnverhättniffe. 

Außer den im $. 51 unter a. erwähnten Fällen der freiwilligen Untertorrfungid 
das eibzollrichterliche Verfahren auch dann nicht eintreten, wenn ber Angeſchuldit m 
ber befonderen Gefeßgebung bed betr. Staats durch Anrufung der höheren Vernaltnt 

behörde auf den gerichtlichen Weg verzichtet hat. 
Ä 8.53. (Mbd. U. 8.48.) Jedes Eibzollgericht If berechtigt und verpflichtet, fer 
zugewieſenen Gegenftände, ohne Unterichieb des Wohnorts der Betheitigten und ms 
des oder Orts, wo die Vergehen begangen oder die Streitigkeiten entftanden in.» 
ohne Rüdjicht auf etwanige privifegirte Berichtöftände, zur Uinterfuchung zu ziehe 
entfcheiden, Infofern \ j 
1) was bie Zolivergehen betrifft, diefe in feinem Gerichtsbezirke entdect odakb 
genftände derfelben bei Kortfegung der Fahrt, während weicher bad Vergekaii“ 
gen ift, in feinem @erichtöbesirfe bei Anbringung der Denunclation betroffene": 
2) die eibichiffiahrts- und ftrompolizellichen Vergehen während der Anweak! 
Täter in feinem:Gerichtöbezirfe entdect oder folde gegen Führer, Mannitatt“ 
Baffagiere eines, innerhalb feines Gerichtsbezirks auf der Fahrt begriffenen —X 
bei ihm zuerſt zur Anzeige gebracht werden, und 
3) maß die im8. 51 unter d. und e. und im $. 82 unter 2 bezeichneten Shethr® 
betrifft, die ftreitenden Parteien in feinem @erichtöbezirfe anweſend find md I; 
ftens Eine derfeiben feine Amtöthätigfeit wegen eines derartigen Anfprudt amt 
Uebrigens kann jeder Uferftaat zur Unterfuhung der ſtrom⸗ und fcifffehrterif 





1) Innerhalb des Preuß. Geblets fteht die Unterſuchung und Beſtrafung bon I" 
tretungen fchifffahrtö= und ſtrompolizeilicher Vorfchriften 8. 52 a.) den Bu; 
Strom-Boltzeibehörben zu, und zwar: 

a. in dem Bezirke von der Hreußiſch⸗Sächſiſchen Landesgrenze oberhalb Kö— 
berg biö Belgern, dem Haupt-Steueramte zu Mühlberg; 
b. in dem Bezirke von Beigern bis Pretſch, dem Magiftrate zu Torgau; ⸗ 
e. in dem Bezirke von Preiſch bis zur Preußiſch⸗Anhaliſchen Landesgrenze ! 
halb Wittenberg dem HaupkSteueramte zu Wittenberg : " 
d. in dem Bezirfe von der Vreußiſch⸗ inhaltſchen Landesgrenze oberhalb it 
Schönebed, dem Magiftrate zu Barby; won 
e. in dem Bezirfe von Schoͤnebeck bis Polle, der Bofizel- Direktion zu Mat N Y 
£. in dem Bezirte von Polte bis Arneburg, dem Magiftrate zu Tangermil 
g. in dem Bezirke von Arneburg bis Schöneberg am Deich, dem Maglitit‘ 
abelberg; N 
h. in dem Bezirke von Schöneberg am Deich bis zur Landesgrenze abe 
. Dömis, dem Hauptzollamte zu Wittenberge. 


"Beiverbe ber Schifffahrt; Fluß⸗Schifffahrt. 185 


rn an ngeB, neben ben Erbzoflgericdhten oder ftatt derfeiben, auch andere Behoͤr⸗ 
n deileuen " ). ) 

8.54. (Add. A. 8.49.) Das Verfahren bei den Eibzollgerichten fol moͤglichſt kurz 
d fummarlich fein. N 

Bel Unterfuhung der eibihifffahrtö« und firompolizellichen und Zollvergehen findet 
der Regel perſoͤnliches mündliches Verhör der Angefchuidigten ftatt. Das Elbzollgericht 
Ljedod, falls nicht etwa die Anhaltung bon Schiffen und Labungsgegenftänden zur 
nftatirung des Vergehens erforderlich ift, den Angeſchuldigten gegen vollftändige Sicher⸗ 
t$telftung für Zoll, Strafen, etwanige Schäden und Koften die Sortiesung ker Eibfahrt 
Ratten. Der Angefhuldigte Kat indeflen vorher, behufs ber weiteren Verhandlungen, 
en Bepolmächtigten zu beftellen, widrigenfalls für ihn auf feine Gefahr und Koften ein 
rireter ernannt oder wider ihn dad Verfahren, welches nad) den Landesgeſetzen gegen 
weſende Uebertreter zutäffig ift, eingeleitet werben foll. 

Vorftehende Beftimmungen finden aud da Anwendung, imo an die Stelle ber Elb⸗ 
ügerihte andere Behörden (vergl. 8. 53) eintreten. . 
f 8. —* A. 8. 30.) Die Entſch. der Elbzollgerichte find den Betheiligten ſchrift⸗ 

zuzuſtellen. 

Die Returdnahme gegen dieſelben beftimmt ſich, nebſt ben dabei eintretenden Friſten, 
ich den Landesgeſetzen. 

Bedarf es zur Vollſtreckung einer elbzollgerichtlichen Entſch. ber Requiſition einer 
ivern Gerichts⸗ Zoll⸗oder Polizelbehoͤrde, fo iſt derſelben in allen Elbuferſtaaten un⸗ 
xgerlich, jedoch nad) den für bie requirirte Behörde, der Inneren Landesgeſetzgebung 
emaͤß, beftehenden Formen zu genügen. . | 

Bon jeder wegen Uebertretung ſtrom⸗- und fchifffahrtö=poligellicher Beſtimmungen 
der wegen Jollvergehen erkannten Strafe hat die erfennende Behörde fofort nach Rechts⸗ 
oft u alheibung alte übrigen an ber Eibefür biefe @egenftände beftehenden Behörden In 
enntniß zu fegen. " , 

$.56. (Mdd.9.8.51.) Die defraubirten Zollgefälle und erfannten Zoliftrafen zebühren 
m State, deſſen Jollgerechtſame durch das Vergehen veriebt find. 

Pollzei⸗Strafgeider fallen demjenigen Stante zu, In welchem das polizeiliche Straf: 
tenntniß abgegeben worden ift. . . 

Das Begnadigungd- und Etrafvermandfungsrecht fteht in Rüdfiht auf Zollftrafen 
em Staate zu, auf deffen Zollgerechtſame dad beftrafte Vergehen ſich bezieht, in Rüdficht 
— Beſtrafungen aber dem Staate, in welchem das Straferkenntniß abgegeben 
porden If, ‘ 


IHLEM. Art. 27.) Auch verbinden fih die Tontrahirenden Staaten, den dazu 
geordneten Zollbeamten und Zolrichtern die Weifung zu ertheiten, daß, wenn ein oder 
nehrere Jolheamten eined ber andern Staaten bei -ihnen darauf antragen follten, die 
Schiffer arzuhalten ımb die Nachbezahlung der umgangenen Gebühren zu. bewirken, welche 
m Falle eined Widerſpruchs bon Seiten des Schiffer immer nur auf ben Grund einer 
intſch. des fompetenten Zollrichters erfolgen kann, diefem Anfuchen gewillfahrt werben 
oll, fotoie auch auf Werlangen bie Nefultate der vorgenommenen Mebiflon längd der gan= 
en Eihe und jede andere gewuͤnſchte Auskunft einander bereitwilligſt mitzutheilen. 

8.58, (E. A. Art. 28.) Ale Staaten, welche eine -Hohelt über das Strombette 
er Elbe ausüsen, machen ſich anheifchig, eine befondere Sorgfalt darauf zu verwenden, 
a auf ihrem Gebiete der Leinpfab überall in guten Stand gelegt, darin erhalten, und, 
oft ed nöthig fein tird, ohne einigen Aufſchub auf Koſten deöjenigen, ben es angeht, 
— werde, damit in dieſer Beziehung der Schifffahrt nie irgend ein Hinder⸗ 

enigegenftehe. 

Sie verbinden ſich ebenfalls, jeder in den Grenzen feines Gebiets, alle in Fahrwaſſer 
h findenden Hinderniffe der Schifffahrt ohne allen Verzug auf ihre Koften wegräumen 
I. A. 8.52) und jedesmal, bis diefes geihehen, die im Yahrmafler oder defien Nähe 
Andlihen, der Schifffahrt gefährlichen Steine, Bäume ıc, regelmäßig mit Warnungs⸗ 
ichen verſehen zu lafien. 

(ER. Art. 28.) Sie verbinden fih ferner, feine, die Sicherheit der Schifffahrt 
führdende Strom» und Uferbauten zu geftatten. 

Für die Fälle, mo die gegenüberliegenden Ufer verſchiedenen Landesherren gehören, 
ıd die fontrahirenden Staaten übereingefommmen, ed bei der bißherigen Obſervanz zu 
fen, vorkommende Beſchwerden aber bei der Mebiflond- Kommiffon zur Sprache zu 
ingen. | 

(Add. A. 8.52.) Die unter einzeinen Uferftaaten hinſichtlich ber Vertheilung von 
eiſtungen für die Eibſchifffahrt beftehenden Verträge und Obfervanzen bleiben in Kraft. 
TINTE 


*) Siehe die Anmerkung zu 5. Bl. 


S 


486 WVWVon der Befdrberung ber Gewerbe; 
8.59. (Add. 9. 8.53.) In Uebereinſtimmung mit ben bon Wafferbaukkriinti 


gen fämmttiher Uferftaaten angeftellten Unterfuchungen bes Elbſtroms und ihrem haraf 
egrünbeten Butachten v. 15. Dec. 1842, werben bie Uferſtaaten jeber für fein Gehizl ix 
geeigneten Maaßregeln treffen, um dem Yahrmaffer der Eibe zwiſchen Hambırı ım 
zetihen eine Tiefe von wenigſtens 3 Fuß Kheinländiſch, bei einem Wafferftande, wre 


2 6 del höher ift, als der im Jahre 1842 beobachtete niebrigfte, zu berfchaffen "| 
eıhalten. 
f jan ben zur Erreihung dieſes Zwecks in jenem Gutachten empfohlenen Ring 
naͤmlich: 
1) Befeſtigung ber im Abbruche befindlichen und Erhaltung ber noch nicht im Ay 
liegenden Ufer; ' . 
2) Einfhränfung zu breiter Etromftreden und, erforderlichen Falls, unmittelbar 
räumung feichter Stellen ; 
3) Anſchließung oder Wegfchaffung von Infeln, fomeit beren Beibehaltung der Heik 
lung und Erhaltung Aned geregelten Fahrwaſſers hinderlich ift und nicht durd cur 
wichtige Rüdfichten erfordert wird; 


4) Anzucht und Erhaltung von Buſchwerk auf denjenigen Sanbfelbern und Anne 


gen, weiche ohne Nachtheil für das Fahrwaſſer beftehen können , 
wird jeder Uferftaat innerhalb feines Geblets und in den Brenzen feiner Berechtigung 
Diejenigen in Anwendung bringen, welche er den jebeömaligen örtlichen und fonfig 
Verhaͤltniſſen entfprechend findet. , 

Die Ausführung diefer Maßregeln fol ohne Auffchub begonnen und bid zur volle 
digen Erreichung des vertragsmäßigen Zweckes Fräftigft fortgefeßt werden. 

Ueber dadjenige, was in diefer Beziehung in jedem Staate geſchehen if, wol! 
Eiduferftaaten ſich am Schiuffe jeded Jahres allſeitige Mittheilung machen. 
8860. (Mdd. A. 8. 54.) Jeder Uferftaat wird neben oder auf den in feinem Are 
borhandenen Brüden bie geeignete Vorfehrung treffen laſſen, um bie Handhabr; # 


‚ Maften zu erleichtern, und dahin fräftigft Sorge tragen, daß burdy Mühlen ober aim ' 


Trieb» und Räderwerke, durch Wehre oder fonflige Kunflanlagen irgend einer Art als 
- Strome, durch Hinabrollen von Blöden aus den Steinbrüchen und 2agerung bed Ihm! 
hart am Ufer, eine Hemmung oder Erſchwerung der Schifffahrt nicht verurſacht werk 

Der Leinpfad ift In Böhmen und Sachſen auch ferner in der bißherigen Art un® 
zu unterhalten. Auf der mittleren Stromftrede bis zum enfange des Fluthgedieis Ar 
ed, foweit den örtlichen Verhältniffen nad thunlid, einen Weg vom 8 Zug iM! 
gleicher Höhe mit dem natürligen Boden zu ebenen, und von folchen Bergen 
welche den Schiffszug durch Menfchen hindern, frei zu erhalten. Innerhalb ri Bir 
gebiete8 bedarf es einer Vorlehrung für ben Schiffszug nicht, un 

Die Anlegung von Ladeplägen und fhügenden Winterhäfen folt nad) Bedüri 
fördert werden. 

8.61. (Abd. U. 8.55.) Die Staaten, deren Eibuferfireden aneinander grat 
ober fich gegenüber legen, tollen, behufd zweckmäßiger und gegenfeltig unnahtiee 
Ausführung ber Ufer- und Stromiverfe, ſich die Pläne ſolcher von ihnen beabſ hhign 
Anlagen mitteilen, und eine Verſtaͤndigung uͤher die bel deren Ausführung in Bat 
fommenben Ntechtöverhältniffe, unter Zugiehung bon Wafferbaunerftändigen, IM 
bereitwiligft befördern. - BR 

8.62. (Mdd.9. 8.36.) Die Eibe fol vom Zeit gu Zelt durch Sacperfüht 
fämmtticher Uferftaaten gemeinfchafttich befahren werden, um die Beſchaffenhen 
Stromes, die Wirkung der zu deſſen Verbeflerung getroffenen Maßregeln, und Rn 
eingeinetenen neuen Hinberniffe einer regeimäßigen Schifffahrt zu unterfuchen un 
äuftellen. 2: 

8.63. (E. 9. Art, 29.) Sollte ein Schiff oder deſſen Mannſchaft berunglidtn, 
find die Ort8-Obrigfelten verpflichtet, dafür forgen zu laffen, daß bie erforberiicte 
tungd- und Sicherungs-Anftalten fo ſchnell wie möglich getroffen werben. 














- | 
Zu diefem Ende machen fich die Uferftaaten anhelihig, die Lofatbehörden mi 


nöthigen allgemeinen Inftr: im Voraus zu verfehen, und die deshalb deſtchenden bei 
deren ®. zu erneuern. BR f 
* Selle, früher en ‚Eiranbreä irgendwo an ber Eibe ausgeübt worden fein 1 
olches für immer aufgehoben. 

8:64. (€. 0. Wirt. 30.) Es fol ſich don Zeit zu Zeit eine Renifiond-Remmilt 
vereinigen, zu weicher von jebem Uferftaate ein Bebollmächtigter delegirt, und * 
Vorfig durdy Stimmenmehrheit beitimmt wird. Der Zweck uud ber Wirtungefreil 
Reoifiond-Kommiffton find, ſich von der nollftändigen Beobachtung der _b “ 
Befimmungen zu überzeugen, einen Wereinigungöpunft zmifchen den Uferſta h * 
den, um Mbflellung bon Beſchwerden zu veranlafſen, auch Veranftaktsgen uM i 
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Ki, Min nad) neuerer Erfahrung Handel und Schifffahrt ferner erleichtern koͤnnten, 
erathen. 


Die wird jeder Bebollmächtigte bei feiner Meg. zur Bewirkung eines Beſchl. in Bor: 
ag bringen. . , s 
(App. ns 57.) Die dritte Rebiflond» Kommiffton wird ſich fünf Jahre nach dem 
hiritte der Wirkfamfeit der Additional⸗Akte verfammeln. 
Diefelbe hat vor Beendigung ihrer Berathungen Zelt und Ort ber nähften Juſam⸗ 
aunft feftzuftellen. | Su 
8.65. (E. 9. Art. 31 Mpd. 4.8.58.) Bei den durch bie Erbfhifffahrfs-Afte und 
hlonal-Üfte getroffenen Beftimmungen hat e8, ohne Rüdficht auf beftehende Spezial 
träge, Gefege, Verordnungen, Privilegien und Gebräuche, fein alleiniged Bewenden. 
8.66. (E. A. Art. 32) Die Anwendung und Ausdehnung her Beſtimmungen der 
bſchifffahrts-Alte auf Nebenflüffe, weiche dad Gebiet verichledener Stuaten trennen ober 
örrömen, fo weit nicht befondere Umſtaͤnde entgegenfteben, bfeibt den bett: Staaten 
a beſonderen Abkommen überlaflen *). 
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') Die freie und Hanſeſtadt Lübeck hat zu Gunſten ber Schiffe fämmtticher Eibufer- 
Raaten auf dad außfchließliche Recht, Waaren auf der Deivenau und Stedniß, fo 
wie auf der Trawe, von ber Einmündung der Stecknitz in dieſelbe bis zur Etat 
Rüben, oder auf bemfelben Wege von der Stadt Kühe aus bis zur Eibe, zu ver» 
ſchiffen, freitoilig verzichtet, und es iſt dieſes Erbleten mit banfbarer Anerkennung 
angenommen⸗worden. 











a Bon ber Beförberung ber Gewerbe; 
bie beftehenden Vorſchriften wegen ber Anlage und Gebrauchs bon Dampfapparaten em 


zu beachten. , 
Sie find verpflichtet, fih den von Zeit zu Zeit borzunehmenden amtlichen 
Tue ae der Dampfſchiffe zu unterwerfen, und bie etwa hierbei gerügten Mängu ie 
quftellen. ü 

8.2. (Läuten mit der Schiffsglode.) Am Bord eines jeden Dampffciffs foll fa 
melallene Schifföglode von angemeffener Größe befinden, und mit berfelben gi 
werden: 

a) vor ber Abfahrt, “ ' . 
b) bei der Annäherung an Schleufen, Zähranftalten und Anlegeplätze, 
c) x en annüberung und dem Begegnen von Schiffen und anderen Fahrzeugs 
ahrwaſſer, W 
d) bei dem Ein⸗ und Auslaufen in die Häfen, Kanaͤle und Fluͤſſe, 
e) dei nähticher Fahrt und im Nebel von Zeit zu Zeit; und mäffen die Unteririge 
. gen befto fürger fein, je weniger Dunfelheit oder Rebel die Gegenſtaͤnde ı 
Umgebung bed Schiffs erfennen-laffen, ' 
f) bei der Annäherung an Buldermagazine. 

8.3. (Mbfahrt.) Wenn ein Dampfihiff abgefahren iſt, fo darf ihm von demſela 
Abgangdorte und in derjelben Richtung ein zweites Dampfihiff erft nad Verlauf 
halben:Stunbe folgen. | . 

9 4. (Begegney.) Bon ziel fidy begegnenden Dampffchiffen, muß, toenm es die Deh 
lichkeit geftattet, jedes dem andern rechts ausweichen. Wenn ein Dampfſchiff einem Exp 
fhiff begegnet, fo muß es diefem unter derſelben Borausfekung redyts ganz ausmeida; 
Fahrzeugen, welche getreidelt werden, muß jedoch immer auf der, Dem Leinpfade entgeg® 
gefeßten Seite auägernichen werben. 

8.5. Muß ein Dampfihiff dad Fahrwaſſer innehalten, fo giebt es durch Arſſen 
einer blauen Flagge bi8 zum halben Maſt und durch Schläge auf die Glocke dad Jadd, 
worauf: dab ihın begegnende Segelichiff, jo weit es irgend angeht, ausweichen muf, de 
die Wahl des Ufers behätt. 

8. 6: Iſt die Scifffahrtärinne an irgend einer Stelle fo ſchmal, daß fie dad di 
zeitige Durchgehen: zieler, ſich begegnender Schiffe nicht geftattet,, und befindet lH 
Eme bereits-in derfelben, fo muß das Andere, bis jened fie verfaffen hat, beilegen. 

Belangen beide gleichzeitig an ſolche Stromenge, fo barf das ftromaufgehenuäf 
in dieſelbe nicht einlaufen, bevor das ſtromabgehende fie zurüdgelegt Hat. 

Iſt aber eind ver Söhiffe ein Dampffciff, fo muß das Segeiſchiff, gieihnic,A# 
aufs oder abwaͤrts geht, auf das Zeichen des Dampfichiffes (8. 5) bellegen, bis diuu 
Stromenge zurüdgelegt, und die biaue Flagge wieder eingezogen hat. 

8. 7. Diejenigen Stellen des Fahrwaſſers, auf melde vorſtehende Beftinmap 
(8.6) Antvendung finden, werden durch die Aıntöblätter der Provinz altjänrlich behz 
gemacht, und mo ed angeht, durch Tafeln oder entiprechende Marken im Faprtvaflerburt 
net werden. " 

8..8. (Vorbelfahren.) Der Führer eines Schiffes, welches eine fchnelfere Zah 8 
als dad ihm vorangehehbe, darf von dem Führer bed letztern, wenn er daſſelbe erreiht bi 
und e8 ohne Gefahr oder ohne erheblichen Zeitverluſt ausweichen kann, und feine Kohl 
nicht befchleunigen will, verlangen. daß er das fehneller fahrende Schiff vorbeilaflt. 

ft das nachtommende Schiff ein Dampffchiff, fo muß es feine Abſicht, dem Ihm m 
fahrenden Scyiffe vorbelaugehen, durch dad Länten mit ber Schiffögfode zu erfennen He 
Erreicht ein Dampfſchiff ein anderes Yahrzeug vor einer Stromenge (8. 6), fo mil N! 
letztere belegen, und dem Dampfſchiff den Borgang in die Stromenge übertaffen. Hat 
das borfahrende Schiff Die Stromenge bereit® erreicht, ‚fo muß, biß zu ſeinem Ausg 
aus derfelben, dad folgende zurüdbleiben. " 

8. 9. (Sperrung der Fahrt.) Iſt die Fahrt. unvermeidlich geiperrt, fo muß der 9 | 
rer des Dampfſchiffes die Maſchinen zeitig ftopfen, oder rückwaͤrte gehen. Ga Darth 
Fahrzeug an einer Stelle liegen bleiben, wo ed den Schiffovertehr hindert ober aid" Mr 
widrigenfalis es auf Koften des Eigenthümers auf die Seite: gebracht werden fol. I 
Hinberniß durch die Schuid des Führers verantaßt, fo verfällt derſelbe noch außerden 

afe 


8. 10. (Ankern und Anlegen.) Dampfſchiffe ſollen in ber Neger nur an bed, Yan 
bon ben Polizeibehörden angewieſenen Anfunftds oder Wbgangöftellen anlegen und 
nen oder Büter-abfeßen oder einnehmen. 1 

Sollen auf der Fahrt Perſonen oder Güter an Kahnſchiffer abgeſetzt oder 20 an 
übernommen werben, p muß der Führer ded Dampffchiffed den Dampf ablaſet » 
Mäder anhalten, und mit der Blode dad Zeichen geben. Erft nachdem Iehtered geid 
barf der Kahnfchiffer ſich nähern. 
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Ben Elbſchiff⸗ Additio⸗ 

Ju⸗ Inhaltsverzeichniß. — Baletie 
nn 23. Juni April 
-1821. | 1844. 


\ Urtifel.| 88. 
‚VII Maßregeln zur SiGerheit und Erleich⸗ 
terung der Schifffahrt. 


| 
| 
-60.' 1) Verpflichtungen, welche bie Elbuferſtaaten in biefer 
| _. Hinflht übernommen haben.................. 2. 152—54. 
l. 3 Gegenſeitige Mitthellung der Strombaupläne... — 85. 
%. | 3) @emeinfcpafttiche.Strombefahrung. -....... .. 2 3 
M 4) Rettungsanftalten bei inglüdöfällen. ..........- 29 — 
" | 5) Unzulaͤſſigkeit der Ausübung eines Strandrechts ... " 
| | VO. Schluß⸗Beſtimmungen. | 
4. 1) Reviſtono⸗Kommiſſlon....................... 30, 57. 
35. 2) Anwendung ber Elbſchifffahrtsakte und der Addi⸗ | 31, 58, 
BR. tionalatte............................... 32. Gep. Art. 


(Min. Bl. 1845. ©. 228. Nr. 241.) 


d) Bekanntmachung der K. Reg. zu Potödam v. 7, Nob, 1845, beir. die 
reite der Holzfldße auf der untern Eibe, 


Nah Art. 3 der Uebereinkunft zwiſchen den Eibuferftaaten v. 13. April 1844, (G. S. 
918) die Erlaffung ſchifffahrts⸗ und ſtrompolizeilicher Vorfchriften für die Elbe betr., ift 
ar bie Breite eines Holzflofſes auf ber Eibe auf 20 Fuß beftimmt, es iſt indeſſen fein 
ierftoat darin befchränft worden, für feine Eibfireden eine größere Breite der Holaflöße 
zuſafſen. Um hierin eine Uebereinftimmung herbeizuführen, hat zwiſchen den Uferftaaten 
Tuntern Eibe eine Einigung Rattgefunden, in Folge deren wir hiermit dad Maaß von 
erzig Fuß Breite für Holaflöße als Marimum für ben, innerhalb bes hiefigen Meg.- 
airtd deiegenen Stromthell der Elbe bezeihnen, und bie Ueberfchreitung dieſes Maxi⸗ 
mt mit einer gegen ben Yührer des Floßholzes feftzufegenden Polizeiſtrafe bon Zwei 
id Zehn Thalern für jeden Kontraventionefail oder verhältnigmäßiger Befängnißftrafe 
edrohen. Der Transport der Holzflöße bis zur Breite von vierzig Fuß wird nad) ber 
it den unteren Eibuferftaaten getroffenen Vereinbarung in beren Bebleten nicht vermehrt 
In. (Min. Yı. 1846. S. 37. Wr. 49.) 


IL, Friſches und Kurifhed Haff und fhiffbare Gewäffer der 
robinz Preußen. 

Rd K. Min. d. Inn. (Gr.v. Arnim) u, der Fin. (Flottwell) v. 19. Mai 
344 an den K. Oder⸗Präſ. der Provinz Preußen, mit bem Regulativ über den 
enpfihifffahrtd «Verkehr anf dem frifchen und kuriſchen Haff, ſowie auf den 
Mfbaren Geiwäffern ber Provinz Preußen. 5 

Der bon ac. mittelſt Ber. v. 12. Febr. e. eingereichte Entwurf zum Regul. über ben 
trieb der Dampffchifffahrt auf ben Gewäſſern Preußens ift Hier einer nähern Prüfung ° 
dlmarbeitung unterworfen worden. Hiernächſt hat das Regul. bie Alierh. Benehmi- 
ng erhalten. Ei. ıc. empfangen anliegend beglaubte Abfchrift: . 

1) des Kegul. v. 18. April c. (Anl. a.) 

2) der Allerh Ordre b. 6. Mai e. (Aul. b.) 

t der Aufforderung, die ihnen untergeorbneten Meg. zur Ausführung ber Vorfchriften des 
tern anzuweiſen, und dafür Sorge zu tragen, daß beide Stüde baldigft durch bie Amts⸗ 
tier derſelben zur öffentl. Kenntniß gebracht werden. 


Anl. a. 
gulativ, enthaltend bie durch den Betrieb der Dampfichifffahrt auf dem frifhen und 
den daff auf den ſchiffbaren Gewäſſern der Provinz Preußen für den Schiffs⸗ 
verkehr erforderlich gewordenen Polizei⸗Vorſchriften v. 18. April 1844. 
„81. (Ronftruftion, Ausräfung und Erhaltung.) Eigner und Führer von Dampf: 
fen haben auf den Bau, die Yusrüflung und Erhaltung derſelben und ihre Zubehörun- 
1, Inöbefondere der Maſchine und Kefiel, ganz vorzügliche Sorgfalt zu verwenden, und 


FG 


° lichen Ausladefcheind, gegen Niederlegung eined Pfandes von 74 Egr. ertheilt. 


rw von ber Befdrderung der @eiverbe; 


lich gewordenen Boltzei-Vorfchriften, und-ermächtige Sie, dafleibe mit Meiner gegeudii 
gen Ordre durch die Amtsblätter der Provinz Preußen zur Öffentt. Kenntniß zu beingn, 
Potsdam, den 6. Mai 1844. | 

: Friedrich Wilhelm. 


An 
bie Etaatöminifter v. Bodelſchwingh und Grafen v. Arnim. 
(Min. Bl. 1844, ©. 153, Ar. 166.) | 


IV. Spree. J 
Publik. ded K. Pollzei⸗Präſ. zu Berlin v. 26. Dec. 1823, betr, Ein 


Polizti auf der Spree, 

Den Schifffahrttreibenden Publikum werben nachftehende Vorfchriften in Abfäng 
hlefigen Strom- Polizei auf der Spree und ihren verfchiedenen Armen, zur gerade 
Achtung hierdurch wiederholentlich befaunt gemacht. | 

1) Für jedes befrachtete Schiffägefüß, weiches Innerhalb der Stadt auögelaben wo; 

den foll, und nicht nad) den Packhöfen oder für K. Rechnung nad) einem Holzmarfk,w' 
Eifenmagazin, ber Eifengießerei 2c. beſtimmt ift, wird beim Einpaffiren am Baume, ade 
dem Baumzeitel, mit welchem der Schiffer fi) bei der Badhofd-Buchhalterel — 
eine von dem Polizei⸗Praͤſ. außgeftellte Karte mit der Anweiſung zur Loͤſung des po 





2) Der Schiffer meldet fih, unter Vorzeigung diefer Karte, bei dem BollzelsRoumb 
farius, in deſſen Revier der Platz gelegen ift, an dem er anlegen und amöladen zu bins 
wünfcht. Der Polizei⸗Kommiſſarius prüft die Zuläſſigkeit feines Geſuchs mit Rüdldt a 
die, ihm zugelommenen befonderen Berhaftungs-Vorfchriften, und weiſet ihn diefem auf 
entweder an, eine andere Stelle zu fuchen, oder ertheilt ihm den förmlichen Austoheiäck 


für welchen 3 Sgr. 9 Pf. entrichtet werden. In fofern einzelne Behörden oder KAs 


perfonen noch befondere Nechte auf beftimmte Aubladeſtellen haben, muß and) bern $ 
ſtimmung von den Schiffern befchafft werben. Die Verbindlichkeit zur Löfung de MP 
zeilichen Ausladeſcheins bielbt jedoch deöhatb völlig unverändert. 

) Diefer Audladejchein giebt dem Schiffer in der Rtegel das Mecht, auf der huap 
twlefehen Stelle acht Tage lang zu legen. Muß er längere Zeit verwellen, fo Kar 
pflichtet, einen neuen Eriaubnibfchein bei dem nämlichen Revier-Kommiffarius nahıake 
Dergi. erneuerte Austadefcheine follen aber nur unter befonderen Umitänden, jernd 

„ nicht länger, als abermalige acht Tage, und nie anders, als gegen mieberhoite En 
ber Gebühren von 3 Sgr. 9 Pf. ertheilt werden. Diele Bedingungen bieiben un?* 
wenn mehrmalige Erneuerungen für zulälfig erachtet werden. 

‚ 4) Ieder Schiffer iſt dafür verantrortlic, daß durch die Anlegung fein KH 
die Ufer und Schälungen, aud) bie auf ſelbigen befindlichen eifernen und hölgernu bee 
der nicht befchäbigt werden. Zur Verhütung von dergl. Beichädigungen dürfen dir Eh | 
nur an einen beöhalb eingeſchlagenen Pfahl, oder auf eine andere unſchädliche Art bei 
nicht aber an die borgebachten Beläuder angebunden werden. Auch ift der Sci!“ 
bunden, das Ufer, foweit die Nothwendigkeit dazu durch die Austadung herbeigefihl” 
wieber zu reinigen. Den im Gefaͤße feibft zurüdbleibenden Schutt und Abfal darf 1A 
ins Waffer werfen, fondern muß folchen im Befäße behatten, wieder zur Stadt hinasiat | 
men, und auch bort anderweit, als in ben Strom, ſich deffelben entledigen. Leber diek% 
iung ber hier ertähnten Verpflichtungen muß er fi) ein Atteſt des Polizei» Kommiinh 
befchaffen, ohne welches er auf ver Hüdfahrt nicht durch ben Baum gelaflen nid 

5) Beim Auspaffiren giebt der Schiffer Die Anweiſung zum Austadungs-Eriaahtt 
ſchein, biefen Schein ſelbſt und das zu 4 ermähnte Atteſt In der Thor⸗Expedilion od, Ih 
erhält dagegen das bei der Ankunft nievergelegte Pfand von 75 Sgr. zurüd. , 

6) Schiffer, die ausgeladen haben, find verpflichtet, auf ünweiſung abzufteha, 
anfoınmenden befrad;teten Gefäßen Pia zu machen, und überhaust die Stelen zu 1 | 
men, wenn ihre Liegezeit auch noch nicht abgelaufen fein follte. m 

T) Auch die Antegung leerer Schiffögefäße Innerhalb ber Stabt, darf tünftig 2 
jebeömalige ausprüdtiche polizeiliche Eriaubniß, welche bei dem betr, Revier Komm! 
nachzuſuchen ift, nicht Statt finden. Auf längere Zeit, und insbeſondere zur Ucde 
rung, müffen die Schiffögefäße in der Regel außerhalb der Stadt angelegt werden 

8) Jeder Schiffer iſt verpflichtet, den ſchon beftehenden gefelihen Beſtiumue 
wohin namentlich auch bie fpeciellen Vorſchriften v. 18. April 1813, dad Aufzicht! 
Brüden betr., und d. 20. Rob. 1810, wegen ded Feueranmachens auf den Saiten” 
gehören, fo wie ben etwa an ihn crgehenden befonderen Anweiſungen ber Polkei-DRPE 
ten, mit Einfhluß der Strommeifter, überall auf das pünktlichſte und unmeiger 4J— 
zu leiſten. Sie werden von dieſen dagegen auch wider alle etwanige Beeinträtiguk“ 
in ihren Gerechtſamen und Bejugriffen, fo weit fie ih zur polizeilichen Kogalton I" 


.- 
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en, Schub und Hüffe jederzeit finden. Beſchwerden von Wichtigkelt, und’ In fofern fle 
n va Verfahren einzelner Offizlanten gerichtet find, werden bei dem BVoligei»Präf. 
ehracht. on 
9) Jeder Schiffer, welcher biefen Vorfariften in irgend einer Art zuwider han⸗ 
derfaͤllt in eine unerlaͤßliche Beldbuße von 4 Thir , oder berhältnißmäßige Gefaͤng⸗ 
rofe. Beihädigung ber Brüden, Ufer und Schälungen zieht überdied noch die Vers 
btung zum. Schadenerſatze; Widerſetzlichkeit gegen bie Dffigianten und deren Anweiſun⸗ 
augenbiidlihe Verhaftung und Die in den Bejegen barouf feſtgeſtellte Strafe, unauße 
ich nach ih. (A. VII. 890 — 4, 102.) . 


V. Kanal⸗Schifffahrt befr. 


A. Inder Provinz Preußen. (Der große und Heine Frledrichs⸗ 
iben.) re 


Etrom-D. d. 14. April 1806 für den großen und einen Frledrichograben 
dipreußen. 

Da die Allerh. Landesväterliche Abſicht Sr. K. Maj. die Schifffahrt auf den beiden 
eirihögraben mit Ordn. frei und ungehindert betrieben zu fehen, durd) die ®. de Dato 
rin, den 15. März 1753 nicht vouNändig erreicht worden ift, fo haben fich.Allerhöchfte 
eiben beraniaßt gefunden, gegenwärtige neue und gefchärfte Strom-D, zu eriaffen. 


Bon der Auffiht über die beiden Friedrichsgraben. 

8.1. Wie die übrigen ſchiffbaren Etröme und Kanäle, fichen auch bie beiden Frie⸗ 
högraben unter der befondern Aufficht beö Dſtpreuß. Ober-Deich⸗Inſpektors, deffen 
rauf Örzug habenden Anordnungen unweigerlich Yolke geleiftet werden muß. Hier⸗ 
Et it auch noch ein eigner Strommächter für den großen Friedrichsgraben angefeßt, der 
undig auf die genaue Beobachtung der In gegenwärtiger Strom-D. erthrilten Vor⸗ 
iften, fo wie auch die ſorgfältige Hegung des Treidel-Dammes und ded darauf wach⸗ 
ven Straucheh, auch überhaupt auf bie Befolgung der in der allg. Strom", Damms und 
td. enthaltenen Beftimmungen zu fehen hat. 

Eu fon fi Niemand bei Fünf Thaler Strafe, und nad) Befinden der Umſtände, bei 
tier gefäängnißſtrafe unterfiehen, ſich Ihm au miderfeßen; er fol daher auch aur Auszeich⸗ 
ng, beftändig ein meffingenes mit dem Preuß. Adier gefchlagenes Schild und ein mit- 
W. geftempeltes Beil führen. I. 

Vom Audmweihen großer Gefäße unter einander. . 

8. 2, Me einheimifche oder fremde Wittinnen, Strufen und Reifefähne, die durch den 
ofen Fretrihögraben nad) Labiau gehen, müffen ſich beftändig auf der Seite des Trei» 
Ibammeß hatten, die ihnen entgegenfommenben aber nad) der gegenüber liegenden Seite 
ana und die Treidel⸗Leine fallen laſſen, fo, daß jene ungehindert darüber wegſahren 

D. . 


Chen fo follen auf dem Meinen riebrichögraben ober der Gretuſchta die ftromanfger 
den Kähne ıc. am Damm fahren, und die abwärtögchenden nad) der entgegengefegten 
ite ausweichen, und die Leine fenten. Wer biefe Vorſchriften nicht beobachtet, muß bei 
Nchender Hinderung Im Fahren Einen Thaler zur Stromkaſſe, wenn zum Schulzen oder 
‚Amt geihit werden müßte, bem Boten für jede Meite Achtzehu Groſchen und dem 
thaltenen Befäß für jede Stunde 30 Gr. Wartegeld bezahlen, wobel es jedem Schiffer 
ehet, fih wegen befondern Schadenerfäßes und größerer Veriäumnißfoften, an das 
malnenomt zu Labiau öder Seckenburg zu wenden, nad) deffen Erfenntniß diefe Koften 
non dem Schuldigen ſogleich beigetrieben werden follen. 

Bonruausblegen großer und tleiner Gefäße. 

8.3. Rleine Fahrzeuge, tie die Kehl⸗ Kartoffel, Butter- und andere Handrähne find 
nden, jeder Wiktinne, Strufe und jedein Neifefahn auszuweichen und zwar nad) dem, 
ı Treidel- Damm gegenüber ftehenden Ufer. Können fie zwifchen dem Damme und bem 
een Befäß, unter der Leine durchkommen, fo wird dies zwar erfaubt, bei etwaniger 
haͤdigung der fleinen Gefäße findet in diefem Yall aber keine Klage auf Erſatz ſtatt; 
a ücnen bie großen Gefaͤße aufgehalten oder beſchädigt, fo treten die Beſtimmun⸗ 

‚2 ein. 


Bom Nusbiegen feiner Befäße unter einander. 

8. 4. Kleine Befäße unter ſich beobachten beim Auöbiegen dieſelbe Ordn. als bie gro« 
Indem die nad) Labiau fahrenden die Seite des Treidei Dammes halten, und bie bom 
Iau tommenden ihnen aber nicht nur nad) der entgegengelegten Seite weichen, fondern 
beim Treibeln die Reine fenfen müffen. UWebertreter biefer Vorſchrift haften für allen 
Ic) berurfachten "Schaden, und vermwirfen, wenn Unordnung und Aufenthalt durch ſie 
anden ift, die im 8. 2 beftimmten Strafen. 9 
UV SHE, 28 . 


e 


an / Bon der Befoͤrderung ber Gewerbe; 





ot Bin Ausblegen der ATöpe. 
8.5. Golzſtoͤße ober Triften vürfen zwar ebenfallb die Handtfahrt am Treibeis 
halten, wenn fie aber baburd) große beladene @efüße hindern, fo müſſen fie beleitm‘t 
Strafe inverzägtid) vom Treidel-Darım abſtoßen und bie Seine fenfen; fie werde 
Haupt in Hinſicht uf das Ansbiegen den Meinen Gefaͤßen ganz gleich geachtet. 

" Vom Ausbiegen des Baggers. 

. 8.6. adden Bagger arbetrifft, der den ganzen Sommer Kindurd im 

Friedrichsgraben arbeitet, und Der des zu großen Feitberkuftes wegen nicht jeden 
ſogleich aus dem Wege rücken kann, fo müſſen die Keiſenden ſich dabei wo moͤglich h 
richten, daß ſie entweder frühe vor Anfang der Arbeit, d. i. dor 5 Uhr — 
Ruheſtunden, d. i. von 8 bis halb 9 Uhr Vormittags, von 12 bis 1 Uhr Mittags 
& 516 Hatb!5 Yhr Rachminags, uber nad) beendigter Arbeit, männlich nach 7 Uhr 
vorbeigehen. Wer außer Liefer Zeiten beim Bagger eintrifft, muß zwar anhalten 
ift der Baggermeiſter verbunten, ihn, nad) Verlauf einer Stunde, vorbei # 
Haben fich aber fon drei oder mehrere Gefäße berfammelt, fo muß ber Boggern 
Fahrt auf der Stelle räumen, die Vorbeigehenden find aber moͤglichſt zu eilen v 
* fe werden aber währerib der Mrheitözeit des Baggers nie vorbei geiaffet: 
er.diefen Mnordnungen zuwider handett, and ciwa ben Bagger feibft ir 








muß, nicht nur allen berurfahten Schaden voliſtaͤndig erfeien , ſondern ud für 
Ürbeitötag, bis zur völligen Wiederherfteltung des Baggers, Yünf Theater Eink 
Stromtalt bezahlen. . 

Sollte ih gar Jemand unterftehen, auf grobe ungeffüme Art das’ Megride 
Baggerð 'ju fordern, und den Anggermeifter zu beleidigen, fo foll er außer obige Sm 
no) befohderd zur Verantwortung gezogen werden. „' 

Vom Borbeigehen ver Befäße. 

%.7. In der Regel ſoll kein Gefaͤß dem andern, welches borfährt, vorbefahts Bi 
durch eia ſolches VWörbäfahren Schaden verurfadyt, fo muß derſelbe und dr vord 9 
beroirtte Aufenthalt, wie bei 8. 2 vergütet werben. ' 

Vom Anhalten an breiten Stellen, zur Vermeidung ber Stopfutt 
: 8.8. Zur Vermeidung aller Stopfungen an den Etellen, mo ber große Yrkkiey" 
ben ſehr engeitt, foften’bie bon Königößerg oder Labiau fommenden Gefäße an und 
breiten green Tange Anpalten, BIS bie dorthin fahrenden vorüber find. Mer 
gel an Korſicht an ſothen ſchmmalen Steffen mit andern Befäßen zufammentuifft wi 
nungen berurfacht, wird mie im 8. 2 beftraft., i 

Vom Deffnen ber Shwimmbrüde. m 

8.9. Jedes den großen Friedrichsgraben befahrende Wefäß, dad durch die SP 
brüdte bei Brabenhoff geheil will, muß vor berfeiben bei aabenhoff ober dem ur 
anhalten oder Jemänden borarjhiden, damit hie Brüde vom Brüdentoärk —F 
weide, wofür zwar nicht bezahlt wird. wobei ihm aber von jedem Gefäße «in Dam 
Sülfe ‚gelellt. werben muß. Bon 8 AR Abends bis 6 Uhr Worgens it bie Brut“ 

gel geithioffen, und wird nurben in Dienftgeidäften reifenden Dfiglanten und jr 
Yenden, fo wie zurüdtchrenden Boftfühnen umſouſt geöffnet. Privatieute müfen Ron 





t, mah Künf Thaler und jedem aufgeheitemen Gefaͤße für jede Stunde 80 Or 
kn , Pl — für. Die Berkmnif —— fr ke aber and) ver 
da 


J ‚VBomWBemannen der Flöße. 
8. 11. Desgltichen müffen auf Jeder Trift,gaer den: Lenten zum Trelbeit: en 
Mann fein, die ſie vorn und hinten 6 Fuß von ben Ufern abhalten. ya 

Für jede Trift, vie nicht in dieſer Art befegt it, und daher an ber Emfaflitd 
bons ftirteift, muß Küaf Thaler Strafe bezahlt umd bie Trift aicht eher wiedet ſothh 
werden, alb bis ſie mit hinreichender Maunſchaft beſetzt HM. 

vVem Anlegen und Stillhalten ber Gefäße und Flöße ur 
„8:12. Deo Mtegetruhe Strttparten ber Gefäße aa Ren hm ie 
Velden Dam gehenuͤber Negehbbir'Schte yeichehen ; wer aam Treibei-Damntn Cut nz 
wenn er Niemanden dadurch Hinderlich wird, 30 Bgr., wenn er aber dhbere'Wefiit 


, 


Gewerbe der Schifffahrt; Fluß⸗Scchifffahrt. «486 
n 8. 2 beftimmte Strafe bezahlen, und ir jebem Fall bie Fahrt am Treibel-Damm 


nf Thaler Strafe augenbiidlich räumen. Seibft led gewordene undigefimfene Gefäße, 


hlerbon nicht frei, in fo fern nicht ſogleich zureichende Anſtalten gur Ichnellmiöglichften 
nung der Fahrt getroffen find. Diejenigen tteinen Gefäße aber, Die Ihre Ladung von 
Jernohnern des Treidei⸗Dammes einnehmen und daher an denſelben llegen müffen, 
dies Geſchäͤft ſo geſchwinde als möglich zu beendigen ſuchen, und durchaus bei Ver⸗ 
ing der hier beftimmten Strafen ben Maſt herausnehmen oder niederlegen. Dieſelben 
fen muß aber auch derjenige bezahlen, der ich unterftehet Stangen oder Seßhaamen 
um Treidvel- Damm aufzuftelien, bie auch der Fahrt ihinderlich find. ’ 

Yortiegung ded vorigen. 

8. 13. Wer dicht an den Brücken oder uͤberhaupt an ſolchen Steken ſtille hält, wo er 
kahrt hinderlich iſt, wird nach den Beſtimmungen des vorigen 8. beſtraft. 

Yu im Schleuſenkanal innerhalb der Stadt Labiau, fo weit bie Bollwerke auf bei- 
Eeiten gehen, darf daher keine Wittinne oder Trfft, ohne ausdruͤckliche Erlaubniß des 
t» und Zollamts, aniegen, und tin» ader oußlaben. Das Licentamt foll aber die Er- 
niß nur, wenn dad Anlegen nothwendig if, ertyeilen, und bann fogleich dafür ſorgen, 
andere große Gefäße unterbeffen durch bie fogannte neue Fahrt gehen können. Reiſe⸗ 
en und kleinen Befüßen bleibt dad Anlegen im Schteufenfanal zwar erlaubt, fie müflen 
allen andern Befäßen, In fo fern fie dadurch aufgehalten werden würden, hei Vermel⸗ 
derfeiben Strafe, fogleid) Play machen. 

BomAufbaiten aufpem kleinen Friedrichſsgraben. IJ 
8.14. Da, wo bad dem Treideldanim des Heinen Friedrichgrabens gegenüber liegende Ufer 
18 durch bie Behöfte des Dorfs Ktein-Friebrihögraben, theils Durch viele hohe Bäume, 
um Schutz der Bebäude gegen ben Eiögang bienen, jo unterbrochen ift, daß bie Fiöße 
nicht gut ternen (fi) aufhalten) fönnen, wird es zwar geftattet, ſich der am Treidel» 
nm Rehenden Wfähnte zum Aufhalten ver Flöße zu bedienen. Die hierzu gebrauchten 

e möflen dann. aber bei Bermeidung der Strafe $. 12 durchaus fo lang fein, daß die 
tnom Damm genug entfernt bieiben, um den treideinden Gefäßen durchaus fein Hirte 
iß In den Meg zu Segen. 

Der Hegel nad) ift Indeffen auch hier das dem.Treidel-Damm gegenüber liegende Ufer 
ı Xernen und Aulegen beftimmt, welches daher ben Fiöflern und Schiffern bei Ein bi 
if Thaler Strafe durchaus nicht verlagt oder / erſchwert werden darf. Auch werden die 
nmädhtigen Betvallungen und Kopfweidenpflanzungen anf diefem Ufer, bie ſchon den 
immungen der allgemeinen Stroms, Damm - und Ufer⸗O. zuwider laufen, hierdurch 


dad ſchaͤrfſte verboten. | 
»Vom Ternen und Stopfen. . 
8. 15. Das Ternen (Aufhalten) der Gefäße muß nie mit Iofen, fonbern beftändig mit 


: eingefhlagenen Spigpfühlen geſchehen, und dad Tau auf dem Gefäße oder der Trift 


ft geopft werben. Wer dies nicht beobachtet, muß Einen Thaler Strafe erlegen. 
Ä Vom Ueberwintern des Holzes. | 
8. 16, Niemand barf eigenmächtig Hola Im Friedrichsgraben überwintern laſſen. 
t wenn fpät heremiterfommenbe Triften ohne Gefahr nicht mehr weiter tran$portirt wer⸗ 


- 


en, dürfen fle im Friedrichograben liegen bleiben, und zwar nur an bier Stellen, ° 
} 


Nr. 38 bio Nr. 44. u 
. 51 » s 60. J 
s 64 * ⸗ 68. F 
. 74 = 286. 


ı den auf dem Treibel-Damm eingeſchlagenen Nummer-Piählen. Da& Anlegen und 
tigen dieſeb Holzed, foll bios im Beiſein des Stromwächters gefchehen, und für jedes 
se Rundhoiz Ein Thater zur Stromtafle bezahlt werden. Das Holz ſelbſt muß einem 
m Wächter, mit Vorwiſſen des Domeinenamtd Zablau, übergeben werden, ber bei 
rmen oder heftig anfchmellendem Waſſer die nöthigen Sicherheitömanßregeln zu ergretz 
hat, Wer ſich ber angezeigten vier Aufbewahrungäftellen, oder aud) der dom Domalr 
inte abhängenden Wächter nicht bebient, muß Fünf Thaler Strafe erlegen, und. dad 
; auf feine Koften dorthin bringen lafien, eben fo verfältt aud) derjenige in YünfThaler 
ife, der Triften ohne Erlaubniß bes Domainenamtes zur Verwahrung übernimmt. " 
Klobenholz, wie feft ed aud) Immer verbunden fein mag, darf bei Fünf Thaler Strafe 
jebed Mchtel, nicht im großen Friedrichsgraben überwintern, ed jei denn, doß ed auf 
holz läge, in welchem Fall bie vorigen Beſtimmuugen eintreten, und außerdem für 
Achtel 9 Gar. zur Stromlaffe bezahlt werben müflen. 
Bom Feneranmahen auf Gefäßen und Triften. 
8. 17. Muf offenen Gefäßen und Triften darf nur in einer Entfernung von wenigfteng 
rikt bon ben am Uſer ſtehenden Gebãäuden und:auf Reifefähne Fr Gefäßen, BR 


, 


486 . Bon ber Befbrberung ber Gewerbe; 


ordenttich verdeckte Küchen haben, in wenigſtens 50 Schritt Entfernung bon den! 
‚ben, Yeuer angemacht werben. Wer dawider handelt, muß, wenn gar fein Schaden 
aus entftanden ift, 5 bis 20 Thater Strafe enthalten ; bei entſtehendem Schaden aber 
‚Kriminatunterfugung gezogen, und zum vofftändigen Schadenerfat angehalten we 
Vorzüglich) darf auf offenen Gefäßen, wenn fle durch die Stadt Lablau fahren, fa 
‚brennen. Der Brüdenmärter auf der Zugbrüde foQ daher bon dem Licentumt % 
‚angehalten werden, hierauf zu ſehen; wer aber auf bie Warnung deſſelben dad eu 
augenblicklich austöfcht, muß 10 bis 50 Thaler Strafe bezahten. 
Bon ber Breite ber Gefäße 

8.18. Die Deffnungen ber Labiaufchen Zugbrüden betragen an ber große 
‚auf dem. Damm über die neue Fahrt 25 Mheintändifche Werkfuß, und an ber } 
in der Stabt 24 Fuß; die Gefäße müſſen daher, mit Rüdficht auf diefe Deffnunge 
„breiter ausgeladen werden, ald, daß auf. jeder Seite noch ein halber Fuß Spieiram‘ 
Wer durch breitere Befäße eine Hemmung ber Fahrt verurfacht, muß 2 Thu 
bezahten, und zum bollftänbigen Erſatz alles entfiandenen Schadens, und alle, ı 
Befäßen verurfachten Berfäumniß, angehalten werben. 


und Floͤße. 
8.19. Auch alle Holz» Triften dürfen nur in einer Breite von 20 Fuß den 
Friedrichsgraben befahren, fie müflen daher fchon auf der Remonien getrennt und 
bunden werden. Wer mit breitern Floͤßen die Warnungdtafel bei der Wiep oder 
Anfange des Friedrichsgrabens vorbeifährt, verfällt in 2 Thlr. wenn er aber vom & 
waͤrter ſchon vor der Wiep deöhalb gewarnt ift, in 8 Thir. Strafe, fol feine Triften hg 
umbinden, widrigenfall8 ed auf feine Koften gefchehen wird, und muß alle, andern 
verurfachte Berfäumniß, nad) 8. 2, bezahlen. . 
Von der Tiefe ber Gefäße. | 
8. 20. Bei der Barnungd- Tafel am Wiepfchen Kruge und bei der Ob 
Infpektor: Wohnung im Schloſſe zu Labiau, find zwar deutuch Waſſer⸗ Marguenn 
bradt, die die Tiefe des Fahrwaſſers im großen Friedrichsgraben anzeigen folen; & 
_ Änderlihen Waflerftanded wegen darf indeflen feine Wittinne oder Strufe kei 
Spann oder 3 Fuß, und fein Neijefahn tiefer als 5 Spann ober 3 Fuß IE 
fein. Wer tiefer geladen hat und deshalb auf den Grund ftehen bleibt, muß, aufed 
Strafe, auch noch alle andern Gefäßen verurſachte Verfäumniß bezahlen, un 8 
auf ber Stelle lichten, widrigenfali® es ſogleich auf feine Koften gefchehen um 
ein Gefäß aber nur bis zu der beftimmten Tiefe beladen fein, und ganz ohne 
bed Schiffers ftehen bleiben, ober finten, fo füllt die oben beftimmte Strafe und 
tung ber Verfäumnißloften zwar meg, das Gefäß muß aber, wie im vorigen Feat 
Stelle gelichtet und aus der Fahrt geichafft werben. j 
Vom zu fhnellen Fahren. si 
8.21. Schnell fegeinde Gefäße und folche, die von Pferden ſchneller ald in 
getreibeit werben, follen, bei Ein Thaler Strafe, die Mitte bes Grabens halken, une 
zůglich dem Treidel-Damm nicht zu nahe fommen. Wer mit dem Gefaͤße anf iM 
dei-Damm zuftößt, muß 5 Thaler Strafe erlegen, und allen Schaden auf der Stel MP 


7 Bom Erheben der Strafe. u 
8. 22. Der Stromwädter kann die in gegentwärtiger Strom⸗O. und ber älkt rei 
Strom-, Damm⸗ und Ufer-O. feftgefeßten Strafen bon ben Uebertretern fofort tl 
jedoch nicht feibft erheben, fondern bie Strafgelver müflen an ven nächſten Schulfl 
werben, der fle monatlic) ins Amt abzutiefern hat. Die Schulzen ber an dem fi in 
graben gelegenen Dörfer müffen dein Sttomknecht daher allen möglichen Beifand en 
und bie Hebertreter zur Ertegung der Strafe anhalten; fle befommen dafür x ne 
geider, fo wie der Strommwärter oder jeder andere Angeber gleichfalls z erhält, ! 
nur die andere Hälfte zur Stromfafle fließt; jebdoch mit Ausnahme der Im 8.61 jr 
Strafe, als welche ohne Abzug der Stromfaffe verbleibt. Welgert ſich Iemand, den a 
fenen Anordnungen Folge zu teiften, ober bie erforderten Strafen zu erfegen, fo M din 
auf-felne Koften ein reitender Bote an die Afcife» und Zoll-Memter zu Labiau und ° ri 
burg gefchieft werden, und diefe finb’verpflichtet, auf fchrifttiched Anſuchen des Ehrom 
ters, fo wie des Ober⸗Deich⸗Inſpektors, oder einer andern Behörde, dem toiberid 
Schiffer oder Fiöffer dad Deffnen der Shwimmbäume und Brüden , bib zu u” 
Sache, zu verfagen. . ' mo 
Wer die Anordnungen des Schulzen oder des Stromknechtes unbillig finde, m 
babei nicht berunigen zu fönnen glaubt, muß ſich fogleich an die Domainen-Brat 
deren Abweſenheit an die Juſtiz⸗Aemter, und wenn auch biefe nicht zur Stellt m PR 
ſtädtiſchen Michter oder die Mftuarien zu Labiau und Sedenburg enden, Die De 
älle fogieich zu unterſuchen, und:barüber zu entſcheiden verbunden find. f 
krafe muß aldbann unweigerch eriegt werden, dem Beftraftes ftcht es aber If) 
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Gewerbe ber Sqhifffahrt; Fuuß⸗Schifffahrt. or 


n 4 Wochen beider Ofipreuf. Ariegeb« und Domalhen- Kammer zu Konigkberg 
werde zu führen. i . 


Schluß. .. 
3.23, Schlüßlich befehlen Se. 8. Maj., here Strom-D, in deuticher, polniſcher und, 


uiſcher Sprache druden und uligemein befannt machen au laffen. Ste fol daher in 
erichtohoͤfen, Licent⸗ und Zoll⸗Aemtern, ſo wie in allen Krügen, Schanfhäufern, in 
Rühe der Oftpreußifhen und Litthauifchen fchiffbaren Etröme angefchlagen werben, 
follen beſonders bie Licent- und Zoll-Memter zu Schmaleninten, Sedenburg, Labiau, 
— die Reiſenden darauf aufmertfam machen. 

tfundlich ꝛc. 

(N. C. C. Tom. XII. ©. I Nr. 1, Rabe's Samml. Bd. 13. ©. 670.) 

B. In den Provinzen Brandenburg und Pommern. 

I) Der Ruppiner Kanal. 

Kegl. d. 31. Dt. 1791, wornach diejenigen Schiffer, welche den Ruppiner 
ol befahren, ſich zu achten haben. 
Um das handelnde Publikum dauerhaft die Vortheife genießen zu laffen, welche Se. 
Ra. bei der mit vielen Koften erreichten Anlage des fhiffbaren Ruppinfhen Kanals 
Igiigen, und um ben Mißbräuchen zuvorzukommen, beren ſich, nad) ber Erfahrung, 
Hiffer und Schiffötnedhte fo leicht zu ſchulden fommen laffen, die aber für die Schiffe 
jelbt und Die Dauer der Kanäle von den nachtheiligſten Folgen find, haben Se. 8. 
‚für nöthig erachtet, durch Witerhöchft Dero Ehurmärfiiche Kriegd- und Domainen- 
ner die Beitimmungen allgemein befannt zu machen, wonach die den Ruppinfchen 
u paffrenden Ehiffer und Schiffsknechte ſich auf das genauefte zu achten haben. . 
8.1. Jeder Schiffer muß ſich nicht nur gegen die Scleufenmeifter und Kanalwäch⸗ 
ondern gegen jeden, der fonft bei dem Kanal angeftelit ift, unauftändigen Betragend 
—* ihfelt, bei Gefängniß⸗, oder nach Befinden der Umſtände noch härterer 
t enthalten. 
82 Der Schiffer, wenn er fih zum Durchſchleuſen ‚meldet, und ben Nagel zum 
Ölagen der Schüge abholet, iſt ſchüldig, feine Abfertigung von dem Orte feiner Abfahrt, 
kinen Frachtbrief Dem Schteufenmeifter abzugeben, bamit diefer, wenn der Schiffer 
sergehet, folhen bei der Behörde anzeigen fann. Der Schiffer, welcher den Nagel ind 
fer füllen täßt, muß entweder einen neuen machen laflen, oder ben alten aus bem 
ier herbeifhaffen, auch für feine Nachläßigkeit einen Thaler Etrafe bezahlen, bis dahin 
it derſelde die Frachtbriefe nicht wieder zurüd. 
‚8.3. Wenn der Echiffer zum Auf oder Niederfchleufen die Erlaubniß erhalten hat, 
erbeil Rthr. Strafe beim Herimtergehen anfänglih nur einen Schuß, und zwar 
E mehr wie el loch hoch aufziehen, und muß alddann fo lange warten, bis dad Waſ⸗ 
m einen Fuß in der Schienfe gefallen iſt, dagenen darf er beim Heraufziehen nicht 
den erften Schuß auch dicht Höher wie zwei Loch hoch aufziehen, und alsbann muß 
Ibe fo lange mit dem Qufzicehen des zweiten Schutzes warten, bis das Waſſer in der 
euje um I4 Fuß angewachſen iſt, woͤrnächſt beide Schügen nun erft fo hod) gezogen 
en fünnen, ald e& nöthig it. Ehe der Echiffer einen Schuß zum Durchſchleuſen auf⸗ 
#, muß er zubor forgfültig dahin fehen, daß dad Schiff an die dazu eingenrabenen. 
le in der Schleuſenkammer dergeftait angebunden wird, daß es beim Einſturz des 
er nicht gegen die Thore ſchleßen kann. Allen durch die Unterlaflung entftandenen 
den ift der Schiffer zu erlegen fchutbig, auch überdem in 10 Athir. Etrafe verfallen; 
a ihn feine Eniſchuldigung, 3. B. daß der Schade durch ein altes Tau entftanden 
efteiet, weil ein Schiffer den daraus entipringenden Schaden fennt und wiſſen muß, 
ad Schiffthauwerk beichaffen ift. 

3.4. Sobald der Schiffer durch die Schfeufe fährt, muß er durchaus nicht mit einem 
aten oder Ruder, weiches mit einem Eifen verfehen , weder an den Seitenwänden in 
ktine, noch weniger auf dem Boden in die Bohlen einftoßen, um ſich fortzuhelfen, 
in da das Schiff In dem ftilftehenden Waffer leicht fortgebradyt werden fann, fi) 
nm Ruder oder Etcken, welcher nicht mit Eifen verfehen fein darf, forthelfen. Jeder 
et, welcher dawider handelt, wird in 2 Mthlr. Strafe genommen; follte er ja fo bos⸗ 
in, und mit der Spitze eined Bodhafens in die Fugen der Steine einftoßen und da- 
ben Ziment heraus prefien, fo fol er mit 5 Mihlr. Strafe belegt werden, und nicht 
en Frachtbrief zurücerhalten, bis er bie Strafe eriegt hat. Hat der Schiffer völlig 
jeihleufet, fo ift er ſchuidig. die Schütze der Schleufenthüre wieder herunterzulaffen, 
abei die Vorficht zu beobachten, nicht beide Nänel herausziehenAund die Schuͤtze 
nemmal herunterfalien zu laffen, widrigenfalls er in 5 Mthir. Etrafe berfält. 

1.5. Stehet ben Schiffern, jedoch nur unter Aufſicht ded Brüdentärters, frei, ſich 
rüde im Kanal felbft aufzuziehen; gehet er aber damit unborfihtig-um und hebt bie 
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a) Batent v. 3. Ag. 1740 wegen Abfleflung ber zum Nachthell und 
ben des neuen Brabend eingeriffenen Unordnunsen und Mißbräuche. 

Wir Friverih ꝛ)c. Nahdem Wir höchft mißfällig vernommen, daß bem von 

rfürften Friderich Wilhelm Durchl. Ehriftmildeften Andenckens albereitd ergamg 
andato v. 6. Augusti 1684 zumieder dem Neuen Baben durch verfchiedene Fredel 
und Unordnungen fehr gefchadet und felbiger dadurch faft ruiniret werde; Wir aber 
des fernerhin nicht weiter geftattet, fondern gäntzlich abgeftellet und geftöhret wiſſen 
len: Als befehlen Wir hiermit in Gnaden und sugleit alled Ernſtes, 

1. Daß weder ben der Nacht, nody an den Beth» und Sonntagen unter ber 
kein Schiffer durch den Neuen Graben gelaffen werden foll, ed fey dann daß periculez 
mora, und die Nothwendigkeit der Sache es erforderes Auch muß fein Schiffer fi wie 
ſtehen, eher zu ſchleuien, bevor derfeibe bei dem Schleufemeifter fi) gemeldet, und Eriss 
niß dazu erhaiten hat. i 

2. Coll den auf- und abfahrenden Schiffern, weiche zuzelten mit Ihren Kähnen 
Mutnmwillen fich verfpäten, und alodenn mit einem einzelnen Kahn burdy alle Schl— 
gelaſſen werden wollen, nicht auders als gegen Eriegung des doppelten Kahn⸗Geldes, 

die Echleuſen zu legen erlaubet ſeyn. Ä 

” 3. Auch fol fi) niemand unterfichen, die Bots⸗Hacken In die Schleufe-Mlauren 
* feßen, noch weniger von bem an den Schleufen vorhandenen Eiſenwercke etwas abzuj 
gen und weg zu nehmen, fonft dergieichen reveler, anderen zu Egempel, zur gebühre 
Strafe gezogen werben foll. 
- 4 Müflen alle.uud jede in dem Neuen Graben ſich durchgehends ber Fiſcherey cn 
bes Krebfend, ed geſchehe auf was Art e& wolle, gäntzlich enthalten, oder gemärtig Irre 
daß wann fle darüber betreten werden, und etwa mohl gar Pfand-Kehrung zu thun ja 

unterftehen dürften, fle mit harter Strafe unausbleiblich beleget werben follen. 

5. Soil niemand Holtz, Steine oder andere Waaren gang nahe am Neuen Broba 
asfahren, fondern es müflen vielmehr dergleichen Materialien drey Ruthen vom Grabe 
abgetaden, und fodann mit der Hand, jedoch an feinem andern Dit, als tiber bie or 
lichen darzu von Holtz angefertigten Ablagen, in den Braben gebracht werben: Wie bar 
ein jeder, weicher Holy am Neuen Graben anfahren läffet, dahin fehen und dabor dur⸗ 
muß, daß die Ablagen von der bey dem herunteriaflen fich abgeftoßenen Borde ja 
wiederum gereiniget, und fothane Borde auf drey Ruthen zurüdgebradt, keines we ar 
in dem Graben gelafien werde. 

6. Soll niemand, er fei auch wer es wolle, fi unterfangen, dad Vieh zur Tata 
und durch den Neuen Braben zu treiben, oder auf den Ufern und Dämmen debian 
Grabens zu hüten, anı wenigſtens auf drey Rheinländiſche Ruthen von beyden Scham 
feiben einiger Bothmäßigkeit ſich anzumaſſen, darauf zu adern, zu graben, oder duid = 
gefertigte Zäune in folher Distanz die Passage zu hemmen, bei Vermeidung ber Fir 
dung und beionderer ſchweren Strafe. 

Wornach ſich alfo Zedermäuniglich zu ahten x. - 

U 5 Da ,cen. 1. S. 369 No. 41 de 1740, Rabe's Samml. Bd. I. Abt 2 
.14. 


= b) Rangfahrt-Orbnung für den Friedrich⸗Wilhelmo⸗Kanal. 


In Folge höherer Benehmigung wirb über bie bei der Befahrung des Yriebrig-Wi- 
heims·Kanals zu befolgenbe Rang⸗Ordnung Nachſtehendes beſtimmt. 

8.1. Die Rang-⸗Ordnung, in weicher die vor einer Schleuſe liegenden ES chiffägefüht 
‘oder Floßhoͤlzer im Sriedrih-@tfhelme-Ranal durchſchleuſen, iſt bei allen daſelbſt befin® 
lichen Schleufen nleich. 

Die Scyleufen- Kammern bed Friedrich⸗Wilhelms⸗Kanals faffen in ber Hegel rim 

roßen Oderkahn und einen feinen Kahn oder Jacht; unter! Ießtern werden Kähne pre 
fanden, melde nicht über 7,%; Centner Stäbe oder 10 Füß 2, Zoll lichte Breite hob 
Einem Heinen Kahne werben zmel halbe Böden. Floßholz gleich geachtet. 


Rangorbnung für Schiffs. Fahrzeuge. 
8. 2. So lange große Kähne vorhanden, ziehen der, der Schleuſe zunächft Liegen 
zb — und der der Schleuſe zunätft liegende kleine Kahın zuſammen In ii 
leuſe ein. ' , _ 
Nur wenn bloß Meine Kähne vorhanden, ziehen tiefelben zufammen In bie Schlere 
ein. Ganz fleine Kähne oder Nachen koͤnnen Indeffen außer der Ordnung bei jeder Scler⸗ 
"fung, fo lange es ohne Rachthelt der übrigen Fahrzeuge geichieht, mitichleufen. 


» 3 gen durchfchleufenden Kähnen wird ed niemals berüdfichtigt, ob fle beladen find 
oder nicht. 
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Ausnahmen davon. 
8. 3. Ausnahmoweiſe fchleufen außer der Ordnung allen übrigen Fahrzeugen bor: 
1) Bahrzenge, die mit Begenftänden beladen find, melche bei einigem Aufenthalt ver⸗ 
berben würden. 
Dergl. Begenftände find: 
a) lebende, in bejondern Haltern (Drebein) ankommende Fifche, 
b) frifches Obſt. 
Solche Fahrzeuge müffen ohne allen Aufenthalt, ſelbſt zur Nachtzeit, wenn dad 
u note vorhanden Aft, auf ihr Verlangen durchgefchleufet werben. 
ernachſt: - 
2) Fahrzenge, welche Begenftände geladen haben, deren Verberben bei längerem Aufs 
enthalt zu beiorgen fein dürfte, als: 
a) ur nicht sub 1 erwähnten frifchen Lebensmittel, Butter, Del, @emüfe 2c. umd 
außerdem | \ - 
b) alle leicht gährende, faulende oder Im Sommer leicht leckende Begenftänbe. 
Zu gleicher Zeit mit diefen Fahrzeugen, jedoch auch hier bei Konfurreny mehrerer 
dergl. Fahrzeuge nach ber Zeit ihrer Ankunft, müflen . 
9) Yahrzeuge, melde mit Pulver beladen find, deren Aufenthalt alfo überhanpt ſchäd⸗ 
lich werben kann, burchgeichleufet werben. 
Indeſſen mäflen für Fahrzeuge der sub Nr. 2 und 3 bezeichneten Art, bamit fle 
das VWorfchieuferecht genießen können, allemal erft Vorfchleufepäffe von den Kanal⸗ 
Difrict8 »Baubeamten nachgeſucht und von biefen, nach einer Ihnen bon ber Meg. 
zu gebenden Inftruftion, ertheitt werden. - 
Nach) diefen: \ j 
4) Kühne, weiche mit Effetten für bie K. Hofhaltungen ober für öffentliche Rechnung . 
befrachtet find, wenn deren Führer Vorſchleuſe⸗Paäſſe der Meg. vorzeigen. 
Das Vorfchieufe-Mecht fteht denjenigen Fahrzeugen, welche mit den sub 1 bi6 4 
bezeihneten Brgenftänden beladen find, nur dann zu, menn biefelben wenigſtens 
ein Drittheil der Ladung ausmachen. _ 


Hiernächſt | 

5) 8. Baufähne und Kanalbefahrungs» Gefäße, wenn bieje ſich durch Vorſchleuſe⸗ 
Bäffe von Selten der betr. Kanal⸗Diſtrikto⸗Baubeamten ausweiſen können. 

6) Endlich Fönnen Kähne vor einem vor ihnen Hegenden Fahrzeuge vorfchleufen, wenn 
dieſes fo ſchwer beladen ift, daß es nach der Beurtheilung des Schleufenmeifterd in 
der fölgenden Kanalhaltung weder wegen Waflermangel& ſchwimmen, noch wegen 
Enge ded Kanals, ohne die Fahrt zu hemmen, anlegen kann; oder, wenn ed aus 
Gründen, wie fie die Polizei⸗O. beftimmt, im Mbleichtern begriffen it. Im erftern 
Kalle ift der Schleufenmeifter verpflichtet, Die Durchfahrt des Schiffes, bis eö abges 
leichtert ift, zu mehren. 

Kangordnung: a) Kahnberechtigted Floßholz. 
8.4. Solchen Holzflößen, welche aus nicht mehr als 2 Böden beftehen, und auf 
en Ramen beflarirt find, wird mit der Kahnfahrt ein gleiches Recht zugeftanden, fo daß 
unter den Im folgenden 8. angegebenen Bedingungen nach ber Priorität der Anmel- 
ng, dor den Flößen, denen das Recht der Kahnfahrt nicht zufteht, mit den nicht bevor⸗ 
ten Schifföfahrzeugen Tonkurriren. 
8.3. Wenn die Führer von Holsflößen das Nerht ber Kahnfahrt in Anſpruch neh- 

ß tollen, fo müflen fie ein obrigfeitt. Mtteft beibringen, bag das Holz dem im Fracht⸗ 

fe bezeichneten Konfignatair, als Eigenthümer oder Epediteur gehört. on demielben 

euthümer oder Epediteur darf diefed echt nur Zmal des Jahres ausgeübt werden. 
| Öfterer Wiederholung folher  Tramöporte werden fie ben andern Floͤßen glei 


andelt. 
b) Floßholz, dem das Recht der Kahnfahrt nicht zuſteht. 

8. 6. Holzfloͤßen, welchen dad Recht der Kahnfahrt nicht zuſteht, ſtehen den Kähnen 
 tahnberechtigten Floßhoͤlzern nad), und konkurriren unter ſich lediglich nad) der Prio⸗ 
t ihrer Ankunft, ohne Rüdficht auf bie Zahl ber zu einem Trandporte gehörenden Holz⸗ 
en, fo daß der nachftehende Transport nicht eher In die Schleufe einzieht, bis der vor⸗ 
jehende bie Schleuſe völlig paffirt iſt. , 

8.7. Kommen, während im legtgenannten Falle Flöße Im Durchziehen begriffen 
‚ Schiffe, gieichviel, ob große ober feine, oder kahnberechtigtes Floßholz, an, fo haben 
: Anfpruch , bei der nächſten Schteufenziehung durchgefchleufet zu werden. Indeſſen 
iit der Holztransport, welher im Durchalehen begriffen Ift, jedenfalls Anſpruch auf eine 
re Schienfenziehung, bis er.ganz. burchgeförbert ift. | 

Allgemeine Beftlimmungen. 
8. 8, Um bie Reihenfoige zu beftimmen, in welcher die Kähne und refp. Floͤße in bie 


* 
> 


- - 
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Schleufen einzichen tönnen, müffen die Yührer ſogteich bei ihrer Ankunft am A 
Kanals bei Brieslow oder Neuhaus ſich bei dem Steuereinnehmer melden. Diefer 
unter einer fortlaufenden Rummer in ein befonberes Megifter ein: 
a) die Nummer des Kahns oder fahnberechligten Floßholzes; | 
b) ben Namen bes Eigenthümerd oder Spediteurs; | 
c) ben Namen bed Steuermannes ; 
d) die Ladung; 
e) Tag und Stunde ber Anfunft. | 

Nad) der fortiaufenden Nummer des Megifterd beftimmt ber Steuer-Einnch 
Neihenfolge der Durchſchleuſung, und macht diefe dem Schleufenmeifter befannt, 
baher mit der Behimmung: ber Beihenfoige nichtö zu thun hat. 

Ein gleiches beſonderes Megifter wird von den Holzflößen, tweihe nicht zur Rah 
berechtigt find, geführt und darnach die Reihenfolge derfelben unter ſich vund mit ben 
En In bem Hal, wo fie mit benfelben konkurtiren koͤnnen, auf gleiche: Weiſe, wie 

eftimmt. - 

Diefelbe Reihenfolge, welche bei der erften Schleufe flattgefunden hat, muß bi 
nachfolgenden Schleufen beobachtet werden 

8.9. Die Durchſchieuſezeit fängt, menn hinrelchendes Waſſer vorhanben If 
Sonnenaufgang an, und hört mit Sonnenuntergang auf. An Sonne und Feſttagen 
fe erft um 2 Uhr Nachmittags an, und dauert bId Sonnenuntergang. Cine Durdii 
fung zur Nachtzeit findet aur in ben im 8. 3 sub 1 und 3 angegebenen Fällen Nat 












nen, fo tritt auf Anordnung des Kanal-Baubeamten ein Wechſel der Yaahrt dergeital 
baß an dem einen Tage nar auf ber Yahrt von Briesfom nad; Neuhass, am fell 
Zage aber nur auf der Fahrt von Neuhaus nach Vriedfom, Kähne und Floͤße zumiub 
ſchleuſen zugelaffen werden. 

8.11. Für Floßhoöͤlzer, welche nicht das Mecht der Kahnfahrt genichen, iR da ia 
bom 11. Juni bi811 Sept. jeden Jahres geſperrt und wird denſelben ber Durchuze 
unter befonderer Genehmigung der Meg. geftattet. 

Frankfurt a, O. ben 18. Ian. 1838. 

" Koͤnigl. Preuß. Regierung. Wbtheitung des Innern: 
(8. XIX. 276. — 1, 199.) ‘ 


c) Rolizel- Ordnung für den Kriedrih-Wilhelmd-Stanal. 

8. 1. Die polizeiliche Aulficht über den Friedrich-⸗Wilhelms⸗Kanal wird em 
bern Behörde übertragen. Diefeibe ift berechtigt und verpflichtet, für — | 
tung aller, ſowohl allgemeinen, ald nachftehenden beſonderen potizeltichen Er 
ten Sorge zu tragen, und die etwauigen Kontravenienten zur Unterſuchung und 8 
fung zu ziehen. Unter ihr Reben als dollzelliche Unterbeamte ſaͤmmtüche — 
denen, ſowie deren Iegitimirten Stellvertretern, unbedingter Behorfam zu leiten | 
Beſchwerden gegen das Verfahren berfelben werben gleichfalls zunächſt bei dem 
Polizei⸗Amte angebracht. 


1. Verordnungen. welche die Schiffer allein. treffen. 
1) Befchaffenheit der Schiffögefäße und ihre Ladung. * 
8.2. Jeder Kahn muß ſich bei feinem Eintritt in den Kanal, und bet, feiner 
an einer Schleuſeder Unterfuchung feiner Zadungdtiefe unterwerfen. Dr Befkazı 
der erlaubten Ladungstlefe hängt von dem pflichtinägigen. Ermeffen dee 
darüber ab, ob ein Kahn feiner Belaftung nad) auf ber folgenden Khnamtedt Ir 
könne, oder nicht, und ift ein jeder Schiffer verbunden, den Kahn bi zu Der —* 
Ladungstiefe unweigerlich abzuleihten, widrigenfalls er nicht in die Schlaufe 
en wird. 
Die zum Ableichten gebrauchten Kähne werben beim Durchſchleuſen als Zubehir * | 
Hauplkahns betradıtet, und erhält der Kahfführer bei der Eingangejchtenfe eine 
gung über dad Vorhandenſein und vie Zahl von Ableichter⸗Kaͤhnen. da m 
8.3. 1) Wer, ohne ſich dirſer Unterſuchung zu unterwerfen, ober ohre 
derung zum Ableichten nachzukommen, ſich in den Kanal drang; 
leichen | 
2) ver nachdem er bie erfte Schleufe paffirt ift, die —F aus ee 
tern wieber in fein Gefäh aufnimmt, ohme Mezu bei einn 
Schlenſe Erlaubniß erhalten zu Haben, verfältt in Straft. ze 
8.4. Da dor dem Eintritt in die Brieskower Schlenfe das Abtehhten Keen 
‚ohne Behinderung der Schifffahrt micht:fägtid, vorgenominen erben Tann, ſo 


Se 


— — 
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ben, Daß daſſelbe hinter: ber Briebkower Schlenſe an einem ſchicklichen Platze beran⸗ 


let werde. | 
8.5. Schiffsgefäße, beren Kaffe, wenn fle unbeladen find, höher als 8 Fuß über 


ı Wafferfpiegel herborragt, werden überhaupt in dem Kanal nicht eingelafien, fondern - 


dinge zurückgewieſen, wenn bie Kaffe nicht bis zu jener Höhe abgefchnitten mird. 

8.6. Kein Fahrzeug darf höher als 8 Yuß über dem Waflerfpiegel oder fo beladen 
den, daß die Ladung über ben Worb bed Befühed herporragt, widrigenfalls ed zurüd 
Hefen tolrd. Nur bei Ladungen von Heu oder Stroh if eine Höhe von 10 Fuß vom 
Krripienel unb eine über ben Bord hervorragende Ladung in einer Breite bon über» 
ht hachftens 16 Fuß erfaubt. Das Ueberladen ober Durchfcheeren durch bie Brüden; 
jelſt ouf die Kopfſpitzen gelegter Breiter ze. iſt verboten. u 

3.7. Mer gegen bie borftiehenden Beftimmungen (88. 5 und 6) dennod) In den 
zal einzubringen gewußt hat, ober gegen die diesfälligen Anmelfungen bed Schleufen» 
Ihers feine Fahrt fortzuſetzen verfucht, verfällt in Strafe. 
Ä 8.8. Dad Belaſten ber Steuerruder mit Feldſteinen iſt ebenfalls bei Strafe ber 
en. - \ 

8.9. Holzflöße dürfen nicht breiter ald 8 Fuß verbunden tverben. — Unverbundenes 
ird nicht Dusch die Schleufen gelaffen. ’ 


zu 2) Verhalten an ven Schleufen und Brüden. 

$.10. Beim Einziehen in die Schleufe muß bie in der Rangſchifffahrts⸗O. feſtgeſetzte 
Ahrfolge genau beobachtet werben. Hat aber der Echleufenmeifter einem Kahne die 
Naubaiß zum Worfchleufen ertheitt, jo Dürfen bie vor demfelben liegenden Fahrzeuge ihn 
tan anf feine Weife hindern. 

8. 11. Niemand darf ſich mit feinem Kahne oder Floße, ehe er vom Schleufenmeifter 
zu Erlaubnig erhalten hat, der Schleufe bis auf eine geringere Entfernung als die Länge 
18 großen Oderkahns nähern. , 

s. 12. Niemand darf fi die Echleufenthore eigenmädhtig öffnen. 

Dagegen find die Schiffer beim Durchfchleufen verpflichtet, nad) der Anweiſung bed 
Aieufenmeifter8 die Schleufenthore zu Öffnen und wieder zuzuftoßen, die Thore auf⸗ 
nd zuzimachen und den Nagel zu fteden, wo die Vorrichtung zu Ziehen der Schützen 
Nheserfordert. Nur dann, wenn ein.Kahn, auf welchem fich nicht mehr ald zwei Men« 
nefnben, allein durchfchleufet, foU der Schleufenmeifter ben Nagel zu fteden, berbunr 
je, 


8.13. Beim Durchfchleufen müffen. bie Fahrzeuge bon den Schiffen menigftens an 
MU, auf berfihiedenen Selten ded Fahrzeuges befeftigten Tauen in bie Schleufg hinein 
Ind wieder hinaus geleitet werden. i ' 

. 81% Pas Einfegen mit Elfen beſchlagener Ruder sder Stangen In bie Schleufen- 
vande, Thore, Schätungen oder Brüden, ift verboten; beögleichen bad Abladen von Sees 
elbäumen, Stangen und andern @egenftänden auf den Schleufenmänden, ohne, Genche 
nigung ded Kanal» Baubeamten. — Auch im leßteren Falle darf baffelbe nicht in’ den 
-Öleufenfammern,, fondern muß außerhalb denfeiben vorgenommen und ein fchidlicher 
Sta zur Auſbewahrung von dem Schleufenmelfter angewieſen werben. 


“ 


8 15. Beiden Zugbrüden ift der Schiffer, welcher das Aufzlehen nöthig hat, jedes⸗ | 


Il auf Erfordern deb Brüdenmwärters einen Wann zur Hülfe zu ftellen, bei Vermehrung 

ed Mufzuges, berpflichtet. — Daß eigenmächtige Selbſtöffnen der Brüden wird verboten. 

| . 16, Bel einer Ladung von 10 Fuß Höhe muß, um Beſchädigungen zu berhüten, 

derzeit die Brückenklappe geöffnet werden. — Wenn aber, duch bei einer nledrigern 

adung, ein Schiffer die Durchfahrt durd) eine Brüde, ohne daß diefelbe geöffnet werde, 

— der Ladung oder mit der Kaffe an die Brüdenbalfen antrifft, fo 
in Etrafe. 

8.17. Mer außer den vorgedachten Fällen (8. 10 bis 16) auf Itgenb eine Weife 
1 Vorſatz oder Fahriäßigfeit Die Schleufen, Kanalſchützen oder Brüden befhädigt, muß 
ht Nur den verurſachten Schaden erfegen, ſondern hat aud) eine Polizeiſtrafe nad) ber 
eier unten erfolgenden Beſtimmung bvermirft. 

8. 18. Bor Sonnen-Auf> und nady Sonnenellntergang barf nicht durch die Schleu- 
f gefahren und dürfen nicht bie Brüden aufgezogen werben. — Ausnahmen finden 
Halt für die in der Rangfahrt-Orbn. vom 18. Yan. e. 8.9 genannten Fälle. Dabei 
uß für zureichende Beleuchtung auf Koften ber Durchſchleuſenden geforgt werden. 


3) Verhalten beim Anlegen, fo wie beim Aud« und: Einlaben. iR‘ j 
ab Irtder Kahn; weicher im Kanal anhält, maß dem Ufer fo nahe ald möglich 
Mo aeftredt antegen, und in biefer Lage wohl befetigt imerben. - Zeboch dürfen zu dieſem 
fm ‚Unter in die Ufer geworfen werden; bie Befeftigung darf vieimehr nur an 
hlen geſchehen, welche mindeſtens in einer Entfernung von 2 Ruihen von bem Ufer 
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einzuſchlagen find. Dabei ift es nothwendig, daß ber Kahn zugleich vorn und hinten fet- 
gelegt werbe. Wer dies berabfäumt, und durch das Herumichlagen feines Kahnes die Stile 
fahrt hindert, verfällt in Strafe. Ebenfo muß bei Strafe aud das Floßholz gend 


neben dem Ufer befeftigt erben, und zwar an fogenannten Schriden. 


8. 20. Kein Fahrzeug darf an Beländern ober an andern Theilen ber Brüde, @ 


Buhnenpfählen oder an Bäumen befeftigt werden. 


f 8.21. Inengen Ktanalftellen, weiche durch ſchwarze Pfähle bezeichnet werben ſollen, ve 
an und zwiſchen Schälungen und Faſchinenwerken, darf überhaupt fein Fahrzeng any, 


Eben fo wenig darf ein Fahrzeug einem andern gegenüber ober zur- Seite an 
werben, es fei denn, daß dies bed Ableichtens wegen geftattet würde. 

8. 22. Das Ueberwintern des Floßholzes im Kanale iſt ohne auddrüdliche, 
befondere Stellen zu befehränfende Erlaubniß des Kanal⸗Baubeamten verboten. 

8. 23. Das Aus⸗ und Einladen von Waaren darf in ber Rtegel nur an ben 
ten, mit Tafeln bezeichneten Ablageſtellen vorgenommen tverben. Un andern Driaf} 
das Aus⸗ und Eintaden blos verftattet: 

a) den am Kanal angrenzenden Grunbbeflgern für Labungdgegenftände zu Ihre dp 
nen Bedarf oder Vertrieb, wenn ihnen dazu vom betr. Kanals Bauinfpeftor die 
laubniß ertheift worden, und ſolches überhaupt nicht wegen zu geringer Oreite a 
Kanald oder wegen abbrüdjiger Befchaffenheit des Ufers ganz unzutäflig If; 

b) im Yale des durchaus nöthigen Luͤftens, Trodnend oder Umſchippens von Wort 
die dem Verberben ausgeſetzt find, ebenfalld unter den sub a. gefteliten beiden Beier 


gungen; 

e) im Falle bes fchnellen Wbleichtend eines zu ſchwer beladenen, feftliegenden Rolık 
wenn berfetbe an einer Stelle fefttiegen follte, two ein Ableichte⸗Kahn nicht neben im 
anlegen fannz 

d) im Yale Schiffer, vom Froft überrafcht, ihre Waaren ausladen mäffen. 

In allen 4 Ausnahmefällen muß aber, bevor dad Auß- oder Einladen geichieht, m 
nädften Schleufenmeifter, unter Nachweis der von dem Kanal-Bauinfpeftor erhalten 
Ertaubniß, wo biefe nöthig Ift, und unter Angabe ber beftlimmten Stunde, mo mia 
Aus- und Einladen begonnen erben foll, damit berfelbe die nöthige Auffict Id 
führen kann, Anzeige baden gemacht werden. 

uller, bem Kanal und deffen Doffirungen bei Belegenheit des Aus « und Einldel 
ſelbſt, wenn dieſes erft nach erhaltener Erlaubniß gefchehen, zugefügter Schaden, m 
dem refp. Schiffer erfebt. 
. Bel Verfäumniß der in biefem 8. feftgefeßten Beſtimmungen verfällt der mp 
handelnde Schiffer in eine Strafe von fünf Thalern. , 

8.24. Holz und andere ſchwere Waaren dürfen, mo es auch fein mag, nit ni 
018 drei Ruthen vom Kanalbord entfernt, abgelagert werben, und muß das Hindi 
Hinausfchaffen des Floßhotzes auf Streihhölzern, dad Ein» und Auslarren paME 

aaren auf Schiebebretter gefchehen. 

8.25. Das Segeln im Kanal ift verboten. 

8.26. In der Hegel muß dieſelbe Reihefolge, welche beim Eintritt in den Kon le 
Brieöfew oder Neuhaus ftattgefunden hat, während ber ganzen Fahrt beobadıtet werden 
und iſt ein Vorbeifahren nur erlanbt, wenn der vorfahrende Kahn durch Anhalien 0% 
ſonſtigen Aufenthalt ſelbſt dazu Veranlaſſung giebt. a 
er In denjenigen engen Kanalftellen, welche nach 8. 21 mit ſchwarzen Pie 

bezeichnet werden follen, iN-dad Vorbeifahren niemels erlaubt. Aber auch on ac 
Stellen, wo die Breite des Fahrwaſſers an und für ſich dad Worbeifahren gefattel, M 
fällt der vorbeifahrende Schiffer, wenn dabei etwa durch Die Begegnung mit andern 
zeugen, ober fonft auf irgend eine Art ein Schade oder Stodung entfteht, ma 
Schadenerſatz, in Strafe. Daffeide giit von demjenigen, welcher dad Vorbeifahren 
williger Welje 2, verhindern fucht. | m 
8.28. Wenn ein Kahn fih fhon in einer mit Pfählen bezeichneten engen £ ri 
ſtrecke befinbet, fo darf ein ihm entgegentommenver nicht eher in feibige hinein —5— 
bis der Erſtere dieſe Strecke paffirt iſt. Ganz ſchmale Kähne machen hierbei eine ! h 
nahme. Kommen zivei Kähne zugleih an ben entgegengefegten Enden einer h „ 
Strede an, fo hat der abwärts Fahrende (morunter immer die Richtung bon der EP 
nad) der Ober verftanden Mird), dad echt, zuerft hindurch zu fahren. Pe 

8.29. An allen Kanalftreden, weiche auf beiden Ufern mit Troͤdelpfaben Ye 
find, müflen die trödeinden Schiffer und Schiffözieher ſich rechts Halten. — Bo 16 m 
nur auf der einen Seite ein Tröveipfad befindet, muß, wenn ziel Fahrzeuge Od! on 
fiöße fich begegnen, ba® Sallenlaffen der Leine bei bem Abtnärtöfohrenden (20 k 
Beitimmung des 8.28) beivirft werben. Bor ben Brüden und Schleufen if 
Tröbelleinen fchon in einer Entfernung von 20 Ruthen niebergelegt werben. 
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IL Verordnungen, weiche zugleich die Uferbemohner betreffen. 
8.30. Dad Baden, Fiſchen und Krebien Im Kanal ift verboten. U 
8.31. Der Kanalbord darf in einer Breite von drei Ruthen weder mit Vieh behütet, 
» daſſelbe an andern als den dazu beftimmten Stellen getränft werden. — An Pfand⸗ 
id muß im Kontraventiondfalle, außer dem Schadenerſahe, ald Strafe erlegt werben: 
für 1 Stüd Haupt-Bieh 10 Sgr, ' 
für ein Schaaf oder Schwein 5 Sgr. 
An An Kanalfireden, wo ſich Wälle befinden, müffen auch biefe mit dem Vieh verfchont 
en. 


- 8.32. Wo feine orbentliche Fahrwege beftehen, ift dad Fahren, Neiten und Karren 
den Kanalborden verboten. 

8.33. Mur in einer Entfernung von 3 Ruthen vom Ufer des Kanals darf Holz 
Kauen ober Feuer angemacht werden. Deögleihen iſt dad Werunreinigen des Kanals 
um) Hineinwerfen von Schutt, Steinen, Kehricht, Afche und dergleichen unterfagt.. 

8.34. Wer die am Kanalborde befindlichen Anpflangungen auf irgend eine Weiſe 
eſhädigt, verfällt neben dem Erſatz des Schadens in Strafe. ' 


II, Strafbeffimmungen und Verfahren dabei. 

8.38. Auf die ebertretung ber vorftehenden Vorfchriften und Verbote erfolgt Überall, 
oniht ſchon ein andered Strafmaß auödrücklich verordnet iſt, unabhängig von dem 
rüohe deö durch da6 Wergehen herbeigeführten Schadens, eine Etrafe von ziel Thalern. 

8.36. Gegen bie Straf-Verfügungen der Kanal-Polizeibehörde fteht innerhalb einer 
hnlögigen Friſt der Rekurs an bie unterz. 8. Reg. offen. 

Vorftehende, von der K. hohen Verwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen 
enehmigte Polizeiordn. für den Friedrih-Wihelmd-Kanat wird mit dem Bemerken zur 
Igemeinen Kenntniß gebracht, daß die Kanal⸗Polizeiverw. für jegt unter höherer Geneh⸗ 
gung, für die Strede von Brieskow, bis zum Müllrofer See, dem Kanal-Zollamte zu 
sietfor, für bie Strede vom Muͤllroſer See bi Neuhaus aber dem Kanal: Zollamte zu 
leuhaus übertragen worden Ift. 

Branffurt a. D., den 29. Muguft 1836. 


Königl. Negierung. 
(0. XX, 704 — 8, 134.) gl. dichicrung 


3) Der FinowsKanalt). 

a) Bekanntmachung der K. Meg, zu Potödam v. 12. Aug. 1834, mit der 
Rongfahrts Ordnung für den Finows Kanal. Ä 

Rachſchende. von dem K. Win. des Inn. für H. u. ©. Angel. genehmigte Rangfahrts⸗ 
Ordnung für dep Finow⸗Kanal, (Ani. a.) von welcher bei jeder Schteufe längs deſſelben 
n gebrudtes Ggemplar audgehängt ift, wird hiermit, in Folge eined Eriaffed bed H. Ober- 
rald. b. Bafferwig, dem auf dem gedachten Kanale Schifffahrt oder Flöfferel treibenden 
'ubllfum mit dem Bemerfen befannt gemacht, daß ſowohl die Kanal-Baubehörde, ald 
uh fümmuihe Schieufenmeifter, mit befonderer Inftruftion verfehen find, genau auf 
tfolgung der darin enthaltenen Vorfchriften Acht zu haben. 


Anl. a. 
Rangfahrte-Drbnung für den Finow-Kanal. 
Rangordnung für Shiffd- Fahrzeuge 

8.1. Dietangordnung, in welcher die vor einer Schleufe Hegenden Schiffe im Finow⸗ 
Dal durchſchleuſen, ift verſchleden: 
I. bei den größern Schleufen, welche zwel große Kühne auf Einmal faſſen, und 
L bei den Reineren Schleufen, welche nur einen großen und einen Heinen Kahn mit 

einem Mahle aufnehmen können. ' 

8.2. Bei den Schieufen sub I. fehleufet jedes Yahrzeug, fel e8 geladen oder nicht, 


der Regel in derfeiben Rangorbnung durd), ih welcher ed bei ber Schleufe anfommt; 


3 Heine Kähne oder Nachen können indeffen außer der Ordnung bei jeber Schieufung, 
ange eb ohne den Nachtheil der übrigen Fahrzeuge geichieht, mitichleufen. 

.3. Bei den Schleufen sub II. ziehen, fo lange große Kähne vorhanden, ber, ber 
leufe zunächſt liegende große Kahn, unb ber, der Schleufe zunächft legende Meine 
a, zufammen in die Echleufe ein. “ 

Nur menn bloß Meine Kähne vorhanden , ziehen biefelben zufammen in Schleuſe ein. 
Wegen ber ganz Meinen Kähne und Nachen gilt auch hier bie Beftimmung bed 6. 2 
n ſo wird auch hier feine Rüdficht darauf genommen, ob die Kaͤhne beladen find, oder nicht, 
N, 


') Vergl. die vorige Note, S. 430. 


* 
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Ausnahmen babon. 
8* 4. Auonahmowelſe ſchleuſen außer der Ordnung allen übrigen Fahrtzeugen 
geunde vor: 
g 1) Fahrzeuge, bie mit Begenftänden beladen find, welche bei einigem Aufenhhalt 
berben würden. Dergleichen Begenftänte find: 

a. —5— grlohberen Haltern (Drebein) ankommende Ktfche, und 

friſches 
Solche Fahtzeuge muſſen ohne allen Aufenthalt, ſelbſt zum Muchtzeit, uf 

Deriangen durchgejchleufet werden. Hiernädhjft: . 
Fahrzoage, foeithe Begenftände geladen Haben, deren Berbetben bei berlän 
Mufenthalte zu beforgen fein dürfte, als: u 
' m. en sab 1. erwaͤtnte friſche Lebensmittel, Butter, Del, Gemüfe x. 
an außerdem 
ip. aue leicht gährende, faulende oder Im Sommer leicht lerkende Gegenſtaͤnde. 
‚Bu gleicher Zeit mit dieſen Fahrzeugen, jedoch auch Her bri Kon 
mehrerer dergleichen Fahrzeuge nach der Zeit ihrer Ankunft, müſſen 
3) Fahrzeuge, weiche mit Pulver, fei Died ganz, oder auch nur zum größten Theil be 
find, deren Aufenthalt alſo überhaupt ſchädlich erden nam, durrchgefchteuſet io 
Indeſſen müffen für: Fahrzeuge der sub 2 und 3 bezeichneten Art, bamit fe 
Vorſchleuſerecht genießen koͤnnen, allemal erft Vorſchleuſe⸗Paͤſſe von den 
Diftrift-Baubeamten nachgeſucht, und bon diefen nad) der ihnen gegebenen Jo 
tion ertheilt worden fein. “ 
Rad) diefen: . . | 
4) Kühne, melde mit Effelten für die 8. Hofhattungen, oder für öffentikhe Reden: 
ee en wenn deren Führer Vorfchleufe-Bäffe der K. Reg. vorzeigen. 
ach dieſen: _ 

58. Baulähne und Kanal-Befahrungägefäße, wenn biefe fish durch Vorſchleni dü 
”— don Seiten ber betreffenden Kanal-Diftritt:Baubeamten ausmweileu fünnen. 

6) Endlich fönnen Kühne vor einem vor ihnen fliegenden Fahrzeuge vorſchleuſin Ma! 
biefes fo ſchwer beladen ift, daß es nad) der Beurtheilung des Scleufenmilall 
der folgenden Kanalhaltung weder wegen Waflerınangeid ſchwimmen, nod m 
Enge des Kanals, ohne die Fahrt zu heinmen, anlegen fann; ober wmersd® 
Gründen, wie fle die Polizeiordnung für den Kanal deſtimmt, im AbteihhtarF' 
fen ift. Im erfteren Yale iſt der Schleufenmeifter verpflichtet, die Durchs! 
Schiifed, bis ed abgeleichtert iſt, zu wehren. 

Rangordnung für Floßholz 
. 1) wenn ſelches nicht mit Kähnen zugleich vor einer Schleuſe Net. 

- 8.5. Liegt Floßholz allein vom einer Schleuie, ‘fo wird Dies in der foprmikt 
offenen Floͤßerzeit d. h. im Laufe des ganzen Jahres, mit Ausnahme ber Jet en 
41. Sum bi6 11. Sept., unbedingt, und zwar in folcher Menge, als jede Sahtetfunt" 
fen tann, nach der Priorität feiner Antunft durchgeſchleuſet. In der geſchloffener pie 
zeit, d. h. alfo in ber Zeit vom 41. Jum biß 11. Sept., darf überhanpt bioß foihe R 
holz, welches ſich vor diefer Zeit fhon auf dem Stanal befindet, und folheb, — 
K. Bteg. einen Floͤßerpaß bewilligt hat, durchgefchleufet werden. Kommt hiernah 1" 
holz zum Durchfchleuſen, fo gefchieht dies, wenn ed wicht mit Kahızeugen fontarrl, Io‘ 
felben Ordn. in welcher 68 aͤnkommt, wenn ber Wafferftand folches fofort verktattel. 


2) Wenn Floßholz und Kühne gemeinſchaftlich bor einer Schteufe legen , 
8.6. Liegt neben Schiffs-Fahrzeugen zu gleicher Zeit Floßholz dor den chen 
ſo ift Die Orbn. des Durchfchleufeus cbenfälts wieder verihieden: . 
“ I) in der offenen Fiößerzeit, 
)in ber. gelhloflenen Flößerzeit. 
ad, Weiden großen Schleufen ſchleuſet In der offenen Wtößerzeit dor Habt) 
geicem Range mit den Kähnen durch, und zwar fo, daß, fo lange als noch Kähot 
loßholz gemeinſchaftlich vor der Schleufe liegen, und auf das Hurchſchleuſen mar 
ein eine Schleufung mit lauter Kähnen, und elge Sphleufung mit kaster BIP 
ge . 
Bei den kleinern Schleufen fchleufen dagegen in ber offenen Floͤßerzell einmal un 
Kühne durch, worauf alddann zweimal hintereinander neben einem Kahae Fohholß/ 
Mitfchleuſen genommen wird. 


ad 2. In der geſchloſſenen Floͤßerzeit dagegen, wenn darin, nach ben im porigen \ 
angegebenen Beftimmungen, Floßholz überhaupt zum Durchſchleuſen geloflen iind, F6 
fen bei den größern Schleufen 


⸗ 
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weimal hintereinander Taufer Kühne, und dann einmal lauter Floßholz; 

y bei den Heinern Schleufen 

Fi lauter Kühne, und das andere Mal Floßholz mit einem Kahne gemeinſchaftlich 
Größe des Floßholz⸗Transports. — 

8.7. Bei dem Floßholz wird als Regel angenommen, daß das zu einem Transport 
örige Holz hintereinander durchgeſchleuſet wird, ehe dazwiſchen Holz von einem andern 
möporte zum Schleuſen gelaſſen wird. Der Transport darf jedoch in ber offenen 
herzeit höchftens 90, und In der gefchlöffenen Floͤßerzeit Höchftena 60 Plaͤtze betragen, 
irigenfall$ die über biefe Jabl borhandenen, zum Trandport gehörigen Plaͤtze dem ſpä⸗ 
folgenden Trandperte ben Vorrang laſſen müffen. 

8.8. Wenn bei einer Schleufe Holz von zwei Selten anfommt (mie bied bei den 
hlenſen Liebenwalde und Ferpenfchtenfe der Fall fein kann), fo hat derienige Transport 
I Vorrang, bon welchem die erften Biäge in der vorfhriftsmäßigen Entfernung, d.h. _ 
der Länge ned großen Oderkahns, vor der Schleufe ankommen, welches der Regimen⸗ 
dem Schleufenmieifter fogteich anzeigen muß. 

Trifft es ſich, daß bon beiden Transporten bie erften Plätze zu gleicher Zeit bei ber 
hleuſe angefommen, fo gebührt dem kleineren Tranöporte der Vorrang. 

Rotödam, den 12. Aug. 1834. 


aoͤnigl. Regierung. 
M.XV. 847 — 3, 113.) 


b) Bolyel-Ordnung für den Finow⸗Kanal. 


8.1. Die polizeitiche Aufficht für den Finowkanal wird in der bisherigen Art bon 
1 Haupt» Steueramte zu Neuſtadt⸗Eberswalde und [vem Steueramte zu Liebenwalde 
ührt. Diefetden find berechtigt und verpflichtet, für die Beachtung aller, ſowohl allge» 
inen, als nachſtehenden befonderen polizeilihen Vorfchriften Sorge zu tragen, und bie 
banigen Koatrabentionen zur Unterfuhung und Beftrafung zu hlehen., Unter denfelben 
hen ol8 polizelliche Unterbeamte ſaͤmmiliche Schleufenmeifter, denen, fo mie deren iegiti⸗ 
ten Stelpertretern, unbedingter Behorfam zu telften iſt. — Beſchwerden gegen das 
fahren berfelben werben gleichfalls bei dem Haupt⸗Steueramte in Reuftadt-Eberstvaibe . 
er dem Steueramte in Licbenwalde angebracht. 


I Berordnungen, weldhe bie Schiffer allein treffen. 
1. Sefhaffenheit der Schiffägefäße und Ihrer Ladung. 

8.2 Jeder Kahn muß ſich bei feinem .Eintritte in den Kanal und bei feiner Ankunft _ 

a einer Schlenfe der Unteriuhnng feiner Lodungstiefe unterwerfen. Die Beftimmung 
T erlaubten Ladungstiefe hängt von dem pflihtmäßigen Ermefien des Schleufenmeiftere 
rüber ab, ob ein Kahn feiner Belaftung nach auf der folgenden Kanalftrede forfommen 
ne Hder niht, und iſt ein jeder Schiffer verbimben, ben Kahn dis zu der erlaubten 
Dungetiefe untvelgerlich abzuleichten, widrigenfails er nicht in bie Schleufe eingelaffen 


Die zum Mbleichten gebrauchten Kähne werden beim Durchichleufen als Zubehör des 
aptfahne betrachtet, und erhält der Kahnführer bei der Eingangöſchieuſe eine Beſcheini⸗ 
ng über dad Vorhandenſein und die Zahl von Ableicjterfähnen. 

8.3. 1) Wer, ohne fich diefer Unterfuchung zu unterwerfen, oder ohne der Mufforderung 
" zum Ableichten nachzukommen, fich in den Kanal drängt, deögleichen 
2) wer, nachdem er die erfte Schleufe paflirt ift, die Ladung aus den Ableichtern 
wieder in fein Gefäß aufnimmt, ohne hierzu bei einer folgenden Schleufe Erlaub- 
niß' erhalten zu haben, berfält in Strafe. Bu . 

8.4. Shiffögefäße, deren. Kaffe, wenn fie undeladen find, höher als acht Fuß über 
I Bafferfplegel herborragt, erden überhaupt in ben Kanal nicht eingelaffen, fondern 
“a, rüdgeriefen, wenn die Kaffe nicht bis zu jener Höhe abgefchnitten wird. 

Rein Fahrzeug darf Höher ala acht Fuß über den Waſſerſpiegel, oder jo beld« 
„werden, daß die Ladung über ben Bord des Gefäßes herborragt, wibrigenfalld es 
icgewleſen wird. Nur Bei Ladungen von Heu oder’ Stroh iſt eine Höhe von zehn 
y Dom WBüfferfpiegel, tmd eine über den Bord hervorragende Ladung in einer Breite 
überhaupt höcfteng ſechszehn Fuß erlaubt. Das Ueberladen oder Durchſcheeren durch 
Brůcken mitterft auf dic Kopffpiten gelegfer Bretter sc. ift verboten. | 

6. Wer gegen bie vorftehenden eftimmungen (88. 4 und 5) dennoch in den 
al „anbringen gewußt hat, oder gegen die diesfaͤlligen Anweiſungen des Schleuſen⸗ 
tere Sehne Fahrt fortzuſehen börftitht, derfättt in Strafe. Be 
8 J. Das Belaſten der Steuerruder mit Feldſteinen iſt ebenfalls bei Strafe ver⸗ 
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8.8, Holgflöße bärfen nicht breiter als acht Juß verbunden werden. Une 
ned Holz wird nicht durch die Schleuſen gelaſſen. 


Schiffer beim Durchſchleuſen verpflichtet, nach der Anweiſung des Schieufenmeiteik 
Schleuſenthüren zu öffnen und wieder zuzuſtoßen, die Thore auf- und zugumadın 
ben Nagel zu fteden, tvo die Vorrichtung zum Ziehen der Schügen ſolches erfordert 
dann, wenn ein Kahn, auf welchem ſich nidyt mehr als zwei Menſchen befinder, 
durchfchleufet, ſoll der Echteufenmeifter den Nagel zu fteden verbunden fein. 
8. 12. Beim Durchſchleuſen müflen die Fahrzeuge von den Schiffern wenigfnta 
zwei, auf verichiedenen Seiten des Fahrzeuges befeftigten Tauen In die Schleuſen hub 
und wieder hinaus geleitet werden. j | 
„8. 13. Dad Einfegen mit Eifen befchlagener Huber ober Stangen In bie EHirds 
wände, Thore, Schälungen oder Brüden ift verboten; deögleichen das Abladen von&ip 
bäumen, Stangen und andern G@egenftänden auf ven Schleufenmänden, ohne Cab 
migung des Kanal-Baubeamten. Auch im legteren Kalle darf daſſelbe nicht in den Skin 
fenfammern, fondern muß außerhalb, derfeiben vorgenommen, und ein fhidider PM 
zur Aufbewahrung von dem Schieufenmeifter angewieſen tverden. 
8.14. Bel den Zugbrüden iſt der Schiffer, welcher pad Aufziehen nötig vi Ik 
mal auf Erfordern des Brüdenmwärters, einen Mann zur Hülfe zu ftellen, bei Berreng 
des Aufzuges, verpflichtet. Das eigenmächtige Seipftöffnen der Brüden wird vr 
8. 15. Bei einer Ladung von zehn Fuß Höhe muß, um Befchädigungen zu 
ten, jederzeit die Brückenklappe geöffnet werden. Wenn aber, auch bei einer nie 
Ladung, ein Schiffer die Durchfahrt durch eine Brüde, ohne daß dieſelbe geöffntwk 
verlangt , und dabei mit ber Ladung ober mit der Kaffe an die Brüdenbalten anal} 
berfälit er in Strafe. 
8.16. Wer außer den vorgedachten Yällen (88.0 bis 15) auf irgend — 
aud Vorſatz oder Fahrlaͤſſigkeit Me Schieufen-Kanalfchüken oder Brüden beihätiy.@ 
nicht nur den verurfachten Schaden erfeen, fondern hat aud) eine Polizeiſireſe ichr 
weiter unten erfotgenden Beltimmung vertoirkt. 
8. 17. Bor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang barf nicht durd) die ben 
fen gefahren, und dürfen nicht die Brücken gezogen werden. Ausnahmen frdm 3 
für die in der Rangfahrts-Ordnung v. 12. Aug. 1834 8. 4 Nr. 1 genannten Zain 
deögleihen auch für die daſelbſt $. 4, Nr. 2 und 3 genannten Fahrzeuge, Infoferu Mt 
den, dieſen letzteren erthellten Vorſchleuſepäſſen ausdrüdtich beftlmmt ift. Dabri mt? 
zureihenbe Beleuchtung auf Koften der Durchſchleuſenden geforgt erben. 


8. Verhalten beim Unlegen, fo wie beim Aus» und Einladen 
8.18. Jeder Kahn, welcher Im Kanal anhält, muß dem Ufer fo nahe alb mi 
und geftredt aniegen, und In diejer Lage wohl befeftigt werben. Jedoch. duͤrfen ji —F 
Zwecke niemals Anker in die Ufer geworfen werden, bie Beſeſtigung darf vielmehr a 
Ffählen gefchehen, weiche minbeftens in einer Entfernung von zwei Ruthen von MN; 
einzufchlagen find. Dabei ift es nothwendig, daß der Kahn zugleich vorn und hin e 
geient werde. Wer dies verabfäumt und durch das Herumſchlagen feined Kahl 
hifffahrt hindert, verfällt in Strafe. Ebenfo muß bei Strafe auch das Fioßholz ef 
neben bem lifer befeftigt werden, und zwar an fogenannten Schriden. s 
.19. Kein Fahrzeug darf am Geländer oder an andern Thellen ber Bräen. 
Buhnenpfählen oder an Bäumen befeftigt werden, , - y 
8. 20. ‚In engen Kanalftellen, welche durch ſchwarze Pfähle bezeichnet here 4 
fen, deögleihen an und zwiſchen Schälungen und Faſchinenwerten darf überhaup 
Fahrzeug anlegen. Eben fo wenig darf ein Fahrzeug einem andern gegenüber oda 
Seite angelegt werden, es ſei denn, daß dies des Ableichtens wegen geftattet mitt, „, 
8.21. Das Ueberwintern ded Floßholzes im Kanal iR ohne ausbrüdid, auf 
dern Stellen zu beſchränkende Erlaubniß des Kanal-Baubeamten verboten. ‚gi 
8.22. Das Aus- und Einladen von Waaren darf In der Regel'nur an den Mi f 
ten, mit Tafeln bezeichneten Mblageftellen vorgenommen werden. An andern dun 
dad Aus⸗ und Einladen bloß verſtattet: 
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a) den am Kanal angrenzenden Grunbbeflgern für Ladungsgegenſtände zu ihrem eine» 
nen Bedarf oder Vertriebe, mein ihnen bazu vom betr. Kanal » Bauinfpeftor die Er⸗ 
laubniß ertheilt morben, und ſolches überhaupt nicht wegen zu geringen Breite des 
Kanald, oder megen abbrüchiger Befchaffenheit des Ufers ganz unzuläffig iſt; 

b)im Falle ded durchaus nöthigen Lüftens, Trodnend oder Umfcippens von Waaren, 
die dem Verderben auögejegt find, ebenfalld unter ven sub a. gefteliten beiden Bediü⸗ 
gungen; 

e) im Falle des fchnellen Ableichternd eines zu fchiver beladenen, feftliegenden Kahns, 
wenn berfeibe an einer Stelle feftiiegen follte, wo ein Mbleichterfahn nicht neben ihm 
anlegen kann; 

4) im Falle Schiffer, vom Froft überrafcht, Ihre Waaren ausladen müffen. 

In allen vier Musnahmefällen muß aber, bevor da& Aud« oder Einladen gefchieht, 
m nädften Schleufenmeifter unter Nachweis der von dem betr Kanal-Bauinſpektor 
haltenen Erlaubniß, wo dieſe nöthig ift, und unter Angabe der beftimmten Stunde, wo 
dem Aus⸗ und Eintaden begonnen werden fol, damit deifeibe die nöthige Aufficht 
ıbei führen kann, Anzeige Davon gemacht werden. 

Wer, dem Kanal und deffen Doifliungen bei ®elegenhrit bed Aus⸗ und Einladens, 
If wenn dieſes erft nad) erhaltener Erlaudniß geichehen, zugefügter Schaden wird von 
m telp. Schiffer erſetzt. 

dei Verſäumniß der In dieſem Paragraph feſtgeſetzten Beſtimmungen verfällt der 
gegen handelnde Schiffer in eine Strafe von fünf Thmern. , 

Holz und andere ſchwere Wuaren vürfen, mo ed au fein mag, nicht näher als brei 
duthen vom Kanalbord entfernt abgelagert werden, und muß dad Hinein» und Hinaus⸗ 
haften deö Flohholzes auf Streihhölzern, das Ein» und Ausfarren anderer Wanıen auf 
hiebebrettern gefchehen. 


4. Berhalten während ber Fahrt. | 
' > 24. In den Kanalftreden, mo befondere Trödelpfabe angelegt find, darf nid 
egeit wedden. 
83. In der Megel muß diefelbe Reihefolge, welche beim Eintritt in ben Kanal 
iottgeiunden hat, während der ganzen Fahrt beobachtet werden, und ift ein Vorbeifahren 
ur erlaubt, wenn der vorfahrende Kahn "durch Anhalten oder fonftigen Mufenthaft feibft 
azu Veranloflung giebt. Br 

8%. In denjenigen engen Kanalftellen, weiche nach 8. 20 mit ſchwarzen Pfahlen 
eihuet werden follen, iſt dad Worbeiiahren niemals erlaubt. Wber auch an anderen 
Selen, wodie Breite des Fahrwaſſers an und für fich das Vorbelfahren geftattet, verfällt 
Dr borbeifhtende Schiffer, wenn dabei etwa durch die Begegnung mit anderen Fahrzeu⸗ 
ea, oder fonft anf irgend eine Art, ein Schade oder Stodung entitent, außer dem Schar , 
enerfaß, in Etrafe. Daffelbe gilt von demjenigen, weicher das Vorbeifahren muthwilli⸗ 
er Weife zu verhindern ſucht. 

8.27. Wenn ein Kahn fih ſchon In einer mit Pfaͤhlen bezeichneten engen Kanal⸗ 
rede befindet, fo darf ein ihm entgegen fommender nicht eher in ſeibige hineinfahren, al® 
ö der erftere diefe Strede pafiirt iſt. Ganz fhmale Kähne machen hierbei eine Aus⸗ 
ahme, Kommen zwei Kühne zugleih an den entgegengefehten Enden einer foldyen 
ftede on, fo hat der abwärts Kahrende, und wenn Stgelwind ft, der mit dem Winde _ 
jeinde das Mecht, zuerft hindurch zu fahren. 

MS höchſter Bunte wird’ bie Stelle, wo der Voßkanal in den langen Trödet einmün« 
t, ongefehen, fo daß von da an die Fahrt, fomohl nad) der Liebenmwalder, als aud nad) 
T Jerpenfchlenfe als abwaͤrts gehend betrachtet wird. . 

8. 28, An allen Kanaiftreden, welche auf beiden Ufern mit Trödelpfaben verſehen 
'd, müffen die trödelnden Schiffe und Echiffzieher N) vechtd halten. Wo ſich aber nur 
Tder einen Seite ein Trödelpfad befindet, muß, menn zwei Fahrzeuge oder Holsflöße 
begegnen, das Fallenlaſſen der Leine bei vem abwärts Fahrenden (nach der Beflimmung 
58.27) beivirft werden. ’ 

Bor den Brüden und Schleufen müffen bie Segel in einer Entfernung bon funfzig 
ln, und die Trödeheinen in einer Entfernung bon zwanzig Ruthen niedergelegt 

en. 

II. Verordnungen, welche zugleich die nferbewohner betreffen. 

8.29. Das Baden iſt überall, das Fiſchen und Krebſen an allen engen ober ſeichten 
ellen im Kanal verboten. 

8. 30. Der Kanalbord darf in-einer Breite von drei Muthen weder mit Wieh behütet, 
h dafleibe an anderen, als ben dazu beftiimmten Stellen geträntt werden. Un Pfand» 
an nm Kontrabentionsfalle, außer bem Schabenerjabe, als Strafe eregt werden: 


- 
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für:eln Stüd Haubtoieh 10 Sur. 
‚für ein Schaaf ober ein Schwein 5 
An Kanalftreden, wo fi Wälle befinden, mise auch dieſe mil. dem Bieh 
ſchont waden. 
Wo keine ordentliche Fahrwege beſtehen, Aſt das Fahren, Meiten und 
auf den Ranatborden berboten. 
8. 32. Nurin einer Entfernung bon drei Ruthen bom Ufer bed Kanal baf 
gehauen oder Feuer angemacht werbe 
Meögleichen ift dad Berunreinigen des Kanald durch Hineinwerfen don Schutt 
nen, seht Aſche und dergleichen unterfagt. 
3. Wer bie am Kanalborbe befindiihen Anpflanzungen auf irgend ein 
efhäbigt verfällt neben dem Erfage des Schadens In Strafe. 
II. Strafbeflimmungen und Verfahren dabei. 
6. s4. ‘Auf die Uebertretüng ber borftehenden Vorſchriften und Verbote 
überall, wo nicht fehon ein anderes Strafmaak ausbrüdiidh verordnet iſt, unabhänk 
Sn Erfage des durch das Vergehen Herbeigeführten Schadens, eine ‚Strafe be 
Thalern. | 
8.35. Begen bie Strafverfügungen ber Kanal-Bolizelbehörde ſteht innethal 
zehntägigen Frift der Rekurs an bie u, K. Weg. offen. 
Potsdam, den 18. April 18 


Abthellung des Samen. une Kir ti Wege —E ber indirelten Steam 
(u. XX, 422 — 2, 147.) 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Gewerbe der Garn⸗ uud Leinwand⸗ Fabrilue 
Erſtab Kapitel. 
Allgemeine Beſtimmungen für fünmtliche Lanted-Tyeh 


L Worfegriften Betr. bie Einführung eines allgemeinen Hull) 
maaßed für den Barnhandel. 

Echon bie ältere Geſetzgebung hatte mehrfache Vorſchriften af auf 
melde die Einführung eines cheihmäßigen Hadpeimanged 
Es ſind in dieſer Beziehung namentlich zu erwähnen?): 

a) das Ed. v. 24. Jan. 1754, wegen de Garnhandels und Ankh“ 
des falſchen Hadpels im Furſtenthum Halberftadt und dazu gas 
Graf⸗ und Herrichaften, 

(RC... Tom. ĩ. 6,615, Habes.Samaml. Bb. I. Abthl. 2.€..07); | 

5) das Ed. v. ©. Diez 1756, wegen des Garnhandeid und Aridi 

egaler Garn : Hadpeln in der Reumarl und derſelben combinirten Sternberg 
en — und Cottbudſchen Kreiſen. 
m. U.S. 45, Rabe's Samml. Bd. J. Abthi. 2. S. 470.); 

—* —8 d. 6. Sept. 1775, wegen Einführung eined gleiden Hund 
in ber Grafiegaft Mart, 

UN. €. C. Tom. V. e..©. 229, Rabes-Samm. ®b. I. Wötht.:1. Bd. Bd; 

. 1d) das Megl. v. 24. Zul 1788 über Ben Garnhandel m sänger pn 

(N. €. C. Tom, VII. ©. 2170, Rabe’ Samml. Bd. XII. S m 

Die Maaß⸗ und Gewigtö-D. vd. 16, Mal i816 red dumm 
w$.21.vor: ' 


N 





⸗ 


3) Die übrigen Befimmaugen ıder bier: ‚ertmäßnten e entpatien u 
—— Mbosfriften ‚über.den Handel mit a! s | 











Gengrhe ep Mae yah Sehmenbräghrtatn. .: At 


er in, denen Bropinzen üblichen dhanpel ‚mallen wir 
fi geſtatten. Be Pe en ne durd) Me AR ran Sr ih bon dem 


äuhlihen Dank in Kenntnig zu fegen find, geftempeit werden, und &8 findet auf bie - 

nen, weile Ah ungeftempeiter uber unrichfg geftempelter Hahdhaspein bedienen, 
}öcbinaftfär den Handel danach abzumeffen, dabjenige Anwendling. mag im g. 19 
Hmmt worden it. Kabrifanten, bleſbt nicht allein unbenommen, in ihren Werfätten 
etempeite Handhabpeln don bellebigem Umfange zu gebrauchen , fondern Ak 'tönnen 
* Cark, dad fle außer Ihren Wertſtätien zu Ihren! Bebrauce ſpinnen laſſen nach 
er beliebigen Hapel beſtellen, fo wie €6 —* freißeht, Rd) zum Abhaspei ded ledig⸗ 
'qu feinem eige nen Bedarf beſtimmten Barns, eines Wiktährlicen' — — 
bedienen. aud) bei vem Mafchinengefpinnft, ohne Unterfchled, ‚Tann jeder Yehrifaht 
hi Aejeige en gabbelh brauchen, bie feiner Konvenienz entſprechen. 

142, Pen ie beim —8 Thl. VI. des Wertes], ®b. 2. ©. 63.) 

—8* —38 auf dleſe Vorſchriften forderte dad C. M. ded K. Handels⸗ 
in.d. T. März 1818 fämmt, Reg. auf, Vorſchläge wegen Abſchaffung 
t ia den verſchiedenen robinzen üblichen Handhaspel uud Einführung eines 
Igemein gleichen Haſpelmaoßes zu machen. (A. IIL.480—2, 108.) 

Allein dieſe Maaßregel gelangte, weninftend nicht allgemein, zur Wußs 
er Ehbemertt daräber has. ber K. Min. bed Inn. für Bety. Ang. (d. Brenn), 
Mu. d..Rpl. (d. Moham) u. d. Fin. (d. Alvendleben) v. 25. Dt. 1837 : 
Dr Weg. wird auf den Ber. b. 10. Juni d. I.. in Betreff des Antcoges wegen 
Nellneg der Lnge und Breite eines Stüdes Zeineıanb auf die unter deut 18. Seht. 
% eafene Verf. des Finanzmin. und bed Win. des Inn. für. M. Angel. nerinieign, wonach 

nation En Bade nr —— geſetzlichen Behimmung nicht für angemeſſen 
f nnd dabei 
Bat die benorigorieke —8 wegen Ronttahention gegen die Geſtzmmun 
1 des. Regl. vom 28. Mai 1804 rüdiichtiih bed —— —*8 ſo lehrt bie 
ahcung In —* Provinzen, namentiich in Schieften, daß dergl. Vorſchrüten Den 
bon gegen Erwartungen nicht, entfprerhen, und ‚nicht aufrecht erhalten werden nnen. 
ihrend = in Brgenben, in denen e8 a Strafonbrohungen, nad) Maßgabe der'in dem 
= i 1804 enthaltenen und ah Pe immungeu über das ausſchließlich in 
| Baba Bag fen She maß fehlt, be ahatıdet fich giel oh ücs —* 
sefremt- Ueberbie at auch von der Einführung eined allgemeinen 
ee damit ber unbeneg und nicht zu befligeiben ‚Schmeikrigfeiten, 
nommen werden mülfen 
nden wiid e8 feinedimen geb —— für Vreußen be 5: Sin 
* * and. dom nah dem Rorbiibe e ber für Schleſten ge benen 


ae ich indeß für ben dortigen Weg. Bezirk, mo bas Kegl. v. 
fil 1804, La * eraltet und ben derzeitigen Werhättuiffen des Berverbäipeiene 
JE mehr entfprechend, Mi noch nicht ausbrüdtich aufgehoben iſt, bon dem Benreben, dei 
I defleiben durch Stra förohung aufrecht zu erhatten, günfrige Erfolge verſprechen Zu 
in; ‚m Dir nic! & dagegen erinnert, daß Sie nad) Ma abe bed 8. 11 der Fe 1. SH: 

Yr —X 7 damit borgehe, wobei die Analogie bed $. 12 ber Ma u 
eo 1) * Mel 1816 leitend fein mag. (A. XXL 1079 — 4, 193.) 


a) . Beh ‚ber Prohinz Schleflen, die V. vd. 2. Jyni 1827 ,beir. de 
geil, (am des Reinengeimerbed. (f. unten); 

b) in Betreff der Provinz Weſtphalen, Di V. v. 14. Juli 1843 wegen 
Kat —— ee Haspelmaßed für Handgefpiunft aus Flachs ‚In der 


(®., a 5 303, ſ. beim Moligel- Meſen [Ihl. VI des Mexles], Eubol. 


U —*8* Be das Iufammenlegen ber zum Berlauf 
Immtey ‚Aciaimand 





Publ. der u Minden vb. Zeni 1817. L 899-2. 
NT: für‘ Dig Ele erahten. BR oge u 
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GR, de. Min. ded H. u. d. G. (G. Buͤlow) v. 17. Der, 1811e 
ſämmtl. K. Reg. | 
Das bisher In manchen Gegenden beobachtete Verfahren, bie. zu Werkauf ger 
Leinwand durchaus, ohne fie zufammen zu:tegen, aufzurollen, fett die Käufer außer 
die gleichartige Befchaffenheit eines Stücks ohne vielen Zeitverluft zu prüfen. 
. Dieferhatb bin ich durch gefchehene Anträge veranlaßt, zu beftimmen, daß vonl. 
‚8.3. ab, alle Leinwand ohne Unterſchied, welche in den Handel kommt, bit 
aufammengelegt, und für jebes von dem gedachten Zeitpuntte an blos 4 
| —5 geftellte Stüd Leinwand efne Strafe von Einem halben Thaler gegebe 
, en d W I} 
Die K. Reg. wird angemwiefen, dieſe Unordnung zur öffentt. Kenntniß zu bringk, 
(A. I. 71 — 4, 485. v | 
III. Beftimmungen, betr. Die Vermeidung der Verfälfhungkim 
ner Bewebe burd Beimifhung von Baummolle 
- TER. Bed K. Kin. Min; (v. Duͤesberg) v. 30. Stpt. 1847 an (uk 
K. Provinzial» Steuerdireftoren, reſp. Reg., mit einer Anleitung zur Pro 
keinener Gewehe: hinſichtliich einer etwaigen Beimifhung von Baumwolle. 
Die von dem hiefigen Vereine für Gewerbfleiß geftellte Breidaufgabe: 
‘ ‚ein biöher nicht befannted, möglihft einfaches und nicht zeitraubendes Mittel ah 
‘ ben, um bon jedem angeblich Ieinenen Gewebe mit Beftimmtheit angeben zu nad 
ob daſſelbe aus reinem Leinen oder aus Leinen und Baummolle beftehe, " 
iſt durch den Kaufmann Lehnerdt hiefelbft gelöft worden; welchem daher ber gedetht ke 
ein ben Preis zuerfannt hat - - i ' 
i Da das in Rede ftehenbe Verfahren fehr einfach und leicht anwendbar if, fo eh 
daſſelbe wohl geeignet, in vorfommenden Fällen auch don den Zoll« und Stu 
in Anwendung gedracht zu werden und es if zu dem Ende von ber:deöfgllfigen Anl 
(Ani. a.) ein deſonderer: Abdruck veranftaltet worden. ' Won letzterem erfolgen ait- 
: Exemplare zur Vertheilung an diejenigen Wemter, von welden anztmehmen it, kb 
ben Fall kommen möchten, davon Gebtuuch zu machen. 2 


Anl.a. . u “ , 
Verfahren, den Baumtollen-Behalt in einem Damit verfälfchten Leinengep#? 

. J entdecken. 

Das zu prüfende Gewebe wird zuvor in heißem Seifenwaſſer durch ER le 
Durchwaſchen von aller Appretur gänzlich befreit, worauf durch toieberholtes HS 
‚mit, reinem warmen Wafler dad Seifenwaſſer daraus entfernt, und das fü 
Gewebe wicher volltommen getrodnetivird. Darauf ftelt man auf eine Or 
bie hatb mit Waſſer gefünt in 1), ein LZitörglas oder Heined Weinglad, und gi 
Glas bis faft an den Rand voll mit gewöhnlicher, im Handel vorfommender engliläk 
Schwefelfäure von 86° Baumes — 1,834 fpesifiihen Gewicht. Man imbl 1 
einen, von dem auf obige Art zur Prüfung vorbereiteten Gewebe abgefchnittenen Cr 
aufrecht in bad Glas mit Schmwefeljäure, und zwar fo, daß nur bie eine Haft ak 
Schroefelläure fteht, die andere Hälfte dieſes Probeſtreifens aber frei auß ber SA f 
fäure herausragt. So läßt man ‚ven Probetreifen eine Minute bis ander 

Minuten lang unberührt in ber. Schivefelfäure ftehen, und. wirft ihn dann pi — 
in dad Waſſer der Untertaſſe, worin er einige Augenblicke ruhig bleiben muß· 
ſpült man in einem tiefen Teller ben Brobeftreifen mit etwas reinem Waſſer, und mäfd! 
zartes Drüdfen und borfichtiges gelindes Reiben die jest daran klebende Ballerte ab, 
ihn dann durch Seifenwaſſer ober eine ſehr verbünnte Kallauflöfung, und legt ihn 
auf eöfäpagter ; ohne ihn jedoch dazwiſchen auszudrüden, in der freien Luft jun a 
zen au. - on une 

" War bad Getvebe reines Leinen, fo find ale Fäden deſſelben noch; volfäntk! 

anben; mar bad Gewebe hingegen gemiſcht, fo ift der. Baumwollengehalt Bere 
Batimmollenfüben fehlen, und bas Leinen ‚bleibt bon ſchoͤn rein weißer Farbe ald 
r — 


ß- | | 
Die Rejultate Ant in folgenden Proben ‚am beutlichften erfichtlich?). 


Es iſt eine lange befanhte Sache, daß Biumwolle und Leinwand burd Stat 
fäure, unter Bildung einer dein Deztrin ähnlichen Baherte Torrodiet-(zerftärt) MP 


| 

« A) Belftar lagenen Geweben iſt eß gut, warmes Waffer anzuwenden. 
“ “ —A der bier erwa ——ã Bat bei dem gegerkroärtigen — 
nicht ſtattfinden toͤnnen. 
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en fo befannt iſt e8 auch ferner, daß biefe Korrobirung und Umwandlung in Dextrin 
ter, und Schneller bei Baummolle, ald bei der Leinenfafer ftattfindet. Nach allem bis 
bin Erperimentirten erfolgte jedoch jedesmal eine gleichzeitige Mitforrodirung des Leis’ 
a mit der Baumwolle, obſchon letztere feichter zerftört murbe. Es kam alfo darauf an, 
ı Mittel aufzufinden, wodurd die Echmefelfäure nur die Baumwolle allein forrodirt, 
deinen hingegen unverfehrt zurüdtaffen muß. Diefed Mittel beruht auf dem Mifchen. 
r Schwefelläure mit Waſſer / was hier durch eine einzige und einfache Manipulation in 
xacher Richtung zur Scheibungsmethode der Baumtolle vom Leinen benußt iſt. Nach 
reinen Seite ‚hin iſt es die beim Mifchen ber Schmwefelfäure mit. Waſſer ftattfindende 
mberaturerhöhung zur Korrodirung (Zerftörung) der Baummolle; nad der andern. 
te hin die beim Mifchen der Schwefelfäure mit Waffer erfolgende Verdünnung zur 
niervirting, Erhaltung bes Leinen. ... 


Ehon während dad zu pröfende Gewebe in der Schwefelfäure fteht, beginnt, wenn 
beummollehaltig, die Zerftörung und Umwandlung deſſelben, als ber leichtern Eintoire 
ng fühlg, in gallertartige8 Dextrin, wird aber durch bie Temperaturerhöhung beim Ein» 
ein bed mit der Schwefelfäure getränften Probeftreifend ins Waſſer vollendet, wobei 
m bie gleichzeltig dabei ftatifindende Werbünnung ber in dem Prabeftreifen sefinbiichen 
chweſelſaure jede meitere Einwirkung auf dad Leinen hemmt. . 

Hier iſt zunächft zu bemerken, daß, aud) wenn das zu prüfende Gewebe reines Leinen 
doch ein ſchwaches Uingegriffenfein deſſelben fihtbar wird, was fi an der fertigen 
1obe dard) eine Art von erhaltener Durchſichtigkeit kenntlich macht. Es fehlen in einem. 
Achen Kalle jedoch feine Käden, bie Fäden find alle voflzählig, Ne find nur eiwas bünner 
eivorden, da, wie oben ermähnt, dad Leinen eben keineswegs unempfindlich gegen die Ein-. 
Arfung der Schwefelfäure ift. 

Die zuerft in der Worfchrift angegebene vollſtändige Meinigung bes zu prüfenden. 
jewebeß von.der Appretur ift durchaus nothivendig, da bei Bemeben, welchen man bie 
ippretur gelaſſen hat, fetbft wenn fle fehr ftart mit Baumwolle vermiſcht find, fein Reſul⸗ 
at erhalten wird, indem bie Schwefelfäure nur auf bie Appretur forrodirend einwirkt, 
he bis zum Gewebe zu bringen. 


Eine größere Menge Waffer zum Waſſern bed angefänerten Probeftreifens, als die In 
'er Untertaſſe bezeichnete, iſt nicht anzurathen, weil beim Vorhandenſein größerer Waſſer⸗ 
aengen die zur vollfiändigen Korrodirung der Baumwolle erforderliche erhöhte Tempera« 
ur fonft teicht nicht entftehen Fönnte, aus welchem Grunde aud) in ber Anmerkung, bei 
tart geſchlagenen Geweben, bie Anwendung bon warmem Waſſer empfohlen iſt. Vor 
len Dingen ft zu heobachten, daß der in das Waffer der Untertafle geworfene angefäuerte 
Prodeftzeifen gang ruhig einige Zeit liegen bleibe. Spühlt.man den angefäuerten Brobe- 
reifen — —* und Herbewegen ab, fo mißlingt der Verſuch 

Eben fo IR eine größere Menge Schioefelfäure als ein Liförglas oder Heined Weine 
1108 boll, niht,ratyfam, da ja nur der Probefireifen darin genetzt werden fol, eine größere 
Dienge alio unnüg iſt. — Daf dad Glas mit der Schwefelſäure in der Untertaffe ftehen 
ar angerathen,, um das Verberben der Möbel durch auftropfende Schwefelſaͤure 

erhüten. 
„ Die Zeitdauer einer Minute, als Minimum, bis anderthalb Minuten ald Mazimum, 
oührend weicher ber Brobeftrelfen in der Echwefelfäure verweilen muß, if p ünktlich zu 
efolgen, ſoll das Refultat ein richtiges und zuverläßiges fein. Gin fürzered Verweilen 
icdt ger fein, ober doch wur ein unvoſitkommenes, unfidhered Btefultat. Ein Ueberfchreiten 
et angegebenen Zeitvauer hat ein zu ſtarkes Angreifen der Zeinenpfäden zur Folge, mas 
amenttic, beim Ausmafchen des Probeſtreifens allerlei fleine Unnannehmlichteiten herbei⸗ 
Ihrt, und dag Mefultat undeutiich macht. . 

Der Rugen, nur die eine Hälfte des Wrobeftreifens zu fäuern, bie andere Hälfte frei 
u der Schtoefelfäure herauöftehen zu laflen, wird beim Erkennen über die Art ber. Vei- 
"engung erſichtlich da namentlich bei ſchwach mit Baumwolle gemilchten Geweben, durch 
a hung der forrobirten mit der unkorrobirten Hälfte, Die Beurtheilung an Beftimmt- 

nnt. 

Dad Fortwaſchen der durch die Zerftörung der Baummolle entftandenen Mebrigen 
hllerte, weiche theiis auf, theils zwiſchen dem zurückgebliebenen Gewebe liegt, macht mit⸗ 
aler ee niteiten; man kann fly aber daffelbe erleichtern, wenn man zum Auswaſchen. 
an des Sei enwaſſers, wozu man am beſten Marſeillerſeife nimmt, eine ſehr verdünnte 
Alaufldfung, wie auch ſchon in der Vorfcrift,angebeutet worden. anwendet. Da es 
doc) bei aller Sorgfait nicht moͤgllch ift, „alle Baflerte von dem zurüdbieibenden Leinen» 
wede rein zu entfernen, fonbern ein geringer Mnthell davon an ben Zeinenpfäden, biefe 
niötiehenb, haften bleibt; fo ift e8 ſehr zu widertathen, die ausgewaſchenen Brobeftreifen 

ſchen Löfhpapter auszubräden, indem biefer Reſt Gallerte ſich in die Zwiſchenraͤume 


— 
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7 Von der Cafdehderung ber Fette FR 
DEN ee DrädE: biefe vertleiſtert und das Hefittal der Präfınd unbertich afäh 


nen m 


. Bon dem anf dem Scnentfeictt feſtgetrocneten galertarligen Dexttin konnt eng 
du bie zurädblefbennen Leinenfäben eine flarre harte Beichaffenheit beim Anfühlen ha 
Doffeide I auch bei den Wroben mit reinem Leinen der all, da, wie oben gejcht, % 
Leinenhfäden aleröin ) Auch eine Umwandlung In gallertartiges Degtrin Ver Ve 

Hana ber, —X ürk geftatten, die unter den hier obwaltenden Umſtänden ſut 
nur eine geringe if. | Ba 

| hi der räfung bon Selnenfäden ati Baumwollen ⸗Beimiſchung fft eb nicht 
dieſelden, nachdem fie mit Schwefeifäure ungefäuert find, in Wdffer zu meifen. Et 
oben befindliche Sc 

8 erforvertich Ift. 


fie an der Luft aufzuhlingen, Indem bie In dem geträntten 
fo Diet Itz cugten aus der atmoſphaͤriſchen Luft anzieht, 
WIR: WE. 1847. ©. 297. Nr. 368.) 


3 | Zmweited Kapitel 
Beftimmungen, welche fich auf die einzelnen Landestheile bezicha 
L Hrovin) Schleſlen und Grafſchaft Glatz. 
1) V. v. 2. Juni 1827, betr. die polizeil. Verhältniſſe ded Leinengeich 
in Echieſten und der Grafſchaft Glatz. 


Wir Friedrich Wilhelm rc. ꝛc. Schon feit mehreren Jahren iſt das Beduͤrfuhj m 
tanut worden, bie Leinwand⸗ and Schleierorbnung für dad ſonveraine Herzogthumeib 
ſien und die Grafſchaft Glatz v. 6. April 1788 einer Reviſton zu unterwerfen, und Ne 
VBedärfsif Hat ſich In neuerer Zeit, nach ben in ber allgemeinen Gewerb⸗ und Step 
gebung eingetretenen ‚Beränberungen, fo mie nad) ben Fortfchritten des Gebirgt har⸗ 
ftandes in Bildung umd eigener Thätigfelt, bei welchen die frühere befönbere Eiaty 
ber Landespollzei auf Dad Leinen-Bewerbe nicht mehr in gleichem Brabe nöthig wind 

deutlicher an den Tag gelegt. J 

Siebon In Kenntniß geſetzt, hahen Wir den Gegenſtand, nach feiner Wihlgit 
Unfere getreue Provinz Schieften, unter, mehrmaliger Zuziehung der ſachkundigſten is 
Kaufleute de. Bebirgeh, in forgfältige Erwägung nehmen laſſen. 

- Mir haben dadurch bie Heberzeugung erlangt, daß bie gegenwärtigen alle 
Berhättuigie des Leinen-Wiumufoltur» und Sandelögewerbes andermweite gefegiikW® 
nangen für daſſelbe auch in Scitelen erforderlich machen. _ 

Indem Wir daher die norgedacte Lelnwand- und Schleierorbuung, neh dat 
Beziehung auf dieleibe ergangenen fpäteren Beſtimmungen, hierdurd) aufheben, verik! 
Wir, nach angehörtem Butachten Unſerer getrenen Stände, für Unſere Bropia; 
mit Undnahme des dazu geichlagenen oberlaufigifchen Gebiets, wie folgt: 

. Flachbhandel. 
8. 1. In Anſehung bed Flachohandeis im Broßen ſoll es üͤberall bei ben ir 
Gewohnheiten fein Beenden behalten. 

8. 2. Auc, beim Berfaufe nad) Kioben, es fel auf öffentlichen Wrärkten, oder uf 
Benfelden, foll das Gewicht der Kloben. wie biäher, unbeftimmt bleiben; ba cd im 
ſeibſt verſteht, daß der Verkäufer dem Käufer für das ihm angegebene Gewicht haften mt 

Die Kioben müfien jedoch fo gebunden fein, daß die innere Beichaffenhelt bed No 
Reicht unterſucht werden Tann. 

3 gemeinen ® Fr bf8 auf weitere Beftfnai 
. „8.3. Zum allgemeinen Barnmaaße fol audy fernrr, 68 au ! 

Gkuifhheh er Maah- und Gewichtoorbnung d. 16. Wtai 1816 &. 21, eine Meike (de 
ei) dienen, welche Sp, ı) preuß. Ellen im Umfange hat, und aifo mit der NK | 

lichen iangen Welfe Rena bereinfommt. un 

Iwanzig Fäden biefer Lange bwen ein Behind, Ardanatg Bebim eine Jakdel. Lö 
— ober drei Zaspeln eine Strähne, vier Strähnen ein Stüd, und fehärg e⸗ 
n da. 


3.4. Eben fo for ch m kkiſthung bed Mafdhtrengeffinhfteß bei der den Baia 
(te in dem vorgedachten 8; der Rauße und Gernictöorbnung vorläufig zugetant 
reipeit noch ferner fben. . 
0.8. Wer dert Hört ——————— durch Feine Horhhenh ᷣ 
8. erfäu „ober dazu bu e 
den 1äßt, barf N) the hf6erh, 016 geeithter Belfen bebfenen, noch Aberipeapt a? 


3) Ser beiäpe 8’Pröl: kuen, 1 Oieitet. 1 Wal, vb 12h 


/ 
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d diefe, heſthes. noch in feiner Behaufung dulben; bei Strafe von Einem Thaler für 
ve ungeeichte Weife, die bei ihm angetroffen würbe. 

Ungeeidhte, wenn gieidy richtige Weifen folder Perſonen müffen nachträglich geftem- 
it, unridhtige aber verbrannt werben. 


Sarnhanbel. - 

8.8. Eine Strähne Handgeſpinnſt. die anf oͤffentlichen Märkten feil geboten oder 
tfauft wird. und in der gefeßlichen Weiflänge, Yüden- ober Gebindezahl Unrichtigfeiten 
that, muß fonflözirt werben. 

Hierbei macht es feinen Unterſchied, in welcher Hand vergleichen unrichtiges Garn 
gefunden wird; es fel des Spinners, des Spinnhern ober eined Barnhändierd, daB 
eined Solchen. der es zum Wiederverfauf an ſich gebracht hat. 

8.7. Garnhändlern, bie wegen Unrichtigfeit ihres Garns in Weife- ober Bebinte- 
H, fhon zweimal mit Konflötation der betroffenen Waare beftraft worden find, foll, 
enn fle ih zum drittenmal einer ſolchen Kontravention ſchuldig machen, der Betrieb 
8 Gewerbes umterfagt werben. 

8.8 Wer Handgarn auf öffentlihem Marfte feilftell, muß das Kett- und dad 
hußgern, jede befonders, in Bünteln auslegen, bie mit einem einzigen Bande in der 
Ritte umfchlungen, und mit des Verfüufers Namen bezeichnet find. i 

Außerdem muß jeded Bündel nur Garn von gleicher Feinheit und Stärfe enthalten, 
— Ueberſchriſt, ald zur Werfte (Kette) ober zum Schuß (Einſchlag) beſtimmt, be⸗ 
eichnet fein. 

Hondgarn, welches nicht in dieſer Art für ben Markwerkehr zugerichtet if, deſſen 
Fellbetung und Verkauf dürfen die Marktpolizei-Behörben nicht geftatten. 

8.9, Maſchinengarm wenn befien. Weiflänge und Eintheilung von ber $. 3 angeorb- 
ieten abweicht, Darf nur mit einem daran geheiteten Zettel, tcorauf die Ellenzahl, welche 
er Vertäufer bertreten will, mit feiner Ramendunterſchrift angegeben ift, verfauft oder 
uf Öffentliihen Märkten feilgeboten werden, bei Strafe von Einem Thaler für jeden 
lebertretungsfall. 

, „ Empfängt ver Käufer dennoch weniger, als bie angegebene Ellenzahl; fo ih ber Ber» 
'aufer ſchuldig. ihm den Echaden zu erießen, und verfällt außerdem in eine Geldftrafe, 
neihe dem ahtfachen Werthe des fehlenden Garns gleich iſt. 


Weberbiätter. 

8. 10. Auf jedem Weberblatte fol die Breite, bie Gangzahl und die Art des Gewebes, 
wozu das Blatt beffimmt ift, deutlich bezeichnet fein. 

Die Bezeichnung fol gemäß den Borfchriften gefcheher., welche bie Reg. ber Probinz, 
—& des Bebürfniffes der Manufaktur und des Handels, jest oder künftig 

141 n. 

Ausgesommen hiervon bleiben für jetzt lediglich diejenigen Blätter, welche zu Haus⸗, 
Ead:, Bad- und Schetterleinwand, deegl. zu Geweben. die durch Tritt oder Zug ge⸗ 
muftert werben, oder zu folden, Die Wolle, Eeide oder Baumwolle in Kette oter Ein- 
ſHlag entalten, dienen follen; fo wie diejenigen, welche Zabrifherren oder Verleger zum 
Gebrauch, ihrer Lohn» oder Verlagöweber anfertigen laffen. 

. 8-11. Kein Blatibinder darf ein neues Weberblatt, ober ein in Breite oder Rietzahl 
geänderte, wenn ed nidyt zu den im vorfiehenden 8. undgenommenen gehört, aus ber 
Hand geben, ohne die ebendaſelbſt gedachten Bezeihnungen ‚ und außerdem feinen 
Namendzug, deutiich eingebrannt, aud) zugleich etwanige Aitere, unpaflenb gewordene 
Keielhntmgen audgelöfcht zu haben; bei Strafe von Einem Thaler für jeden Hebers 

gofa 

8.12. If} die Bezeichnung, womit der Blaitbinder ein Blatt verabfoigt, blos un⸗ 
bollftändig geihehen; fo muß derfeibe den Fehler unentgelblich verbeſſern, und bat 
Einen Haiben Thaler Strafe bermiıtt. Enthäit fie aber ſogar eine falfche Angabe ; 
Io muß er den Werth des Blatt als Strafe erlegen. | 

8.13. Die Eihungsämter follen den Blatibindern Die Stemipel, beren fle zum Ein- 
breunen ber Bezeichnungen (88. 10 und 11) bebürfen, gegen Erſtattung ber Xoften, liefern, 
und fie bon abgehenden Blattbindern wieder einziehen. 

Die örtliche Polizei ift verpflichtet, für die Zuruͤcklieferung derſelben zu forgen, wenn 
ein Blattbinder ſtirbt, oder fein Gewerbe aufgiebt. 

8. 14. In allen Weberblättern ohne Aubnatzne, fle mögen nach 88. 10 und 11 bes 
zeichnet werden ſollen oder nicht, muͤſſen dennsch die Niete in durchaus gleicher Eutfer⸗ 
nung bon einander ftehen. 

Dlattbinder, welche neue Blätter verkaufen, ober ausgebeſſerte a in denen 
R Fietſtand ungleich ift, folen diefelben unenigeidlich umarbeiken und außerdem ben 
eith des Blattes als Strafe erlegen. 


* 


| find, wird durchaus verboten, an den Eaal-Enden Kiete leer gehen zu laffen; 184 


[4 


‚brannten Namen bed Befiterd verfehen fein; im entgegengejegten alle find aud Ri 


\ 
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_ 8. 15, It ein Blattibinder breimal in bie 88. 11, 12 oder 14 angebeohlen Ehae 
verfallen; fo foll ihm, wenn er zum vierten Male fehlerhaft verfertigte ober bezeich 
Bıätter in den Gebrauch der Weber bringt, ber Betrieb feines Gewerbes nicht weite; 
ftattet, ‚und e8 follen ihm dann die Stempel abgenommen werben. 

8..16. Wer zur Ausübung ded Blattbinder⸗Gewerbes nicht befugt iſt. (dad hi 
wem überhaupt feine Etempel anvertraut gemefen, oder wen fie wegen Mifbrauds ug 
8. 18 abgenommen worden) dennoch aber ein geftempeltes Blatt In Breite oder Rica 
ändert. oder ein Blattbinterzeihen nachmadıt, oder verfälfcht, fo wie ein Jeder, dar 
gleihförminen Rietfiand eines Wlatted abändert, hat, infofern dabei ein bloßes Leriry 
aus fahrläfftgem ®emwerböbetriebe zum Grunde Ilegt, eine Strafe von Zehn Thal 
berwirkt; mo aber Verdacht eines abſtchtlichen Betruges aus Einverftändniß mit den? 
ſteller entftehet, müflen die Polizel-Behörden den Fall weiter verfolgen, und ihn dem 
finden nach zur Kriminal⸗Unterſuchung und Beitrafung nach dem U. L. R. Thl. IL Ai! 
8. 1441 bringen. N 


Meberei. 

8. 17. Weber, melde andere Leinenwaaren, ald: Haus⸗, Sad, Bad: und 
ter⸗Leinwand. gemufterte, oder mit Wolle, Seide oder Baummolie gemifcte Grm 
(8. 10) verfertigen,, dürfen fich Dabei nur ſolcher Blätter bevienen, welche mit dem f 
binderſtempel (88. 10 und 11) vollſtändig verſehen find. 
Ungeftempeite, oder unvoliftändig neftempeite Blätter werben konfidzirt; und ind 
zugleich unrichtig. fo follen fle dein Verfehr entzogen und daher verbrannt werden. 
In beiden Fällen müffen die Behörden zugleich auf Anzeige des Werfertigerd dris 

um aud) diefen nad) der gegenwärtigen ®. zur Strafe zu ziehen. 
8. 18. Blätter, weiche Fobrikherren oder Werlegern gehören, und bie clle, 1 

8. 10, der Stempelung nicht nothwendig bebürfen, müflen gleichwohl mit bem rs 



















im vorftehenvden 8. beftimmten Strafen unterworfen. 
8. 19. Den Webern, welche nad 8. 17 zur Führung geftempelter Blätter verhiih 


weniger Kettfäden auszufpannen, als das eingelegte Miet und die Battung bed zu ſaipß 
den Gewebes erfordern. | 

Wo ein folher Betrug auch nur Im geringften Grabe angetroffen wird, dal 
Kette dicht hinter dem vollendeten Theile des Gewebes abgefchnitten, und dad Eu# 
durch untauglich gemacht werden, in den Großhandel zu gelangen. 


Schau. 

8. 20. Zur Erleichterung des Ueberganges gewiſſer für den Großhandel befimed 
Leinenfabrikate aus ber Hand des Webers an den Kaufmarn, und un diefen zu ve 
perläfigerer Bedienung ber ausmärtigen Käufer in den Stand zu feßen; ſoll In den &:* 
Btagtichen Leinenmanufaltur- Bezirke, das ift, in den landräthlichen Kreiſen: Habafhne 
Giatz, Schweidnig, Waldenburg, Landshut, Bolkenhain, Schoͤnau, Hirfchberg EM 
berg und im attfchieflihen Theite des Kreifed Lauban die blöherige öffentliche Belize: 
oder Schau noch ferner beftchen. 

8. 21. Der Begenftand der Schau Ift, zu unterfuchen: ob bie Kabrifate durchiec 
gleichartig und unverietzt find° und daß das einzelne Etüd In dieſen Beziehungen hodett 
aud) von welcher Länge und Breite es fei, Durch Aufdruden eines Stempels zu bereut, 

8.22. Es follen auch künftig, tie bieher, nur folgende Leinenfabrirate als bieleny® 
welche vorzüglich Begenftände ded dusmärtigen Handels find, zur Schau angenontn 
werden, oder jhaubar fein, nämlich: 

. 1) fünfe und fehöptertelige Schleier und Leinwand, deren Breite 17555, und Iriin 
Ellen beträgt !); - 
2) ſechs⸗ ein halb viertelige und fleben vlertelige Schleier⸗ und Schock⸗Leinwand, MM 
140005 und Ira Ellen?); 
3) ſteben⸗ ein halb viertelige und acht biertelige Stüde Schleier, breit I,yr, M 
11500, Elen?’); ' 





2) Oder beinahe 1 Elle, I Sechszehntel und 
' 1 Elle, 1 Viertel A, Sechözehntel. 
2) Oder beinahe 1 Ele, 1 Viertel, I Achtel, r Sechszehntel und 
1 Elle, 2 Viertel, „2. .Sechözehntel. 
2) Oder beinahe 1 Elle, 2 Viertel, 144 Sechözehntel und 
1 Ele, 2 Viertel, 1 Achtel, 1% Sechszehntel. 


! ⸗ 
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fch8» ein halb biertelige und fiebenviertefige Weben und achtviertelige Schod- und 

Stüd-Lelnmand von 145, 1, und 1,75 Ellen Breite 1). 

8.23. Die Schau foll auch fernerhin durch Stempelmeifter und Schauämter verwal⸗ 
1 


erden. 
Die Stempelmeifter find beftimmt, bie fhaubaren Fabritate der Weber (8. 22) in ihrem 
ıZuftandezuunterfuchen, und wennfle nach 8.21 tüchtig befunden morben, zu ftempeln. 
Die Pflichten und Geſchäfte der Schauämter enthält der unten folgende 8. 48. 
8.24. Jeder Weberort muß an einen beftimmten Stempelmeifter gewiefen, und jeber 
pelmeifter einem gemifien Schauamte untergeorbnet werden. 
8. 25. Da das SchausInftitut zugleich den Webern zum Vorthell gereicht, infofern 
wnden Abfagihrer Zubrifate erleichtert, ohneihnen Koſten zu verurſachen; ſo iſt zu erwar⸗ 
of ſie ihre ſchaubaren Fabrlikate auch ferner von ſelbſt zur Unterſuchung einliefern werben. 
Wer indeſſen für feine Fabrikate der Schau entbehren zu können glaubt, dem ſoll 
r kein Zwang aufgelegt fein. j 
8.26. Bleichergeftalt, wenn einige oder mehrere Leinen⸗Groß⸗Handlungen es vor⸗ 
nfter Anden möchten, fich mit denjenigen Webern, mit melden fie ohnehin fhon 
d gernöhntiche Abnahme Ihrer Fabrifate in Verbindung find, oder mit einer gewiſſen 
al derieiben, durch freien Vertrag dahin zu vereinigen, daß fle gegenfeltig der öffent» 
n Stan entfagen, die Brivatbegtaubigung an deren Stelle feßen, und etwanige Strei⸗ 
iten durch fchieb8richterlichen Muöfpruch befeitigen wollen, fol dies denfelben nicht nur, 
& unter ber Verpflichtung, der vorgefeßten Reg. davon Anzeige zu machen, geftattet 
‚ Iondern Ihnen zugleih zur Vermittelung ſolcher Verträge, auf ihr Unfuchen, aller 
iMge Belftand won der Meg. geleiftet werben. 
8.27, Den Stempeimeiftern ſoll als Lohn für ihre Mühwaltung dad Etempelgelb 
Cheli werden; und zwar für jet nach den biöher üblichen Sägen, nämlich: 
alt de Pfennige für ein Stüd fünf- und fehöviertelige Leinwand oder Schleier 
MNolh - 


2 AHıR ! ennige für ein Stüd ſechs⸗ ein hafbpiertelige ober fiebenviertellge Schock⸗ 
wand und für ein Stüd ſechs⸗ ein halb» — fleben« — fieben ein halb» oder ad;tvier- 
t Schleier (88. 22 No. 2 und 3); 

3) Ein Silbergroſchen für eine ſechs⸗, ein halb» ober fiebenbiertelige Webe, oder « 
Stud achtviertelige Schock⸗ und Stüd-Leinwand (8. 22 No. 4). , 

8.28, Diefed Stempelgeld muß der Weber, wie es in älterer Zeit eingeführt war, 
feit dem Jahre 1821 wieder hergeftellt iſt, gleich bei Vorlegung ded Stücks, unmittel⸗ 

an den Stempelmeiſter bezahlen; er foll daſſelbe aber von den Großhändlern beim 
tlanſe der Waare zuruͤcempfangen, und zwar über ben bedungenen Kaufpreis. 
Gioßhoöndier, welche ſich ber Wiedererſtattung unter irgend einem Vorwande weigern 
len haben für jeden einzelnen Fall eine Strafe von Zehn Thalern verwirkt. 

8. 20. Menn ein Weber fi an einen Stempelmeifter wendet, welchem fein Wohn- 
zugewiejen iſt (8. 24), und wenn er dad Stempelgeld (88. 27, 28) im Voraus ertegt; 
a fein Fabrikat, infofern es Überhaupt zu den fchaubaren (8. 22) gehört, ohne Wivers 
zur Befhtigung angenommen werden. 

8. 30. Den Stempetmeiftern ift unterfagt, bon den Webern ein Mehreres, als das 
mpelgeib (8. 27) beträgt, unter welchem Vorwande es jel, zu fordern oder anzuneh⸗ 
spe ira, ihred Amts fofort entlaffen, auch zu folhem für die Zukunft unfähig 

au werden. — . 

8. 31. Wird die Waare bei der Durchmeflung und Beſichtigung nach Vorfchrift des — 
| für tüchtig anerfannt; fo bezeugt der Stempelmeifter dieſes Durch Aufdrucken des ihm 
iranten Stempelß. , 

Im entgegengefeßten Falle wird daͤs Stüd ohne Bezeichnung zurüdgegeben. , 
Der Stempel muß, wiebisher, unterjheidend angeben, welcher Stempelmeifter ihn führt. 
8.32. Stembetmeifter, welche Waaren zur Schau annehmen, die nicht zu den ſchau⸗ 
a (8. 22) gehören; oder, weiche untüchtige Waaren mit dem Schauftempel belegen; 
‚Beihe die Länge oder Breite unrichtig bezeichnen: müflen fofort, bei der erſten Kon« 
tation, von ihrem Amte entfernt, und niematd wieder als Stempelmeilter angeftellt werden. 
8. 33. Wenn ein Stempelmeifter die Annahme eines Waarenftüdd zur Schau, oder 
Siempelung nad) berfelben, verfagt, weil er dad Stüd entweber nicht für ſchaubar hätt, 

T untüchtig erfennt; fo Tann der Weber fordern , daß er ihm die Zurückweifung 


au oeinige, um die weitere Entjcheldung bei dem borgefeßten Schauamte (8. 24) 
n. 
— — —— — — 


') Oder beinahe 1 Ele, 1 Viertel, 1 Achtel, ar Schözehntel, 
1 Eile, 2 Biertel, „. Sechözehntel und 
1 Ede, 2 Vierte, 1 Mchtel, Ir Sechögehntel. 
Pd 
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. 8.15. Iſt ein Blattbinder dreimal in bie 88. 11, 12 oder 14 angebrobten Strafa 
verfallen; fo foll ihın, wenn er zum vierten Male fehlerhaft verfertigte ober bezeidyack 
Bıätter in den Bebrauc, ber Weber bringt, ber Betrieb feines Gewerdes nicht weiter ger 
ftattet,. und es follen Ihm dann die Stempel abgenommen werben. 

8..16. Wer zur Ausübung des Blattbinder⸗Gewerbes nicht befugt iſt. (dad heift, 
wem überhaupt feine Stempel anvertraut gemefen, ober men fie wegen Mißbrauchs ncd 
8. 18 abgenommen worden) dennoch aber ein geftempeltes Blatt in Breite oder Rietzehl 
äntert. oder ein Blattbinterzeihen nachmacht, oder verfälfcht, fo wie ein Jeder, der der 
gieihförmigen Rietſtand eines Wiatted abändert, hat, Infofern dabei ein bloßes Verjetes 
aus fuhrläffigem Bemerböbetriebe zum Grunde legt, eine Strafe von Zehn Thaler 
bermirkt; wo aber Verdacht eines abſtchtlichen Betruged aud Einverftändni mit bem & 
fteller entftehet, müflen die BollgeisBehörden den all weiter verfolgen, und ihn dem ie 
finden nach zur KriminalsUnterfuchung und Beftrafung nad dem U. 2. R. Thl. II. Ti 
8. 1441 dringen. — 


Weberei. 


8. 17. Weber, welche andere Leinenwaaren, als: Hause, Sack⸗ Bad- und Schr 
ter-2einwand, gemufterte, oder mit Wolle, Selde oder Baumwolle gemifchte Gewede 
(8. 10) verfertigen, dürfen fi Dabei nur folder Blätter bevienen, tmeldye mit dem Blau 
binderftempei (88. 10 und 11) vollfäntig’verfehen find. 

Ungeltempeite, oder undolftändig neftempeite Blätter werben konfiszirt; und find ſe 
zugleich unrichtig. fo folten fle dem Verfehr entzogen und daher verbrannt werben. 

n beiden Yällen müffen die Behörden zugleich auf Anzeige des Verfertiger& bringen. 
um auch dieſen nad) der gegenwärtigen ®. zur Strafe zu ziehen. 

8. 18. Blaͤtter, weiche Babrifherren oder Werlegern gehören, und bie olſo. nad 
8. 10, der Stempelung nicht nothwendig bedürfen, müſſen gleichwohl mit dem eingr- 
brannten Namen des Befiterd verfehen fein; im entgegengefegten Falle find auch Re den 
im vorſtehenden 8. beftimmten Strafen unterworfen. ‘ 

8. 19. Den Webern, welche nad) 8. 17 zur Führung geftempelter Blätter verpfliäkt 

find, wird durchaus veiboten, an den Saal⸗Enden Miete leer nehen zu laſſen; das ik, 
weniger Kettfäden auszuſpannen, als dad eingelegte Niet und die Battung des zu fertige 
den Gewebes erfordern. 

Wo ein folder Betrug auch nur im geringften Grabe angetroffen wirb, da fofär 
Kette dicht hinter dem vollendeten Theile deö Gewebes abgefchnitten, und das Shifär 
durch untauglich gemacht werden, in den Großhandel zu gelangen. 

Shau. . 

8. 20. Zur Erfeichterung des Ueberganges gewiffer für den Großhandel beftimmie 
Leirenfabilfate aus ber Hand des Webers an den Kaufmarn, und um diefen zu deſto m 
beriäffigerer Bedienung der auswärtigen Käufer In den Stand zu feßen, foll in dem Ed. 
Glatziſchen Leinenmanufalturs®ezirke, das iſt, in den landräthlichen Kreiſen: Habetfehtert, 
Glatz, Schweidnitz, Waldenburg, Landéhut, Bolkenhaln, Schoͤnau, Hirſchberg. Loͤwen⸗ 
berg und Im altſchleſtſchen Theile des Kreiſes Lauban bie biöherige oͤffentliche Beſtchtigun; 
oder Schau noch ferner beſtehen. 

8. 21. Der Begenftand der Schau Ift, zu unterfuchen: ob bie Kabrifate burchgänds 
gleichartig und unverlegt find? und daß dad einzeine Etüd In biefen Beziehungen tadehrt, 

auch bon welcher Länge und Breite es fei, Durch Aufdrucken eines Stempels zu Deglaubiger. 
\ 8.22 Es follen auch künftig, is bieher, nur folgende Zeinenfabrifate als diefenigen, 
welche vorzüglich Begenftände des Auswärtigen Handels find, zur Schau angenommm 
werden, oder ſchaubar fein, nämlich: 
1) fünf» und fehöplertellge Schieler und Leinwand, deren Breite 11358, und 17%, 
Ellen beträgt '); > 
2) ſecho⸗ ein halb viertelige und fleben viertelige Schleier. und Schock⸗Leinwand., brei 
140005 und Isyoz Ellen?); 
3) ficbens ein halb viertelige und acht biertelige Stüde Schleier, breit 114’, un 
175005 Elen?); 





2) Dder beinahe 1 Elle, If Sechszehntel und 
1 Eile, 1 Viertel A, Sechögzehntel. 
2) Dder beinahe 1 Etie, 1 Viertel, 1 Achtel, „Zr Sechszehntel und 
1 Ele, 2 Viertel, „2. Sechözehntel. 
2) Dder beinahe 1 Elle, 2 Niertel, 144 Sechözehntel und 
1Elle, 2 Viertel, 1 Achtel, 1% Sechszehntel. 
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ſcchs⸗- ein halb vlertelige und ſtebenvlertelige Weben und achtvlertelige Schock⸗ und 

Stüd-keinwand von 175, 155 und 1,75 Ellen Breite 1). 

—— Die Schau ſoll aud) fernerhin durch Siempelmeiſter und Schauämter verwal⸗ 
DETDEenN. ! 

Die Stempelmeifter find beftimmt, die ſchaubaren Fabrikate der Weber (8. 22) in ihrem 
n Zuftandezuunterfuchen, und wenn fie nach 8. 21 tüchtig befunden worden, zu ftempeln. 

Die Pflichten und Gefchäfte der Schauämter enthält der unten folgende 8. 48. 

3. 24. Jeder Weberort muß an einen beftimmten Stempelmeifter gewieſen, und jeder 
tmpelrmeifter einem gewiſſen Schauamte untergeorbnet werben. 

8. 25. Da das Schau-Inftitut zugleich den Webern zum Vortheif gereicht, infofern 
‚nen DenNbfagihrer Fabrikate erleichtert, ohneihnen Koſten zu verurfachen;; To iſt zu erwar⸗ 
daß ſte ihre ſchaubaren Fabrifate auch ferner von ſelbſt zur Unterſuchung einflefern werden. 
3er indeflen für feine Fabrikate der Schau entbehren zu können glaubt, bem fol 
in fein Zwang aufgelegt fein. _ 

3. 26. Bleihergeftaft, wenn einige oder mehrere Leinen⸗GOroß⸗Handlungen es vor⸗ 
thnafter finden möchten, ſich mit denjenigen Webern, mit weichen fie ohnehin ſchon 
bh gewöhnliche Abnahme ihrer Zabrifate in Verbindung find, oder mit einer gemiffen 
zahl derſelben, durch freien Vertrag dahin zu vereinigen, daß fle gegenfeitig der öffent- 
en Schau entiagen, die Privatbegtaubigung an deren Stelle fegen, und etwanige Streie 
feiten durch ſchiedérichterlichen Auoſpruch befeitinen wollen, fol dies benfelben nicht nur, 
och unter ber Verpflichtung, der vorgelegten Meg. davon Anzeige zu machen, geftattet 
n, fondern ihnen zugieich zur Vermittelung ſolcher Verträge, auf ihr Anſuchen, aller 
täffige Beiftand von der Meg. geleitet werben. 

8. 27. Den Stempelmeiftern ſoll als Lohn für Ihre Mühmaltung dad Etempelgeld | 
| Theis werden; und zwar für jeßt nach den bisher üblihen Sägen, nämlich: 

93) Rn e r Pfennige für ein Stüd fünf- und fechöptertelige Leinwand oder Schleier 
. 22, No.1); 

2) Acht Pfennige für ein Stüd ſechs⸗ ein halbviertelige oder fiebenbiertelige Schod« 
einwand und für ein Stüd ſechs⸗ ein halb⸗ — fieben- — fieben ein halb» oder ad;tvier- 
ige Schleier (88. 22 No. 2 und 3); 

3) Ein Siibergrofhen für eine ſechs⸗, ein halb» ober fiebenviertelige Webe, oder . 
a Stüd achtviertelige Schod- und Stüd-Leinwand (8. 22 No. 4), , 

8. 28. Diefed Stempelgeld muß ber Weber, mie e8 in älterer Zeit eingeführt war, 
nd feit dem Jahre 1821 wieder hergeftellt ift, gleich bei Borlegung des Stückd, unmittels 
ar an ben Stempelmeifter bezahlen; er foll daffelbe aber von ven Großhändlern beim 
Bertaufe der Waare zurüdempfangen, und zwar über den bedungenen Kaufpreis. 

Großhaͤndler, weiche fi der Wiedererftattung unter irgend einem Vorwande weigern 
ollten, haben für jeden einzelnen Fall eine Strafe von Zehn Thalern verwirkt. 

8. 29. Wenn ein Weber fi an einen Stempelmeifter wendet, welchem fein Wohn 
rt zugewiejſen ift (8. 24), und wenn er bad Stempelgeid (88. 27, 28) im Voraus eriegt; 

o fou fein Fabritat, infofern ed überhaupt zu den fchaubaren (8. 22) gehört, ohne Wider⸗ 
ede zur Befichtigung angenommen werben. 

8. 30. Den Stempetmelftern ift unterfagt, bon den Webern ein Mehreres, ald das 
Stempelgelb (8. 27) beträgt, unter welchem Vorwande es fei, zu fordern oder anzuneh⸗ 
nen; bei Strafe, ihres Amts fofort entlaffen, auch zu ſolchem für die Zukunft unfähig 
ertiärt zu werben. — . 

8.31. Wird die Waare beider Durchmeſſung und Beflhligung nad Vorſchrift des - 
3.21 für tüchtig anerfanntz fo bezeugt ber Stempelmeifter dieſes durch Hufbruden des ihm 
anvertranten Stempelß. . , 

Im entgegengrfegten Falle wird das Stüd ohne Bezeichnung zurüdgegeben. 

Der Stempelmuß, miebisher, untericheidend angeben, welcher Stempelmeifter ihn führt. 

. 8.32. Steinpelmeifter, melhe Waaren zur Schau annehmen, die nicht zu den ſchau⸗ 
baren (8. 22) gehören; ober, welche untüdhtige Waaren mit dem Schauftempei belegen; 
oder, welche die Länge oder Breite unrihtig bezeichnen: müflen fofort, bei ber erften Kon» 
travention, bon ihrem Amte entfernt, und niemals wieder ald Stempelmeifter angeftellt werden. 

8. 33. Wenn ein Stempelmeifter die Annahme eined Waarenftüds zur Schau, oder 
die Stempelung nad) berfeiben, verfagt, weil er das Stüd entweder nicht für ſchaubar hätt, 
oder für untüchtig erfennt; fo Tann der Weber fordern , daß er ihm die Zurüdiwellung 
ee a oeinigt, um bie weitere Entfcheidung bei dem borgefehten Schauamte (8. 24) 
nachzuſuchen. 


1) Oder beinahe 1 Elle, 1 Viertel, 1 Achtel, „4 Sechszehntel, 
Elle, 2 Viertel, „. Sechözehntel und 
1 Ede, 2 Viertel, 1 Achtel, 1% Sechögehntel.. 
Pd 


. 





. 


. die Fabrikate ihrer Verwandten und Schmäger Im erſten ober ziveiten (rate, 


- Stand der Fäden In Kette und Schuß, fo tie, daß das Grwebr ohne Schtuerhas 
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8. 34. Den Steinpelmeiftern wird zwar, wie bisher, geftattet, auch ihre cignen, 


ſchauen und zü ftempein; fie müffen aber auf jolhe Waaren ihre Namen neben ven 
pel deutlich auffchreiben. 

Wer ſich hierbei Unredlichkeiten zu Schulden kommen läßt, fol nicht nur ſoglei 
dem erſten Kontraventionsfalle feines Dienſtes auf immer entfetzt, ſondern auch, nad 
maabe der Verſchuldung, mit polizelticher Gefängnißftrafe big auf vier Wochen 

erden. 
8.35. Die Etempelmeifter müflen bie ihnen anpertrauten Stempel forgfällig 


Zehn Thalern verwirkt; wer aber die Anfertigung, im Einverftändniß mit dem 
zu betrügerifchen Iwecken, oder zu feinem eigenen Gebrauch, unternommen hat; beikl, 
einen Stempelabdrud durch Rahahmung oder fonft berfälfcht: foll zur Krimindl- 
fuhung gezogen werden. , 

8. 37. Die Stempeimeifter follen nur auf Kündigung angeftellt werben, bamt 
Entlaffung ohme Weitläufigfeit erfolgen fönne, wenn fie ihren Obliegenhriten zu geri 
micht geſchickt befunden würden, oder fle vernadyläffigen, oder in Anfehung des € 
weſens überhaupt andere Einrichtungen nöthig erachtet werben follten. . 

Verkehr zwifhen den Webern und den Kaufleuten. 

8. 38. Auf den Leinwandmärkten bärfen nar ſolche Gewebe feitgeboten keit 
welche anf die halbe Breite gebtochen, in Bruchform blättermeife zufammengelegt dd 
brei Heften verſchloſſen find, Die vom Nüden- und Saal-Ende mindeftens vier ET) 
ben, und durch Aufziehen der Schleifen leicht geöffnet werben Können; bei Sharm 
Einem hab en Thaler für jede Uebertretung. u 

8. 39. Ber rohe Beldebe verfauft, fie mögen geſchaut fein oder nicht, ober ande 
haupt nicht zu den ſchaubaren gehören, muß beanot) nicht nur bie angegebene * 
Breite derſelben, ſondern auch die gleichmäßige Feinheit des Garne, nad ba 


andere Loͤcher ſei, vertreten; es ſei denn, daß er ſelbſt das Waarenſtuͤck beim Fenm⸗ 
fehlerhaft bezeichnet hätte. 

Daß diefed geſchehen fel, fol angenontnen werden, wenn bei ber Keltbiehunie 
nach 8. 38 zuſammengelegten Gewebe, ein Zipfel an beiden Enden, werigſtent MA 
lang, herausgehangen hat, und wenn zugleich auf biefen Zipfetn, und zwar bei Net 
Stüden neben ben Schauſtempeln, ein F. (fehlerhaft) mit Dinte deutlich gefchriber M 
gefunden wird. 

8. 40. Derienige Leinwand⸗ und Schleierfäufer, welcher. auf Ihm angetragen Dit 
wider den Willen des Beſitzers, feln von dieſem zurückgewieſenes Gebot fchreibl, oa 
irgend ein Zeidjen darauf ſetzt, verfällt für jeden einzelnen Fall im eime Strafe vor Jet; 

halern. 

8. 41. Leinwandkäufer, welche wegen geſetzwidriger Bezeichnung der ihien zuni= 
üngefragenen Waare brelinat beftraft worden find, follen ein Jahr lang ven almdk 
ten vom Ankaufe roher Waaren u Hr inerben. 

e aden. 

8. 42. Wenn ein Bleicher fchadhafte Gewebe zum Weichen enipfängt, fo han m® 
binnen vierzehn Tagen dem Eigenthümer zurückgeben. 

Nach Ablauf diefer Frift foll angenommen werden, daß ber Schaten hd I 
Schuld entſtauden fei, und er ift alddann zur Vertretung verpflichtek. 

, Ausführung der vorfiehenden Befimmung n 

8. 43. Unfern Meg. zu Bredlan und Regnitz überkaffen Wir, in ihren Beziftt m 
wo biefe ſich berühren, ben Umſtaͤnden nad), unter gemeinfehafttihem Einverſtändeſt 
Orte zu beftimmen, wo Stemdermeifber artdtın weichet Auzahil amgeftelif, fo wie blatt 
Weberorte, welche jedein Gtampelimdtfter zugewieſen werden ſollen. (8.-24.) 
ai e. Kr Kreis —— an op, bi ——ã—ùᷓ——— zu waͤhlen, fie zu 

enſtg ten anzuweiſen, zu bereidigen, und in Au zu halten. 
. &ben Dinfeiben fich dtsch die Kündigurg md Enttuffung, den Enllafenen je0“ 
Ötefurd an die borgefehte Weg: zu. * 

8.45. Die zur Zeit vorhandenen Schau- und Stempel-Utenſllien ſind ud 7 
Anventarienfüde. Die Stempelmeifter find ſchuldig, biefeiden aus Agenen rn 
dienfttauglihem Stande zu Krfaften. Mad davon undrauchbar wird, na in 
des Landraths, neu an Ieß und die Audzabe bon dei etenpeimeitet erfeht * 
Sollten neue Stellen, ben ſchon vorhundenen, errichtet werden; jo muͤſſen 
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Immten Stempelmeiſter die Koſten für bie Utenſtllen tragen, wogegen ſie oder Ihre Erben 
darüber mit ihren Nachfolgern vergleichen koͤnnen. , 
8.46. Die zur Zeit beftehenden ftädtifhien Schauämter follen beibehalten und ben 

fänden nach, fo melt bie Reg. es für nöthig erachten, vermehrt werden. | 

8. 47. Jedes Schauamt foll aus einem fachfundigen Mitgliede der Ortd⸗Polizel⸗ 

—— endeten, und and zwei bI8 vier fachverftändigen Schaumeiftern aus dem 

de ! N. 

* Dtert wird von ber Bley. beſtellt, Vie Schaumeiſter find von den Landräthen 

ufehen. (8.44) J | 

Der oh ent verwaltet fein’ Amt unehtgeltfich; die Schaumeiſter zufammengenom» 

a beiehien; In’ vottommenden Fällen, dad doppelte Schaugeld der Stempeimeifter. 

8.48. Die Beftinimung der Schauämtet ift: Zu 

ı) Streitigkeiten zwiſchen den Kaufleuten und Webern “über ge» und verfaufte Leinen⸗ 
fübrifofe ‚oder zwiſchen jenen oder diefen mit ben Stempelmeiftern, welche auf bie 
Geihäftsführung berfeibeh Saus haben, ſchledorichterlich zu entfcheiben ; 

b) Kontrabentionen gegen diefe 8., In ſoweit foiche die Schau betreffen, anf Anzeige 
eines Betheiligten, ober anf Anorbnung ber botgefegten Behörde, fchnell und genau 
zu unterfuchen ; wobei fie bie in Unfprud genommenen Gewebe einer befonderd 
anfmerffanten Ylacıfdhatı zu unterwerfen haben. 

In beiden Fällen hat derjenige Theil, wiber welchen entſchieden wird, hie Koften zu 

} 


m u 

8.49: Die Schauimeiſter in ben größern Städten follen zunächſt den Magiftraten 
ntereorbnet fein; in ben kleinern Städten hingegen, und, mo ed etiva ber Fall märe, In 
n Dörfern, Mnð bie Bro ermäthitigt, nah Maaßgabe ber örflihen Verhältniffe, bie 
&hörbe zu beitiinhen, welche ben Schäuämitern zunächſt borgefeßt fein foll. 

8.50. Saͤmmtliche Schaubeamte, ſowohl bie Sternpetmeifter, al6 die fachnerftändigen 
Igtieber bet Schanärtiter, find zwar, al Organe ber Landeöpolizei-Werwaltung, mithin 
9 Stamöheafiite, zu betrachten; wie aber Bereitö (8. 37) in Anfehung der Stempelmeifter 
ttorbnet iit, daß fle nter auf Kündigung angeftellt werden foßten,’fo —* eben dieſes, aus 
chen Gründen, auch bei den fachverftändigen Mitgliedern ber Schauämter beobachtet 


8.01. ie Slempelmeiſter tind die Schauamter follen bon Unfern Meg. mit Inftr. 


triehen werben, worjn zugleich beſtimmt werden muß: weltches Verfahren die Beamten 


\efer Kitfien Hei ber Waaren⸗Beſſchiigung zu beobachten haben; mie und mo bie Gewebe 
son Veh Seeinbermeiſtern zu bezeichnet find, um eine geräte Länge, Breite und innere 
Beidaflenyit berfelben anqubkaten ; auch in welcher Art die Stempetmelfter bei etwanigen 
Inte —ãA— 5 in Haben beide Meg. ſo aninet. of 
„er den ſpeziellen Inhalt diefer Inftt. Haben beibe Meg. ſich zu vereinigen, ober 
Höfh igenfäng die Entſcheidung —E des Inn. einzuholen. 
„832. Die ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Orfspotizeibehörden find zunaͤchſt verpflichtel, 
über bie —— dieied Deſehes zu machen u nn 
Den Field» Ranvdräthen iiegt ob, fie dabel unausgeſetzt in Auffiht zu halten. 
8.53. Bei denjenigen Berfonen, weiche nach 8. 5 in Ihren Behaufangen feine andere 
em aß seeichte, dulden folleh, müffen die Weifen atifährtich, wenigſtens einmal, reble 
n. 


8.54. Eben fo oft iſt Hei den Webern bie Veflchtigung ber Blätter vorzunehmen, ob 
k ee (88. 17, 18) unbezeichnete, oder unvollſtäibig bezeichnete Blaäner führen. 
8.55. Die —— foller an jedem Martttage auf ben Flachoömärk⸗ 

M einige feilgefteiite Flachöffoben mwiltührtid, auswählen, und nachſehen, od fle (8. 2) 
en fitid, daß den Käirfern die innere Beſchaffenheit des Flachſes nicht betrügerifch 
Dedkt, ſolien RE auf Garnmaͤrkten einige außgebötetie Bündel Hundgarns an ſich neh⸗ 
Men, und fich überzeugen, ob fle in Weiflänge, Bebind» und Faͤdengahl (8. 3) richtig find. 
une 86. Werden deh Ortöpoligei-WVehörben, und namentlich ben Auffebern der Fiachs⸗, 
ne und Seiutmanbmärtte, Uebertretungen dieſes Geſetzes, durch wen es Immer fel, anges 
sn fo müfen fle ungefäumt zur Aufnahme ded Thatbeitandes ſchreilen, und bie Begen- 
"ande, weich gem Beweiſe der Kontravention dienen koͤnnen, fofort unter Beſchlag legen. 
r $ Ä. durch einzelne Beamte ermittelte Uebertretungen mäffen dem naͤchſtvorge⸗ 
Hr Mi MDirtgenten ohne Auffchub gemeldet werden, damit derſelbe die nähere Unter⸗ 
— Verſehmun bed Denunzianten, der ekwonigeü che und des Angeſchul⸗ 
u InWEheHläß enttoeder feIbft veränfäffe, und darauf enficjelbe, ober bie Sache zer 

des Ranidrathe bringe. ‚ 

w 8.88. Uederfieigen die Belbfira en unb der Werth bed Mi: Eonfiäzirenden Gegenſtan⸗ 
ı Bufammengenommen, nit die dor A eri; jo hat ver Ländrath, den 


Pe 2 ad 


460 ‚ Bon ber Beförberung ber Gewerbe; 


ed angeht, das Strafrefolut abzufaſſen, ed zu publiziren, und wenn ber Verurtheilte des 
Rekurd nicht binnen 10 Tagen anmeldet, zu vollziehen. . 

Der Rekurd gehet lediglich an die vorgeſetzte Meg. 

8. 59. Wenn dagegen bie Geldftrafe und der Werth des zu konfiszirenden Begenfias 
bed, zufammengenommen, mehr als Zehn Thafer betragen, fo wird das Reſolut bon ber 
Meg. abgefaht, an welche der Landrath die Akten einzufenden hat. 

Will der Denunziant ſich bei dieſem nicht beruhigen, fo Tann er binnen Zehzt 
auf richterliches Erfenntniß antragen, oder, unter Verzichtleiftung auf diefes, fi am Unfere 
Min. des Inn. wenden, bei deffen Entſcheidung e8 fein Bewenden behält. 

8. 60. Sämmtti. Geldftrafen (88. 5, 9, 11, 12, 14, 16, 28, 36, 38, 40) follen m 
Armentafle deöjenigen Orts fließen, wo das Vergehen ehtdectt worden iſt, nah Abzug IE 
britten Theils, welcher dem Denunzianten zufallen fol, jeibft dann, ivenn berfeibe dee 
Amtöwegen zur Aufficht und Anzeige verpflichtet war. ' 

8. 61. Iſt der Verurtheilte zur Erlegung der Geldſtrafe unbermögend. jo ſol diejeie 
In Arreft oder Strafarbeit in der @emeinde verwandelt, und dabei die Strafe vom Yaf 
Thalern einer achttägigen Gefängnißſtrafe gleich geachtet werden. 

Die Verwandlung der Geld in Befängnißftrafe foll durch dieſelbe Behörde erfeb 
gen, weiche das Strafrefolut abgefaßt hat. 

8. 62. Mit der Einnahme aus dem Verfaufe der Konfläfate (88. 5, 6, 17, 18) fol 
wie mit den Geldſtrafen (8. 60) gehalten werben. 

8. 63. Konflözirte Begenftände dürfen nicht eher berfauft werden, als bis fie in do 
en Zuſtand geſetzt worden, welchen die gegenwaͤrtige V. für den Verkehr mit denſelle 

orſchreibt. 

8. 64. Sollte ſich ein Blattbinder weigern, die bon dem Landrathe verfügte Umer 
beitung eines Blattes (88. 12, 14) vorzunehmen, fo iſt der Landrath berechtigt, ihm baze 
durch die bereiteften ZIwangömittei anzuhalten. ‘ 

8. 65. Daß eine unrichtige Kette (8. 19) durdhgefchnitten, ober falfche Weifen mad 
Meberblätter (88.5, 17, 18) vernichtet werden; biefed anzuorbnen, ftehet auf dem Lane 
en Amerathe, in ben Städten den Polizei-Obrigkeiten zu, und es foll Dagegen fein Real 

att finden. 

8. 66. Suspenfion ver Bewerbe-Befunniß (8. 41) wird gleichfalls durch die Lad 
räthe, und wenn die Betroffenen fich bei deren Beitimmung nicht beruhigen wollen, nd 
die Reg. feftgefeßt, wobei es fein Bewenden behält. . 

Aufhebung der Gewerbe⸗Befugniß aber (88. 7 und 15) wird burd) Die My,l 
wenn die Betroffenen bei deren Benimmung N nicht beruhigen wollen, durch WASh 
des Inn. feſtgeſetzt, mobel e8 ebenfolld fein Bewenden behält. . 

8. 67. Eben fo verfügen die Landräthe die 8. 34 angedrohte Befängnißftrafe. Is 
Ball der Beſchwerde entjheidet Die Meg. ohne toritern Nefurd. 

8. 68. Wird Jemand befchuldigt, gegen die VBeftimmungen der 88. 16 und 36 fh 
vergangen zu haben, und tritt der Verdacht abſichtilcher Lebertrefung diefer Verbote de 
bor, fo müffen die Ortöpolizei-Behörden davon in allen Fällen dem vorgeſetzten Kteik 
Landrathe Kenntniß geben, welcher die Anzeige weiter zu verfolgen und bie inſtrriner 
Akten bei der Meg. einzureichen hat; pamit der Fall, nach Befinden, zur toeitern nk 

ſuchung durch den Kriminalrichter an bie tompetente Zuftigftelle gebracht werben könne. 

Die Reg. haben ziveddienliche Anordnungen zu treffen, daß die Landräthe und Om⸗ 
Polizei⸗Behoͤrden von den entſchiedenen Beſtrafungen gegenfeltig in Kenntniß gefeßt wer⸗ 
den, um beurthellen zu fönnen, ob dieſes oder jenes nad) ber gegenwärtigen 8. beftrat 
—— zum Ifien, 2ten oder dritten Mate über einer diesfälligen Unrichtigkeit betw'⸗ 

en worden iſt. 
het Diefe V. fol fpäteftens ſechs Monate nad) Ihrer Bekanntmachung überall in Kreft 
reten 


Mir beauftragen Unfern Din. des Inn., das Weitere zu verfügen, und befehlen Allen. 
die es angeht, fi) hiernad) zu achten. (G. S. 1827, ©, 87.) 

2) Publik. der K. Reg. zu Liegnitz v. 17. Juni 1821 wegen Erhebung de 
Schau⸗Gebühr von Leinenwaaren und die Aufhebung der Schau⸗Gebühren⸗Keſ 
zu Hirſchberg ). 

Nach einer ſchon bei Beſttznahme ber Provinz Schleſten angetroffenen uralten &- 
rihtung, zahlten vormals die Zeinenmweber bie Schaugebühr für ſchaupflichtige Leineng 
webe unmittelbar an bie Stempelmeifter, welche den Betrag als Remuneraltion für ihr 
Dienftleiftungen unverfürzt behielten, Dagegen aber feine. fire Befoldung empfing. 
Erft im Jahre 1793 ward beftimmt, daß dad Schaugeld nicht mehr bon ben Webem 


ı ) Vergl. 8. 20 ber vorſtehenden V. v. 2. Juni 1827. 
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ie Stempelmeifter, fonbern von den Großhaͤndlern durch die Yollämter an bie neu errich- 
ete Schaugebühren-Kafle zu Hirſchbekg abgeführt werden folle. Die Zollämter erhoben es 
jei Ausfertigung der Erportationd-Bezettelungen, und die geſammten in das Ausland 
jehenden Leinenwagren unterlagen demnach der wohl fontroflirten Abgabe gleichmäßig. 

Da bie Revenüen der Schaufaffe die laufenden Ausgaben überftiegen, fo fammelte ſie 

Rapitaı an, mit deffen Hülfe dad vormalige Brop. Min. die Leinen-Wlanufakturen im All⸗ 
zemeinen zu unterftügen fi) bon Seit „u Zeit bemühte. Aber bei der erften feindtichen 
Invaſton (1806) gingen fämmtliche Beftände, im Betrage von 7286 Rthlr. 2 Sgr. 1D’r., 
perloren. Deshalb, und weil in bem darauf folgenden Zeitraum die allgemeine Konti⸗ 
aental⸗Sperre, der. Seekrieg und fonftige ungünftige Handeld-Konjunfturen eine Drüdende 
Hemmung bed Leinenverkehrs herbeiführten, reichten die Fonds der Schaugebührens Kaffe 
zu den fortgehenben Gehaltszahlungen der Schaubeamten nicht mehr aus. Bekanntlich 
mußten diefe zum großen Thelle unbefriedigt gelaflen werben, wodurch ver Schaufaffe bis 
zum Ende des Jahres 1816 eine Schufbenlaft von 13,767 Mthir. 23 Sgr. 3 D’r. erwuchs. 

Als nad glüdlicher Umgeſtaltung der Handelsverhältniſſe die Einnahme der Schau» 

gebühren + Stafle wieder ftieg, wurde e8 von Zelt zu Zeit möglich, einige alte Refte zu til⸗ 
gen. Died konnte indeß nur bis zur Einführung der gegenmärtigen Zoflverfaffung ger 
ſchehen. Denn dba nad) derfelben die Zollämter Im Innern aufhörten, eine Erportationd« 
Bezettelssng auögehender Leinengewebe nicht mehr nöthig war, und mithin die bis dahin 
ftattgefundene Einziehung der Schaugebühr von den Großhändlern, feiner Kontrolle mehr 
unterlag, fo verminderte fid die Einnahme der SchaugebührensKaffe nach und nach in 
-einem ſolchen Grade, daß nicht einmal mehr bie laufenden Behälter der Schaubeantten 
regelmäßig fortgezahlt werben Tonhten, und an Tilgung alter Rüdftände noch weniger zu 
denfen war. 

Bei diefer Sachlage ftiegen.bie Schulden der Schaugebühren » Kaffe täglich, und eb 
fom in erneuerte Berathung, durch Reform bes gefammten Schau-Inftitut8 bem Uebel 
bon Grund aus abzuhelfen. Ließe fi ein Begenftand, der dad Intereffe des größten 
Thells der Bewohner Schieflens mittel- oder unmittelbar, in größerm oder geringerm 
Umfange betührt ‚und wobei mehrfache Rüdfichten gu nehmen und mwiberftreitende Anſtch⸗ 
ten zu hören, zu vereinigen und zu berichtigen find, ohne Nachtheil übereilen, fo möchte 
die Einnahme ‘der Schaubeämten allerdings ſchon ſicher geftelit fein. Dies fann — 
durch vönige Umbildung ber Schau⸗Anſtalt, welche immittelſt vorbereitet wird, erſt künf⸗ 
tig dauernd geſchehen, und es kommt jetzt nur darauf an, eine interimiſtiſche Einrichtung 
au treffen, wobei den Beamten ihr Dienſteinkommen geſichert, und das fernere Anwach⸗ 
ſen der Schuld der Schaukaſſe zuderläſſig verhütet wird. 

Hierzu giebt es feinen einfachern Weg, als zu dem frühern, vor dem Jahre 1793 bes 
ftandenen Verfahren zurüdgufehren, oder mit anderen Worten: ' 
das Schaugeld nicht ferner von den Großhändlern, fondern wiederum bon ben 
Webern zu erheben; . 
welche e8 ben Stempelmelftern ald Remuneration für ihre Mühmaltung unmittelbar dal 
im, und bon den Kaufleuten beim Abfat ber Waaren über ben bedungenen;Preis erftats 
et befommen. ' 

Nachdem dad K. Handeld-Min., In Folge reiflicher Berathungen, dieſes Verfahren 
nunmehr als proviſoriſche Maaßregel genehmigt, und feine Befoigung bis zur fünftigen- 
Erfheinung eines den Begenftand umfaflenden allgemeinen Regulatios angeordnet hat, 
wird hierdurd) folgendes feftgefeßt: 

1) Die biöherige Einrichtung bleibt bis zum Schluffe diefes Monats unverändert. 

& 2) Vom — Juli d. J. hören ſämmtliche Gehaltszahlungen an Schaubeamte aus der 
chaukaſſe auf. 

3) Dieſe Beamten erhalten von demſelben Tage ab, ſtatt des bisherigen firirten Ge⸗ 
halts, Bezahlung nad) dem Brade ihrer Arbeit, oder Stücklohn, und zwar „ 

a) die Stempelmeifter den ganzen Betrag bed biöherigen Schaugeides, nämlich in 
Eourant-Werth, , 
1 Sgr. für das Schod Zund $breite Leintvand, ober für das Webe I breiten Schleier; 
-8 Denar für das Schod $ breite Keinwand, und .- 
6 Denar für dad Schod $ breite Leinwand, ober $ breiten Schleier, 
und ziehen den Betrag bon ben Webern unmittelbar bei ber Stempelung ein; - 
b) die fäbilfchen Schauämter empfangen den boppelten Betrag ber für bie Stempels 

meifter beftimmten Gebuͤhr, welchen zu erlegen hat: a 

berjenige, ber bie Nachſchau veranlaßt, wenn bie Beſchwerde unbegründet gefun⸗ 
ben wird; urn 

der Stempelmeifter, fal8 ihm ein Verfehen zur Laft fallt, und 

der Weber, fobald fich eine abfichtlihe Verbunfelung oder eine Verfälfchung ber 
Schauftempeld ergiebt. 


— 


A632 Won ber Seförberung ‚bar MBeperbe; 


4) Da es in ber Gewalt ber Skenpaimeifter legt, bie Mufkuictung bei. Eis 
peld zu berfagen, wenn der Weber das Schaugelb zu erlegen fl Pe 1 hehe 
den, durd) Krediigebung entftehenden —*8 ſich —* ——22 umd polize 
unte Dh in Beitreibung etivaniger Reſte, nicht zu erwarten. 

pen ſollen fämmtüce Kreld- und ſtͤdtiſche Voniſei ehorden inverhab 1 
mich die näbtiigpen Schaufmter auf der hrren. Antrag durch Kiumahrung un ai 
genfalls executiviſche Beitrejbung des rüdftändig gebliebenen Schaugeided, ber 
und brombt unterftüßen, wozu fe Blermit guubrädtieh angemielen zuerten. 

5) Das von den Webern ay bie Stempeimelfter geaabite Schaugeld foil_erfteren! 
Berfauf der Wagre an einen Leinen⸗Händler bagr enftattek werben, und ziwar-äber 
H au TE ut d, Den Leinen-Raufleuten wird daB jogememmte Kiuhanbei 

6) Derienige SeineprRaufmapn, weicher dem Waber / dat enägeiegke Schau 
tweiölid gig u attet, over » en Betrag in-Hen Breis her Waare eighaudeit, fl 
jeden Kontrabsapipnsfalt, —— einzelne ehe, Sqhleer, aber Maqes Yung 
12 gOr. Strafe zur Orts⸗ ne exlegen. 

Den Kommune⸗Porſtehern el "aufrarken, zum Velten ber Urmap-Raflın ! 
34. Inniglilcen, daß dergleichen lebeptreiungen zur Kunde und Müge 5 

Die betr. Strafreſolute Ind, unter Bemerſharzzachung der gewoͤhßl “ 
von 10 Sagen, durch die landraͤthlichen —0 uud Magifiräte, je — — die * 
een auf pem piaten Laybe, oder in einer Stadt Horgelommen iſt, abaufoflen, u 
HEItER, TE eyent. 1 AN pollſtrecen. 

d. J. über jeder, ber ein Gewerhe daraus maht. ner 
Beinen. und —5* — *5 und 105 oder zugerichtet im Ganzen. wieder zu ve 
* dem Pberſteuer⸗Amte, in deſſen Bezirk er wohnt, ‚eine Schriftliche, an Cibeh hl 











hänbig pollangene und — Detl. der Lelnenawaoren, weiche er an dieſen u 
teflen.befißt, nach beiliegenhem Schema. 
er diefe Detl. oder eine, an ren ftait glelhmäßig abgelahte Exkiärung dohn: Mi 
füchtige Wagren In Söiefer migf halle, BIS aum 10. Zull w. 8 alu 
—* rn — Zei. deren Gichtägkeſt nöhkisenfafis näher gu pri 
Grun 
gr hie — 53 demnoͤchſt das Han alter 





en 4 eitfegung gan Se.um ſo wenige ‚anheben tollen, mil 
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Hier! t angerpiefen. fie rn 8 zum : LA une 
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Mer dies unteriäßt;, darf feinen; AI anf — ‚ber gar 
— —*99 1 
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Ihres 1) Mate uf A. Die er Ben ENTE Re D Olatene Rrebktora M 
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Anlage. 
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Ich verſichere hiermit an Eides ſtatt, daß Ich nicht mehr ald vorſtehende ſchau⸗ 
pflichtige leinene Waaren in Schleſien heute beſitze, und daß ſie in den ans 
gegebenen Arten und Fabrifationdzuftänden, und an ben benannten Orten 
wirtlich horhanden find.: 

Ort) ben u oal. ” nerlhrit) 
egel. n 
(A.V.435-2. 110.) 


1, Provinz Preußen, 

h) R. der 8. Win. der Fin. (Flottwell) und bed Inn. (d. Manteuffel) v. 
16. Aug. 1848 an den 8. Dberpräf. der Provinz Preußen, mit der den Seins 
wandhaudel in derfelben betr. 8. 

In Verantaffung fortgefegter Weichtverben über bie in der Provinz Preußen bei 
dem 2elnmanbhandel beftehenden Mißbräuche haben wir ben Gegenftand einer nochmali⸗ 
eu Brüfung untermorfen und nachdem ber Herr Prügbent bed 8. Handeldamtes ſich 
Iber denfelben geäußert, und zu dem Eriaſſe ber beifolgenden ®. vereinigt, (Mal. a.) welche 
dir Em. Hochto. mit dem Erfuchen mitiheiten, ſolche in denjenigen Reg.-Bezirten ber Pro⸗ 
Hinz Prenßen in weichen das Kegl. dv. 28. Mai 1804 Anwendung findet, durch die Amto⸗ 
* 2 Rt: zur öffenti. Kenntniß zu bringen und bie beir. Behörben mit Anwel⸗ 

erfehen. 


Anl. a. 
„Die Beftiumungen des Allerh. Regl. v. 28. Mal 1804, die Garn» und Leinwand» 
abritation im Königreiche Preußen beir., werben öfters unbefolgt gelaflen und es find 
or) Klagen über die Unrichtigfeit ded Maaßes der auf ben Leinwandmärlkten zum 
— fommenben Leinwand veranlaßt. Um dagegen Mbhülfe ge treffen und die Aus⸗ 
hrung ber Beftimmungen des Kegl. zu ſichern, wird hierdurch Nachſtehendes verorbnet: 
Yin 6.1. Auf jedem ‚zum -Berlauf auf ben Wtartt gebrachten Stüde Leinwand iſt bie 
Be bafielben, ber Ramen und ber. Wohnort des Fellhabenden leſerlich zu verzeichnen. 
0% 8. 2. Iſt dieſe Angabe überhaupt nicht, oder unieferlich ober nicht vollftändig gemacht, 
erjäht.er Feiihabende in eine Beldfirafe don Eigen Thal enfür dad Stüd. Kat fh 


N 
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berfelbe zur Bezeichnung ber Waare eines fremden oder erdichteten Namens beblent, vr 
feinen Wohnort nicht richtig angegeben, fo trifft ihn, wenn nicht die Vorſchriſten ber c: 
Strafgefege eintreten, eine Geldſtrafe von Fünf Thalern. 

ird bei der Reviſton (8.4) dad Etüd kürzer befunden, als es nad) ber Xngakr fr. 
fol, fo verfälit der Feilhabende in eine Geldftrafe von Einem bis Fünf Thalern. Im du 
deö Unvermögend treten verhältnigmäßige Befängnißftrafen ein. 

Gegen venjenigen; welcher bereitö wegen Zuwiderhandlung gegen die Worihrife 
dieſer ®. beftraft ift, wird diefe Strafe verdoppelt. 

a belchuungen ber Angabe don dem Reſultat der Meſſung bleiben, wenn fe 
Maaß einer halben Elle nicht überfteigen, unberüdfichtigt. 

8. 3. Diejenigen Stüde Leinwand, weiche während der Marttzeit im Marttorke 
benjenigen Öffentl. Räumen, welche dem Marktverkehr geöffnet find, oder in Verfaniäck 
len onen werden, werben ald zu Markt gebracht, und deren Inhaber als Feilhuinz 
angejehen. 
ang 8.4. Die Polizeibehoͤrde des Marktorts iſt verpflichtet, während jeder Lens - 
marltzelt wenigſtens fünfund zivanzig Leinwandſtücke verſchiedener Verkäufer nadannfn, 
um feftzuftellen, ob die Länge der Stüde mit ben auf ihnen befindtichen Angaben über: 
fimmen. Der K. Keg. bteibt jedoch überlaffen, die Zahl diefer Mefſungen nach Na 
ber obmwattenden Verhältniffe zu beſchränken oder zu vermehren. 

Die Meffung erfolgt im Befchäftätofate der Polizeibehörde. Die Feilhabenden 
aufzufordern, der Meſſung beizumohnen;. erfcheinen fie nicht, fo ift die letztere nt 
Abweſenheit mit ber Folge vorzunehmen, daß die Strafe für.die Zumiderhandiun (f. 
fofort feftgeftellt wird. " 

Wird bei der Bermeflung eine Kontravention gegen dieſe V. ermittelt, fo hat derdu⸗ 
ber bed Stüdd 5 Sgr. Meßgebühren für daſſelbe zu erlegen. - “ | 

8.5. Gegen dad Reſolut der Bolizei-Behörde findet der Rekurs an bie R Ay ie: 

8.6. Die Polizeibehoͤrde iſt verpflichtet, über die auf den Leinwandmaͤrkten ont 
erfolgten Meflungen forttaufenhe Regiſter zu führen. Die von ihr vermeſſenen Ei 
Leinwand find, wenn fid) dazır Veranteffung findet (8. 1), den Inhabern nur nad n;% 
ter oder berichtigter Angabe zurüdzugeben. . 

8.7. Die Vorſchriften diefer 8. treten vom 1. San. k. 3, ab in Gültigkeit. 

Berlin, den 16. Aug. 1846. 

Der Finangmin. Für den Min. des Jun. Im Auftug 
Flottwell. v. Manteuffel. 
(Min. Bl. 1846, S. 164, Nr. 261.) 


2) Vergl. aüch bad ältere Publ. v. 16. Febr. 1781, wegen Ali 
der bei Anfertigung und beim Verkauf der Preuß. Leinwand vorkommen 
fälfhungen. (N, C. C. Tom- VIL. ©. 101, Rabes Samml. Bd. 1. Abth. 6, 5. Hi) 


DI. Provinz Weftphalen, 


1) Publik. der X. Reg. zu Minden, d. 28. Oft. 1818, betr. LengesBrl“ 
Im J. 1814 ift bereits von der vormaligen Rey.-Kommiffton zu Bielefeld die mer 
Im Amt Ravensberg beſtandene, während der Zwifchen-Reg. außer Acht gelaffene Lie“ 
d. d. Berlin, den 20. Sept. 1791 mit gleichzeitiger Wiederherftellung der LeggeAntutz 
zu Verömold und Vergholzhaufen dergeftalt repigorifirt morden, daß deren Bekimzt Ä 
‚gen, fo weit fle mit der gegenwärtigen Verfaffung irgend vereinbar, wieder in Kraft ml 

ollten, u 
Hiernach ift auch bisher verfahren, und es muß dabei fo lange verbleiben, Di wu 
ber Arbeit begriffene allg. Reorganiſation des Leggeweſens für Weftphalen die * 
Genehmigung erhalten haben wird. Ganz beſonders aber iſt die Vorſchrift u 
erhalten, daß kein Stüd Leinwand in den Handel gebracht werden darf (gleichdlel & 
den eintändifchen oder ausländifchen‘, weiches nicht auf einer der beſtehenden Lrggen KM 
fen, gemeffen, geprüft und mit dem Stempel verfehen worben ift. ı m 

Wir vernehmen indeffen, daß bies im Kreife Halle nicht immer der Fall fein fol, n 
namentlich wird und angezeigt, daß fomohl dad Publikum als and).bie Stenerbehärk er 
der Meinung ftänden, ald fel durch die neue Zoll» und Steuer-Verfaflung jene Bor 1 
aufgehoben. Diefe Anficht ift nichts weniger als begründet, vielmehr dauert bie d D ' 
Legge⸗O. bezmwedte polizeiliche Beſchraͤnkung des Verkehrs mit Leinwand unde 
dert fort. 

AH Hinweiſung auf bie erwähnte Legge⸗O. und mit Bezugnahme auf unler —— 
v. 10. März 1817, Nr. 17 des vorjaͤhrigen Amtbbl. die Legge⸗Anſtaiten betr., brinat? n 
dies daher hierdurd; in Erinnerung, und machen ver 8. Gensd'armerie, fowie ne — 
und tontrollirenden Steuerbehörben zur Pflicht, barüber zu wachen, daß fein Stud 
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panb ungelegget über bie @renze oder überhaupt In den Handel gebracht werde. Jede zu ihrer 
denntniß gelangende Kontrabention haben biefelben der Ianbräthlichen Behörde anzuzel- 
jen, und bagegen bie Hälfte der erfannt werdenden Strafe ald Belohnung zu gemärtigen. 
(X. I. 1012. — 4. 20.) 
2) Leinewand⸗Legge⸗O. für dad Münfterfche Reg. Depart. 
Es hat eine nähere Erörterung ergeben, daß Vernadhläffigung in der Weberei un 
Drangel ded vollen Länge⸗ und Breitemaaßes ben verminderten Abfat der Leinwand des 
iefigen Reg.⸗Bezirks größtentheild verſchuiden, und daher fich febhaft der Wunſch audge- 
brochen, Fri Einrichtung von fi) überali wohlthätig bewährten Leinwand⸗Leggen dieſem 
ebel zu fteuern. 
| Bir erfüllen dieſes erlangen, indem mir unter Benehmigung des Min. des H. nach⸗ 
olgende Legge-D. für unfern Verwaltungsbezirk erthellen, mit Musnahme des Kreiſes 
Tecklenburg, toofelbft die betehende Legge⸗O. vorerft in Wirkſamkeit bleibt. 


I, Allgemeine Befimmungen über ben Zweck ber Legge und ver baburd) 
zugemährenden Garantie. 

8. 1. Jedes zur Legge gebrachte Stüd Leinwand, (mit Ausnahme der Sack⸗, Pad: 
ind Farbe⸗Leinwand) muß die Länge von 52 Brabänder Ellen (53,1,Berliner) haben; 
ie Breite theilt fih nach Vierteln, und bleibt dem Weber überlaflen, ſie muß aber auf der 
‚sage zunaegeben werden, eben fo wie die Feinheit der Leinwand nad) ber Fadenzahl. 
Stiel, Btel ıc. 

Der alsdann, nad borgängiger Durchſchauung, dem Stüde zu gebende Stempel 
befcheinigt und gewährt dem Anfäufer: g, de zug 

1) das Läͤngenmaaß zu 52 Brab. Ellen; 

2) die Breite der Leinwand nad) Viertel; 

3) die Feinheit nach⸗Maaßgabe der Yadenzahl; . „ 

4) die durch dad ganze Stüd fortgehenbe Bteichheit des Gewebes, ſowohl in Hinficht 

des Stoffes, ald der Arbeit. | 
I. Ernennung bed Leggemeifterd und feiner Gehülfen. .. _ 

8.2. Für jede Legge wird ein Zeggemeifter mit einem oder zwei Gehülfen ernannt. 
Derfeibe muß ein, das öffentliche Zutrauen verdienender, fautionsfähiger Mann fein, der 
bei hinreihender Kenntniß der Leinweberei und ber verfchledenen örtlichen Sorten ber 
Leinwand sugleic die Leggekaſſen⸗ Buch» und Nechnungsführung berfteht. Der Legge⸗ 
meifter und bie beiden Behülfen werden nur mit Vorbehalt der Kündigung angeftellt, und 
vom Bürgermeifer bed Orts auf treue Erfüllung ihrer Pflichten nad) dieſer Orbn. vereis - 
digt, worüber eine ſchriftliche Verhandlung aufgunehnen ift. 

DI, Allgemeine Pflichten des Leggemeifters und feiner Gehülfen. 

8.3. Dem Leggemeifter legt unter Handreichung der Zeggegehülfen die Brüfung und 
richtige Würdigung der zur Legge gebrachten Leinwand in Hinſicht der Gleichheit des 
Gewebes und der vollen Fadenzahl nady den angegebenen Sorten oder Nummern, bie 
Bermeilung ber Länge und Breite, bie richtige Bezeichnung und Stempelung, bad Wieder⸗ 
zufammenlegen und Einbinden, wenn ſolches die Eigenthümer verlangen; bie Bewahrung 
vor Unreinlichteit und Befhädigungen, bis die Leinwand dem Eigenthümer zurüdgegeben, 
die richtige Eintragung in das Leggebuch und Wegifter und die Yührung ber Kaffe, ob. 

Für letztere, ' wie für richtige Stempelung, beftelit derfelbe eine Kaution, deren 
Betrag das Leggeamt unter Zuftimmung bed Legge⸗Kommiſſairs beftimmt. 

Der Leggemeifter und feine Behütfen müflen den zur Legge kommenden Kaufleuten 
ınd Webern mit Befcheidenheit begegnen, und dad Leggen nad) ber Weihefoige in ber 
Aufunft vornehmen; e8 ift Dagegen auch jede Unhöflichfeit, und Lärmen und Störung ſei⸗ 
end der Anmefenben ſtrenge unterlagt. 

Weder ber Leggemeifter noch bie Gehülfen bürfen von den Webern oder Zabrifanten 
en annehmen, bei Strafe von 5 Athir., und im Wiederholungsfalle der fofortigen 

ntlaflung. 
IV. 2eggeoperation und Bezeichnung der verſchiedenen Stempel. 

8. 4. Der2eggemeifter hat bie zur Legge gebrachte Leinewand In Empfang zu nehmen, 
nd Sofort den Namen des Webers nebft der angegebenen Breite und Nummer des Studd 
ach der Fadenzahl mit Kreide daranf zu fehreiben. Demnächſt wird die Leinwand auf 
er dazu beflimmten Leggetifche von 5 zu 5 Brab. Ellen gemeffen und burdhgefehen, ob 
te Weberei untabeihaft und gleihmäßig ift. Finden fich feine bedeutende dem Antäufer 
chadende Fehler vor, und iſt auch ſowohl bie Länge als bie erflärte Breite und Fadenzahl 
ichtig, fo erhält die Leinwand folgende Stempel: \ 

1) einen zu Anfang bes Städs und am Ende von 82 brab. Ellen. Diefer Stempel 
bat ae Umfchrift des Leggeortes, und bezeichnet In der Mitte ſowohl die Länge als 
reite; oa 
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2) einen zu Anfang bes Stüda beigubzudenben ‚Stempel, welcher bie Yınheit auf 
Fadenzqhl angiebt, z. P. Stel, Ote$, 12tel 2c. . . 
Sad-, Pack- und Farbt⸗Leinwand unterliegen feiner beſtimmien Lirgebefilb 
mung; jle werden blos in Hinficht der Breite und Fehler gefchauet, und nik eins 
" Stempel Ar. O verfehen, ber in der Mitte zugleich Die Breite enthält. 

3) at das Etüd in der Breite afterhöchftens einen Zoll fchmäter, ald e& nach de 

u gebe fein follte, fo wird außerdem nod) ein dritter Stempg| mit der Vuezeichuus; 
S. M. beigedrudt, um dem Ankäufer bemierkiih zu machen, daß die volle asıgegebese 
Breite nicht vorhanden fei; fehlt jeoch an der vom Weber erftärten Breite cht 8 
ein Zoll, fo wird da8 nächſtfolgende abfteigenbe Viertel aufgeftempelt, und aufts 
Ueberſchuß an Breite keine Rüdficht genommen, fo z Be wird Prinmand, melde 
: ER ri ber aber mehr ald 1 Zoll hiscan fehlt, uur 39 $ durd) ben S 

ezeichnet, 

4) Leinwand, weiche fich durch befondere Feinheit, Güte und Gleichheit de& (einehe 
auszeichnet, foll als Anerkenntniß des Fleißes und zyr Aufmunterung des Weben 
noeh einen beſondern Kronenftempel erhalten. Bei fünftigen Prämien» Vertheiz- 
gen wird higout vorzüglich Rüͤckſicht genommen werden. — Findet ſich ein Er? 
länger als 52 brab. Ellen, fo fann der Weber dad Uebermaaß abfchneiden taflen =: 
zurucknehmen; ift aber das Stück nicht 52 Ellen lang, ober die Verarbeitungss 
durchgehendd gleich, oder find bedeutende Fehler darin vorhanden, fg sch 

- Stüg gar feinen Stempel, und wirb bem Weber nad) Einzahlung der Stu &\; 
jurirdgegeben. | ' 

Eobald die Stempel aufgedbiudt find, trägt ber Leggemelfter bie gefchehene Lege; 
in bad jedem Weber unentgeidlich zu verabreichende Leggebuch, ſo role in fein Regiſter de 

.. V. Legge-Gebühren. 

8. 5. Die Leggegebühren. welche einzig zur Unterhaltung der Anftalt befimmt ie, 
und verwandt werden follen, werden vorläufig an jedem zur Legge gebradyten Etütetre 
wand, ed mag bie Beftenipelung erhalten oder nicht, auf 2 Ggr. feftgefeßt. Auf die Breit, 
größere oder geringere Zeinheit, kommt ed hiebei nicht an. 

“ VL Zeitdefihmung über die Arbeitöffunden auf der Legge. 
8. 6. In den Monaten Dec., Jan, Febr., März, Aprit, Mai ift Die Legge wahr 

fi) an zwei vom Leggeamte näher befannt zu machenden Tagen, in den Mouad 
Jull, Aug., Sept. DOM, Nob. aber wöhenttiid an einem Tage offen. In ka ae 
6 Monaten muß der Zeggemifter mit feinen Gehütfen von des Morgens 9 bis Fiir 
des Nadımittage bon 2 bis 5 Uhr auf der Legge gegenwärtig feih, in den Ichternt Inn 
ten Morgens von 7 bis 12 Uhr und des Nachmittags von 2 bis 5 Uhr. " 

Wenn an einigen Orten noch mehrere Leggetage erforbertic fein ſollten, fo Jet db 
Leggeamt ſolche näher zu beftimmen. Zn 

ı VII Strafbeftimmungen. 
B. 7. Der Leggemeiſter IR verpflichtet, die bei der Brüfyung. ſich zeigenden Febig a 
Geſpinnſt, Born, Sortirung, Bewebe, Leinen oder Etärkung unb Appretur den Km 
mit Beſcheldenheit zu zeigen, und fle über deren Merbeflerung zu belehren. 

Grobe und beträgliche Fehler ziehen folgende beftimmte Strafen nad) fi: 

a) Für jeded Gtüd, weiches nicht die Länge, oder Mangel an der vom Weber 











eflärten Breite hat, - 2 2 Lee VRR. 
b) für nicht gehörige Sortirung ber Garne, Scherung und Einihlaggg . - 2 - 
e) fehlende Faͤden und nachläflig behandelter Fadendruch im Stüde. . . 18 — 
d) ſchadhaſte Anbringung der Stärfe oder des Bre8 . .» . 2. 0. 18 - 
e)fhichte en . «2 nen 0.0... Ro 
f} unterlafiene Mitbringung des Leggebudd En 520 


Diefe Strafen werben Im Wieberholungsfalle verdoppelt. 

Wenn übrigens die ſich zeigenten Fehier auch nicht fo geeignet ſind, um bie Wa 

beftimmten Strafen ertennen zu fönnen, fo darf doch, fobald folthe für den Anfäufer ms 

erheblihen Rachtheilen fein. würden. dad, Städ nicht geſtempelt werden, ſandern eb kt: 

dem Eigentplimer ſofort zurückgegeben u | 
VII, Führung des Luffen- und Rehnungsweiene, 

- 8, 8. Der Reggemeifter trägt die Gebühren und Strofgelder in bad Reggersgifter ah 
dem borgeichriehenen Schema ein, und ſchleßt die Einnahme mit jedem * SB & 
Geider muß er bei eigener Veranthvortüchteit fofort In Achern. Kerſchluß ringen, und dul 
Ad) deren Verwendung zu ägnem Gebrauche in keiner Art anna ben. auch ohne beſoade 
Anweiſung des Leggeamts feine Ausgaben daraus keftzeiten. Gind Ntenſulen anzuſchafs 

RNeparaturen zu bewirfen zc,, fo muß dies dem Vorſteher des Keggeamo zur Benehbuigun 
und Anweiſtung angezeigt werden. U a ] 
Ueber Einnahme und Ausgabe reicht der Leggemeifter alle Jahre am ku Ian. ri 


- 
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yörig belegte Rechnung bem Leggeaidte ein, welches Poldye anntmmi, bie erfordertichen 
merkungen dazu macht, oder fie den Umftänden nach für derichtigt erftürt. Yindet der 
jgemeifter fih dur die Notateh des Amts beeinträchtigt, fo tolrd bie Rechnung bem 
yge-Commiffair zur Entſcheidung vorgelegt. 
IX. Gehalt des Leggemeifters und feiner Gehülfen. 
8. 9. Dad Gehalt des Leggemeifterd und feiner Schülfen fan erft nad Maaßgabe 
" ftattgefundenen Einnahme am Schluſſe bes erften Jahres beſtimmt werden. Das Amt 
tnach abgenoınmener Rechnung die Vorſchläge hierzu dem Legge - Commiffair einzurei« 
n, welcher foiche, mit feinem Butachten begleitet, an uns Zur Entfcheidung einfenden 
d j ' 


rd. 
Sollte die Einnahme bon einzefnen Leagen nach Abzug der Unterhaltungs- und 
eſoldungskoſten noch einen —8 gewähren, fo ſoll dieſer zu Prämien für vorzüglich 
te und preißmürbige Arbeit, zur Verbeflerung ber Weberei und Epinnerei im Allgemel⸗ 
n, tote aud zur Unterftükung verarmter und verdienter Weber, welche nie fraffällig 
worden find, verwandt werben. Die hierzu bem Amte zu machenden Vorfchläge find 
m Zegge-Eommiflalr zur Genehmigung einzureichen. 
X. Beftimmung der Legaeorte. 

8. 10. Die Leinwandleggen follen an Orten errichtet werden, woſelbſt und In deren 
mgegend fo viele Leinwand für den Handel verfertigt wird, daß die Antage einen fihern 
zeſtand verſpricht: vorläufig zu: 

1) Warendorf, 2) Deide, 3) Bedum, 4) Lüdinghaufen, 5) Werne, 6) Difen, 7) Legden, 

8) Ahaus, 9) Etadtichn, 10) Epe, 11) Brcnau, 12) Borfe, 13) Loer, 14) Metern, 

15) Geſcher, 16) Billerbeck. 17) Eteinfurt, 18) Everswinkel, 1U) Embdeiten. 

Es ſteht jedoch jedem Weber frei, die Leinwand zu jeder ihm beliebigen Legpe zu 
aingen. 
8 xl. Errihtung des Leggeamts und deſſen Beftimmung. 

8. 11. An jedem diefer Orte wird ein Leggeamt gebitvet, weiches aus brei Kaufleuten 
ınd aus drei Webern befteht, die von den Zeinwandhändiern und Mebern ded Orto alle 
rei Jahre gewählt werben. | 

Dem Amte gebührt die nächfte Aufficht über die Legneanftalt, tınd dieSorge für Erfül- 
ung ſeines Zweckes In nenaner Vollzichung diefer Ordn.; e6 ernennt den Leggemeifter und 
deſſen Gehüifen, e8 erörtert und entfceidet zreifhen den Webern und dem Leggemeiſter 
ttva borfommende Streitigkeiten, mit Vorbehalt des Refurfed an die landräthl. Behörde; 
es madıt dem Legge⸗Commiſſair die VBorfchläge zu den Prämien u. f. w. 

Die Mitglieder des Legneamts wählen einen aus Ihrer Mitte zum Vorfteher, welcher 
die nächfte Leitung ber den Amte übertragenen Beichäfte hat, und ſolthes in vorkommen⸗ 
ben Zällen zufammer.beruft; die Mitytieder verfoatten ihre Stelten als Ehrenpoften. 


.XO, Ernennung des Legge-Ebmmiffaird und dejfen Beftimmung. 

$. 12. Um die erforderliche Einheit ded Verfahrens zu erhatten, wird vorläufig ein 
dazu geeigneter fachtundiger Mann zum Legge: Commiffair beftelit, und demfelben bie 
Oberanffſcht über ſaͤmmtiiche Leagen des Reg⸗Bezirts übertragen. . Diefer wird vorerſt 
hatbjähriie, die Leggen bereifen, ben Bang des Geſchäfts beobachten, Mäͤngeln und Miß⸗ 
bräuchen adhelfen, die Vollzlehung dieſer Ordn. In allen ihren Theilen beachten, mit ven 
Aemtern über die noch zu treffenden Anordnungen und Verbeflerungen ſich berathen und 
die erforderliche Anweiſung ertheilen, oder nad) Umftänden bei uns nachſuchen. Bon ven 
Herrn Landräthen und Bürgermeiftgrn erwarten wir, daß dieſelden ihn überall in Aus⸗ 
führung feines wohlthätigen Berufs thätig unterftügen werben. 

Der Legge⸗Commiſſair it verpflichtet, auf feinen Rundreifen das Leggebuch ded Legge⸗ 
meiſters fich vorlegen zu lafien, beffen Mehnungsführung und Kaſſenzuſtand, imgleichen 
bie Lage des Rehnungs - Abnahıne= Beichäfts nachzufehen. Auf vorgefundene Verſehen 
hat derfetbe die Leggemeifter und Aemter aufmerffam zu machen, reiche feinen desfallfigen 
Anmeifungen pünftiih Yotge leiften müffen; vorgefuindene linregeimaßigfeiten aber hat er 
fofort näher zu erörtern und uns babon Anzeige zu machen. 

Auch wird derſeibe uns bie Leggemeifler und deren Behitifen namhaft machen, welche 
fi, durch eine beſonders thätige und neihidlihe Dienftführung andzeihnen, und werden 
biefe bei Vertheilung außerorbentliher Belohnungen vorzugsweiſe berüdfichtigt werden. 

Alte Berichte bes Legge⸗Commiſſairs, die einzelnen Loggen .beir., werden ums durch 
Bi Hand des beir. Landraths, mit deffen Vifa und eiwaniger Bemerkung begleitet, ein⸗ 
ge 

Am 1. März jeden Jahres erftattet und ber Legge⸗Commiſſair eine allgemeine voll⸗ 
Sande Meberficht über den Bang des Beichäfts, Kafſenzuſtand des letzt abgelaufenen 

ahred x. 
xUl. Termin gur Eröffnung ber Leggeanftatten. , 
8. 13. Die Vroffnung der Leggen hat am 1. Febr.d. JI. Stait; ebr o dxndoher die det. 


' 
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Zanbräthe und Bürgermeifter angewieſen, wegen Einrichtung ber Lokale u.ſ. w. bie 
überall eingelelteten Unorbnungen zur Ausführung zu bringen, damit obiger Termin übel 
eingehalten werben koͤnne. Muͤnſter, ven 9. Jan. 1821. 

(A. V. 186. — 1. 106.) Koͤnigl. Preuß. Megieram, 

IV. Provinz Bommern, 
1) Publik. der K. Meg. zu Stralfund, v. 5. März 1819, betr. bie Leiub 
Kabritation auf dem platten Lande. 

So wichtig die Fabrikation der geroöhnlichen Hausleinwand überhaupt, und Is 
ders auf dem platten Lande ift, fo haben wir doch bemerkt, daß in dieſet Provin tag 
noch nicht die nehörige Mufmertfamteit verwandt wird. Dem Bauer und Rathaus 
bieibt in den langen Winterabenden viel Zeit übrig, worin feine Thätigfeit für Ydrr-u 
Hauswirthſchaft nicht In Anfprud genommen wird. Diefe kann nidyt zmedmäßigr vw 
gefüllt werben, als wenn BieMänner den eigengebauten Flachs ſelbſt verſpinnen mi 
Frauen dad geiponnene Garn tveben, in ber Zeik aber, mo diefe nicht am Mebeftahl ne 
in der Rirthfhaft befhäftiat find, beim Spinnen helfen. Auch die heranwachſenden fr 
ber koͤnnen hierbei Befhäftigung finden. Abgefehen von ben öconomiſchen Norte 
bie daburd für die Famille entitchen müſſen, werden aud) die Nachthelle vermkte,k 
der Müſſiggang gewoͤhnlich hervorbringt, und ed merden bie Ausgaben erjpart, weiden 
bie Zeit hihzubringen und bie lange Weite zu vertreiben, vertvandt werben. Inden 
daher die Angehörigen ber bäuerlichen Klaſſe beiderlei Geſchlechts hierdurch aufıe. 
dem Spinnen und Weben ſich mehr, als biöher gefchehen, zu ergeben, fegen, zur Bei 
derung dieſes Theil einer nüglichen Iabuftrie, wir zugleich Kolgendes hierburd ft: 

1) Es follen künftig alle Jahre im Aprit«Dionate, und zwar zuerft im J. 1820, Is fh 
Kreife unferd VBerwaltungsbezirfö zwei Prämien, beziehungsmeife von 10 umdsRd, 
an diejenigen bäuerlichen Familien vertheilt werben, welche den größten und din 
naͤchſten fommenden Vorrath von eigen gewebter Leinwand, wozu die Mini 
Garn größtentheils gefponnen haben, nadyweifen werden. Es verfteht Hd, nik 
weber von Profeſſion hieran feinen Antheil nehmen fünnen. 

2) Diefen Beweis hat jede auf eine Praͤmie Anſpruch machende Familie bei hut 
petenten Kreislandrath zu führen, welcher ber Wat;rheit auf das Benaucht = 
Spur zu kommen ſuchen muß. | 

Wir werden das Refultat biefer Maaßregel und die Verfonen, bie bie Bw! 
dient haben, oͤffentlich befannt machen, erwarten aber auch, Daß die Landräthe, Ih" 
fhaften, Brediger und fonftige Landedeinmohner, die auf bie bäuertiche Kiafle 
einzumirfen Gelegenheit haben, durch Ermunterung, gegebene Anleitung und 
des rohen Wateriald, wo ed eiwa bem Sandmann daran fehlen möchte, ber gun tif 
behülflich fein werben. (M. II, 232. —1. 148.) , 

2) Publif, der K.Reg. zu Cödlin, v. 22. März 1824, betr. die Berfeiyel 
der Leinwand. 

Der Abſatz der hinterpommerfchen Leinwand nad dem Aublande, melde {at 
fonft von befonderer Wichtigkeit gemefen ift, und deflen Emporbringung dem Jntrek | 
Landleute fo fehr entfpricht, iſt jetzt thellweiſe durch bie Verſchlechterung bei 
ſchwieriger geworden. Die in dieſer Beziehung bei der Verfertigung der Leinwend a!’ 
meidenden weſentlichen Fehler, worauf mir im Allgemeinen auch ſchon In ber 
Betanntmachung v. 16. Aug. 1819 aufmerffam gemacht haben, find vön dem Xu 
Leiſt zu Rügenmalde in einem uns durch den Mag. zu Rügenwalde eingereichten ı 
“auf eine zwedtmäßige Welfe zufammengeftellt, daher wir diefen Aufſatz nachſtehend Mn. j 
zur Öffentlichen Kenntniß bringen, und deſſen Beherzigung insbeſonbere den Landrat! 
der Gegend bon Rügenwalde welche fi borzugäweife mit ber Anfertigung ber ZI 
befhäftigen, Hierdurch empfehlen. - v 

Menn nun ferner bie in Rede ftehende Leinwand größtentheifd in Stüden —F 
Benennung eined halben Schocks zum Verkauf gebracht wird, und nicht ſelten bei dr "* 
fendung nad) bem Auslande bemerkt worden ift, daß die Stüde bie übliche CUenzh 
welcher fle 018 halbes Schod verkauft werden, nicht enthalten, fo merben bie La 
zugleich auf die Nothiventigfeit aufmerffam geinacht, folche Werfürgungen anf ob 
fenhaftefte zu vermeiden, melde der Kaufmann nicht Immer gieich bei bet ee 
Leinwand von den Landleuten ermitteln kann. Es wird burd) bie UnbolRändikt 
Ellengahl nicht nur der Abfaß der Leinwand Im Allgemeinen erfchwert fondern ed K# 
babei auch der Einzelne, wenn ber Betrug ermittelt wird, der gefeglichen —— 
Wir weiſen zugleich die betr. Behoͤrden an, auf bie Anwendung biefer geſehllchen 
in vortommenden Fällen puͤnktlich zu achten. per 

Uebrigens wird es den Schulgen in den Dorfichaften, in melden Leinwand Yr 

gung zum Handel ftatt findet, bejonders zur Pflicht gemacht, die Einfaffen mit Der 
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rTte dieſes Publif. auf das voliftändigfte befannt zu mo en, unb bahin zu wirken, da 
OI ches überall beachtet werde. Ränbigft zu mad) bin 3 ß 


Anl. a, . j 
Wenn bie Landbewohner hieſiger Gegend, welche ſich damit beſchäftigen, Leinwand 
a zufertigen und dieſe zum Öffentlichen Verkauf ſtellen, noch fernerhin durch Handel davon 
utzen haben wollen, fo iſt es nothwendig, daß die mannigfaltigen Fehler, und die zur 
‚Uzazeit gefuchten Vortheile, bei Anfertigung derſeiben, befeitigt werden. . 
Die Fehler beftehen darin, daß bie erfte Sorte des Gewebes, unter bem Namen 
23 teich- Leinwand, gewoͤhnlich $ Berliner Ellen breit, in 14 bis 15 Gebind gezogen wird, 
>tefe muß aber, wenn fle ausmärtö verkäuflich fein foll, wenigſtend in 18 ®ebind in er⸗ 
wähnter Breite ftehen, der Aufzug nicht ein fo feiner, loſer Faden, mie ed gewoͤhnlich dor» 
kommt, fondern ein derbes rundes Beipinnft fein. Wenn dann beim Weben das noth⸗ 
no eridige gefchleht, nämlich, daß gut ausgetreten, mit der Kammlade bei jedem Durchſchuß 
zweimal angefhlagen, und nicht, tie ed üblich Ift, mit einem Echlage gearbeitet wird, fo 
Tann die Waore ald gewoͤhnliches Gewebe brauchbar und leicht abzufeßen fein. 
Die zroeite Battung unter der Benennung Segeltuch, wird bon den mehrften In 12 
518 14 Bebind geftellt, wenigftens muß fie in 16 Bebind ſtehen, ber Aufzug feſtes flächien 
zsınd ber Einfdylag bon einem Ende zum andern egaled Heeden-Barn fein und nicht, wie es 
öfter und faft durchgängig der Fall war, zu Anfang eines Stüdes Leinwand fein heeden, 
Dann gröber, und zuleht, um größeren Gewinn au ziehen, wohl gar Klatten-Barn einges 
ſchlagen werben. Died iſt In der Art fehr nachtheilig, daß der Kaufmann biefe Waare 
nicht mit Dreiftigkeit empfehlen kann, und deshalb manche Verfendung unterbieiben muß. 

Nur zu der dritten Sorte, nämlidy Packleinen, kann grobes heeden und Klatten⸗Garn 
verarbeitet, und nad) BefchaffenHeit des Garns im Aufzuge geftelit werden. 

Das ſchmale oder + breite Leinen iſt eher zu verfaufen, wenn dad Barn fomohl im 
Aufzuge ald Einfchlage feiner wie in den erfien Battungen iſt, und wird biefe, wenn fie in 
18 Gebind fteht, gut abaufegen fein. 

Wenn bei der Weberei vorftehende Punkte befolgt werben, fo ift auch daß Uebel, daß 
die Leinwand beim Bleichen um mehr ald 4 Elle fhmaler tolrd, mie fie fein fol, gehoben, 
denn das Einfpringen koͤmmt nur daher, daß die Leinwand zu niedrig im Kamm fteht, 
und lofe und nadjl Dig gemebt wird. ' | 

Auch muß das Bleichen der Leinwand mit mehr Aufmerffamteit nefchehen ; die mehrfte 

iſt nur halb weiß, germöhntich voll Bückfleckke und beim Aufwaſchen oft ganz vernachläßiat, 
fo daß. man bie größten Inreintichfeiten barin findet; dies kann durch das forgfältigere 
8 em einer guten Haudfrau leicht vermieden werden. 

Diejenigen, bie den guten Willen haben, beſſere Leinwand wie biöher machen zu 
wollen, und bei der Einrichtung nach vorfiehender Anzeige noch zweifelhaft ind, will ich 
gerne můndlich näher unterrichten.  Wügenmwalde, den 2. März 1824. 

(®. VIII 142.—1. 69.) C. F. Leit. 

V. Provinz Sachſen. 

1) Publik. der K. Reg. zu Magdeburg v. 2. Febr. 1817, betr. die Revi⸗ 
ſion ded zum Verkauf gebrachten leinenen Barned. 

Wir finden uns veranlaßt, die früher erlaſſene Beſtimmung. daß das leinene Garn, 

elches nad) den Städten zum Verkauf gebracht wird, in den Thoren und bei den Käu⸗ 
ern, zur Verhütung falſchen Maaßes, von den Polizei⸗ und Acciie-Offizianten rebidirt 
werben foll, für jet hierdurch aufzuheben, und dagegen den Hrn. Landräthen, den Mag. 
und Poltzeidireltionen zur Pflicht zu machen, die Spinner firenger zu fontrolliren, well 
nur dadurd) der Zweck ganz fiher erreicht werden fann. (9.1. 73.—1. 67.) 
2) R. der 8. Min. de8.H. (Gr. v. Bülow) u. d. Inn. u. d. P. (v. Schuck⸗ 
mann) v. 18. Der. 1819 an die 8. Weg. zu Erfurt, wegen Breite der zu fabris 
eirenden Leinwand. 


Die Leinmeber-Innungen zu Tennftädt, Sangenfalza, Welffenfee, Kindelbrüd, Thams⸗ 
brück und Br. Sömmerda werben zu der Anfertigung von + und 1 breiter Leinwand 
nicht gesmungen, und wenn fle bei derfeiben nicht ferner ihre Rechnung finden, jo ftehet es 
ihnen frei.. fünftig Leinwand don geringerer Breite zu fertigen. Dagegen muß ed aber 
auch dem Publito unbenommen bleiden, fi) Leinwand bon der biöherigen Ihm conveni» 
renden Breite anfertigen au taflen, und werben die Bittfteller bei näherer Ueberlegung 
ſeibſt einfehen, daß deshab die in der Eingabe v. 16. v. M. nachgefuchte Beftimmung: 

daß bie von Ihnen zu fabriecirende Leinwand nur eine Breite von 2 Ellen haben folle, . 
weder zutäfflg iſt, noch für ie den erwarteten Erfolg haben mürbe, außerdem fünnen fle 
bei einer ſolchen Veränderung in der Fabrikation fchmwerlich geroinnen, da dann alle übrige 
Leinweber mit ihnen in Konfurrenz treten, ſtatt daß die breite Leinwand jegt beinahe aus⸗ 
ſchliehlich von ihnen gefertigt wird. oo. 
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Auch it die Fabrkation der breiten Lelnwand, nad) ber bei berfeiben and ber breiin 
Damaftweberei gemachten Erfahrung für die Geſundheit derer‘, die fidy damit befehäftign, 
feineötveged bon jo nachtheillgen Folgen, als die Bittfteller behaupten wollen, wenigſten 
nicht in dem. Grade, daß die Gewerde⸗ oder Gefurivheits-Bolizel-Behörbe ſich Derenickt 
finden könnte, biefe Fabritation zu ımiterfagen. —. 
Uebrigens verraͤth die Abneigung ber. Innungen gegen die ganz unläugbaren Tor: 
thelle des Schnellſchützen bei der Weberci, befonders nad) der, Hohenwaldſchen Werbeflerung 
eine tabelverbienende Iinbehüflichteit in ihrem Gewerbe. (8. 111. 006.—4. 72.) 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem Gewerbe der Tuch: und Wollenwanren-Fabrikatin. 


- 


1) V. v. 3. Ian, 3823, betr. die Aufhebung oder beffere Einrichtung tr 
dffentt. Schau » Anflalten für Tuch⸗ und andere Wollwaaren, in den Prodinien 
Preußen, Weſtpreüßen, Brandenburg, Pommern, Echlefier, Poſen und Sagſer. 

Wir Friedrich Wilhelm 2c. ꝛc. thun kund und fügen hiermit zu wifſen: 

Es iſt zu Unſerer Kenntnig gekommen, daß bie in: mehreren Stäbten ber öftlitm 
Propinzen der Monarchie, aus aiterer Zeit hrr, anf den Grund allgemeiner G. oder ı3 
b108 Srtlichen Statuten, annoch beftchenden oͤffentt. Shau-Mnftalten für Tuch⸗ und: 
bere Wollwaaren, theils in. Verfall 'gerathen, theils werigſtens dem jetzigen hoͤhen 
Stande bed Woll⸗ inſonderheit des Tuchfabrügewerbes sicht mehr angemeſſen. im Ben 
Melt der fortichreitenden Ausblidung beflelben durch Brivetfleiß und Aufficht oft hindeßt 
find, und daher in biefer ihrer gegenwärtigen Berfaflung, weder ihren urfprünglide 
YIroed, den Fabritanten Zutrauen und dem Fobrikat leichteren und ſicherern Abſatz zu pr- 
Moffen. erfüllen toͤnnen, noch überhaupt ıntl Unferer, auf bie Erhöhung der eigenen fran 
en. und ded Gemeinfinnes Unferer Unterthanen gerichteten Geſetzgebung übe 
ftinımen. nt 7 

Um demnach auch bon dieſer Seite die Hinderniſſe gu entfernen. welche ber Bervel- 
lommnung des wichtigen Wollfabrikgewerbes in den öftiihen Provinzen ded Staaii in 
Wege ſtehen. verordnen Wir, wie folgt: * 

8. 1. Laͤngſtens nach einem Jahre vom. Tage, der Kundmachung ber gegenwäner 
ß. an, oder innerhalb her Brenzen der unter folgenden Beſtimmungen, auch früher Mitz 
in den. Provinzen: Preußen, Weßpreußen .: Branhendarg, Pommern, Schiefte, fen 
und Sachſen, alte Irgendwo befiehende Tuch⸗ ‚und: Zeug⸗ Regl. und Schau-fIrumgt, 
‚ober fonflige, bie Werferligung ber Wollwoaren, und bie Berf. und Verw. ber Modem 
Echauanſtalten heir, G., desgl. alle-bioß Srtüce Verſchriften Über dieſe Begesftänte, fer 
aufhören) Kraft verlieren, und die barauf gegründeten Schau Einrkhimgeh gänzib 
aufporen ‘). . ß ' . wi . . 

8.23. Dagegen foll geftattet fein, andere dergl. Anftalten, nad den im Yalgradaa 
(8. 13 und folg.) eohriiten Vorſchriften zu errichten. . . , VE 
— 8.3. Iedem Woll-Mantıfalfurorte der genannten Brodinzen, welcher eme öffentüide 
Schauanftalt befigt, ſoll e8 von jeßt an freiftehen, dieſelde gänztith aufjuiöfen, wenn die 


‚Mehrheit der zeitigen Mitglieder der Schau - Korporation, Mit Musnahme ber Wumen. 


lad weiche in biefen Angelegenheiten Feine Etimme Haben follen, Die — beſchuchn 
8.4. Die Theilnehmer ſind jedoch verpflichtet, dieſen Beſchl. dem Mag. anzugeigrs, 
mb bei der Ausführung feinen Anwelſungen Folge zu leiſten. Bu 
8.5. Ueber jeben einzelnen Zall einer folhen Auflöſung haben, die Wög. on di 
ihnen vorgeſetzte Meg. Bericht zu erftatten, umd Wir machen beiden Behörden zur Pflicht 
diefeibe auf alte Weiſe zu erleichtern. . 
8%. Für Schulben, womit das Schau» Yafıktüt Befdjmwert ſein moͤchte, hoftet det 
Vermoͤgen deſſelben, fo tote jeder zeitige Theilnehmer perſoͤnlich, auch nach der Aufloͤſeez 


ı) Hiernach find nachſtehende Beſtimmungen für beſeitiget gu erachten: 

a) Tuch⸗ und Zeugmacher⸗ auch Schan⸗Ordn v. 30. Ian. 1723 für bie & 
und Mart Brandenburg; Herzogthümer Magdeburg und Pommern, ca 
Fürſtenthum Halberſtadt; | IX.. 

(C. C. M. Tom. V. ©. 335, Rabe's Samml. Bb. I. Abth. LS. 6238); 

b) Tuch⸗ und ZJeugmacherOrdn. v. 10. April 1784 für die Neumart; 

(N. €. €. Tom. I. & 1113, Robes Sammi. Bd. L Abtg- 2 ©. 342); 
ec) Tuch⸗ und Zeugmacher⸗Ordn. v. 22. Nov. 1772 für bie Kurmark; 
{N.C. €. Tom. VI. ©. 3134, Robed Cammt. Bd. L Abth.4 S. 392): 

d) Publit. ber. K. Meg. am Lieguib :b. 24. Aprii 1B18, “bee. die Tachſchac. 

‘(911 150. - 1. 81.) a Ar u 
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Es muß baher fofort ein Plan zur Tirgung ſolcher Schulden, unter Beftätigumg bed 
Mag. entworfen werben. 

8.7. Gleichergeſtalt, wenn überſchleßendes Vermögen vorhanden Ift, Tann baflelbe 
Durd) den Mag,, unter die zeitigen Mitglieder als ihr Eigenthum vertheitt werden, inſo⸗ 
fern die ftimmfähige Mehrheit nicht vorziehen follte, ven Uebeiſchuß zu einen gemeinnüßt« 
men für den Ort überhaupt, oder für deſſen Wonfabritgemwerbe infonderheit, zu 

eſtimmen. | 

8. 8. Etwanige Urkunden, Schauregifter, Rechnungen, bie Stempel oder Siegel des 
Schauinftitutd werden an den Magiftrat abgeliefett, um ſie in der Regiſtratur bed Rath⸗ 
hauſes, fo lange ald nöthig, aufbewahren zu laffen. 

8.9. Wenn irgendwo befondere örtliche Abgaben, ed ſel zur Unterftüßung einer 
Dienſtſtelle, oder zum Beten eines Inftitutd, oder zu fonft einem Kommunalztved beffe- 
ben, welche von den Wollfabrifanten aufgebracht werben mäüffen, und die biöher gleich» 
zeitig mit dem Schaugelde für die zur Schau vorgelegten Waaren gehoben wurden; fo foll 
dies fein Brund fein, die Aufhebung der Schauanftalt zu hindern. Namentlich bei dem 
Haupt⸗Gegenſtande, dem Tuch und den tuchartigen Fabritaten, follen dergl. Abgaben 
künftig mit dem Walfgelde verbunden und entrichtet werben; inſofern fich dazu feine an» 
bere bequemere Hebungsart ermitteln läßt: als worüber bie nähere Beſtimmung ben 
Magifträten, in Vereinigung mit den Abgabepflichtigen, überlaffen bleibt. , 

Eben fo wird ein verhältnigmäßiger Zufchlag zu dem Wallgelde in den meiften Fällen 
dad Mittel fein Tönnen, etwanige Schulden des Schauiuſtitutd (8. 6). zu tilgen. 

8. 10. Dieſes Mittel foll auch da vorzüglich In Erwägung fommen, wo bei Aufhebung 
eined Schauinftitut8, ber Bemeinfinn der Mehrheit der zeitigen Intereffenten fich geneigt 
bemiefe, die in Zukunft zu erfparenden Echaugebühren nicht.fallen zu laffen, ſondern fle 
ganz oder zum Theil einer gemeinnüßigen Anlage für den Ort, oder für die Wollfabrifa- 
tion deſſelben zu widmen. 

8. 11. An Drten, welche kiöher feine öffentlihe Schauanſtalten für Ihre Wollfabri⸗ 
tate bejeffen haben, fol in der Regel bie Antage neuer Schauanftallen nicht geftattet werden. 

8. 12. An Drten, wo zwar bad bisherige Echauinftitut, durch Beſchluß der Mehrheit‘ 
der zeitigen Korporatione. Mitglieder, aufgehoben worden ift, foll die mindere Zahl dens 
noch befugt fein, einen neuen Schauberein unter ſich äu bilden. . 

8. 13. Un allen andern Diten, wo zur Zelt noch Öffenttiche Schauanflalten für Woll- 
fabrifate vorhanden find, können ſolche fortdauern, infofern die Mehrheit der zeitigen In⸗ 
terefienten ſich davon Nuben verfpricht; fle müſſen jedoch längftens innerhalb Jahresfrift, 
nad) den folgenden Vorfchriften (8. 15 u. mw.) umgebilbet werden... 

8.14. Schauanftalten, die hiernach fortbeſtehen, oder fich neu bilden werden, koͤn⸗ 
nen ſich gleichfalls, bei veränderten Umſtänden oder Anfichten, unter Beobachtung ber 
obigen Vorfchriften (88. 3—8) au jeder Zeit wieder auflöfen. . . 

8. 15. Die Woliwaaren »- Cchauanftalten eined jeden Orts follen künftig blos als 
freie Brivatvereine betrachtet werben, in welche diejenigen Bürger deſſelben, bie bei ber 
Wollfabrikation des Orts oder dem Handel mit Wollwaaren ſelbſtſtäudig mifwirken, auf 
den Grund eines blos örtlichen Statuts (88. 57, 58, 89) zu dem Iweck getreten find, die 
Fabrikation gemeinfhaftli im Ganzen und Einzelnen zu beobachten, ihre Verbeiferung 
au befördern, bie einzeinen Kabritate durchzuſehen, und daß fie nach gewiffen beftimmten 
ne für tauglid) erfannt worden find, burch ein an jeded Stüd gelegles Zeichen zu be⸗ 

einigen. _ 

8. 16. Diefe Vereine follen ſich baher nicht blos auf bie Kabrifanten, im gewöhnlichen 
engeren Berftande, naͤmlich die Stuhlarbeiten (Tuch, Zeugs, Friede, Bol-, Rafchmacer 
u. J. w.) beichränten; fondern e8 follen auch alle, an dem, Ort anfäßige Färber, Zurichter 
(Tuchbereiter oder Scheerer), Inhaber großer, für dad Publikum arbeitender Spinnereien, 
und Wollwaarenhändler, dem Echaupereine des Orts beizutreten berechtigt fein. 

- Neberhaupt fol bie Qualififation zur Mitgliedſchaft der Schaupereine lediglich bon 
bem ſelbſtſtaͤndigen Betriebe eined Zweiges der Wollfabritation oder bed Wollwaarenhan⸗ 
de1d a nicht bon ber fonftigen Art und Weiſe ded Betriebes, noch don der Zunft- 

enoflenfcha . 
8 8.17. &o wenig in Zukunft ganze Wollmanufafturorte zu öffentlihen Schauan⸗ 
ftalten verpflichtet fein foflen, eben jo wenig fönnen einzeine, wenn glelich fonft ‚bei der 
MWolfabrifation und dem Handel aud) unmitteibar einmirfende Bürger des Orls gezwun⸗ 
nen werden, ben fünftigen Schanvereinen beizutreten; es ſoll vielmehr Lediglich ber Beur⸗ 
theilung eines Jeden uͤberlaſſen bleiben, ob er es vorthellhafter findet, feine Kabritate oͤffent⸗ 
2 en und beglaubigen zu laſſen, oder fein @efchäft 608 auf eigenen Namen und 

redit zu führen, . In rn 
„8% 18. Auch diejenigen, welche ben Schauverein beigetreten ind, koͤnnen beuifefben ar 
gehörige Anmeldung, wleder verlaffen; fe müffen jedoch ihren Beitrag zu den Köften bes 
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Inſtituis, zu welchen fle burd) bie Mitgliebfchaft verpflichtet waren, 510 zum Tage ihn 
Austritt, berichtigen. 

8. 19. Eben fo koͤnnen andere, welche dem Verein urfprünglich nicht beigetreten ft, 
deshalb für bie Folge nicht andgefchloflen werben, wenn fle bie. Aufnahme noch begehm, 
Im Obrigen dazu qualifizirt find, und den auf ihren Theil etwa fallenden Koflenbeitr 
entrichten. 

8.20. Wer jebocd, einmal ausgeſchleden ift, fann nur mit Benehmigung ber Did 
heit der ftimmfähigen Mitglieder des Schauvereind wieder aufgenommen werden. 
‚8.21. Jedes Mitglied bes Vereins, fo lange es dies bleibt, iſt ſchuldig, die Eich 
ten deffeiben zu beobachten; namentlich feine fchaupflichtigen Fabrikate, ohne Audnehr 
zur Beſichtigung und Beglaubigung vorzulegen; aud die ihm zufallenden Meier ı 
übernehmen und getoiflenhaft au verwalten. Im den entgegengefeßten Fällen muß ang 
nommen werben, daß e8 ber Mitgliebfchaft entfage. 

8.22. In der Hegel find nur ſolche Waaren, meiche an dem Ort fetbft, ganz oe 
aum Theil verfertigt toorden, und Eigenthum eines Mitgliedes bed Schauverein find, in 
öffentlichen Beſichtigung und Be laubiaung burch den Verein geeignet. 

8.23. Es folen jedoch aud fothe Waaren für fählg zur Beſichtigung und Beyer 
bigung erachtet werden, die in anderen Gemeinden verfertigt find, weiche feine Öffentik 
Schauanſtalten befigen, infofern die Waaren einem Mitgliede des Schauvereind cur 
thümtich gehören. Damit aber vergl. Waaren nicht weniger gehörtg beſichtigt were 
fönnen, a18 die am Orte felbft, ‚müflen fie roh vom Etuhl, oder body wenigſtend fogn 
nad) der Walfe, alfo vor ber Appretur, bei der Schau vorgelegt werden. 

8.24. Wer hingegen ohne dem Verein anzugebören, feine Waaren auf den Rımı 
- eines Mitgliedes oder durch fonft ein Mittel zur Schau und Beglaubigung einzufelda 
verfucht, ift für ben erfien Fall einer Strafe von 5 bi8 10 Nihir., nad Magßgebe M 
Werthe bed Ctüds, für ben folgenden aber der Strafe der Konfisfation ber Etide,h 
beiden Fällen zum Beſten ber Armenanſtalt des Orts, untermorfen. 

8.25. Was die Organifation des Schauinſtituis betrifft; fo ſoll daſſelbe an Im 
Drt beftehen: 

a) aud dem Schauamte, 
b) aud den Schau= und Stempelmelftern. 

8. 26. Das Schauamt iſt im Allgemeinen als eine Vereinigung ber nebitbetefnm! 
fochtundigftien Mitglieder der Schau» Korboration, zur Beförderung des Wollfabrim 
bed bes Orts zu betrachten; Infonderheit aber iſt ed beſtimmt, die Schauanſtalt mM 
Vorfchriften der gegenwärtigen Verorbnung, und nadı ben Fortfeungen des hlenihe 
Gemaßheit berfeiben zu verfaffenden örtlihen Schanſtatuts (8. 15, 59, ff,) zu 
gen und zu leiten; zu nemeinfchafttihen Beſchluͤſſen die Stimmen zu ſammein, bat 
mende Streitigfeiten polizeilich zu ſchlichten, das Verfahren ber Schau« und Ste 
zu fontrolliren; die Schauregifter und Rechnungen durchzuſehen, die Michtigfeit ber 
zu befcheinigen und die Einnahme au den ftatutmäßigen Zwegen zu verwenden. 

8.27. 3 iſt zunächft dem Magiftrat untergeordnet, an weichen von befirn Ei 
refurrist werben fann. 

8.28. Weitere Beſchwerden gehen an bie Reg., ober m ben dazu geeigneten akt 
(8. 50).an die Juſtizbehoͤrde. 

8.29. Tas Berfonal bed Schauamtß foll ber Regel nad) beftchen: 

aus einem Miigllede des Magiftrats, welches den Worfit führt; von fachverländkgt 


Mitgtiedern aber wenigſtend aus einem Fabritanten (Stuhlarbeiter), einem Bit“ 


einem Appreteur, einem größeren Kaufmann des Fachd, und wo e8 der Fall iR, di? 

Inhaber einer allgemeinen Wol-Mafchinen:-Spinnerel. . . 

An Orten, wo die Wollfabrifation jährlich Im Durchfchnitt Vier Taufend Stüde 
mehr beträgt, foll die Zahl der vorgenannten ſachverſtaͤndigen Mitglieder, nad) dem 
niffe, vermehrt werden. , 

An Orten hingegen, wo ſich zur Zeit nur Ein Kärber, Ein Appreteur und Eingröf! 
Tuchhändler befände, follen zwar auch diefe Dem allgemeinen Schauvereln beitreten luun 
nicht aber nothwendig als Mitglieder des Schauamts angeſthen werden, ſondern 
ſem nur dann mitzuwirken berechtigt und verpflichtet ſein, wenn die Schau«Rorporalion 
durch Stimmenmehrheit dazu beruft. 

An bem voraudgeſetzten Yale in die Stefle jener Kunftverftänbigen durch gabe 
ten (Stuhlarbelter) bis zu der zuläffigen Anzahl zu erfegen, dem Schau⸗Amte fol He 
nichts defto weniger, ſelbſt dann, wenn jene nicht Mitglieder des Vereins wären, freie 
das Butachten derfelben, wo es nöthig if, einzugiehen. PN 

Wenn endlich an einem Orte fi) zur Zelt nur Ein Inhaber einer allgemeinen ) 
fpinnerei befände, fo fo diefer dennoch wegen feiner näglidyen Einwirkung auf die 3 
lagen der Fabrikation, in fofern er überhaupt Mitglled bed Vereins iſt, zur Mitgledn 
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beim Schauamte berechtigt, und für die erften brei Jahre verpflichtet fein, auch unter allen 
Umſtänden, auf Verlangen bed Schauamts, gleich andern Sachverſtändigen, mit feinem 
Gutachten zu dienen. 

8. 30. Daß vorfißende Mitglied wird bon dem Magiftrat deputirt. 

Die techniſchen Mitglieder wählt der Verein nad) Mehrheit der Stimmen. 

8.31. Auch die Beſchlüſſe des Schauamts werden nad) Ctimmenmehrbeit gefaßt; 
mit Vorbehalt der doppelten Stimme für den Dirigenten, wenn die Stimmen gleich find. 

8. 32. Die beftelten und gewählten Mitglieder des Schauamts neloben bot dem 
Magiftrat, mittelft Handſchlages auf ihren Amts- oder Bürger» Eid, die gegenroärtige 
Verorbn. und das örtlihe Schauftatut In allen Punkten aufrecht zu erhalten. 

8.33. Die Mitgliedſchaft des Schauamtß Ift ein Ehrenamt, welches Jeder, ben dad 
Vertrauen bed Magiftratd » Kollegli und des Vereins dazu beruft, aud Rüdfiht auf das 
gemeinfame Befte, zu übernehmen und unentgeldlich zu verwalten ſchuldig iſt. 

Es fon jedoch dem Schauperein, had Beſchluß der anchrächt, unbenommen bleiben, 
einem einzelnen Mitgliede des Schauamts, aus befonderer Rüdfiht und als Ausnahme 
bon ber Stege, eine mäßige Beſoldung auszuſetzen. 

8.34. Blos anhaltende Krankheit, Reifen, die eine ange Abweſenhelt nöthig machen, 
bie gleichzeitige Verwaltung dreier anderen öffentlichen Aemter und ein Alter über 60 Jahre, 
find gültige Urſachen, eine Stelle bei dem Schauamte abzulehnen. 

Beharrliche Weigerung au irgend anderen Gründen, hat die Audjchiiegung von ben 
Schaubereinen zur Folge. (8. 21.) _ 

$.35. Die Dauer diefer Stelle wird Hiermit auf Drei Jahre beftimmt. ’ 

8.36. Nach Ablauf derfeiben Tann zwar Jeder, ben die neue Mahl träfe, feine 


Stelle beim Schanamte noch auf andere drei Jahre fortfegen; er foll jedoch dazu während 


ber nächſten drei Jahre nicht verpflichtet fein. 

8.37. Den Schau- und Stempelmelftern liegt das Gefchäft ber Waaren -Schau 
und Bezeichnung ob. | 

Sie müſſen gleichfalls Mitglieder bes Vereins fein, doch fol e& nicht darauf ankom⸗ 
men, ob fie Fabrifanten (Stuhlarbeiter) find, oder ein anderes, mit der Wollfabrifatton in 
Verbindung ſtehendes Gewerbe treiben. (8. 16.) 

8. 38. Die Anzahl der dazu nöthigen Perſonen beſtimmt ber Verein nad) dem jedes⸗ 
maligen Umfange ber Fabrifation, und je nachdem das Örtliche Schauftatut nur eine oder 
mehrere Schauen angeorbnet hat; jedoch mit der Nüdficht, daß an der Echauftätte immer 
breit Schaumeifter vereinigt find, um bie Befichtigung gemeinſchaftlich zu verrichten, und 
baß alfo die Zahl derfelben im Banzen groß genug fei, um fich untereinander das Geſchäft 
dur Abwechſelung zu erleichtern. 

8.39. Jedes Mitglied des Vereins ift verpflichtet, ba8 Schau⸗ und Stempelmeifters 
amt nad) der Neihefoige zu übernehmen, und fann ſich davon nur aud ben (8.34) ange» 
gebenen Urſachen, oder wenn es fhon Mitglied des Schauamts wäre, entbirden. 
feſ N 20. Die Keihefolge wird ſogleich bei der erften Organifation durch das 2006 
eſtgeſetzt. 
te binzutretenbe Mitglieder ſchließen fi an bie älteren an, nach ber Zeit ihres 

8. 
Dem Schauamte foll jedoch frei ftehen, folhe Berfonen, benen ed bie nöthigen Eigen- 
ſchaften zur Verwaltung ded Schau» und Gtempelmeifteramts, nad pflihtmäßigem 
Ermeſſen, nicht zutraut, wenn fie die Reihe trifft, ohne Angabe der Gründe davon auszu⸗ 
Ihliehen, und es geht dieſes Amt’alddann auf das nächſifolgende Mitglied ded Vereine 
er 


8. 41. Die Verwaltung bed Schau« und Stempelmeifteramts foll Ein Jahr dauern, 
mit der Maaßgabe, daß drei Monate vor Ablauf deſſelben, diejenigen, an welchen im 
nächſten Jahre die Reihe fein wird, fich mit ben zeitigen Schau» und Etempelmeiftern 
vereinigen, abwechſelnd gewiſſe Arbeiten zu übernehmen, um bei ihrem Eintritt In dag Amt 
ber Beichäfte um fo kundiger au fein. . 

8.42. Eben diefe Nächſtfolgenden find auch fchuldig, Ihre Vorgänger, in Fällen 
bon Krankheit oder nothwendiger Abweſenheit unter Vorwiſſen des Schaumts zu ver⸗ 
reten. 

8.43. Das Schau- und Stempelmeiſteramt ſoll aleichfalld, der Regel nach, unent⸗ 
geltlich verwaltet werben; well es zum gemeinſamen Beſten dient, und alle Mitglieder bed 
Vereins dadurd) den Vortheil genießen, daß das Schaugeld vermindert wird. 


8. 44. In fofern jedoch hierbei erhebliche Örtliche Schwierigkeiten vorkaͤmen, ſo foll 
geftattet fein, den Schau und Stempelmeiftern eine beftimmte Nemuneration, entiweber 


nad) der Zeit oder nad) der Zahl ber gefchauten und geftempelten Stüde audzufegen und 


zu zahlen. 
Auch ſoll das Schauamt befugt fein, in einzelnen Faͤllen und ald Auonahme bon ber 


⸗ 
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Dede, die Stellung qualifiziriet Vertreter and der Zahl der Mitgtieber be Vereind nad- 
zulaſſen. 
* wonige Remuneration derſelben iſt aber Sache deſſen, der die Vertreiung nach⸗ 
geſucht hat. 
8.45. Dagegen fol es den Vereinen überall freiſtehen, zu den Bürearigefcyäften bes 
Schauamts, namentlich zur Bearbeitung ber fchriftiichen Ausfertigungen und Rechnunge⸗ 
—5— einen eigenen Beamten, ber fein Mitglied des Vereins iſt, anzuſtellen und zu 
eſolden. 

8. 46. Für jedes zur Schau gebrachte Stück Waare ſoll ein gewiſſes Schau⸗ und 
Stempelgeld, als Gebühr für die Beſichtigung und Beglaubigung, bezahlt werden. 

8.47. Daſſelbe foll jedoch auf das Mäßigfte, und nur um ein Weniges höher ange 
Icht en » ai erforbertich Ift, um die nothivenbigften Koften bes Schau⸗Inſtituts jedes 

ris zu beftreiten. 
jer Ueberſchuß ſoll zur Dedung auf nit nandergeiehene Fälle dienen. 

8.48. Die Schaus und Stempelmeifter dürfen fein Stüd Woare, welches Ihnen 
feibft oder nahen Verwandten gehört, befichtigen und bezeichnen, fondern müffen bie6 der 
beiden andern ihrer antoefenden Mmtögenoffen überlaffen. 

„ Ele tönnen ſich hierbei um fo weniger mit ber Unwiſſenheit entſchuldigen, da die 
Stücke mehrentheild, inſonderheit bei dem Hanptartifel, dem Tuch), mit dem Namen bet 
Eigenthümers bezeichnet zu fein pflegen. u 

8.49. Schau⸗ und Etempelmeifter, bie ihr Amt hachläffig, ober nad) Anfehen da 
Perſon, wenn gleich fonft ohne Eigennuß, verwallen, find in jedem Falle, auf Verlangen 
des Beſchädigten, zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Wetr aber übermwiefen wird, waͤhrend des Jahres feiner Amisverwaltung. die Schar⸗ 
ſtunden ohne Anzeige und zulängliche Entſchuldigung dreimal verſäümt, ober aus Unazf: 
merffamfeit oder Nachſicht bei der Echau, ſich dreimal ber Mögiithteit eines Anfpınde au 
Entich. ausgeſetzt zu haben, foll ald einer, welcher den Zweck bed Vereins nicht adhiet, ar 


. 


gejehen und von der Mitgliebfchäft auögefchloffen werden. (8. 21.) 


8.50. Die Etrafen beträgerifcher Waaren-Verfertigung oder BGezelchnung find herib 
imn A. L. VOt. TH. II. Tit. 20 folgendermaßen feigefeßt: 


8. 1442. Wer die zum Verkauf beſtimmten Lebensihittel ober andere Wauren ıll/imm- 
ben Materialien vermengt oder berfegt, um dadurd) ihr Maaß und Sicht 
ober Ihre fheinbare Büte, betrüglicherwelſe zu vermöhren, gegen ben WA 
Strafe ded_qualifizirten Betruged um die Hälfte geichärft. 

8. 1445. Deögleichen gegen biejenigen, weiche mit Zeichen oder Proben, die nur fü 
Waaren don gewiſſer Mrt oder Güte beſtimmt find, Waaren von fhledten 
‘Art oder Güte betrüglichermeife bezeichnen. 

8. 1446, Außer der Strafe ſolcher Betrügereien, ſoll Auch allemal ber Worraih von 
5 oder Sachen, an welchen dergl. Verfälſchung begangen worden, kou⸗ 

| özirt werden. un 

8.1447, So weit e8 nothwendig If, bie ferneren-fhädiichen Folgen des Betruged zu 
verhüten, find ſolche Vorräte zu vernichten ; fonft aber zum Beſten der Armen 
äu bermenben. 

8.1448. Sat Jemand, ber wegen eines ſolchen Betruges ſchon befiraft worden, ſich dei- 
feiben abermals fchuldig gemacht; fo fol er, außer der an fich berimirften 
Strafe, Handel und Gewerbe zu treiben, unfähig erflärt, und biefes öffentüch 

 ... befaunt gemacht werden. en Bu en 

8, 1449. Ein Gleſches ſoll ftatt finden, wenn ein folcher Behrliger ghär noch niemalo 
deftraft worden, aber doch diefe Art des Betruges ſchon ſeit ünem Jahre getrie- 
ben, und die frühere Entbedung befieiben burd befohdere RM and Werfola- 
genheit zu verhindern gewußt hat. — 

8. 1450. Hat dutch dergleichen Wetrug der Kredit und Abſatz der LnrbegiErgengaifie und | 
Fabritwaaren in auswärtigen Ländern Schaden erlitten; -fo fl der Betrüger 
außer ber an ſich vertoirfien Ahndung des Betruges fetbR (8. 1442) mod mit 

eichärfter Zuchthauoſtrafe auf 6 Monate big 3 Jahre belegt werden. 

8.1451. Wer Waaren von an fid) untabelhafter Site mil dem Romen over Merkmal 
Intändifcher Fabrifanten oder Kaufleute fälſchiich bezeichnet, hak'eine willführ- 
Ifche Beib» oder Gefängnig-Strafe vertoirtt. 2 

a Diele Beſtimmungen beflätigen Wir zur Erhaltung ber Treue und bed guten @fau- 

Ai Nermit ausdrüdiih, aud) in Beziehung Auf die Wölrfübrifätion und Ale Schar- 

n 


J 8 Schat des Orts iſt verpflichtet, alle zu ſeiner Kenntniß kommende Yäle | 
Yen ei ng Hamm, Km fe KBirfömen beftefe er Miigider det Ehrmäbereind 


% 
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And, dem vorgeſetzten Mag. dieſer aber, ſie dem Kriminalgericht, zur welleren Verfol⸗ 
gung anzuzeigen. 

8.51. In der Megel hat bie Schau bioß zu beſcheinigen, daß das Stüd Waare von 
einer gewiſſen Laͤnge und Breite, nady Preuß. Elle, und daß es frei von Fehlern fel, wo⸗ 
durch es im ganel an Werth verlieren würde. . 

8.52. Dieſes Zeugniß wird ertheilt durch ein an jedes Stüg forgfättig zu befehigen» 
bed Blei, welchem auf der einen Seite die Worte: Schau⸗Verein zu N. . (Namen des 
Drtö), auf der andern die Länge und Breite in Zahlen (30, 2) deutlic) aufgeprägt werben. 

8. 53. Den Schau = Vereinen jedes Orts foll freiſſehen, die Fehler näher feſtzuſetzen, 
durch welche ein Stuͤck Waare nach feiner beſonderen Art, oder nach dem elgenthümtichen 
Fabrlkationsfuße des Orto, als des Schauzeichnens deſſelben nicht wuͤrdig erachtet wird; 
ſie müſſen aber hierbei nur dad Wefentliche im Auge behalten, und kleinlſche Beſtimmun⸗ 
gen, wodurch nur zu unnüßen Streitigkeiten Anlaß gegeben würde, vermeiden. 

8.54. Wenn bei den zur Scha ‚fprme ben Waaren nur geroöhnliche Fehler der Unwiſ⸗ 
—— erben kn Or bei weiche 2.8 2 N . — nicht anerklaunt werben kann, 

emerli werden, tein w (y 8. 98), 10 ſoll auch der Aegel und feine weitere 

Strafe ftattfinden, aͤls die — IXM— dürd) — der Beglaudfgung. 

8.55, Das Schaugelh muß aber nichts deſto weniger enttichtet Werben. 

8. 56. Bi foN aber den Schauämtern freiftehen,, von folhen Mitgliebern des 
Vereins, deren Habritate dreimal verworfen worden, für jeden Fall der Wiederhofung daB 
boppelte Schaugelb ald Etrofe einziehen zu laffen. 

8. 57. Auf den Brund dieſer allgemeinen Vorfchriften follen bie Wolmaaren-Schau- 
Vereine jedes Orts ein beſonderes Statut errichten. °  ' ' " \ 

: 8.58. Daffelbe foll ‚die näheren Beftimmungen , welche dad Schautvefen des Dris, 
nad) defien befonderen Yabrifafions- und Handels» Verhältniffen erforbert, mit möglid) 
türzefter und deutlichſter Faſſung enthalten; namentlich: welche Waarengatlungen zur 
Schau geeignet find, welche Fehler Die Verſagung des Schauzeichens zur Foige haben ; ob 
die Fabritaie, z. 8. das Tuch, mehrmalsoder.nur einmal geihauet werben follen, und wie 
im erſten Yall jede Schau nachzuweiſen iſt; ob außer der (8.52) vorgejchriebenen Bezeich⸗ 
nung bee Schaublels, noch eima-befondere Ziffern zur Angabe der mehrfachen Edjau 
(1. IL, III.) aufguprägen find; aus wie bielen Mitgliedern dad Schäuami beftehen, wie oft 

daſſelbe id verſammeln, wie groß die Zahl der Schau» und Stempelmeifter kr wie viel 
Ihre Remuneratlon, wo Dies’ der Fall ift, betragen, zu welchen Stunden die Schau und 
Stempelung vorgenommen, wie hoch ba8 Schaugeld beftimmt, wie es, ob nlähtfd) bei ver 
Schau, oder zugleiä; mit dem Waifgelbe, oder auf welche ſonſtige Weiſe gehoben, zu wei⸗ 
hen gZwecken ed’vermandt, wie das Schau⸗Regiſter und bad Rechnlingsweſen eingerichtek, 
wie bei der Stinimen⸗Sammlung verfahren merben foll u. ſ. f.; überhaupt alles utip Ieieh, 
mas nad, jedes Orts⸗Bedürfniß die zweckmaͤßige Anordnung und Führung feinen Wi 

Waarei-Schauanftait angeht. EEE il — 

Es verſteht ſich Hierbei von ſelbſt, daß auch alte oͤrtliche Einrichtungen beibehalten were 
den können, in ſofern fie für zwedmaßig erlanut werden, und mif den Allgemeinen Vor— 
ſchriften diefer V. vereinbar find. et 7 Ba 

8. 50. Der Entwurf des Staluta jeden Orts fol bon dem Magiftrat geprüft und mit 
deffen Butachten an die Reg. zur Betätigung gefandt werben. ” 7 & 

8. 60. Im Uebrigen fol die gegenwärtige V. ſich blos auf bie Schauanftalten an- fi 
beziehen, nicht auf etingnige Zuhftyerhäitniffe, an welchen, inſowelt fie biefer V. nicht ent- 
gegen ftehen, durch dieſelbe uichts abgeändert werben fol. — BE 

Bir beauftragen Unſern Win. für Beiverbe und 98 die gegenwaͤrtige 8 Aub- 
führung au bringen, Kub befehlen Wien, die eb angeht, ſich nach derfelben zu dehten., 


| 3, 2.) Ä 
2) Zur Befdrderung der Bol-Manufaktur find au) nadıftehende 8., betr, 
ben Handel mit Wolle und die Reinigung bey Wolle KR Ä 
a) Ed. v. 13. Zuni 1714, iregen ber Wolle, Nusfügrung, Muflaufh, 
Reinigung ıc. Ä an \ 
(C. C. M. Tom, V. Abth. 2, Gap. 4, Rr.41, ©.287, Rabe's Samml. Bb.1. Abth. }, 


©. 398.); 
b) Ep. v. 11. April 1725, wegen ded Zeichnend der Schaafe und Berbotd, 
ſolched mit Iheer zu bewirken. 0 
(C. C. M. Tom, V. Abth. 2, Cap. 4, Nr. 85, Rabe'd Sammi. Bb. XII. ©. 64.); 
c) Bat, d. 15. Sept. 1734, daß in allen Schäfereien der Kurmark bei den 
Wollſchuren die Lämmerwolle befonderd gefadet und verkauft werden fol. 
(C. C. M. Tom. V. Abth. 2; Cap. 4 ©.887, Nr.93, Rabe'd Samml. Bd. I. Abth.2. 


U .;, 


’ 
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d) Eitt. ber Kurmärf. Kammer v. 15. Febr, 1758, daß feine Schaafe fr 


ner mit Theer gezeichnet werben follen. 
. C. C. Tem. II, S. 287, Rabe’ Samml. Bb. I. Abth. 2, S. 509.) ! 
e) Regl. v. 29. Mai 1792, wegen verunreinigter und verfälſchler in dk 
Erädte eingebrachter Wolle. 
(N. C. C. Tom. IX, S. 989, Naked Samt. 8b. II. S. 319); 
f) Regl. v. 16. Dec. 1803, wegen Verunreinigung und Berfälfhung kr 
Schaafwolle. (N. C. C. Tem. XI. ©. 1965, Rabe's Sammi. Bd. VIL ©. 534) 


Vierter Abfchnitt. 
Bon dem Gewerbe der Seiden- Fabrikation. 


®. v. 14. Ott. 1844 Über bie Ermittelung deb Handelögeiihteb ki 


Handel: mit roher Seide in den Handelsgerichts⸗Bezirken Elberfeld m 
Erefeld. 








Wir Friedrich Wilhelm ic. 2c. Da von dem Handelsſtande Ju Elberfeld und Gr 
die Errichtung Öffentlicher Trodnunge-Anftalten Behufs der zuderlaͤſſigen Ermittelung id 


Handelsgewichts der rohen Seide für ein Bebürfniß erachtet worden ift, und fid beit 


für diefen Zweck, die unter den heutigen Tage genehmigten Aktien »Befelifcdyaften geil 


haben, fo verordnen Wir, auf den Antrag Unſers Staatd-Min., wie folgt: 

8. 1. Für ben Bezirk des Handelsgerichts zu Eiberfeld wird in der Stadt Eiberkil, 
und für den Bezirf des Handelsgerichts zu Crefeid wird in ber Stadt Crefeld unter A 
fiht Unferer Steg. zu Düffeidorf eine öffentl. Seiven-Troduungs » Anftalt errichtet, td 

den Zived hat, das Handelögewicht der zu dieſem Behufe angemeldeten rohen Seide mb 
teiſt des Trodnens von Probe-Strängen zu ermitteln und feftzuftellen. Die Anftalt m 
durch ein vereidetes Perſonal verwaltet. 

8. 2. Bei Kaufgeſchaͤften über rohe Seide, welche in dem einen ober andern Ir" 
bezeichneten Handelsgerichts⸗Bezirke geſchloſſen werben, oder bei weichen die Seidt il 
überliefert werben. foll, ift ſowohl der Käufer al8 der Verkäufer. berechtigt, die Feſttin 
bed Handelsgewichts durch die Anſtalt zu verlangen, in welchem Falle dad durch DER 
al aroigt für beide. Theile bindend und bei entſtehenden Etreitigkit 
[4 eiden ⸗ 

Gleiche Wirkung hat bei denjenigen Kaufgeſchaͤften, welche weder in ben gebadl 
Bezirken geihloflen worden, noch dafeibft zu erfüllen find, die ausbrüdtiche Webereintunf 
ber Kontrahenten, baf jeder berfelben die Feſtſtellung des Handelögeraichts durch de 1 
innen bezeichnete Anftalt verlangen fünne. 

Außerdem ift Niemand gesivungen, fi) der Anffalt zu bebienen. 


8. 3. Jeder in einem der gedachten Bezirke wohnende Käufer, welcher für eigener 


Trodnungd-Anftait bringen laſſen, bamit bafelbft das Handels ⸗Wewicht In bindender IM 

entfheidender Weife, ſowohl dem Käufer, ald dem Verkäufer gegenüber feſtgeſtellt werde. 
8.4. Die innere Verwaltung der Trodnungd-Anftalten und das im denſelben M 

beobachtende Verfahren wird durch Regl. geordnet, zu deren Erlaß Unſer Handel 


ı ermädtigt wird. 


8. 5. Die Vrobeftränge werden bei dem durch biefe Regl. näher vorzuſchreiberdet 
MWärmegrabe, bie fegejehte Zeit hindurch), getrodnet; auf Grund biefer Austrodnung anf 
Hinzurechnung von eilf Brogent für zulälfige Feuchtigkeit, wird das Handelsgewih 
angemeldeten Menge. roher Seide beſtimmt. 


8.6. Die für Benugung der Anftalt zu entrichtenden Gebühren merben durch dt 


pon Unferm Handelömin. zu genehmigende Tage feftgefebt. 


8. 7. Der Betrag biefer Gebühren iſt bei einfacher Trodnung bom jebem Zheie u— 
fte zu übernehmen. Bel doppeiter Trodnung bezahlt von den doppelten Gebuͤhten da 


erkaͤufer drei Viertheil, der Käufer ein Vierthell. 
VUrkundlich ꝛc. (G. S. 1844, S. 661.) 


Drud von Robert Niſchkowoth in Breolau. 


nung aus dem Auslande rohe Seide erhält, kann folche bei ihrer Ankunft In die fe 
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an. 
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